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Bericlite über Versammlungeii. 

Beilage nr Zeitschrift fttr Medizinalbeamte, 1910. I. 


Beriebt ftber die nichtamtliehe Tenammlnns 
der Bedlalnalbeamten des Beglernni^sbeatrks Hlldeshelm 
am 11. Besember 1909 in Göttinnen. 

Bs nahmen teil Herr Begierangspräsident Fromme, Beg.* und Med.*Bat 
Dr. Arbeit, eämtiiche Kreisärzte mit Aosnahme eines durch Eirankheit rer« 
hinderten, sowie die Herren Geh. Med.-Bat Proi Dr. Gramer und Prot Dr. 
Weber von der Universitäts^Nerrenklinik bezw. Prorinzial*Heil-und Pflege* 
anstalt. 

I« Besichtigungen. Man Tersammelte sich im gerichtsftrstlichen In- 
stitate der Universität and fahr in zwei Omnibassen zunächst zur medizini¬ 
schen Universitätsklinik, wo der Direktor Horr Prof. Dr. Hirsch die 
Fflhrang flboraahm und die neaen Einrichtangen der Poliklinik, der hydro- 
therapeatischen Abteilung und einige Krankensäe zeigte. Besonderes Interesse 
erweckte das neue Absonderungshaus, das aus vier durch Zwischenwände mit 
verscbüe&baren Tflren getrennten Abteilungen fttr die verschiedenen Arten der 
Seuchen besteht und im Kellergeschoß eine Desinfektionseinrichtung besitzt. 
Die innere Binrichtung war auf das zweckmäßigste getroffen. 

Es folgte die Besichtigung des Vorwahrungshauses für unsoziale 
Oeisteskrankebei der Provinzial - Heil- und Pflegeanstalt. Herr Geheimrat 
ProL Dt. Gramer führte kurz aus, in welcher Weise sich historisch die Art 
der Unterbringung geisteskranker Verbrecher entwickelt habe, während Herr 
Oberarzt Prof. Dr. Weber an der Hand von Plänen die Einrichtung der 
Anstalt beschrieb. Daran schloß sich ein Bandgang. Eine kurze Beschräbung 
flndet sich in der Zeitschrift für Medizinalbeamte, Jahrgang 1909, S. 444; eine 
ausifthrliche des Prof. Dr. Weber wird demnächst im Idiniscben Jahr buche 
erscheinen. Die fttr 60 Kranke eingerichtete Anstalt hat 280 000 Mark gekostet. 

Hieran schloß sich die Besichtigung der im Oktober 1906 erbffneten 
Auguste Viktoria-Warteschule in der Gartenstraße fttr arme Kinder 
im Alter von 2—6 Jahren, deren Eltern sich wegen Abwesenheit vom Hause 
oder dringender Arbeit um sie nicht kümmern kOnnen. Die Kinder werden an 
allen Wochentagen morgens gebracht und abends wieder abgeholt. Sie erhalten 
warmes Mittagessen und zum Frühstück und Vesper warme Milch gegen 
Zahlnng von 40 Pfennigen wöchentlich. Auf dem Flur beflndet sich die 
Kleiderablage; zwei große Schulräume, ein Schlafraum mit Matratzen, ein 
Waschraum, Küche, Nebenräume, Abort usw., sowie eine Dienstwohnung für 
die Vorsteherin sind im Erdgeschoß vorhanden. Im Obergeschoß ist ein 
großer Arbeitsraum vorgesehen, der als „Kinderhort* fttr 60 schulpflichtige 
Kinder dient, welche zu Hause jeglicher Zucht und Pflege entbehren müssen, 
weil die Eltern auf Arbeit sind. Die Heizung erfolgt durch Niederdruck- 
dampfheisung. Der Etat balanziert mit 5000 Mark; die Stadt zahlt 1600 Mark, 
die Göttinger Bitterschatt 400 Mark, der Best wird durch Privatwohltätigkeit 
aufgebracht (Baubeschreibung der Warteschale, sowie des Stadtbadehauses 
können durch die Di et rieh sehe Universitätsdruckerei Güttingen bezogen 
werden). 

Mit einem Kostenaufwande von 840000 Mark ist das neue, im Februar 
1906 dem Betriebe übergebene Stadtbadehaus eingerichtet (Baubeschreibuhg 
in der Zeitschrift für Architektur und Ingenieurwesen; 1906, H. 4). Es ent¬ 
hält eine große Schwimmhalle, Wannenbäder I. bis III. Klasse, Koblensäure- 
bäder, Brausebäder, Schwiubäder, ein Dampfbad, Heißloftbad, Inhalatorium 
und Hundebad, eigene Wäscherei und Trockenraum, sowie Dienstwohnungen des 
Verwalters und Heizers. Die innere Einrichtung ist nicht nur zweckent¬ 
sprechend und den Anforderungen der Hygiene genügend, sondern geradsu 
künstlerisch ansgestattet und macht in Jeder Beziehung einen wohltätigen 
Eindruck. 

Im gerichtsärztliohen Institute hatte der Herr Kreisarzt 
Prof. Dr. L 0 c h t e einige interessante Dia^itive und Photographien geriobtlieh- 
medlziniscben Inhaltes aufgestellt. Er kielt sodann einen Vortrag: 
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Bericht über die VersionmlaDg 


II. Ceber TodesKlIe mit geringem oder negatlrem Obdaktlonsbefnnde 
nnd deren Deutung. 

Vertragender geht yon denjenigen Fällen ann^ in denen ans inneren 
Ursachen ein plötzlicher Tod eintieten kann nnd bei denen erfahmngsgemäß 
das Ergebnis der Obdoktion ein geringes ist. Er erOrtert der Beihe nach die 
StOrangen des Herzens nnd des Gefäßsystems, des Nervensystems, der At- 
mnngsorgane, der Verdannngsorgane etc., and kommt zu dem Sdünß, daß es 
sich bei diesen plötzlichen Todesfällen entweder nm Organerkranknngen 
(minderwertige Qesnndheit) oder nm Fehlen der Beservekräfte handelt. 

Je größer das Maß der vorhandenen Beservekräfte ist, am so größer 
maß die Inanspracbnahme dieser Kräfte sein, wenn der Eintritt des Todes 
erklärt werden soll. Vortragender erläatert dies an einer Beihe plötzlicher 
Todesfälle beim Laafen, Badfahren, angestrengtem Badern and Tanzen. 

Im zweiten Teil seines Vortrages wendet sich L. der üntersachong der 
gewaltsamen Todesfälle zn; aach bei diesen spielt die minderwertige 
Oesnndheit bezw. das Fehlen der Beservekräfte eine beachtenswerte Bolle. 

Es kommen der Beihe nach zar Besprechang die traamatischen Todes¬ 
fälle (Commoiio cerebri, Todesfälle bei Stoß gegen die Magengegend, gegen 
den Kehlkopf, bei Verletzang der Geschlechtsteile), die thermisch nnd elek¬ 
trisch bedingten (plötzlicher Tod im Wasser, Hitzscblag, Sonnenstich, Tod 
dnreh Erfrieren etc.) and schließlich die toxischen, za denen L. ans praktischen 
GrSnden dem Erstickongstod, den toxischen Tod im engeren Sinne (Alkaloide, 
Alkohol, Chloroform) and den infektiös toxischen (Lyssa, Tetanns, BotaUsmns, 
Scarlatina ctc.) rechnet. 

Die Kenntnis der nrsächlichen Faktoren ist nm so wichtiger, als 
in vielen Fällen der Praxis nicht eine einzelne schädliche Wirkung in Frage 
kommt, sondern oft deren mehrere zagleicb, z. B. wenn Berauschte erfrieren, 
oder epileptische Trinker im Bade sterben, oder ängstliche Kinder oder alte 
Leute, die sich Narkosen and Operationen unterziehen müssen, unter den 
Händen des Arztes plötzlich zagrando geben. Es ist eine der s^wierigsten, 
aber aach eine der interessantesten and wichtigsten Aufgaben des Gerichts¬ 
arztes, diese Todesfälle in einwandfreier Weise klarzustellen. (Selbstbericht.) 

In der Diskussion hob Prof. Dr. Weber den Wert der mikroskopi¬ 
schen Gehirnontersachang hervor, die bei zweifelhaften Todesfällen den Aus¬ 
schlag geben können (Blatangen im verlängerten Marke). 

III. Den Schloß machte die durch Herrn Beg.- und Med.-Bat 
Dr. Arbeit geleitete Besprechang einiger Paragraphen der neuen Dienst¬ 
anweisung für die Kreisärzte und der neuen Vorschriften für den Jahres¬ 
bericht. Es wurde genehmigt, daß bis zam 1. März zunächst nur die Ab¬ 
schnitte 6—13, die ersten fünf dagegen erst am 1. April abgeliefert würden. 
Besonderes Gewicht wurde n. a. auf die Darchführnng der Desinfektion, die 
Typhnsbekämpfang, Vergrößerung der Hebammenbezirke, Einschränkung der 
Zahl der Hebammen, Kontrolle der Mineralwasseranstalten und Lebensmittel- 
nntersachungsanstalten, Mitwirkung bei der Gewerbeaufsicht, Errichtung von 
Fürsorgestellen für Taberkulöse und Säuglinge, Krankheiten der Schulkinder, 
Errichtung von Leichenhallen and Ausbildung von Krankenpflegerinnen auf 
dem platten Lande gelegt. 

Nach Schluß der Sitzung fand ein vergnügtes Essen im „Englischen 
Hofe* statt. Dr. Becker-ffildeshelm. 


Be^rieht fiber die TersammalaaK der HedisiiaalbeaBiteia de« 
Begr.-Bes. Oanabrftck am 6. Nowember 1909 flm (Sitsiuas«- 
aaale der KSnigliehen BeKiernng; i» Onnabrftek. 

Beginn der Versammlung 11 Uhr vormittags. Anwesend: Die Herren 
Begierungspräsident Boetticher, Ober-Beg.-Bat Gärtner, Beg.- n. Med.- 
Bat Dr. Schneider, sämtliche Kreisärzte des Bezirks, Ereisassistenzarzt 
Dr. Vial in Osnabrück nnd der staatsärztl. geprüfte Arzt Dr. Stucke in 
Bramsebe. 

Nach Bogrüßung der Versammlung durch den Herrn Begierungtpräti- 
dsnten wird in die Tagesordnung eingotreten. 
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lUff.* B. Med.-Bat Dr. Schneider gabzonichat eine Uebenieht Aber 
Ale flr die Medlfinalbenmten besonders wichtigen Gesetze, Mlnlsterlnl’ 
erlasse und Terf&gnngen, welche seit der letzten UedizinalbeamtenTersamm- 
long im Beg.*Bez. Osnabrück bis zu der heutigen erlassen worden sind. Er 
erörterte dabei einige Itlr den Begierungsbezirk besonders in Betracht kom* 
mende Punkte, wie die Unterbrinrang von plötzlich an Cholera erkrankten 
Personen, die an Isolierräume von Erankenhänsem zu stellenden Anlordemngcn, 
die Organisation der Tuberkulosebekämpfung im Bezirk, die Steilung der 
leitenden Erankenhausärzte u. a. m. 

Die bei möglichster Ettrze doch erschöpfende und sehr instruktire 
Uebersidit wurde Zeitig als sehr erfreuliche Neuerung der Medizinalbeamtcn- 
Tcrsammlung begrüßt und einstimmig wurde an den Vorsitzenden die]Bitte 
gerichtet, in Zukunft zu Anfang jeder Versammlung eine gleiche Üebersicht 
SU erstatten. Auf Anfrage des Herrn Begierungspräsidenten wurde festgestellt, 
daß Palle von spinaler Einderlähmung, abgesehen von zwei Fällen 
im Ereise Iburg in letzter Zeit im Bezirke nicht Torgekommen^sind; und. daß 
deshalb Ton besonderen Verordnungen bezüglich dieser Erankheit hier yor- 
iiuflg Abstand genommen werden könnte. 

II. Ereisarzt Dr. Liedig>Lingen: Die Dienstanweisung filr die 
Kreisinte rem 1. September 1909. 

In seinem von großer Sachkenntnis zeugendem Vortrage ging i der Be* 
ferent nach einigen Erörterungen allgemeiner Art im einzelnen auf die Aen* 
derungen ein, welche die neue Dienstanweisung gegenüber der alten aufzu* 
wedaen hat und besprach den Einfluß derselben auf Stellnng]nnd Amtstätigkeit 
der Kreisärzte. 

Die Stellung des Kreisarztes im Beamtenkörper hat be¬ 
sonders durch die Besoldungsordnung eine wesentliche Stärkung und Besserung 
erfahren, weiterhin aber auch durch Steigerung der dienstlichen Aufgaben. 
Dahin gehören z. B. die §§ 67 (Hebammenkontrolle), 73/76 (Wasserver¬ 
sorgung), 81 a (Alkoholismus), 97 (gemeinnützige Bestrebungen für Schulkinder), 
96 (Haltekinder), 98 a (Säuglings*), 103 a (Krüppel - Fürsorge) und auch 97/67 
(Desinfektion und Leichenschau), 91 (Gesundheitsyerhältnisse der^SchuUdnder). 

Ein wünschenswertes Mittel zur Hebung der kreisärztlichen Stellung 
wäre es, wenn alle die Medizualpersonen des Kreises betreffenden Ange- 
legenheitea durch die Hand des Kreisarztes gingen, z. B. auch Auszeichnungen, 
Bwtrafungen, Vereidigung usw. Die Vereidigung des Kreisassistenzarztes ist 
im § 32 bereits in dieser Bichtung festgelegt. 

Beziehungen zu anderen Behörden (§§11—21). Das wichtigste 
ist möglichst ausgiebige persönliche Füblungsnahme, dann wird es auch nicht 
nötig sein, sich stets ängstlich an den Paragraphen zu klammem und Kom¬ 
petenzfragen aufzuwerfen. Sehr bedeutsam ist die Bestimmung, daß alle poli¬ 
zeilichen Anordnungen, welche in das Gebiet des Ereisarztes^failen,[]idem8elbcn 
mitzuteilen sind, sdbst wenn er vor Erlaß desselben bereits gehört wurde 
(§§ 12*, 13,14*). Die Bestimmungen des § 12* und damit auch des § 13, daß 
alle bezüglichen Berichte des Landrates (Magistrates) vor ihrer Absendnng 
dem Kreisarzt zur Kenntnisnahme vorgelegt werden sollen, wird wohl nicht 
immer ganz strenge eingehalten, aber man braucht deshalb nicht stets gleich 
an böse Absidit zu denken. 

§ 143 üat früher vielfach zu Angriffen wesen des „Oebereifers" der 
Krdsärzte geführt, weitaus allerdings wohl zu Unrecht. Die Leistungsfähigkeit 
der Gemeinden wurde bei Verbesserungsvorschlägen des Kreisarztes doch 
hiuflg wohl viel zu gering eingeschätzt. Nach der jetzigen Fassung^soll^die 
Ezekutivbehörde nach .eingehender Prüfung . . . .dasj| Erforderliche ^ veran¬ 
lassen." Der Kreisarzt hat trotzdem im Binzelfalie stets strenge zu unter¬ 
scheiden, was durchaus notwendig und was etwa nur wünschenswert ist, und 
demgemäß seine Vorschläge zu formulieren und zu begründen. Vortragender 
hält es für dringend notwendig, daß die Standesämter die Zählkarten, Sta¬ 
tistiken usw. über Fälle von übertragbaren Krankheiten, Wöchnerinnen und 
Haltekinder durch die Kreisärzte einreichen lassen. Nur so kann § 98* er¬ 
füllt werden, nur so ist es möglich, die vielerorts sehr abweichenden Statistiken 
der Kreisärzte und der Standesämter einigermaßen in Uebereinstimmung zu 
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bilageo. Aneh die Erfflllniiff der Anseigepflicht durch die prektieehen Aerzte 
würde dedarch zweifelloe gebessert. Besonders die Statistik über ^berknlose- 
sterblichkeit bedarf sehr der gemeinschaftlichen Bearbeitung. 

Zur Vermeidung von unnötigem Zeitverlust ist auf den Anzelgeformn- 
laren ein vorgedmckter Vermerk erwünscht, ob der behandelnde Arzt Ein« 
ladung zu den kreisärstlichen Ermittelungen wünscht. 

Die Fassung der §§ 84^ und 115 l&ßt es nur noch mehr wünschenswert 
erscheinen, die Kreisärzte völlig ans der Privatpraxis hinanszuheben, hn In¬ 
teresse ihres guten Verhältnisses zu den praktischen Aerzten. 

Bei § 37 wird der Wunsch ausgesprochen, daß die Medizinaluuter« 
suohungsstellen (ämter) auch negative Ergebnisse der bakteriologischen 
Untersuchung des von Privatärzten eingesandten Materials dem Kreisärzte mit- 
teilen, weil solche oft wertvolle Fingerzeige bei späteren Nachforschungen 
über die Aetiologie von Infektionskrankheiten abgeben kOnnen. 

§ 38 fordert «überzeugende Begründung*. Am besten ist das möglich 
durch häufigere Beteiligung der Kreisärzte an den Sitzungen der Kreis« usw. 
Ausschüsse, Gemeindeversammlungen und persönlicher mündlicher Aussprache. 

§ 48. Die Gerichte beurteilen nicht immer gleichmäßig die „besonderen 
üuutände*, welche die Zuziehung anderer Aerzte ius Sachverständige zulassen 
(Erlaß des Just.-Minist. vom 1. Okt. 1902, § 78 Str. Pr. 0., § 404 Z. Pr. 0. 
sowie den § 1 der D.«A. für die Kreisärzte „der Kreisarzt ist der Geriebtsarzt 
seines Amtsbezirkes“). 

Beim Hebammen wesen zu § 58* wünscht Vortragender Erlaß einer 
besonderen Polizeiverordnnng, um gegen die Hebammen disziplinarisohe Straf¬ 
mittel zu erhalten, welche zwischen Verweis und Entziehung des Prüfungs- 
Zeugnisses liegen. Verweis allein fruchtet oft nicht; anderseits ist vielfach 
die Verfehlung auch keine derartige, daß Entziehung des Prüfungsseugnisses 
berechtigt wäre. 

Bei §§ 66—68 wird Einführung der allgemeinen obligatorischen Leichen¬ 
schau, und zwar durch Aerzte gefordert. 

An der anschließenden Diskussion beteiligte sich die Mehrzahl der An¬ 
wesenden. Es wurde als wünschenswert bezdehnet, daß die Landräte in 
manchen Kreisen bei verschiedenen Anlässen noch mehr wie bisher persönliche 
Fühlung mit den Kreisärzten nehmen mochten. Bei Ortsbesichtigungen hält 
man die Teilnahme des Landrates bei größeren Ortschaften für wünschenswert, 
bei kleberen Ortschaften dagegen meistens für nicht erforderlich und wegen 
der größeren Bewegungsfreiheit der Kreisärzte bei Festlegung der Ternüne 
nicht einmal für erstrebenswert. 

Beg.« u. Med.-Bat Dr. Schneider bemerkt, daß der Aufdruck einer 
Frage, ob der behandelnde Arzt an den Nachforschungen bei Infektionskrank¬ 
heiten beteiligt zu werden wünsche, auf den vorgeschriebenen Anzeigeformu- 
Iwen infolge eines Ministerialerlasses nicht statthaft sei. 

Auf Anregung des Med.-Bats Dr. Strangmeyer wird eine Umfrage 
darüber veranlaßt, ob es wünschenswert sei, daß bei Verdacht auf ansteckende 
Krankheiten dem Verschlage des Dr. Liedig gemäß auch der negative Aus¬ 
fall der bakteriologischen Untersuchung dem Kreisärzte von der Medizinal- 
untersuchungsstelle mitgeteilt werde. Die Mehrzahl der Kreisärzte spricht 
sieh dafür ans, da hierdurch dem Kreisärzte doch häufig wichtige Fingerzeige 
bd seinen Untersuchungen über die Aetiologie eines Krankheitsfalls gegeben 
werden konnten. Viele Aerzte seien geneigt, schon eine einmalige negative 
biAtc biologische Untersuchung als beweisend anznsehen und von weiteren Unter¬ 
suchungen Abstand zu nehmen. Von einigen Seiten werden allerdings auch 
Bedenken geäußert und die Mitteilung des negativen Untersuchungsfalls 
an die Kreisärzte für unzweckmäßig gehalten, weil dieses Vorgehen eventuell 
die praktischen Aerzte von Einsendung des Materials an die Medizinalunter- 
snchungsstelle abhalten konnte. 

Kreisarzt Med.-Bat Dr. Strangmeyer und Sladtarzt Dr. Bitter 
halten ebenso wie Liedig Erlaß einer Polizeiverordnnng für wünschenswert, 
wodurch die Möglichkeit gegeben wird, bei Verfehlungen von Hebammen außer 
Verweis und Beantragung auf Entziehung des Prüfungsseugnisses auch andere 
Strafen, besonders Geldstrafen zu verhängen. Bei manchen Fällen fruchte 
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der Vaiweia auf die Dauer aicbt and, obgleioh Disaiplinierong der Hebamme 
dringend erforderlich sei, liege dodi noch kein begründeter Anlaß zur Ent> 
ziehong des Prttfangszeagnisses vor. In derartigen Fällen habe man jetzt kein 
wirksames Mittel, um eine dauernd renitente Hebamme zum Gehorsam zu 
swingen; durch Verhängung yon Geldstrafen sei dies leicht mOglich. 

Die Kreisärzte Dr. Strangmeyer und Dr. Liedig halten ferner die jetzt 
lihliehe Todesursachenfeststellung in Orten ohne obligatorische Leichenschau 
durch die Standesämter für darchaus unzuyerlässig, speziell auch bezüglich 
der Tuberkolosesterblichkeit. Beide wünschen Beteiligung des Kreisarztes 
bei Aufstellung der Todesursachenstatistik in der Art, daß seitens der Standes* 
imter dem Kreisärzte wöchentlich, eyentuell monatlich, das gesamte Material 
sagestellt wird zur Durchsicht und eyentuellen Berichtigung. Sie halten die 
hierdurch den Kreisärzten erwachsende Mehrarbeit nicht für so sehr erheblich. 
Die meisten übrigen Kreisärzte schlossen sich diesem Wunsche an; es wird 
weiterhin noch heryorgehoben, daß Einführung der obligatorischen ärztlichen 
Leichenschau auch in allen Landkreisen dringend zu erstreben seL Die Aus* 
ftthrung der Leichenschau durch Nichtärzte ist nach übereinstimmender An¬ 
sicht ^er Anwesenden nicht empfehlenswert; die obligatorische Leichenschau 
darf nur durch approbierte Aerzte erfolgen, falls sie wirklich Wert haben soll. 

IIL Med.'Bat Dr. Strangmeyer, Kreisarzt in Quakenbrück: Das Ge¬ 
setz) betreffend die Gebflhren der Medlslnalbeamten yom 14. Juli 1800. 

Nach einigen einleitenden allgemeinen Erörterungen über die neue Ge¬ 
bührenordnung erläuterte der Vortragende in kurzer sachyerständiger Art die 
einzelnen Positionen und hob besonders alle Aenderungen gegenüber den alten 
Gebührenfestsetzangen heryor. Er betonte zum Schluß, di^ die Gebührenord¬ 
nung zwar nicht allen berechtigten Wünschen der Medizinalbeamten entspreche, 
daß sie aber neben einzelnen Verschlechterungen doch auch yiele Verbesserungen 
gegen früher enthalte und im großen und ganzen als ein erfreulicher Fort¬ 
schritt anzusehen sei. 

In der Diskussion, an welcher sich der Vorsitzende und eine große 
Anzahl der Kreisärzte beteiligte, fand noch Aussprache über einzelne Punkte 
statt, welche aber bei der Art des Themas Gesichtspunkte yon erheblicher 
allgemeiner Bedeutung nicht bot. 

IV. Kreisassistenzarzt Dr. Vial, Leiter der Medizinaluntersuchnngs- 
stelle in Osnabrück, erstattete sodann noch ein kurzes Beferat über: Neues 
aus der Bakteriologie. Besprochen wurden hauptsächlich die neueren Unter- 
suchungsergebnisse über Kobragift-Beaktion bei Geisteskranken, Sero- 
diagnose der Lues durch die Wassermannsche Beaktion, das Wesen 
der Hämolyse. Ferner neue Nährboden für Züchtung yon Cho¬ 
lera-Vibrionen, neuere Erfahrungen und Theorien über Ty- 
phusbazillenträger, Vorkommen yon Paratyphus B-Bakterien 
außerhalb des menschlichen Körpers. Durch mehrere Skizzen und 
Abbildungen wurde das Verständnis des kurzen, aber lehrreichen Vortrages 
unterstützt. 

Nach einigen Schlußworten des Vorsitzenden wurde die Versammlung 
geschlossen. 

Die Teilnehmer yereinigten sich nachher noch zu einem gemütlichen 
Mahle im Großen-Club, an welchem auch der Herr Begierungspräsident teil- 
nahnu Dr. Bitter-Osnabrück. 


Berielat Aber den am 10. Juli 1909 abg^ehaltenen Stildtetai; 

der ProT. Hachsen. 

Wiederholt sind gerade auf Städtetagen Vorträge gehalten, die für die 
Medizinalbeamten großes Interesse batten, da sie bedeutungsyolle Fragen aus 
dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege behandelten. Dies gilt auch 
TOD dem nachstehenden, in Nr. 16 der „Gesundheit“, Jahrg. 1909, yeröffent- 
lichtea Vortrag des Prof. Dr. y. Drigalski-Halle a. S., auf dem yorjährigen 
Stidtetag der Pioy. Sachsen über „lufgeben der Kommunalhygiene") so daß 
es angezeigt sein dürfte, hierüber an dieser Stelie ausführlicher zu berichten. 
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briagea. Aaeh die ErfOUnag der Aaaeigepflicht dnieh die praktischen Aerzte 
wOrde dadurch zweifellos gebessert. Besonders die Statistik Ober Taberknlose- 
sterblicbkeit bedarf sehr der gemeinschaftlichen Bearbeitnng. 

Zar Vermeidang tob annOtigem ZeitTerlast ist auf den Anzeigeformn- 
larea ein yorgedruckter Vermerk erwttnscht, ob der behandelnde Arzt Eln- 
ladang za den kreisärztlichen Ermittelangen wOnscht. 

Die Fassung der §§ 84^ and 116 läßt es nur noch mehr wünschenswert 
erschefnen, die Kreisärzte yOUig aas der Priyatpraxis hinaoszuheben, im la> 
teresse ihres gatcn Verhältnisses zu den praktischen Aerzten. 

Bei § 37 wird der Wunsch aasgesprochen, daß die Medizinalauter- 
snehangsstellen (ämter) auch negatiye Ergebnisse der bakteriologischen 
Untersuchang des yon Priyatärzten eingesandten Materials dem Kreisärzte mit* 
teilen, weil solche oft wertyolle Fingerzeige bei späteren Nachforschangen 
Ober die Aetioiogie yon Infektionskrankheiten abgeben kOnnen. 

§ 38 fordert ,überzeagende Begründang“. Am besten ist das möglich 
darch häoflgere Beteiligung der Kreisärzte an den Sitzungen der Kreis* nsw. 
Ausschüsse, Gemeindeyersammlungen und persönlicher mündlicher Aussprache. 

§ 48. Die Gerichte beurteilen nicht immer gleichmäßig die „besonderen 
Umstände“, welche die Zuziehung anderer Aerzte als Sachyerständlge zulassen 
(Erlaß des Just.-Hinist. yom 1. Okt. 1902, § 78 Str. Fr. 0., § 404 Z. Pr. 0. 
sowie den § 1 der D.*A. für die Kreisärzte „der Kreisarzt ist der Gerichtsarzt 
seines Amtsbezirkes“). 

Beim Hebammenwesen zu § 58' wünscht Vortragender Erlaß einer 
besonderen Polizeiyerordnung, um gegen die Hebammen disziplinarische Straf* 
mittel zu erhalten, welche zwischen Verweis und Entziehung des Prüfungs* 
Zeugnisses liegen. Verweis allein fruchtet oft nicht; anderseits ist yielfach 
die Verfehlung auch keine derartige, daß Entziehung des PrOfungszeugnisses 
berechtigt wäre. 

Bei §§ 66—68 wird Einführung der allgemeinen obligatorischen Leichen* 
schau, und zwar durch Aerzte gefordert. 

An der anschließenden Diskussion beteiligte sich die Mehrzahl der An¬ 
wesenden. Es wurde als wünschenswert bezeichnet, daß die Landräte in 
manchen Slreisen bei yerschiedenen Anlässen noch mehr wie bisher persönliche 
Fühlung mit den Kreisärzten nehmen mochten. Bei Ortsbesichtigungen hält 
man die Teilnahme des Landrates bei größeren Ortschaften für wünschenswert, 
bei kieberen Ortschaften dagegen meistens für nicht erforderlich und wegen 
der größeren Bewegungsfreiheit der Kreisärzte bei Festlegung der Ternrine 
nicht einmal für erstrebenswert. 

Beg.* u. Med.-Bat Dr. Schneider bemerkt, daß der Aufdruck einer 
Frage, ob der behandelnde Arzt an den Nachforschungen bei Infektionskrank¬ 
heiten beteiiigt zu werden wünsche, aut den yorgeschriebenen Anzeigeformu* 
iven infolge eines Ministerialerlasses nicht statthaft sei. 

Auf Anregung des Med.*Bats Dr. Strangmeyer wird eine Umfrage 
darüber yeranlaßt, ob es wünschenswert sei, daß bei Verdacht auf ansteckende 
Krankheiten dem Verschlage des Dr. Liedig gemäß auch der negatiye Ans- 
faU der bakteriologischen Untersuchung dem Kreisärzte yon der Medizinal- 
untersnchungsstelle mitgeteilt werde. Die Mehrzahl der Kreisärzte spricht 
sich dafür ans, da hierdurch dem Kreisärzte doch häufig wichtige Fingerzeige 
bei seinen Untersuchungen über die Aetioiogie eines Krankheitsfalls gegeben 
werden konnten. Viele Aerzte seien geneigt, schon eine einmalige negatiye 
bakteriologische Untersuchung als beweisend anznseben und yon weiteren Unter¬ 
suchungen Abstand zu nehmen. Von einigen Seiten werden allerdings auch 
Bedenken geäußert und die Mitteilung des negativen UntersuchungsfaUs 
an die Kreisärzte für unzweckmäßig gehalten, weil dieses Vorgehen eventuell 
die praktischen Aerzte von Einsendung des Materials an die Medizinalunter- 
snohungsstelle abhalten konnte. 

Krebarzt Med.-Bat Dr. Strangmeyer und Sladtarzt Dr. Bitter 
halten ebenso wie Liedig Erlaß eher Polizeiverordnung für wünschenswert, 
wodurch die Möglichkeit gegeben wird, bei Verfehlungen von Hebammen außer 
Verweis und Beantragung auf Entziehung des Prüfungssengnisses auch andere 
Strafen, besonders Geldstrafen zu verhängen. Bei manchen Fällen fruchte 
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dar Verweis auf die Dauer nicht und, obgleich Disziplinierang der Hebamme 
dringend erforderlich sei, liege doch noch kein begründeter Anlaß zur Ent* 
ziehong des Prüfungszeagnisses vor. In derartigen Fällen habe man jetzt kein 
wirksames Mittel, um eine dauernd renitente Hebamme zum Gehorsam zu 
zwingen; durch Verhängung von Geldstrafen sei dies leicht mOglich. 

Die Kreisärzte Dr. Strangmeyer und Dr. Liedig halten ferner die jetzt 
fihliche Todesursachenfeststellung in Orten ohne obligatorische Leichenschau 
durch die Standesämter für durchaus unzuverlässig, speziell auch bezüglich 
der Tuberkolosesterblichkeit. Beide wünschen Beteiligung des Kreisarztes 
bei Aufstellung der Todesursachenstatistik in der Art, daß seitens der Standes¬ 
ämter dem Kreisärzte wöchentlich, eventuell monatlich, das gesamte Material 
sugestellt wird zur Durchsicht und eventuellen Berichtigung. Sie halten die 
hierdurch den Kreisärzten erwachsende Mehrarbeit nicht für so sehr erhebliclu 
Die meisten übrigen Kreisärzte schlossen sich diesem Wunsche an; es wird 
weiterhin noch hervorgehoben, daß Einführung der obligatorischen ärztlichen 
Leichenschau auch in allen Landkreisen dringend zu erstreben seL Die Aus¬ 
führung der Leichenschau durch Nichtärzte ist nach übereinstimmender An- 
sieht idler Anwesenden nicht empfehlenswert; die obligatorische Leichenschau 
darf nur durch approbierte Aerzte erfolgen, falls sie wirklich Wert haben soll. 

IIL Med.-Bat Dr. Strangmeyer, Kreisarzt in Quakenbrfick: Das Ge- 
setS) betreffend die Gebühren der Medlzlnalbeamten vom 14. Juli 1900. 

Nach einigen einleitenden allgemeinen Erörterungen über die neue Ge¬ 
bührenordnung erläuterte der Vortragende in kurzer sachverständiger Art die 
einzelnen Positionen und hob besonders alle Aenderungen gegenüber den alten 
Gebührenfestsetznngen hervor. Er betonte zum Schluß, daß die Gebührenord¬ 
nung zwar nicht allen berechtigten Wünschen der Medizinalbeamten entspreche, 
daß sie aber neben einzelnen Verschlechterungen doch auch viele Verbesserungen 
gegen früher enthalte und im großen und ganzen als ein erfreulicher Fort- 
scuritt anzusehen sei. 

In der Diskussion, an welcher sich der Vorsitzende und eine große 
Anzahl der Kreisärzte beteiligte, fand noch Aussprache über einzelne Punkte 
statt, welche aber bei der Art des Themas Gesichtspunkte von erheblicher 
allgemeiner Bedeutung nicht bot. 

IV. Kreisassistenzarzt Dr. Vial, Leiter der Mediziaaluntersucbungs- 
stelle in Osnabrück, erstattete sodann noch ein kurzes Beferat über: Neues 
aus der Bakteriologie. Besprochen wurden hauptsächlich die neueren Unter- 
snehungaergebnisse über Kobragift-Beaktion bei Geisteskranken, Sero¬ 
diagnose der Lues durch die Wassermannsche Beaktion, das Wesen 
der Hämolyse. Ferner neue Nährboden für Züchtung von Cho¬ 
lera-Vibrionen, neuere Erfahrungen und Theorien über Ty- 
phnsbazillenträger, Vorkommen von Paratyphus B-Bakterien 
außerhalb des menschlichen KOrpers. Durch mehrere Skizzen und 
Abbildungen wurde das Verständnis des kurzen, aber lehrrdchen Vortrages 
unterstützt. 

Nach einigen Schlußworten des Vorsitzenden wurde die Versammlung 
geschlossen. 

Die Teilnehmer vereinigten sich nachher noch zu einem gemütlichen 
Mahle im Großen-Club, an welchem auch der Herr Begierangspräsident teil¬ 
nahm. Dr. Bitter-Osnabrück. 


Bericht über den am 10. Juli 1009 abcehaltenem Stüdtetae 

der ProT. Hachsen. 

Wiederholt sind gerade auf Städtetagen Vorträge gehalten, die für die 
Medisinalbeamten großes Interesse batten, da sie bedeutungsvolle Fragen ans 
dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege behandelten. Dies gilt auch 
von dem nachstehenden, in Nr. 16 der .Gesundheit", Jahrg. 1909, veröffent¬ 
lichten Vortrag des Prof. Dr. v. Drigalski-Halle a. 8., auf dem vorjährigen 
Stidtetag der Prov. Sachsen über „Aufgaben der Kommunalhygiene") so daß 
es angezeigt sein dürfte, hierüber an dieser Stelle ausitthrlicher zu berichten. 
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B«rickt iiktr di 


10. Jtli 1909 


Die KoaamBelhyriene beeohiftigt eich aemeBtUcb mit euer geerdaeten 
NebrmgemlUel'KoBtroUe, eiaer einwaadfreiea WeMerrersorgiug oad Ablell* 
Beeeitlgong. 

Die Sorge fttr einen Verkehr mit gesunden Nehrnngsmitteln wird künftig 
zweckm&Sig schon aof den SchlachthOfen die Ergebnisse der neuen Forschung 
berücksich^en, die gezeigt haben, daß im allgemeinen nicht tote chemische, 
sondern bakterielle Qifte bei Fleiscn* und Wurstrerunreinifi^gen die wesent- 
Uohste Bolle spielen. Die Milchbygiene hat mit der Tatsache zu rechnen, daß 
in gewissen FÜlen solche «Fleischgiltbildnei" schon beim Milchvieh gefunden 
wurden. MUch- und Butteruntersuchungea müssen ganz entschieden hSufiger 
und strenger durchgeführt werden. Dagegen wird man zweckmäßig auf 
andere Mittel zum Nachweis und zur ünterdiückung von Weinfälachnng sinnen 
müssen, denn die heutigen chemischen Methoden versagen zu oft und sind dabei 
za umständlich und zu teuer. An der Oberleitung eines Untersuchungsamtes 
muß in irgend einer Weise ein bakteriologisch «hygienisch wohl ansgebildeter 
Arzt beteiligt sein. 

Bnhmreiche Leistungen haben die größeren Kommunen in unseren 
Tagen auf dem Gebiet der Wasserversorgung zu verzeichnen. Man ist 
endgültig dazu übergegangen, ein einwandfreies Grundwasser, das in keiner 
diresten Verbindung mit der Erdoberfläche stehen darf, als die sicherste 
Wasser quelle anznsehen. Grnndwasserwerke sind die Forderung des Tages. 
Jede Kommune, welche das ermöglichen kann, soll ein solches besitzen. Aber 
in manchen Gegenden ist diese Forderung infolge höherer Gewalt nicht 
durchführbar. Lehrreich sind die Verhältnisse im Buhrkohlen - Bevier. 
Mehrfach fehlt es hier an ausreichenden, wasserführendem Gelände, und 
so waren manche Brunnen dem Buhrufer so bedenklich nahe gestellt, daß 
man bei der Bodenbeschaffenbeit (grober Kies und Schotter) erst nicht recht 
an eine genügende Filtration zu glauben vermochte; es zeigte sich aber bei 
genauen dauernd fortgesetzten bakteriologischen Kontrollen, daß sie für 
gewOhnlieb ein ganz leidliches Wasser geben, dessen Giennß jedenfalls keine 
allgemeine Gefahr bedeutete. Die Brunnen werden fortdauernd bakteriologisch 
überwacht; ist das Ergebnis ein bedenkliches, sodaß Oberflächenwasserein- 
brücbe zu befürchten sind, dann geht an alle Konsumenten die Warnung, das 
Wasser für eine bestimmte Zeit nicht ungekocht zu genießen. — In einer ganz 
eigentümlichen, auch für uns lehrreichen Weise, haben die in schwieriger Lage 
beflndlichen Pariser sich zu helfen gewußt. Ihr Qnellengebiet umfaßt ganze 
Provinzen mit Leitungslängen von Dutzenden von Meilen. Diese Quellen haben 
vielfach Oberflädienzuflüsse und brachten daher oft genug Typhus nsw. nach 
Paris hinein. Da man auf das Wasser nicht verzichten konnte, ging man an 
den Schutz der Qnellgebiete, deren geologische und hydrologische Beschaffen« 
heit so genau studiert wurde, daß man heute die Einbrnchsteilen von Ober« 
flächenwasser als gefährdete Bezirke gut kennt. Diese Landstrecken sind 
aber viel zu umfangreich, als daß man sie als Schutzbezirke dem Verkehr 
und der Bewohnung hätte entziehen kOnnen. Da auch nur gewisse Krank¬ 
heitskeime als Gefurbringer in Frage kamen, kümmerte man sich ein^hend 
nur um diese und suchte sie von den Quellgebietea fern zu halten. Durch 
eine Beihe bakteriologischer Laboratorien, welche in geeigneter Weise über 
die Distrikte verteilt sind, stellt man fest, wer ansteckende (Typhus usw.) 
Keime abscheidet und überwacht die Unschädlichmachung dieser Abgänge 
solange, als ihre Ansteckungsfähigkeit dauert. 

Eine gesnndheitsgemäße, d. h. saubere Lebenshaltung wird nur dadurch 
ermöglicht, daß auch die Gesamtheit der Abgänge des menschlichen Haushalts 
rasch und restlos ans den Häusern entfernt mrd. Dies geschieht mit Hilfe der 
Kanalisation, die ihren vollen Wert erst erhält, wenn schon die Haus- 
anschlüBse zahlreich genug und insbesondere die Abortanschlüsse sauber und 
einwandfrei sind. Die Bieselfelder sind gewiß eine vortreffliche Sache für eine 
wirklich fast einwandfreie Beinigung dieser nun einmal mit mehr oder minder vielen 
Krankheitziffem beladenen Abwässer. Nicht selten aber ist ihre Anlage un¬ 
möglich. Ist nun der Vorfluter sehr groß, die Abwässermenge gering, so kann 
die einfache Verdünnung einer so wesentlichen Beinigung dieser Ezkrete 
gleiohkommen, daß gegen die direkte Einleitung nichts einsuwenden ist. 
Handelt es sich aber um mittlere Wassermengen im Vorfluter und die Ab« 
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wiwei eiaer grSßeren Stadt, so moB schon ans allgemeinhygienischen 
OrUnden eine Vorreinlgang angewendet werden, welche den Vorflater von 
einem Teil der groben Schmntzwisser entlastet. Dazu dienen EUranlagen — 
biologische mit sogenannten Ozydations-EOrpern, mechanische als einfache 
Absitz- bezw. Trennbassin. An gewissen Stellen, z. B. Fabrikanlagen, isolierten 
Villen, Eolonien nsw. mit kleinen Abzngsbachen, werden die weitergehenden 
Leistungen der sog. biologischen Anlagen trotz ihrer in Anlage und Betrieb 
höheren Eosten oft von größtem Nutzen sein. Nur ist vor der Vorstellung 
zu warnen, als habe das Abwasser mit der Schönung auch eine ünscbädlich- 
maehung, d. h. Desinfektion erfahren. 

Andere Abfälle gelangen oder entstehen unmittelbar auf Straßen und 
Plätzen; ihre Beseitigung setzt zur Verhütung unangenehmer Stanbplagen 
eine geordnete Straßenreinignng, zu deren Erleichterung aber auch 
eine zweckmäßige Anlage der Straßendämme, voraus. Eine Stadt mit ebenen 
Straßen wird in der Anlage der am leichtesten rasch und vollkommen zu rein!- 
mden Asphaltbabnen das Beste sehen. Hier sei nur hervorgehoben, daß die 
Straße rasch und leicht auf feuchtem Wege zu reinigen sein muß, und daß sie 
Ihrerseits unter der Beanspruchung durch starken Verkehr nicht etwa nur Bil¬ 
dung reichlichen oder gar gefährlichen Staubes führen darf. 

Wie wesentlich zunächst in ethischer Beziehung gesunde Wohnungs- 
Verhältnisse sind, bedarf hier keiner Erörterung; die Ansbrdtung des Al- 
koholismus, der sexuellen Frühreife, der Prostitution, der Geschlechtskrankheiten 
wird begünstigt und befördert durch diese elenden überlegten Wohnungen. 
Sie sind ferner — und das kann nicht oft und laut genug gesagt werden —, 
Brutstätten und Vervielfältigungspiätze für das große Heer jener an sich 
unnötigen und ausrottbaren Plagen, welche jahrein, jahraus ein Ungeheures 
an Gesundheit und Geld kosten, nämlich der ansteckenden Erankheiten. 
Auch ohne diese akuten Bedrohungen bedingt der Mangel an Licht und Luft 
in solchen Wohnungen natürlich leicht Mängel der Entwicklung und Eörper- 
besehaffenheit wie Bhachitis, Blutarmut, Bleichsucht. 

Am auffälligsten tritt der Zusammenhang schlechter Wohnungsverhält¬ 
nisse und seiner konstanten sehr hohen Säuglingssterblichkeit in Er¬ 
scheinung. Eine geordnete Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit hat alles 
in Betracht zu ziehen, was an vermeidbaren Schäden bekannt ist: Häufiges 
Fehlen der natürlichen Ernährung — Mängel in der Eindespfiege — mangel¬ 
hafte Beschaffenheit etwaiger künstlicher Nahrung. Nicht die Errichtung von 
Milchküchen, sondern Förderung des Stillens und Hebung der Eindespfiege 
soll aber die Hauptforderung sein. 

Für ein gefährdetes Lebensalter gilt weiterhin dasjenige der Schul¬ 
pflichtigen; es stand bisher nahezu fest, daß der Schulzwang im allgemebea 
auch das ganze Heer der sogen. Schulkrankheiten nach sich ziehen müsse. 
Neuerdings ist man darüber zu etwas anderen Ansichten gekommen und der 
Entschluß, die dem Schulzwang unterworfenen Unmündigen fernerhin nicht 
mehr fast schutzlos schweren Schädigungen preiszugeben, hat seinen äußeren 
Ausdruck in der Einführung eines geregelten schulärztlichen Dienstes 
in vielen Städten gefunden. Vielleicht könnte noch mehr als bisher für Wasdi- 
gelegenheiten in den Schulen und für Staubverbütung auf Schulhöfen gesorgt 
werden. 

Ein weiteres Feld für praktische schulärztliche Bestäti^g bietet die 
Verhütung und Bekämpfung der übertragenden Erankheiten In den Schulen 
dar, wie sie für Preußen der Ministererlaß vom 9. Juli 1907 vorschreibt. 
Das Verfahren gestaltet sich in Halle kurz so, daß alle durch amtliche 
sowohl, wie durch unverbindliche private Meldungen der Lehrer bekannt 
gewordenen Angesteckten erst einer Prüfung auf etwa noch bestehende Ueber- 
tragungsfähigkeit vom Schularzt unterzogen werden, bevor sie wieder zum 
Schulbesuch zugelassen werden. 

Bei der Diphtherie, die ihre Opfer zu rund 60*/<> unter den Schulkindern 
sucht, ist es mit vortrefflichen bakteriologischen Methoden sehr leicht, festsu- 
stellen, ob ein Genesener etwa noch ansteckend ist. Gesunde HBazillenträgei* 
sind nuten und machen praktisch keine Schwierigkeiten. Die Anstecknngs- 
fihlgkeit genesener Schulkinder dauerte mit einer Ausnahme nie länger als 
5—6 Woeita, ia den allermelstsa FäUea war sie ia slnsr Bslhs vea Tagen 



8 Bericht ttber den am 10. Juli 1909 abgehalteneB<4tädteiag der ProT. Sachsen. 


erloschen; es war ohne Schwierigkeit dorchlfthrbar, 218 solcher ansteckender 
Genesener der Schale lemsahalten. ln einem Falle nur dauerte die Aas- 
scheidong 8 Monate lang. 

Die Kurve der Diphtherie-Erkrankangen geht während der betr. Zeit 
sowohl Ittr die Gesamtbeyölkerang wie Ittr die Schulkinder deutlich herab. 
Das ist selbstverständlich durchaus nicht als Beweis etwa schon ersielter 
Erfolge anzusehenl Wohl aber als Beweis dafür, daß die oben ausgeführten 
möglichen SchÜigungen praktisch nicht oingetreten waren. 

lieber die Technik dieses umfänglichen und sehr interessant su ge¬ 
staltenden Dienstes hier nur soviel, daß sie als Organ nach der Ansicht des 
Verfassers in größeren Städten den Schularzt im Hauptamt verlangt. 

Der Kampf gegen die Infektionskrankheiten, wie Typhnst 
Tuberkulose usw. ist mit Becht aus dem Stadium der Verteidigung in das 
des Angriffes übergegangen. Eine wirksame Kontrolle der Desinfektion hat 
zunächst den Zeitpunkt festzustellen, zu dem die Schlußdesinfektion sinn¬ 
gemäß und wirksam geschehen muß. 

Eine ungemein wichtige, sehr im öffentlichen Interesse gelegene Sorge 
ist ferner die für die ..laufende Desinfektion“, schon allein, weil iue exakte 
Durchführung die teure „Schlußdesinfektion“ überhaupt unnötig machen könnte. 
Verfasser empfiehlt, diese Fürsorge durch geeignete Organe in die Häuser 
tragen za lassen, dort regelmäßig und systematisch nachzusehen, ob die ein¬ 
fachen Vorschriften auch befolgt werden, und immer wieder über das Wesen 
derselben mündlich und persönlich aufzuklären. Wie man solche Organe 
nennen, ob man sie als Gesundheitsaufseher, Stadtschwestern, Gesundheits- 
inspektoren, Desinfektionskontrolleure bezeichnen will, ist durchaus Ge¬ 
schmackssache. 

Wie groß der durch die Geschlechtskrankheiten und den chro¬ 
nischen Alkoholismus verursachte rein materielle Schaden ist, läßt sich heute 
auch nicht annähernd sagen. Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, aus 
äußeren Gründen besonders schwierig, hat nach den für ansteckende Krank¬ 
heiten überhaupt geltenden Grundsätzen zu erfolgen. Auch hierbei ist ein 
gewisses Verständnis der breiten Massen unerläßlich, Aufklärung also vonnöten. 
Unannehmbar ist der Vorschlag, die Aufklärung über sexuelle Beziehungen 
und Vorgänge dem Unterricht einzugliedem. Hingegen ist Verfasser dafür, 
die Schüler, und zwar auch solche der Volksschulen, nicht angewarnt in ein 
Leben und eine Entwicklung hineingehen zu lassen, die nun einmal, zumal in 
großstädtischen Verhältnissen, schwere Gefahren bergen, die schwersten für 
die Unwissenden. Bezüglich der Schülerinnen haben wir es den betreffenden 
Lehrerinnen nach Rücksprache mit diesen überlassen, in ihnen geeignet er¬ 
scheinender Weise ein ernstes Wort mit den abgehenden Mädchen zu sprechen. 

Die gleiche Gelegenheit haben wir benutzt, um jene wie auch Schüler 
der Handwerker-Fortbildungsschulen usw. eindringlich über die gesundheit¬ 
liche und volkswirtschaftliche Seite der Alkoholfrage aufzuklären. 

Zur Wahrnehmung solcher und ähnlicher Aufgaben bedürfen die 
Kommunen eines besonderen Organes; in kleineren wird das der Kreisarzt 
bleiben, in größeren wird eine besondere Amtsstelle dafür unumgänglich 
nöüg werden, wobei es an sich gleichgültig ist, ob man sie als ^Gesundheitsamt“ 
oder yStadtarzt“ bezeichnen will. Der Stadtarzt in Halle ist Kommunalbeamter, 
betreibt keine Praxis, und hat u. a. die Leitung des gesamten schulärztlichen 
Dienstes; er ist im „inneren Dienst Dezernent“, hat als solcher die Befugnis, 
an den Magistratssitznngen ieilzunehmen und dort (bezw. auch schriftlich an 
den Magistrat) jederzeit seine Anträge usw. vorzubringen. Er ist Mitglied der 
Schuldeputation mit beratender Stimme; an allen Sitzungen der in Betracht 
kommenden sonstigen Deputationen und Kommissionen nimmt er gleicherweise 
teil. Nadr außen schreibt er stets unter der Firma „Magistrat“ unter Mit- 
zeiohnung des zuständigen Dezernenten. 

Dr. Wo 1 f- Witzenhansen. 


Bedaktlon: Geh.Med.-BatProf. Dr. Bapmand,Beg.-a.Med.-BatinMiBdeni. W. 
J. 0. C.lrlBi, ■•rtofl. SiMlif. «. F. S«k-L„. M«fb«e1bdni«k«rei im Mladtn. 
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Bericht Aber die JahresTerflamnlimc 
des MedislniübeamtenTereiiis des Bes • Bes. llarieBwerder 

am SO. Hovember 1009. 

Der VordtseBde Beg.- und Qeh. Med.-Bat Dr. y. Hake erOffaete die 
Sitrang Tormittage 9^1» Uhr im Hotel Schwarzer Adler in Grandenz. 

Anwesend sind neben dem Vorsitzenden 12 Kreisärzte, 2 Kreisassistenz- 
inte vnd 2 staatsirstlioh geprüfte Aerzte. 

L In die Tagesordnung wird eingetreten durch Herrn Beg.- u. Geh. Hed.- 
BatDr. T. Hake mit einem Vorträge über Fflrsoii;e für Slugltnge usd 
WSchserlaneB Is Schweden. Der Herr Vortragende gibt hierin seine Er¬ 
fahrungen wieder, die er im rergangenen Sommer gelegentlich der Gesell¬ 
schaftsreise der Zentralstelle für Volks Wohlfahrt in Berlin, an der er im Auf¬ 
träge des Hem Kultusministers teilnahm, gesammelt hat. Die wichtigste 
Btnriehtunff auf diesem Gebiete ist die , Allgemeine Kinderhauseinrichtung“ 
hl Stockholm, welche in der Stadt das , Allgemeine EUnderhaus" errichtet hat, 
in dem im allgemehien nur gesunde Kinder, vorwiegend Säuglinge Aufnahme 
inden. Die Ernährung dieser geschieht durch die Mütter oder durch Ammen. 
Nach der Impfung werden die gesunden Kinder in Familienpflege gegeben, wo 
sie bis zum 14. Jahre bleiben. Die Pflegeeltern sind der Aufsicht von Geist- 
lidien unterstellt. Die schwächlichen Kinder bleiben in der Anstalt. Es ist 
nun auffUlig, daß die Sterblichkeit der in der Anstalt verbleibenden, schwäch- 
Uehen Kinder 9^/o, diejenige aller Kinderhanskinder, also einschließlich der in 
Familienpflege untergebrachten dagegen 19,6 "/o beträgt. (Es spricht dies jeden¬ 
falls nicht für die Güte der Familienpflege und für die Zweckmäßigkeit der 
Beanfsichtigunu durch die Geistlichkeit! Bel) 

Die nach etwas anderen Gesichtspunkten errichtete Anstalt „Kinder- 
sehutz* in GOteborg nimmt besonders solche gesunde Kinder bis zum 2. Lebens¬ 
jahr auf, deren Eltern krank, insbesondere tuberknlüs sind, um sie der An¬ 
steckungsgefahr zu entziehen. Die Kinder bleiben bis zum 8. Lebensjahr in 
der Anstalt und werden, wenn sie tuberkulös belastet sind, noch bis zur Ein¬ 
segnung auf dem Lande untergebracht. 

Von weiteren Veranstaltungen zur Unterstützung der Säuglingspflege 
sind noch besonders zu erwähnen die ähnlich wie bei uns eingerichteten MUch- 
kiehea. Seit dem Jahre 1909 sind auch alle Kinder gesetzlich einer besonderen 
Aufsicht unterstellt. Heben diesen Einrichtungen, welche direkt die Pflege 
des Säuglings bezwecken, sind auch Bestrebungen weit verbreitet, welche & 
Belehrung der heranwachsenden, weiblichen Jugend in der Säuglingspflege sich 
nur Aufgabe machen. In einer Mädchenschule zu Stockholm ist der Unter¬ 
richt hierin sogar obligatorisch, während in vielen Schulen freiwillige 
Kurse abgehalten werden. Für Wöchnerinnen sorgen vielfach Asyle, welche 
die Frauen nach der Entlassung aus der Entbindungsanstalt aufnehmen. Wenn 
anch die einzelnen Einrichtungen, abgesehen vom , Allgemeinen Kinderhaus* 
in Stockholm meist nur klein sind, so sind sie doch bei ihrer weiten Verbrei- 
tug nach Ansicht des Herrn Vortragenden geeignet, sehr segensvoll zu wirken. 

Mach der sehr angeregten Diskussion über das Thema erfolgt: 
n. Bespreehnng einer grösseren Anzahl dienstlicher Fragen. 

m. Als letzten Punkt der Tagesordnung hält darauf Ereisassistensarst 
Dr.Thomas einen Vortrag über die Wassermannsehe Beaktien und Ihre 
Bedentnnf fßr die Praxis. Ausgehend von den Ehrlich sehen Anschauungen 
Iber die Ernährung des Protoplasmas und die Angriffsweise der Giftstoffe an 
dasselbe wird die Bezeptorentheorie, insbesondere der Vorgang der Bakterio- 
nnd Haemelyse an der Hand von Wandtafeln, welche ue Ehrlichschen 
Schemata wiedergeben, kurz besprochen. Hierauf fußend wird das Phaenomen 
der Komplemeatbindung erörtert, sowie dessen Spezifltät und klinische Ver¬ 
wertbarkeit hervorgehoben. Nach kurzer Skizzierung des weiteren Ausbaues 
der Methode durch Gengon, Moreschi, Wassermann und Bruck geht 
Vortragender zur Anwendung derselben auf die Syphilis durch Neisser, 
WaasermanB und Bruck über. Wenn anch die theoretischen Grundlagen 
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der Beektion heute nicht klar sind, nachdem man gefunden hat, daß nicht nur 
BTphUiUeche, sondern auch normale, insbesondere alkoholische Organextrakte, 
ia sogar reine Fette die Beaktion geben, so hat doch ihre klinische Verwert* 
barkmt darunter nicht gelitten. 

Weder die positiren Befunde bei Scharlach noch bei gewissen Protozoen* 
erkranknngen beeinträchtigen die Brauchbarkeit der Meth^e. Bei tuberliser 
Lepra reaäert das Serum nicht nur mit luetischen Organeztrakt, sondern auch 
mit Tuberkulin. In den seltenen Fällen yon hochfieberhaften oder schwer 
kachektischen Zuständen mit positiver Beaktion handelt es sich nach den 
üntersnchnngen von Bruck vielleicbt um eine Blutsersetzung ähnlich wie 
beim Leichenblnt. Nach einer Zusammenstelinng von Bruck gaben 5028 
KontroUnntersuchun^en nur 69 positive Besultate dnschließlich Ssr von den 
Autoren bei Kacbezie und hohem Fieber erhobenen Befunde. 

Es wird darauf die Häufigkeit des Auftretens der Beaktion in den ver* 
sehiedenen Stadien besprochen. Im Primärstadium erscheint sie beim Menschen 
in der Begel nicht vor der 6. Woche p. inf., wenn auch Ausnahmen Vorkommen 
(Fiül V. Lesser: 8 Tage p. inf.). Sie ist ein Zeichen für die Durchseuchung 
des gesamten Körpers. Floride Syphilis im 2. Stadium gibt nach dem Durch* 
schnitt der Autoren 90*/o, nach Bruck bei Anwendung zweier Extrakte sogar 
100’/o positive Besultate. Im 8. Stadium sind die positiven Befunde wieder 
seltener (ca. 80*/o), woU, weil hier vorwiegend lokale Herde mit geringen 
Spirochätenmengen vorhanden sind. Um so hoher ist hier im Gegensatz zum 
8. Stadium der diagnostische Wert. — Festznhalten ist stets: Eine positive 
Beaktion beweist nur stattgehabte Infektion bezw. noch bestehende Krankheit, 
niemals aber die syphilitische Natur des fraglichen Leidens. 

In der Latenz schwankt die Zahl der positiven Beaktionen bei den ver* 
sehiedenen Autoren ganz außerordentlich, je nach dem Alter der Kränkelt und 
dem Einfluß der Behandlung. Die Frflhlatenz gibt im allgemeinen bO*/o, die 
Spätlatenz 85*/o positive Besultate. 

Ob der positive Ausfall der Beaktion noch Krankheit bedeutet, welche 
Ansicht Neisser, Bruck, Citron vertreten, ist noch nicht entschieden. 
Gewichtige Grflnde sprechen dnfftr. 

Der Einfluß der Behandlung tritt in großen Zahlen ganz eklatant, im 
dnzelnen Falle jedoch oft weniger scharf hervor. Trotzdem soll die Behänd* 
lung stets unter Kontrolle durch die Beaktion eingeleitet und durcbgefUhrt 
werden. Das Normale ist am Schluß einer sorgfältig durchgeltthrten Behänd* 
lung eine ne^tive Beaktion. Sie muß mit möglichster Energie erstrebt werden, 
besonders mit Bflckdcht auf die Blaschkosche Statistik, nach der '/a 
Syphilitiker an ihrer Syphilis sterben, und zwar an Tabes, Paralyse und 
Aortenaneurysma, welche in einem bedeutend höheren Prozentsatz der Fälle 
(60-*100*/o) oine positive Beaktion geben als spätlatente Syphilitiker. 

Eine Prognose läßt sich auf Grund der Beaktion nur ganz allgemein, 
Elnaelfall nur mu größter Vorsicht stellen. Dr. T h o m a s, jetzt in Magdeburg. 


Berlelit ttber die Herbsteltemmc des SlsM8*liOthr]m|[iseben 
Hedlslmmlbemmitenwereina sim 19. Desember 1909 
in Otrnssbnrc I. £ls. 

Der Vorsitzende, Beg.- u. Med.-Bat Dr. Hecker eröffnet die Sitzung 
nachm. 4 Uhr ia dem Saale des Hotel Pfeiffer in Straßbnrg. Anwesend 
sind, außer dem Vorsitzenden, die Herren Dr.Dr. Belin, Eyles, Haag, 
Hof fei. Ho Iz man n,KOster,Krimke, Kuhn, Le vy, Meyer, Mttller* 
Herrings, Pawolleck, Bansohoff, Sandtner, Schlehe, Sorgius, 
Welcher, Wollenberg; mit Entschuldigung fehlt Dr. de Bary. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird gntgeheißen. 

L GesehlftUehes« Die satzungsgemäß ausscheidenden Vorstandsmitglieder 
werden wiedergewählt bis auf Beg.* n. Med.-Bat de Bary, welcher schriftlieh 
gebeten hatte, ihn nicht wieder zum Kassierer zu wählen. An seiner Stelle 
wird der Kreisassistenzarzt Dr. Kuhn mit diesem Amte beauftragt. Gemäß 
Beschluß der letzten Hauptversammlung war an das Ministerium die Bitte 
gerichtet worden, auch fflr die Kreisärzte, so lange sie nicht mit Pensions* 
berechtignng angestellt sind — ähnlich wie es seit längerer Zeit bereits für 
die Kreistieräsate geschieht — jährlich eine entsprechende Summe einaustellen 
zur Unterstützung httlfsbedttrftiger invalider Kreisärzte 
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nad deren mütellosen Hinierbliebenen. In der Antwort spiieht 
dna Ministeriam aas, daS es die Berechtigung der Eingabe anerkenne, dafl aber 
die Einstellang eines angemessenen Betrages in den Entwarf des Landeshaoa* 
kaltsetats Iftr 1910, sor Schaffang eines üntersttttsongsfonds fllr Mediainal- 
beamte and deren Hinterbliebenen, in Anbetracht der aagftnstigen Finanalage 
das Landes, nicht mOgUch seL D*bei weist das Ministeriam daraof hin, dafi 
ein ihnlicher Antrag im Jahre 1900 die Zostimmang des Landesaasschanes 
nieht gefonden habe. 

Der Vorsitzende regt an: 

1. die n&chste Frllbjahrssitsang in der Irrenanstalt Stephanfeld abzohalten, am 
die dortige biologische Eiäranlage and Desinfektionsanstalt aa besichtigen; 

2. den Deatschen Medizinalbeamten»Verein einzaladen, die nächste, im 
Jahre 1911 stattfindende HaaptTersammlang in Straflbarg abzohalten; 

3. mne Aenderong der Satzangen in der nächsten Versamnuang za beraten, 
dahingehend, daß anch die staatsärztlich geprüften, aber noch nieht an- 
gesteliten Aerzte zar Aafnahme in den Verein berechtigt sein sollen. 

Sämtliche Anträge worden einstimmig angenommen. 

IL Einiges über die Dntersachong Geisteskranker. H. Prof. Dr. 
Wollenberg'Straßbarg i. Eis. 

Ein allgemein gttltiges Schema für die Untersachang Geisteskranker ^t 
en nicht, die Untersachang maß vielmehr jedem Falle angepaßt werden. 
Dabei empfiehlt es sich, an diejenigen Erankheitserscheinnngen anzoknflpfen, 
die schon bei der einfachen Inspektion hervortreten. So ergeben sich in vielen 
Fällen wichtige Anhaitspankte für die Beartellang des Geisteszostandes schmi 
au der Körperhaltong, dem Gesichtsaudrack, den Audracksbewegugen, den 
spontanen sprachlichen Aeaßerangen. Nicht selten kann man ^on dorch 
eine solche mehr äußerliche Betrachtug, die den Vorzag hat, objektiv ud 
von dem guten Willen des Kruken uabhängig za sein, eine Entscheidug 
darüber treffen, ob in dem betreffenden Falle mehr die Verstudes« oder mehr 
die Gefühls- (Affekt-) seite betroffen ist, wu immerhin einen praktlschu Wert 
besitzt. Erst jetzt ist in du Krukenexamen eiuatreten. welchu aber be- 
kautlich in vielu Fäilu von Geistesstörug versagt, weil die Geisteskruku 
nicht sprechu woUu oder können. Aach die körperliche üntersochug 
Geisteskranker, die mit aller Sorgfalt augeführt werden ud sich aaf die 
sämtlichu, nicht nur die neorologischen, körperlichu Fuktioau erstrecken 
soll, gibt oft als Nebenbefud wlditige Aafschlüsse über den Geisteszutud: 
Au der Art, wie die Kruken sich benehmen, au ihrer Fähigkeit, feineru 
Untersnchugu ra folgen etc., sind entsprechude Schlüue möglich. 

Für die psychiatrische Spezlal-untersnchang kun ein bestimmt 
weregeltes Vorgehen zweckmäßig sein, wie u sich ergibt ans dem Ablanfe 
der geistigra Vorgänge selbst. In ganz allgemeiner Zuammenfusug läßt 
sieh diu so audrücku, daß drei Akte der geistigen Tätigkeit n uter- 
ndieidra sind, nämlich 1. die Aufnahme, 2. die Einprägug, 8. die weitere 
Verubeitug den Erfahrangsmaterlals (d. h. der Sinnesetedrücke). 

1) Damit überhaupt geistiges Lebu vorhuden ist, bedarf m des Fank- 
tioniereu um mindesten eines Teiles der Sinnesorgue. Wir utzu dieses 
als gegebu vorau und wenden au zu dem za sapponierenden Zutande des 
psychischu Zutralorgus selbst (d. h. der Großhirnrinde). Diues muß nack 
s^er Anlage ud nach seiner Disposition so beschaffen sein, daß sich höhere 
psychische Prozesse überhaupt abspielen können. Die Tatsache, daß solche 
steh abspielen, ud ihre in einem gegebenu Aagublick vorbudue Somme 
buetehnu wir als du Bewußtsein. Alle Störungen diemr psychischu 
Vorgänge könnu wir als Geistesstörangen im weiteren Sinne bueichnen. Die 
Geistentörangu sind also auch nichts anderu als Bewoßtseinsstörugu, iuo- 
fern, als sich bei ihnen die gedachten psychischen Fuktionen in einer von der 
Horm abweichenden Weise abspielen. Nach Wernicke sprechen wir von 
einem Bewaßtsein der Außenwelt, der Körperlichkeit ud der Persönlichkeit 
(oder Individaalität). Dem entspricht die Einteilug desselben Aators in allo- 
psychische, somatopsychische and autopsychischo Bewaßtseinsfälschugu. 
Du Bewaßtsdn der Persönlichkeit schließt du Bätsel du Selbstbewnfit- 
eeins in sich. Wir verstehen unter diesem du Bewaßtsein der eiguen kör- 
perltehu ud geistigu Persönlichkeit in ihrer uuterbrochenu ud einheit- 
Itehu Beziehug za den guamten früheren ud gegenwärtigen Lebuser- 
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der Beaktion heute nicht klar sind, nachdem man gefunden hat, dafl nicht nur 
MTphUitieche, sondern auch normale, insbesondere alkoholische Organeztrakte, 
Ja sogar reine Fette die Beaktion geben, so hat doch ihre klinische Verwert- 
Imrkat darunter nicht gelitten. 

Weder die positiven Befunde bei Scharlach noch bei gewissen Protoaoen« 
erkrankungen beeintr&chtigen die Brauchbarkeit der Methode. Bei tuberOser 
Lepra rea^ert das Serum nicht nur mit luetischen Organeztrakt, sondern auch 
mit Tnberlulin. In den seltenen Fällen von hoebfieberhaften oder schwer 
kachektischen Zuständen mit posiüver Beaktion handelt es sich nach den 
Untersuchungen von Bruck vielleicht um eine Blntsersetsung ähnlich wie 
beim Leichenblut. Nach einer Zusammenstellung von Bruck gaben 5028 
Kontrollnntersnchungen nur 59 positive Besnltate einschliefilich der von den 
Autoren bei Kachezie und hohem Fieber erhobenen Befunde. 

Es wird darauf die Häufigkeit des Auftretens der Beaktion in den ver« 
sehiedenen Stadien besprochen. Im Primärstadium erscheint sie beim Menschen 
der Begel nicht vor der 6. Woche p. inf., wenn auch Ausnahmen verkommen 
(Fall V. Lester: 8 Tage p. inf.). Sie ist ein Zeichen für die Durchseuchung 
des gesamten Körpers. Floride Syphilis im 8. Stadium gibt nach dem Durch* 
schnitt der Autoren 90*/of »^ch Bruck bei Anwendung sweier Eztrakte sogar 
100 positive Besnltate. Im 8. Stadium sind die positiven Befunde wieder 
seltener (ca. 80 ^/o), woÜ, weil hier vorwiegend lokale Herde mit geringen 
Spirochätenmengen vorhanden sind. Um so hoher ist hier im Qegensats zum 
2. Stadium der diagnostische Wert. — Festzohalten ist stets: Eine positive 
Beaktion beweist nur stattgehabte Infektion bezw. noch bestehende Krankheit, 
niemals aber die sypbilitistme Natar des fraglichen Leidens. 

In der Latenz schwankt die Zahl der positiven Beaktionen bei den ver* 
sehiedenen Autoren ganz auSerordentUch, je nach dem Alter der Kränkelt und 
dem Einfinfi der Behandlung. Die Frfihlatenz gibt im allgemeinen 50 ‘/q, die 
Spitlatenz 85*/o positive Besnltate. 

Ob der positive Ausfall der Beaktion noch Krankheit bedeutet, welche 
Anaicht Neisser, Bruck, Citron vertreten, ist noch nicht entschieden. 
Gewichtige Gründe sprechen dafttr. 

Der Einfinfi der Behandlung tritt in grofien Zahlen ganz eklatant, im 
einzelnen Falle jedoch oft weniger scharf hervor. Trotzdem soll die Behand¬ 
lung stets unter Kontrolle durch die Beaktion eingeleitet und durebgefUhrt 
werden. Das Normale ist am Schlnfi einer sorgfältig dnrcbgelfihrten Behand¬ 
lung eine negative Beaktion. Sie mufi mit möglichster Energie erstrebt werden, 
besonders mit Bficksicht auf die Blascbkosche Statistik, nach der '/• aller 
Syphilitiker an ihrer Syphilis sterben, und zwar an Tabes, Paralyse und 
Aortenaneurysma, weiche in einem bedeutend höheren Prosentsatz der Fälle 
(50—l(X)*/0 aine positive Beaktion geben als spätlatente Syphilitiker. 

Eine Pronose läfit sich auf Grund der Beaktion nur ganz allgemein, 
Binzelfall nur mn grOSter Vorsicht stellen. Dr. T h o m a s, jetzt in Magdeburg. 

Beriekt flbwr 41e Herbstsltznmi; de« ElsMW-IiOthrlmmlsekwn 

MediKinmlbemmstenTereinn »ma 19. Dezember 1909 
In (ItrzssbiurK I. El«. 

Der Vorsitzende, Beg.- u. Med.-Bat Dr. Hecker eröffnet die Sitzung 
nachm. 4 Uhr in dem Saale des Hotel Pfeiffer in Strafibnrg. Anwesend 
sind, anfier dem Vorsitzenden, die Herren Dr.Dr. Belin, Eyies, Haag, 
HOffel, Holz mann, K Ost er, Krimke, Kahn, Le vy, Meyer, Mttller- 
Herrings, Pawolleck, Bansohoff, Sandtner, Schlehe, Sorglus, 
Welcher, Wollenberg; mit Entschuldigung fehlt Dr. de Bary. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird gntgeheifien. 

L Gesehlftliches. Die satsungsgemäfi aasscheidenden Vorstandsmitglieder 
werden wiedergewäbit bis anf Beg.- a. Med.-Bat de Bary, welcher scbrifUich 
geheten hatte, ihn nicht wieder zom Kassierer zu wählen. An seiner Stelle 
irird der Kreisassistenzarzt Dr. Kuhn mit diesem Amte beauftragt. Gemifi 
Beschlafi der letzten Hauptversammlong war an das Ministerium die Bitte 
gerichtet worden, auch für die Kreisärzte, so lange sie nicht mit Pensions¬ 
berechtigung angestellt sind — ähnlich wie es seit längerer Zeit bereits für 
die Kreistieräzzte geschieht — jährlich eine entsprechende Summe einzustellen 
zur Unterstützung hülfsbedürftiger invalider Kreisärzte 
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nad deren mittellosen Hinterbliebenen. In der Antwort spricht 
dns Ministeriom ans, daß es die Berechtigong der Eingabe anerkenne, daß aber 
die Einstellong eines angemessenen Betrages in den Entwarf des Landeshaos* 
hnltsetats fflr 1910, sar Scbaffang eines üntersttttzangsfonds ftir Mediainal- 
beamte and deren Hinterbliebenen, in Anbetracht der nngttnstigen Finanzlage 
des Landes, nicht möglich seL D*bei weist das Ministeriom daraof hin, daß 
ebs Ihnlicher Antrag im Jahre 1900 die Zastimmang des Landesaassohnsses 
nicht getänden habe. 

Der Vorsitzende regt an: 

1. die nftchste Frtlbjahrssitsangin der Irrenanstalt Stephanleld abznhalten, am 
die dortige biologische Kläranlage and Desinfektionsanstalt za besichtigen; 

2. den Deatschen Medizinalbeamten-Verein einzaladen, die nächste, im 
Jahre 1911 stattfindende HaaptTersammlang in Straßbarg abzohalten; 

3. mne Aenderang der Satzongen in der nächsten Versammlong za beraten, 
dahingehend, daß anch die staatsärztlich geprüften, aber noch nicht an- 
gestellten Aerzte zar Aafnahme in den Verein berechtigt sein sollen. 

Sämtliche Anträge worden einstimmig angenommen. 

n. Einiges über die Dntersachnng Geisteskranker« H. Prof. Dr. 
Wollenberg-Straßbarg i. Eis. 

Ein allgemein gültiges Schema für die Untersochong Geisteskranker ^t 
es nicht, die Untersochong maß Tidmehr jedem Falle angepaßt werden. 
Dabei empfiehlt es sich, an diejenigen Erankheitserscheinongen anzaknfipfen, 
die schon bei der einfachen Inspektion hervortreten. So ergeben sich in vielen 
Füllen wichtige Anhaltspankte für die Bearteilang des Geisteszostandes schon 
ans der Eörperhaltang, dem Gesichtsaasdmck, den Aasdrocksbewegongen, den 
spontanen sprachlichen Aeaßerangen. Nicht selten kann man ^on dorch 
eine solche mehr äaßerliche Betrachtang, die den Vorzag hat, objektiv and 
von dem gaten Willen des Kranken nnabhängig za sein, eine Eatscheidang 
darüber treffen, ob in dem betreffenden Falle mehr die Verstandes- oder mehr 
die Gefühls- (Affekt-) Seite betroffen ist, was immerhin einen praktischen Wert 
besitst. Erst jetzt ist in das Krankenexamen einzntreten. welches aber be- 
kanntlieh in vielen Fällen von GeistesstOrang versagt, weil die Geisteskranken 
nicht sprechen wollen oder können. Aach die körperliche Untersochong 
Geistesnajiker, die mit aller Sorbit aasgeführt werden and sich aaf die 
sfantlichen, nicht nar die nearologischen, körperlichen Fanktimien erstrecken 
■oll, gibt oft als Nebenbefand wichtige Aofschlüsse über den Geisteszastand: 
Ans der Art, wie die Kranken sich benehmen, ans ihrer Fähigkeit, feineren 
Untersachongen za folgen etc., sind entsprechende Schlüsse möglich. 

Für die psychiatrische Spezial-Untersochaiig kann eia bestimmt 
geregeltes Vorgehen zweckmäßig sein, wie es sich ergibt ans dem Ablanfe 
te gristigen Vorgänge selbst. In ganz allgemeiner Zosammenfassong läßt 
■i^ dies so aasdrücken, daß drei Akte der gebtigen Tätigkeit so onter- 
■dwidea sind, nämlich 1. die Aafnahme, 2. die Einprägang, 8. die weiten 
Verarbeitang des Erfahrangsmaterials (A h. der Slnneseindrücke). 

1) Damit überhaopt geistiges Leben vorhanden ist, bedarf es des Fnnk- 
tUmierens zom mindesten eines Teiles der Sinnesorgane. Wir setzen dieses 
ds gegeben voraas and wenden ans za dem za sapponierendea Zastande des 
psychischen Zeatralorgans selbst (d. h. der Großhirnrinde). Dieses maß nach 
■einer Anlage nad nach seiner Disposition so beschaffen sein, daß sieh höhere 
psychische Prozesse überhaopt abspielen können. Die Tatsache, daß solche 
sd^ abspielen, and ihre in einem gegebenen Aagenblick vorhandene Somme 
bsseichnen wir als das Bewaßtsein. Alle Störangen dieser psycUschea 
Yerginge können wir als Geistesstörangen im weiteren Sinne bezeichnen. Die 
Gehrtesstörongen sind also aach nichts anderes als Bewoßtseinsstöroagea, inso¬ 
fern, als sich bei ihnen die gedachten psychischen Fonktioaea in einer von der 
Horm abweichenden Weise abspielen. Nach Weraicke sprechen wir von 
daem Bewaßtsein der Aaßenweit, der Kömrlichkeit and der Persönlichkeit 
(oder Isdividaaliiät). Dem entspricht die Einteiiong desselben Antors in allo¬ 
psychische, somatopsychische and aatopsychische Bewaßtseinsfälsehangen. 
Das Bewaßtsdn der Persönlichkeit schließt das Bätsel des Selbstbewnßt- 
■ eins in sieh. Wir verstehen anter diesem das Bewaßtsein der eigenen kör¬ 
perlichen nad gebtigea Persönlichkeit in ihrer anonterbroeheaea and oiaheit- 
lidMn Beniehong za den gesamten früheren and gegenwärtigen Lebeaser- 
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fehnugea. Es ergibt sich hierane« daß ein Bewußtsein im allgemeinen, oben 
dargelegten Sinne Torhaadea sein, das Selbstbewnßtseia aber gleiehwohl gestOrt 
nnd anigehoben sein kann. — Der Zostaad des Bewnßtseins ist durch ?er* 
sehiedeae Grade der Klarheit oder Helligkeit ansgeseichnet. Wir beurteilen 
ihn klinisch nach der Fähigkeit, Sinnesehidrficke aufsunehmen, und unterscheiden 
hier einerseits die einfache Empfindung, die nur in Zuständen Ton Be¬ 
wußtlosigkeit sensu strictiori yerloren geht, anderseits die Auffassung Ton 
Sinnesreizen unter gleichzeitiger Klärung, Einordnung nnd weiterer Verarbd- 
tuag des Erfahrnngsmaterials. Ein großer Teil der Sinneseindrttcke geht da- 
fach verloren, nur verhältnismäßig wenige von ihnen werden, mehr oder weniger 
klar, aufgefaßt. Damit dieses geschehen kann, ist die Heraushebnag und Be¬ 
vorzugung einzelner Sinneseindrttcke ans dem gesamten Erfahrunn - Bohstoif 
notwendig. So gelangen Jene zu denkbar größter Klarheit nnd Schärfe, wäh¬ 
rend dieses im Dunkel bleibt. Wir bezeichnen diese gewissermaßen aus¬ 
wählende nnd scheinbar willkttrliehe Tätigkeit des Ich gegeattber dem Er- 
fahmngsstoff als Aufmerksamkeit. 

Unter krankhaften Verhältnissen kann die Aufmerksamkeit in sehr ver¬ 
schiedener Weise gestOrt sein; wir sprechen von Abstumpfung, ünterdrttcknng 
(Sperrung), Bestimmbarkeit, Ablenkbarkeit der Aufmerksamkeit nsw. 

Die Untersuchung des Bewnßtseins fällt praktisch zusammen mit der 
Auffassung nnd der Aufmerksamkeit. Bei der Anwendung der versehiedeneu 
Methoden (s. n.) gewinnt man einen allgemeinen Eindruck auch ttber den 
formalen Ablauf der psychischen Vorgänge (Hemmung, Ideenflncht, Ableak- 
barkeit, Zerfahrenheit) nnd ttber den Inhalt der Vorstellungen (Wahnideen, 
Halluzhiationen). Im einzelnen prüft man die Auffassung durch Orien- 
tierungsfrauen: Han fragt nach Vorgängen der jüngsten Vergangenheit, läßt 
lesen, absmeiben, Bilder benennen (ueilbronners Bilderreihenmethode, 
Monatstchrift für Psychiatrie, Band 27). Das Aufgeben von BechenezempeliL 
das Sortierenlassen von Münzen, Karten, verschiedenartigen Wollproben wird 
gleichfalls mit Vorteil angewendet. Die Prüfung der Aufmerksamkeit kann 
man so vornehmen, daß man die Zahl der F^er feststellt, die gemacht 
wurden, wenn es gilt, in einem Texte bestimmte Buchstaben zu unterstreichen 
(Bourdon). Der Assoziationsversuch wird angewendet, um die Bildung von 
Vorstellungen im Anschluß an einen experimentell gesetzten äußeren Beiz 
zu beobachten, wobei man alle Sinnespforten benutzen kann, meist aber be¬ 
sondere, dem Kranken zugerufene Beizworte verwendet. Hierbei ist auch 
auf die Beaktionszeit zu achten, die bei Denkhemmung eine auffallend lange 
ist. Dieselbe Erscheinung (verlängerte Beaktionszeit) wird beobachtet, wenn 
durch das Beizwort ein Vorstellungskomplex getroffen wird, der von besonderer 
Bedeutung ist oder verheimlicht werden soll (Komplexreaktion). 

2) Die Einprägung des Erfahrnngsmaterials beruht auf der allgemeinen 
Eigenschaft der nervOsen Substanz, von jedem Eindrücke eine emenemngi- 
fämge Spur zu bewahren. In psychischer Beziehnng kann diese Erneuerung 
zufUlig oder (yermeintlicfa) wiilkttrlich durch Besinnen erfolgen. Das Qe- 
dlchtnu für Ereignisse der Jttngstvergangenheit heißt Herxfähigkeit. 
Für die Fähigkeit, fr ttber erworbene Kenntnisse nnd Erfahrungen zu be¬ 
wahren, fehlt eine kurze Bezeichnung; man kann sie vielleicht zweckmäßig 
der Merkfähigheit als Altgedächtnis gegenttberstellen. Man prüft die 
Merkfähigkeit durch Fragen nach nenerliraen Vorgängen, Vorsprechen von 
Zahlen, vorzeigen von bestimmten Bildern und verlan|rt nach kürzerer oder 
längerer Zeit £e Beprodnktion seitens der Kranken, weitere Methoden sind: 
Ziehens Betentionsprttfung, desselben Autors Paarworte, nnd andere mehr. 
Das Altgedächtnis wird untersucht durch Fragen nach Personalien, Schul- 
kenntnissen, Lesen-, Schreibenlassen, Becbenaufgaben, (Kraepelins Bechen- 
hefte), wobei auch für Ermüdbarkeit ein Urteil gewonnen werden kann. 

8) Ueber die weitere geistige Verarbeitung der Sinneseindrttcke 
gewinnt man schon ein Urteil bei den bisher angesteUten Untersuchungen. Die 
eigentliche Intelligenzprttfnng wird zweckmäßig mit Httlfe eines Schemas ge- 
machL wie es in den Lehrbttchem und Anleitniwen vielfach gegeben ist. SpesieU 
fftr die Urteilsfähigkeit sind zu empfehlen: Die Fabel-Methode von Ebing- 
haus-Mttller, die Sprichwörter-Methode von Finkh, die Biiderbogen- 
Metbodevon Henneberg, die Partikel-Methode von Ebinghaus-Ziehen, 
die Kombinations- Methode von Ebinghaus und andere mehr. 
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Den allgemeinen Ansftthniogen folgten noch einige Erörterungen über 
die Klnseifiiierung der Pnychosen und über einige speiielle Fragen Ton beeon« 
derem latereaeef wie die Dementia praecox, die nosolorische Stellung der Me* 
lancholie, über Hysterie nnd Epilepsie und andere nicht au diesen gehörige 
funktionelle Krampfformen, endlich Aber psychisch nerTÖse Qrenxgebiete. 

Ueber die oben gegebenen allgemmnen Qesichtspunkte bei der ünter- 
■uehung Qeisteskranker findet man näheres im ersten Teile des bekannten 
Kraepelinschen Lehrbuchs; Ober die speziellea Untersuchungsmethoden in 
des neuerdings erschienenen Anleitungen (Bnecke: Grundriß der psyohiatr. 
DingnoBtik. Berlin 1908). Eigenbericut. 

n. Sehnaken nnd deren Bekimpfug.*) Beg.* und Med.-Bat Dr. 
Hecker, Straßburg i. Eis. 

Die Schnakenplage hat, wie allgemein anerkannt ist, im Laufe der 
letsten Jahraehnte ganx erheblich angenommen. Die Ausbreitung dieser 
Qttilgeister wird nicht mit Unrecht mit dem xnnehmenden Handel und verkehr, 
welcher besonders durch das sich immer mehr ansdehnende Eisenbahnnetx 
erleichtert wird, in Verbindung gebracht. Aber selbst in yerkebrsentlegenen 
Giebirgsorten in den Vogesen, wo sie früher gänzlich unbekannt waren, haben 
aie sich neuerdings geneigt. In Württemberg sind sie z. B. auf die Banhe 
Alb, die früher völlig frei davon war, vorgedrungen. Die Bheinniedemngen, 
wo die vielen stehenden oder träge fiießenden Gewässer und Büsche ihr Fort¬ 
kommen begünsUgen, sind allerdings von jeher ein Lieblingsanfenthalt von 
ihnen gewesen. Hier treten sie im Sommer und Herbst, wie bekannt, oft in 
solchen Massen auf, daß diese Gegenden von jedermann möglichst gemieden 
werden. Sonst beliebte Ausfingsorte und Sommerfrischen in Straßbnrgs Um* 
gebuBg stehen in der Schnakenxeit oft fast völlig leer.*) 

Auch in die Häuser und Wohnungen verfolgen uns diese blutdürstigen 
Tiere nnd stören besonders die Nachtruhe. Fast meu noch als der erst nach dra 
unvermeidlichea Beiben stärker schmerzende Stich belästigt dabei die nervöse, 
sehlafraubende Aufregung, welche das summende Geräusch der schwärmenden 
Schnake in den nacktsten Bäumen bei den Bnhesncbenden hervorrnft. 

Kein Breitegrad der bewohnten Erde ist ganz frei von diesen bösen 
Gästen; nicht selten treten sie in solchen Mengen auf, daß sie den Meiuchen 
den Aufenthrit gründlich verleiden können. 

Alexander von Humboldt erzählt, daß die Fahrt auf demOrinoeo 
nieht durch Indianer, Schlangen, Panther nnd Krokodile, sondern nur durch 
die Moskitos furchtbar werde. *) 

Bess el berichtet nach seiner Bettung ans dem Schiffbruche der Polaris, 
daß in der Davis-Straße, westlich der Küste von Grönland, unter 72 M. B. 
die Mannschaften Ende Juli in dem Maße durch Mücken belästigt wurden, 
daß die begonnenen Beobachtungen abgebrochen werden mußten. Peary 
fand bd seiner Schlittenreise sogar jenseits Spitzbergen, bei 82** N. B., noch 
Mücken auf dem Eise. 

Das schon im Altertum die Mücken gefürchtet waren, ergibt sich ans 
dnem Berichte des Pansanias. Danach wurden die Bewohner von Myus 
in Karlen (Kleinasien) durch die, in Anschluß an eine Versumpfung des 
Mäander dch einstellenden Stechmücken zur vollständigen Bäumnng ihrer 
Stadt und Uebersiedelung nach Milet gezwungen. 

Bekannt ist die Tatsache, daß nicht jeder in der gleichen Weise unter 
den Schnakenstichen leidet. Manche Personen werden von den Schnaken 
unleugbar bevorzugt. Das Volk sagt, weil diese „süßes Blut** haben. In 
Wirklichkdt dürfte diese Bevorzugung wohl mehr mit dem jedem Menschen 
eigenen spezifischen Hautgeruche in Verbindung zu bringen sein, welcher 


*) Der Vortrag ist in orwdterter Form als illustrierte Broschüre in der 
Verlagsbuchhandlung von Ludolf Beust in Straßburg (Elsaß) erschienen. 

*) Die Bewohner der in dem schnakenreichen Bheinwalde errichteten 
„Walderholungsstätte“ werden, — was Kenner bereits bei deren Anlage 
voraussagten — von den Schnaken böse heim gesucht, und auch die nahe dem 
Bheinwalde geplante großartig angelegte Gartenstadt Stockfeld wird unter 
der Schnakenplage zu leiden haben, .wenn es nieht gelingt, diese Tiere erfolg* 
rilek BU bokinpf6B« 

') Mosfiulto ist der portngisisehe Name für Fliege, Mücke (musca). 
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miaerem sehr mangelhafteB Btechorgaa meiBt lubenierkt bleibt, wUirend Tiere 
defftr ein daßerst feines WitternngsTermSgen bnben. Es sei hierbei nur 
erinnert an den Spttrsinn der Hönde, an die Aaswitterang der Vögel, Käfer nsw.; 
Personen mit leicht feocbter Hant scheinen die Macken besonders zu beTorsogen. 

Manche Mückenarten sollen empfindlicher stechen, als andere. Am 
schmerzhaftesten soll der Stich der Anopheles macnlipennls sefai, die auch in 
Deutschland Torkommt. 

Uebrigens ist die Empfindlichkeit gegen die Stiche starken 
indiriducdlen Schwankungen unterworfen. Bei manchen tritt eine schon 
äußerlich sichtbare besonders starke Beizung der Haut nach jedem Stiche auf, 
indem sich Anschwellungen und „Quaddeln“ bilden, die besonders nachhaltig zu 
jucken pfiegen. Bekannt ist, daß bei Personen, welche den Stichen häufig ausge* 
setzt sind, allmählich eine gewisse Immunität (Schutzimpfung) eintritt. Aber 
außerdem steht die Tatsache fest, daß die Schnaken auf das Blut fremder Per¬ 
sonen besonders gierig sind. Schon ans diesem Grunde haben Ortsfremde unter 
ihren Stichen mehr zu leiden, als die einheimischen Bewohner. Während der 
Manöver ist es mir, wenn die Truppen in Schnakengegenden einquartiert waren, 
mehrfach vorgekommen, daß ich Soldaten, deren Gesicht durch SchnakenstiiAe 
Aber Nacht derart zugerichtet war, daß sie die Augen infolge Schwellung der 
Lieder nicht öffnen konnten, in Lazarettpfiege Überweisen mnßte. 

In Deutschland kommen nicht weniger als 16 Culex- und 
3 Anopheles-Arten, sowie 8 Oorethra-Arten vor. 

Am verbreiteten sind die geringelte Stechmücke: Culex annnlatns und 
die gemeine Stechmücke: Culex pipiens. ‘) Letztere ist die unter dem Namen 
„Sclmake* oder „Bbeinschnake“ auch „Singscbnake“ bekannte Art. Bei dieser 
sind Taster und Fühler dunkelbraun, Mittelleib oben gelbbraun, mit zwei 
dunklen Längslinien, Hinterleib weißgrau und dunkelgran geringelt, Schwingen 
weißlich, glashell, Beine blaßbrann, mit gelber Schenkelwurzei, Schienen an 
der Spitze mit meist schillernden Punkten. Die Länge beträgt 6 mm. 

Von den Anopheles-Arten (Gabelmttcke, dvcof nutzlos, beschwerlich) 
kommt bifurcatus noch häufiger vor als macnlipennls. 

Noch seltener sind die Corethra-Arten (Bttschelmücke, xöpiijüpov, Besen, 
Büschel), plumicornis und pallida. 

In Breslau fand man unter 6000 getöteten Mücken nur eine Anopheles, 
während die übrigen sämtlich den Culex-Arten zugehörten. 

Unsere Schnaken oder Stechmücken gehören in die Insektenordnung 
der Diptera, Zweifiügler oder Fliegen, Insekten mit vollkommener Verwandlung 
und mit 2 häutigen adrigen Flügeln, hinter welchen sich noch — bedeckt oder 
frei — zwei kleine gestielte Köpfchen, die sogenannten „Sehwingkölbchen* 
vorfiaden. Ihr Mund ist zu einem Büssel umgebiidet, welcher zum Einsaugen 
von Tier- und Ffianzensäften dient 

Das eigentliche Stediorgan ist die zu einer Borste nmgewandelte Zunge, 
welche in einer Binne der Unterlippe, wie in einem Futteral, verläuft, und 
von vier langen Stechborsten, den nmgewandelten Kiefern, umgeben ist. Einen 
Stecbstachel am Ende des Körpers, wie bei den Immen, gibt es bei den Zwei¬ 
flüglern nicht. Interessant Ist nun bei unseren Stechmücken, daß nur ^e 
Wdbchen stechen, wobei sie einen reizenden Saft — wahrscheinlich zur 
Erleichterung des Einsaugen des Blutes — in die Stichwunde einfließen lassen, 
welcher wiederum Sehmers und Anschweilung der Haut bedingt. Im Gegen¬ 
sätze SU den stechenden Weibchen leben die Männchen nur dem Tanze, dem 
Vergnügen und der Fortpflanzung. 

Die Untersdieidang der Geschlechter ist übrigens nicht schwer. Die 
Männchen besitzen hübsche, dichtbüschige, fächerartige Fühler, während diese 
bei den Weibchen kurzhaarig, nur mit einzelnen längeren Haaren untermischt 
erscheinen. Auch der Büssd der Männchen ist vid stärker, während ibe 
Taster erheblich kürzer sind. 

Die Stichwunde schmerzt erfahrungsgemäß mehr, wenn man das Wdbchen 

*) Culex ist bd Plinius der Name für Mücke, Schnake oder Gelse, 
pipio s piepen. Der beim Fliegen erzeugte, scharfe, pfeifende Ton, das 
sogenannte „Singen* setzt dch ans einem tieferen, durch die Schwingungen 
der Flügel hervorgebrachten und aus einem höheren Tone zusammen, wdcher 
durch die Stimmbänder in den Stigmen der Brust erzeugt wird. 
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■ieht aoBstechen ISBt, sondern beim Sangen totsohlftgt, weil dann die Spitie 
des SUehels in der Hant larttckbleibt 

Oft dauert es einige Zeit, bis die Schnake eine passende Stellung sum 
Durobbobren der Haut findet. Wenn sie sieb ToUgesogen bat, fliegt sie fort. 
Ott s&ttigt sie sieb schon beim ersten Anbobren; manohmal bobit sie aber 
ihren Stachel mehrmals hintereinander ein. 

Noch gefährlicher als die den Menschen schon genug plagenden Oulex* 
Arten, sind aber die Anopheles* und Stegomyia* Arten. 

Die Anopheles, bifnreatus und maculipennls, übertragen durch ihren 
Stidi die Plasmodien, die Erreger der Malaria. Sie nehmen ans dem Blute 
der kranken Personen, die sie stechen, diese kleinen tierischen Parasiten in 
rieh auf und übertragen sie, mittels ihres Speichels, auf die gesunden Personen, 
denen sie in der Folge Blut absangen. Erst sehr allmäh&g hat man, Ende 
Torigen Jahrhunderts, diesen Zusammenhang kennen gelernt, nachdem 1880 
der fransSsische Forscher Dr. Lar er an die Malera-Plasmodien entdeckt hatte. 

Eine überaengende, hierauf besügUebe Probe machten die Aerate 
Dr. Sambon und Low von der Londoner Schule für Tropen«Mediain. Sie 
erbauten in der schlimmsten Malaria‘Gegend der BOmischen Campana ein 
kleines Hinsehen, welches so eingerichtet war, daß das Eindringen yon Mücken 
mit Sicherheit yerbindert wurde. Dieses Hans bewohnten sie mit noch 
mehreren Personen während der am meisten gefürchteten Begenaeit. Alle 
Bewohner durften sich Tags über nach Belieben frei bewegen; nur sogen rie 
rieh bei Sonnenuntergang, ehe die Mücken au schwärmen begannen, ki das 
Haas snrück, und yerli^en es erst wieder nach Tagesanbrnw. Die so ge* 
fürchtete Nachtlnft ließen sie frei eindringen, und setaten sich absichtluÄ 
mehrfach dem Begen aus, der sie bis auf die Haut durchnäßte. Nicht eine 
yon sämtlichen Versuchspersonen erkrankte an Malaria, während andere ln 
ihrer Nachbarschaft, die yor den Anopheles «Stichen nicht geschütat waren, 
schwer yon dieser &ankheit befallen wurden. 

Um weiter den Beweis an liefern, daß die Anopheles die Malaria «Erreger 
auf weite Entfernungen au übertragen imstande sind, sandte der bekannte 
Schnakenforscher Dr. M a n s o n yon Born ans mit Maluia infiderte Tiere nadi 
London, wo ein Sohn dieses Arates deren Stichen ansgesetat wurde. In der 
üblichen Zeit erkrankte der Gestochene an typischer Malaria. 

ln gleicher Weise wie die Anopheles die Erreger der Malaria über* 
mittelt, überträgt die Stegomyia fasdata die Erreger des noch mehr ge« 
fürchteten gelben Fiebers. 

Um nun die Schnaken, mit denen wir uns hier allein beschäftigen 
woUen, erfolgreich bekämpfen an kOnnen, ist yor allem die genaue Eenntnia 
ihres Entwickelnngsganges, ihrer Fortpflananngsyerhältnisse und 
ihrer gaoaen Lebensweise erforderlich, die übrigens W den andern Mücken« 
arten naheau dieselben sind. 

Sobald das Eis im Frühjahr yon den Wassern gewichen ist, beginnen 
die Mücken, welche überwintert haben, Eier an legen. Das Weibchen läßt, 
indem es auf einem schwimmenden Blatte, einem SchUfstengel oder dergleichen 
ritat, über die gekreuaten Hinterbeine die Eier, welche die Gröte eines 
Kümmelkomes haben, portionsweise ins Wasser gleiten. 

Diese Eier gleichen kleinen Kegeln oder Likörfläschchen, deren Hals 
nach unten gerichtet ist. Sie ballen sieh infolge ihrer klebrigen Außenfläche 
unter einander ausammen, so daß sie eine Art kleiner Schiffchen bilden. 
Sobald eine solche Portion Eier entleert ist, hebt die Schnake die Hinterbeine, 
dnreh welche die Eier bis dahin ansammengehalten worden waren, empor, so 
daß der Eihaufen fortschwimmen kann. 

Nach 2—8 Tagen schlüpfen aus der Unterseite dieser Eier, deren Deckel 
dabei aufspringl die lebhaft nmherschwimmenden Laryen ans. Es sind dies 
fufllose Tiere, die jedoch einen besonderen Kopfabschnitt mit beißenden Mund* 
werksengen besitaen. Von dem yorletaten Binge geht seitwärts jederseits ein 
Atemrohr (Trachee) ab, mit dem sie — den Kopf nach unten — gleichsam an 
der Wasseroberfläche hängen. Bei der geringsten Erschütterung yerschwindea 
sie, indem sie in schlangenartigen KOrperwindungea auf den Boden hinab* 
gleiten. Nach kurser Zeit steigen sie aber wieder empor, um an die Luft an 
gelangen, da rie ein sehr lebhaftes Atembedürfnis haben. 

Während dieses 10—12 Tage dauernden Laryensustandes nmehen sie 
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luuerem sehr mugelhafteii Bieehorgen meiet unbemerkt bleibt, wShread Tiere 
dnltir ein infierst feines WitternngSTermOgen heben. Es sei hierbei nnr 
erinnert an den Spttrsinn der Hönde, an die Aas witterang der Vögel, Kfifer nsw.; 
Personen mit leicht fenchter Haot scheinen die ÜQcken besonders so boTomgen. 

Manche Mttckenarten sollen empfindlicher stechen, als andere. Am 
sehmershaftesten soll der Stich der Anopheles macnlipennis sein, die auch in 
Deutschland verkommt. 

Uebrigens ist die Empfindlichkeit gegen die Stiche starken 
individoellen Schwankongen onterworfen. Bei manchen tritt eine schon 
fioßerlich sichtbare besonders starke Beizung der Haot nach jedem Stiche auf, 
indem sich Ansehwellongen and „Quaddeln* bilden, die besonders nachhaltig an 
Jacken pfiegen. Bekannt ist, daß bei Personen, welche den Stichen hiafig ansgC’ 
setzt sind, allmählich eine gewisse Immanitit (Schatzimpfong) eintritt. Aber 
anfierdem steht die Tatsache fest, daß die Schnaken auf das fiiat fremder Per¬ 
sonen besonders gierig sind. Schon aas diesem Grande haben Ortsfremde unter 
ihren Stichen mehr za leiden, als die einheimischen Bewohner. Während der 
Manöver ist es mir, wenn die Trappen in Sohnakengegenden einqoartiert waren, 
mehrfach vorgekommen, daß ich Soldaten, deren Gesicht dorch Schnakenstiche 
über Nacht derart zagerichtet war, daß sie die Aogen infolge Schwellang der 
Lieder nicht öffnen konnten, in Lasarettpfiege flberweisen maßte. 

In Oeatschland kommen nicht weniger als 16 Calez- und 
8 Anopheles-Arten, sowie 3 Corethra-Arten vor. 

Am verbreiteten sind die geringelte Stechmttcke: Galex annnlatns and 
die gemeine Stechmfleke: Calez pipiens. *) Letztere ist die unter dem Namen 
„Schnake* oder „Bheinsehnake* aach „Slngscbnake* bekannte Art. Bei dieser 
sind Taster and Fahler dankelbraon, Mittelleib oben gelbbraun, mit zwei 
donklen Längslinien, Hinterleib weißgrau and dnnkelgraa gerbgelt, Schwingen 
weißlich, glashell, Beine blaßbraan, mit gelber Schenkelworzel, Schienen an 
der Spitze mit mebt schillernden Punkten. Die Länse beträgt 6 mm. 

Von den Anopheles-Arten (Gabelmttcke, nutzlos, beschwerlich) 

kommt bifarcatas noch häofiger vor ab macalipennb. 

Noch seltener sbd die Corethra-Arten (Baschelmflcke, xöpvj^pov, Besen, 
Bflschel), plamlcornb and pallida. 

In Breslaa fand man unter 6000 getöteten Mücken nnr ebe Anopheles, 
während die übrigen sämtlich den Calez-Arten zagebörten. 

Unsere Schnaken oder Stechmttcken gehören b die Insektenordnnng 
der Diptera, ZweifiOgler oder Fliegen, Insekten mit vollkommener Verwandlung 
und mit 2 häutigen adrigen Flttgeb, hbter welchen sich noch — bedeckt oder 
frei — zwei klebe gestielte Knöpfohen, die sogenannten „Schwbgkölbchen* 
Torflnden. Ihr Mund bt zu einem Bflssel amgebildet, welcher zum Ebsaugen 
von Tier- und Ffianzensäften dient 

Das eigentliche Steeborgan ist die zu eber Borste umgewandelte Zunge, 
welche b einer Binne der Unterlippe, wie b ebem Futteral, verläuft, und 
von vier langen Steehborsten, den umgewandelten Kiefern, umgeben bt. Einen 
Stechstachel am Ende des Körpers, wie bei den Immen, pbt es bei den Zwei- 
fifiglem nicht. Interessant bt nun bei unseren Stechmfl^en, daß nur ^e 
Weibchen stechen, wobei sie einen rebenden Saft — wahrscheblich zur 
Erleichterung des Ebsaugen des Blutes — b die Stichwunde ebfiießen lassen, 
welcher wiederum Sehmers und Anschwellang der Haut bedbgt. Im GcMn- 
satze zu den stechenden Weibchen leben die Männchen nnr dem Tanze, dem 
Vergnügen und der Fortpfianzung. 

Db Untersdieidang der Geschlechter bt übrigens nicht schwer. Die 
Mänacben besitzen hübsche, dichtbüaehige, fächerartige Fühler, während diese 
bei den Weibchen kurzhaarig, nur mit ebseben längeren Haaren untermischt 
erseheben. Auch der Büssd der Männchen bt vid stärker, während ihre 
Taster erheblich kürzer sbd. 

Die Stichwunde schmerzt erfahrungsgemäß mehr, wenn man das Wdbehen 

*) Culex bt bd PUnius der Name für Mücke, Schnake oder Gebe, 
pipio s= piepen. Der beim Fliegen erzeugte, scharfe, pfeifende Ton, das 
sogenannte „Sbgen* setzt dch aus dnem tieferen, durch die Schwbgungen 
der Flügel hervorgebrachten und aus ebem höheren Tone zusammen, wdcher 
durch die Stimmblbder b den Stigmen der Brust erzeugt wird. 
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■ieht eoBSteehen Iftftt, sondern beim Sangen totsohligt, weil dann die Spitse 
des Stachels in der Haut sorttckbleibt. 

Oft dauert es einige Zeit, bis die Schnake eine passende Stellung snm 
Durchbohren der Haut findet. Wenn sie sich Tollgesogen ha^ fliegt sie fort 
Olt sittigt sie sich schon beim ersten Anbohren; manehmal bohrt sie aber 
fhren Suchel mehrmals hintereuander ein. 

Noch gefährlicher als die den Menschen schon genug plagenden Culex* 
Arten, sind aber die Anopheles* und Stegomyia-Arten. 

Die Anopheles, bifurcatus und maculipennis, flbertragen durch ihren 
Stieh die Plasmodien, die Erreger der Malaria. Sie nehmen ans dem Blute 
der kranken Personen, die sie stechen, diese kleinen tierischen ParasiteB in 
sieh auf und fibertragen sie, mittels ihres Speichels, auf die gesunden Personen, 
denen sie in der Folge Bint absangen. Erst sehr allmähBg hat man, Ende 
Torigen Jahrhunderts, diesen Zusammenhang kennen gelernt, nachdem 1880 
der IransSsische Forscher Dr. La? er an die Malera-Plasmodien entdeckt hatte. 

Eine fibersengende, hierauf besfigliche Probe machten die Aente 
Dr. Sambon und Low von der Londoner Schule ffir Tropen*Medisin. Sie 
erbauten in der schlimmsten Malaria*Gegend der BOmischen Campana efai 
kleines Hinsehen, weiches so eingerichtet war, daß das Eindringen von Mficken 
lüt Sicherheit verhindert wurde. Dieses Hans bewohnten sie mit noch 
mehreren Personen während der am meisten gefürchteten Begenzeit. Alle 
Bewohner durften sich Tags über nach Belieben frei bewegen; nur zogen sie 
sich bei Sonnenuntergang, ehe die Mficken zu scbwSrmen begannen, in das 

Hans zurück, und verliäen es erst wieder nach Tagesanbrnd. Die so ge* 

fürchtete Nachtlnft ließen sie frei eindringen, und setzten sieh absichtlidi 

mehrfach dem Begen aua, der sie bis auf die Haut dnrehnißte. Nicht dne 

von simtliehen Versuchspersonen erkrankte an Malaria, während andere in 
ihrer Nachbarschaft, die vor den Anopheles*Stichen nicht geschützt waren, 
schwer von dieser Krankheit befallen wurden. 

üm weiter den Beweis zu liefern, daß die Anopheles die Malaria «Erreger 
auf weite Entfernungen zu übertragen imstande sind, sandte der bekannte 
Schuakenforscher Dr. Manson von Born aus mit Mali^ infizierte Tiere aaiÄ 
London, wo ein Sohn dieses Arztes deren Stichen ansgesetzt wurde. In der 
üblichen Zeit erkrankte der Gestochene an typischer Malaria. 

In gleicher Weise wie die Anopheles die Erreger der Malaria über* 
ndttelt, überträgt die Stegomyia fasdata die Erreger des noch mehr ge* 
fürchteten gelben Fiebers. 

üm nun die Schnaken, mit denen wir uns hier allein beschäftigen 
wollen, erfolgreich bekämpfen zu kSnnen, ist vor allem die genaue Kenntnis 
ihres EntwiiAelnngsganges, ihrer Fortpflanzungsverhältnisse und 
ihrer ganzen Lebensweise erforderlich, de übrigens bd den andern Mücken* 
arten nahezu dieselben sind. 

Sobald das Eis im Frühjahr von den Wassern gewichen ist, beginnen 
die Mücken, welche überwintert haben, Eier zu legen. Das Wdbehen läßt, 
indem es auf einem schwimmenden Blatte, einem Schilfstengd oder dergleichen 
sitst, über die gekreuzten Hinterbeine die Eier, wdche die GrOito eines 
Kümmelkomes haben, portionsweise ins Wasser gldten. 

Diese Eier gleichen kleinen Kegeln oder LikSrfläscheben, deren Hals 
nach unten gerichtet ist. Sie ballen sieh infolge ihrer klebrigen AußenfläiAe 
unter einander zusammen, so daß sie eine Art kleiner Schiffchen bilden. 
Sobald eine solche Portion Eier entleert ist, hebt die Schnake die Hinterbeine, 
durch wdche die Eier bis dabin zosammengehdten worden waren, empor, so 
daß der Eihaufen fortschwimmen kann. 

Nach 2—8 Tagen schlüpfen ans der Unterseite dieser Eier, deren Deckd 
dabd au^ringA die lebhaft nmherschwimmenden Larven ans. Es sind dies 
fnßlose Tiere, die jedoch einen besonderen Kopfabschnitt mit beißenden Mund* 
Werkzeugen letzen. Von dem vorletzten Binge geht seitwärts jedersdts ein 
Atemrohr (Traebee) ab, mit dem sie — den Kopf nach unten — gleichsam an 
der Wasseroberfläche hängen. Bd der geringsten Erschütterung verschwinden 
sie, indem sie in schlangenartigen KSrperwindnngen auf den Boden hiaalH 
glsnea. Nach kurzer Zdt steigen sie aber wieder empor, um an die Luft zu 
gelaagea, da sie eia sehr lebhaftes Atembedürfnis haben. 

Während dieses 10—12 Tage dauenden Larvensustaades maebsa sie 
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8 H&ntangea durch, bie eie die DurchechiiittsgrbBe Ton */« cncieht hubca. 
Mit der rierten Hkatiug entsteht die etwas gedrungene Pappe (nach nls 
Nymphe oder Imago bezeichnet), welche aber in gleicher Weise im Wasser 
weiterlebt and darch 2 an dem Brastkasten sitzende BOhrchen, die seitlich 
bis über den Kopf herrorragen, atmet. Ihre Fortbewegang wird durch 
Schnellen des Schwanzes gegen den KOrper bewirkt. Dieser Zustand nls 
Pappe dauert weitere 8—4 Tage, bis sich aas ihr das fertige Insekt ent> 
wickelt. Hierbei begibt sich die Pappe an die Oberfl&che and streckt den 
Oberteil mit den Liutrdhrea weiter als gewöhnlich aas dem Wasser emMr. 
Mitten zwischen diesen platzt dann die Haat. Darch die so entstandene 
Oeffoong treten der Kopf, die Brast and die Vorderlttfie herror; mit ihnen 
hilft das Insekt dem übrigen EOrper heraas, und steht non aaf der abgelegten 
Hülle, die ihr statt eines kleinen Schiffchens dient, am sich auf dem Wasser 
za hüten. Wenn die Schnake ganz heraus ist, entfaltet sie ihre Flügel, und 
fliegt, sobald diese trocken sind, davon. 

Als niedrigste Wassertemperatar, in welcher diese Entwickelong noch 
vor sieh za gehen pflegt, wird eine solche von 4*1^* angenommen. Als 
geeignetste eine solche von 4*26—88* C. Larven sowie Pappen kOnnen 
aber eine vid niedrigere Temperatur ertragen. So fand man sie selbst unter 
dem Eise lebend an. Bei einer Temperatar von 4* gehen sie innerhalb 
weniger Minuten zu Grande. 

Eine Schnake kann bis za 400 Eier hervorbringen. Im Darchschnitt 
legt sie etwa 250 Eier, deren Entwickelong bis zum geschlechtsreifen Tiere 
noch nicht einen Monat dauert. Nimmt man nan an, diä die Hälfte der ersten 
Brat, die oft schon Anfann März abgosetzt wird, (also 125) weibliche Tiere 
waren, von denen dann noch etwa 50 während des Larvenzostandes in Abgang 
kommen, so tritt Anfang April, anstelle des einen überwinterten Weib^om 
ein Schwarm von 75 Weibchen aoL Wenn von diesen nach nur 10 zom Eier¬ 
legen kommen, haben sie sich bis Anfang Mti auf 750 vermehrt, von denen 100 
bis Anfang Jani 75(X) Nachkommen erzeagen. Pflanzen sich von ihnen 
auch nur 1000 fort, so ergibt dies Anfang Joli 75000. Bei einer in gleicher 
Weise fortschreitenden Vermebrang beträgt die Zahl im Aagnst 750000, im 
September 7500000, also sieben and eine halbe Million weiblicher Nachkommen 
aus einer einzigen weiblichen Schnake. 

Die theoretisch mögliche Fruchtbarkeit ist aber eine noch sehr viel 
grSflere. Danach würde eine Schnake in einem Sommer etwa 4 Billionen 
Nachkommen hinterlassen kOnnen. 

Zam Ablegen der Eier suchen die Schnaken stillstehendes, oder nur 
träge fließendes, möglichst flaches Gewässer auf, während sie schnell fließendes 
und tiefes, von W^enscblag häufig bewegtes Wasser meiden. Desgleichen 
vermeiden sie auch größere Tümpel mit eigener dauernder Faona, unter 
welcher sich stets auch zahlreiche größere Tiere befinden, welche die Larven 
fressen. Aber auch in schnell fließenden Wässern bieten die Bänder, wenn an 
ihnen durch Schilf oder andere Wasserpflanzen die StrOmong gehemmt ist, günstige 
Bratstätten. Aach jeder kleine Tümpel, jede Pfütze and Wasseransammlang 
in BrunnentrOgen, Fässern, Begentonnen, in Wagengeleisen und selbst in hohlen 
Baumstümpfen, ferner Mistpfützen und SenklOcher der Kanäle, sofern sie zugäng¬ 
lich sind, bieten willkommene Plätze zum Ablegen den Eier. Auch kleine Begen- 
lOcher am Waldrande, die nur für die wenigen Wochen, welche die Schnake 
zur Entwickelung bedarf, Wasser halten, genügen ihnen. Diese wimmeln manch¬ 
mal von den Larven, and es erhebt sich ans ihnen ein dichter Schwarm Schnaken. 

So erklärt es sieb, wie — mit warmen Tagen abwechselnder — Begen 
in unseren Gegenden diesen Tieren besonders günsttig ist, und wie die 
italienischen Sümpfe an der Po-Mündung, die flachen, den zweimaligen 
Ueberschwemmongen jedes Jahr ausgesetzten Gebiete des Amazonenstromes, 
die Mündungen des Ganges und Mississippi und anderer Flüsse mit wechselnder 
Wasserführung, so entsetzlich von den Moskitos heimgesucht werden. 

Zunächst halten sich die ausgescblüpften Mücken ganz in der Nähe 
ihrer Brutstätten auf; so sieht man, besonders in sumpfigen Gegenden, oft 
unzählige Mengen von Mücken schwärmen, die sich, wenn die Sonne brennt, 
unter den Blättern der Bäume und Sträneher verbergen. Abends kommen sie 
dann hervor, um Menschen und Tiere za belästigen. 

Weite Wanderungen pflegen die Mücken nicht za oatemehmen, so daß 
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eine Gegend, in welcher sie keine Bratgelegenheit haben, von ihnen verschont 
an bleiben pflegt. Nor manchmal kommt es vor, daß die windscheuen Insekten, 
anl ihrer Flacht vor einem längere Zeit gleichgerichteten Winde, in der 
Windrichtung allmählich vorrttcken. 

Um ihr Leben za fristen, ist der Genoß von Blat nicht unbedingt 
erforderlich. Die Männchen stechen, wie schon bemerkt, flberhaupt nicht. 
Bdaamar gelang es, die Weibchen mit einer Zuckerlösang zu ernähren. Auch 
staerliche wtränke lieben sie. Mittels ihres Saagrfissels können sie entweder 
schon freiliegende Flflssigkeiten aufsangen and aaflecken oder sich solche 
Plflssigkeiten durch Einstechen in saftige pflanzliche oder tierische Substanz 
zugänglich machen. 

Auf das Vorkommen der Mflcken ist es demnach ohne Einfluß, ob sie 
Geschöpfe finden, denen sie Blut abzapfen können oder nicht. 

Die befruchteten Weibchen der letzten Generation überwintern in 
Gewölben, Kellern, Untergeschossen, Schuppen, Ställen und sonstigen frostfreien 
Blumen, wo sie meist an den Decken und Außenwänden sitzen. Dabei bevor¬ 
zugen sie nach Norden gelegene feuchte und kühle Bäume isoliert gelegener 
Grundstücke, welche an Gärten, Wiesen usw. liegen, während warme Keller, 
in Häusern mit Zentralheizung, sowie Häuser in Straßenfronten, von ihnen 
weniger aufgesucht werden. Demgemäß finden sie sich besonders in den 
Häusern der peripheren Stadtteile, während sie bei Annäherung an das Stadt- 
innere immer spärlicher werden, und in den zentral gelegenen Häuservierteln 
meist völlig fehlen. Aber auch im Freien überwintern sie an günstigen Stellen, 
unter Brücken und Durchflüssen, in hohlen Bäumen, unter Laub- und 
Beisigbaufen, in den mit faulendem Laub und Gras gefüllten Vertiefungen 
zwischen den Wurzeln großer Bäume, in Kaninchenbauten und ähnlichen 
Schlupfwinkeln. Daß sie unter Umständen auch mit wenig Schatz vorUeb 
nehmen, beweist ihr Ueberwintern in Polargegenden. 

Männchen hat man unter den überwinternden Schnaken nie ttefunden. 
Alle waren weiblichen Geschlechts, und zwar ausnahmslos befrachtete Weibchen. 
Ni(^t einem der zahlreichen von Prof. Dr. Pagenstecher in Heidelberg 
untersuchten überwinternden Weibchen fehlten die 3 vom Männchen über¬ 
tragenen Samenkapseln, die sicheren Beweise der Begatterung. 

Diese Samenkapseln lassen sich schon durch die Baachdecken am letzten 
Segment als 8 braune Punkte erkennen, und auch herauspräparieren. Jede 
Samenkapsel mißt 0,08 mm an Länge und 0,06 mm etwa in der Breite. Die 
sie aufn^menden Samentaschen sind kurzgestielt. Wenn man die Kapsel 
zerbricht, fließen die Samenfäden aus. 

Um sich in Scbnakengegenden vor diesen Insekten zu schützen, ist 
onpfohlen worden, möglichst in oberen Stockwerken sich aufznbalten, da die 
Cumz-Arten meist nicht sehr hoch fliegen. Schon den alten Egyptern war 
diese Eigenschaft der Mücken wohl bekannt; Herodot erzählt Lib. 11, Kap. 95, 
daß die Bgypter, weiche oberhalb der Sümpfe wohnten, zum Schatze gegen 
die Mücken, ihre Türme besteigen, da die „xüvconeg“ wegen des Windes nicht 
imstande wären, hoch zu fliegen; wogegen die Bewohner der sumpfigen 
Gegenden zu diesem Zwecke ein Netz über ihr Bett zögen. 

Solche ,Moskitonetze“, feine Gazevorhänge, sind noch jetzt in den 
Gegenden, in denen diese Tiere heimiach sind, allgemein in Gebrauch. Sie 
bilden auch ein unentbehrliches Ausrüstungsttttck für Tropen-Beisende. Zu 
bemerken ist dabei aber, daß nur solche Schnakennetze von Wert sind, bei 
denen die Decke und die 4 Wände miteinander Zusammenhängen, so daß man, 
um in das Bett zu steigen, den Vorhang aufheben muß. Solche Netze dagegen, 
welche, aus Bücksichten der Schönheit oder Bequemlichkeit, zusammen gerafft 
oder nur gespalten sind, so daß man durch den Spalt ein- und aastreten kann, 
nützen so gut wie gar nichts. Die ganze Schutzvorrichtung wird Ulusorisch, 
wenn auch nur ein Tier sich unter das Netz verirrt hat. Alle diese Netze 
haben aber den Nachteil, daß sie die Luftströmung brechen und eine drückende 
Schwüle erzeugen. Es ist dies bei den schon ohnehin warmen Sommernächten 
eine unangehme Zugabe für den darunter Liegenden. 

Bekannt ist, daß man in Schnakengegenden zweckmäßigerweise den 
Tag über einen starken Luftzug durch Oeffoen der Fenster und TUren unter¬ 
hält, und dann am späten Nachmittage sämtliche Fenster schließt oder Mücken- 
netae einsetzt. Als besonders gefälulich gilt das Betreten eines Zimmers mit 
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brenneedem Lichte bei offenem Fenster, de hierdurch die Schnaken angesogen 
werden, während anderseits wieder beobachtet wird, daß, wenn Schnaken im 
Zimmer sind, das eigentliche Stechen (nicht Schwärmen!) erst nach Loschen 
des Lichtes anhebt. 

Am sichersten hält man die Schnaken den Zimmern lern, wenn man die 
FensterOffnnngen dauernd mit Gasefenstem verschließt, die aber, der Lttltnng 
wegen, mit Flttgeln zum Oeffnen versehen sein müssen. 

Um Schnaken in Schlafzimmern zu beseitigen, benutzt man oft die 
sogenannten „Schnakenkerzen“. Diese werden hergestellt aus 60*/o grobem 
persischen Inlektenpnlver — das leine gibt eine zu leste, nicht brennbare 
Masse — und 40**/o Salpeter, die man mit soviel Honig mischt, als nOtig ist, 
um die Masse zu einem Teige formen zu können. Diesen walzt man zu einer 
Platte von etwa 1 cm Dicke aus und zerteilt ihn in Stücke von Obelisken* 
Form, die man gut trocknet. Ein anderes Bezept zur Herstellung von 
Schnakenkerzen ist folgendes: Thymianblätter, Lavendelblüten, persisches 
Insektenpulver, je 100 g, Salpeter 90 g, chlorsaures Kali 9 g, werden mit 
20 g Tragantpulver und Wasser zu einem Brei geknetet, daraus Eerzchen 
geformt, und diese getrocknet. Der Bauch solcher Kerzen, die nach dem 
Anzünden langsam bis auf den letzten Best verbrennen, betäubt die Schnaken 
auf einige Zelt, tötet sie aber nicht. Diese Betäubung dauert so lange, 
als auch der Mensch des Qualmes wegen in dem Baume es nicht anshalten 
kann. Wird die Luft wieder atembar, so zeigen sich auch die Schnaken wieder 
munter und tätig. Man muß also, wenn das Bänchern Erfolg haben soll, die 
betäubten Tiere zusammenfegen und verbrennen. 

Um die Schaaken zu verscheuchen oder wenigstens vom Stechen absu* 
halten, also um einen persönlichen Schutz zu erreichen, hat man die 
verschiedensten Mittel versucht, und die Haut damit eingerieben oder bestäubt, 
aber ohne nachhaltigen Erfolg. 

AnisOl verursacht ein fast stärkeres Brennen als die Schnakenstiche 
selbst, und hält dabei die Tiere nicht einmal auf die Dauer fern. Ebenso 
unwirksam erweist sich Perubalsam. Karbolglyzerin reist die Haut ziemlioh 
stark und ist dabei nicht ganz ungefährlich. Verdünnte weingeistige LOsung 
von Nelkenöl oder weingeistiger Auszug von Pyrethrum roseum (persischem 
Insektenpulver) auf die Haut zerstäubt, verlieren ihre anfängliche Wirkung 
sehr bald, sowie der Geruch nachläßt. Selbst die Kleider und Handschuhe — 
wenn sie nicht von Leder sind — bieten keinen sicheren Schutz, da der scharfe 
spitzige Schnakenstachel durch sie hindurchzudringen vermag. Schleier 
schützen inunerhin einigermaßen, ebenso Tabakrauch. 

Gegen den Süch selbst hat sich weitaus am besten der sogenannte 
„Salmiakgebt", d. h. eine LOsung von Ammoniakgas in Wasser, bewährt. 
Auch Hirschhornsalz (kohlensaures Ammoniak) oder Salmiak (salzsaures 
Ammoniak), beide entweder in wässeriger LOsung oder in Form von Stiften 
angewendet, lebten gegen den Schmerz gute Dienste. Falls man diese Medika¬ 
mente in Stift-Form benutzt, befeuchtet man zunächst die Stichstelie, um sie 
dann mit dem Stifte zu bestreichen, ln gleicher Webe kann man auch andere 
Alkalien, wie doppelkohlensaures Natron etc. auf die angefeuchtete Haut verreiben 
oder auch in LOsung anwenden. Auch Kochsalz kann man hierzu benutzen. 

Hat man kein derartiges Mittel zur Hand, so übt schon etwas befeuchtete 
Zigarrenasche, wegen ihres Gehaltes an kohlensauren Alkalien, eine schmerz¬ 
stillende Wirkung ans. Der Vorgang bt hierbei der, daß die giftige Ameben- 
säure, weiche mit dem Speichm der Schnaken in die Wunde gelangt war, 
durch das Alkali neutralisiert wird. 

Nach ein- bb zweimaligem Betupfen der Stichstelle mit einem dar 
genannten Mittel pflegt der Schmerz sofort zu verschwinden. Diese Wirkung 
bt um so günstiger, je kürzere Zeit seit dem Stechen verflossen war. 

Etwas wird der Schmerz auch gelindert durch Befeuchten der Haut 
mit kaltem Wasser oder mit Spiritus, welcher, infolge der durch die Ver¬ 
dunstung entstehenden Kälte, schmerzlindernd wbkt. 

Man hat nun zahlreiche Versuche gemacht, die Schnaken im Freien zu 
bekämpfen. Große Basenflächen und Sträucher hat man mit klebrigen Netzen 
oder Tüchern überspannt; heißes Wasser, Dampf, flüssige sowie gasförmige 
Chemikalien und Bäucherungen hat man versucht, aber alles ohne jeden Erfolg. 

Anstelle dieses ziemlich aussichtslosen Vorgehens gegen die fertigen 
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Tiere muß man neimelir die lasekten in ihrem Entwickelangs- 
stadium bekämpfen. Hierzu ist es in erster Linie erforderlich, den 
Schnaken die Gelegenheit zu nehmen, ihre Eier absetzen zu können. 

Alle Pfützen, Tümpel und stehenden Gewässer sind nach Möglichkeit 
au beseitigen, indem man sie zuschüttet oder das Gelände durch Drainieren 
trocken legt. 

Das Schilf am Bande fließender Gewässer beseitigt man ganz oder 
schneidet es wenigstens wiederholt unterhalb der Wasseroberfläche ab, damit 
es der Strömung kein Hindernis bietet. Träge fließende Gräben sind zum 
schnelleren Fließen zu bringen. 

Das ümherstehen von allerhand Gefäßen im Freien, von Fässern, Tonnen, 
Kübeln, Eimern, Scherben yon Flaschen und Töpfen, leeren Blechbüchsen, 
Blumentopfuntersätzen, in denen sich Begenwasser ansammeln kann, ist zu 
vermeiden. Die Senklöcher der Abzugsieitungen sind dicht zu verschließen. 
Ebenso sind die Begentonnen, besonders wenn sie in Gärten aufgestellt sind, 
mit dicht schließenden Deckeln ans Brettern oder aus Drahtgeflecht zu ver¬ 
sehen. Wasser in den Bassins der Springbrunnen ist wöchentli^ einmal absu- 
lassen. Desgleichen sind die Begentonnen einmal wöchentlich zu leeren. 

Stagnierende Gewässer, die sich nicht beseitigen lassen, sind ordnungs¬ 
mäßig zu begrenzen, mit gleichmäßig geböschten Ufern zu versehen und außer¬ 
dem noch mit Fischen, welche erfahrungsgemäß den Larven der Schnaken 
nachsteilen, in reichlicher Menge zu besetzen. 

Am geeignetsten hierzu sind von einheimischen Fischen: Karauschen, 
Karpfen, Goldorfen, deren Junge an den flachen Ufern der Nahrung nachgehen, 
and diese an der Oberfläche des Wassers suchen, vor allem aber die gefräßigen 
Stichlinge; von ausländischen: Gasterosteas aculeatns und Leucertus. var. 
auratus; diese vermehren sich außerordentlich stark, und verbreiten sich bei 
üeberschwemmungen in weitem Umkreise. Beim Verschwinden des Wassers 
verkriechen sie sich in dem feuchten Schlamme und sind nach dem nächsten 
Hegen sofort wieder zur Stelle. Man kann diese Fische ans der Großgärtnerei 
von Henkel in Darmstadt, Bößdorferstraße 199, beziehen. 

Ein weiteres Mittel ist: Die stehenden oder träge fließenden Gewässer 
mit Wasserlinsen, auch Entenkraut, Entengrütze oder Meerlinse genannt, oder 
mit Wasserfarn zu bepflanzen. Während £e meisten sonstigen Wasserpflanzen 
das Brutgeschäft der Schnaken befördern, sind erstere ihm hinderlich. Diese 
winzigen Pflanzen bestehen nur ans einem blattähnlichen Körper, von dessen 
unteren Fläche 1—2 Wurzeln herabhängen, welche sich niemals am Boden 
befestigen, sondern ihre Nahrung ans dem Wasser entnehmen. 

Wenn man im Frühjahr von den genannten Pflanzen eine nur mäßige 
Menge auf das Wasser streut, ist, infolge der starken Vermehrung, bald £e 
ganze Oberfläche von ihnen, wie mit einem grünen Teppiche, bedeckt. 

In so bewachsenen Gewässern können die Schnaken nicht ihre Eier ab- 
l^en. Wenn es ja einmal geschehen sollte und sich Larven aus ihnen ent¬ 
wickeln oder auch solche aus benachbarten Gewässern einwandem, so können 
sie nicht an die Oberfläche gelangen. Sie verwickeln sich vielmehr in die 
leinen Wurzeln, wie in einem Netze, und stoßen bei dem Versuche, an die Luft 
zu kommen, gegen die das Wasser bedeckenden Blätter. Infolgedessen gehen 
sie ans Mangel an Sauerstoff bald zugrunde. 

Culex-Larven, welche man, des Versuchs halber, in eine mit Lemna 
bedeckte, wassergefüllte Bütte gesetzt hatte, blieben mcht ganz eine Stunde 
am Leben. 

Die mit solcher dichten Pflanzendecke versehenen Gewässer beherbergen 
außerdem gewöhnlich zahlreiche Wasserwanzen und andere Insekten, denen 
die Larven und Pappen der Schnaken eine willkommene Beute sind. Das 
Wohlbefinden der Fische wird durch die Pflanzendecke in keiner Weise beein¬ 
trächtigt ; im Gegenteil dienen ihnen wiederum die genannten larvenveitilgen- 
den Insekten zor Nahrung. 

Unter den Lemna-Arten sind zu nennen: L. minor, polyrrhiza, arrhiza 
und gibba. Unter den AzoUa-Arten, welche an besonnten Stellen eine noch 
dichtere, oft mehrere Zentimeter starke Decke bilden, im Schatten oder Halb¬ 
schatten aber nicht gut gedeihen, sind die bekanntesten: A. canadensis, earoli- 
aeMis, filicnlodes und pinnata. 

Eine Postsendung — 5 KU. — von Lemna gibba kostet bei Georg Boos 
in Schwetzingen bei Heidelberg 2 Mark. 
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Azolla canadensis kann man beaieken tob Fiacherei-Direktor Bart¬ 
mann in Wiesbaden. 

Da es jedoch nicht mOglich ist« den Schnaken alle Gielegenheit snm Ab- 
setsen ihrer Eier zu nehmen, mnß der Yersnch gemacht werden, die Brut 
za zerstören. 

Erheblich leichter, als die viel widerstandsfähigeren Eier and Pappen 
(oder Nymphen) lassen sich die Larren Terniohten. Gunter ihnen sind wieder 
die jungen Larven am wenigsten lebenskräftig, während ihr Widerstands- 
vermOgen mit dem Alter zanimmt. 

Da aber das Eierstadinm sowohl, als auch das Nymphenstadiam nor 
sehr kurze Zeit dauert, und aus den Eliern doch Larven hervorgehen, da ferner 
nach AbtOtuog der Larven keine Nymphen mehr zur Entwicklung gelangen, so 
kann man bei der praktischen Schnaken - Bekämpfung von der Zerstörung der 
Eier und Nymphen absehen und sich lediglich auf die Vernichtung der Larven 
beschränken. 

Zu diesem Zwecke hat man Mittel versucht, welche chemisch, und ander¬ 
seits solche, welche mehr physikalisch wirken. 

A. Celli und 0. Casagrandi berichten in einer in Born 1899 herans- 
gegebenen Arbeit ,Per la dütruzione delia zanzare* ttber ausgedehnte dies- 
bezttgliche Versuche, welche sich auf die Prttfang mehrerer hundert Substanzen 
erstrecken. 

Unter den chemisch wirkenden Mitteln hat sich als sehr wirksam er¬ 
wiesen: das Schwefel Wasser, selbst wenn es nur wenig schweige Säure ent¬ 
hielt; ebenso das ammoniakbaltige Gaswasser. Beide vernichten aber, neben 
den Schnakenlarven, auch sämtliche Übrigen im Wasser lebenden Tiere. Da¬ 
durch ist ihrer Anwendung eine feste Grenze gezogen. 

Von den vegetabUitischen Stoffen stehen Tabak und persisches Insekten¬ 
pulver an erster Stelle. 

Unter den gleichfalls brauchbaren Anilinfarbstoffen, deren nicht weniger 
als 167 erprobt wurden, haben sich am meisten bewährt: Larvicid und Gallol 
(von der Firma Weiler-ter Meer zu Uerdingen bei Crefeld), sowie das 
Malachitgrün (von der Aktiengesellschaft fhr AniUnfabrikation in Berlin). 

Von ihnen ist das Larvicid das wirksamste; seine larventOtende Wirkung 
wird schon bei dem Verhältnisse von 0 0015 :10(X) erreicht. 

Von Gallol braucht man 0,0062; von Malachitgrün hingegen 0,0125:1000. 

Die geringste noch wirksame Dosis beträgt bei Larvicid: 0,00081:10(K); 
bei Gallol: 0,00071 :1000 und bei Malachitgrün: 00081:1000. 

Alle diese Farbstoffe sind sehr leicht lüslich und diffusionsfählg. Bei 
ihrer Benutzung stellt man zuerst eine konzentrierte Lösung her, welche dann 
in dem Wasser, das die zu lötenden Larven enthält, verdünnt wird. 

ln Breslau wurde in dem ersten Bekämpfungsjahre (1905) fast aus¬ 
schließlich Larvicid angewendet. 

Es zeigte sich aber, daß dieses Mittel, weiches im Frtthsommer völlig 
ausreichte, im Beginne der heißen Zeit — obgleich jeder Tümpel damit alle 
10 Tage versetzt wurde — doch nicht genügte, um in manchen Wässern die 
Puppenbildung, und damit die Elntwicklung zum fertigen Insekte, zu verhindern. 
Die Benutzung des Larvioids wurde daher verlassen; die Fabrik hat in¬ 
zwischen dessen Herstellnng auch aufgegeben. 

Im Gegensätze zu diesen chemisch wirkenden Mitteln, welche sich mit 
dem Wasser mischen, benutzt man, und zwar mit noch viel sichererem Erfolge, 
auch solche, welche sich auf der Oberfläche des Wassers ansbreiten und so 
die Larven an der Aufnahme des Sauerstoffes aus der Luft hindern, ihnen also 
die Atmung unmöglich machen; dadurch gehen die Larven gleichfalls zugrunde. 

Dies wird schon durch Bedecken der Wasseroberfläche mit einer dünnen 
Oelschicht erreicht, was in Amerika bereits 1812 vorgeschlagen und auch ans- 
gefflhrt wurde. 

Noch wirksamer und dabei zugleich für die Fische mehr oder weniger 
unschädlich sind die folgenden Mittel: 

1. Beol (färb- und geruchlos) — aus dem chemischen Laboratorium von 
Georg Boos in Schwetzingen; 100 Ülogr. = 45 Mark. 20—80 ccm = 2—8 
Eßlöffel auf 1 qm Oberfläche. Für Fische ist es gänzlich unschädlich. 

2. Venol (schwarsbraun, riechend) — aus der gldohen Bezugsquelie; 
100 Öogr. = 17 Mark. 100—125 ccm auf 1 qm. 
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3. SapTol (sohwanbraoD, riechend) — ein Qemisch Yon Karbol, Hineralbl 
ud Kresol, ans der chemischen Fabrik von Nbrdlinger in FlSrsheim; 
100 Kilogr. SS 22 Mark. 16—20 ccm auf 1 qm. Dm aber die Wirkong 
Iflr längere Zeit zn gewährleisten, empfiehlt es sich, größere Saprol*Mengen 
ananwenden, and zwar a) in Abtrittsgraben, Janchegraben etc. — je nach 
deren Größe — V«—*/> Liter Saprol einzngießen, b) größere Gewässer 
mit etwa */io—Vi Liter Saprol pro Quadratmeter Oberfläche za überdecken. 
Für Fische ist das Saprol aber nicht ganz anschädlich. Wo Fischzucht 
in Frage kommt, ist daher das Beol vorzoziehen. 

4. Das Petroleom. 

Celli and Casagrandi änßern sich auf Grand ihrer ausgedehnten 
Versuche dahin, daß das Petroleum, welches leicht in Sümpfen, Teichen 
und selbst großen Seen angewendet werden kann und weder die Fische noch 
die Tiere der niederen zoologischen Klassen zagrunde richtet, sowohl wegen 
seiner sicheren Wirkung, als auch wegen seines niedrigen Preises za dem frag« 
liehen Zwecke in erster Linie geeignet ist. 

,Es ist merkwürdig“, sagen sie, «daß das schon längst als laryentötend 
anerkannte Petroleom keine breitere Anwendung selbst in den Gegenden, in 
denen es am billigsten ist, getänden hat.“ 

Die Wirkaog des Petroleams steht in proportionalem Verhältnisse zu 
sdnem Verbreitongsyermögen über die Wasserfläche; deswegen ist das Be- 
soltat um so größer, je niedriger sein spezifisches Gewicht ist. Am billigsten 
ist das für den Torliegenden ^eek Tollkommen genügende Bobpetroleom (d. h. 
destilliertes, aber ungereinigtes Petroleum). IW kg kosten 18—19 Mark bei 
den yereinigten Pechelbronner Oelbergwerken — Straßbnrg, Hagenauerstr. 2. 

Da es erforderlich ist, daß die das Wasser bedeckende dünne Schicht, 
welche durch Wind und Wellenschlag leicht zerrissen wird, stets erhalten 
bleibt, gießt man wöchentlich einmal, mindestens etwa alle 10—14 Tage soyiel 
Petroleum bezw. auch Saprol auf das Wasser, daß eine leichte zusammen- 
hingeade Schicht entsteht. Man kann dies mittels efaies Spraj> Apparates, 
oder einer Gießkanne bewerkstelligen. 

Beide Verfahren haben aber den Nachteil, daß, wenn die Petroleum- oder 
Saprol-Tropfen auf das Wasser fallen, sie öfter Kngelform annehmen und 
inrolgedessen nur schwer zusammenfließen,. wodurch die Bildung einer gleich¬ 
mäßig zusammenhängenden Schicht yerhindert wird. 

Eine gleichmäßigere Ausbreitung erzielt man, wenn man mit Petroleum 
oder Saprol getränkte Stücke Stoff auf die Wasseroberfläche yerteilt. Die Oel- 
Schicht dehnt sich yon dort aus nach allen Seiten langsam fortschreitend ans. 

Noch praktischer zu diesem Zwecke ist ein yon Bruno Galli-Valerio 
uad Jeanne Bochaz de Jongh angegebener Apparat (Therapeutische 
Monatshefte, September 1904), der yon dem Mechaniker Pilet an der Ecole 
ds ehimie in Lausanne zu beziehen ist. Er besteht aus einem Messingbehälter, 
sur Aufnahme des Petroleams oder Saprols, den man an eine Stange stecken 
kann, und an dem eine Vorrichtung angebracht ist, yermöge deren das 
Petroleum pp. bei leichtem Ueberstreiäen des Wassers sich sofort gleichmäßig 
sehleierartig ausbreitet. Der Apparat faßt 20 ccm, welche für eine 10 qm 
große Fläche hinreichen. Der Preis beträgt 28 Francs. 

Die Verfasser weisen darauf hin, daß man auch größere derartige Appa¬ 
rate hersteilen kann, wenn es sich um ausgedehntere Wasserflächen handele. 
An jedem Ende des Apparates wäre dann ein Seil zu befestigen, yermöge 
denen er yon 2 auf beiden Seiten des Gewässers sich gegenüberstehenden 
Männern leicht über der Wasseroberfläche hin- und hergezogen werden könne. 
Der Geruch, auch des Petroleams, belästigt nicht wesentlich; Feuersgefahr ist 
mit seiner Anwendung in dieser Form selbstyerständlich nicht yerbunden. 

In den Bädern Misdroy und Kirnhalden hat man mit der Benutzung des 
Bdipetroleums ausgezeichnete Erfolge erzielt Auch in Dürkheim ;ist ans- 
sehließlieh Petroleum yerwendet worden, ln Breslau wurde, nachdem das 
Larfidd yerlassen war, zunächst Petroleum und Saprol benutzt. Neuerdings 
wird dort nur noch Saprol angewendet Dabei wurde die Beobachtung ge¬ 
macht, daß in den stets mit Saprol bedeckten Lachen Mttckenlaryen fast de* 
mala gefunden wurden. 

Natürlich ist es, um eine durchgreifende Wirkung zu erreichen, erfor¬ 
derlich, daß nicht nur einzelne, sondern möglichst alle Wassortümpel pp., welche 
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den Sehaaken Gelegenheit snm Absetsea ihrer Brat geben, in der gleichen 
Weine behandelt werden. Hiermit maß man bald nach dem Scbmelnen des läsea, 
womöglich noch vor der Bratseit der Mflcken beginnen and bis in den Oktober 
dos Begießen alle Woche, mindestens aber alle 10—14 Tage, wiederholen. 

ln Breslaa worden täglich Feaerwehrmänner, später Promenadenwärter, 
aar Behandlang der Tümpel aasgesandt, and zwar begingen dieselben Leate 
während des ganzen Sommers immer das gleiche ihnen zagewiesene Gebiet, so 
daß sie bald daraaf heimisch waren and die besonders beliebten Brntstätten 
sehr gat kannten. Die Zahl der Torgefandenen Larven war manchmal eine 
enorme; die von den Feaerwehrleaten mitgebrachten Proben stellten zaweUen 
einen dicken Brei von MOckenlarven dar. 

Aach Fangstellen kann man für die Schnaken einrichten, indem man 
Bütten mit laaligem Wasser aafstellt, and sie, nachdem die Schaaken ihre 
Eier dahinein gelegt haben, mit Bobpetroleram oder Saprol übergießt. 

Sehr wichtig ist es ferner, daß die Tiere, denen die Schnaken zar will¬ 
kommenen Nahrang dienen, nach Möglichkeit geschont and gepflegt werden. 

Es sind dies in erster Linie die insektenfressenden Vögel, dann aber 
aaeh die Fledermäase; besonders die Wasserfledermaas. Zweifellos ist die 
beklagenswerte Abnahme anserer Singvögel pp. mit 'ein Haaptgrand für das 
üeberhandnehmen der Schnaken. 

Also: Schatz den Vögeln, besonders den Insektenfressern; Einstellea 
der neaerdings so beliebten Aasrodnng von Gestrüpp and Hecken an Hbgen 
and Rainen; Neaanlage von Nistplätsen darch Pflanzen stacheliger Sträacher — 
besonders nach wilder Bosen — an anfracbtbaren Orten; *) strenges Verbot des 
Zerstörens oder Plünderns von Nestern, and entsprechende Belehrang der 
Jagend in den Schalen; Aafhängen von Berlepsehschen Nistkästen,*) (deren 
Oeffnnng aber nach Osten oder Süden, am besten nach Südosten gerichtet sein 
maß). Wegfangen amherstreichender Katzen (in Kasten - Fallen mit Baldrian);*) 
Abschießen der schädlichen Baabvögel, besonders des Habichts and Sperbers. 

Diese aaf Vernichtang der Schnaken binzielenden Bestrebongen decken 
sieh nach alledem völlig mit denen des Tierschatzvereins. Also aadi ans dem 
Grande ist es wünschenswert, diesen Verein aaf das Nachdrücklichste za onter- 
stützen and seine Aasdehnang aaf die breitesten Volksschichten mit allen 
Mitteln za fördern. Za den erfolgreichsten Vertilgern von Schnakenbmt ge¬ 
hören aach die Frösche. Der Fang dieser nützlichen Tiere sollte daher in 
Schaakengegenden nnterlassen werden. 

Bef der ganz enormen Vermehrangsfähigkeit der Schnaken ist es aber 
sehr viel zweckmäßiger and erfolgversprechender, die überwinternden Tiere — 
in der Zeit von November bis Febraar — za töten, als erst abzawarten, bis 
sie später irgendwo ihre Eier abgelegt haben, and dann erst den Kampf gegen 
die Brat za beginnen. 

Ein solches Vorgehen spart aach viel an Arbeit nnd Kosten. Wesent- 


*) ln dem Prager .Deatschen Agrarblatt* warde vor einiger Zeit der 
Gedanke angeregt, daß die Landgemetaden zam Jabiläom des Kaisers von 
Oesterreich aFrans-Josefs-Haine* anlegen möchten, als Schatz- and Brat¬ 
stätten für die Singvögel. 

Irgendein sonst nicht natabares Stückchen Gemeindegat sollte mit Weiß¬ 
dorn, Schlehen, Heckenrosen dicht amzäant and innerhalb des Ringes mit 
Ebereschen, Wachholder, Holländer and einigen Waldbäamen bepflanzt werden. 
Das würde nar anbedeatende Kosten verarsachen, deren Aasgabe allein schon 
im Interesse der Landwirte and Obstzüchter sich lohnen würde. Genaaere 
Vorschriften über die Anlage derartiger Schatzgebölze Anden sich in einem 
Anfbatze von Dr. Marschall „Der Vogelschatz* in der Zeitschrift aNatar*; 
1910, Heft 10, Verlag von Theodor T h o m a s - Leipzig. 

*) Berlepschsohe Nisthöhlen liefert Herrn. Scheid in Büren in Westf. 
für Staare 80 Pf., für Meisen 60 Pi, für Botschwänse 56 Pf., für Fliegen- 
sehnepper 45 Pi das Stück. — Anweisang zam Aafhängen der Nisthöhlen 
kostet bei Hermann Gesenias in Halle a. 8. 6 Pf. Die Broschüre aHor 
gesamte Vogelsohatz, seine Begründang and Aasführang*, welcher die vor¬ 
erwähnte Anweisang entnommen ist, kostet in gleichem Verlage 1,20 Mk. 

^ Solche KastenfaUen für Katzen liefern Grell & Comp, in Haynan 
in Sehleslea. 
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lieh erleiohkeit wird die Yernicbtung der ttberwintemden Schnaken dadoreb, 
daß sie fast nur an den Decken oder Wänden der Bäame, weiche sie znm 
Ueberwintern anfgesncht haben, za sitzen pflogen. Hier sitzen sie dann oft 
in nngeheoren Mengen so dicht, daß eine die andere berührt. 

Dort, wo mehr einzelne Schnaken sitzen, wischt man die Wände nnd 
Deeken mit einem feachten Tache ab and zerdrückt die Tiere, oder yerbrennt 
de mit einer Lötlampe oder mit dem ans dem chemischen Laboratorinm yon 
Georg Boos in Schwetzingen za beziehenden „Schnakenyertilger“. 

Dieser besteht aas euer mit Asbestwolle gefüllten Bolle yon Draht* 
geflecht and kostet 2 Mark franko (bei Partien billiger). Die Asbestwolle wird 
mit Spiritos getränkt and dann angezündet. 

Wenn die Schnaken aber in solchen Mengen yorhanden sind, dafi de 
doreh die Flamme aafgescheacht würden, räachert man sie aas. 

Das Eönigl. hygienische Institot der Uniyersität Breslaa empflehlt za 
diesem Zwecke eia nach folgendem Rezepte anzafertigendes Bäacherpalyer: 


Pnly. Fract. capsici (spanischer Pfeffer). 400,0 g 

, Flor. Chrysanth, cinerariaefol. occlas. dalmatin. (persisches 

Insektenpolyer). 2000 g 

, Bad. yalerian. officin. (Baldrianwarsel). 200,0 g 

„ Kali nitrid (Kalisalpeter). 200,0 g 


misce ezactisHime (innig za mischen). 

Der Preis beträgt etwa 2,60 Mark für 1 Kilogramm. 

Yon dem Palyer werden in flachen, etwas erhöbt gestellten nnd im 
ganzen Baome möglichst gleichmäßig yerteilten Schalen etwa 8 Eßlöffel (60 bis 
70 g) aof je 50 cbm Laftraam abgebrannt. Hierbei entwickelt sich wbald 
ein dichter, überaas hastenreizender Baach, dessen Entweichen man — wie 
bd Formalin • Desinfektionen — darch Yerkleben der Türen nnd Fenster mit 
Papier and Yerstopfen aller etwaiger Bitzen mittels geleimter Watte yerhindert. 

Nach 2—8 Standen flndet man die Schnaken last sämtlich tot am Boden. 
Man kehrt sie dann zosammen and yerbrennt sie. Erleichtert wird das Aof* 
finden der herabgefallenen Tiere, wenn man den Boden yorher mit Papier belegt. 

Die wenigen noch etwa an der Decke and an den Wänden sitzenden 
Schnaken sind anbeweglieh and lassen sich mit der Lötlampe oder einer Kerze 
leieht abbrennen. In einzelnen Kellern hat man über 2(X)0 solcher über¬ 
winternder Schnaken auf diese Weise yemichtet. 

Der stinkende Gemcb, den das Palyer erzeagt, yerschwindet dareh 
Liften sehr bald. 

Fast die gleichen gaten Ergebnisse erzielt man nach Keller and Boos in 
Schwetzingen nach mit starken Tabak-Bäacherangen. Schon der bloße Geraeh 
des Tabaks scheint die Schnaken za yerscheacheo, denn in Bäomen in denen 
yiei geraucht za werden pflegt and in Tabakfabriken halten sie sich nicht 
anl. Die Anwendung geschieht folgendermaßen: 80 g Salpeter werden in 
*/■ Liter Wasser gelöst, and mit dieser Lösung 100 g Tabakstaab za einem 
Teige geknetet, den man in einem Gefäße über dem Feuer za einem staub* 
trockenen Palyer yerrührt. Das Kilogramm dieses Palyers kostet etwa 20 Pfg. 
ln einem Keller mittlerer Größe (60—60 cbm) lassen sich also mit einem 
Kostenaafwande yon 8—4 Pfg. leicht und sicher die Schnaken vernichten, wägend 
bei dem erstgenannten Bäacherpalyer die Kosten sicbaaf 80—35 Pfg. belaufen. 
Da außerdem in manchen Gegenden, in denen die Schnaken besonders sahl> 
reich Vorkommen — wie in der Bheinebene — Tabak gebaut wird, ist dort 
die Beschaffung des Tabakstanbes noch besonders erleichtert. 

Auch darch Schwefeidämpfe kann man die Schnaken vernichten.*) In 
einem Keller von 50 cbm Größe yerbrennt man l*/t kg Stangen-Schwefel, 
von dem das Kilogramm etwa 40 Pfg. kostet. Je länger man den Dampf ein- 
wirken läßt, am so sicherer ist der Erfolg. 

Selbstverständlich maß das Aasräachem, ganz besonders bei Anwendung 
des Schwefels, mit der nötigen Yorsicht vorgenommen werden, damit nicht etwa 
brennbare Stoffe mit der Flamme in Berührung kommen. 

Durchgreifenden Erfolg haben aber auch diese Maßregeln^ nur dann, 
wenn sie einheitlich, and nicht nar in einzelnen Gebäuden, vorgenommen 

*) Das Capsicam*Bäacherpalyer, Tabak-Bäaeherpalver, Schwefel, sowie 
bmde Sorten Schnakenkerzen Uefort die Medizinal*Großdrogerie von Pani 
Oreiner in Straßburg (Elsaß). 
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werdea. ZweekmiAig ist es, dies Aosrlncheni niehtTdeii HeubewohBeni aelbet 
SU ftberlaeeen, sondern zarerlässige Personen, wdohe eigens duin nnsgeblldet 
worden sind, dnmit zu betreuen. 

In Bresleu wurden hierzu imit*ibestem Erfolge 'die Desinfektoren und 
Peuerwebrieute, spSter die Promenedenwirter bereagesogen. In kleinen Oe- 
meiaden, wo solche nicht zur Verfügung stehen, konnten die demeindedieaer 
und Feluchfitzen hierzu Terwendet werdea. Des Absuchea der betreffenden 
Blume nech ttberwintemden Sobneken ist übrigens, wenn mOglich, einige Knie 
au wiederholen. \Efiweren, wie Butter, Schmelz, Fleisch entfernt men wihiend 
der Biucherung eus den Eellem, de sie leicht Gerüche eanehmen. Degegea 
schedet der Beuch Eertoffeln, MOhren, Futterrüben und Eohl durcbeus nicht, 
wie die mehrjihrigea in Bresleu gemachten Erfehmngen beweisen. 

Um euch die im Freien überwinternden Schnaken zu Ternichten, kenn 
men an geeignetea'Ortea, besondersten den Ufern TonlSeea und Teichen, sowie 
an Weldrindem, Haufen von Beisig, Xeub, Schilf, SMrgelreisern u. e. locker 
enfschicbten, in'denen die Tieret8<^uts suchen. Im^tÜijehre übergiefit men 
denn diese Haufen mit Petroleum und Terbrenat sie. Des sonstige Aufhiulen 
lockerer Beisig* und Leubheufen pp., besonders in den Wildem des von 
Schaekea heimgesuchten Gebietes ist zu Termeiden. 

Ein von den Schnaken im Freien mit Vorliebe eufgesuchter Zufluchtsort 
für den Winter sind euch mit Epheu bezogene Winde, wo sie sieh unter den 
immergrünen Blittern verbergen. 

Hier scheucht men sie bei Beginn des Frühjahrs auf und verbrennt sie 
durch nntergebeltenes Strohfeuer. 

Einzeutehende Gebinde schützt men dadurch vor Schaaken, defl men 
ringsherum in 80—50 m Entfernung alles Gebüsch, Gesträuch* und möglichst 
alle Beete (in denen sich die Schaekea gerne enfhelten) beseitigt, und statt 
dessen nur kurz geschorene Gresplitze, mit Eieswegen dezwischea, duldet 

Blume — mit Ausnahme solcher, deren Zweige tief herabhingen — 
kann man unbeschadet stehen lassen. 

Die Schnaken pflegen sich dauernd nur an solchen Stellen anfznhaltea, 
wo sie auch Schutz vor?dem Winde Anden kOnnea. 

Abor nicht nur den Wind, sondern selbst imifiigfstark bewegte Luft 
meiden sie, da sie bei ihrem leichten EOrper schon solcher kdnen Widerstand 
entgegensetzen kOnnea. 

Diese Eigenschaft kann fmaa auch mit Erfolg zum Verscheuchen der 
Tiere benutzen, indem man mit groflen HaadBichern (am bestui aus !Palm* 
blittern) die Luft in Bewegung setzt. Noch praktisdher zu diesem Zwecke 
sind elektrische Tisch-Ventilatoren von nicht zu geringer GrOBe. Sie lassen 
sieb, wo Elektrizität zur Verfügung steht, mittels Schnur und Aastecker über¬ 
all, auch in Veranden und im Freien anbtingen. Bei einem, besser noch bei 
zwei dieser elektrischen Ventilatoren kann selbst eine größere Gesellschaft 
abends im Freien sitzen, ohne von Schnaken belästigt zu werden. 

Solche Ventilatoren liefert die Allgemeine EUektrizitäts-Gesellschaft au 
Berlin zum Preise von 85—40 M. (Nr. 4045). Die Betriebskosten sind minimal. 

Manche Wirtschaft, die in der Schnakenzeit gemieden wird, konnte sich 
durch derartige Hilfsmittel wieder Gäste horanzieben. 

Eine Bekämpfung der Mückenplage ist bereits 'des Öfteren mit Erfolg 
versucht worden, so z. B. in Havanna, in Brasilien, in Istrien, auf der Ge- 
faageneainsel Asinara, an der Sierra Leone-Eüste und in Algerien. Doch 
handelt es sich in diesen Fällen fast stets um ländliche, meist wenig bebaute 
Gegenden. Die am Panama-Eanal beschäftigten Arbeiter und Angestellten 
litten anfangs sehr unter der Malaria und dem gelben Fieber. 

Infolge von Trockenlegung der Sümpfe und kleinen Tümpel sowie durch 
Uebergießen*‘ihrer Oberflädie mit Petroleum ist seit 5—6 Jahren das gelbe 
Fieber ans jenen Landstrichen gänzlich geschwunden'; auch die Erkrankungen 
an Malaria haben auffallend abgenommen. 

Von größeren Städten ist als erste Bio de^Janriro in planmäßiger Weise 
und großem Maßstabe, aber auch mit gutem Erfolge, gegen die dort heimisohen 
GelMeber-Mücken vorgegangen. 

In Europa dürfte Breslau die erste größere Stadt sein, welche unter 
der zielbewußten Leitung des Prof. Flügge, Direktors des dortigen hygieni¬ 
schen Instituts, in sriir energischer WeiM und auch mit gutem Erfolge die 
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SebnakoilMkimpfug Inateraommeo hat. Eia ganz besonderes Verdienst des 
genannten Forschers ist es, dafi er als Erster aif die Wichtigkeit der Ver- 
ntehtang der hberwintemden Schnaken hingewiesen hat. 

Aach einzelne Bade- und Kurorte, die unter der Schnakenplage be¬ 
sonders zu leiden hatten, wie z. B. die schon erwähnten Misdroj und Kim- 
hnlden, haben mit einer systematischen Bekämplong dieser Schädlinge sehr 
bemerkenswerte Erfolge erzielt. Auch die Badeorte Schereningen, Kreiznacb, 
Mttnsier a. Stein, Kissingen, sowie die Städte Karlsruhe i. B., Dessau, Dfissel- 
dorf, Wiedeabrilek u. a. haben bereits begonnen, der Schnakenbekämpfung ihr 
Interesse suzuwenden. 

In EltTÜle a. Bhein hat sich sogar ein sehr rühriges , Aktions-Komitee 
svr Bekämpfung der Schnakenplage* gebildet. 

Die Stadt Bad Dürkheim in der Pfalz ist Tielleicht das erste Gemein¬ 
wesen in Deutschland, welches die Bekämpfung der Schnaken unternommen 
und mit Energie durcbgeführt hat. Schon 1892 wurden dort die eisten Ver¬ 
suche mit Petroleum gemacht. Seitdem sind jedes Jahr in der Stadt und ihrer 
nächsten Umgebung sämtliche Abortgruben, Gräben, trägen Wasserläufe, Dolen 
und Kanäle ln bestimmten Zwischenräumen mit Petroleum begossen worden. 
Begonnen wurde hiermit jedesmal, ehe noch die Schnaken ihre Winterquartiere 
Terlassen hatten. Diese Mafiregeln haben einen durchschlagenden Erfolg 
gehabt. Die Stadt ist — trotz ihrer für die Entwicklung der Schnaken 
günstigenV Verhältnisse — Ton der Schnakenplage ziemlich verschont ge¬ 
blieben. während sogar die höher gelegenen Nachbarorte sehr darunter zu 
leiden natten. 

Dem Beispiele von Dürklein sind dann eine ganze Anzahl anderer Ge¬ 
meinden gefolgt. 

Der Beärkspräsident des Unter-Elsaß hat am 28. AprU 1909 — unter 
üebersendnng einer Anweisung, in welcher die Lebensweise, Entwicklung und 
Veiaichtungsmaßregeln der Scl^aken eingehend geschildert sind — sämtliche 
Kreisdirektoren anfgefordert, in den von diesen Tieren heimgesuchten Orten, 
ihre Bekämpfung in die Wege zu leiten. 

Bisher sind die erzielten Erfolge allerdings, zum Teil infolge mangel¬ 
haften Verständnisses der Bevölkerung, noch keine sehr bedeutenden. 

Neuerdings ist der Vernichtangskampf gegen ^e Schaaken auch in dem 
Teile des Bheinwaldes, in welchem die Walderholungsstätte liegt, und in dessen 
Nähe die Gartenstadt Stokfeld entstehen soll, sowie in dem daran angrenzenden 
Neudorf in sachgemäßer Weise begonnen worden. Bei energischer Durch¬ 
führung wird ein günstiger Erfolg auch hier nicht ausbleiben. 

Fassen wir zum Schlüsse noch einmal die zur Bektopfung der Schnaken 
geeigneten Maßnahmen, welche aber in gleicher Weise auch gegen die Anopheles- 
uad Stegomyla-Arten aazuwendea sind, kurz zusammen, so sind folgende: 

1. Möglichste Beseitigung der im Freien umherstehenden Gefäße, in denen sich 
Begenwasser sammeln kann, sowie aller zur Ablagerung der Eier dienenden 
Wasseransammlungen, vor allem der stehenden Gewässer und Tümpel 
durch Zuschütten; Trockenlegung feuchten Geländes, am besten durch 
Drainage; Herstelinng schnelleren Abflusses bei träge fließenden Gräben. 

2. Beseitigen oder doch Kurshalten des Schilfes an dra Wassemfem, ord¬ 
nungsmäßige B^renznng der Ufer durch Böschungen. 

3. Bepflanzen der Wasseroberfläche mit Wasserlinsen oder Wasserfaia. 

4. Besetzen der Teiche pp. mit Fischen, welche die Larven hindere eifrig 
vertilgen. Es sind dies: Karauschen, Karpfen, Goldorfen, Goldflsche und 
vor aUem Stichlinge. 

5. Schonung und Pflege der insektenfressenden Vögel und der Fledermäuse, 
sowie auch der Frösche. 

6. Wöchentlich einmaliges oder mindestens alle 10 bis 14 Tage zu wieder¬ 
holendes Begießen der Teiche, Tümpel, stehenden Gräben, ^gentonnen, 
Mist- und Jauchegrnben pp. mit Bobpetroleum oder Saprol, (oder einem der 
anderen erwähnten Mittel). Hiermit ist gleich nach Scnmeizen des Eises zu 
begiaaen und bis in den Oktober fortzufahren. Wöchentlich einmaliges Ent¬ 
leeren der Springbrunnen-Bassins, sowie der Wassertonnen in den Gärten. 

7. Anfstellea von Bütten mit fauligem Wasser, um die Schnaken zum Ab¬ 
legen ihrer Eier zu veranlassen, und Vernichtung der Brut durch Ueber- 
gfisßen mit Bohpetroleum oder SaproL 

8. 2erdrüeken, Ansbrennen bezw. Ausräuchern der in Kellern pp. über- 
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wiatenden Schnaken in der Zeit von November bis Febrnnr. Dies ist 
womöglich mehrere Male zu wiederholen. 

9. Verbrennen der unter Brücken and StrnßeadarchlSssen sitzenden Winter- 
sehonken mittels Fackeln. 

10. Aafschichten von Beisig- oder Lanbhaafen pp., welche von den Schnaken 
als Zoflachtsst&tten für den Winter aafgesacht werden, in der Nfthe des 
Wassers oder der Waldränder, und Verbrennen dieser Haufen, nach vor- 
hergebendem üebergießen mit Petroleum, im Frühjahr. 

11. Beseitigen aller sonstigen Laub- und Beisigbaufen, besonders im Walde. 

12. Entfernen von Unterholz, Gebüsch, Blumen, langem Grase pp. an solchen 
Stellen, die besonders schni^enfrei gehalten werden sollen. 

Dr. Hecker-Straßburg (EU.) 


Bericht fiher die SitEiini' 

der Gtfttinger forennlseh-psycholosinchen Yereinigaiis 

am 15. Februar ItfiO. 

1. üeber Identitätsnachweis. Hreisarzt Prof. Dr. Lochte: 

Die Frage der Identifikation hat von jeher die grüßte Bolle in Frankreich 
gespielt. Für das Wiedererkennen von Verbrechern ist in erster Ltoie dde 
Photographie von ungeheurer Wichtigkeit. Auf sie allein Ist jedoch kein 
Verlaß. Viele Menschen haben Doppelgänger; auch ändert sich das Aussehen 
mit den Jahren. Besonders schwierig wird die Identifikation, wenn die 
Photographie aus jugendlichem Alter stammt. Weiter können auch die Leute 
ihr Aeußeres absichtlich verändern, so durch Maskerade, worin die Verbrecher 
große Geschicklichkeit bezeigen. Ferner lassen sich durch Parafflninjektionen, 
z. B. in die Nase, so erhebliche Veränderungen herstelien, daß ein Wieder¬ 
erkennen nach der Photographie einfach zur OnmOglichkeit wird. Schließlich 
spielen auch psychologische Momente eine große Bolle. Das Verbrecheralbum 
enthält in jeder Großstadt eine ungeheure Menge Photographien; aus einer 
derartigen Menge die richtige herauszufinden, ist äußerst schwierig. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit vollkommenerer Methoden. 

Eine solche ist das Bertilion sehe System, beruhend auf nach ganz be¬ 
stimmter Vorschrift durchgeführten anthropometrischen Messungen. Besondere 
Kennzeichen werden genau festgelegt Von großem Wert sind dabd irgendwelche 
Merkmale am Bücken, da die wenigsten Menschen wissen, wie sie dort aussehen, 
und infolgedessen am wenigstens daran denken, dort willkürlich irgend etwas zu 
ändern. Jedoch hat auch die Bertillonage ihre großen Nachteile. Bei jugendlichen 
Personen, die noch wachsen, kann sie nicht angewendet werden. Ferner erfordert 
sie eine besondere Ausbildung der betreffenden Beamten und eine große Anzahl 
von Apparaten; außerdem ist dabei ein völliges Entblößen der betreffenden Per¬ 
sonen notwendig. Schließlich sind die Messungen individuell sehr verschieden; 
denn auch bei der größten Sorgfalt werden die von verschiedenen Beamten 
aasgeführten Messungen fast nie ganz miteinander übereinstimmen. 

Eine ungleich genauere Methode der Identifikation ist die jetzt allgemein 
geübte Daktyloskopie. Die Papillarlinien der Finger bleiben sich immer gleich 
und sind bei jedem Menschen verschieden; auch bleiben fast immer Fugerabdrücke 
zurück. Selbst die undeutlichsten Fingersparen kann man mit Leichtigkeit aid 
chemischen Wege deutlich sichtbar machen; dieses gelingt noch nach längerer 
Zeit, in einem Falle sogar noch nach 2 Jahren. Dabei besteht absolut keine 
Möglichkeit, die Papillarlinien seiner Hand zu ändern. Vortragender erzählt 
ein Beispiel, wo ein Verbrecher seine Hand in kochendem Wasser verbrühte, 
um die Papillarlinien zu vernichten. Nach Heilung der Brandwunden waren sie 
unverändert wieder da. Am sichersten kann man ihre Identität nachweisen, wenn 
man von beiden Objekten eine photographische Platte anfertigt; le^ man die 
Platten aufeinander, so müssen sich die Linien genau decken. Die Daktyloskopie 
ist daher bis jetzt die sicherste und genaueste Methode des IdentitätsnachweisM. 

In jüngster Zeit sind verschiedene neue Vorschläge gemacht übmr 
die jedoch ^e Versuche noch nicht abgeschlossen sind; so die geometrische 
Identifikation bei Photographie en face, ferner die Identifikation durch die 
Venen des Hand- und Stirnrückens. Ferner ist der Vorschlag einer inter- 
nntionalea Verständinng gemacht; zur schnelleren Erledigung soll das 
Signalement nach einem bestimmten Codex telegraphisch weitergegebea 
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werden; es ist hierfOr nach schon ein Codex aasgeaibeitet. Hierbei kSnnen 
aber darch Verstttmmelang der Telegramme^ aomal große Zahlenreihen tele¬ 
graphiert werden müssen, erhebliche Fehlerquellen veranlafit werden. Anßer- 
dem müssen bei dem Codex die Basseneigentümlicbkeiten berücksichtigt werden. 
Ueber den Wert dieses Vorschlages können erst eingehende Versuche ent¬ 
scheiden. Der Vortragende reicht zur Erläuterung seiner Ausführungen eine 
Beihe sehr instruktirer Bilder herum und bringt zum Schluß now ver- 
aehiedene Demonstrationen yermittels des Projektionsapparates. 

Eine kurze Diskussion schließt sich an, in der u. a- auf die Identifi- 
kation durch das Gebiß hingewiesen wird. 

2. Ueber Zengnlsfähigkeit. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Cramer: 

Vor Gericht kann jeder Zeugnis abiegen; ein Kind, ein Idiot, jeder 
Geisteskranke kann als Zeuge yernommen werden. Ob es geschieht, hängt 
yoa dem Ermessen des Bichters ab, ebenso, ob der Bichter das Gesagte & 
wahr annehmen wUL Beim Zeugnisablegen yor Gericht spielt eine wesentliche 
Bolle das Gedächtnis. Es arbeitet mit Erinnerungsbildern, die aktuell oder 
latent sein können. Wenn das Gedächtnis arbeitet, so schreitet es aktuell yon 
Erinnerungsbild zu Erinnerungsbild fort. Die Erinnerungsbilder bestehen aus 
einzelnen, durch Gegenstände heryorgerufenen Vorstellungsbildern. Bestimmte 
Situationen und Affekte können mit Bildern und Gegenständen in Erinnerung 

B bracht werden; deshalb können auch unter Umständen Affekte Erinnernngs- 
der aaslösen. Die Erinnerungsbilder blassen allmähiich ab; dies ist der kritische 
Punkt für etwaige Zeugenaussagen. Latente Erinnerungsbilder sinken unter 
die Bewußtseinstätigkeit herunter, können aber noch yon Bedeutung sein. 

Für eine Zeugenaussage kommen 8 Momente in Betracht: Die Auffassungs¬ 
gabe, die Fähigkeit, das Aufgefaßte zu bebalten, und die Fähigkeit, das Behal¬ 
tene im richtigen Moment wiederzageben. Die Auffassung ist bei den einzelnen 
Menschen inyiduell sehr yerschieden; der eine faßt schwer, der andere leicht 
auf. ^ Auch gehört dazu eine gewisse Beobachtungsgabe. Dann schwankt die 
jeweilige Auifassungsgabe des einzelnen mit der Tageszeit und der Lebensweise; 
Müdigkeit, Abspannung spielen eine Bolle. Ferner ist es sehr wesentlich, ob 
uns ein Vorfall interessiert oder nicht, oder ob yielleicht dabei die Aufmerk¬ 
samkeit durch etwas anderes abgelenkt ist. Weiter ist wichtig, ob ein Affekt 
mit im Spiele ist; je stärker der Affekt, desto geringer ^e Auffassungsgabe. 
Auch die Auffassung des Zeitmomentes, wo irgend etwas geschieht, ist 
gewöhnlich sehr yerschieden. Die wenigsten Menschen yergewissem sich sofort 
über die Zeit durch die Uhr. Der gleiche Vorgang wird daher yon yer- 
sehiedenen Menschen auch ganz anderes aufgefaßt. 

Noch mehr yerschieden ist aber das, was bebalten wird. Beim Be¬ 
halten kommt es auf den Eindruck an, den ein Gegenstand oder Vor¬ 
fall auf uns gemacht hat. Dann ist die assoziatiye Verknüpfung yon 
großer Wichtigkeit. Wenn die Auffassungstätigkeit unterbrochen wird, wie 
a. B. bei der^ Gehirnerschütterung, so wissen die Betreffenden yon dem 
Genchehenen nichts mehr. Weiter dürfen die Erinnerungsbilder nicht latent 
worden, sie müssen aktuell bleiben. Nun findet aber die Hanptyerhandluag 
meist erst nach ebem halben Jahr und noch später statt Da bt es 
weniger, schlimm, daß gleichgiltige Dbge yergessen werden, sondern daß die 
Legendenbildung ebsetzt. Latente Erinnerungsbilder könnten durch assoziatiye 
Vorgänge yerändert und aktuell werden. Der betreffende Vorfall wird überall 
am Biertbch, auf der Straße usw. besprochen, der eine hat dies, der andere 
das gesehen; dann kommen noch die Berichte der Zeitungen, die audi immer 
snbjdctiy gefärbt sind, hinzu, so daß sich beim Zeugen ohne Absicht, das was 
er gehört und gesehen hat, mit fremden Bestandteilen yermengt. Zu dieser 
Legendenbildung bt aber eine gewisse Inkubationszeit notwendig. Von be¬ 
sonderem Interesse sbd da die pathologischen Lügner. Das Behalten, die 
Merkflihigkeit, wird auch yerändert ob ober yiel oder wenig erlebt hat; sie 
bt bei jemanden, der yiel erlebt, herabgesetzt. 

Die Beproduktion b foro wiederholt sich häufig. DerPolizbt fragt 
sehr genau und suggestiy; dann kommt die Vernehmung yor dem zuständigen 
Amtsgericht, darauf der Untersuchungsrichter. Kommt es dann schließlich zur 
Hauptferhandlung, so sbd hebe Schwierigkeiten yorhanden. Die ^ngen- 
aussagen nehmen, je mehr gefragt wird und je länger ebe Sache schwebt an 
Sieberheit und Prfmion zu. Bei der Beproduktion bt der ganze Apparat, der bei 



28 Bericht ttber die Sitiang der Göttinger forenaiBoh'peychol. Verainigong. 


einer ZengenTemehmnng in Snene gesetct wird, wichtig, nlniich die «uggeitiye 
Besprechnng mit anderen Zeugen Tor der Vernehmung, der Alkoholgenä zum 
Mattrinken new. Dann spielen au«^ wieder psychologische und körperliche Mo« 
mente (Brmfldoag, Abspannung), eine grofie Bolle. Bei den Zeugenaussagen 
schleichen sich demnach eine große Beine von Fehlerquellen ein. Der Bichter 
kann im allgemeinen aus einer Zeugenaussage nur soTiel entnehmen, daß einer 
etwas behalten hat und im entscheidenden Moment zu reproduzieren yersteht. 

Vonbesonderer Wichtigkeit sind dieZeugenanssagen der Kinder; hier 
handelt es sich nicht um ein yoUwertigea, sondern erst in der Entwicklung 
begriffenes Gehirn. Wir finden bei Kindern starkes Zerstreutsein und 
leichte Ablenkbarkeit; das Interesse an einem Gegenstand, die Beobachtungs¬ 
gabe, springen demnach rasch ab. Weiter ist bei Kindern die PhantaSie 
lebhaft entwickelt; sie malen sich Gegenstände und Vorgänge weiter ans, 
auch sind sie äußerst stark beeinfiußbar. Die Fehlerquellen müssen des¬ 
halb bei Kinderaussagen noch erheblich größere sein; sie kOnnen bis ins 
Grandiose wachsen. Dies erlebt man häufig bei den Sittlichkeitsdelikten, die 
besonders wichtig sind. Den Kindern ist das Unsittliche der Handlang unbe¬ 
kannt, die Eltern wollen darüber nicht sprechen, weil es ihnen peinlieh tat, 
auch scheuen sie das Gericht. So werden unsittliche Handlangen zunächst 
meistenteils totgeschwiegen. Wenn dann schließlich gefragt u^d, was tat 

f eschehen, was hast du gesehen, so fängt die Phantasie an zu spielen und die 
ehlerquellen schleichen sich ein. Die Kinder, die alles wie auswendig gelernt 
herbeten, sind weniger brauchbar als solche, die gebrochen erzählen und bd 
denen alles heransgeholt werden muß. Am besten yemimmt man die Kinder 
nur ein einziges Mal in Gegenwart yon Stenographen, sonst yerändert dch die 
Zeugenaussage immer mehr. 

Vortragender bespricht hierauf die Zeugenaussagen der Grenzzu- 
81finde. Bei der Hysterie muß man nach dem Satze: ,Qaii^ hysterica mendax“ 
darauf gefaßt sein, daß Lügen an der Tagesordnung sind. Dies liegt in dem 
degeneratiyen Charakter begründet. Manchmal handelt es sich nur um mangelhafte 
Beproduktionstreae. Wichtig sind Schwankungen im Bewußtseinszustand; 
traumhafte Veränderungen des Bewußtseins werden als wirkliche Geschehnisse 
in den Wachzustand mit hinübergenommen. Auch hier tat eine gewisse 
Inkubationsseit notwendig; desgleichen spielt die Lesendenbildung eine Bolle. 
Besonders charakteristisch sind ta dieser Hinsicht die I^tznchtsanzeigen. Da hat 
der Betreffende nicht genug gezahlt oder die betreffende Hysterien hat in 
der Zeitung yon einem Notzuchtsyersuch gelesen und behauptet nun, an ihr 
sei auch eu Notzuchtsyerbrechen begangen worden n. dergl. 

Auch bei der Epilepsie spielt die degeneratiye Charakteryerändemng eine 
große Bolle. Hier ist besonders Neigung zum Lügen yorhanden und zwar bewußt 
und unbewußt. Desgleichen ist beim chronischen Alkoholismus und den yerschie- 
denen Formen des Schwachsinns der degeneratiye Charakter yon großem Binflufl. 
Es gibt eine ganze Beihe yon Grenzzuständen, die nicht auffallen, yor Gericht 
sogar einen guten Eindruck machen, die aber infolge ihrer Krankheit bewußt 
oder unbewußt die Unwahrheit sMen. Praktisch tat es allerdings nicht 
möglich, jeden Zeugen auf seinen Getatessustand hin untersuchen zu lauen. 
Oetatmkranke, die soweit genuen sind, daß sie nicht mehr anffallen, haben 
oft noch Buidualwahnideen. in bezug auf die sie keine Einsicht haben. Vor 
solchen Zeugen ist dringend zu warnen. Geisteskranke werden ata solche oft 
yor Gericht nicht erkannt. 

Demnach Vorsicht bei Zengenaussagea! Auf Grund einer einzigen 
ZeugenansMge zur Verurteilung zu schreiten, tat sehr bedenklich. Wenn die 
IndtalenbeweTse, der Identitätsnachweis fehlt, so sollte man den einen Zeugen 
auf seinen Geisteuustand hin untersnehen kOnnen. Du wäre dringend not¬ 
wendig. Jedoch kun nach dem heutigen Gesetz kein Zeuge geswungen 
werden, sich psychisch untersuehen zu lusen. Wenn aber ein Zeuge hysterisch 
tat. wenn er sonst auffällige Charaktereigenschaften zeigt, so müßte die MOg- 
licnkeit gegeben sein, ihn untersuchen zu lauen. 

Der Vortragende erläutert seine interessanten Ausführungen durch sehr 
instruktiye Beispiele, die er an den betreffenden Stellen einflicht. 

An den Vortrag schließt sieh noch längere Diskuuion. Bpd. Jon. 

Bedaktion: Geh. Med.-Bat ProLDr.Bapmund. Heg.-a.Med.-Bat in Minden LW. 

J. €. 0. BniAM, 8l«bt. i. F. Mi*!«., Hofkmehdrioktrtl la Mladta. 
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FrühjahrsTersmininliiiic des schwäbischen 
KrelsTerbnndes des Bayerischen lledizinalbeamtenTereins 
am 10. April 1910 in Anssbnrc. 

yoriitzender: Bezirkssrzt Dr. QrzBl (Lindau). 

Anwesend: Begierungsrat und Medizinaltat Dr. Bog er als Eommisear 
der Kreisregierang und 12 Amtsärzte. 

Der Vorsitzende begrtkßt den Herrn Begierungskommissar und ge¬ 
denkt des Medizinalrates Dr. Götz, welcher wegen Pensionierung aus dem 
Yereia getreten ist. Der Herr Begierungskommissar übermittelte die Wünsche 
der Kreisregierang. 

1. Die sozialen Ursachen der Kindersterblichkeit in Mlttelenrops, 
insbesondere die Beziehungen zwlseben Landwirtschaft und Kindersterb¬ 
lichkeit. Bef er ent: der Vorsitzende. 

Der Vortrag ist im Hauptblatt der heutigen Nummer (s. 8.474 u. folg.) 
TerOffentlicht 

Diskussion: Med.-Bat Dr. Bühm• Augsburg: Es soll nicht geleugnet 
werden, daS die Tom Beferenten Torgetragenen Beziehungen zwischen Land¬ 
wirtschaft und Kindersterblichkeit bestehen; aber in der Praxis wird die Frage 
der Kindersterblichkeit nicht durch großzügige Gedanken, sondern durch 
Kleinarbeit gelOst. Augsburg hat in letzter Zeit Tiele und mannigfaltige Ein¬ 
richtungen zur Bekämpfung der Kindersterblichkeit getroffen: ^chküchen, 
SäugUngsfürsorgeschwestem, Beratungsstelien, StUlprämien u. s. f. Diesen 
dürfte der Hauptverdienst in dem Abfall der Säuglingsmortalität zuzuschreiben 
sein. Namentlich das Stillen ist in Aufnahme begriffen. Auf das Stillen scheint 
der Beferent nicht den Wert zu legen, der ihm zukommt. Die Einflüsse der 
Landwirtschaft treten dem gegenüber entschieden zurück. Wie denkt sich 
der Beferent die Abnahme der Kindersterblichkeit in den Industriestädten, 
s. B. Augsburg, entstanden ? Der Einfluß der Bübenkultur ist doch wohl so zu 
erklären, daß bei der Bübenkultur eine Verschlechterung der Milch stattflndet 
durch Schlempefütterung. 

Begierungs* und Med.-Bat Dr. Boger: Der Beferent wollte kein 
^Igemeines Bild der Einflüsse auf die Kindersterblichkeit geben, sondern bloß 
mnen Ausschnitt. Die ethnologischen Momente spielen auch herein. 

Der Beferent: f2s sollte in dieser außerordentlich breiten Frage bloß 
ein Ausschnitt gegeben werden. Die Mittel, die bei der Bekämpfung der 
Kindersterblicbkeit an gewendet werden, kann man in 2 Kategorien bringen, 
in eine solche, welche direkt auf das Kind einwirken, und in eine solche, 
welche durch die Mutter auf das Kind wirken. Beferent fürchtet, daß die 
Ifittel, welche direkt auf das Kind wirken, lediglich eine Verschiebung der 
nationalen Gefahr bedeutet, indem statt des Frachttodes der „weiße Tod* 
auftritt, statt der manifesten Gefährdung des Volkes die latente. Die Zukunft 
wird den Mitteln gehören, welche eine möglichst enge Verbindung zwischen 
Matter und Kinu wieder herstellen und die engste Verbindung ist die 
Sängung. Also nicht ein Gegner, sondern ein überzeugter Anhänger Ton der 
Wiehti^eit des Stillgeschäftes ist der Beferent. 

ln seinen Stadien hat Beferent alle die Fragen, welche Med.-Bat 
Böhm anregte, mit hereingezogen; in seinen heutigen Vortrag aber nicht 
erwähnt, weil dadurch das Beferac eine übermäßige Größe angenommen hätte. 
In bezug auf die Qualität der Milch bei Bübenkultur hätten ihm die Milch- 
snehTerständigen keinen prägnanten Unterschied angeben hönnen. 

8. Diskussion über die Sohnlarztfrage. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. Boger: Die Untersuchung darf nicht auf die 
als krank zugewiesenen Kinder beschränkt werden; bei der Untersuchung ist 
der Körper zu entblößen; die Gegenwart der Eltern oder der Lehrerin oder 
der Lehrersfrau ist notwendig; es müssen auch für die gesunden Kinder die 
Formulare ausgeftUlt werden. 
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Bedrksarzt Dr. Neidhart: Der Bezirksarst soll nicht den gansen 
Bezirk alz Schularzt Terzehen. Die Beratung der Eltern mofi Hand in Hand 
mit der Eonztatierong der Krankheit gehen. Die Verlansnng der Schnljagend 
izt nicht zelten. 

Med.-Bat Dr. BOhm: ln Städten ist der Berafsschnlarzt yorznziehen; 
auf dem Lande mag man dezentridlsieren. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. Boger: Die Zentralisientng ist wohl besser. 

Bezirksarzt Dr. Weickert: Bei der bekannten Praxisliebe ist ein 
neutraler Arzt und zwar der Bezirksarzt der passendste Arzt. Zur Entblößung 
der Kinder genügt, daß der Brustkorb freigelegt wird und daß die Genitalien 
rasch bloßgelegt würden. Die Anwesenheit yon Lehrern und dergl. ist not¬ 
wendig. Die üntersuchong ist ermfidend. Bz dtlrfte genttgen, daß der 
1., 4. und 7. Jahrgang untersucht wird. 

Außerdem beteiligten sich noch Dr. Wille und Dr. Graßl an der 
Disknsssion. 

8. Herausgabe einer Yerordnungssammlung« 

Die Ereisyersammlung ist der Ansicht, daß durch die Zusammenstellung 
des Bezirksarztes Dr. Wiedemann dieser Punkt erledigt sei. 

4. Wahl der Delegierten zur Beratung des Entwurfes der Dienst- 
Instruktion für Amtsärzte. 

Es wurden gewählt der Vorsitzende und Med.-Bat Dr. BOhm- 
Augsburg. 


Berieht fiber die IX. JahresTersammlaag; 
den WftrttemberMiselieii MedlKinalbeamitenTereinn 
am 10. Bai 1910 in iStnttg;art (Bfirgerhonpital). 

Anwesend die Herren: KOstlin, Camerer, Fauser, Kolhaas 
und Schwarzkopf-Stuttgart, Herlin-Neuenburg, Pf eilsticke r-Gmftnd, 
Herrmann-Sulz, Pf äf f lin-Urach, He 11 er-Backnang, Maier-Snlz,FOhr- 
Marbach, Andrassy-BOblingen, Georgii-Qeisliogen, Scheef-Bottenburg, 
B 0 mberg.Nürtingen, Lang-Besigheim, Mutschler-Aalen, Paulus- 
Heidenheim, Maisch-Oehringen, Beck-Ludwigsbarg, Eoch-Schussenried, 
Lechler-Herrenberg, Bilfinger-Neckarsulm, Schmid-Brackenheim, Gnant- 
EUwangen, Kern-Eünzelaau, Lieb-Freudenstadt, H 0 r i n g - Weinsberg, 
Bubenhof er-Vaihingen, W eißen rieder-Maulbronn, 8 teinbrück-Beut- 
lingen, Finkh-Tettnang, Haag-Heilbronn, St oll-Tübingen, Späth u. Vot- 
te 1er-Eßlingen, Ludwig-Leonberg, Drachter-Crailsheim, Mayer-Mün- 
singen, BlezInger-Cannstatt, Staiger-Hohenasperg. 

Nachdem der Vorsitzende, Ob.-Med.-Bat Dr. KOstlin-Stuttgart, 
die Teilnehmer begrüßt hatte, wird in die Tagesordnung eingetreten. 

1. Geschäftllehes. Der Vorsitzende gibt zunächst kurze Mittei¬ 
lungen über den Stand des Vereins und über den Verlauf des letzten Ver¬ 
einsjahres. Danach zählt der Verein 106 Mitglieder, 2 weniger als im Vor¬ 
jahr; ein Mitglied, Med.-Bat Dr. Werfer in EUwangen, ist gestorben. 8 Mit¬ 
glieder sind ausgetreten und 2 Mitglieder neu eingetreten. Von den zurzeit 
im Dienst befiodiUchen Oberamtsärzten geboren nunmehr, mit einer einzigen 
Ausnahme, alle dem Verein als Mitglieder an. 

Bedner bedauert, daß die Teilnahme an der letzten Hauptyersammlung 
des Deutschen Medizinalbeamtenyereins, die am 8. und 4. Septbr y. J. 
in Jena stattgefunden hat, yerbältnismäßig gering gewesen sei, trotzdem man 
hätte denken sollen, daß das alte, ehrwürdige Jena eine ganz besondere An¬ 
ziehung auf die Kollegen von Nord und Süd ausüben würde, und trotz der 
äußerst interessanten Tagesordnung, in der die, gerade für den Medizinal¬ 
beamten aktuellsten Frage der Öffentlichen Gesundheitspflege, die Erhaltung 
der Volkskraft und der Volksgesundheit im allgemeinen, die Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit, des Al^oholismTis, der Geschlechtskrankheiten und der 
Unterernährung, in vorzüglichen Beferaten behandelt worden seien. Von den 
süddeutschen Staaten sei Württemberg noch yerbältnismäßig am stärksten 
yertreten gewesen; das E. MedizinalkoUegium habe Med.-Bat Dr. Camerer 
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iJs Vertreter gesandt, vnd sls Vertreter des Vereins haben Dr. Haag und 
der Vorsitsende der Versammlung angewohnt. In diesem Jahre werde die 
Jahresyersammlung yoranssichtlich ganz auslallen und die nächste erst im 
Jahre 1912 in Dresden stattflnden im Anschluß m die dortige internationale 
Hygieneausstellung. 

Der Vorsitzende berichtet dann ttber die auf dem Gebiet der M edizinal* 
gesetzgebung im letzten Jahr ergangenen bemerkenswerten Verordnungen, 
deren Zahl diesmal nicht groß sei. Br erwähnt vor allem die Ministerialver« 
fflgung Tom 16. Februar, betreffend Aenderung der Zuständigkeit auf dem Oe* 
biet des Apothekerwesens, durch welche die bisher den Ereisregierungen zu* 
gekommene Zuständigkeit dem E. Medizinalkollegium übertragen worden ist, 
mt Ausnahme der Zurücknahme der Apothekerspprobation; sodann die Mi* 
nisterialTerfügung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Bäckereien 
Tom 11. März, die für die Vornahme der MedizinalTisitationen einige nicht 
unwich^e Bestimmungen enthält, ferner das Gesetz betreffend die Eost* und 
Pflegekinder vom 16. August, das für die Medizinalbeamten gleichfalls von 
Wichtigkeit ist; die Bekanntmachung des Reichskanzlers Tom 28. September 
betreffend die Anzeigepilicht bei Erkrankungen und TodesfiUlen von Milzbrand, 
der nun auch zu den im Beichsseuchengesetz vom 80. Juni 1900 angeführten 
Krankheiten gehört, und endlich den Ministerialerlaß vom 10. Juli, betreffend 
die Bekämpfung der Tuberkulose, in dem hauptsächlich auf die Bedeutung 
der Tuberkulosefttrsorgestellen hingewiesen ist, sowie betreffend die Bekämpfung 
des Lupus, bezüglich dessen eine möglichst weitgehende Anwendung der 
Finnen sehen Lichtbehandlung in Empfehlung gebracht siird. 

Weit einschneidender als alle diese genannten Verordnungen werde 
aber auf die Berufstätigkeit der beamteten Aerzte eine Verordnung einwirken, 
die erat vnr einigen Tagen in Kraft getreten sei, nämlich die Verordnung 
über die übertragbaren Krankheiten; es dürfe sich empfehlen, aiu 
der nächsten Jahresversammlung die Erfahrungen, die inzwischen über die 
Dujrehfühmng dieser Verordnung gemaeht seien, gegenseitig auszntanschen. 

Hierauf erfolgte dei Vortrag des Eassenberiehts: 

Die Einnahmen betrugen im Jure 1909 inklus. Uebertrag ans 

dem Jahre 1908 .. . . . M. 278,69 

die Ausgaben. . , 121,60 

Baarbestand M. 162,49 

Auf der Sparkasse sind angelegt. . , 412,72 

demnach beträgt das Vereinsvermögen am 81. Dezbr. 1909 „ 666,21 

Die Rechnung wurde von den Herren Pfeilsticker und Georgii 
geprüft und richtig befunden. 

IL Bericht Aber die Ausfflhrung der Beschllisse der lotsten Jahres* 
Versammlung, betr. die Dienst* und GehaltSTerhiltnlsse der Oberamtsflrst 
sowie Aber den Jetzigen Stand der Sache« 

Ober-Med.*Bat Dr. Eöstlin führt hierzu folgendes ans: Auf der 
letzten Jahresversammlung ist der Beschluß gefaßt worden, zum Zweck einer 
beschleunigten Erledigung des Gesetzentwurfes, betr. die Dienst* und 
Oehaltsverhältnisse der Oberamtsärzte, bei dem Herrn Minister 
des Innern und bei dem Herrn Präsidenten des E. Staatsministeriums durch 
ebe dreigliedrige EommisBion persönlich vorstellig zu werden, wobei die Eom- 
misdon gleichzeitig eine schriftliche Adresse an das EL Ministerium des Innern 
Aherreichen sollte. Zn Mitgliedern dieser Kommission wurden bestimmt die 
Kollegen Haag, Gnant und ich. 

Den uns gegebenen Auftrag haben wir zur Ausführung gebracht, indem 
wir am 11. Juni v. J. beiden Herren Ministern die Bitte unseres Vereins vor* 
getragen haben; daboi haben wir auch dem Herrn Minister des Innern noch 
eine Adresse folgenden Inhalts überreicht: 

,Euer Exzellenz 

erlauben wir uns in Gemäßheit eines Beschlusses der letzten Jahresversamm* 
lung unseres Vereins vom 9. Mai d. J. die gehorsamste Bitte vorzutragen, es 
möge der Gesentwurf, betr. die Dienst- und Gehaltsverhältnisse der Oberamts* 
ärste, der Ständekanuner noch im Laufe dieses Jahres in einem Nachtragsetat 
vorgelegt werden, da za befürchten steht, daß durch eine längere Verzögerung 






82 


Bericht über die JehresTeraammlongi 


der Vorlaffe nicht nur die pekani&ren, sondern auch die dienstlieben Ver* 
hÜtnisse der ObemmtsSnte eine schwere Schädigung erleiden würden. 

Ehrerbietig 

L A. des Wflrtt MediziniQbeamtenTereins. 

Die Unterzeichneten.* 

Die Ansknnft, die uns auf unser Bittgesuch erteilt worden ist, ist eine 
besonders erl^uliche nicht gerade gewesen; von beiden Herren Ministem 
wurde zwar die Berechtigung unserer Wünsche anerkannt; es wurde uns 
gleichzeitiff aber auch bedeutet, daß uns in Bücksicht auf die derzeitige 
schlechte Finanilage des Landes eine Vorlage des Gesetzentwurfes an die 
Ständekammer noch in diesem Jahre nicht wohl in Aussicht gestellt werden 
könne. Tatsächlich ist eine solche ja dann auch nicht erfolgt; leider ist auch 
das vergangene Jahr wieder zu Ende gegangen, ohne daß unsere Wünsche in 
ErÄUlung gegangen sind. 

Nachdem freilich der Finanzausschuß der Zweiten Kammer nach einer 
Notiz des Staatsanzeigers vom 26. April v. J. beschlossen bat, es sollen alle die 
PeUtionen, die Gehaltsansprüche betreffen, erst in Verbindung mit der in 
Aussicht gestellten Beamtenaufbesserungsvorlage behandelt werden, müssen 
wir uns nunmehr allerdings selbst sagen, daß es wohl nicht viel genützt haben 
würde, wenn der Gesetzentwurf der Ständekammer im Laufe des letzten 
Jahres auch noch vorgelegt worden wäre, da er ohne Zweifel von der Kammer 
ebensowenig berücksichtigt worden wäre, wie die übrigen Gehaltsaufbesserungs* 
Petitionen. Anderseits darf aber dabei doch auch daran erinnert werden, daß 
unsere Angelegenheit nun seit vollen 6 Jahren zur Erörterung steht, und daß 
der erste Gesetzentwurf, betr. die Dienst- und Gehaltsverhältnisse der Ober¬ 
amtsärzte, schon ans dem Jahre 1906 stammt, somit ans einer Zeit, in der die 
peknniärsn Schwierigkeiten für die Durchführung einer Beor^anisation unseres 
Standes noch keineswegs so große gewesen sind, wie sie heute zu sein 
scheinen. 

Bei dieser Sachlage bleibt uns nun ieider nicht mehr anderes übrig, als 
einfach abzuwarten, was uns das nächste Jahr bringen wird. Nachdem wir 
seit einer Beihe von Jahren diese Frage auf jeder unserer Versammlungen 
eingehendst besprochen und wiederholt unsere diesbezüglichen Anträge gestellt 
und der ^ Begiernng unsere Wünsche vorgetragen haben, kann unser Verein 
ln dieser Sache etwas Weiteres unmöglich mehr tun; wir können nur unserem 
Bedauern darüber Ausdruck geben, daß sich diese für die württembergisdien 
Medizinalbeamten so außerordentlich wichtige Angelegenheit in dieser Weise 
in die Länge zieht, und wir können nur, wie wir dies schon in unserer Adresse 
an das K. Ministerium des Innern zum Ausdruck gebracht haben, immer 
wieder von neuem auf die Mißstände und Schädigungen hinweisen, die eine 
solche Verzöeerung nicht nur für die pekuniären, sondern auch für die dienst¬ 
lichen Verhutnlsse der Oberamtsärzte notwendigerweise herbeifübren muß. 

Auf der letzten Jahresversammlung ist mir dann noch ein weiterer 
Auftrag erteilt, nämlich der, dem K. Ministerium des Innern die Beschlüsse 
zur Kenntnisnahme zu übermitteln, die wir letztes Jahr, betr. die Neu¬ 
regelung unserer Gebührenordnung, gefaßt haben. 

ln Erledigung dieses Auftrages habe i<m unterm 27. Juni vorigen Jahres 
dem K. Ministerium des Innern einen Bericht über unsere letztjährigen Be¬ 
schlüsse mit einer Eingabe folgenden Inhalts zugestellt: 

Hohem K. Ministerium des Innern 

erlauben wir uns die gehorsamste Bitte vorzutragen, es möge die K. Ver¬ 
ordnung, betr. die Gebühren für amtliche Verrichtungen und für Verrichtungen 
im amtlichen Auftrag vom 17. März 1899 einer zeitgemäßen Umänderung 
unterzogen werden, unter entsprechender Berücksichtigung der hierzu in 
unserer letzten Jahresversammlung vom 9. Mai d. J. von uns gemachten 
Abänderungsvorschläge; gleicbzeiUg erlauben wir uns, an ein hohes 
K. Ministerium noch die weitere Bitte zu richten, es möge der Entwurf der 
neuen Gebührenordnung nach seiner Fertigstellung unserem Verein erst noch 
zur Kenntnisnahme mitgeteilt und uns Gelegenheit gegeben werden, unsere 
Ansicht über ihn zur Aennernng zu bringen. 

Ehrerbietig 

Der Vereinsvorstand.* 
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Endlich habe ich noch Aber eine dritte Vorlage an das K. Ministerium 
des Innern zu berichten. Die staatlichen Irrenanstaltsirzte, die ja im letzten 
Jahre in corpore unserem Vereine als Mitglieder beigetreten sind^ haben 
bekanntlich in unserer letztjährigen Versammlung die Absicht auKCsprochen, 
ein Gesuch um Gehaltsaufbesserung dem E. Ministerium durch Vermittlung 
des Medizinalbeamtenvereins zur Vorlage bringen zu lassen; nun hat es sich 
aber inzwischen gezeigt, daß die Angelegenheit nicht bis zu unserer heutigen 
Versammlung verschoben werden konnte, und so wurde das ^snch schon im 
Laufe des Jahres auf einer zu diesem Zweck besonders einberulenen Versamm* 
lung, zu der auch ich als Vorstand unseres Vereins zagezogen war, beraten 
und demzufolge sofort zur Vorlage an das E. Ministerium gebracht. Das 
Gesuch wurde dabei im Namen unseres Vereines auch von mir unterzeichnet; 
ich erlaube mir, eine Abschrift dieser Eingabe hiermit zur nachträglichen 
Kenntnisnahme vorznlegen. 

In der nun folgenden Diskussion spricht Ludwig zunächst der 
Kommission, die bei der letztjährigen Sitzung zwecks besi^eunigter Erledigung 
des Gesetzentwurfs betreffend die Dienst* und Gehaltsverhäitnisse der Ober* 
amtsärzte auf gestellt worden war, den herzlichsten Dank der Versammlung 
ans; sie habe ihr Möglichstes getan, doch seien wir nach den bisherigen 
Erfahrungen auf die ezspektative Methode angewiesen. Dem gegenüber tritt 
Späth für eine möglichst energische private Agitation jedes Kollegen bei 
dem Abgeordneten seines Bezirks ein. Gnant schlägt vor, sich nochmals 
schriftlich an das Ministerium zu wenden; wenn die Regierung den Oberamts* 
ärzten immer neue Aufgaben zuweise, wie dies in letzter Zeit hauptsächlidi 
noch durch die Verordnung betreffend die übertragbaren Krankheiten ge¬ 
schehen sei, dann solle auch der Gehalt entsprechend erhöht werden; er 
fürchte bei längerem Zuwarten ein Ueberholtwerden durch die Oberamtstier* 
ärzte, die sehr für ihre Gehaltsaufbesserung agitieren, und wünscht, daß in 
der Presse mehr Stimmung für die Sache gemacht werde. 

Eöstlin möchte die verschiedenen Vorschläge vereinigen: nochmalige 
Bitte an das Ministerium dahin gehend, daß die GehaJtsorganisation nun 
endlich einmal zur Ausführung kommen möge, nachdem den Oberamtsärzten 
wieder neue Aufgaben angewiesen worden seien, und, wenn dann der Entwurf 
des Ministeriums der Kammer vorgelegt worden sei, sollen sich die einzelnen 
Kollegen in ihren Bezirken mit ihren Abgeordneten verständigen. 

Der daraufhin gestellte Antrag Gnant, eine nochmaBge Eingabe an 
das Ministerium betreffend, wird einstimmig angenommen. 

in. Beratungsgegenstände auezerhalb der Tagesordnug. 

a) Georgii wünscht, daß bei der Verleihung von Titeln an 
praktische Aerzte von seiten dos K. Ministeriums des Innern vorher eine 
Aeußerung des Oberamtsarztes eingefordert werde, der die Aerzte seines 
Bezirks am besten kenne. Sein Antrag wird zunächst aus formalen Gründen 
abgelehnt, da das Ministerium des Innern nicht für die zuständige Instanz 
spalten wird, dagegen wird der Gegenantrag Gnant, den Wunsch 
Georgiis, mit dem sich die Versammlung inhaltlich einverstanden erklärt, 
don Medizinalkollegium zur Kenntnisnahme zu überweisen, angenommen. 

b) Lieb stellt schließlich noch den Antrag, das E. Medizinalkollegium 
zu ersuchen, in die Instruktion für das Verfahren und die 
Stellung der Aerzte bei der richterlichen und polizeilichen 
Leichenschau und Leichenöffnung folgenden weiteren Paragraphen 
anfzunehmen, und zwar als Absatz 3 zu § 1: 

„Der Oberamtsarzt fungiert als erster Obduzent; er entscheidet, wenn 
über die technische Ausfährung der Leichenöffnung Zweifel entstehen, vorbe¬ 
haltlich der Befugnis des zweiten Obduzenten, seine abweichende Ansicht zu 
Protokoll zu geben.“ 

Der Antrag wird angenommen; er soli gieichfalls dem K. Medisinal- 
kollegium zur Kenntnisnahme übergeben werden mit der Bitte, ihn bei der 
Abfassung der neuen Instruktion entsprechend zu berücksichtigen. 

IV. Es erfolgte nunmehr der angemeldete Vortrag von San.-Bat Dr. 
Fauser: Die nuichtaugen der Irrenabtellnng des Bttrgerhespitalz unter 
BMugnnhme auf die Stadtasyle im allgemeinen; mit Demonstration einer 
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größeren Anzahl von durch die neueren Anenpriparate behandelten und 
gebesserten Paraljtikern und einiger neueren psychisch-neurologischen Unter- 
suchungsmethoden. 

Unter dem iebhaften Beifall der Versammlung schloß der Vorsitzende 
die Sitzung, nach der unter Führung des Herrn San.-Bat Dr. Fans er die 
Einrichtungen des Bürgerhospitals besichtigt wurden. 

Später vereinigten sich die Teilnehmer an einem Qlase Bier im 
Stadtgarten. 


Bericht Aber die am 11. Bai 1910 abcehalteme XIT. de- 
neralTersammlnac des Deutschen Zentraihomitees anr 
Bekämpfnug^ der Tuberkulose. 

Die Versammlung fand im Silzungssaale des Herrenhauses statt und 
wurde von dem Vorsitzenden, Staatssekretär des Innern Delbrück, geleitet. 
Nach Begrüßung der Teilnehmer durch den Vorsitzenden erstattete 

I. der Generalsekretär Prof. Dr. Nietner-Berlin den Geschtftsberlcht. 
Danach hat das Zentralkomitee 1609 Mitglieder, die im Berichtsjahre 34000 Hark 
an Beiträgen gezahlt haben; hinzu kommt der Beichszuschuß von 60 000 Mark. 
Die Gesamteinnahme betrug mit dem Bestände des Vorjahres 680000 Mark, 
die Ausgabe 812000 Mark, darunter 167900 Mark Zuschuß für Heil¬ 
stätten und Tuberkulose-Einrichtungen. Für erwachsene Lungenkranke sind 
in Deutschland z. Z. 97 Volksheilstätten für heilbare und 2 Anstadten 
für Kranke verschiedener Stadien mit über 11000 Betten vorhanden. Außer¬ 
dem bestehen noch 34 Privatheilstätten mit 1973 Botten, so daß im ganzen 
über 13000 Betten zur Verfügung stehen. In 18 Heilstätten mit 810 Betten 
können auch Kinder mit ausgesprochener Tuberkulose und in 89 Anstalten 
mit 8000 Betten an Skrophulose leidende Kinder Aufnatoe finden. 98 Wald- 
erholungsstätten sind in Betrieb; die Zahl der Waldschulen ist auf 11 
gestiegen. 15 Genesungsheime nehmen Tuberkulose auf und 9 Beobachtungs- 
Stationen ermöglichen eine gute Auswahl der Kranken für die Heilstätten* 
Eine Hauptaufgabe in der Bekämpfung der Tuberkulose fällt den Auskunft* 
und Fürsorgestellen zu, deren es außer den Badischen Tuberkulose* 
Ausschüssen 826 in Deutschland gibt; sie werden in ihrer Tätigkeit durch 18 
Polikliniken unterstützt. Nach wie vor wird der Wohnungsfttrsorge und der 
Wohnungsdesinfektion die grOßte Aufmerksamkeit zugewendet. Die Be¬ 
kämpfung des Lupus ist von der damit beauftragten Kommission im Be¬ 
richtsjahre organisiert und energisch in Angriff genommen; das Komitee hat 
hierfür einen Zuschuß von 82000 Mark gewährt. Einige Lungenheilanstaltea 
sind mit modernen Lichtheilapparaten ausgestattet. Ueberall tritt das 
Bestreben hervor, der Tuberkulose im Kindesalter entgegenzutreten; das 
Zentralkomitee ist bemüht, in dieser Beziehung im besonderem Maße anregend 
und fordernd zu wirken. Sehr erfreulich ist, daß die Tuberkulose-Sterb¬ 
lichkeit im Deutschen Beich wieder gesunken ist und zwar von 16,6 auf 
15,64 von 10000 Lebenden der Bevölkerung. 

Im Anschluß hieran gab Geh. Beg.-Bat Sief fert-Berlin im Aufträge 
des Präsidenten des Beichsversicherungsamtes eine statistische Uebersient 
über die Tätigkeit der 41 Versicherungsträger und die Erfolge des von ihnen 
veranlaßten Heilverfahrens. Danach sind bei den behandelten Männern 81 */q, 
bei den Frauen 86'*/o, zusammen 83**/o Erfolge erzielt. Die Ergebnisse werden 
in einer Sonderstatistik vorgelegt und dabei bemerkt, daß hierbei die neue sta¬ 
tistische Methode, die Turban-Gehrhardt’sche Stadien-Einteilung, von 
den Versichernngsträgern allgemein eingeführt und seit dom 1. Januar 1909 
in den Gutachten diese StadieneinteUung Berücksichtigung findet. 

Seit dem Jahre 1895 haben die Versicherungsanstalten 99 Millionen 
Mark für das Heilverfahren aufgenwendet. 

II. Tuberkulose und Wohnnngsfirage. Der erste Berichterstatter, 
Prof. Dr. B Omer-Marburg, behandelt die Frage der Beziehungen zwischen 
Wohnung und Entstehung der tuberkulösen Lungenschwindsucht. Er ist 
der Anschauung, daß die Hanptnraache der menst^chen Tuberkulose der 
Mensch ist. Von der Art und Schwere der Erstinfeküon ist das weitere 
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Schicksal des infiderten Hensehen in hohem Kaße abhängig. Es ist nach¬ 
gewiesen, daß bei 90**/o der Tuberkulosen bereits in der Kindheit eine An¬ 
steckung mit Tuberkelbazillen stattgefunden hat. Nägele-Ztlrich und 
Bnrekardt-Dresden haben an einem Material von etwa 2000 menschlichen 
Leicben lestgestellt, daß bei allen 18 Jahre alten und älteren sich Tuber- 
knlosebeerde im KOrper finden. Desgleichen haben Untersuchungen mit 
Tuberkulinproben ergeben, daß in den untersuchten Großstädten fast jedes . 
Kind mit elf bis zwOlf Jahren bereits als tuberkuloselnfiziert gelten kann. 
Ana diesen Statistiken geht weiterhin hervor, daß '/« der Kinder beim Schulein¬ 
tritt bereits als tuberkuloseinfiziert anznsehen sind. Eine Tnberknloseinlektion 
braucht nun aber, wenn sie nicht zu stark ist, nicht nur nicht schädlich fttr 
das betreffende Individuum zu sein, sondern kann direkt Schutz verleihen vor 
einer späteren Infektion, einer sogenannten Beinfektion; denn sie immunisiert 
vor weiteren Infektionen. Dafür sprechen Tierrersuche wie epidemiologische 
Erfahrungen. Wer trotz in der Kindheit erlittener Infektion später der 
Tuberkulose zum Opfer fällt, verdankt dies nach Ansicht des Vortragenden 
einer besonders schweren Infektion in der Blindheit. Die Hauptquellstoffe der 
tuberkulösen Lungenschwindsucht bilden somit schwere, bereits in der Kindheit 
innerhalb der Wohnung erfolgende Tuberkulose-Infektionen. Die wichtigste 
Aufgabe in der Tuberkuloseprophylaze liegt deshalb in dem Schutz der S[inder 
vor einer schweren Tuberkulose-Infektion, wie sie in den Familien Tuberkulöser 
stattfinden kann. Es müssen also entweder die Schwindsüchtigen ans der 
Familie entfernt oder wenigstens innerhalb der Wohnung isoliert werden, oder 
man muß die gefährdeten Kinder aus ihrer Umgebung heraus in gesunde 
Umgebung verbringen. Solchen Maßnahmen „wird gewiß das Schicksal jenes 
biblischen Saatkorns beschieden sein, das auf ein gutes Land fiel und hundert¬ 
fältige Frucht trug.*^ 

Der Mitberichterstatter, Landesbauinspektor Gretzschel-Darmstadt 
gibt ein anschauliches Bild über die bestehenden Wohnungsverhältnisse 
Nicht nur in großen, sondern auch in kleinen Städten und auf dem Lande 
laraen die Wohnungen außerordentlich viel zu wünschen übrig. Beinahe die 
Hälfte der in die Ermittelungen einbezogenen rund 89000 Wohnungen erwies 
üdi für die Zahl der Personen, die in ihnen wohnen, zu klein. Auch 
inbozug auf ihre Qualität zeigen sie viele Mängel, namentlich die Mansarden- 
nnd Dachwohnungen. Die Hohe der Mietpreise machen fernerhin dem grüßten 
Teile der Bevölkerung ein normales Wohnen einfach unmöglich; denn 70 bis 
80'^/o aller Deutschen sind ihrem Einkommen nach auf Kleinwohnungen an- 

S ewiesen. Die Wohnungsverhältnisse bedürfen also noch sehr der Verbesserung. 

de Tatsache, daß gerade die Entstehung und Verbreitung der Tuberkulose 
durch überfüllte und mangelhafte Wohnungen begünstigt wird und somit als 
eine Wohnungskrankheit anznsehen ist, fordert energisch eine Wohnungs- 
reform. Gute Dienste kann hierbei die Wohnungsinspektion leisten, die 
Hand in Hand gehen soll mit denjenigen Organisationen, die sich die Tuber¬ 
kulosebekämpfung zur Aufgabe gestellt haben. Sie kann sowohl auf 
Beschaffung gesunder Wohnungen hinwirken, als auch erzieherisch durch 
Belehrung die Leute anhalten, eine Wohnung richtig zu benutzen und instand 
zu halten. Die Wohnungsinspektoren sollen deshalb, wenn auch der Arzt 
Uerbei das erste Wort hat, ihr Augenmerk darauf richten, daß der Tuberkulose 
einen eigenen Baum oder wenigstens ein eigenes Bett für sich hat^ daß ferner 
beim Wohnungswechsel oder Tode Tuberkulöser gründlichst desinfiziert wird, im 
Bedarfsfall fehlende Betten angeschafft werden, Sanierungen von Wohnungen 
bei Bedürftigkeit des Hausbesitzer au föffentliche Kosten, vorgenommen werden. 
Anzeigepflicht für Tuberkulose sei erforderlich. Die Bereitstellung 
einer genügenden Anzahl guter und ausreichender Wohnungen zu ange- 
menenen Preisen für die minder bemittelten Volksklassen in Stadt und Land 
sei dn Haupteiforderniß, dessen Erfüllung auf gesetzlichem Wege durch eine 
Wohnungsreform für das ganze Gebiet des Reichs angestrebt werden müsse. 
Wohnungsreform und Tuberkulosebekämpfung sind zwei in engem Zusammen¬ 
hänge stehende soziale Aufgaben; zu ihrer Förderung müssen die Träger 
beidor Bestrebungen Hand in Hand arbeiten. 

ln der Diskussion hebt Baninspektor Bedlich-Bixdorf hervor, daß 
Wohnungssufsicht tud Wohnnngspflege allein nicht genüge, wenn nicht ans- 
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reieheBde Bangesetse Torkudea setea. Er empfieklt deshalb aoaiehst aaf 
laadespolizeilicnem Wege yorzagehea oad wirksame baapolizeiliche Vorschriftea 
iabezag aaf Aolhebang tob Keller- oad DachwohaoBgea, gute Dnrchlichtaag 
oad Darchlttftaag, Isolieraag dareh eiaea eigeaea, durch keiae fremde 
Wohauag yerschließbarea Zogaag, geaflgead große Hole usw. za erlassea. 

Geh. Ob.-Hed.-Bat Prof. Dr. Eirchaer-Berlia weadet sich gegea 
. eiaige AosfUhraagea des ersten Beferenten. Daß die Taberkolose fast aas- 
schließlich im Eindesalter erworben wird, kann er nicht anerkennen; dazu 
s^d die eiawandslreien Fälle später erworbener Taberkolose za zahlreich. 
Aach die Frage der Erwerbung einer Immunität darch ttberstandene leichte 
Tatorkalose im Kindesalter bezeichnet er als noch keineswegs für gekiärt. 
Daß die Taberkolose so allgemein sei, daß fast kein Mensch von ihr yerschoat 
bleibe, wird yon ihm ebenfalls bezweifelt Gefährdet seien nar diejenigea, 
die sich in der Umgebung TaberkalOser befinden. Die Wohnangsfrage spielt 
gewiß eine große Bolle in der Taberkolose-Bekämpfung, aber aaf die Durch- 
ffthrong der in ^eser Hinsicht geforderten Maßnahmen za warten, sei nicht 
richtig. Das Darchftthr- and Erreichbare müsse yielmehr an die Spitze der za 
ergreifenden Maßnahmen gestellt and deshalb in erster Linie die Infektionsquelle, 
der kranke Mensch, anschädlich gemacht werden. Die Beinhaitang der Wohnong 
sei wichtiger, wie diese selbst. Erziehung zur Beinlichkeit und Desinfektion, 
Sanierung der FamUien, Heraasbringen der Kranken oder der Kinder aoz 
taberkolOsen Familien, seien die Forderangen, die zunächst erfüllt werden 
müssen. 

Prof. Dr. Petraschki-Danzig äußert sich in ähnlichem Sinne, betont 
aber, daß die Taberkolose nach seinen Erfahrangen in der Regel, wenn auch 
nicht aasschließlich, im Kindosalter erworben werde. 

Dr. Sar ras-Berlin empfiehlt Versuche mit seinen Freilafthäosem zu 
machen. 

Hofrat Dr. May-München weist an der Hand von Karten auf das 
grappenweise Auftreten der Taberkolose in einzeben Stadtteilen dicht bei- 
ebander hin. Er fordert Anzeigepflicht und obligatorbche Desinfektion. 

San.-BatDr. Gottstein-Charlottenbarg zeigt gleichfaUs an der Hand 
ober Karte das grappenweise Auftreten der Taberkolose in einzeben Stadt¬ 
gegenden. Dabei spiele es kebe Bolle, ob der Stadtteil alt oder neu sei, 
sondern nur die Dichtigkeit der BeyOlkeiang sei aosschbggebend. 

Chefarzt Dr. Eöh 1 er-Holsterhaosen bespricht die Wohnangsyerhältnisse 
im Bhebisch - Westfälischen Indastriebezirk. £Sr glaubt feststellen zu kOnnen, 
daß sich Besserangen durch die reformierten Bestrebangen bereits bemerkbar 
machen. Von anderer Seite wird aaf ^e Gefahren and den Zasammenhang 
yon AlkohoUsmas und Taberkolose hbgewiesen. 

In sebem Schlußwort betont Prof. Dr. BOmer noch ebmal den aoßer- 
ordentlich häofigen positiyen Aasfall der Taberkalbprobe, der sich nicht fort- 
lea^en lasse und die angemeb große Verbreitung der Taberhulose 
bestätige. Daß jede Taberkolose in spätem Alter bereits b der SLbdheit 
erworben sei, habe er nicht bebaaptet, sondern nar, daß ein solcher Za¬ 
sammenhang sehr häafig sei. Er schließt mit den Worten: «Beachten Sie 
die Gefahr, die dem jangfräalich yon der Taberkolose noch anberührtem 
Kbde in eber Familie, wo Taberkolose herrscht, droht.“ 

Der Mitberichterstatter Landesbaubspektor Gretzschel betont b 
sebem Schlußwort nochmab den engen Zasammenhang zwbchen Wohnangs¬ 
frage and Taberkolose. 

UL Die Taberkalose-Beklmpfang In Schweden. 

Prof. Dr. Nie t n e r-Berlb: Die Taberkolose-Bekämpbng in Schweden ist 
sehr populär und wird yon allen priyaten und öffentlichen Seiten sehr unterstützt; 
sie bt unter yoUer Aasnatzang der Erfahrnng anderer Länder begonnen worden 
and yerspricht glänzende Erfolge, wenn auf dem bbherigen Wege fortgefabren 
wbd. Eine einheitliche und zayerlässige Statistik über die Taberkolose- 
sterblicbkeit gibt es nicht b Schweden; im ganzen bt diese in Nordschweden 
höher, ab b Süd- und Mittebchweden, am höchsten b Stockh<^ and am 
Malmö henun. Unter den Bbdem bt das Verhältnb nmgakehrt; die Sterb- 
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Hf.iilritit ist da am hSehaten in Sttdschweden and nimmt in Nordechweden ganz 
ab. Erst 1904 ist der Kampf gegen die Taberkalose systematiech antemommeii 
worden, und zwar Ton der „Schwedischen Nationalrereinigang gegen die 
Taberkalose." Der Verein beschäftigt sich hauptsächlich mit Volksbdehrong 
Toraalafit statistische Untersachangen, prüft bekannte Bekämpfnngsmethodea 
and regt za neuen an. Er baut selbst keine Anstalten zur Unterbringung 
TaberkulOser, regt aber dazu an. Heilstätten etc. werden aus Mitteln des 
Staates, der Gemeinden und des König-Oskar-Fonds gebaut. Großes 
Interesse bringt der Tuberkulose - Bekämpfung der Aerztestand entgegen. 
Es besteht Aueigepflicht bei Todes* aber nicht bei Krankheitsfällen; des* 
gleichen sind Verordnungen über Desinfektion erlassen. SeWere Langen* 
taranke werden überwacht, besonders auch nach der Bichtang bin, daß sie 
nicht in Nabrangsmittelbetrieben oder als Mädchen oder Ammen bei Kindern 
tätig sind. Der Schulhygiene wird besondere Aufmerksamkeit angewandt. 
Kinder aus tuberkulösen Familien werden durch besondere Ausschüsse in 
Fürsorge genommen und nach Möglichkeit in gesunden Familien untergebracht; 
dieser wertroUen prophylaktischen Maßnahme steht aber noch Tielfach die 
Abneigung der Eltern entgegen. 


11. Devtseber SKnslingssehatB in Hfinehen 

am MO. nnd Ml. Hai 1010. 

Berichterstatter: Dr. Gustav Tagendreich, Leiter der städtischen 
Säuglingsfürsorgestelle V in Berlin. 

L SiagUngSBchutz und BelchZTersicherungsordnung. 

a) Herr Staatsminister Braun- Darmstadt (Einführung): Der erste Ent¬ 
warf einer Beichsversichemngsordnung hat lülgemein enttäuscht, obwohl gegen 
den jetzigen Zustand nicht unwesentliäe Verbesserungen vorgeschlagen worden 
sind, wie z. B. der Ausbau der Gemeindeversicherung und die Ausdehnung des 
Verricherungszwanges auf die Dienstboten, die in ländlichen Betrieben, sowie 
in Schankwirtschalten tätigen Personen, auch auf die Heimarbeiter und andere 
Kategorien. Die hessische Begierung bat diese Verbesserungen aber nicht 
als hinreichend angesehen und bei dem Bandesrat daher weitere Aenderungen 
beantragt: Vor allem lag der hessischen Begierung an der obligatorisf^en 
Haführung eines Stillgeldes. Dieser Antrag stieß auf lebhaften Wider¬ 
spruch im Bundesiat und erst dem Eingreifen des damaligen Staatssekretärs 
T.Bethmann Hollweg ist es zu danken, wenn der zweite Entwarf, der 
gegenwärtig die Beichsta^kommission beschäftigt, ein Stillgeld, wenn auch 
nur als fakultative Kassenleistang, vorsieht. 

b) Herr Prof. Dr. Schlossmann-Düsseldorf (Beferent): Selten hat 
eia Gesetzentwurf so einhelligen Widersprach erfahren, wie der Entwarf einer 
Beichsversieherangsordnung. Auch die Faktoren, die sich mit dem Säaglings¬ 
schatz beschäftigen, haben Anlaß zu lebhafter Unzufriedenheit. — Die Ur¬ 
sachen der Säuglingssterblichkeit sind sehr zahlreich; der Säugling ist ein 
feines Beagens auf jede Art sozialhygienischer Schädlichkeit. Daher ist bei 
aller Anerkennung der charitativen und kommunalen Einrichtungen eine groß¬ 
zügige gesetzgeberische Aktion vi^eicht die beste Waffe zur Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit. 

Der zweite Entwurf einer Beichsversieherangsordnung ist das erste 
deutsche Gesetz, in dem das Wort „Stillgeld" enthalten ist. § 218 lautet: 
„Die Satzung kann Wöchnerinnen der in § 210, Abs.! bezeichneten Art, so¬ 
lange sie die Neugeborenen stillen, ein Stillgeld in Hohe des halben Kranken¬ 
geldes bis zum Ablauf der 12. Woche nach der Niederkunft gewähren." Still* 
geld und das der Wöchnerin zustebende Krankengeld wird etwa 1,50 Mark 
täglich betragen. Dies Geld erhält die Wöchnerin während der ersten sechs 
Wochen nach der Ehitbindung, danach noch auf weitere sebs Wochen das 
Stillgeld allein, etwa 60 Pfendge tägUeh. Ist diese Summe an sich schon 
recht gering im EQnblick auf £e großen Ausgaben und Aufwendungen, die 
für Mutter und Säugling während des Wochenlagers nOtig sind, so ist vor 
allem das Fakultative der Stillgeldleistung zu verwerfen. Die den Kassen 
als fakultativ empfohlenen Leistungen sind nichts anderes als Dekorations- 
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etflcke. Ob diese Leistong eingeftthrt werden soll oder nicht, darttber hat der 
KassenTorstand za entscheiden. Der aber besteht fast aosschlieSIich ans 
Männern, die kein rechtes Urteil über die Not der Frauen nnd Mtttter haben. 
Die Frauen mttssen bei den Wahlen zum KassenTorstand ihre Pflicht tun und 
Iflr genttgende Vertretung der weiblichen Interessen Sorge trngen. Der Ent¬ 
wurf fordert ausdrücklich nur Kassen «in gflnstigen Verhältnissen* zur Ein- 
fthrung fakultativer Leistungen auf. Welche Kasse aber wird ihre flnanzielle 
Lage selbst als günstig bezeichnen? 

Wenn die Durchltthrnng der Forderungen, die die Deutsche Vereinigung 
für Säuglingsschutz an den Beichstag gerichtet hat, vielen unmögUch erscheint, 
so mOge man sich erinnern, daß seiner Zeit vielen auch die Einführung des 
jetzt geltenden Krankenversicherungsgesetzes unmöglich erschien. 

e) Herr Begiernngsrat Pi stör-Darmstadt (Korreferent): Die Deutsche 
Vereinigung für Säuglingsschutz hat folgende Vorschläge zur Beichsversiche- 
rungsordnung gemacht: < 

I. Als Wochenhilfe muß (unter den bekannten Voraussetzungen) ob¬ 
ligatorisch gewährt werden: 

1. Ein Wochengeld in der Höhe des Krankengeldes für 8 Wochen (von 
denen mindestens 6 auf die Zeit nach der Niederkunft fallen müssen) (§ 232 
des Entwurfs). 

2. Die erforderlichen Hebammendienste und ärztliche Behandlung der 
Schwangerschaftsbeschwerden (§ 234 Abs. 2 des Entwurfs). 

3. Eine Schwangerschaftsunterstützung bei Arbeitsunfähigkeit der 
Schwangeren im Betrage des Krankengeldes bis zur Qesamtdauer von 6 Wochen 
(die auf das Wochengeld vor der Niederkunft angerechnet werden kann) 
(§ 284, Abs. 1 des Entwurfs). 

4. Ein StUlgeld in Höbe des Krankengeldes das neben dem Wochen- 

S elde bis zum Abläufe der 18. Woche nach der Niederkunft an Wöchnerinnen 
er bezeichneten Art zu zahlen ist, so lange sie ihre Neugeborenen stillen. 
Der Betrag des Stillgeldes ist entsprechend zu kürzen, wenn Wochengeld und 
Stillgeld zusammen den Betrag des Qrundlohns überschreiten. 

II. Als Wochenhilfe kann die Satzung (fakulfativ) gewähren: 

1. Stellung einer Hauspflegerin (deren Vergütung von der Hälfte des 
Stillgeldes bis zur Dauer von 21 Tagen in Abzug gebracht werden kann). 

2. Unterbringung der Schwangeren oder der Wöchnerin mit ihrer Zu¬ 
stimmung in einer unter ärztlicher Leitung stehenden Anstalt (Schwangeren- 
heim, Entbindungsanstalt, Wöchnerinnenheim) unter analoger Anwendung der 
Vorschrift über Angehörigen-Unterstützung bei Krankenhauspflege. Während 
der Unterbringung Tn der Anstalt ruht die übrige Wochenhilfe mit Ausnahme 
von Stellung einer Hauspflegerin. 

8. Freie oder leihweise Lieferung der bei der Entbindung erforderlichen 
Wäsche und Bettstttcke, Unterlagen, Binden und dergl. in sterilisiertem 
Zustande. 

4. Säuglingsunterstützung (freie ärztliche Beratung der Mütter, Still- 
unterstützung an stillende Mütter in Form von Milch, Lebensmitteln oder 
StUlgeldern über die vorgeschriebene Zeit hinaus; Abgabe von SäugUngsmilcb 
auf ärztliche Verordnung; pflegerische Ueberwachung der Säuglinge). 

5. Wochenhilfe an versicherungsfreie Ehefrauen der Verdcherten (§ 289, 
Abs. 1, Ziffer 2 des Entwurfs). 

Die Kosten, die durch die hier verlangten obligatorischen Mehrleistungen 
entständen, sind im Vergleich zu dem, was damit erreicht werden kann und 
mit Bücksicht darauf, daß sie auf die Dauer zu geringeren Ausgaben der 
Krankenkassen führen werden, gering. Sie betragen für das StUlgeschÜt 
90 Pf. pro Kopf der Versicherten; für die «erforderlichen Hebammendienste 
nnd ärztliche Behandlung der Schwangerschaftsbeschwerden* 40 Pf. pro Kopf 
der Versicherten für die bereits vom Entwarf geforderte Mehrleistung (zwei 
Wochen Wochengeld) 17 Pf. Dazu kommt eia Betr^ für Schwangerschafts- 
Unterstützung, der im ungünstigen Falle 80 Pi. pro Kopf nicht überschreiten 
kann. Setzt man in diese Bewnung noch 20 Pf. pro Kopf für al^emeine 
Unkosten und nicht Vorhergesehenes ein, so erhält man 2 lurk pro Kopf für 
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di« im Entwarf and Ton ans vorgeBchlagene obligatorischen Mehrleistnngen. 
Da Ton den 13473 Zwangskassen ca. 2600 bis 2 \ and ca. 7^ nar 2 bis 8**/o 
der Lohne ais Beitrag beansprachen and der Darchschnittsbeitiag dieser 
Kassen ca. 27 bis 28 Mark beträgt, so wird es sich bei der ttberwiegenden 
Mehrsahl der Kassen am eine Erhöhung der Beiträge von höchstens */4 bis 
Vs*/« Lohne handeln. Diese Zahlen gewinnen an Bedeutung, wenn man 
woifi, dafi die in Bede stehenden Zwangskassen yon den 274 Millionen aller 
Kraakheitskosten ca. 286 Millionen aalbringen. 

Diskussion. 

Frau SchOnlliess-Mttnchen: Die bayerische Landeszentrale fttrSäag* 
lingsschats bt mit den Vorschlägen des Referenten völlig einverstanden. Nor 
mOute sie noch die Wochenbettsuntersttttzong für Ehefrauen vorsicherungs- 
pfUchtiger Männer obligatorisch machen; dadurch werden sich die Leistungs- 
kosten nar am ^/«Vo erhöhen. Persönlich mOchte Bednerin noch die obligatori* 
sehe Einftthrang der FamiUenversicherung empfehlen. 

Herr Landrat Bademacher>Westerbarg: Besonders fflr das Land, 
wo die freiwillige Versicherang ganz unzulänglich ist, muß auf gesetzliche 
Festlegung aller notwendigen Lebtungen gedrungen werden. 

Herr Physikus Dr. Sieveking -Hambarg: Die schon jetzt vorhandenen 
UntersttitzangsmOglichkeiten werden von den Fraaen nicht genügend ausgenatzt, 
so z. B. die von den Hamburger Ortskrankenkassen eingeftthrte WOchnerbnen« 
nntersttttzung. 

Herr Dr. Scholl-München: Die Ebführung der Familienvorsicherang 
bt dringend nOtig; sie soll nicht so sehr in Geldantersttttzungon als vielmehr 
in beier Pflege und freier ärztlicher Behandlung bestehen. Besonders für das 
Land wird sie von Segen seb. Wie Bdspiele beweisen, sind die Kosten leicht 
aofzabrbgen. Ungarn hat bereits die obligatorbche Familienversicberung 
dorehgeffUirt. 

Frau Ammann-München fordert die Erhöhung des Krankengeldes auf 
*/« des Grandlohnes, weiter obligatorische Gewährung von Hebammen- 
lensten. Notwendig sbd weitere KassenkontroUeare, die über die zweck- 
mifiige Verwendung des Krankengeldes wachen. 

Herr Stadtrat Hoffmann-Lelpzig: Die flnanzielle Belastang der 
Städte für soziale Zwecke hat ihre obere Grenze erreicht, obwohl sich die 
Säaglbgsfttrsorge noch b ihren Anfängen beflndet. Auch deshalb bt die Ver- 
sicherongsgesetzgebang nOtig, die den Kommunen die Lasten abnimmt. Die 
SUliprämien sbd ein anerläßliches Lockmittel für den Besuch der Fürsorge¬ 
stellen. Wenn sie b Fortfall kommen, so werden die Fürsorgestellen nidit 
mehr frequentiert werden. Wichtig bt es auch, die zweckmäßige Verwendung 
das Stillgeldes za kontrollieren. Redner beantrag daher als Amendement za den 
Forderungen der Referenten, daß die Zahlung des Stillgeldes an den Besuch 
der Fürsorgestellen gebunden seL 

Herr Dr. Tagend reich-Berlin: Die Darlegungen des Vorredners 
■bd mit Freuden za begrüßen. Die Einführang des Stillgeldes b die Beichs- 
versicberaagsordaang bt zwar sicherlich ein gutes Mittel für die Stilipropaganda. 
Za bedenken bt dabei aber, wie schon der Vorredner herrorhob, daß mit 
dieser Ebführang den SäagUngsfürsorgestellen die Lebensader unterbunden 
werde. Die Frequenz der Fürsorgestellen bt vOUig abhängig von der Gb- 
wihrang der Stillprämien. Dieses Bedenken habe Redner gleich nach Bekannt¬ 
werden der Vorschläge auf Ebführang von Stillgeld in der „Medbbbchen 
Reform“ geäußert. Darauf wurde ihm mehrfach privatim entgegnet, daß die 
Fürsorgestellen kebe dauernde Existenzberechtigung hätten. Das gebe er 
za, aber sicher bt, daß sie vorläuflg noch das vielleicht wertvolbte Mittel 
zar Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit darstellen. 

Die Schwierigkeiten, die sich der Durchführung der Hoffmannschen 
Forderung entgegenstellen, verkennt Redner nicht. Noch sind die Fürsorgestellen 
abht überall verbanden; auch würde es nicht überall müglich seb, den Hoff¬ 
mannschen Vorschlag zu realisieren. Es zeigt sich eben auch hier, daß die 
R.-V.-0. für die Zwecke der Säuglbgsfürsorge zu früh gekommen bt, wie 
schon mehrfach b der Dbkussion gesagt bt. Dennoch s(bliefit Redner sich 
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den Vorschllgen des Vorredners nn, denen eine allgemeinere Fassung in 
geben wire. 

Nach einem kurzen Schlußwort der drei Beierenten wird zum 
zweiten Gegenstand der Tagesordnung ttbergegangen. 

11. Belcbsammengesets. 

a) Herr Prol. Dr. Keil er* Charlottenburg (Beferent): Das Ammen* 
wesen ist so alt, als es Vermögensunterschiede giot. Wenn unter Amme jede 
Frau verstanden wird, die gegen Entgelt ein uemdes Kind stillt, so gab es 
bei den Indern, Aegyptern, Juden usw. Ammen. Es war aber IrOher gebränch* 
lieh, entweder die Amme mit ihrem Kind aulzunehmen, oder fOr Unterbringung 
des Ammenkindes in die Familie der Amme Sorge zu tragen. Fttr die lülch* 
Schwester, den MUchbruder sorgte die Herrschet auch nach Entlassung der 
Amme; in Sttddeutschland findet man noch heute diese Sitte. In England, 
Nordamerika, Schweden gibt es wenig Ammen; in Schweden wird allgemein 
von den Ifttttern gestillt, in England sind Ammen kaum zu bezahlen. In 
Frankreich wird hingegen dem Ammenwesen große Aufmerkeamkeit zugewendet. 
Die loi Bonssei bestimmt, daß eine Hutter nur den Ammendienst annehmea 
dttrle, wenn das eigene Kind 7 Monate alt ist; allerdings wird diese Be* 
Stimmung gewöhnlich umgangen. 

Die Ammenvermittelung in Großstädten zeigt große Mängel. Zu fordern 
ist die Unterstellung der Ammenvermittelnng unter staatliche Aufsicht. In 
Deutschland hat aber bisher nur ein Staat, Hamburg, eine Ammenordnung 
erlassen; in dieser Ordnung wird jedoch ganz einseitig das Interesse der Herr* 
Schaft berücksichtigt, während sie der ^me und ihrem Kinde keinen Schutz 
gewährt. 

Eine Ammenordnung, die die Interessen bei den Parteien berfleksiehtigt, 
wird am besten die private Ammenvermittelnng ganz verbieten und sie, na^ 
Schloßmanns Vorgang, den Säuglingsasylen Übertragen. 

Die Vermittlung durch das Asyl bietet erhebliche Vorteile. Im Asyl 
läßt sich am besten ein sicheres Urteil über die Gesundheit und Leistnngs* 
fähigkeit der Amme gewinnen; insbesondere kann hier die Frage, ob die Amme 
frei von Lues ist, am sichersten entschieden werden. Die Anstalt besitzt auch 
die nötige Autorität, um die Amme nur unter Bedingungen fortzugeben, die 
ihr selbst und ihrem Kinde hinreichenden Schutz gewMiren. 

Es ist aber nicht genttgend, wenn an einzelnen Orten solche Ammen* 
Ordnungen bestehen, da sie dann leicht umgangen werden können; nötig ist 
vielmehr ein Beichsammengesetz, wie es von Schlossmann bereits 
entworfen ist. Ein solches Gesetz muß Herrschaft und Amme in gleicher 
Weise berttcksichtigen. Die Amme muß gesund und stillfähig sein. Die 
Amme muß gegen Infektion durch das Herrschaftskind geschätzt werden; 
daher muß die Herrschaft ein Attest des Hausarztes Aber ihren Gesundheits* 
zustand beibringen. Es muß gewttnscht werden, daß das Ammenkind wieder 
Aufnahme in die Familie findet. Unter allen Umständen aber muß das Gesetz 
bestimmen, daß eine Mutter nur dann als Amme sich verdingen darf, wenn 
sie ihr Kind bereits 8 Monate gestillt hat. Dieser Zeitraum ist auch erwttnscht, 
zur Sicherung der Syphilisdiagnose. Sodann muß ein sorgfältiges Abstilleu 
des Ammenkindes gefordert werden. Jetzt ist die Sterblichkeit des Ammen* 
kindes sehr groß. Das Ammenkind soll, wenn es nicht von der Herrschaft 
aufgenommen wird, in Einselpfiege gegeben werden, aber unter ständiger Auf* 
sicht des Asyls bleiben, das auch die Vormundschaft fahren soll. Das Pflege¬ 
geld far das Ammenkind soll die Herrschaft vom Ammensold abziehen und 
direkt an das Asyl schicken. 

Eine Kflndigungsfrist besteht heute gewöhnlich nicht für Ammen. Das 
Gesetz hätte auch ^es vorzusehen. Speziell fflr verheiratete Ammen werden 
diese Vorschläge einiger Ergänzungen bedOrfen; doch kommen in Deutschland 
hauptsächlich allein stehende Ammen in Betracht. 

Zosammengefaßt mOßte ein Beichsammengesetz also folgende Kardinal- 
Verordnungen enthalten. 

1. Die Ammenvermittelung geschieht durch staatlich konzessio¬ 
nierte Anstalten, die die Kandidatin mit ihrem Kinde aufnehmen und Gesund¬ 
heit und Leistungsfähigkeit der Amme feststellen. 
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2. Die Herracheft muß ein irstliches Gatechten Uber ihre Geeundheit 
beibriDgeB. 

8. Des Ammenkind muß mindestens drei Honete gestillt sein, beTor die 
Matter Ammendienste ennehmen kenn. 

4. Die Anstelt ttbernimmt Aufsicht und Yormimdscheft Aber des Animen> 
Und fftr zwei Jehre. 

6. Die Anstslten müssen der Aufsichtsbehörde regelm&ßig Berichte über 
des Ammenkind einschicken. 

b) Herr Steetsenwelt Bur ckher dt'München (Korreferent): Heute 
fehlt eine gesetzliche Hendhebe, um die Inneheltnng der geforderten Vor¬ 
schriften strikte darchznführen; es ist deher eine gesetzliche Grondlzge nOtig. 
Die Materie gliedert sich in drei Teile: 1. Verhlltnis der Amme zur Dienst- 
kernchaft. 2. Die AmmenTermittelnng. 8. Die Amme und ihr Kind. Das 
Verhültnis der Amme zur Dienstherrschaft ist heute ein priTatrechtlicber 
Dteastrertrag, der nach § 95 des Einfühmngsgesetzes zum B.G.B. landes- 
gesetzUcher Begelung Vorbehalten ist. Die Landesgesetze können daher doch 
auch heute schon einige Kontrolle führen, ln Bayern wird z. B. Aufsicht 
geführt über die Geschäftsbücher der Vermittelungsstellen. Ferner wird in 
Bayern poliseigesetBlich jede Amme bestraft, die sich verdingt, obwohl sie 
sich gescblechtskrank weiß. 

Weiterhin kann die Berufsvormundschaft und Ziehkinderauf- 
sieht für die Ammenkinder von größtem Nutzen sein. Allerdings erfaßt 
sie heute gewöhnlich nur die unehelichen Kinder, die in entgeltlicher Kest- 
pflege untergebracht sind; dadurch entgehen 79 **/, der Unehelichen, die nicht in 
entgeltlicher Kostpflege sind, der Aufsicht. Will man die Ammenvermitte- 
lung privaten Unternehmern verbieten, so kann dies nur auf reichsgesetzUehem 
Wege geschehen. Leider ist das Stellenvermittlungsgesetz, das hiezu Gelegenheit 
geboten hatte, bereits vom Reichstag verabschiedet worden. Solange eine solche 
reichsgesetzliche Vorschrift fehlt, muß diese Lücke aasgefüllt werden durch die 
Wohlfahrtspflege. Vorbildlich ist die in Zürich erlassene Vorschrift, nach der 
das Vermlttelungsheim jede Mutter, die Amme werden will, mit ihrem 
Säugling unentgeltlich aufnimmt. Das Vermittelungsheim stellt eia 
Ammenzeugnis aus, das über Stillfähigkeit, Gesundheit, Alter des Ammen- 
Undes Angaben enthält. Um der Amme einen gewissen Schutz gegen In¬ 
fektion seitens der Herrschaft zu gewähren, könnte heute schon das Str^gesetz 
herangezogen werden, das die irarrschaft wegen Körperverletzung bestrafen 
würde, wenn durch ihre Schuld die Amme infliiert wird. 

Seine Aasführungen hat der Korreferent ln folgende Leitsätze zu- 
sammengefaßt: 

.Ein Verbot privater Ammen Vermittlung ist nur durch Beichsgesetz zu 
erreichen; dies müßte bestimmen: 

1. Die Vermittelung darf nur durch Heims erfolgen. Als Vermittelung 
gilt auch Nachweis offener Stellen. 

2. Die Umgehung dieser Vorschrift wird bestraft. 

8. Die Ver^ttelungsheime müssen jede Mutter, die Amme werden will, 
mit ihrem Kinde unentgeltlich aufnehmen. 

4. Die Amme erhält ein Ammenzeugnis von dem Heim, das über Still- 
flihigkeit, Gesundheit und Alter des Ammenkindes Angaben macht.* 

Diskussion. 

Herr Dr. Bietschel-Dresden: Die praktische Durehführung der Keller- 
Burekhardtschen Vorschläge ist sehr schwierig. Dem Arzt bürden sie 
eine Verantwortung auf, die dieser nicht übernehmen kann. Wie soll der Arzt 
z. B. eine Verantwortung dafür tragen, daß die Amme tuberkulosefrei ist? 
Die Syphilis ist nach den Erfahrungen des Redners unter den Ammen sehr 
verbreitet; nicht weniger als 10*’/,dor ins Dresdener Säuglingsheim eingetre- 
tenen Mütter sind syphilitisch. Die vorgeschlagene Vermittelung durch Asyle 
ist äußerst kostspielig. Im Dresdener Heim kosten die Ammen dreimal soviel, 
als durch die Vermittelunngebühr einkommt. Die Reform hätte vielleicht 
nur den — guten — Erfolg, daß der Ammenbetrieb nachließe. 

Herr San.-Rat Dr. Tau he-Leipzig: Das Anunenkind soli in die Familie 
aufgeaommen werden, ln Leipzig hat sich dieser Modus gut eingeführt; auch 
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die BemfsTormnndschaft hat sich ais ntttalich fftr das Ammenkind erwiesen. 
In Leipsig werden die Haltefranen ttbrigens erst nach der Annahme des Kindes 
konsessioniert, ein Vorgehen, das große Vorteile bietet. Am besten wäre es, 
wenn es ttberbanpt keine Ammen gäbe; es scheint auch, als ob der Ammen* 
stand im Aossterben begriffen sei. In Amer&a existieren keine Ammen mehr. 
Zar Vordrängang der Ammen sind die sog. „Stilllraaen* za empfehlen, 
gesande and dem Arzt bekannte Fraaen, die einigemale täglich ins Haas der 
Herrschaft gehen and dort stillen, ohne dem eigenen Kinde die Brostnehmong 
ySilig za entziehen. 

Herr Dr. BommeUHttnchen: Das Ammenwesen ist ein sozial*medisini* 
sches Uebel. Eedner glaabt ebenfalls, daß die Asyle dorch die AmmenTor* 
mittlang finanziell nngebtthrlich belastet würden, selbst wenn man die Vor* 
mittlangsgebtthr aaf 100 Mark erhöhte. Die lUtnahme des Ammenkindes in 
die Familie gelang ihm nor in 10**/« darchzasetzen. Der Ermietang dner 
Amme ist die Aafnahme des Herrschaftskindes in ein mit Ammen versehenes 
Asyl vorzaziehen. Das Institat der Stilifraa ist empfehlenswert. 

Herr Prof. Dr. Keil er* Charlottenborg (Schloßwort). Die anentgelt* 
liehe Aafnahme jeder Anunenkandidatin mit ihrem Emd in ein Heim ist 
nicht darchftthrbar. 

Die Sypbilisreaktion soll für Ammen obligatorisch gemacht werden; es 
wäre erwünscht, wenn alle Anstalten die Ammen im laafenden Jahre mit dieser 
Beaktion prüften and dann über die Besaitete berichteten. Eine absolute 
Verantwortung kann natürlich der Arzt nicht übernehmen. Die Unkosten der 
Vermittelung durch das Asyl sind nicht so erheblich, als einige Vorredner 
meinten; diese haben nicht berücksichtigt, daß die Amme während ihres Aul* 
enthalte dem Asyl doch auch Dienste leistet. Bedner hält das Ammenwesen 
ebenfalls für ein Uebel; aber die Erforschung der künstlichen Eroährong ist 
noch nicht so weit gediehen, daß man die Ammen ganz entbehren kann. 

Herr Staatsanwalt Bnrckhardt*München (Schloßwort): Die recht* 
liehe Begelung der Materie ist sehr schwierig, weil sie verschiedene Hechts* 
kreise kreuzt (privates. Öffentliches Becht asw.). 

Der Arzt braucht eine absolute Verantwortung nicht zu tragen; er haftet 
nar bei Verschulden; altra posse nemo obligatur. Die Minimalforderang 
laatet: Im Interesse der wirksamen Bekämpfung ansteckender Krankheiten 
und der sonstigen großen Gefahren, die die private Ammenvermittelnng für 
Herrschaft, Amme und Ammenkind mit sich bringt, ist der Orundsats der 
Gewerbefreiheit für die Ammenvermittelung aufzoheben; die Begierong wird 
anfgefordert, ihr Augenmerk auf das Ammenwesen zu richten. 

Der Vorsitzende, Herr Kabinetsratv. Behr*Pinnow*Berlin, empfiehlt 
diese Sätze anzunehmen and die Deutsche Vereinigung für Säoglingsschatz 
za beauftragen, sie in Form einer Petition dem Biiehstag als Material za. 
unterbreiten. 

Der Kongreß erklärt sich danüt einverstanden. 

in. Säaglingsfflrsorgo suf dem Lande, insbesondere Mltwlrknng der 
Aerite und Hebammen bei ßekämpfang der SänglingssterbUebkeit. 

a) Herr Bezirksarzt Dr. DOrf 1er* Weißenbarg i. B.: Die Bekämpfang 
der Säuglingssterblichkeit muß auch auf das Land aasgedehnt werden, wo sie 
nach einer Statistik von Groth and Hahn erheblich großer ist als in den 
regional zugehörigen Städten. Das gilt nicht nur für Bayern, sondern auch 
für andere Bundesstaaten. Die Haaptursachen der ländlichen Säaglingssterb* 
lichkeit sind Ernäbrungsfehler and die Stumpfheit der Mütter. 

Wo gestillt wird, wie z. B. in der Pfalz, ist auch die Sterblichkeit 
gering and umgekehrt. Die „Fürsorge aaf dem Lande* läßt sich getrennt 
darsteilen nach der in den kleinen Städten und aaf dem fiachen Lande. Die 
kleine Stadt hat der größeren gegenüber den Vorteil leichterer Kontrolle, den 
Nachteil geringerer Geldmittel und der Erstellung gater Kindermilcb. Zur 
Bekämpfang der Säuglingssterblichkeit in kleinen Städten ist vor allem die 
Stillpropaganda nOtig, dio am wirksamsten von den Hebammen betriebmi 
werden kann. Der Amtsarzt maß auf die Hebammen in diesem Sinne ein* 
wirken. Als nützlich haben sich hierbei Hebammenprämien orwiesen 
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^ Pfennige nach TierwSchenUIcliem SUllen). Aach in kleinen StSdten sollen 
nraorgestellen Torhanden sein, denen jede Qebart sogleich gemeldet wird. 
Spätestens 48 Standen nach der Gebart besacht eine Aafsichtsdame die Wöch¬ 
nerin and händigt ihr nach mündlicher Belehrung ein Merkblatt ein. An der 
SäoglingslOrsorge sind alle Aerzte zu interessieren, schon damit sie tüchtige 
Kenner der Säaglingskande werden. In Bayern nehmen deshalb alle Aerzte 
an der Belehrang und Beaulsichtigong der Mütter teil. Um Widersprüche in 
den Batschlägen der Aerzte za verhüten, werden alle Aerzte aal ein Merk¬ 
blatt verpflichtet. Die Öffentliche Sprechstande soll aber nicht in den Woh¬ 
nungen der Aerzte stattflnden, sondern in einem Öffentlichen Lokal. 

Die Frequenz der Beratungsstellen hängt ab von der Gewährung von 
Stillprämien. Die Vortrefflicbkeit der StUlprämie ist darch Umfrage von den 
bayerischen Amtsärzten bestätigt worden. 

Wenn nach in größeren Städten die Milchküchen sich nicht sehr be¬ 
währt haben, so sind sie für kleinere Städte nicht za entbehren. Die Mildi 
maß billig sein, frei von Taberkelbazillen, frisch, rein, gut. Debertriebene 
Anforderungen braacht man nicht za stellen. Für 6—8 trinkfertige Flaschen 
betrage der Preis 18—20 Pfennige. Gratislieferang sei in Aosnahmefällen za 
gestatten. 

Die Einführung der Bernfsvormandschaft, Ordnung des Zieh¬ 
kinderwesens, Errichtung von Anstalten für kranke Säuglinge, 
Verbesserung der Wohnverhältnisse sind gleichfalls notwendig. 

Die Haaptlasten muß der Staat tragen, in zweiter Linie die Gemeinden, 
die Fabrikherren usw. Sehr empfehlenswert ist die Gründung von Vereinen 
für Säuglingsfürsorge. Weißenburg hat nach dem Eusetzen der Säug¬ 
lingsfürsorge in einem Jiär seine Säaglbgssterbliohkeit von 27 auf 12 Proz. 
herabgedrückt. 

Aaf dem flachen Lande ist als Haaptursacbe der Säuglingssterb¬ 
lichkeit gleicbfallB die Verbreitung der künstlichen Ernährung festgestellt. 
Die schematische Uebertragang der in den Städten vorhandenen Fürsorge- 
dnrichtungen auf das flache Land ist nicht angängig. Der Bauer kennt keine 
altruistischen Gefühle, daher ist ein kräftiger Anstoß von aaßen erforderlich. 

Die Stillpropaganda steht aach aof dem Lande im Vordergründe. Heb¬ 
ammen, Aerzte, Fraaenvereine, Geistliche, Lehrer, Merkblätter sind in ihren 
Dienst zu stellen. StUlprämien haben auf dem Lande keine Berechtigung, da 
die Frauen meist Zeit zam Stillen haben. Aach Beratungsstellen sind für das 
Xiand nicht brauchbar. Von Wichtigkeit ist die Verbesserung und Verschärfung 
der gerade auf dem Lande nachlässig betriebenen Leichensäau. Zu empfehlen 
sind: Einteilung eines Sprengels in Fürsorgobezirke, in deren jedem sich 
eine Hebamme beflndet, die die Kontrolle über die Säuglinge aasübt. Wo eine 
Hebamme fehlt, muß eine andere vertrauenswürdige Person an ihre Stelle 
treten. Die Hebammen müssen über die Ernährungsverhältnisse der Säuglinge 
ihres Bezirks Tabellen führen. Für die Mehrarbeit erhält die Hebamme 16 
bis 20 Mark jährlich. Für die künstliche Ernährung empfiehlt sich in jedem 
Fürsorgebezirk die Beschaffung eines Milchkochgefäßes für etwa 12 Flaschen, 
dessen Preis etwa 10—12 Mark beträgt. Von jedem Todesfall eines Säuglings 
ist innerhalb 24 Stunden dem Bürgermeister oder Bezirksamt Meldung 
zu machen, falls das Kind nicht in ärztUcher Behandlung gewesen war. Die 
Ursache jedes Todesfalls muß genau festgestellt werden; wo pflichtwidrige 
Vernachlässigung festgestellt wird, muß eingeschritten werden. 

Der Staat müßte zur Durchführung dieser Vorschläge jeder Gemeinde 
etwa 40 Mark jährlich überreichen; für die 6000 Landgemeinden Bayerns 
also 240000 Mark. 

b) Herr Landrat Bademacher-Westerburg (Korreferent): Die Fttr- 
sorgemaJBnahmen des Landes sind nicht so sinnfäUig und ausgesprochen wie 
in der Stadt. Viele Faktoren sind zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 
nStig und zweckmäßig: Verbesserung der hygienischen Verhältnisse und der 
Ernährungsverhältnisse, Wohnungshygiene, Entwässerung, Wasserversorgung, 
Desinfektion, Straßenreinigung, haus wirtschaftliche Unterweisung der Mädchen; 
also: Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit durch Hebung 
der Volksgesundheit. Zur Feststellung der vorhandenen Zustände 
int die StaUstik heranzuziehen. Im Kreise Westerburg ist durch eine mit 
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Hilfe der Hebammen anlgemacbte Statistik festgestellt, daß nnr 9,5*/« der 
S&nglinge kftnstlich genährt werden, doch erhielten Tide BrostUnder zweck* 
widrige Beikost. Den Hebammen fällt ttberhanpt auf dem Lande eine große 
Bedeatnng bei der Bekäo^fang der Säuglingssterblichkeit zu, weil 95^/, aller 
Geburten ohne ärztliche Hilfe stattfinden. 

Es hat sich des weiteren die Anstellung eines Chemikers fär die Nahrungs* 
mittelkontrolle im Kreise als sehr nütslich erwiesen. Dem MoU:ereiwe8en auf 
dem Lande ist größere Beachtung zu schenken. 

Becht im Argen liegt die EOrpeipfl^e. Der Säugling wird nnr selten 
gebadet. In der sog. „Itarsarotenspende* (WanderkOrben) sofiten auch Bade* 
wannen rorhanden sein; auch sollte jede ländliche Gemeinde eine Kinderwanne 
besitzen, die der Hebamme zur Yerfflgnng gestellt werden soU. 

Die Wochenbettpflege liegt auf dom Lande sehr im Argen; schuld 
daran haben großenteils die traurigen Hebammenyerhältnisse. In 
Hessen*Nassau gibt es nnr Bezirkshebammen, keine freipraktizierendmi. Die 
Besoldung der Hebammen muß rerbessert werden; es und Hebammenyereine 
zu begründen. 

Diskussion. 

Herr Prof. Dr. Salge*Freibnrg L Br.: Milchkflchen ohne Beratungsstellen 
haben gar keinen Wert. Von der bedeutenden Stellung, die die Vorredner 
der Hebamme im Kampfe gegen die Säuglingssterblichkeit angewiesen haben, 
ist kein Erfolg zu erwarten. Die künstliche Ernährung muß ärztlich über* 
wacht werden. Nicht die Hebamme, sondern nur der Arzt kann das Volk auf* 
klären und belehren. Daher ist eine bessere pädiatrische Ausbildung der 
Aerzte yor allem nCtig. 

Herr Bezirksarzt Dr. Eidam*Gnnzenhan8en bespricht die Erfolge der 
yon ihm eingeleiteten Belehrung und Stillpropaganda. 

Fräulein Dr. phil. Baum-Düsseldorf: Wenn Hebammen sich bereit er¬ 
klären, für 15—20 Hark jährlich die Pflichten zu übernehmen, die ihnen 
Dorf 1er auferlegt, so beweist das allein schon, daß die Hobammen nicht 
wissen, um was es sich handelt. Für dies n Lohn kann beim besten Willen 
keine zweckmäßige Beautdichtigung der Säuglinge geleistet werden. Die 
Beaufsichtigung der Säuglinge auf dem Lande soll Kreübeamtinaen übertragen 
werden, gebildeten Frauen, die für ihren Beruf Torgebildet sind. Solche 
Beamtinnen sind im Beg.-Bez. Düsseldorf jetzt mit bestem Erfolg tätig. 

Herr Hofrat Dr. Hei er-München: Fräulein Baum hat die Mitwirkung 
der Aerzte zu wenig berücksichtigt. Die Aerzte haben in der großen Mehrzahl 
ein genügend soziales Verständnis. Auf dem Lande sind wir in erster Beiho 
auf die Mitwirkung der Aerzte angewiesen. Die Landeszentrale in Bayern 
hat Fortbildungskurse für Aerzte in der Säuglingspflege eingerichtet. 

Herr Geh. Med.*Bat Dr. Schwass*Sigmaringen: Auch auf dem Lande 
erklärt sich die Verbreitung der künstlichen Efrnährung z. T. daraus, daß die 
Frauen nicht Zeit zum Stillen haben. Besonderes Unheil richten auf dem 
Lande die schlafmachenden Mittel an. 

Herr Bes.*Bat Pistor*Darmstadt: Die Hebammen sind im Kampf 
gegen die Säuglingssterblichkeit nicht zn entbehren. 

Herr Prof. Dr. Falkenheim-KOnigsberg i. Pr.: Die Aerzte müssen 
besser in der S^derheilkunde ansgebildet werden. In Ostpreußen besteht eine 
zentrale Anskunftsstelle für alle Gesundheitsfragen; sehr yerdient hat sich 
auch der Vaterländische Frauenyerein gemacht. 

Herr Priyatdozent Dr. Ibrahim-München: Die Hauptsache ist und 
bleibt die Stillpropaganda. 

Nach einem Schlußwort der beiden Berichterstatter wird die Tagung 
geschlossen. 


Bedaktion: Geh. Med.>Bat ProL Dr. Bapmund, Beg.- u. Med.*Bat in Minden L W. 

J. 0.0« BnuM,ll«noft FIrtil. Soik-Is« te Mlfttai. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1910. IV. 


B«rleht fiber die Tereammlnna des Vereins der Medizinal« 
Beamten des Bes.«Bez. Cöln am Jnni 1910 zn Bonn 

CLesegeselisehafI;)» 

Es waren anwesend: Beg.« nnd Geb. Med.-Bat Dr. Bnsak-Oöln, die 
Kreisirste Dr.Dr. Bacbem-Eoskircben, Med.-Bat Eickhoff«8iegbarg 
Engels-Gammersbach, Geh. Med.-Bat Esch-Waltrap-C9ln-Land, Med.-Bat 
Hillebrand-Beigheim, Eessel-Bheinbach, Meder-Cöln-Nord, Med.-Bat 
Meerbeck-Mfllheim-Bhein, Med.-Bat Schablert-Cöln-Sbd, Med.-Bat Wirsch- 
Bons, der Eönigl. Gerichtsarat Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Ungar-Bonn, die 
Kieiswondfirzte a. D. San.-Bäte Dr.Dr. Brockhaas-Godesberg and 
Bemmets-Honnef and als Gäste Herr Geb. Med.-Bat Dr. Pelmann-Bonn 
nnd Herr Dr. Mosebach, staatsärztÜch geprüft, Assistenzarzt an dem 
Medizinalnntersnchangsamt za Idar. 

L Nachdem Herr Geb.-Bat Dr. Basak die Erschienenen, besonders 
auch die beiden Gäste, begrüßt hatte, warde zanächst im geschlf tllohen Teile 
der Kassenbericht entgegengenommen, mit Bücksicht aaf den gaten 
Kassenstand von der Erhebang eines Jahresbeitrags Abstand genommen and 
dem Bechnongsführer Entlastang erteilt. Bei der statatenmäßigen Vor¬ 
standswahl warde der 2. VorsitzendeGeh.-Bat Dr.Esch-Waltrap wieder- 
gewihlt and an Stelle des aaf seinen Wansch aasscheidenden Dr. Meder zam 
Schrift- and Kassenführer Dr. Lohmer-Cöln gewählt. 

IL Wissenschaftlicher Teil. 1. Dr. Me der-Cöln erläatert mit wenigen 
Worten den darch Umdrack bereits Tervielfältigten and Tor 8 Tagen an 
sämtliche Kollegen übersandten neuen Terminkalender, den er unter Zu¬ 
hilfenahme des Terminkalenders von Meerbeck-Mülheim a. Bh. nnd des 
Med.-Büros der Königl. Begierang zeitgemäß erneuert hat. Derselbe wird mit 
2 zwei Zasätzen von Dr. Wirsch-Bonn dankbar angenommen. 

2. Im Anschluß an zwei hier kürzlich vor gekommene Vergiftangsgrappen 
sprach Kreisarzt Med.-Bat Dr. Schubert -Cöln: Ueber Nitrose-Vergiftungen. 
Mr Vortrag wird Toraassichtlich demnächst in der Zeitschrift für Med.-Beamte 
im Hauptblatt Abdruck finden, sodaß sich eine auszugsweise Besprechang hier 
erftbrigt. 

ln der Diskussion erwähnte Dr. Meerbeck-Mülheim eines derartigen 
Vergiftongsfalles aus der chemischen Fabrik Leverkusen, bei dem sich im 
Anschluß an die Einatmung nitroser Dämpfe akut ein Lungenemphysem und 
astmatische Anfälle eingestellt hatten. M. hatte sich dafür ausgesprochen, 
daß hier ein entschädigungspfiichtiger Betriebsunfall vorlag, eine Ansicht, der 
auch das Beichsversicherungsamt auf Grund eines gleichlautenden Gutachtens 
von Prof. Dr. Liebreich-Berlin beigetreten ist. 

3. An Stelle des Vortrags des durch dringende gerichtliche Geschäfte 
verhinderten Gerichtsarztes Dr. Plempel-Cöln besprach Geh. Med.-Bat Prof. 
Dr. Ungar-Bonn, der in liebenswürdigster Weise trotz der kurzen Zeit ein- 
gesprungen war: Ueber einen interessanten gerichtsärztlichen Fall, bei 
dem 4 .Todesarten in Frage kamen: 1) Einwirkung von stumpfer Gewalt 
auf den Kopf, ohne Knochenverletzung, 2) Erfrieren, 8) Erdrosseln und 4) Er¬ 
tranken. Es handelt sich um eine hier in der Gegend viel besprochere Mord- 
affiwe F. Eine Besprechang in der Oeffentlichkeit ist zur Zeit noch nicht 
anliasig. 

Nach Schluß der Versammlung hielt ein gemeinsames Mittagessen, 
sa^eidi Abschiedsessen für den durch seine Versetzung nach Saarbrücken 
au dsoi Bezirk ausscheidenden Kollegen Dr. Engels-Gummersbach, die Teil- 
■ehaer fast vollzählich noch bis gegen Abend gemütlich zusammen. 

Dr. Meder-CSln. 
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FrfthjaliMTenammlimc: des Badischen siaatsäratllehett 
Terems am 1S9« April 1910 im Bahnhofshotel in OllenbnrK. 

Anwesend sind 28 Mitglieder. Entschuldig fehlen: Schottelias, 
Compter, Blume, Manz, Biflel, Schleid, Biesterer, KrOll, 
Schmid, Popp und Ernst. 

Der Vorsitzende, Med.>Bat Beo her •Freibarg, begrttfit die Ver« 
Sammlung und erstattet zunächst einige geschäftliche Mitteilungen; 
er widmet dann dem unerwartet rasch verstorbenen, noch jüngeren Kollegen 
Dr. Bittstig-Breisach einen warmen Nachruf. Die Anwesenden ehren sein 
Andenken durch Erheben von den Sitzen. 

Das Aufnahmegesuch des Bezirksassistensarztes Dr. Kreß von Neckar« 
bischofsheim wird einstimmig genehmigt. 

L Der Vorsitzende erstattet hierauf in kleinem Vortrag Bericht 
über eine OitUch begrenzte Tjphasepidemle ln der Stadt Freiburgy die durch 
den Genuß von infizierter Milch ans einem Nachbardorfe eingeschleppt war. 

II. Die Hauptpunkte der Tagesordnung waren die vom Qr. Ministerium 
des Innern vorgelegten Entwürfe einer Verordnung über die Beklmpfang 
übertragbarer Krankheiten und einer Desinfektlonsordnnng and Desln« 
fektionsanwelsung. 

A. Zum Entwarf einer Verordnong über die Beklmpfang Übertrag* 
barer Krankheiten hatte der Bezirksarzt Med.-Bat Dr. Wipp er mann* 
Mosbach das Beferat übernommen. Er unterzog die einzelnen Betimmungen 
des Entwurfs einer eingehenden kritischen Besprechung. An eine Aas* 
führungen knüpfte sich eine lebhafte Diskussion, an der sich der Vor* 
sitzende, ferner Dr. Thomann, Dr. Guttenberg, Dr. Baader u. a. 
beteiligten. Der Entwurf selbst erfahr im idlgemeinen Billigung. 

Wünschenswert erschien eine knappere und übersichtlichere Bedaktion. 
Lebhafte Erörterung fand der § 8 ‘) des Entwurfs, der leicht zu Konfiikten mit 
den praktischen Aerzten führen würde. Dr. Schön!g wünscht die Melde* 
p^cht auf die Vorstände der Schalen und Kleinkinderschnlen ausgedehnt. 
Dr. Stephani wünscht die Anzeigepfiioht auch für die Emzelfälie von Masern. 
Schließlich wurden folgende Aenderungen des Entwurfs als wünschenswert 
bezeichnet: 

Zu I It Anzeigepflichtige Krankheiten. In Ziffer 1 ist be* 
züglich der Frist, in welcher die Anzeige zu erstatten ist, statt »innerhalb 
24 Standen" zu setzen »unverzüglich*. 

Ferner ist in Ziffer 1 Abs. a. »Fleisch* etc. Vergiftang" za setzen: 
»Speisenvorgif tung", außerdem die Wurmkrankheit (Anohylostomlasis) 
unter die anzeigepfiichtigen Krankheiten aufsonehmen und als Abs. d. eine 
Anzeige bei epidemischem Auftreten von Masern und Keuch* 
hasten vorzuschreiben. 

Zu S 2: Anzeigepflichtige Personen, wird gewünscht, daß, 
falls eine Anzeige bei epidemischem Auftreten von Masern und Keuohhasten 
vorgeschrieben wird, diese außer von den Aerzten auch von den Lehrern und 
dem Ktankenpfiegepersonal zu erstatten ist. 

Außerdem wird bei Ziff. 8 *) eine bessere Bedaktion für angeaeigt gehalten. 

Zu I 4: Form der Anzeige, wird in Ziffer 2 and 8 die ^sohaltnng 
des Wortes »telephonisch* gewünscht, um zom Ansdrack za bringen, dal 
eine solche Anzeige zulässig ist. 

In I 8'): Zatrittsrecht des beamteten Arztes, soll Zifferß 


*) Siehe Anm. 8. 

*) g 2 Ziff. 8 lautet: »Zar Anzeige der ln § 1 Abs. 1 Buchstabe c er* 
wähnten Krankheitsfälle sind nur die unter Ziffer 1 und 8, bei Todesfällen 
auch die unter Ziffer 5 genannten Personen, zur Anzeige der in § 1 Abs. 1 
Buchstabe d erwähnten Krankheitsfälle die unter 2üffer 1 und 8 genannten 
Personen verpflichtet." 

') g 8 des Entwürfe lautet: »1. Soweit es nach dem Ermessen des Be¬ 
zirksarztes zur Festellung der Krankheit erforderlich and ohne Schädigung 
der Kranken zulässig ist, ist dem Bezirksarzt der Zutritt za dem Kranken 
oder zur Leiche und die Vornahme der zur Ermittelung über die Krankhdt 
erforderlichen Untersachuagra zu gestatten. 

2. Befindet sich der Kranke u ärztiicher Behandlung, so ist dem Bezirks* 
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fcdgende Fassung erhalten: «Ist bei den Erhebungen eine Untersuchung 
durch den Bezirksarzt an dem Kranken selbst nOtig, so darf 
diese nurim Beisein des behandelnden Arztes erfolgen und 
ist zu unterlassen, so lange dieser eine Gefährdung der 
Kranken von dieser Untersuchung fflrchtet.“ 

ln § 13: Absonderung, wird in Ziffer 2 Mnter den Worten «ent¬ 
sprechende Belehrung“ die Einschaltung der Worte: (mttndlich durch 
den Bezirksarzt oder durch gedruckte Spezialbelehrung) gewünscht. 

Außerdem wird hier eine Bestimmung für notwendig erachtet, wonach 
beim Auftreten übertragbarer Krankheiten in Milch- und Spoisewirtschaften, 
£fi- und Delikatefihandlungen etc. der Verschleiß der Nahrungsmittel 
bei Weigerung des Kranken, in ein Krankenhaus zu gehen, zu 
Terbieten ist. 

ln Ziffer 6 wird eine Erklärung des behandelnden Arztes über 
die Zulässigkeit einer Ueberweisnng des Kranken in ein Krankenhaus nicht 
für erforderlich gehalten; die Worte «und der behandelnde Arzt 
ohne Schädigung des Kranken für zulässigerklärt“, sind daher 
zu streichen. 

ln Ziffer 8 wird die Fassung empfohlen: «Bei Typhus und Botz künnen 
auch krankheitsyerdächtige Personen und Keimträger der Absonderung 
unterworfen worden. Es ist jedoch dafür Sorge zu tragen, daß durch An¬ 
wendung der wissenschaftlichen Hilfsmittel sobald als mOglich festgestellt 
wird, ob der Verdacht der Krankheit begründet ist.“ 

ln Ziffer 9 würde entsprechend der Torgeschlagenen Aenderung zu § 1 
zu setzen sein: «mit Ausnahme von Speisenyergiftung“. 

ln § 16: Krankenbeförderung, Ziffer 2 isthinzuzufügen: «Auch 
der Begleiter desKranken hat sich nach Lage des Falles einer 
Desinfektion zu unterwerfen.“ 

Ziffer 8 kann fortlallen, da sich die hier über die Desinfektion der Be¬ 
förderungsmittel mit der in § 23 Ziffer 4 gegebenen deckt. 

Zn § 17: Verkehrsbeschränkungen des Pflegepersonals, 
wird zu Ziffer 2 folgender Zusatz Torgeschlagen: «Für die Kranken¬ 
pflegestationen ist zu diesem Zweck die Beschaffung eines 
DesinfektionsschrankesnOtig. 

Zu §18: ln Ziffer 1 ist bei Scharlach eine Frist Ton nicht unter 
4 Wochen festzulegen und statt «den Schulräumen femzuhalten, bis nach 
einer Bescheinigung des behandelnden Arztes oder in Ermangelung eines solchen 
des Bezirksarztes eine Uebertragung der Krankheit durch sie nicht mehr 

zu befürchten ist“ zu setzen: «den Schulräumen.Arztes oder nach 

Anhörung des Bezirksarztes.zu befürchten ist“. 

Ferner ist in § 18 Ziffer 2 d einznfügen hinter «solche, die an Keuch¬ 
husten leiden“: «Geschwister kenchhustenkranker Kinder auch 
im Anlangsstadium.“ 

Endlich ist am Schluß zu sagen: «und Betsälen“. 

Im I 24: Bekanntmachung der Anzeigepflicht ist in Ziffer 2 


arzt der Zutritt untersagt, wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß von 
dem Zutritt des Bezirksarztes eine Gefährdung der Gesundheit oder des Lebens 
des Kranken zu befürchten ist. Vor dem Zutritt des Bezirksarztes ist dem 
behandelnden Arzte Gelegenheit zu dieser Erklärung zu geben, sofern nicht 
Gefahr im Verzüge Torliegt. 

Außerdem ist bei Kindbettfleber oder Verdacht desselben dem Bezirks¬ 
arzt der Zutritt nur mit Zustimmung des HaushaltnngsTorstandes gestattet. 

3. Bei Typhus, Botz und Genickstarre kann eine Oeffnung 
der Leiche durch das Bezirksamt angeordnet werden, insoweit dies der Be- 
zirksarst zur Feststellung der Krankheit für erforderlich hält. 

4. Der behandelnde Arzt ist berechtigt, den Untersuchungen, insbeson¬ 
dere auch der Leichenöffnung anzuwohnen. Der Bezirksarzt hat ihm Ton dem 
Zeitpunkte und dem Orte der Untersuchungen tunlichst rechtzeitig zu benach¬ 
richtigen. 

5. ln Fälien yon Milzbrand und Botz hat der Bezirksarzt die Ermit¬ 
telungen, soweit erforderlich tan Benehmen mit dem Bezirkstierarst, yorzu- 
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Btott: «TOB 8 la 8 Tageo zu wiedeiholen* zu setzen": «nach Ermessen 
des Bezirksaiztes zu wiederholen". 

B. Zum Entwurf einer DeslnfektionsordnuBg und Desinfektionsun- 
welsnng hofiert sich Bezirksarst Hed.-Bat Pr. ThomanB>Baden>Baden in 
folgenden Ausftthmngen: 

Das Bedttrfnis nach einer Nenregelnng des Desinfektionsyerfahrens hat 
sieh bei ans in Baden schon seit langem fühlbar gemacht; einmal, weil die 
seither bestehenden Vorschriften zum Teil dem fortgeschrittenen Standpunkte 
der Wissenschaft nicht mehr entsprechen, und zweitens, weit die Ausbildung 
und technische Schulung der Desinfektoren nicht ausreichend erschienen. 

In den grOfieren Städten sind zwar schon längere Zeit durch die Er¬ 
richtung Offenüicher Dampfdesinfektionsanstalten nnd die teilweise Beschaffung 
Ton gut funktionierenden Desinfektionsapparaten zur Formaldehydyerdampfang 
bessere Garantien für eine wirksame Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
geschaffen worden, während für die kleinen Gemeinwesen derartige Hilfs¬ 
mitteln größtenteils noch nicht zu Gebote stehen. Gleichwohl kommen auch 
in den großen Städten Apparate in der Wohnung des Proletariers wegen der 
aufiergewOhnlichen Kosten grOfitenteils noch nicht zur Anwendung. Aber 
gerade hier und bei den kleinen Leuten auf dem Lande macht sich das Be¬ 
dürfnis nach einer rationellen Seuchenbekämpfnng immer dringender fühlbar 
und lastet die Verantwortung oft genng schwer auf den Schultern des beam¬ 
teten Arztes, wenn er sich sagen mnfi, daß die Durchführung der als not¬ 
wendig erkannten Anordnungen in praxi hänfig im Stiche läßt. 

Von der neu zu erlassenden Desinfektionsordnung hoffen und erwarten 
wir, daK hier Wandel geschaffen und damit einem dringenden Bedürfnisse 
entsprochen wird. 

Der Erlaß des Großherzogi. Ministeriums des Innern, womit der Tor- 
llegende Entwarf einer Anzahl yon Bezirksärzten zur gntachtlichen Aeußerung 
mitgeteilt worden ist, weist u. a. auf den § 12 Abs. 8 der neuen Desinfek¬ 
tionsordnung hin, wonach die Dnrchführung der Desinfektionen bei den ge¬ 
meingefährlichen Krankheiten nach der yom Bandesrat erlassenen allgemeinen 
Desinfektionsanweisong bezw. für einzelne gemeingefährliche Krankheiten nach 
den hierfür erlassenen besonderen Anweisnngen zu geschehen hat und daß 
bei den sonstigen übertragbaren Krankheiten die Desinfektionen nach der 
dieser Verordnung als Anlage angeschlossenen Desinfektionsanweisong yorzu- 
nehmen seien. 

Dieie Desinfektionsanweisong ist im Gmnde genommen die gleiche, wie 
die yom Bandesrate erlassene nnd nnr dnrch einige Zusätze, welche eine ge¬ 
wisse unklare Fassung zu yerbessern geeignet sind, ergänzt worden. 

Das Ministerium war also an die yom Bundesrate erlassenen Bestimmungen 
gebunden und konnte insbesonders bezüglich der sonstigen übertragbaren 
Krankheiten keinenfalls über die Bestimmungen hinansgehen, die für £e ge¬ 
meingefährlichen Krankheiten nach der Bekanntmachung der Beichskanzlers 
yom 11. April 1907 erlassen worden sind. 

Nur in besonders gelagerten Fällen kOnnen Abweichungen yon diesen 
Vorschriften durch den Bezirksarzt zagelassen werden; außerdem behält sich 
das Mbisterium yor, bei den nicht unter das Beichsgesets yom 80. Juni 1900 
fallenden übertragbaren Krankheiten Abweichungen im allgemeinen suznlassen. 

Es muß dies yoransgeschickt werden, um der nachfolgenden Diskussion 
die notigen Richtlinien zu geben und um zu yerhindern, daß nicht etwa über 
die dadurch geschaffene Begrenznng hinausgehende Anträge gestellt werden. 

Schließlich darf ich nicht unerwähnt lassen, daß d^as Ministerium den 
staatsärztlichen Verein nicht zur Stellungnahme gegenüber dem Entwürfe auf- 
gefordert hat; aber unser Vorsitzender hat trotzdem mit gntem Grunde dieses 
aktuelle Thema anf die heutige Tagesordnung gesetzt, und Ich nehme wohl 
mit Recht an, daß unsere yorgesetzte Behörde gern yon jden Ansfühmngen 
Kenntnis nehmen wird, welche bei der heutigen Besprechung dieser Frage 
gegenüber zum Ausdruck kommen werden. 

Wenn ich zunächst auf den Entwurf einer Desinfektionsordnung zu 
sprechen kommen soll, so ist es yor allem als ein ganz erheblicher Fortschritt 
gegenüber dem jetzigen Usus zu begrüßen, daß die theoretische Ausbildung 
nnd technische Schalang der zur Verwendung kommenden Desinfektoren 
in neu zu gründenden DesinfektioBBSohulen geschehen soll, und daß die dafür 
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Torgesehene Ansbildnngszeit auch die nötige (Gewähr dafür bietet, daß die 
Leute nach Bttckkehr in £e Heimat den Stoff beherrschen nnd geeignet sein 
werden, den an sie zn stellenden Anlordernngen zn genügen; eine wdtere Garantie 
hierfür sehe ich auch in der sehr zn begrüßenden Bestimmung über die Ein* 
richtnng yon regelmäßigen Bepetitionsknrsen. 

Ans dem Entwürfe geht auch zn meiner Befriedignng heryor, daß man 
höheren Orts besondern Wert anf die persönliche Qnaliflkation der An* 
wirter für eine Desinfektorenstelle legt. Wir alle wissen, daß wir seither man* 
gels tüchtiger Bewerber um das nicht sehr popnläre Amt eines Desinfektors uns 
hinflg mit etwas minderwertigen Persönlichkeiten beraügen mußten, die in 
ihrer sozialen Abhängigkeit yon den Ortsbewohnern nicht immer Üe besten 
Garantieen für eine gewissenhafte Ansübang des ihnen übertragenen Amtes 
darboten. 

Als eine diese notwendige Unabhängigkeit fordernde Einrichtung mOchte 
ich auch die in Aussicht genommene Schaffung yon Desinfektionsbezirken be* 
zeichnen, wodurch der Desinfektor in ein ganz anderes freieres Verhältnis zu 
dem Publikum treten wird. Den Hauptyorteil dieser Desinfektionsbezirke sehe 
ich in dem auch im Entwürfe heryorgehobenen Umstande, daß dem Desinfektor 
dadurch eine zur Erhaltung der erworbenen Kenntnisse genügende Beschäftigung 
nnd, um es hier gleich zu erwähnen, auch eine entsprechende Eännäme 
garantiert wird. Es bedarf keines besondern Hinweises darauf, daß gerade 
der letztere Punkt für die Bewerber um eine solche Stelle ausschlaggebend 
sein, und die Auswahl eines tüchtigen Anwärters bei einem gesicherten ordent* 
liehen Einkommen eine bessere sem wird. Dabei kann auch die Frage anf* 
mworfen werden, ob nicht die Kosten der Desinfektion als einer im Interesse 
des Volkswobls für notwendig erkannte Maßnahme yon Staatswegen gedeckt 
werden sollten. Ich mOchte darauf selbst nicht mit einem unbedingten „Ja** 
antworten; jedenfalls stehe ich aber auf dem Standpunkte, daß der Einzelne, 
oder die yon einer Krankheit betroffene Familie hierdurch möglichst wenig 
belastet werden sollte. Das konnte auf diese Weise geschehen, daß der Des* 
infektor einen fixen Gehalt, der yon Seiten der zn einem Desinfektionsbezirke 
zasammengeschlossenen Gemeinden mit ey. Kreis* oder Staatszuschnsse getragen 
würde, erhielte, nnd dann für die einzelnen Desinfektionen eine entsprechende 
geringere Tazgebühr zum Ansätze käme. 

JedenfaUs muß ich es aber im Gegensätze zn dem Wortlaute des § 16 *) 
des Entwurfes für erstrebenswert und der Stellnng des Desinfektors dem 
Publikum gegenüber für forderlich bezeichnen, daß er die Entlohnung seiner 
beruflichen Tätigkeit in allen Fällen yon den betr. Gemeinden ey. yorbwaltlich 
des Bückersatzes durch die beteiligten Familien ausbezahlt erhält. 

Was nun die sog. Desinfektionsbezirke angeht, so sollten sie 
keinesfalls zu klein gewählt werden; ich konnte es mir z. B. in einem Bezirke 
wie im Amtsbezirk Baden mit wenigen konzentrisch um die Amtsstadt liegen* 
den Gemeinden sehr wohl denken, daß die sämtlichen im Bezirke notwendig 
werdenden Desinfektionen yon dem in der Amtsstadt wohnenden Desinfektor, 
beaw. einem ebenfalls dort ansässigen zweiten Desinfektor yorgenommen 
werden konnten. 

Zn § 7 *) des Entwurfs ist zu bemerken, daß hier dem neu yerpflichteten 

*) § 16 des Entwurfs lautet: ,1. Die Entlohnung der Desinfektoren 
soll tnsilichst durch die Gemeinde — bei Desinfektionsbezirken durch die betei* 
ligten Gemeinden — erfolgen; 

2. Soweit dies nicht der Fall ist, haben die Desinfektoren für die Vor* 
nähme der Desinfektionen Gebühren, bei Vornahme der Desinfektionen anßer* 
halb ihres Wohnorts auch Beisekostenentschädigung anzusprechen, deren Hohe 
yom Bezirksrate festgesetzt und yom Bezirksamt bekannt gegeben wird. Die 
Gebühren nnd Beisekostenentschädigungen sind yon den Beteiligten zu zahlen; 
M Unbemittelten sowie in Fällen, in denen die Kosten der Desinfektion aus 
Offentlicben Mitteln zu bestreiten sind, haben, — soweit die Kosten nicht nach 
$ .... der Verordnung yom .... die Bekämpfung übertragbarer Krank* 
heilen betr. der Staatskasse zur Last fallen, — die Gemeinden diese Kosten 
zn tragen.** 

*) § 7 des Entwurfs lautet: ,1. Vor Antritt ihres Dienstes sind die yon 
den Gemeinden nnd Desinfektionsbezirken bestellten Desinfektoren anf die 
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Desinfektor ansdrflcklich die Auflage gemacht werden sollte, sieh Tor dem 
Dienstantritte bei dem anständigen Besirksarxte persönlich an melden, eine 
Vorschrift, die natürlich anch in eine Dienstanweisnng der Desinfektoren anf- 
genommen werden konnte. 

Eine persönliche Anmeldnng ist schon deßhalb erforderlich, weil ja der 
Beairksarat dem Desinfektor die nOtige Anweisnng wegen Anschaffung oder 
wegen Ersataes der erforderlichen Gerätschaften und Desinfektionsmittel an 
geben hat. 

Beattglich der Ausrüstung der Desinfektoren gemäß § 11 des 
Entwurfs scheint es unerläßlich, daß dem Desinfektor, namentlich dem mit 
auswärtiger Tätigkeit zum Transporte seiner Diensterfordernisse, ein kleiner 
Handwagen zur Verfügung steht, wie ihn z. B. die deutsche Desinfektions» 
zentrale nach der Anweisung von Flügge • Qruber in den Handel bringt. Die 
Ausrüstung, die in einem Tornister auf dem Bücken getragen werden kann, 
eignet sich wohl zur Ausführung der sog. fortlaufenden Desinfektion, ist aber 
für die Bedürfnisse einer gründlichen Schlnßdesinfektion entschieden nicht 
ausreichend. Der Desinfektor muß m. E. für alle Fälle so komplett ausgerüstet 
sein, daß er es in Zukunft nicht nOtig hat, sich bei den Inhabern der zu des¬ 
infizierenden Wohnungen das eine oder das andere zu leihen. 

Was nun die dienstliche Ueberwachung des Desinfektors durch den 
zuständigen Bezirksarzt angeht, so bestimmt u. a. der § 141) des Entwurfs; 
daß dem letztgenannten jeweils der Vollzug einer Desinfektion anzuzeigen 
ist Es geschieht dies offenbar ans der Erwägung heraus, dem Bezirksarzt 
damit die Kontrolle darüber an die Hand zu geben, ob in jedem gemeldeten 
Krankheitsfälle auch wirklich eine Desinfektion vorgenommen wird. 

Es dürfte nun ernstlich erwogen werden, ob uns nicht anch der Zeitpunkt 
der vorznnehmenden Desinfektion vorher gemeldet werden sollte und nicht erst 
deren Vollzug; der letztere läßt sich ja aus dem von dem Desinfektor zu 
führenden Tagebuch jeder Zeit ersehen, wogegen der Bezirksarzt im Falle 
einer vorherigen Benachrichtigung einmal Gelegenheit hätte, den Desinfektor 
gelegentlich bei der Ausübung seines Amtes zu kontrollieren und zweitens 
dadurch erforderlichen Falles äe Möglichkeit gegeben wäre, rechtzeitig eine 
Modifikation des Desinfektionsverfahrens zu verwassen, wie dies im letzten 
Absätze des § 12 vorgesehen ist. 

Wenn wir nun in eine Besprechung des Entwurfs einer BesliifektfODS- 
anweisnng eintreten; so müssen wir es uns ans naheliegenden Gründen ver¬ 
sagen, die zahlreichen Paragraphen einzeln dnrchzusprechen. 

In der Anweisnng ist auf alle Möglichkeiten Bücksicht genommen, die 
für eine Desinfektion überhaupt in Frage kommen kOnnen. 

Im Gegensätze zu früher betont der Entwurf die Notwendigkeit einer 
fortlaufenden Desinfektion am Krankenbette als einer besonders wich¬ 
tigen Maßnahme. Ich darf wobl sagen, wir alle sind von der Notwendigkeit einer 
derartigen fortlaufenden Desinfektion ebenso sehr überzeugt, als wir die Schwie¬ 
rigkeit ihrer sachgemäßen Durchführung erkennen. Wenn es gelänge, vom Be« 
ginne der Erkrankung an bis zu ihrer Beendigung diese Maßregeln lückenlos 


gewissenhafte Beobachtung der ihnen obliegenden Dienstpfiichten durch das 
Bezirksamt handgelübdlich zu verpfiichten; 

2. Namen, Wohnort und Dienstbezirk der Desinfektoren sind vom Be* 
zirksamt bekannt zu geben.* 

*) § 14 des Entwurfs lautet: ,1. Von jeder Desinfektion hat der Desinfektor 
oder die Desinfektionsanstalt alsbald nach dem Vollzog dem Bezirksarzte unter 
Angabe des Auftraggebers nach Name, Stand und Wohnung, sowie der Ursache, 
des Zeitpunktes der Desinfektion und der Art des Vollzugs derselben mittelst 
Meldekarte nadi Muster Anlage II Anzeige zu erstatten. 

2. Die Meldekarten werden von dem Bezirksarzte an die Desinfektoren 
und Desinfektionsanstalten unentgeltlich abgegeben. 

8. üeber alle von ihnen vorgenommene Desinfektionen haben die Des¬ 
infektoren und Desinfektionsanstalten ein Tagebuch nach Muster Anlage III 
zu führen, das jeweils auf 81. Dezember abzuschließen und bis zum 15. Januar 
des folgenden Jahres dem Bezirksarzte zur Einsichtnahme vorzulegen ist; 
außerdem kann der Bezirksarzt während des Jahres jederzeit von dem Tage¬ 
buch Einsicht nehmen.* 
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dnzchinfllhren, dann wire es in Zoknnlt nm unsere Seuchenbekämpfung gut be¬ 
stellt. Die vorliegende Desinlektionsanweisung in ihrer Detailiernng der verschie¬ 
denen Desinlektionsmaßnahmen bringt uns ja erat zum Bewußtsein, auf was alles 
bei dner Desinfektion am Krankenbette Bttcksicht zu nehmen ist, und zeigt 
klar, daß nur eine gut geschulte Pflegerin so viel Verständnis für diese For¬ 
derungen habe, und damit im stände sein würde, ihnen auch in axureichendem 
Maße gerecht zu werden. In den weitaus überwiedenden Fällen steht aber ehie 
derartig geschulte Warteperson leider nicht zur Verfügung, und dieser Umstand 
steigert die Verantwortlichkeit der behandelnden Aerzte ganz wesentlich; 
an de müssen wir daher in erster lanie appellieren, wenn wir von den zu 
erlanenden Vorschriften einen Erfolg erwarten wollen. Die Erfahrungen, die wir 
bb jetzt bei unseren Visitationen aus Anlaß des Auftretens ansteckender Krank¬ 
heiten b dieser Hinsicht zu machen Gelegenheit gehabt haben, sind nicht gerade 
vielversprechend. Wir verkennen ja nichtj daß es für den Arzt auf dem Lande mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein kann, auch nur das AllernOtigste an 
Desinfektionsmaßnahmen zur Durchführung zu bringen; aber wenn sich irgendwo 
halbe Maßregeln bitter rächen, so ut es hier der Fall, und wenn irgendwo 
die Drohung mit dem PoUzeiknüppel geboten zu sein scheint, so bt es gegen¬ 
über einer laxen Handhabung der ab notwendig erkannten Desinfektions- 
anordnungen am Platze. Aus diesem Grunde bt auch die Notwendigkeit per¬ 
sönlichen Ebgreifens des beamteten Arztes besonders zu betonen'; ich würde 
es deshalb bedauern, wenn die im § 8 Ziff. 2 des von Dr. Wippermann 
besprochenen Entwurb vorgesehene Einschränkung zu einer Ausschaltung 
unseres Ebflusses bei der Seuchenbekämpfung führen würde. 

Daß nach dem neuen Entwürfe die Möglichkeit besteht, die Ausführungen 
der Desinfektionen am Krankenbette durch den Öffentlich bestellten Desinfektor 
überwachen zu lassen, bt entschieden zu begrüßen und wird in allen den 
Fällen zur Notwendigkeit, bei denen ein Arzt zur Behandlung nicht zngezogen 
ist, und eine bembmäßig ansgebildete Pflegeperson fehlt. 

Die wohl häaflg zu Tage tretende Unmöglichkeit einer systematbchen 
Durchführung der fortlaufenden Desinfektion am Krankenbette fordert ab 
Korrelat die zwangswebe Ueberführnng des Kranken in ein Krankenhaus, eine 
Anordnung, der iw namentlich im Falle einer Typhnserkrankung das Wort 
reden moäte. 

Zur praktbchen Nutzanwendung der in der Desinfektionsanweisung 
enthaltenen Vorschriften würde ich es für zweckmäßig erachten, wenn der 
]&itwnrf erkennen ließe, welche Desinfektionsmaßregeln ausschließlich für die 
fortlaufende Desinfektion, und welche für die Schlußdesinfektiou in Frage 
kommen; außerdem, wie das Verfahren bei der letzteren sich gestaltet, wenn 
für Betten, Kleider etc. ein Dampfdesinfektions-Apparat zur Verfügung steht, 
und wie es zu machen bt, wenn beim Fehlen eines derartigen Apparates auf 
diese vollkommenste Art der Desmfektion verzichtet werden maß. Diese 
Schemata konnten selbstredend auch in einer für die Desbfektoren zu erlassenden 
Dienstanwebnng Aufnahme finden, wenn anders sie nicht in dem Leitfaden, der 
jedem Schüler beim Unterricht in die Hand gegeben werden soll, enthalten wären. 

Auf die im § 21 des Entwurb in erster Linie empfohlene Anwendung 
des Formaldehydgases sollte m. E. in keinem Falle bei der Desinfektion ge- 
nehlossener und gut abschließbarer Bäume verzichtet werden. Nun bt es 
bekaant, daß es sich bei der Wirkung des Formeldehydgases um eine sog. 
Fläcbendesufektion mit geringer Tiefenwirkung handelt; es kann deshalb au 
db seither übliche chembdie oder mechanbche Desinfektion nach meinem 
Dafürhalten auch b Zukunft nicht verzichtet werden, und dies um so weniger 
daun, wenn eben ein Dampfdesinfektionsapparat nicht zur Verfügung steht. 

Wenn ich das Ergebnb der vorstehenden Ausführungen zusammenfasse, 
■0 komme ich für die Dbkussion zu folgenden Leibätzen: 

,a. Zum Entwurf der Desinfektionsordnung. 

1. Der vorliegende Entwurf einer Desinfektionsordnung gewährlebtet 
eine bessere Begelung des Desinfektionsverfahrens ab bbher; insbesondere 
bedeutet die in Aussicht genommene Ausbildung der Desinfektoren einen 
weeentlichen Forbchritt gegenüber früher. 

2. Die zu schaffenden Desbfektionsbezirke sollen zum Zwecke eber 
ansrdchenden Beschäftigung und ebes auskömmlichen Verdienstes der Desin¬ 
fektoren mOgUchst groß gebildet werden. 
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8. Die Desinfektoieo eoUen Tom Pabliknm aBabbingig und deshalb bei 
der Entlobniuig nicht auf dasselbe angewiesen sein. 

4. Die Aasrttstaog der Desinlel^ren soll eine komplette und tunlichst 
einheitliche sein. 

6. Die praktische Darchlttbrong der fortlanfenden Desinfektion am 
Krankenbett ist schwierig und yerlangt eine tatkräftige Uitwirknng von seiten 
der behandelnden Aerste. 

6. Daneben mnß aber dem Becirksarate die Ansttbong einer Imtlichen 
Kontrolle gesichert werden. 

7. Bei dem Fehlen aosreichender Garantien fhr eine sachgemide Durch- 
führang der fortlaufenden Desinfektion ist mit mehr Nachdruck als bisher 
auf eine Ueberfttbrung des Kranken in ein Krankenhaus zu dringen. 

b. Zum Entwurf der Desinfektionsanweisung. 

1. Die Desinfektionsvorschriften sollen klar und tlbersicbtlich angeordnet, 
praktisch durchführbar und das DesinfektionsTerfahren wirksam sein. 

2. Es müssen Garantien geschaffen werden, daß die erforderliche Des* 
bfektlon auch in jedem Falle und rechtzeitig zur Ausführung kommt. 

8. Bei der Beurteilung der Durchführbarkeit eines Desinfektionsyer* 
fahrens müssen die allgemeinen LebensverbKltnisse der ärmsten BeyOlkerungs* 
klassen und deren Wohnräume zugrunde gelegt werden. 

4. Von den Desinfektionsmitteln verdient dasjenige den Vorzug, das 
rasch wirksam ist, nicht riecht und die damit behandelten Gegenstände nicht 
angreift. 

5. Fehlen in der Behausung eines von einer ansteckenden, anzeigepflich¬ 
tigen Krankheit, speziell von Typhus und Bnhr befallenen Menschen die Vor¬ 
aussetzungen zur wirksamen Durchführung einer fortgesetzten Desinfektion, 
so mnß seine üeberführung in ein Krankenhaus angeordnet werden." 

An den Vortrag schließt sich eine lebhafte Diskussion an, die im all- 
gemeinen Zustimmung zu den Ausführungen des Vortragenden er^bt. 

Der Vorsitzende bemängelt die Einrichtung der Eisenbahndesin¬ 
fektoren, besonders in Städten. Das Desinfektions wesen sei besser in eine 
Hand gelegt; die Beaufsichtigung sei dann erleichtert und auch Differenzen mit 
den städtischen Desinfektionsanstalten seien dann ausgeschlossen. — Bezüglich 
der fortlanfenden Desinfektion am Krankenbette kOnne man die Mit¬ 
wirkung des Pflegepersonals nicht entbehren. Das setze aber voraus, 
daß die angehenden Krankenpfleger und Pflegerinnen, speziell in den Mutter¬ 
häusern des geistlichen Pflegepersonals hierfür ausgebildet werden; bis jetzt 
lasse sich aber noch vielfach ein Mangel an Verständnis für diese Aufgabe kon¬ 
statieren. — Für eine fortlaufende Desinfektion am Krankenbette sei der Des¬ 
infektor nicht gut zu verwenden. 

Zam Schluß dankt der Vorsitzende den beiden Herren Beferenten 
für die ausführliche Berichterstattung. 

III. Dr. Thomsen-Wolfach regt an, die Dienstanweisung für 
Bezirksärzte einer Durchsicht zu unterziehen und eine Neufassung der¬ 
selben tunlichst herbeizuführen. Med.-Rat Dr. Thomann regt an, die 
Herbstversammlnng in Baden-Baden abzuhalten. Der Vorsitzende 
nimmt von diesem Vorschläge Kenntnis und schließt dann die Versammlung. 

Da die reichlich bemessene Tagesordnung zuviel Zeit beansprucht hatte, 
flel das sonst übliche gemütliche Zusammensein der Versammlungsteilnehmer 
beim gemeinsamen Male ans. Beck er*Freiburg i. Br. 


Bericht fiber die BommerTersammlang de« Elnasin- 
liOthringischen Ufedisinalbeamtenvereiiis am 3. Juli 1010 
in Btephansfeid (A) sowie über die besondere Hanptver- 
sammlnng; in Strassbars i. £. (B). 

A. 

Der Vorsitzende, Reg.- und Med.-Bat Dr. Hecker, eröffnet die Sitzung 
nachmittags 8 ühr in einem Saale der Bezirks-Irrenanstalt Stephansfeld. 

Anwesend sind außer dem Vorsitzenden die Herren: Dr. Belin, 
Groß, Haag, Krimke, Meyer, Pawolleck, Finders, Bansohoff, 
Sandtner, Sehäche. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird gutgehoißen. 
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L lieber biolegisehe Kllranlngeii: Beg.- nnd Med.>Bat Dr. Hecker, 
Strafiborg L E. Der Vortrag wird später in dieser Zeitschrift veröffentlicht 
werden. 

IL Ueber Unterbringung geisteskranker Verbrecher: Dr.Bansohoff, 
Direktor der Besiiks-lrrenanstalt Stephansfeld. 

Obwohl die geisteskranken Verbrecher nur einen kleinen Prosentsati 
der Geisteskranken bilden, so machen sie doch nnverh&ltnismäSig viel von 
sieh reden. Sind sie doch die häufigste Ursache der Zeitungsberichte Uber 
Entweichung gefährlicher Kranker ans Irrenanstalten, die bei der Bevölkerung 
eine nicht unberechtigte Nervosität hervorrofen. 

Die Frage ihrer sicheren Unterbringung hat für uns im Beichsland 
dadurch ein aktuelles Interesse, daß ein lediglich für diese Kategorie gefähr¬ 
licher Geisteskranker bestimmtes Hans in der gemeinsamen Ffiegeanstalt Hördt 
im Bau begriffen ist. Wir haben uns geswungen gesehen, nach dem Vorgang 
vieler anderen Verbände, besondere Sicberheitsmaßregeln zu treffen, wie sie 
die moderne Irrenanstalt sonst nicht braucht. Es handelt sich nur um 
Männer, und nur um eine kleine Anzahl, während die Kosten fttr den Bau, 
wie ffir den Betrieb, recht erheblich sein werden. Ich nehme an, daß es auch 
Ihnen von Interesse sein wird, ttber die Gründe dieser Maßnahme und die Art 
ihrer Ausführung näheres zu erfahren, umsomehr, als im Lauf der nächsten 
Zeit die Unterbringung geistig abnormer Rechtsbrecher noch an Bedeutung 
gewinnen wird; der Vorentwnrf zu einem neuen Strafgesetz mit seber weit¬ 
gehenden Berücksichtigung der vermbdert Zurechnungsfähigen nnd ihrer Ver¬ 
wahrung läßt die Wandlung b den Ansichten der Jnrbtenkreise deutlich 
genug erkennen. 

Ich werde mich zunächst darüber anslassen, was wir unter dem Begriff 
des gebteskranken Verbrechers verstehen. Es gehören hierher b weiterem 
Sinne alle während Verbüßung einer Freiheitsstr^e geistig Erkrankenden. Es 
gehören ferner hierher alle Gebteskranken mit erheblich krimbeU belasteter 
Vergangenheit und diejenigen — gewöhnlich ab verbrecherbche Gebtes* 
kranke bezeichneten — Personen, welche zwar antisoziale, verbrecherbche Nei* 
gugen haben, aber ab gebteskrank erkannt sind, ehe es zu eber Vemr- 
teilang gekommen bt. 

Würde es sich lediglich um zufällige Koinzidenz von Verbrechen nnd 
Gebteskrankheit handeb, wie sie gewiß auch vorkommt, so hätte der Begriff 
des gebteskranken Verbrechers keine Berechtigung. Häufig liegt es aber 
anders. Die antboziale Charakter-Veranlagung oder -Entwicklung, die zum 
Verbrechen führt, hat auch innere Beziehung zu den gebtigen Störungen, 
and aus ihrer Mbchung entstehen Eigenschaften, welche die Gefährlichkeit des 
Verbrechers, wie die des Gebteskranken erhöhen und dadurch ebe große 
praktbche Bedeutung gewinnen. 

Beschäftigen wb uns zunächst mit denjenigen Kriminellen, welche 
während Verbüßung einer Freiheitsstrafe geistig erkranken. In 
leichteren oder ganz akut verlaufenden Fällen — ich denke z. B. an das Alkohol- 
deUr —, bt es möglich, sie im Lazarett der Strafanstalt zu behandeln. Sehr 
häufig aber wird das nicht angängig sein, nnd die Kranken müssen b eine mit 
enbprechenden Hilfsmitteb versehene Spezialanstalt gebracht werden, in der 
B^el also b die zuständige Irrenanstalt. Nach eingetretener HeUung kehren 
sie b die Strafanstalt zurück, unheilbare verbleiben b der Irrenanstalt. 
Dieser Weg erschebt ab der natürlichste; er hat jedoch sebe Mißstände. 
Schon die Verbrbgung b die Anstalt bt umständlich, erfordert einen großen 
Apparat nnd viel Zeit, in welcher es schon za allerlei Unzuträglichkeiten 
für den Kranken, wie für die Strafanstalt zu kommen pflegt. Die Ver¬ 
änderung des Milieus wbkt dann oft Wunder. Die Kranken werden b der 
Irrenanstalt schnell ruhig und besonnen, so daß bald die Frage an den 
Arzt herantritt: bt der Zeitpunkt für die Bückkebr b die Strafanstüt 
gekommen P Es bt schwer, diesen Zeitpunkt genau festzusteUen; bei den 
Gefahren, die die Haft für geistig labile nun einmal mit sich bringt, möchte 
man bei Fällen noch zögern, die man unbedenklich in die Freiheit entlassen 
würde. Verschärft wird das DUemna nun noch durch eben Umstand. Mit 
der Ueberführung in die Irrenanstalt wird der StrafvoUzug ausgesetzt; die b 
dv Lrrrenanstalt verbrachte Zeit wird auf die Strafe ni<bt angerecbnet, um 
diese Zeit verschiebt sich das Ende der Freiheitsentziehung. Es bt ja nun 
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gewiß kein ünglttck, wenn ein GewohnheitsTeibrecher soyiel spiter anf die 
Menschbeit wieder ioagelassen wird; aber die Kranken selbst empfinden es 
doch als ein Unrecht, nnd lür manche ist es eine große Härte, wenn infolge 
einer Erkrankung der Zeitpunkt, an dem sie in ihre Familie zurückkebren 
können, binansgertickt wird. So kommt man den leicht dazu, dem Drängen 
des gebesserten, aber noch labilen Patienten nachzugeben und ihn vorzeitig 
in die Strafanstalt zurttckznschicken, wo dann prompt der Bttckfail eintritt. 

Man hat nun vorgeschlagen, bei üeberftthrung in eine Irrenanstalt die 
Strafunterbrechung nicht eintreten zu lassen, ein Vorgehen, das sich juristisch 
rechtfertigen lassen soll. Ich kann mich aber mit diesem Vorschlag nicht 
befreunden. Er fordert geradezu zur Simulation heraus; die Kranken würden 
dann Gefangene bleiben nnd müßten in der Anstalt — so harmlos sie auch 
sein möchten — als solche behandelt werden. 

In einer Beihe von Staaten hat man daher einzelne Strafanstalten — 
jeweils für einen größeren Bezirk — mit einer psychiatrischen Station, einer 
Irrenanstalt im kleinen, verbunden. Der Uebergang geistig Erkrankender 
diese erfolgt schnell und ohne Umstände, der Versuch der Bttckversetzung 
kann viel leichter unternommen werden, da der Gefangene unter Aufsicht des 
Arztes bleibt und jederzeit bei drohendem Bttckfail in die psychiatrische Station 
zurückkebren kann; schließlich wird die Strafe ebensowenig unterbrochen, 
als wenn der Kranke wegen einer anderen Erkrankung ins Lazarett kommt. 

Die Bedenken gegen dieses Vorgehen wiegen nicht schwer und beziehen 
sich meist auf Kompetenzkonfiikte zwischen Arzt nnd Strafanstaltsverwaltung. 
Eine mustergültige Einrichtung dieser Art besitzt unser Nachbarland Baden 
an der Strafanstalt in Bruchsal; Württemberg hat in Hohenasperg, Sachsen 
in Waldheim, Preußen in Moabit, Halle, Graudenz solche Einrichtungen. Ich 
nehme an, daß man auch bei uns mit der Zeit diesem Beispiel folgen wird. 
Die Angelegenheit ist aber nicht dringend. Im besonderen sind es nicht die 
Anfangsstadien der Erkrankung und nicht die heilbaren Fälle, die in der 
Irrenanstalt Schwierigkeiten machen und zu besonderen Maßnahmen gezwungen 
haben. Die psychiatrischen Stationen der Strafanstalten können die unge- 
heilten Geisteskranken auch nicht dauernd behalten. Nach eingetretener Un> 
heilbarkeit, nach Ablauf der Strafzeit oder auch nach beschränkter Zeit fin 
Preußen 6 Monate) entlassen sie die Kranken in die gewöhnliche Irrenanstut. 
Nur Sachsen macht in Waldheim eine Ausnahme, auf die ich unten zurück* 
kommen werde. 

So lange es sich noch darum handelt, daß die Patienten geheilt werden 
sollen, sind auch in der Irrenanstalt die Schwierigkeiten gering. Akute 
Psychosen kommen für diese Schwierigkeiten gar nicht in Betracht, sondern 
lediglich die chronischen Schwäche* und Degenerationszustände. Auch diese 
Kranken empfinden zunächst wohltätig den Nachlaß der strengen Disziplin 
der Strafanstalt, den Wechsel der Ernährung, die Möglichkeit zur Unterhid* 
tung und selbstgewählten Beschäftigung. Nach einiger Zeit aber ändert sich 
das Bild. Gewiß verhält sich ein großer Teil der Enrrankten auch dann noch 
nicht erheblich anders, als sonstige Geisteskranke. Eine progressive Paralyse 
nimmt bei einem Zuchthäusler den gleichen Verlauf wie bei einem Unbe* 
straften; das gleiche gilt von der Altersdemenz, von schweren Hebephrenien 
und Katatonien, kurz von allen Psychosen, die zur Zerstörung der Persönlich* 
keit oder zu affektirer Verblödung führen. Anders ist der Verlauf jedoch bei 
Psychosen, bei denen dies nicht der Fall ist, Hebephrenien z. B., bei denen 
die Psychose nach einem ersten Anfall Halt macht und nur einen mäßigen 
Grad von Schwäche, vielleicht nur Urteilsschwäche und ethische Defekte, zu* 
rttckläßt, durch welche aber die ursprüngliche Veranlagung nicht erheblich 
beeinfiuBt wird, bei Paranoia und paranoiaartigen Erkrankungen, bei denen 
durch die Wahnidee die äußere Geordnetheit und Besonnenheit nicht gestört 
wird. Auch hier wird die ursprüngliche verbrecherische Anlage durch die 
Psychose nicht unterdrückt, nnd die Fähigkeit, diese Anlage zu betätigen, 
nicht beeinträchtigt. 

Die dritte größte Gruppe bilden schließlich diejenigen Individuen, welche, 
von vornherein abnorm veranlagt, unter dem Einflüsse der Haft geistig er* 
kranken und darnach dauernd in einem Zustand verbleiben, der eigentlich nur 
eine Verschlimmerung ihrer ursprünglichen krankhaften Veranlagung darstellt. 
Es ist diese Gruppe, welche den^Typus des irren Verbrechers darstellt. Sie 
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seigeB ein erhöhtes Selbstbewofitsein, starke Beizbarkeit, heftige Affekte mit 
hrvtalea Entladongen, za denen dann noch onmotivierte Stimmongssdiwan- 
knngen, sowie gelegentlich SinnestaaBchangeo, Bewaßtseinstrflbangen, häufig 
auch hypochondrische Vorstellnngen hinzatreten. Bei souTeräner Nichtach* 
tang fremder Interessen sind sie hyperästhetisch bei Verletzung ihrer eigenen 
wirklichen oder vermeintlichen Rechte. Es kommt daher dann nicht selten 
auch zu kombinatorischer Wahnbildung. Schwachsinnige und Epileptische 
gehören zu dieser Gruppe, besonders aber die als Hysterische, Degenerierte, 
Psychopathen bezeichneten Individuen, die schon zu den nicht ausgesprochen 
gdsteskranken Kriminellen einen großen Prozentsatz stellen. 

Diese Gruppe leitet uns zu den sogenannten verbrecherischen 
Geisteskranken hinüber, die sich fast ausschließlich aus den zuletzt ange¬ 
führten Erankheitsformen zusammensetzen; denn es kommt wohl vor, daß ^e 
erworbene Psychose zu objektiv verbrecherischen Handlangen führt (ich erinnere 
nur an die Gewaltaten Paranoischer und an die sexuellen Vergehen senil 
Dementirter), und daß sich bei den Kranken eine erhebliche Gefährlichkeit 
entwickelt. Aber daß eine erworbene Psychose zur Ausbildung eines ver¬ 
brecherischen Charakters des Patienten führen sollte, halte Ich für ausge¬ 
schlossen. Es sind vielmehr lediglich angeborene oder in den ersten Entwich- 
Inngsjahren entstandene Anomalien, wie die zuletzt genannten, nur hochgradi¬ 
gere, so daß die Kranken schon bei dem ersten Zusammenstoß mit dem Straf¬ 
gesetz als solche erkannt werden, und es bfolgedessen nicht zu einer Verur¬ 
teilung kommt. Die Täter werden auf Grund des § 61 B. Str. G. freige¬ 
sprochen und danach in der Regel der Irrenanstalt überwiesen. Der Unter¬ 
schied ist also nur ein gradueller, in praktischer Hinsicht nur dadurch bedeut¬ 
sam, daß diese Kranken noch nicht durch die hohe Schale der Strafanstalt 
hindurch gegangen sind. Sie entwickeln im Verkehr mit den Verbrechern 
jedoch eine schnelle Gelehrigkeit; nicht selten findet man unter ihnen auch 
frühere Objekte der Zwangserziehung. 

Bei all diesen Krcnken ist die Einwirkung in der Anstalt sehr erschwert. 
Schwachsinnige und Epileptische, die draußen unter dem Einfiuß des Alkohols 
gefährlich waren, werden in der Anstalt bei Abstinenz wohl zu harmlosen 
und selbst nützlichen Anstaltsbürgern; auch sonst kommt es durch den be¬ 
ruhigenden und abstumpfenden Einfiuß des gleichförmigen und geordneten 
Lebens in der Anstalt wohl einmal zu einer größeren Gleichmäßigkeit des 
Verhaltens. Das ist aber auch alles; eine Reibe von Fällen bleibt doch 
noch dauernd oder Jahre lang vOllig refraktär. Die anfängliche Zufriedenheit 
weicht einem querulierenden Verhalten. Der Drang nach Freiheit macht sich 
geltend und führt zu Entweichungen, die oft in raffiniertester Weise in Szene 
gesetzt werden. Die Reizbarkeit der Kranken bringt sie in häufige Eonfiikte, 
bei denen sie, mangels jeder ethischen Hemmung, in brutalster Weise tätlich 
werden. Sie tyrannisieren die anderen Patienten und wissen sie anderseits 
zur Ausführung ihrer Pläne, besonders zur Beschaffung von Instrumenten, zu 
braudien. Der Zuchthanston und die Zuchtbausmanier, die sie an sich haben, 
machen sich sehr unangenehm bemerkbar. Nicht selten bringen sie sexuelle 
Perversitäten ndt und verführen dazu ihre Umgebung. 

Die moderne Heil- und Pfiegeanstalt ist zur Behandlung dieser Elemente 
nicht gerüstet. Je mehr sich die freie Behandlung Feld erobert, je mehr 
Gitter und feste Zellen fallen, um so peinlicher wird die Gefahr, die die 
Kriminellen mit sich bringen. In früherer Zeit, als die Anstalten noch im 
ganzen viel geschlossener und gesicherter waren, war es wohl mOglich, sie 
auf die verschiedenen Stationen zu verteilen. Heute hat man sie — wo noch 
keine besonderen Vorkehrungen getroffen sind — auf der einzigen noch stärker 
gemcherten Abteilung, der für Lärmende und Unruhige bestimmten, unterzu- 
bringen. Auch hier machen sie Vorkehrungen erforderlich, die für andere 
Eraäce nicht gebraucht werden; sie erschweren, die Kranken zu beschäftigen, 
und beeinflussen alle etwas geordneten in ungünstiger Weise. Insbesondere 
sind es manische Kranke, deren Gefährlichkeit durch den Umgang mit den 
Verbrechern sehr gesteigert werden kann. Dann aber leiden die Kriminellen 
auch sellwt unter dieser Unterbringung. Sie selbst sind für gewöhnlich ruhig 
nid geordnet; es ist deshalb eine Quälerei, sie mit lärmenden, häufig ungeordneten 
Kranken gemeinsam zu verpflegen. Ihre EJagen darüber sind gewiß nicht 
unberechtigt, und der gewissediafte Arzt wird oft in ein schweres Dilemma 
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kommen, soll er diese Kranken weiter in einer ümgebnng lassen, unter der 
sie leiden and ihr Zostand dch verschlechtert, oder in andere YerhÜtnisse 
bringen, bei denen ihre Entweichong nur eine Frage der Zeit ist. Man ent* 
schließt sich gewiß vielfach lieber za dem letzten Mittel, wenn die Gefähr¬ 
lichkeit der Kranken nicht gar za groß ist. 

Diese Verhältnisse hätten gewiß schon längst eine Abhilfe erfahren, 
wenn die Zahl dieser Kranken nicht verhältnismäßig gering wäre and Ittr 
die einzelne Anstalt im allgemeinen die Errichtnng besonderer Gebäade daher 
nicht in Betracht kommen konnte. Im Aasland, besonders in England and 
einigen Staaten der Union, hat man sich non schon vor langer Zeit dadorch 
geholfen, daß man besondere Anstalten lediglich für geisteskranke 
Verbrecher and gefährliche Geisteskranke des ganzen Landes gebaat 
hat; die älteste dieser Art ist 1857 in Broadmoor erri<ätet. In Deatschland 
ist man diesem Beispiel trotz theoretischer Zastimmnng nicht gefolgt. Die Ver¬ 
hältnisse in einer solchen Anstalt müssen trostlos sein für Aerzte und Pflegeper¬ 
sonal. Han hat dann ferner vorgeschlagen, die Adnexe der Strafanstalten 
zor daaernden Verpflegung gefährlicher krimineller Geisteskranken ebzorichten. 
In Sachsen ist so die Anstalt Waldheim bestimmt, erkrankte Verbrecher and 
nach anbestrafte verbrecherische Kranke auf Lebenszeit za verpflegen. Aach 
dieser Weg wird vielfach verworfen; ein Haaptgegengrund ist wohl, daß sich 
unser Bechtsgefflhl dagegen sträubt. Kranke, die mit dem Strafvollzag nicht 
das geringste mehr za tan haben, oder nie mit ihm za tnn hatten, in einem 
mit der Strafanstalt organisch verbundenen Institut unterzabringen. In Sadisen 
hat jüngst die forens-psychiatrische Verehiigang denn nach eine Abänderung 
verlangt, allerdings die Errichtung einer besonderen Verbrecheranstalt für das 
ganze Königreich. Ein Mißstand, den diese beiden Methoden noch haben, ist 
folgender: Wer einmal in eine solche Anstalt hineinkommt, kommt schwer 
wiMer heraas. Aach die allmählich verblödeten oder harmlos gewordenen 
hänfen sich leicht in ihnen an und versperren den Platz für andere, die hfaiein 
gehörten. 

Der dritte und in neuerer Zeit am meisten begangene Weg ist der, an 
einer Irrenanstalt ein Hans zu errichten, das lediglich für geistes- 
krankeVerbrecher,im allgemeinen rahige, aber gefährliche and entweichnngs- 
süchtige Kranke bestimmt ist. Ein früher geäußertes Bedenken, man kOnne niät 
in einer Anstalt «ehrliche“ and „bescholtene“ Kranke verpflegen, hat für den 
Arzt wohl keine Berechtignng mehr. Den ersten Schritt anf diesem Wege 
hat die Bheinprovinz getan, die vor zehn Jahren in der Anstalt Düren & 
solches Haas für 48 Kranke errichtete. Die Erfolge waren zanächst keines¬ 
wegs ermntigend. Man hatte sich in der Zahl getäascht, die für die 6'/t 
Millionen BevOlkerong viel za klein war. Infolgedessen kamen nar die aller¬ 
gefährlichsten aas allen Anstalten der Provinz hierhin. Dann hatte man das 
Haas viel za leicht gebaat and maßte nan nachflicken. Aas diesen Fehlem 
hat man jedoch gelernt; nach and nach haben sich fast sämtliche preaßische 
Provinzen dem Vorgehen der Bheinprovinz angeschlossen. Diese selbst hat 
die Zahl ihrer Häaser aaf drei vermehrt. Aach andere Staaten sind denselben 
Weg gegangen, oder im Begriff, ihn za gehen. Die Erfolge mit diesen Häasera 
sind heate durchweg befriedigende oder gute. Entweichangen aas ihnen sind 
seltene Aasnahmen geworden. Komplottierangen nehmen keinen gefährlichen 
Charakter an; in manchen Anstalten sind aach die Behandlangsresaltate 
gar nicht so schlechte. In der Anstalt Neustadt konnte z. B. im Lauf eines 
Jahres die Hälfte der Kranken in andere Verhältnisse gebracht werden. 

Es haben sich nan in diesen 10 Jahren gewisse allgemein gültige Begeln 
für Große, Baa and Betrieb dieser Häuser heransgestellt. 

Was die GrOße der Anstalt betrifft, so hat sich zanächst nir¬ 
gends ein Bedürfnis zar Errichtung von Franenverbrecherabteilangen, g^ 
zeigt, auch nicht in den großen Städten. Sodann hat sich ergeben, daß 
abgesehen von den großen Städten, wie Berlin and Hamburg mit ihrer inter¬ 
nationalen Verbrecheransammlang, Häaser von 40—60 Betten für eine Be¬ 
völkerung von 2 bis 8 Millionen Seelen aasreichend sind. Natürlich konunt 
hier auch die Kriminalität der BevOikerang in Betracht. So hat man in 
Bayern, dessen Kriminalität nahezu doppelt so groß ist, wie die im übrigen 
Westdeatschland, entsprechend mehr Häaser verlangt, am etwa 860 Kranke 
unterzabringen, eine Zahl, die mir aber doch noch reichlich hoch scheint. 
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Aoderswo ist man jedoch mit dem genannten Verhältnis ansgekommen; ich 
nenne i. B. die Frovina Westfalen, welche ttber ca. 60, die Fzovina Schleswig- 
Holstein, welche ttber 40 Betten yeilttgen nnd seit einer Beihe von Jahren 
hiermit gereicht haben. 

Wir haben uns auch hier im Beichsland an diese Zahl gehalten. Das 
im Ban begriffene Hans hat vorlänlig 40 Flätze nnd kann ohne Schwierigkeiten 
nm 12 Betten erweitert werden. Hach einer Anfstellnng, die ich frtther 
gemacht habe, erschien eine Zahl von 20 Flätzen ansreichend. Aber es mnßte 
doch anch mit einer Zunahme der Erankenzahl nnd der Freihaltnng einiger 
Flitze gerechnet werden. 

Fttr den Ban der Anstalt gelten hente allgemein folgende Begeht: 
Möglichste Sicherheit nach anßen, damit im Innern eine größere Bewegnngs- 
freUieit gewährt werden kann. Einteilnng in rerschiedene, yon einander ge¬ 
trennte Abteilnngen. Ueberwachbarkeit sämtlicher Bänme. Kleine Schlaf- 
nnd Anfenthaltssäle nnd yiel Einzelzimmer. Vermeidnng aller znr Zerstörnng 
heransfordernden Einrichtnngen, aller Gegenstände, die sich zn Instinmenten 
yerwenden lassen; aber möglichst frenndliche Ansstattnng, die bei den Kranken 
das Oeftthl, daß sie als zweite Klasse gelten, nicht anfkommen läßt. 

Was nnn den Betrieb der Hänser angeht, so mnß ein Weg gefnnden 
werden, der die sichere Verwahrnng gewährleistet nnd doch ermöglicht, die 
Insassen als Kranke zn behandeln nnd, wenn es möglich ist, zn bessern. 
Letzteren Zweck dient hauptsächlich reichliche Beschäftignn^möglichkeit, 
sei es in den Einzelzimmern, sei es in gemeinsamen, kleinen ArbeitssUen. 
Als solche Beschäftigung haben wir bei Besichtigung yerschiedener 
Anstalten Schneiderei, Fapparbeiten, mehrfach anch Weberei gesehen, 
welche letztere yon intelligenteren Kranken wegen ihrer Abwechslnngs- 
möglichkeit geschätzt wnrde. Anch die Beschäftigung mit Aufzucht kleiner 
Tiere, Kaninchen, Tanben, bringt eine erfreuliche Abwechslung in das Einerlei. 
Desgleichen war fttr musikalische ünterhaltnngsmöglichkeit gesorgt. 

Der Verwahrnng dient in erster Linie neben der festen Bauart eine 
ständige Ueberwachnng, die anch nachts nicht anssetzt, ferner die Sicherung 
des Eingangs durch einen besonderen Fförtner. 

üeber die Anfnahmebedi ngnngen sind Bestimmungen bei uns bis jetzt 
noch nicht erlassen. Wir denken aber, der Behörde yorznschlagen, daß nach 
wie yor alle geisteskranken Sträflinge zunächst den zuständigen Irrenanstalten 
ttberwiesen werden sollen. Erst nach eingehender Beobachtung in diesen soll 
der Antrag auf Ueberftthrung in das Verwahrungshaus gestellt werden. Das 
Verwahmngshaus ist dem leitenden Arzt der Fflegeanstalt Hördt unterstellt, 
welchem die Möglichkeit gewahrt bleiben muß, falls Besserung eintritt, die 
Kranken in andere, weniger gesicherte Abteilungen zu ttbennehmen. Hingegen 
dürfte es ratsam sein, die Bttckyersetzung in andere Anstalten, oder die 
endgiltige Entlassung yon der Zustimmung der Behörde abhängig zu machen. 

Das gleiche, wie yon den erkrankenden Sträflingen, gilt yon den wegen 
Geisteskrankheit außer Verfolgung gesetzten. Gerade diese Fälle sind es, die 
gelegentlich zur Beunruhigung der Beyölkerung ftthren. Es mnß mit einer 
sicheren Verwahrnng und der Zustimmung der Behörde znr Entlassung daher 
bttonders gerechnet werden. 

Ob in Ansnahmefällen anch besonders gefährliche Geisteskranke, welche 
sdt dem Strafgesetz aber nicht in Konflikt gekommen sind nnd kcwe yer- 
brecherlschen Eigenschaften zeigen, diesem Hans ttberwiesen werden sollen, 
irie es z. B. in Baden geplant ist, darttber ist eine Einigung noch nidit erzielt. 
Nach meinem Dafürhalten sollte dies nicht geschehen. 

Ich demonstriere nnn noch die Fläne unseres Hauses. Das Erd¬ 
geschoß und erste Stockwerk dienen zur Unterkunft yon S^ranken; im Dach¬ 
geschoß ist nur Fersonai untergebracht. 

Jedes Stockwerk enthält zwei, durch einen neutralen Mittelbau getrennte 
Abteilnngen mit 9 bis 12 Betten, worunter jeweils drei bis yier Einzäzimmer. 
Der Eingang in die Anstalt erfolgt durch das Fförtnerzimmer. Von hier 
gfdangt man links durch das Bad in die Wachstation mit zwei kleinen Wach¬ 
sälen, welche yon einem auf dem Korridor stationierten Wärter ttbersehen 
werden können. Die Einzelzimmer dieser Station sind besonders fest gebaut; 
in zwei derselben ist yor dem Fenster noch ein massiyes Gitter errichtet, zwei 
ntee siud ganz glatt fttr Selbstmordyerdächtige. 
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Dorch eine zweite Tür des FlOrtneizimmer gelangt man in den Mittel* 
baa, und von hier aof die anderen Stationen. Im Mittelbaa befinden sich noch 
Arztzimmer, Spttlkttche, nnd im Obergeschoß ein größeres Bad. 

Die Abteilung rechts vom Eingang enthält einen Saal iür körperliche 
Etkrankongen nnd ein kleines Arbeitszimmer. 

Die beiden Abteilungen im ersten Stock haben getrennte Anfenthalts- 
nnd Arbeitssäle. In der einen sind zwei Zellen mit besonderen Vorrichtungen 
für lärmende Zemente bestimmt. 

Tagsüber sind sämtliche Abteilungen unter sich getrennt. Die Kranken 
werden auch nach Abteilungen getrennt in den Hof geführt. Nachts stehen 
die Verbindungstüren offen. In der einen Station ist auch nachts eine Wache 
stationiert; die zweite Wache soll patroullieren nnd durch die in sämtlichen 
Türen angebrachten Fenster die Säle nnd Einzelzimmer beobachten. Außer¬ 
dem schläft auf jeder Abteilung noch ein Pfieger in einem besonderen Zimmer, 
die übrigen im Dachgeschoß. 

Der Hof ist yon einer 6*/i m hohen Hauer umgeben. Die Qesamtkosten 
der Anlage werden 200000 Mark überschreiten. 

Ich bin der Hoffnung, daß dieser Bau und nach allen Bichtungen eine 
Verbesserung bringen wird, den Heil* nnd Pfiegeanstalten die Befreiung yon 
Kranken, die nicht in ihren Bahmen passen, für die Gesellschaft die Beruhigung, 
daß gemeingefährliche Menschen mit Sicherheit an weiteren Untaten gehindert 
werden, und für die Kranken selbst dasjenige Maß yon freier Bewegung 
nnd Pfiege, das ihnen ohne Schädigung wichtigerer Interessen zngestanden 
werden kann. 

UL Einladung des Deutschen Medlzinalbeamten-Yerelns nach Straß* 
bürg zur Abhaltung seiner nächsten Hauptyersammlnng 1911 oder 
später. Dem Vorschlag wird zngestimmt. 

IV. Aendernng der Satzungen. Der Vorschlag, den § 2 c der Satzungen 
dahin zu ändern, daß sämtliche staatsärztlidi geprüften Aerzte beitritts¬ 
berechtigt sind, und nicht nur diejenigen, wdlche im Staats* oder Gemeinde* 
dienste im Hauptamte angestellt sind, me es bisher der Fall, wird einstimmig 
angenommen. 

V. Sonstiges. Herr Landesmedizinalrat, Geh. Med.*Bat Dr. Pawolleck 
teilt mit, daß am 1. Oktober 1910 als „Gerichtsärzte" nicht mehr — wie 
bisher — die Kantonalärzte, sondern nur die Kreisärzte anzusehen sind. 
Ferner, daß seit dem 1. Juli 1910 eine neue erhöhte Gebührenordnung 
für genchtliche Sachyerständigentätigkeit in Kraft getreten ist. 

VL Zum Schluß folgte eine Besichtigung der nenerbauten bieloglsehen 
Kllranlage der Anstalt Stephansfeld. Die Anwesenden konnten sich über¬ 
zeugen, daß das Abwasser yollständig klar nnd geruchlos die Anlage yerläßt. 

B. 

Nach § 8 der Satzungen, zu deren Aendernng die Zustimmung yon 
zwei Drittel sämtlicher Mitglieder erforderlich ist, war der in der Sommer- 
yersammlnng gefaßte Beschluß noch nicht rechtsgiltig, da yon 34 Vereinsmit* 
gliedern nur 11 anwesend waren. Es wurde deshalb zunächst bei allen Mit* 

{ Uedem eine schriftUche Umfrage gehalten nnd dann — gemäß § 8 Absatz 2 
er Satzungen — eine erneute Hauptyersammlnng zur endgültigen Ents^ei* 
düng einbernfen. Bei der sdiriftUchen Abstimmung stimmten dafür 15, da¬ 
gegen 0 lUtgUeder und zwar hanptsächUch aus dem Grunde, weU der Zweck 
des Vereins: Besserung der wirtschaftUchen Lage nnd der ganzen SteUung 
der Kreisärzte, durch die Erweiterung der Beitrittsberechtignng auch au 
solche KoUegen, die nicht Kreisärzte sden, notleiden kOnne. 

In der am 14. August d. J. in Straßburg i. E. abgehaltenen zweiten 
Hauptyersammlnng wude dann yon den anwesenden Mitgliedern die Aen- 
demng der Satzungen, nach eingehender Prüfung aller dagegen yorgebrachten 
Bedenxen, einstlmiäg angenommen. 

Damit sind ule staatsärztUch geprüften Aerzte — ausnahmslos — 
beltrlttsberechtigt. Dr. Hecker-Straßbvg 1. E. 

Bedaktlon: Geh.Med.-Bat Prot Dr.Bapmund, Beg.- n. Med.-Bat in Minden 1. W. 
a 0. Brau, HmofL Slam.«. rsno. S«h.-L. H«ftaoh4n«ktNi to Mlaera. 
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Bericht über die 70 , KoiifereiiB 
der HedlslBalbeamten des Becierasssbesirks Dttsseldotf 
am 11. Dezember 1909 in Düsseldorf*)« 

Anwesend unter dem Vorsitz des Herrn Geheimrat Dr. Bozntraeger 
der Herr Begierungspr&sident, Wirkl. Geh. Ober-Heg.* Bat Dr. Kruse, 2 
Oberregierunggräte, 6 Begierungsräte, 22 Kreisärzte, 1 Gerichtiarzt, 1 Kreis« 
und 4 Stadtassistsnzärzte und 8 kreisärztlich geprfllte Aerzte. 

Der Vorsitzende widmet einen warmen Nachrul dem viel zu früh 
verstorbenen Kreisarzt Dr. Bahr in Duisburg, einem wegen seiner Tttohtigkeit 
und seiner offenen und ehrenhaften Gesinnung allgemein geschätzten Kollegen 
und Hann; er gedenkt auch des nach langem Leiuen verstorbenen Kreisartes 
a. D. Dr. Clären. Er begrüßt dann die Versammlung, namentlich den 
Herrn Begiernngspräsidenteo, der schon kurze Zeit nach seiner Versetzung 
nach DOsseidorl die Konferenz der Medizinalbeamten mit seinem Besuche 
beehrt. 

Kreisarzt Dr. Her bst« Kempen behandelte sodann in längerem Vortrag 
die Frage: Welche Anforderungen sind an kleine Krankenhäuser) zumal 
ln liadlieheu Bezirken zu stellen und inwieweit Ist die Errichtung der« 
artiger kleiner Krankenhäuser zu fördern t 

An diesen Vortrag, der in der heutigen Hauptnummer abgedruckt ist, 
schloß sich eine lebhafte Diskussion. Der Vorsitzende erinnerte zu« 
nächst daran, daß sich mit derselben Frage schon im Jahre 1890 der Deutsche 
Verein für öffentliche Gesundheitspflege befaßt habe. Er hält es für nner« 
läßlich, daß die Medizinalbeamten an Krankenhäuser drei Forderungen stellen 
sollen: 1) Der Kranke soll die Aussicht haben, daß ihm mit allem, was die 
Wissenschaft leisten kann, gedient wird; 2) derjenige, der nicht mehr gesund 
werden kann, soll eine angemessene Pflege haben; 8) wer in ein Krankenhaus 
kommt, darf nicht der Gefahr ausgesetzt sein, eine neue Krankheit zu be« 
kommen. Diese Forderungen werden noch lange nicht immer in kleinen 
Krankenhäusern erfüllt, weu hier oft die ärztliche Versorgung ungenügend Ist, 
während unheilbare Kranke meist gut verpflegt werden. An der vielfach man« 
gelhaften Ausbildung der Krankenpflegerinnen liegt es nicht selten, daß im 
Krankenhause ansteckende Krankheiten übertragen werden. Es sind z. B. 
üebertragungen von Pocken, Typhus, Diphtherie und Keuchhusten bekannt 
geworden, und es gibt dieser sicher noch mehr, die nicht zur Kenntnis 
gelangen. Ferner werden oft Geschlechtskranke zu früh entlassen, Tu^r« 
kulöse nicht abgesondert und die Infektionsabteilungen ihrem Zwecke ent¬ 
zogen. Derartige Mißstände in kleinen Krankenhäusern müssen beseitigt 
werden; bei ihrer Errichtung sollte man als unterste Grenze die Zahl von 
20 Betten annehmen. Auch schafft die Konkurrenz der Konfessionen vielfach 
überflüssige Krankenhäuser, von denen das eine oder das andere für sich 
allein nicht existenzfähig ist, und dieses sollte man doch von einem Kranken¬ 
haus verlangen. Von großer Wichtigkeit ist die Schwesternfrage; die Schwestern 
sollten wenigstens zum Teil als Krankenpflegerinnen geprüft sein. Kon¬ 
fessionelle Krankenhäuser müßten mit den bürgerlichen Gemeinden zur Auf¬ 
nahme von ansteckenden Kranken Vereinbarungen treffen. Die modernen Bestro- 


1) Eingegangen bei der Bedaktion am 10. Oktober 1910. 
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bangen im Krankenbnasiresen werden mit der Zeit immer mehr Boden Anden 
and die BefArchtang, dntt sie bei den geistlichen Behörden naf Widerstand 
stoßen, ist, wie yerscniedene Beispiele zeigen, nicht mehr berechtigt. Zorn 
SchiaB ermahnte der Herr Vorsitzende die Kreisärzte, bei ihren Besichtigangen 
aaf Beaeitigang der yorgefandenen Mängel za dringen. 

Bei der weiteren Besprechang, an der sich die Kreisärzte Carp* 
Wesel, Krieg e>Barmen, Kraase-M.-Gladbach, Niemeyer-Neofi, Bacine- 
Essen, PAllen-Greyenbroich, Linck-Moers, Hofacker-DAsseldorf and 
der Krankenhaosarzt Tenderich-Wesel beteiligen, werden die yom Vor¬ 
tragenden und Vorsitzenden geschilderten Mißstände in kleinen Kranken- 
häasern darch mancherlei Beispiele bestätigt. So gibt es im Kreise MOrs in 
einem Ort yon 2000 Einwohnern 2 Krankenhäaser, ein katholisches and ein 
eyangeiisches, yon denen das letztere in einem Jahre Aberbaapt keinen Kranken 
gehabt bat. In Kyllbarg ist ein Krankenhaas, welches Sommerfrischler aaf- 
nimmt and sogar Schankkonzession bat. PAllen-Greyenbroich erzählt, daß 
in seinem Kreise, dem kleinsten des Bezirks yor 25 Jahren noch kein Kranken¬ 
haas bestanden habe, aber später mehrere mit 16, 20 and 25 Betten yon 
Ordensschwestern gegrAndet seien. Diese Häaser seien fAr alle möglichen 
Zwecke bestimmt gewesen and hätten dadarch manche üebelstände gezeitigt 
Darch Vereinbarang mit der Gaistlichkeit habe er diesen einigermaßen da¬ 
darch abgehoifen, daß jedes Haas nar einem einzigen bestimmten Zwecke 
dienmi soUe, so gäbe es eins fAr Inyaiide, eins fAr Infektionskranke, eins 
fAr Waisen. 

Es wird ferner daraaf hingewiesen, daß bei einem gat eingerichteten 
Krankentransportwesen kleine Krankenhäaser in ländlichen Bezirken za ent¬ 
behren seien, weil nach bei Schwerkranken der Transport za einem ferneren 
Krankenhaas darch die Benntzang eines gaten Krankenwagens, am besten 
eines Automobils unbedenklich sei. Als dringend nOtig wird auch die Aasbil- 
dang yon mindestens 2 Schwestern in der Desinfektion angesehen, damit wenn 
die eine abwesend ist oder yersetzt wird, die andere doch noch tätig sein 
kann. Bacine-Essen widerrät der Errichtung kleiner Krankenhäaser auch 
aus dem Grande, weil in ihnen sich eine strenge Isolierung fast gar nicht 
darchfOhren lasse, und weil man heute mit Becht außer einem Chiiargen noch 
einen Internisten fAr die Behandlung fordere. 

Dr. Ten de rieh-Wesel, der in der Umgebang seines Wohnortes yiel 
operiert, ist zwar auch der Meinung, daß zayiel kleine Krankenhäuser be¬ 
stehen, bat sie aber doch gern fAr onaofschiebiiehe Operationen benetzt, z. B. 
bei Appendidtis and eingeklemmten BrAchen; er ist überseagt, daß man in 
ihnen auch ohne einen modern und laxariOs eingerichtetmi Operationssaal 
aseptisch operieren kOnne. 

Dr. Herbst drAckt ln seinem Sohlnßwort seine Befriedigung darAber 
aus, daß seine Kollegen sich in gldehem Sinne wie er aosgesproehen 
haben. 


Dr. Hofacker-DAsseldorf. 
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Bericht Aber die am 15. Jimt d. J. 
ln Dresden abgrehaltene 

Versanunlnns des Vereins iSftchsiseher Bezirksärzte. 

I. ErSffaang der Tersammlang. 

Anwesend: Flinzer, Kindt, y. Hfleke, Erl er, Latze, Klotz, 
Szaer, y. Stleslitz, Schmidt, Zehlert, Petzholdt, Holz, Weber, 
Leonhnrdt, Thlersch, Stahl, Endler, Bechholtz, BSters, 
Nenmeizter, Lehmann. 

Oer Vorsitzende, Med.*Bat Dr.Flinzer, eröffnet die Versammlong 
Bit folgenden Worten: 

Meine sehr geehrten Herren! Zanächst begrüße ich Sie ond danke für 
Ihr zahlreiches Erscheinen, insbesondere berrüSe ich den Vertreter des K0nig> 
liehen Ministeriams, Herrn Qeh. Beg.*Btt Heink, den Vertreter des KOnig« 
liehen Landes• Medizinal• Koliegioms, Herrn Präsident Dr. Benk, and die 
aideren yerehrten Gäste. 

Wie Sie wissen, ist das yergangene Jahr nicht ohne schmerzlichen 
Veriost für die sächsische Medizinal-Beamtenschaft yergangen. Wir haben tief 
den Verlast onseres hochyerehrten Präsidenten Or. Baschbeck, der aas 
aiserer Mitte hervorgegangen ist, betraaert. Oer Vorstand ist, soweit dies 
BOfldich, yoUzäblig bei der Beordigang zagegen gewesen and hat dorch eine 
Fiäerpalme dem Verstorbenen einen letzten Groß gesendet. 

Ich habe ferner des Todes des Heros der Hygiene, Bobert Koch, za 
gedenken. 

Oorch Pensionierong sind weiterhin 8 sehr yerehrte, eifrige and bewährte 
Mitglieder: Geheime Bat Or. Weber, sowie die Geh. Med.-Bäte Or. Siegel 
ud Or. Eras aas dem Verein geschieden. Von diesen ist Gebeimrat Siegel 
Toa der Begründung des Vereins bis za seiner Pensionierung im Vorstand, 
nlrtst Vorsitzender gewesen. Wir können unseren Oaak den betreffenden 
Herren nicht besser abstatten, als daß wir Sie za Ehrenmitgliedern 
ernennen. (Allgemeine Zastimmang.) 

Anngeschieden sind darch Uebertritt in andere Stellungen zwei 
Mitglieder, die Kollegen Or. Hertzsch and Or. Oppelt. 

Was die Tagesordnung betrifft, so maß ich zonächst um Ent- 
seholdigong bitten, daß sie einige Abänderangen erfahren hat, aber der Vor¬ 
stand trägt nicht ^e Schuld daran. 

Wie Sie wissen, haben wir yor einer Beihe yon Jahren beschlossen, den 
Tag der Jahresyersammlang festzalegen and zwar aaf den Montag nach 
Ddspfiflgsten, damit sich jeder freimacben and der Versammlang beiwohnen 
kann. 4 Tage yorher bekam ich dieses Mal die Nachricht, daß die Versamm- 
lang yerschoben werden möchte, da in Leipzig Konferenz sei. Es ist dies 
gaa^ehen; infolgedessen mußte leider der Vortrag des Herrn Prof. Or. Kookel 
anafsUen; für ihn ist in dankenswerter Weise Herr Ob.-Med.-Bat Or. Lehmann 
alUMDnuiaren : er wird über Familiennfleffe Geisteskranker anreohen. 
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bangen im. Krankenbnasweeen werden mit der Zeit immer mehr Boden finden 
und die Befttrohtong, dntt sie bei den geistlichen Behörden naf Widerstand 
stoßen, ist, wie yerscbiedene Beispiele zeigen, nicht mehr berechtigt. Zorn 
Sohlaß ermahnte der Herr Vorsitzende die Kreis&rste, bei ihren Besichtigungen 
aoi Beseitigang der yorgefandenen Mängel za dringen. 

Bei der weiteren Besprechung, an der sich die Kreisärzte Carp« 
Wesel, Kriege-Barmen, Kraase-H.-Gladbach, Niemeyer-Neaß, Baoine- 
Essen, Pttlien-Greyenbroich, Linck-Hoers, Hofacker-DQsseldorl und 
der Krankenhaosarzt Ten de rieh-Wesel beteiligen, werden die yom Vor¬ 
tragenden and Vorsitzendon geschilderten Mißstände in kleinen Kranken¬ 
häusern durch mancherlei Beispiele bestätigt. So gibt es im Kreise MOrs in 
ebem Ort yon 2000 Emwohnern 2 Krankenhäaser, eb katholisches and eb 
eyangelisches, yon denen das letztere b einem Jahre überhaupt heben Kranken 
gehabt hat. In Kyllburg ist eb Krankenhaus, welches Sommerfrischler auf- 
nimmt und sogar Schankkonzession hat. Püllen-Greyenbroich erzählt, daß 
in seinem Kreise, dem kleinsten des Bezirks yor 25 Jahren noch keb Kranken¬ 
haus bestanden habe, aber später mehrere mit 16, 20 und 26 Betten yon 
Ordensschwestern gegründet seien. Diese Häuser seien für alle möglichen 
Zwecke bestimmt gewesen und hätten dadurch manche üebelstände gezeitigt 
Durch Vereinbarung mit dor Geistlichkeit habe er diesen einigermaßen da¬ 
durch abgeholfen, daß jedes Haus nur ebem einzigen bestimmten Zwecke 
dienen solle, so gäbe es dns für Inyalide, eins für Infektionskranke, eins 
für Waisen. 

Es wird ferner darauf hingewiesen, daß bei ebem gut ebgeriohteten 
Krankentraosportwesen klebe Krankenhäaser b ländlichen Bezirken zu ent¬ 
behren seien, weil auch bei Schwerkranken der Transport zu einem ferneren 
Krankenhaus durch die Benutzung ebes guten Krankenwagens, am besten 
ebes AutomobUs unbedenklich sei. Als dringend nOtig wird auch die Ansbll- 
dang yon mbdestens 2 Schwestern b der Desinfektion angesehen, damit wenn 
die eine abwesend ist oder yersetzt wird, die andere doch noch tätig seb 
kann. Bacine-Essen widerrät der Errichtung kleiner Krankenhäuser auoh 
aus dem Grande, weii in ihnen sich ebe strenge Isolierung fast gar nicht 
durchführen lasse, und well man heute mit Becht außer ebem Chirurgen auch 
einen Internisten für die Behandlung fordere. 

Dr. Tenderich-Wesel, der b der Umgebung sebes Wohnortes yiel 
operiert, ut zwar auch der Mebung, daß zuriel kleine Krankenhäaser be¬ 
stehen, hat sie aber doch gern für unaufschiebiiehe Operationen benutzt, s. B. 
hei Appendieitis und ebgeklemmten Brüchen; er bt überzeugt, daß man b 
ihnen auch ohne eben modern und luxuriös ebgeriohteten Operationssaal 
aseptisch operieren kOnne. 

Dr. Herbst drückt b sebem Schlußwort sebe Befriedigung darüber 
aus, daß sebe Kollegen sieh b gleichem Sinne wie er ausgesprochen 
haben. 


Dr. Hofaoker-Ddsseldorf. 
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Bericht ftber die am 15. Juni d. J, 
ln Dresden abgehaltene 

Versammlnng des Vereins Sächsischer Bezlrksärzte. 

I. ErSffanng der Tersammlnog. 

Anwesend: Flinzer, Kindt, y. Httcke,Erler, Latze, Klotz, 
Ssner, y.Stieslitz, Schmidt, Zehlert,Petzholdt, Holz, Weber, 
Leonhnrdt, Thiersch, Stahl, Endler, Bechholtz, BOtezs, 
Neameister, Lehmann. 

Der Vorsitzende, Med.>Bat Dr. Flinzer, eröffnet die Versammlung 
mit folgenden Worten: 

Meine sehr geehrten Herren! Zan&chst begrttfie ich Sie and danke für 
Ihr zahlreiches Erscheinen, insbesondere befirrflBe ich den Vertreter des König¬ 
lichen Ministeriams, Herrn Geh. Beg.-Bnt Heink, den Vertreter des König¬ 
lichen Landes - Medizinal - KoUegiams, Herrn Präsident Dr. Benk, and die 
anderen yerehrten Gftste. 

Wie Sie wissen, ist das yergangene Jahr nicht ohne schmerzlichen 
Verlost fflr die s&chsische Medizbai-Beamtenschaft yergangen. Wir haben tiei 
des Verlast unseres hoebyerehrten Präsidenten Dr. Baschbeck, der aas 
onserer Mitte heryorgegangen ist, betrauert. Der Vorstand bt, sowdt dies 
möglich, yoUzäblig bei der Beerdigung zagegen gewesen und hat dardi ebe 
Fiäerpalme dem Verstorbenen eben letzten Graß gesendet. 

Ich habe ferner des Todes des Heros der Hygiene, Bobert Koch, zu 
gedenken. 

Darch Pensionierung sbd weiterhb 8 sehr yerehrte, eifrige and bewährte 
Mitglieder: Geheime Bat Dr. Weber, sowie die Geh. Med.-Bite Dr. Siegel 
und Dr. Eras aas dem Verein geschieden. Von diesen bt Gebeimrat Siegel 
Yon der BegrOndang des Verebs bis za seber Pensionierung im Vorstand, 
zuletzt Vorsitzender gewesen. Wir kOnnen unseren Dank den betreffenden 
Herren nicht besser abstatten, ab daß wb Sie zu Ehrenmitgliedern 
ernennen. (AUgemebe Zastimmang.) 

Aasgeschieden sbd darch Uebertritt in andere Stellongen zwei 
Mitglieder, die Kollegen Dr. Hertzsch and Dr. Oppelt. 

Was die Tagesordnang betrifft, so maß ich zunächst am Ent- 
schaldigang bitten, daß sie einige Abänderangen erfahren hat, aber der Vor¬ 
stand trägt nicht die Schald daran. 

Wie Sie wbsen, haben wir yor ober Beihe yon Jahren beschlossen, den 
Tag der Jahresyersammlang festzolegen und zwar aof den Montag nach 
Kldnpflngsten, damit sich jeder freimachen and der Versammlang beiwohnen 
kann. 4 Tage yorher bekam ich dieses Mal die Nachricht, daß die Versamm¬ 
lnng yerschoben werden mochte, da b Leipzig Konferenz sei. Es bt dies 
gestehen; infolgedessen mußte leider der Vortrag des Herrn Prof. Dr. Kockel 
aasfalbn; fttr ilui bt b dankenswerter Webe Herr Ob.-Med.-Bat Dr. Lehmann 
ebgeeprongen; er wird ttber Familienpfiege Gebteskranker sprechen. 



62 


Bericht ttbei die am 15. Jon! d. J. in Dresden abgehaitene 


II. Kassenbericht. 

Ob.>Med.-Bat Dr. ?. Httoke-Ziltan: Die Einnahmen betragen 1796 If. 
64 Pfg.y die Ausgaben 1692 Mark, so daß ein Eassenbestand von 204 Mark 
64 Pfg. verbleibt. Wir werden auch in diesem Jahre mit einen Beitrag von 
10 Mark anskommen. 

Vorsitsender: Die su Bechnungsprttfern ernannten Kollegen Dr. 
Beohhoits und Dr. Petzholdt haben die Bechnung geprüft und für richtig 
befanden. 

Dem Kassenfllhrer wird hierauf unter den Ausdruck des Dankes für 
seine Mühewaltang Entlastung erteilt. 

in. Ueber Famillenpflege Geisteskranker. 

Herr Ob.>Med.>Bat Dr. Lehmann*DOsen: M. H.i Wenn ich einen 
kurzen Ueberblick über die Entstehung und den Stand der Familienpflege 
von Geisteskranken unter besonderer Berücksichtigung der in Leipzig mit 
dieser Verpflegungsform gemachten Erfahrungen geben soll, so bin ich mir 
bewaflt, daß ich kanm etwas neues bieten und im wesentlichen nur das 
wiedergeben kann, was Paetz in Alt-Scherbitz und namentlieh Alt in 
Uchtspringe über familiale Irrenpflege verbffentlicht und unser Anstaltsarzt 
Dr. Müller über die Leipsigei Einrichtung berichtet haben. 

Bekanntlich versteht man unter der Familienpflege von Geisteskranken 
die Unterbringang von Kranken in Familien gegen Vergütung. Sieht man ab 
von einigen Mitteilungen, die vielleicht darauf schließen lassen, daß schon im 
Altertum in den Kuiturstaaten vereinzelt Geisteskranke in FamUien zur 
Pflege untergebracht waren, so hat man den Beginn der familialen Irrenpflege 
auf das Ende des ersten Jahrtausends unserer Zeitrechnung zu datieren, von 
wo ab im belgischen Dorfe Gheel und in seiner Umgebung Basende und 
Besessene in den Familien der Bevölkern ng Unterkunft suchten, um an der 
der heiligen Dymphna geweihten Kapelle Heilung zu suchen. Dort geschahen 
nach ihrem Tode allerlei Zeichen und Wunder und namentlich wurden 
Heilungen Besessener beobachtet, die bald weithin bekannt wurden. Im 
16. Jahrhundert wurde ein Sicchenhaus für die Kranken errichtet, und die 
Geistlichen nahmen sich ihrer an, bis in der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
eine neue Organisation von Seiten des Staates vorgenommen und eine ärztliche 
Leitung eingesetzt wurde. Nun blühte die Familienpflege in dem vlämiscben 
Gheel auf, sodaß in Belgien eine gleiche Einrichtung in dem wallonischen 
Orte Lierneux getroffen wurde. — Auch in Schottland befanden sich sdt 
mehreren Jahrhunderten Geisteskranke in Familienpflege. In England 
dagegen war die familiale Verpflegung wenig ansgebildet, mehr sehen in 
Spanien, wo sie schon lange eingeführt war. ln Frankreich wurden 
die ersten Versuche damit 18^ in Rußland 1878, in Amerika 1886, in 
Holland 1896, ln Italien ganz neuerdings unternommen. — Was Deutsch¬ 
land betrifft, so werden schon ans dem Mittelalter einzelne Fälle berichtet, 
in denen Behörden Geisteskranke während ihres ruhigen Verhaltens in 
Familien unterbrachten; von einer systematischen Irrenpfloge kann jedoch 
erst die Bede sein, als Dr. Engelken am Ende des 18. Jahrhunderts anflog, 
die ihm zur Behandlung znstrOmenden Geisteskrsmken, für die er in seinem 
Asyl Bockwinkel bei Bremen keinen Platz mehr hatte, in benachbarten DOrfem 
bei Familien in Pflege zu geben, ln den 60 er Jahren wurden dann seitens 
der Irrenanstalten Marsberg in Westfalen und Hofheim im Großherzogtum 
Hessen ähnliche Versuche gemacht; sie hatten aber wenig Erfolg. Ende der 
70 er Jahre erfolgte die Einführung der Famillenpflege bei der pommerschen 
Anstalt Ueckermünde, die jedoch wegen Mangels an geeigneten Kranken bald 
wieder aufgegeben wurde. Alle diese Versuche hatten die Ueberzeugung 
hervorgerufen, daß die familiale Irrenpflege ln Deutschland undurchführbar 
seL Da war es Wahrendorf, der nach ebgehendem Studium der Oheeier 
yerbältnisse die Idee von neuem ai^ahm und im Jahre 1881 in Verbbdung 
mit Hesse die Familienpflege in Ilten in Hannorer einführte. In Berlin 
begann man 1886, wegen Ueberfüllung der Anstalt Dalldorf, Kranke ln 
Fukiliea zu geben; es folgten Bunzlau, der Eichberg in Nanau, Kortau ln Ost- 



preaflan ud in den letzten Jahren eine Beihe anderer Irrenanatalten, die nicht 
alle anffl:ez&hlt werden sollen. In großem Maßetabe wurde von Alt die familiale 
Irrrenpflege geplant und durohsreftlhrt. Es wurde bei der proTinzialBlchBischen 
Irrenanstalt üchtspringe ein Fflegerdörfchen gebaut, in dessen Doppelwohn- 
hinsem Bäume fflr immer 8 Kranke Ittr eine Pflegerfamilie Torgesehen wurden. 
Für die Wohnung batte der Pfleger eine Jahresmiete Ton 60 Mark zu ent¬ 
richten. Die Familie erhält fflr Kopf und Tag 60 Pfg., sorgt fflr Wohnung, 
Kost, Instandhaltang der Wäsche und Kleidung; die Krankenräume bekommt 
sie Ton der Anstalt ausgestattet. Im Jahre 1898 wurde Ton Üchtspringe 
aus die Familienpflege auf das Kreisstädtchen Qardelegen und 1900 auf 
Jerichow ausgedehnt. Dort wurde ein Arzt zur Beaufsichtigung der Familien 
und Behandlung der Kranken angestellt; desgleichen wurden Häuser gemietet 
und errichtet, welche die Zentraleu fflr die Familien bilden. 

In unserem engeren Vaterlande Sachsen wurden die ersten Yersnche, 
Oeisteskranke in Familienpflege unterzubringen, in den 90 er Jahren Ton 
Dntergöitssch ans unternommen. Sie fflhrten aber zu keinem nennenswerten 
Ergebnis, da die BoTSlkernng des östlichen Vogtlandes alle nicht zur eigenen 
Familie gehörigen Personen yon Hans und Wohnung fern zu halten lieben. 
Weitere Versuche gingen dann yon der Heilanstalt Dösen und neuerdings yon 
der Hell- und Pflegeanstalt Dresden ans. — 

Die im Jahre 1901 eröffoete Heilanstalt Dösen in Leipzig hatte yon 
yomherehi eine so große Aufnahmezabl, daß man sehr bald auf eine Bntlastnng 
der Anstalt bedacht sein mußte und zu diesem Zwecke die Verlegung yon 
Kranken in Familien in einer benachbarten Ortschaft beschloß. Am geeignetesten 
erschien wegen seines ländlichen Charakters der Marktflecken Liebertwolkwits. 
Trotzdem nun auf den Ausbau der dort im Jahre 1904 begonnenen Familien- 
yerpflegung besondere Aufmerksamkeit yerwandt und bei der Auswahl der 
Patienten mit der größten Sorgfalt yorgegangen worden war, häuften sich 
doch die Klagen ans der Beyölkernng heraus, die meits allerdings anonym 
eingingen und sich immer als grundlos erwiesen; es entwickelte sich aber 
allmählich eine der Einrichtung so ungflnstige Stimmung, daß man sich am 
Ende des Jahres 1905 genötigt sah, sämtliche in Liebertwolkwitz nnter- 
gebrachten Kranken znrflckznziehen. Ans dem Inhalte der Klagen ging 
deutlich heryor, daß allein schon die Anwesenheit der Kranken im Orte miß¬ 
liebig empfunden wurde. Die Zahl der in Liebertwolkwitz beflndüchen 
Patienten war bis 26 gestiegen. Selbstyerständlich ließ man sich durch diesen 
Mißerfolg nicht yon weiteren Versuchen abschrecken, erneute sie yielmehr 
sofort in dem Dorfe Dösen, wenngleich man sich yon yomherein sagen mußte, 
daß in diesem kleinen Oertchen auf große Ausdehnung der Familienpflege 
nicht zu rechnen war. Die höchste Zi^ der dort nntergebrachten Kranken 
betrog 20. Im Frflbjahre 1907 breitete sich in Dösen eine Bewegung aus, 
die gegen die Familienpflege Stimmung machte und schließlich in einer mit 
etwa Namen männlicher BSinwobner Unterzeichneten Eingabe yon der Orts¬ 
behörde die Aosweisung der Kranken yerlangte. Als Qrnnd dafür wurde 
angegeben, es herrsche in der Beyölkernng die Befürchtung, die Kranken 
könnten, wenn sie zunächst auch harmlos erschienen, doch plötzlich einmal in 
Tobsucht yerfallen und die Folgen seien dann unberechenbar. In Wirklichkeit 
war diese Besorgnis durch keinerlei entsprechende Erfahrungen begründet; 
die letzte Ursache der Bewegung lag dann auch nach unseren Untersuchungen 
aller Wahrscheinlichkeit nach in dem Umstande, daß einige Familien, deren 
Gesuche um Aufnahme yon Kranken wegen ihrer Ungeeignetheit abgelehnt 
worden waren, gegen die Einrichtung in feindseliger Weise wirkten. Durchaus 
sachlich und wohlwollend yerhielten sich in dieser Frage der Ortsyorstand, 
an den die Eingabe gerichtet, sowie die Amtshanptmannschaft, an den sie 
wdtergegeben worden war. Nicht sowohl dieses unliebsame Vorkommnis, als 
yielmenr die Ueberzengnng, daß das Dorf Dösen fflr eine Ausdehnung der 
Familienpflege, wie wir sie wünschen mußten, zu klein sei, fflhrte uns zu dem 
Plane der Einfflhmng der familialen Irrenpflege in Leipzig selbst Hier 
stießen wir aber auf ein Hindernis, noch ehe wir an die Ansfflhnng heran- 
traten. Die Tagespresse bemächtigte sich nämlich der Frage, indem sie sie 
in recht unfreundlicher Weise behandelte und uns über das Unzweckmäßige 



mid Cel&hrliohe anseres Vorhabeos belebite. ImBerhin batte diese aeue 
Sebwlerigkeit dea Vorteil, daß vir mit om so srOflerer Vorsicht avr Eia- 
riobtung scbrittea; aaderseits brachte sie aber dea Nachteil mit sieb, daß 
fiele Familiea, die sich am Aniaahme Toa Kraakea bevotbea battea, ihre 
Gesuche surttcksogea. 

Was Boa die Orgaaisatioa Leipiiger st&dtiscber familialea 
Irreapflege betrifft, so wurde eiaem Arzt der Aostalt die Aufsicht flbertragea, 
der zwar der Aastaltsdirektioa unterstellt blieb, aber Wohnung im Innern der 
Stadt zu nehmen hatte. Er erhielt TelephonanschluS und Freikarten für die 
elektrischen Straßenbahnen. — Meldet sich eine Familie zur Aufnahme tob 
Pfleglingen, so wird zun&chst durch das Polizeiamt festgestellt, daß nichts 
Nachteiliges Aber sie bekannt ist. Darauf tritt der Aufsicbtsarzt mit ihr in 
Verbindung, bildet sich ein Urteil Aber ihre Eignung zur Verpflegung und 
Ueberwachung von Kranken und piAft die Wohnung, ob sie den an sie zu 
stellenden Anforderungen entspricht. Es wird fflr die Kranken ein eigenes 
Sdilafzimmer mit einem Luftinhalte von wenigstens 20 cbm fflr eine Person 
und mit genflgender Ausstattung an Bett, Bettwische, Waschgeräte, Garderobe 
usw. gefordert. Die Familie hat ferner die Beköstigung, Anschluß an die 
Familie, Mitbenutzung der Wohnzimmer, Teilnahme an den Mahlzeiten, 
Beinigung und Ausbesserung von Kleidung und Wäsche zu gewähren, während 
die Anstiut ihrerseits fflr Ausstattung der Kranken an Leibwäsche und Kleidung 
bei der ZufAhrung der Kranken, fflr Ersatz der yerbranchten Leibwäsche und 
Süeidung, fflr Ausbesserung des Scbuhwerks, fflr die Ausgaben fflr Basieren, 
Haarschneiden, das wöchentliche Bsd, die Arzneimittel sorgt und der Familie 
fflr jeden Kranken täglich 1,60 Mark als Vergfltnng fflr ihre Leistungen 
erstattet. Es wird eine 14 tägige Kflndigungsfrist vereinbart, die Ansthlt 
behält sich aber die Berechtigung vor, einen Kranken sofort der Familienpflege 
zu entnehmen, wenn sein Beflnden es notwendig macht oder die Pflege 
ungenflgend ist. Alle diese Bestimmungen sind neben einigen ganz kurzen 
Bemerkungen Aber Behandlung der Kranken und ihre Sachen in einem Heftchen 
schriftlich niedergelegt, das der Familie fflr jeden Pflegling bei der Znlflhrnng 
ansgehändigt wird. — Es werden nur solche Patienten in FamUienpflege 
gegeben, welche ihren ünterstfltzungswohnsitz in Leipzig haben und auf 
städtische Kosten in der Anstalt nntergebracht sind. 

Am 7. Januar 1908 wurde die Familienpflege in der Stadt Leipzig ins 
Leben gerufen, indem an diesem Tage 4 Patienten zu 2 Familien gebracht 
wurden. Der Zugang zur Familienpflege betrug nun bis jetzt 71 Männer und 
66 Frauen, zusammen 127, der Abgang 27 Männer und 24 Frauen, zusammen 
61, sodaß also gegenwärtig sich 44 Männer und 82 Frauen, im ganzen dem* 
nach 76 in FamUienpflege beflnden. Die Zahl der FamUien ist jetzt 8A Meist 
geben wir an eine Familie 2 oder 8 Pfleglinge, selten mehr, in eine Familie 
Unmer nur Kranke eines Geschlechts. 

Was die Krankheitsformen anlangt, woran die Pfleglinge litten, 
so handelte es sich fast immer um chronische Psychosen, in mehr als die 
Hälfte um ImbezUlität und Dementia präccz, einige Male um Paranoia, 
Paralyse und andere organische Psychosen, 4mal um manisch-depressive 
Fälle. Alkoholistea haben wir vorlänflg nur ganz vereinzelt hinauszngebea 
gewagt. 
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die in grSBerer Begsamkeit, nitflrlichere mSoßeren Verhalten, lebhaftere! Teil« 
nähme, nnfriedenerer Stinmnng, grCfierer Arbeltfrendigheit zum Ansdrnck 
kam. Die Kranken bevorzngen m der Hehrheit die Familienpflege gegenüber 
der Anstaltsrerpflegang. 

Aach die Erlahrangen, die wir mit den Pflegefamilien gemacht 
haben, dflrlen im allgemeinen als gflnstige bezeichnet werden; dabei wird 
beobachtet, daß die später hinznkommenden znnehmend besser werden als die 
anttogUch geworbenen. Sie zeigen fast alle ein anerkennenswertes Interesse 
für ihre Kranken, nehmen sich ihrer teilnahmsYoll an and sorgen gnt für sie, 
wenn nach noch nicht immez das wünschenswerte Geschick im Verkehr mit 
dea Patienten wahrgenommen wird. Becht zofrieden sind wir in den 
wenigen Fällen gewesen, wo wir Kranke in den Familien von AngehSrigen 
gegeben haben. 

Zam Schlaß seien noch einige korze Bemerkungen über Vorzüge nnd 
Nachteile der lamillalen Irrenpflege nnd besonders der in der großen Stadt 
geübten beigefügt. Dabei ist davon aaszagehen, daß zwei Forderangen an 
diese Verpflegangsform za stellen sind: einmal die ärztliche, daß der Pflegling 
nach Maßgabe seines Krankheitszastandes bisher oder mindestens ebensogut 
in der Familie aufgehoben ist, wie in der Anstalt, und zweitens die ans 
Ökonomischen Gründen gebotene, daß er dort geringere Kosten yemrsacbt. 
Soviel hat die allenthalben gemachte Erfahrung schon jetzt gelehrt, daß efaier 
Zahl von Kranken die familiale Verpflegang ein höheres Maß von subjektivem 
Wohlbefibden bietet und sie in der Genesung fordert, weil sie ihnen größere 
Freiheit gewährt, sie in natürlichere Verhältnisse versetzt und der gewohnten 
Lebensweise mehr teilhaftig werden läßt. Als Nachteile sind, wenn auch 
nicht in Leipzig, so doch anderwärts beobachtet, daß die Kranken nicht immer 
das ihrem Krankheitszustande gemäße Verständnis in der Außenwelt Anden, 
daß sie gelegentlich Neckereien, Frauen auch Schwängerungen ausgesetzt 
sind und daß sie eben doch durch plötzliche Aufregung ihre Umgebung 
gefährdet haben. Wendet man bei der Auswahl der Kranken größte Sorgfalt 
an, so verschwinden zwar diese Gefahren oder gehen auf ein Mindestmaß 
herab, aber dann wird auch die Zahl der in Familien untersubringenden 
Pfleglinge nicht sehr groß werden kOnnen. Unverkennbare Nachteile, die wir 
auch in Leipzig empfanden haben, haften der städtischen Familienpflege 
an: nämlich die Schwierigkeit, die Kranken in geeigneter Weise zu beschäftigen, 
da sich als Pflegeväter nur selten Gärtner, Handwerker und Vertreter solcher 
Berufe Anden, in denen die Pfleglinge Arbeit erhalten kOnnen, ferner Fehlen 
von Gärten oder Balkons an manchen Wohnungen und dann vor allem der 
Umstand, daß in der Stadt allerlei Versuchungen an die Kranken heran- 
treten. 

Es wurde schon oben erwähnt, daß in Leipzig die Familie für einen 
Pflegling 1,50 Mark für den Tag als Entschädigung erhält. Bechnet man 
dazu alle sonst noch für den Kranken erwachsenden Ausgaben, wie für Bad, 
Basieren, Ausbesserung der Kleidung usw. und vor allem auch das Gehalt des 
Aufsichtsarztes hinzu, so beträgt der Preis bei dem jetzigen Bestände von 
76 Pfleglingen für Kopf und Tag 1,82 Mark, während er für einen in der 
Anstalt verpflegten Kranken täglich 2,62 Mark beträgt, sodaß er sich also 
für einen in Familie untergebrachten Kranken um 70 Pfg. niedriger stellt. 
Das bedeutet eine jährliche Ersparnis von 1941,80 Mark. 

Die anderwärts und in Leipzig gemachten Erfahrungen haben somit 
ergeben, daß die familiale Irrenpflege sich einführen läßt nnd sicher be¬ 
währen wird. 

Diskussion. 

Geheime Bat Dr. Weber: Ich bin der Ansicht, daß die Staatsanstalten 
dringend der Entlastung bedürfen. Es kann dies recht gut durch Familien¬ 
pflege geschehen. Ich habe mir die betreffenden Einrichtungen in Alldorf, 
Gardelegen und Jerichow angesehen und kann darüber nur Gutes berichten. 
Am besten eignen sich zur Familienpflege jugendliche Imbezille. Als Orte 
für die Familienpflege sind besonders kleine ackerbautreibende Landstädte 
geeignet 
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Bericht Aber die am 14. Joai d. J. io Dresdeo abgehalteoe 


Geh. Beg.'Bit Heiok: Ich mBchte oüch gleichfalls der Aesicht des 
Herrn Geh. Bat Weber aaschliefien, dafi die Staatsaostalten driegend der 
Botlastnog bedttrfen. Ich habe gnte Erfabroogen mit der ünterbringoog yon 
harmlosen Geisteskranken in den Besirksanstalten in Leipsig and Annaberg 
gemacht. 

Dr. Krell: Das KQnigl. Ministeriom des Innern hat mich beanftragty 
Versnche mit FamUienpflege in die Wege na leiten. Ich würde mich menr 
für die Erbanong yon rflegeh&asern erwärmen können. 

Dr. Lehmann yeraichtet auf ein Schlußwort 

Vorsitaender: Ich danke Namens der Yersammlang dem Herrn 
Ob.-lIed.«Bat Lehmann für seinen lehrreichen Vortrag. 

UL üebcr den HUehhandel nif den Straaaen. 

Beairksarst Dr. Harms-Annaberg: Im Medidnalbeairk Annaberg sind 
für den Milchyerkehr folgende Binrichtongen getroffen: 

1. Beschränkons des Straßenmilehhandels yon Hai bis Oktober anf die 
Morgenstanden bis Uhr (nar Bachhola gestattet leider bis 12 Uhr and 
abends yon 6 Uhr ab). In Wagen mit Ktthlyorrichtnng, wie bei Bittergat 
SchOnfeld and Wiesa (Holawaaen, yerdeckt mit Blechbehälter onter dem Dach 
aor Aofnahme yon Eis) darf den ganaen Tag yerkaaft werden. 

2. ln Annaberg, Geyer, Tham häallge, durch einen yorgcbildeten 
Schntamann au machende Kontrolle anl Fettgehalt, spea. Gewicht und Schmnta- 
gehalt yermittels Wattefilter. 

8. Kindermilch maß aus Ställen stammen, deren Bestand ^f 2 yükt]ich. 
yom Beairkstierarat nntersacht werden. Zweimal jährUcb ist ein Zeugnis ein- 
aoreichen an den Stadtrat daß die Kühe nnyerdächtig sind. 

Taberkolininjektion darchauftihren scheiterte, a. T. wohl mit wegen Ab¬ 
neigung des Bes.-Tierarstes. Der Stall muß ausreichend Licht und Luft 
haben, wird häufig geweißt erhält reichliche Streu. Vor dem Heiken werden 
die Ktthe gereinigt insbesondere die Euter gewaschen und nachgewaschen; der 
Sehweiser trägt einen Helkmantel, muß sich gründlich reinigen, die ersten 
Striche in die Streu melken, yerdeckte Melkeimer mit Helkloch benutsen, die 
Milch sofort durchseien und sie darauf in die Schwimmkannen bringen, die 
bis Bum Verkauf in dem kühlen fließenden Wasser bleiben. 

Diskussion. 

Ob.-Med.-Bat Dr. Kindt hält es noch für einen Mangel, daß Molkerei- 
neuanlagen nicht der mediainalpoliseilichen Begutachtung unterliegen; er 
hofft dieser Vortrag die Anregung dasu gibt. 

Besirkssrat Dr. Leonhardt: ln der Stadt Dresden wird der Verkauf 
der Kindermilch yon einer besonderen stadträtlichen Genehmigung abhängig 
gemacht, die nur unter ähnlichen Bedingungen erteilt wird, wie sie Kollege 
Harms angeführt hat. Ich lege großes Gewicht auf eine gute Stallhygiene, 
weniger auf den Transport der Milch, nur muß den Händlern das Mitnehmen 
yon Küchenabfällen yerboten werden. 

Stadtbeairksarst Dr. Hauffe: In Chemnits ist ein neues Begulatiy 
über den Verkehr mit Milch in Vorbereitung; ich werde seiner Zeit darüber 
berichten. 

Beairksarst Dr. Harms läßt noch einige Filter Aber den Scbmutsgehalt 
der Milch sirkulieren. 

IT. Ueber die Beklmpfüng der Heilmittel- und Kurpfnseber - IngeratOy 
unter besonderer Berücksiehtfgnng der Lelpilger Erfhhmngen. 

Stadtbeairksarat Dr. Poetter in Leipsig: Es ist ein Verdienst der im 
Deutschen Aersteyereinsbunde ausammengeschlossenen Aeratesebaft, daß sie 
mit Buerst auf die Gefahren des Geheimmittelschwindels hingewiesen und im 
Jahre 1888 mit beetimmtea Vorschlägen an die gesetagebenden Stellen des 
Beichs heraagetreten ist. In Eingaben an Buadesrat und Beichstpg beseich- 
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nefce der AerzteTereinsbiind als wichtigste Punkte auf diesem Gebiete: Verbot 
Öffentlicher Ankttodigong von GeheimmiUelOy nach wenn ihre angebliche Za- 
nammensetsang bekannt gegeben wird; Einschränkang des Geheimmittelhandels 
anflerhalb der Apotheken und im Handverkaaf. 

Erst 7 Jahre später, im Jahre 1896, worden aal Anregong des Beiehs- 
kanslers in den Bandesstaaten (im EOnigreich Sachsen am 29. Mai 1896) Ver- 
ordanngen erlassen, die eine öffentliche Ankündigong von Geheimmitteln 
sor Verhtttong oder Heilung menschlicher (später noch tierischer) Krankheiten 
verboten. Der Begriff des GeheimmiUels wurde vom Sächsischen Landes* 
Medizinal-Kollegium am 6. Februar 1896 dahin definiert, dafi als solches an- 
xusehen sei, wenn nicht gleich bei seiner Ankündigung die Bestandteile, Ge* 
wichtsmengen und Bereitungsweise vollständig und richtig, in gemeinverständ¬ 
licher Weise und für jedermann genau erkennbar bekannt gemacht weiden. 

Diese Verordnungen hatten so gut wie keinen Erfolg; das ungebildete 
und urteilslose Publikam, auf das die Heil* und Heilmittelschwindler In erster 
Linie rechnen, ließ sich auch durch Angabe der Zosammensetzung der Mittel 
nicht belehren; eine Abnahme der Geheimmittelanpreisungen war daher nicht zu 
bemerken. Zvidem ließ sich bei der Masse der Inserate eine Nachprüfung, ob 
die angegebene Zusammensetzung richtig sei, kaum aasführen. Zahlreiche 
Nachprüfungen erwiesen die Unrichtigkeit; kein Wunder, wenn man weiß, wie 
oft diese Mittel ihre Zusammensetsung wechseln, zum Teil infolge ihrer pri¬ 
mitiven, unexakten und geradezu liederlichen Herstellungsart. 

Am 30. November 1903 wurde die Sächsische Verordnung vom 89. Mai 
1896 aufgehoben und dafür eine auf einem Bundesratsbescblusse beruhende 
Verordnuog erlassen (abgeändert durch die Verordnung vom 30. Juli 1907), 
die jede öffentliche Ankündigung einer großen Reibe von namentlich aufgeführten 
Geheimmittel überhaupt verbietet, gleichgültig, ob diese Mittel direkt oder 
indirekt, z. B. durch Hinweis auf Prospekte oder sonstige Druckschrifien, an* 
gekündigt werden. Diese Verordnung hatte tatsächlich zur Folge, daß die 
Reklamen für zahlreiche bekannte Geheimmittel aus den Zeitungen ver¬ 
schwanden; sie konnte aber nicht verhindern, daß neue und gewiß nicht bessere 
Mittel auftauchteo oder daß die alten verbotenen Mittel unter neuen Namen 
aufiraten. Im Laufe der Jahre wurde zwar die Liste der verbotenen Mittel 
ergänzt, aber doch bei weitem nicht in gleichem Schritt mit den Neuerschei¬ 
nungen auf diesem Gebiete. 

Einen wichtigen Fortschritt bedeutet die Ministerial* Verordnung vom 
14. Juli 19o3, die Ausübung derHeiikunde seitens nicht approbierter 
Personen usw. betreffend. Außer der Anmeidepfiicht für die sogenannten Kur¬ 
pfuscher enthält diese Verordnung die Bestimmung, daß öffentliche Anzeigen 
von nicht approbierten Personen verboten sind, sofern sie über Vorbildung, 
Befähigung oder Et folge dieser Personen zu täuschen geeignet sind oder 
prahlerische Versprechungen enthalten, nnd die andere, daß die öffentliche 
Ankündigung von Gegenständen, Vorrichtungen, Methoden oder Mitteln, die 
zur Verholung, Linderung oder Heilung von Menschen- oder Tierkrankheiten 
bestimmt sind, verboten ist, a) wenn diesen Gegenständen, Vorrichtungen, 
Methoden oder Mitteln besondere, über ihren wahren Wert hinausgehendo 
Wirkungen beigelegt werden oder das Publikom durch die Art ihrer An¬ 
preisung irregefohrt oder belästigt wird, oder wenn b) die Gegenstände, Vor- 
rlchtaagen, Methoden oder Mittel ihrer Beschaffenheit nach geeignet sind, 
Gesundheitsbeschädigungen bervorzurufen. 

Auf diese Verordnung sind wir hauptsächlich angewiesen, wenn wir das 
Geheimmittel- und Kurpfuscher-Unwesen bekämpfen wollen. Dazu kommt 
noch die oben erwähnte Verordnung vom 30. Juli 1907 mit der Liste derjenigen 
Mittel, deren öffentliche Ankündigung überhaupt verboten ist, sowie die Kaiser¬ 
liche Verordnung vom 22. Oktober 1901, den Arzneimitteiverkehr betreffend, 
ln anderen deutschen Staaten gibt es noch weitergehende Bestimmungen, die 
noch sicherer und leichter vorzugehen gestatten, so z. B. im Polizeibezirk 
Berlin und anderen preußischen Bezirken ein Verbot der Anpreisung solcher 
Heilmittel, die außerhalb der Apotheken nicht feilgehalten werden dürfen; im 
Kreise Darmstadt besteht eine der sächsischen Verordnung vom 14. Juli 1908 
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ähnliche PoUaeiTemdnong, die aber noch Angaben über die Zasammeneetznng 
der Mittel verlangt and Annoncen über Fernbehandiung verbietet. 

Trots der genannten Beatimmangen blüht der Geheimmittel «ünfag 
bisher fast unvermindert fort, wie ein von Dr. Reissig für den Aerztetsg zu 
Ltlbeck im Jahre 1909 erstatteter , Bericht Uber Kurpfuscherei, Geheimmittel¬ 
schwindel und Geschlechtsleben in der Annonce" beweist. Diesem Berichte 
lagen 26600 in einem Vierteljahr zusammen gestellte Inserate aus den ver¬ 
schiedensten deutschen Blättern zugrunde; hieran sind namentlich auch sächsi¬ 
sche Zaitungen in hervorragendem Maße beteiligt. In 15 sächsischen Zeitungen 
(darunter ist noch keine einzige Dresdener Zeitung 1) wurden im ersten Viertel¬ 
jahr 1908 zusammen 11000 solche Inserate über Kurpfuscherei und Geheim¬ 
mittel gezählt. Der Bericht sagt: ,8ie (die Anzeigen) gewähren einen 
traurigen Einblick in die tief beklagenswerten Zustände, die seit 40 Jahren 
durch die Betätigung des freien Spiels der Kräfte eingerissen sind. Mit ver¬ 
schränkten Armen sehen die Behörden zu, wie durch die Annoncen Betrug, 
Schwindel und Ausbeutung gefördert und bemitleidenswerte Kranke an Geld, 
Gut und Gesundheit schwer geschädigt werden." Von den bisherigen „schttch- 
temen Versuchen", dem Unwesen Schranken zu setzen, meint der Bericht, 
,sle hätten unzweifelhaft die Zahl der schwindelhaften Annoncen herab- 
gedrtlckt; infolge der vielen Möglichkeiten der Umgehung und des ständigen 
Auftauchens neuer Geheimmittel sei aber ein durchgreifender Erfolg aus¬ 
geblieben." 

Diese etwas trostlosen Aussichten haben uns nun in Leipzig nicht ab¬ 
gehalten, mit dem wenn auch mangelhaften Bttstzenge gesetzlicher Bestim¬ 
mungen gegen das Inseraten • Unwesen vorzogehen. Der Kampf wird hier ganz 
systematisch betrieben. Das ist nötig, um Ungerechtigkeiten zu verhüten, die 
entstehen würden, wenn man gegen eine Zeitung einsäritte, eine andere aber 
wegen desselben Inserates unbeheliigt ließe, und um nachhaltige Erfolge 
zu sichern. 

Seit etwa 2 Jahren werden sämtliche Leipziger Tageszeitungen, seit 
etwas kürzerer Zeit auch die in Leipzig erscheinenden illustrierten und Unter- 
haltungsblätter (zusammen 29 periodisch erscheinende Druckschriften) dar<^ 
einen hiermit besonders beauftragten Beamten durcbgesehen. Alle irgendwie 
verdächtigen Inserate werden zur Vorlage und zu bezirksärztlicber Begut¬ 
achtung gebracht. Die Begutachtung erstreckt sich nicht nur auf den 
Wortlaut des Inserats, sondern auch auf etwaige Prospekte, Bücher, Zu¬ 
schriften etc., die in den Inseraten angeboten und unter Deckadresse herbei¬ 
gezogen werden. 

In vielen Fällen ergibt sich schon bei dieser Prüfung eine übertriebene, 
prahlerische Anpreisung, so daß ohne weiteres auf Grund der Verordnung vom 
14. Juli 1903 eingeschritten werden kann. In schwierigen Fällen, besonders 
wenn es sich um Spezialgebiete oder unbekannte Heilmittel handelt, werden 
Gutachten von Spezialärzten und Pharmakologen herbeigezogen. Nötigenfalls 
werden auch, um ein zutreffendes Urteil abgeben zu können, die in den Inse¬ 
raten oder Prospekten angepriesenen Mittel chemisch und pharmakologisch, in 
der Regel in der städtischen chemischen Untersnchnngsanstalt, untersucht. 
Mit der Befundangabe und dom Gutachten übersendet der Stadtrat die Akten 
alsdann an die Staatsanwaltschaft, die auf Grund der zit. Ministerialverordnung 
und des Pressegesetzes gegen die Inserenten und den verantwortlichen 
Redakteur der betr. Zeitung je nach Lage des Falles Anklage erhebt. Das 
Gericht erläßt daraufhin Strafbefehle und belegt die Beschuldigten mit Geld¬ 
strafen, die sehr oft das höchste zulässige Haß von 150 Mark erreichen, nie¬ 
mals aber sieh auf den niedrigen Stufen bewegen, die von manchen anderen 
Gerichten beliebt werden (5 bis 10 Mark) und ganz unwirksam sind. Muß 
man doch hierbei bedenken, wie groß die Einnahmen der Zeitungen aus den 
oft umfangreichen Inseraten sind, und wie hohe Preise für die Geheimmittel 
verlangt und bezahlt werden. Oie Strafe muß daher zum mindestens in einem 
wirksamen Verhältnis zu dem Nutzen stehen, den sich Inserent und Zeitung 
aus ihrem rechtswidrigen Verhalten verschafft haben. Ueberhaupt ist beim 
Kampfe gegen die Sdiwindelannoncen eine verständnisvolle Mitwirkung der 
Gerichte unerläßlich, und es muß den Leipziger Gerichten und der Staats- 
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anwnltsehnft hoch angerechnet werden, daß sie sich bisher mit Toller Wflrdi* 
gong der GemeinschSdlichkeit des Oebeimmittelsehwindels an den Kampf be¬ 
teiligen, ja, ihn erst richtig ermöglichen. Das ist aber nar sa erreichen, wenn 
den Gerichten fortwährend eingehende und ttberzeugende Gatachten in jedem 
Falle zar Verftlgaag gestellt werden; dabei darf man auch nicht unterlassen, 
gelegentlich auf die GemeiDschädlicbkeit des Heilmittelschwindels im all¬ 
gemeinen and des gerade vorliegenden Mittels im besonderen hinzaweisen. 
Aach die Qegentlberstellang des fttr das Mittel verlangten and seines reellen 
Preises Ist oft recht wirkongsvoll. Ebenso der Hinweis anf Bestrafungen von 
anderen Gerichten and namentlich auf Warnungen des Pabliknms seitens der 
Behörden, vor allen des Earlsroher Ortsgesandheitsrates. Das hierza not¬ 
wendige Material findet der Sachverständige in den Beilagen za den Ver- 
DffentUchangen des Kaiserlichen Gesundheitsamts (Elntscheldangen anf dem 
Gebiete der öffentlichen Gesandheitspfiege), in der vom Karlsruher Ortsgesond- 
heltsrat heraasgegebenen Sammlung seiner Warnongen, sehr reichhaltig auch 
im Dr. Kantor sehen „GesandbeitslebreT“. 

Becbt bedeutnngsvoU ist das beim Leipziger Bäte geübte Verfahren der 
Verwarnnngen. Laut ministerieller Vorschrift vomSO. Janaar 1904 kann 
die Behörde die Zeitangsredakteure vor Einleitang eines Strafverfahrens ver¬ 
warnen. Man begnügt sich in Leipzig mit der Verwamang, wenn es sich nm 
geringfügige oder solche Fälle handelt, die dem Bedaktear selbst bei sorg¬ 
fältiger Prüfung anbedenklich erscheinen konnten. Bei offenbaren Ueber- 
treibangen dagegen wird außer der Verwarnung strafend eingeschritten. Ein 
Anspruch der Bedakteure, in jedem Falle zunächst verwarnt werden zu müssen, 
ehe eine Strafe verhängt werde, wird weder vom Bäte noch vom Gerichte 
anerkannt; denn die Folge'eines solchen Ansprnches wäre, daß jede auch noch 
so schwindelhafte Annonce ungestraft mindestens einmal in jeder Zeitung 
erscheinen dürfte. In jedem Falle, wo ein Inserat einer Zeitung beanstandet 
wird, werden in der Begel alle übrigen Tageszeitungen hiervon in Kenntnis 
gesetzt und vor etwaige Aufnahme des Inserats gewarnt. Von dem Erlaß 
öffentlicher Warnungen bat der Leipziger Bat bisher abgesehen, da er sich 
keinen Nutzen davon verspricht; nur in einzelnen Fällen, wo sich die schwindel¬ 
haften Anpreisungen gewisser Arten von Geheimmitteln häuften, so bei den 
gegen ,Blutstockungen** und den „zur Erzielung schöner, voller Körperformen* 
angepriesenen Mitteln, hat er den Weg der öffentlichen Warnung beschritten. 
Man muß auch wohl zugeben, daß Warnungen nur recht schwach ln ihrer 
Wirkung sind, ebenso wie es verfehlt sein dürfte, von einer Aufklärung und 
Belehrung des Publikums allein auf diesem Gebiete das Heil zu erwarten. 
Alle Bemübungen in dieser Bichtang werden aufgehoben und zu Schanden 
gemacht durch eine unbehinderte gewissenlose, schwindelhafte Beklame. Gegen 
tiese muß sich daher nur allein der Kampf richten. 

Neben der oft erwähnten Hinisterial-Verordnung vom 14. Juli 1908, die 
eine übertriebene Anpreisung verbietet, kommt die Verordnung vom 80. Juli 
1907 mit ihren Verzeichnissen jener Mittel, deren öffentliche Ankündigung 
überhaupt verboten ist, sehr selten in Anwendung. Eine Ankündigung dieser 
Mittel begegnet man, wenigstens in Leipziger Blättern, so gut wie niemals. 
Häufiger dagegen wird auf Grund der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Ok¬ 
tober 1901, den Arzneimittelverkehr betreffend, eingeschritten. In allen Fällen 
nämlich, wo in den Inseraten Heilmittel, anscheinend anßerhalb der Apotheken, 
angeboten werden, zieht man sie herbei, läßt sie, wenn nötig, untersuchen 
und schreitet strafend ein, wenn sich ergibt, daß nicht freigegebene Aranei- 
mittel außerhalb der Apotheken abgegeben worden sind. 

Insgesamt wurden Im Jahre 1909 in Leipzig 244 verschiedene Fälle von 
Heilmittel-Beklamen bezirksärztlich begutachtet. In 54 Fällen wurde wegen 
unbefugter Abgabe von Heilmitteln bestraft; 184 Fälle wurden wegen über¬ 
triebener Anpreisung beanstandet. Von den letzteren wurden in 40 Fällen 
gerichtliche Strafen ansgeworfen, 88mal Bedakteure verwarnt; 40 Fälle sind 
noch nicht abgeschlossen. In 12 Fällen wurde wegen Verjährung oder Zweifel¬ 
haftigkeit nicht eingeschritten, in 2 Fällen das Verfahren eingestellt; in 
2 Fällen erfolgte Freisprechung. 

Der beste in Leipzig erzielte Erfolg scheint mir aber der zu sein, 
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daß mehrere Zeitnagen eich ia anerkeBaeaBwerter Welse eatsehloBBea habea, 
keiae Heilmittelaaaeige anfzaaebmea. obae Torher eia Urteil des BeBirksarsteB 
eiaiabolea. lafolgedesfea siad die Zeitangea jetzt frei tob aazaliBBigea Ia* 
seratea. Maa darf erwartea, daß allmUüicli die ftbrigea Blitter diesem Bei¬ 
spiele folgea werdea. 

Ans dea obigen Darlegnagea geht hervor, daß mit den jetzigen gesetz¬ 
lichen üaterlagea immerhin etwas erreicht werden kann. Allerdings bedarf 
es dazu einer verhäitnismSßig großen Arbeit and Mühe. Es geht aach nicht 
ohne mehr oder weniger starke Verstimmnagea, besonders aaf Seite der Presse, 
ab. Der grSflte and mit Becht beklagte üebelstand ist die üngleicbmißigkeit 
des Vorgehens in den verschiedenen Landesteilen and Bnndesstaaten. Ein 
Inserat, das z. B. in Leipzig nicht erscheinen darf, wird in answirts er¬ 
scheinenden, aber auch in Leipzig verbreiteten Biittem straflos gedruckt. 
Damit wird der Erfolg anserer Arbeit teilweise wieder vernichtet; was aber 
schlimmer ist. in den beteiligten Kreisen der Presse kommt das Gefflhl an- 
gerechter Behandlang aaf. Ein fttr das ganze Dentsche Beich bindende ge¬ 
setzliche Begeinng dieser Frage ist daher dringend and anbedingt notwendig. 
Der den gesetzgebenden Eflrperscbaften des Beichs vorliegende Entwarf eines 
Karpfaschereigesetzes kann eine Bessernng herbeiftthren, wenngleich man sieh 
nicht verhehlen darf, dsß eine gründliche Abhilfe nnr dann so erreichen ist, 
wenn jede Oifentlinhe Ankündigang von Heilmitteln'Ond anch von Heilgewerbe- 
treibenden (Knrpfnschem) Oberhanpt verboten wird. Nach anserer Erfahrung 
ist unter den vielen Ankündigungen dieser Art kein einziges Mittel von Weit 
enthalten, die meisten sind dagegen als geradezu betrügerisch anzusehen. Das 
empfohlene radikale Vorgeben eines strikten Verbots jeglicher Ankündigong 
würde daher nur den anlaateren Elementen Schaden bringen, keineswegs aber 
dem Pablikam, diesem vielmehr ia gesundheitlicher and pt^uni&rer Hlndeht 
nützen. 

DisknssioB. 

An der sieh hierauf lebhaft entwickelnden Disknssion beteiligten sieh: 
Leonhardt, Hanffe, Eans-Kranse, Petsoldt, BSters and Geh. 
Beg-Bat Heink. Letzterer h&It die reichsgesetzliche Begelang der Frage, 
die schon in Angriff genommen sei, fttr die beste. 

Der Vorsitzende dankt dem Kollegen PQtter fttr seinen er¬ 
schöpfenden, interessanten Vortrag. 

Y. Ueber Sehrnnkdreglsten. 

Der Beferent Besirksarst Dr. Bffters-DObeln gibt einen kurzen Ans- 
zug ans den nsebfnlgoBden Urteilen nnd stellt den Antrag, die Urteile voll- 
stindig im Protokoll snm Abdruck za bringen. 

Der Antrag wird angenommen: 

Die Urteile lauten: 

a> Berechtigung znr Bttokgingigmaehnng des Kaufes einer 
Omega-Drogerie nebst Schrank, weil die gelieferten, als frei- 
verkiaflieh gekauften Arzneimittel dem freien Verkehr nicht 
ttberlassen sind. Urteil des Landgeriobts in Nea-Bnppin (I. 

Z.*K.) vom 4. November 1909. 

Tatbestand. Znfolge Bestellscheins vom 16. August 1906 kaufte der 
Beklagte von dem Kllger dnreh dessen Beisenden eine Omega - Drogerie fttr 
einen Gesarotpreis von ca. 815 Mark, nebst Drngenschrank für 40 Mark nnter 
der Zasiehernng. daß die Waren freirerkünflieh seien. Das erste Zehntel des 
Kanfpreises sollte einen Monat nach Ausstellung der Becbniing gezahlt werden. 
Der Beklagte bestimmte nicht, ans welchen Drogen und sonstigen Waren der 
Kanfgegenstand im einzelnen bestehen sollte, vielmehr stellte der Kliger die 
einzelnen Sachen nach seinem Dafürhalten znaammen, wie sie in dem „Auf¬ 
trag* Blatt 19 d. A. B&her verzeichnet sind, and sandte dem Beklagten eia 
solches Verzeichnis so. Die beigefügte Becbnnng Tom 6. September lautete 
eiascUießllch Verpackung aaf 864 Mark. Die Waren wurden za Verkaab- 



yenuBmlaBg dm Tereias Siohiiaeher Bezürkaante. 


71 


praises abillpliek 80<>/o Babatt bereobaet nad gleiebzeitig dem Beklagtea 
ftbermfttelt. Gleich aaoh Empfaag aad Beaichtigaag der aasgepacktea Waren 
stellte der Beklaete dem KIBger die ganze Seadnag mittels Schreibens Tom 
18. September 1906 zar Verfbgnng, weil ein großer Teil der Waren infolge 
mnngelbafter Verpaekang beschädigt and ansgelanfen sei and weil Bedenken 
gegen die freie Verkinflicbkeit obwalten. Der Eliger rerweigerte die Zn* 
rtldnabme and hat aaf Zahlang des ersten Zehntels des Kanfpreises mit 
36,40 Mark nebst 5 o/o Zinsen seit dem 5. Oktober 1906 geklagt. 

Der Beklagte hat Abweisang der Klage beantragt, die freie Verkinf* 
liehkeit der Waren bestritten and nach dem Inhalt der Klagebeantwortang 
aebon ln der nächsten mflndlichen Verhandlaag vom 1. Febraar 1907 Waad^ 
lang des ganzen Kaafgegenstaades rerlangt. Die Sendang habe trotz gegen* 
teiliger Znsichemng teils Waren enthalten, die schon von dem Kläger als nicht 
freirerkänflich bezeichnet (in rotem Papier Terpackt), teils solche, deren Ver* 
kanf nach der Kaiserlichen Verordnnng vom Janaar 1901 den Apotheken 
Vorbehalten oder nach sonstigen gesetzlichen oder polizeilichen, iasbesoadere 
siehsiscben Vorscbriftea verboten seien. 

Der Käafer hat eingewendet, daß die an eich freiverkänflichea, rot ver* 
packten Wvea nach vom Beklagten verkaaft werden dürften, wenn er eine 
OiftkoBzession habe oder sich beschaffe, aber anch ohne diese zam eigenen 
Oebraach oder im Großhandel verwertet, aaßerdem nach den Bedingangen 
des Bestellscheins jederzeit als angaagbar amgetanscht werden konnten. 
Alle anderen Waren seien freiverkäaflich. 

üeber letztere Frage sind die Apotheker Bremm ans Leisaig (Blatt 
86 ff.) and Päperer ans Naaen (Blatt 116^117) and der Bezirksarrt Dr. 
Boeters aas DObeln (Blatt 150 ff.) eidlich als Sachverständige vernommen. 

Dnrch das angefocbtene Urteil ist der Beklagte nach dem Klageantrag 
vemrteilt. Der erste Richter sieht den rot verpackten Waren beigegebenen 
(Jebraachsanweisang als genügende Anfklärnng an and hält nicht für dargetaa, 
daß die anderen Waren dem Verkauf in dea Apotheken vorbehaltea seien oder 
daß deren Feilhalten gegen sonstige Vorschriften verstoße. Gtegen diese Ent* 
seheidaBg hat der Beklagte frist* and formgerecht Bemfnng eingelegt. 

Er hält die Annfühmngen des ersten Richters für nnricbtig, beruft 
■ich eraent auf das Gutachten ßacbverständiger darüber, daß die Waren nicht 
freiverkänfUch seien, behauptet, daß deren Feilbalten and Verkauf, ins¬ 
besondere unter Anwendung der vom Kläger beigegebenen Dmckscbriften 
gegen Verbotsgesetze verstoße, und verlangt Wandelang des ganzen Kauf* 
gegenständes. Aaf die Behanptnng, daß die Waren teilweise beschädigt an* 
gekommen seien, ist der Beklagte in der Bernfungsinstans nicht mehr znrück- 
gekommen. Er beantragt, nnter Abänderung des angefochtenen Urteils, die 
Klage abzuweisen. — Der Kläger beantragt, die Bemfnng kostenpflichtig 
zurücksaweisen und hält die Angriffe des Beklagten gegen das erste Urteil 
für verfsblt. 

Ueber die Frage der freien Verkänflicbkeit der dem Beklagten ge¬ 
lieferten Waren ist der Königliche Kreisarzt Dr. Ho che in Potsdam auf 
Grundlage der ihm vom Beklagten zngesandten Pos ei c huschen Waren and 
Drucksachen and des vorliegenden Aktenmaterials eidlich als Obergntacbter 
gehört worden. Auf den vorgetragenen Inhalt seines Gntachtens vom 16. Joni 
1909, Blatt 216 ff. wird verwiesen. Der Kläger bemängelt das Gntaebten, 
wendet sieh gegen die Unparteilichkeit des Sachverständigen und besieht 8i<Ä 
auf weitere Gutachten. 

Entscheidungsgründe. Unter der dem Kanfvertrag beigefügten 
Zusicherung der freien Verkäuflichkeit der Waren kann nicht das Versprechen 
verstanden werden, dnß keine Behörde, insbesondere die zuständige, den Ver¬ 
kauf, wenn auch mit Unrecht verbieten dürfe. Verbote, die ohne gesetzliche 
oder polizeiliche Gmndlage erlassen werden, berahen auf Willkür oder an* 
liebtiger and nnznlässiger Handhabung der Gesetze oder polizeilichen Vor* 
■ehriften; sie unterliegen bei ordnungsmäßiger Anfechtung der Aufhebung and 
können nicht ohne weiteres in den Kreis der Garantien gesogen werden, die 
der Kläger dem Beklagten mit der nastreitigen Zusicherung der freien Ver* 
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Unfliehkeit gemacht hat Unter letsterer ist daher nur an yerstehen, daß 
die Waren nach den bestehenden gesetslichen oder polizeilichen Vorsebriften, 
insbesondere der hier vor allem in Betracht kommenden Kaiserlichen Verord¬ 
nung vom 22. Oktober 1901 anßerhalb der Apotheken frei verkauft werden 
dürfen. Dazu gehört aber nach der Art der bei dem Vertragsschlnß von den 
Parteien ins Auge gefaßten und im vorliegenden Falle in der Natur der Sache 
liegenden Verwertung der gekauften Waren durch Weiterverkauf im Klein¬ 
handel, daß der Beklagte nicht auf ungewöhnliche, von ihm zu erfttllende 
Voraussetzungen, z. B. Beschaffung einer sog. Oiftkonzession oder auf Verkauf 
im Großhandel oder auf Verwendung in seiner Familie angewiesen werden 
darf, insbesondere auch, daß die für die Gegend seines Vertriebs, d. h. das 
Königreich Sachsen, maßgebenden Vorschriften, die dem den Großhandel mit 
Drogen über ganz Deutschland betreibenden Kläger zugänglich sein mtlssen 
und nach den von ihm in erster Instanz vorgelegten Büchern zugänglich sind, 
dem freien Verkauf im Kleinhandel seitens des Beklagten nicht entgegenstehen 
dürfen. Weiter muß für die Beurteilung der Frage, ob die dem Beklagten 
verkauften Waren frei verkäuflich sind, alles das berangezogen werden, was 
der Kläger seinen Abnehmern regelmäßig an Anleitungen für den Verkauf 
und für die Anwendung der einzelnen Mittel, sowie an Beklameschriften zur 
Verteilung an die Käufer im Kleinhandel überweist. Denn einerseits bängt 
die freie Verkäuflichkeit der Waren vielfach von der Art ihrer Bezeichnung 
und Anwendung ab und unterliegt deren Anpreisungen gewissen Beschränkungen, 
anderseits empfiehlt der Kläger eine ausgiebige Beklame und Verteilung seiner 
Druckschriften immer wieder eindringlichst als wirksamstes Mittel zur Er¬ 
zielung eines guten Umsatzes. In dieser Beziehung kommen namentlich die 
sogenannten Wegweiser in Betracht, von denen der Kläger den großen im 
September 1906 mit den Waren übersandt hat. 

Sind die dem Beklagten verkauften Waren für ihn ans einem der an¬ 
gegebenen Gesichtspunkte nicht frei verkäuflich, so fehlt es ihnen m der zn- 
gesicherten Eigenschaft. Dieser Mangel berechtigt den Beklagten nach §§ 462, 
468 B. G. B. Bückgängigmaebnng des Kaufes (Wandelung) zu verlangen. 
Dieser Mangel liegt bei einer Beihe von Artikeln vor, wie sich aus den ein¬ 
schlägigen Vorschriften in Verbindung mit den Entscheidungen oberster Ge¬ 
richte bei Würdigung des Dr. Hocheschen Gutachtens ergibt. Zn den viel¬ 
fach auf mißverständlicher Auffassung des Klägers beruhenden Angriffen gegen 
die Unparteilichkeit dieses Sachverständigen mag, nachdem die wiederholten 
Ablehnnngsgesuche gegen denselben znrückgewiesen sind, hier nur bemerkt 
werden, daß das Gericht dem Gutachten nicht blindlings folgt, sondern es 
nach sorgfältiger Prüfung auf seine Stichhaltigkeit in jedem einzelnen Falle 
unter Berücksichtigung des sonst vorliegenden Materials zur Auslegung der 
gesetzlichen und polizeilichen Vorschriften und zur Bildung des Urteils heran- 
zieht, ohne einleuchtenden Gegengründen die gebührende Beachtung zu ver¬ 
sagen. Bei der durch langiährigen Wettbewerb zwischen Apothekern und 
Drogenhändlern geförderten Mannigfaltigkeit der Ansichten über die freie Ver¬ 
käuflichkeit vieler Waren ist es nur natürlich, daß die Gutachten sich oft 
schroff gegenüberstehen, und erklärlich, daß die einen immer wieder die anderen 
glauben widerlegen zu können, selbst wenn die Königliche Wissenschaftliche 
Deputation für das Medizinalwesen als die höchste dazu ln Preußen berufene 
Behörde gesprochen hat. Das Gericht hat den Streitstoff als genügend ge¬ 
klärt angesehen und deshalb von Vernehmung weiterer Sachverständigen 
abgesehen. 

Im einzelnen sind von den Mitteln, die der Beklagte vom Kläger er¬ 
halten und dem Sachverständigen zngesandt bat und die Gegenstand der Be¬ 
gutachtung gewesen sind, folgende beanstandet worden: 

L Aul Grund der Kaiserlichen Verordnung vom 29. Ok¬ 
tober 1901: 

1. Bor-Cröme und 2. Zink-Cröme. 

Ersteres ist Borsalbe und als solche im Wegweiser gegen wildes Fleisch 
und Wundliegen empfohlen. Letzteres ist Zinksalbe. Beide nnd wie Bleisalbe 
lediglich Heilmittel nnd deshalb nach § 1 Abs. 1 und AlO nicht frei- 
verkäuflich. (Vgl. Entscheidung des Kammergerichts vom 8. Juni 1908 in 



Versammliuig des Vereins SIchsischei Besiiksarste. 


73 


Rechtsprechnng and Mediänalgesetzgebang; 1908, Nr. 16, 8.161.) Der rein 
äafierliclie Omstand, daß der £äger diese Mittel in der Aalscbrilt der Beb&lt- 
ninae als Toilette-J^r>Üigme und Toilette-Zink-Gi^me beaeichnet, kann sie 
nickt za kosmetiscken machen. 

3. Kalomega, Iflr 3 Mark geliefert, ist im Wegweiser als reizmildeinde 
and heilende Salbe bei borkiger Haat bezeichnet. Wenn hiernach seine Be- 
stimmang als Linderangsmittel bei krankhaften Zuständen der Haut noch 
zweifelhaft sein kann, so empfiehlt der Wegweiser sie, wieder abgesehen von 
der rein äafierlichen Bezeichnong als Toilette-Cilme, nirgends als kosmeti¬ 
sches, sondern nar als Heilmittel zar Bekämpfong von Haatkrankheiten der 
Menschen, z. B. Aasschlag, trockene and nasse Flechten, eiterige Aagenlider. 
Dieses Mittel ist daher aas demselben Grande nicht freiTerkäaflich. 
Aofterdem maß es onten za 111 noch aas einem anderen Gesichtspunkt er- 
brtert werden. 

4. Hambarger Pechpflaster. Die üntersachang hat im Yor- 
liegenden Falle einen Bleigehalt nicht ergeben. Die freie Verkäofiichkeit 
naä A10, Aasnahme 4 kann nicht yerneint werden. 

5. Expeller ist nach A 5 vom Verbot der freien Verkäofiichkeit aas- 
genommen, wenn es zom Gebrauch fnr Tiere bestimmt ist and die einzelnen 
Bestandteile der Misebang auf den Gefäßen angegeben sind, in denen die Ab¬ 
gabe erfolgt. Diese Angabe ist yom Kläger gemacht. Dagegen soll dieses 
Mittel nach den Anweisangen des Klägers lediglich als Heilmittel für Menschen 
feilgeboten and Terkaaft werden. Im großen Wegweiser fehlt es unter Be- 
handlang yon Tierkrankheiten yollständig, unter den Mitteln fttr Menschen ist 
es aber (bei Mineral-Naphta) erwähnt and in der Preisliste als Haasmittel, 
wie Poley-Oel zar Einreibang empfohlen, das als Mittel gegen Kopfschmerzen, 
Migräne, Nearalgie osw. angepriesen wird. Aach nach dem in jeder Flasche 
enthaltenen geringen Qaantam kann yon einer Anwendang bei einem dicht¬ 
behaarten Tier kaam die Bede sein. Demgegenüber ist die nur bei sorg- 
fiUtlger Masterang erkennbare Aufschrift aal der ümhttllang „ffir Tiere", die 
unten za 11 noch za behandeln ist, als rein formeller Art ohne entscheidende 
Bedeatong. Das Mittel ist nicht freiyerkäaflich. 

6. Hiengfong besteht nach der Aufschrift des Klägers aus Kraase- 
mflnse, Rosmarin, Lorbeeren, rassisch Anissamen, Lavendel, Melisse, Fenchel- 
snmen, Aether (6,5 kg), Japan-Kampfer (3,5 kg) destilliert mit hOchst rekti¬ 
fiziertem Weingeist. Nach g 1 8atz 2 and A 5 der Kaiserlichen Verordnung 
and «Gemische, fidssige and LOsangen (miztarae et solationes)" dem freien 
Verkehr entzogen, dagegen Destillate nar in einigen im Verzeichnis B aaf- 
gefOhrten Fällen. Ein flüssiges Gemisch ist die Verbindang yon mindestens 
zwei flassigen Stoffen miteinander. Lösangen sind Zabereitangen, bei denen 
feste Körper durch den Zasatz yon Flüssigkeit auf physikalischem Wege, ohne 
einen anderen (z. B. chemischen) Prozeß gelöst werden. Gemische und Lösangen 
können destilliert werden und hören, wenn durch diesen Vorgang eine das 
Wesen der DestilUernng aasmachende Aenderang des Präparats bewirkt wird, 
aaf, Gemisch oder Lösung za sein. Bestehen aber Gemische oder Lösangen 
aas einer Anzahl yon Bestandteilen, yon denen mehr als einer flüchtig ist 
and eine Aenderang seines Wesens darch die Destillation nicht nnterUegt, 
BO wird insoweit aach an dem Gemisch oder der Lösung nichts geändert. 
Häofig wird aaf diese Weise eine Destillation yorgenommen, am Arznei¬ 
zabereitangen, die den Apotheken yorbehalten sind, unter dem Namen eines 
Destillats dem freien Verkehr zagänglich za machen. Ein solches Verfahren 
stellt eine onzolässige Qmgebnng der Kaiserlichen Verordnung dar (Kammer¬ 
gericht vom 9. Januar 1899 in D. Jar. Z., 1899, 8.293, nnd vom 9. November 
1908 in Bechtsprechung und Medizinalgesetzgebnng; 1908, Nr. 24, Seite 217.) 
Kann es im vorliegenden Falle schon zweifelhaft sein, ob die Bestandteile 
aoßer Aether, Kampfer and Alkohol (Weingeist) nicht schon allein durch die 
Einwirkung des Alkohols im flüssigen Zustande aasgezogen werden und der 
dadarch gewonnene Extrakt darch die Destillation eine Aenderang oder Be- 
reieherang nicht erfährt, so bleiben Aether, Kampfer und Weingeist jedenfalls 
in ihrem Wesen unverändert nnd namentlich ma^t der Kampfer die Essenz 
za einer nicht fr ei verkäuflichen Znsammensetzong. Die Behauptung des 
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Klägers, der Sachverstäadige Dr. Hoche nehme an, daß der Kampier eist 
nach der Destillation angesetst sei, beruht saf einer mißTerständlichen Auf* 
lassang; Dr. Hoche hat das niemals ausgesprochen. Der Kläger macht auch 
mit Qnrecht gehend, daß er als Großhändler dieses und andere Mittel frei 
▼erkaufen könne und sie als freirerkäollich beiogen habe und dalttr halte. 
Es kommt hier nur darauf an, ob der Beklagte die Mittel in seinem Klein¬ 
handel hatte frei verkaufen dürfen. 

7. Tamarindensaft ist nach § 1 Absatz 1 und A6 nicht frei- 
verkäuflich. Dem Verbot entzogen wäre er nur, wenn er unter die Obst- 
säfte zu rechnen wäre; Obstsaft ist nach dem aligemeinen Sprachgebrauch der 
durch Auspressen gewonnene Saft von Früchten, die regelmäßig auch von 
gesunden Menschen genossen werden. Dies ist bei Tamarinden gar nicht oder 
nur ausnahmsweise der Fall; sie werden der Begel nach als Heilmittel zum 
Abführen in Form von Muß oder Saft oder Essenz benutzt. VergL Gutachten 
der Königlichen Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinaiwesen vom 
80. Juni 1909 in der Sache gegen Jeserich. Wie verschieden die Ansichten 
vieler, auch technisch Gebildeter sein können, beweisen die zahlreichen Gut¬ 
achten, welche der Kläger über diesen Artikel beigebracht hat. Gegenüber 
den überzeugenden Ausführungen der höchsten dafür zuständigen Behörde 
kann ihnen ein entscheidendes Gewicht nicht beigelegt werden. 

8. Husten-Bonbons, Knöterichbonbons und Wurmbiskuitt 
erklärt der Sachverständige Dr. Hoche für nicht frei nach A9, weil sie nach 
der Form, in der sie in den Handel gebracht werden, zu den Pastillen (Plätz¬ 
chen, Zeltchen) zu rechnen seien. Aber nach allgemeinem Sprachgebrauch 
▼ersteht man unter Pastillen schon der Form nach etwas anderes als unter 
Bonbons und Biskuitts. Die Bonbons werden durch starke Erhitzung, Pastillen 
auf kaltem Wege hergestellt. Aus diesen Gründen hat auch das Karnmer- 
gericht am 24. November 1898 (Sonnenfeld, 1902, Seite 67) Bonbons für 
freiverkäuflich er.klärt 

II. Gegen die Sächsische Verordnung des Ministers des 
Innern vom 22. Februar 1902 (Flinaer, Sächsische Medlzinalgesetze; 
2. Aufiage, Bd. II, S. 451) verstößt die Art, in welcher Expeller, wenn es als 
Tierhellmittel dienen soll, als solches bezeichnet ist. Die Behälter (Gläser, 
Schachteln, Papierumhüllungen), in welchem die Arzneimittel abgegeben 
werden, müssen die deutliche Aufschrift «Nur für Tiere* tragen. Damit 
ist gesagt, daß die Aufschrift sich von dem übrigen Aufdruck der Umhüllung 
klar abheben und für Jedermann leicht in die Augen fallen muß, damit das 
Mittel schon bei äußerer Betrachtung auf den ersten Bück auch für Nicht- 
kenner als Tierheilmittel erkennbar ist. Die vom Kläger dem Beklagten zu- 
gesandte Umhüllung laßt die Worte ^für Tiere* nur bei genauer Betrachtung 
mit Mühe erkennen und würde den Beklagten beim Feilhalten einer Bestrafung 
nach § 867, Z. 5 B. St. G. B. ansgesetzt haben. 

nL Bei der Besprechung von Kalomega hat der Sachverständige 
Dr. Hoche darauf hingewiesen, daß das Mittel als Geheimmittel ansn- 
sehen sei, wenn bei ihm die Angabe der Bestandteile fehlt und auch sonst nicht 
erkennbar seL Die hierfür maßgebende sächsische Verordnung vom 30. November 
1903 mit Zusatz vom 18. Januar 1904 (Flinzer, 11., S. 484 ff.) findet aber 
ln diesem Falle keine Anwendung, weil sie nach § 1 nur von den Geheimmitteln 
handelt, die in den dort beigefügten Anlagen A und B aufgeführt sind, zu 
denen Kalomega nicht gehört. 

IV. Nach der auf Grund des § 84, Abs. 8 B. G. 0. erlassenen sächsi¬ 
schen Verordnung vom 6. Februar 1895 /11. Juni 1901, betreffend den Handel 
mit Giften (Flinzer, IL, S. 880) bedarf es für den Handel, mit den in 
Abt. 8 dieser Verordnung beigefügten Anlage I anfgeführten Giften einer vor¬ 
herigen Anzeige bei der Polizeibehörde (Nr. 2, Abs. 2). Außerdem unterliegt 
der gewerbsmäßige Handel mit Güten nach § 1 einer Beihe von Ein¬ 
schränkungen und Bedingungen (§§ 2—16) and derer Verletzung den Straf¬ 
bestimmungen der §g 147 Z. 1 B.Gew.O., 867, Nr. 8 und 5 B.St.G. B., welche 
der vom Kläger zugeslcherten freien Vorkänflichkeit entgegeastehea. Der¬ 
artige Gifte sind: 
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1. Ziiikiitrat, welches der Kläger o. a. gegen Bindehantentzttadang 
und Gkmorrhoe anpreist. Es ist als Zinksalz nnter Abt. 8 der Anlage I anf> 
geflihrt. Der Kläger ist über diese Eigenschaft auch nicht im Zweifel. Er 
Terpackt es in rotem Papier und weist seine Abnehmer auf besonderen Zettel 
an, derartig yerpackte Waren nicht in den Drogenschrank, anch nicht im 
Laden nnterznbringen, sie seien nur zam eigenen Qebranch geliefert, ln dem 
Prospekt «Bitte darchlesea* sagt der Kläger im letzten Absatz ansdrOcklicb, 
solche Waren seien «nicht freiyerkänflich“, sondern nnr znm eigenen Gebranch 
oder znm Weiterverkani en gros geliefert; sie gehörten «nicht in den Yer* 
kanlsranm, sondern in die Wohnstnbe, damit sie bei Bevisionen nicht ge> 
landen“ würden, das Feilhalten sei yerboten. Diese Erklärungen zielen offen« 
nichtlich daran! ab, eine nicht Ireiyerkänfliche Ware nnter falschem Vorwände 
abansetzen und den Beklagten zur Umgehung besonderer Vorschriften anzn- 
halten und znr Begehnag strafbarer Handlungen anznstiften. Denn yon einem 
Weiteryerkanf im Großhandel kann bei einem an den Beklagten für 90 Pfg. 
gelieferten Qaantnm Zinkzitrat keine Bede sein, und der Beklagte hat dieses 
Mittel nnd ftberhanpt ein anderes nicht znm eigenen Gebrauch, sondern, wie 
anch für den Kläger selbstyerständiich war, znm Vertrieb im Kleinhandel 
gekauft, üebrigens würde der Kläger, wenn er dieses Mittel znm eigenen 
Gebrauch des Beklagten nnd nicht znm Weiteryerkanf abgegeben hätte, damit 
selbst Kleinhandel getrieben nnd sich wegen Nichtbeachtung der in § 14 der 
Prenß. Ministerial-Polizeiyerordnnng yom 24. August 1895 (übereinstimmend 
mit der sächsischen Verordnung yom 6. Februar 1895 /11. Juni 1901 enthaltenen 
Vorschriften: rot auf weiß signiert, Aufschrift «Gift*. Name des abgebenden 
Geschäfts) nadi § 23 derselben Verordnung nnd § 367, 5 B. Str. G. B. selbst 
strafbar gemacht haben. 

2. Krysolin. Zu den in Abt. 3 als Giften anfgeführten Kresolen 
gehören nach der sächsischen Verordnung yom 22. Februar 1906 (Flinzer; 
UI., 8.142, Nr. 2) auch deren Zubereitungen (KresolseifenlOsnng, Lysol nsw.), 
sowie deren Lösungen, jedoch nur soweit sie in 100 Gewichtsteilen mehr als 
ein Gewichtsteil der Kresolznbereitnng enthalten. Während der Kläger sonst 
unter dem Namen Krysolin oder Crysolin eine FormalsaponatlOsung mitl<*/o 
minderwertigen Kresols (Cresolum crudum, im Handel anch Acid. carbol. crndnm 
mit nur 15 ^/o reinen Kresols) in den Handel bringt, die nach seiner glaubhaften 
Angabe weniger als l^/o reinen Kresols und nnr 0,40 % KresolseifenlOsnng 
enäält, handelt es sich bei dem an den Beklagten S. gelieferten Krysol nach 
der Aufschrift um Cresolum resino-saponat.). Es ist nach dem Wegweiser eine 
dem Creolin gleichende Flüssigkeit. Creolin ist eine Kresolzubereitung, die 
nach der Verordnung yom 22. Februar 1906 zu den Giften gehOit. 

V. Die Art nnd Weise, in welche der Kläger eine Beihe yon Mitteln 
nnd ihre Wirksamkeit in den regelmäßig znr Verteilung an jedermann be« 
stinunten Druckschriften anpreist, yerstOßt gegen die sächsische Verord¬ 
nung yom 14. Juni 1903 (Flinzer; 6d. I, 8.1^. Allerdings trägt diese 
Verordnung die üeberschrift «Die Ausübung der Heilkunde seitens nicht- 
approbierter Personen usw.“ Unter Nr. 1 anferlegt sie den nicht approbierten 
Personen, welche die Heilkunde gewerbsmäßig aasüben wollen, eine Anzeige¬ 
pflicht nnd yerbietet ihnen unter Nr. 2 Öffentliche Anzeigen unter gewissen 
Voraussetzungen. Dann yerbietet sie aber nnter Nr. 3 überhaupt ohne Hinweis 
auf bestimmte Personen nnd ohne die Voraussetzung, daß sie die Heilkunde 

anzüben, die Öffentliche Ankündigung von Gegenständen.oder Mitteln, 

welche zur Verhütung, Linderung oder Heilung von Menschen- oder Tier¬ 
krankheiten bestimmt sind, wenn den Gegenständen oder Mitteln besondere, 
über ihren wahren Wert hinausgehende Wirkungen beigelegt werden, oder 
das Publikum durch die Art ihrer Anpreisung irregeführt oder belästigt wirÄ 
Aus dieser Gegenüberstellung und Unterschddung gebt hervor, daß nnr Nr. 3 
sich nicht mehr auf sogenannte Kurpfuscher bezieht, wie der Kläger behauptet. 
Die von ihm dafür angezogenen und bei BOttger, die reichsgesetzlichen 
Bestimmungen über den Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken, 
4. Aufl^e, 8. 51, auszugsweise abgedruckten Entscheidungen betreffen gar 
aieht die vorliegende Frage, sondern handeln im Anschluß an § 3 'der Kaiser¬ 
lichen Verordnung davon, was als Großhandel anzusehen ist. 
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Wie schon erwUmt, sehirft der Kläger« wie ans Tielen Prosessen ge- 
richtsbekiant ist, seinen Abnehmern regelmäßig ein, die Beklameschriften in 
der ansgiebigsten Weise nnter das Pnblihnm sn verteilen, weil dadnrch der 
gewhnscnte Absats der Waren sicher erreicht werde. Zn diesen Schriltea 
gehört anJBer der Preisliste der »große Wegweiser*, welcher die Art nnd Be* 
handiong einer großen Ansahl von Krankheiten sc^ldert nnd dabei gewöhn¬ 
lich die snr Heilnng oder Lindemng angeblich geeigneten Omega-Mittel mit 
Preisangabe empfiehlt. Nach der Angabe des Klägers sollen seine Schrank¬ 
drogerien in Verbiadong mit seinen l^rilten dann dienen, das Volk, die All¬ 
gemeinheit Ober die Krankheiten und ihre Bekämpfnng anfsnklären nnd ihm 
die hohen Kosten des Amtes und des Apothekers zu ersparen. Dieses Mittel 
hätte der Beklagte, wenn er die gekauften Waren verkaufen wollte, um so 
weniger entbehren kOnnen, als er ein Gastwirt auf dem Lande ist nnd seinen 
Käufern ans eigener Kenntnis irgendwelche Aufklärung oder Empfehlung nicht 
geben konnte. Es kann kein Zweifel bestehen, daß der Beklagte bei Benutzung 
der ihm vom Kläger an die Hand gegebenen Mittel eine Öffentliche Ankfindi- 
gung im Sinne der Verordnung vom 14. Juli 1903 vorgenommen hätte. Daß 
der Inhalt der Druckschriften auch in sehr vielen Punkten die Voraussetzungen 
erffillt, welche diese Öffentliche Ankündigung als prahlerische und irreführende 
zu einer strafbaren machen (bis zu 150 Mark Geldstrafe oder Haft), ergibt sich 
ans folgenden Batschlägen des großen Weglreisers: 

Erstickungsanfälle bei Asthma sollen durch den anfsteigenden Qualm 
eatzfindeten Omega-Salpeterpapiers (S. 11 nnd 50) zu 20 Pfg. geUndert werden. 

Lungenentzündung sei eine gefährliche Infektionskrankheit; gegen 
das heftige Seitenstechen gebrauche man Sareptabrei (80 Pfg.), Arzneien 
hätten weniger Zweck, die Natur heile selbst, es sei nur auf Stuhlgang (Omega* 
Stmna-Frucht pul ver 25 Pfg., Omega-Senna-Tee 80 und 50 Pfg.) zu achten 
und darauf, daß der Patient bei Kräften bleibe durch Ernährung mit Milch 
und Haferschleim (Packet 25 Pfg.); später wirke Omega-KnOterichtee (Packet 
60 Pfg. und 1 M.) wohltuend nnd heilend auf die Schleimhäute der Atmnngs- 
Wege. Bei tödlichem Verlauf steige die Temperatur bis auf 42 Grad nnd der 
Pnk auf über 120 Schläge (Seite 6, 41, 42, 51). 

Masern sei eine sehr ansteckende, aber nicht so gefährliche Krankheit« 
Der rotfieckige Ausschlag zeige sich erst im Gesicht, dann am Halse, später 
auf Brust nnd Bücken, nnd zuletzt auf dem ganzen KOrper. Um den Hals 
lege man Omoga-Halsbinde 1,00 M., den Hasten sille man mit Omega-Hosten- 
stUler 0,60 M.; bei Durchfall wickle man den Magen mit warmen Wasser- 
tüchern oder Thermalbinde 8 M , bei Kopfschmerzen lege man kalte Tücher 
auf die Stirn, die entzündeten Aagen wasche man mit reinem lauen Wasser 
nnd bestreiche sie mit Omega-Hautcreme (25 nnd 80 Pf.); Bettruhe, strenge 
Diät seien nOtig (Seite 8, 84, 88, 40). 

Typhus, Nervenfieber, sei eine ansteckende Infektionskrankheit des 
Darmes und der Milz. Der Bacillus gelange mit der Nahrung oder dem Trink¬ 
wasser in den Darm, wo er sich bei Verdauungsstörung rasch vermehre und 
um sich greife. Es stellten sich allmählich üebelkeit, Mattigkeit, Kopfschmerz 
und Fieber, gelber, körniger Durchfall ein, der Unterleib werde empfindlich 
nnd ein leichter roter Ausschlag zeige sich auf der Brust oder dem Unterleib. 
Das Fieber steige allmählich nnd veranlasse häufig Delirien. Nach der dritten 
Woche pfiege Besserung einzutreten, die Krankheit kOnne sich aber nach 
10 Tagen noch bedeutend verschlechtern nnd eine Blutvergiftung oder Darm¬ 
blutung könne den Tod herbeiftthren. Die Ernährung sei wie bei den anderen 
Infektionskrankheiten (siehe Masern). Kalte Bäder vermeide man, dagegen 
leisteten nasse Einwicklungen gute Dienste. Bei Herzschwäche gebe man 
große Gaben von gutem Botwain, eventuell starken Glühwein oder Grogk, bei 
starken anhaltenden Durchfällen messerspilzenweiso Omega-Blsmutpulver (60 Pf.). 
Sollte der Kranke infolge des langen Liegens rote Stellen oder gar Wunden 
bekommen, so seien sie mit Gurgelsalz-Wasser (Acid. borienm 25 Pf.) an 
waseben und mit Omega-HautciOme (25 nnd 50 Pf.) zu verbinden (Seite 5, 
86, 88, 40). 

Ferner sind folgende Ankündigungen des Wegweisers und der Preisliste 
hervorzuheben: 
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Wacholder'PechpIlaBter, Preis 75 P/. 

nDieses Plluter wird erfolgreich gegen sUe rheusnlischeB Schmernen, 
Mteh gegen HezenechnB, BttckenscnmerzeD, Httftweb, Yerstsnchnngen, Steifheit 
der Gelenke nnd Maskein, Magenschmersen, Brnstbeschwerden, Bronehialkatarrh, 
Asthma etc. angewendet.“ ( 8 . 54 Wegw.). 

Krysolin (Preis 80 and 60 Pf.) „ist eine in der Wirknng dem Karbol 
ihnliche Sabstanz, welche sich leicht in Wasser iSst, eine Torzttgliche des- 
infizierende Eigenschaft besitzt. Vor dem Gebrauch yerdttnnt man einen Efi« 
ISffel Toll Krysol mit 1 Liter aufgekochtem, aber wieder abgekflhltem Wasser. 
Mit dieser LOsung werden nicht allein Bntzfindungserreger in Wanden ab> 
getötet und infolgedessen eine bessere Heilung erzielt, sondern auch die Er¬ 
reger ansteckender Krankheiten werden durch Krysol yernicbtet* (Seite 48 
Wegweiser). Selbst wenn das im yorliegenden Falle gelieferte Krysolin mit 
konzentriertem, etwa 95 pros. Kresol hergestellt sein sollte, wtlrde es nach 
obiger Anweisung nur eine IV^proz. Mischung mit Wasser darstellen und nicht 
entfernt die angepriesenen desinfizierenden und heilenden Wirkungen haben. 

Choleratropfen ^werden unter dem Namen Krampftropfen (Tinct. 
Tslerian) auf Lager gehalten* usw. (Preisliste S. 4). Baldriantropfen haben 
nicht die den sogen. Gholeratropfen eigentttmliche stoßende Wirkung. 

Daß diese und andere Mittel die ihnen beigelegten Wirkungen nicht entfernt 
heben nnd daher prahlerisch und irreftihrend sind, bedarf keiner besonderen 
Begründung, wird yom Kläger auch kaum bestritten; yielfach sind die Mittel 
yOllig wirkungslos oder gar gefährlich, wie Bäuchernng mit Salpeterpapier 
bei Kurzatmigkeit infolge yon Herzfehlern. Pechpflaster ist bei Asthma durch- 
aas ungeeignet zur HeUnng. Die angegebene Art der Behandlung bei Masern 
und Typhus sagt nichts Uber die Vermeidung der Debertragung dieser Krank- 
k^ten. Grogk, Bismutpulyer, Gurgelsalzwasser und Hautcreme kOnnen einen 
^yphuskranken nicht heilen. Nach diesen Ansfahrnngen ist einerseits eine 
Aw«mhl yon Mitteln, die der Kläger dem Beklagten als yerkauft zugesandt 
hat, fttr letzteren nach der Kaiserlichen Verordnung nicht freiverkäufUch, 
anderseits würde das Feilhalten und Verkaufen aller Waren seitens des Be¬ 


klagten unter Benutzung der dazu unumgänglich notwendigen, ihm yom 
Kläger gelieferten oder nach dem Bestellschein zu liefernden Drucksachen, 
insbesondere des Wegweisers in mehrfacher Bichtung gegen Verbotsgesetze 
yerstoßen und deshalb yerWen sein. Der Kläger hat daher die yertrags- 
mäßige Zusichemng der freien Verkäuflichkeit nicht erfflllt und der Beklagte 
ir—ii Wandelung yerlangen, wie er es schon nach dem Inhalt der Klage¬ 
beantwortung yom 16. Januar 1907 also innerhalb der Frist des § 477 B. G. B. 

f etaa hat. Es fragt sich nun, wie weit dieses Becht geht. Der Beklagte 
at, wie der Bestellschein ergibt, lediglich eine Omega-Drogerie mit Schrank, 
nicht über die einzelnen Sachen als solche gekauft, aus denen die Drogerie 
besteht. Diese einzelnen Sachen hat yielmehr der Kläger ausgewählt, zu der 
gekauften Einheit zusammengestellt nnd diese als ein Ganzes dem Beklagten 
nogeeandt. Deshalb kann Gegenstand der Wandelung nur der einheitliche 
Kaofgegenstand, die ganze Drogerie sein, § 469 B. G. B. findet keine An- 
weadnsg (Stau ding er; 3. und 4. Auflage, Anm. 1 a d zu § 469, S. 545, 
Jar. Monatsschrift; 1SK)9, S. 126). Allerdings kann dieser Auffassung entgegen- 
gehaJten werden, daß im Bestellschein yon Lieferung einzelner Drogen, Heil¬ 
mittel und yerschiedener Ware die Bede ist, daß ungangbare Artikel gegen 
gangbare amgetauscht werden und daß der Kläger ebenso wie die yon ihm 
zasammengestellten Waren auch andere hätte auswählen können, die auf 
keinen Fall nach der Kaiserlichen Verordnung dem Verkauf in den Apotheken 
forbehaltea sind. Aber wenn selbst eine Mehrheit einzelner Sachen als Gegen¬ 
stand den Vertrages angenommen wird, so muß aus der sich aus dem Bestell- 
sefeeia ergebenden Vertragsabsiebt und dem rechtlichen Interesse beider Par- 
taiea an der Vertragserffiliang entnommen werden, daß der Vertrag Ober die 
mehreren Sachen nur geschlossen wurde, wenn und weil sie sich als Kauf- 

irnirimnfi ^ einer Drogerie yerbinden. Die einzelnen Sachen sind daher 

£*«ina 0 inengr^h 6 rend yerkauft (Standinger; Anm. Ib zu § 469), nnd es 
weiter, ob die mangelhaften Sachen ohne Nachteil für den die 
VndetaBM Beklagten yon den übrigen getrennt werden kOnnen. 



Eatscheidend ist dabei aioht alleia die objektive MOgUchkeity aoadera auch 
die Fähigkeit des Beklagten sor Anssoaderiug im vorUegeaden Falle. Schon 
wenn man die einselnen Artikel selbst ins Ange faßt, so ist, wie der Yerlanl 
des Proaesses ergibt, die Feststellnng der nicht freiverkiollichen Teile so 
schwierig, zeitraabend and kostspielig, daß dem Beklagten, einem Gastwirt 
aof dem Lande, die Aassonderang im einzelnen nicht zogematet werden 
konnte, nachdem er darch Erkandigang bei dem Bezirksarzt Dr. Boeters 
ll&agel, die anf die Uangelhaftigkeit der ganzen Sendang schließen lassen, 
entdeckt and die Sachen als Ganzes zarfickgewiesen batte. Danach batte die 
ganze Lieferang für ihn kein Interesse mehr and er konnte alle Sachen ohne 
Unterschied ablehnon. (Staadinger; Anm. III za § 469, S. 548; Bechtspr. 
des 0. L.G., Bd. 8, S. 71, Bd. 18, S. 416.) Bel Beart^ang dieser Frage darf 
aber ferner die Bolle nidit anßer Betracht gelassen werden, welche, wie schon 
herrorgehoben, die Drackschriften, insbesondere der Wegweiser für die Schrank¬ 
drogerie des Klägers and die Möglichkeit des Absatzes im Kleinhandel spielen. 
Sie sind nach der aasgesprochenen Absicht des Klägers daza bestimmt, dem 
Pablikam möglichst ohne Zoziebang eines Arztes eine, wenn nach oft nn- 
richtige and verhängnisrolle Aafklämng ttber sehr viele Krankheiten za geben 
and za deren Linderang oder Heilang aaf den Bezog von Mitteln ans der 
Omega-Drogerie hinzaweisen, wenn dieselben nach dazu häofig ungeeignet 
sind. Jedenfalls hängt die Möglichkeit des Absatzes, aach der freiveikäaf- 
lichen Waren, besonders bei dem Beklagten wesentlich davon ab, daß von den 
Beklameschriften ausgiebig der vom Kläger gewollte Gebrauch gemacht wird, 
so daß dieselben dem Vertrieb der Waren im Kleinhandel einen gewissen 
inneren Znsammenhang geben und einen wesentlichen Teil des Kaafgegen- 
Standes bilden. Hierin liegt ein weiteres Moment für die Annahme, daß es 
sieh ttberhanpt nur um eine einzige, ans vielen Teilen bestehende Sache handelt. 
Fallen die Beklameschriften fort, weil ihre Verteilnng nach der Verordnung 
vom 14. Jani 1903 verboten ist, und die Waren unter Benntsnag der Schriften 
nicht frei verkauft werden dttrfen, so wird der Vertrieb aller Waren in Frage 
gestellt and die Trennpng nur einzelner Sachen würde dem Beklagten ni^t 
vor schweren wirtschaftlichen Nachteilen bewahren. Hiernach ist die Wände- 
lang anf die ganze Sendang za erstrecken and die Klage unter Abändemng 
der erstinstanzlichen Entscheidnsg abzuweisen.* 

b) Begriff Öffentlicher Ankflndigang von Heilmitteln (durch 
Drack^riften). Urteil des Oberlandesgerichts (Str.-S.) in Dresden 

vom 6. Oktober 1909. 

Der Angeklagte erzeagt Drogen and Heilmittel, die dem Apotheken- 
verkehr nicht Vorbehalten sind. Von seinem Versandhans „Omega* ans ver¬ 
treibt er seine Waren, als sog. Omega-Drogerien, und zagleich besonders zu 
ihrer Aafbewahmng eingerichtete Schränke. Den Abnehmern eines Schrankes 
gehen sodann Drackschriften (Anlage a — eine Anleitung zur Aofstellang 
einer Omega-Drogerie — sowie Anlagen b und c — Angaben Ober die MJttd 
and die Leiden, gegen die sie anzawenden —) in größerer Zahl za. Die 
Drurksebriiten hat regelmäßig der Angeklagte selbst verfaßt and auch ver¬ 
sendet, nar Ober ihre ordnongsmäßige HersteUong wachte sein Betriebsleiter J. 
Am 28. April 1908 hat bei dem Beisenden des Angeklagten 0. der Barbier W. 
in Böhrbgen einen Drogenschrank bestellt. Gleichzeitig mit dessen Abliefemng 
bekam er außer der Anleitung (a) etwa 200 Exemplare einer Schrift „Omega¬ 
wegweiser“ (c) and etwa 100 Exemplare einer Schrift mit dem Anfdracke 
„Gesundheit ist Beichtnm“ (b) Obersendet. Gemäß des Weisung G.’s, die 
Broschüren za verbreiten, hat W. einen Stoß der Schriften c und b offen in 
seinem Barbierladen aasgelegt und Exemplare davon seiner Ladenkondschaft 
abgegeben, andere hat er auch bei seinen Gängen in die Häuser verbreitet. 

FOr eine Beihe von Mitteln, die der Angeklagte in den Druckschriften 
anzeigte, hat das Landgericht festgestellt, daß er diesen Mitteln Heilwirknngen 
weit Ober ihren wahren Wert hinaus andichtete oder daß, wo er nichts 
erdichtete, doch die Art und Weise der Anpreisung so eigenartig war, daß 
das Pablikam irregefOhrt worde und meinte, daß doch etwas ganz Besonders 
hinter den Namen, meist reinen Phantasiebezeichnongen, verborgen sein mOsse. 
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80 Bericht Uber die am 15. Juni d. J. ia Oreedea abgehalteae 

Barbier W. StOfie der Draekeehriftea ia adaem offeaea Ladea an jedermaaas 
Eiasieht aosgelegt aad Exemplare daroa aa eeiae, dort erecbeiaeadea Kuadea 
abgegebea; aadere Exemplare hat er selbst ia dea HSosera heromgetragea. 
Die Draekeehriftea siad damit ias aUgemeiae Pablikam gelaagt nad damit 
siad die Aakhadigoagea der Heilmittel des Aagekiagtea auch bffeatlich 
gesebehea. 

Schliefilich wird aoeh gerügt, die Aaaahme eiaer mittelbarea Titer¬ 
schaft aal der Seite des Aagekiagtea sei oahaltbar, da W. die Drogea fest- 
gekaaft aad ia seiaem lateresse darch die Abgabe der Sohriftea los Pablikam 
dea Absats gefordert, also selbstiadig uad selbsttitig gehaadelt habe. AUeia 
er hat dabei ia der Tat, weoa aidit alleia, so doä miadesteos mit im 
lateresse des Aogeklagtea gehaadelt. W. würde, auf sieh alleia gestdlt, 
eicht laage habee liefere kOanea aad überbaapt bd dem Absatse der zaaiehst 
besogeaea Heagea aichts Erhebliches rerdieat habea. Es lag ia erster Liaie 
faa lateresse des Aagekiagtea, daß W., der eaa eiomai schoa eiaea Drogea- 
schrank gekauft hatte, bald aachbestelit Die Erfolg erstrebte also der 
Aagekiagte aas der W.’schea darch G. eingesebirfteo Verbreitang der 
Drucksachen. Im übrigen konnte gerade Torliegend W. als eia dolusloses 
Werkseag des Angekiagtea wohl angesehea werden, da er als Barbier in 
der Drogenbranche gant nawissend war, den Sachaosammenhaa nicht darch- 
schaate and von der Bedeatong des ihm aafgeredeten Drogearertriebes and 
der Reklame dasa sich keine richtige Vorstellang machte. 

Nach alledem war die Verarteilang des Angeklagten gerechtfertigt. 
Dasselbe hat ron dem, auf § 41 St.G. Bs. berahenden, obenerw&haten Neben- 
aasspraohe za gelten. Anders, als im Falle des § 40 SkG.Bs., ist die MaA- 
aahme im Sinne Toa § 41 auch bei üebertretaagen statthaft (Olshaasen, 
StG.B. in BeoL 6 za § 41). 

YL Besetsiag roa Impfarztstellea« 

Der Berichterstatter, Besirksarzt Dr. Boeters-Dübela, bringt sein 
Bedaaera darüber zam Aasdrack, daß der in den Bandesratsbestimmnngen 
befindliche Passas, daß haaptsachlich beamtete Aerzte za Impf&rzten ernannt 
werden sollen, in der s&chsischen Aasführongsverordnong fehlt. 

Er Terspricht bis Ende Oktober ein amfassendes Referat zu erstatten. 

YIL Bespreehoag der Fragebogeu ftr die Uaterbrlagoag sehwaeh- 

slaalger Kinder. 

Der Referent, Ob.-Med.-Rat Dr. t. Mücke-Zittau hUt die Fragebogen 
für viel za ausführUch and deshalb für za teuer für die meist unbemittelten 
Eltern solcher Kinder. 

Unter Zastimmong der Yersammlong soll die Vereinfachung der Frage¬ 
bogen angeregt werden. 

TIIE. Ueber die Wüasehe der Medisiaalbeamten au dem ln Aussleht 
stehenden neuen Yelkssohulgcsets. 

Besirksarzt Dr. H o 1 z- Leipzig: M. H.! Der n&ehste Landtag wird sich, 
wie Ihnen gewiß allen bekannt ist, mit einem neuen Schulgesetse zu befassen 
haben. Vermutlich werden hierbei nach manche Fragen berührt, die uns 
angehea; denn ohne eine, hoffentlich eingehende, Berücksichtigung der 
Bestrebangen der modernen Schalgesnndbeitspflege wird and kann ja wohl 
ein neues Schulgesetz kaum erlassen werden. 

Hit der Oesnnlheitspflege in den Schalen unseres Bezirkes haben wir 
Besirksirste uns schon bisher beschiftigen müssen and werden dies nach 
meiner Ansicht auch in Zukonft weiter tun müssen, zum mindesten im bis¬ 
herigen Umfange; denn die große Koltaranfgabe, die uns im Staate zuge- 
wiesea ist, die Lehren der Gesundheitspflege ins Volk zu tragen and im 
'Volke za pflegen und damit den Gesnndheitszastani des ganzen Volkes au 
ben, können wir nur dann mit Aussicht auf Erfolg bearbeiten, wenn wir uns 
oa der Jagend, insbesondere der Schaljagend aanehmea und daerseits für 
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Bericht (Lbet die Versemmlong SIchaisoher BaiirkiSnte. 


BteüoBg TOD Sehulirzten iat, bedarf in diesem Kreise keiner weiteren Ans« 
fdbrang. Oie Schulärzte sind nicht bioA fttr die Städte, sondern ebenso auch 
Ittr das platte Land notwendig. Das wird jeder, der einmal solche Unter» 
suohungen auf dem Lande Torgenommen hat, bestätigen können. 

Wenn aber Schulärzte angestellt werden, so möchte nicht vergessen 
werden, daS die gesamte Qesnndheitspflege einen Sammelpunkt haben soll in 
dem bezirksärztlichen Amte. Zweifellos gehört die Schnlgesundheitspflege 
mit zum Medizinalwesen, ttber das der Bezirksarzt unmittelbare Aufsicht 
ftthren soll. Es ist daher m. E. zweierlei notwendig: 

1. daß die Schulärzte, wie die Impfärzte, nur auf Vorschlag und unter 
Zustimmung des Bezirksarztes angestellt werden können; 

2. daß die Schulärzte eines Bezirkes ttber ihre Tätigkeit dem Bezirks- 
arzt jährlich eingehend zu berichten haben. 

Dies fällt unter P. 2 § i der Instruktion, nach dem die Bezirksärzte 
berufen sind, den öffentlichen Gesundheitszustand und die auf die öffentliche 
Gesundheitspflege abzielenden Maßregeln zu ttbetwachen. Der Bezirksarzt 
muß gewissermaßen der Oberschularzt seines Bozirkes sein. Es muß ihm auch 
eventuell Gelegenheit gegeben sein, sich praktisch als Schularzt zu betätigen. 

Der letzte Punkt meiner Wttnsche betrifft die Seminare. M. H.I Sie 
werden wahrscheinlich gleich mir die Beobachtung gemacht haben, daß die 
Kenntnisse unserer Lehrerschaft in Schnlgesundheitspflege im Durchschnitt 
herzlich gering sind, daß viele unserer Anregungen an dem geringen Ver¬ 
ständnis zahlreicher Lehrer scheitern. Ich ml^te dies darauf luzttckftthren, 
daß die Lehrer auf den Seminaren nicht genügend ttber dieses wichtige Kapitel 
unterrichtet werden. Ich meine, die Schnlgesundheitspflege ist derart wichtig, 
daß sie wohl verdient, mehr Berttcksichtigung auf den Seminaren zu Anden. 
Ich habe versucht, den Oschatzer SeminardiDektor dafür zn interessieren, habe 
hierbei bis jetzt aber kein Glück gehabt Er hat mir geantwortet, es fehle 
hierfür jetzt vollkommen an dar Zeit; erst wenn die Verlängerung der 
Seminarzeit durcbgeftthrt worden sei, könne man daran denken, auch Schul- 
gesundheitspflege zu lehren. 

M. H.I Das sind die Wttnsche, die ich hier zum Ausspruch gebracht 
haben möchte. Vielleicht hat noch der oder jener von Ihnen noch weitere 
Vorschläge. Ich stelle zunächst den Antrag, eine Kommission, bestehend 
ans dem Vorstand und 2 weiteren Kollegen, zn ernennen, die die Vorschläge 
zu beraten und der nächsten Versammlung vorznlegen hat 

Dieser Antrag wird angenommen, außer dem Gesammtvorstand 
Dr. Holz und Dr. Thlersch in diese Kommission gewählt 

Der Vorsitzende erwähnt noch, daß ein Gesuch an das Königl. 
Ministerium eingereicht werden soll, den Bezirksärzten den Besuch der 
nächstjährigen Hygiene-Ausstellung in Dresden zn ermöglichen. 

Hierauf schließt er die Versammlung unter nochmaligen Ausdruck des 
Dankes fttr die Vorträge und die Anregungen. 

Dr. Flinzer-Planen i. V. 
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Bericlite über Versammlungen. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeainte, 1910. VI. 


Berlebt ftber die Tom 14.—16. Heptember 1910 ln Slberfeld 
nbfrebnltene X.XX.T. Tertnmmlnnc des Dentsehen Tereins 
fär dlTentllche (lesandheitspflei^e. 

Erster Sitsnngstag, Mittwocb, den 14. September 1910. 

Erlffeaag der Tersammlang. In seiner ErOffoangsrede begrOBte Ober* 
bilrgermeister t. Borsobt'Mttncben, der diesjährige vorsitsende, zanäcbst 
die Ehrenmitglieder des Vereins, Lent-Cöln and Baameister-Earierahe, 
die angebeagt 7 on der Bdrde des Alters regelmäßig mit rtthrender Anhftng- 
liehkeit an den Versammlangen des Vereins teilnehmen. Der stattlichen Beihe 
altbewihrter Mitglieder hätten sich in diesem Jahre viele jange Kräfte hinza* 
gesellt. 

Als Vertreter der Staatsregierang sprach Beg. a. Geh. Med.*Bat Dr. 
Borntraeger-Dtlsseldorf; er erinnerte daran, daß in Elberfeld ein besonders 
reges Leben aaf dem Gebiete der Indostrie and der sozialen Fürsorge herrsche. 
Die bergische Metropole habe mastergülüge Einrichtangsn. Er erwähnte das 
Elberfelder System des Ar men Wesens, den Bergiscben Verein für Gemeinwohl, 
die Kläranlage and die Bostrebangan Elberfelds, im fiskalischen Walde Barg* 
holz Wald*Brhoiangdstätten za schaffen. Er ermahnte die private Wolü* 
titigkeit, dafür za sorgen, daß, wie hier die Kinder in den Baracken, aach 
^e Arbeiter in den Erholangsstatten mehr wie bisher die Nacht zabringen 
können, und trat für eine Sonderang der taberkolOsen and nichttaberkalOsen 
Kinder in den Waldschalen ein. ln hygienischer Beziehang strebten Biber* 
leid, SchOneberg and Charlottenbarg am die Siegespalme. 

Oberbürgermeister Fancke*Elberfeld begrüßte den Verein namens der 
Stadt, die in diesem Jahre ihr 800jähriges Stadt - Jabilsam gefeiert habe. 
Viele Einrichtongea and Anstalten aaf dem Gebiete der OffentUchen Gesond* 
heitspflege seien aaf Anregang des Vereins and seiner Arbeiten ansgeführt 
worden. Besondere Schwierigkeiten habe die Kanalisation der jetzt 170000 
^iwohner zählenden Stadt verarsacht, die 16—17 Millionen Mark gekostet 
habe. Elberfeld nehme in der Statistik der allgemeinen and der Säaglings* 
Sterblichkeit eine ehrenvolle Stellang ein. 

Oberbürgermeister v. Bor seht dankte den Vorrednern and gedachte 
dabei der engen Beziehangen zwischen Verein and Begierong and der ersprieß* 
liehea Titigkeit Bornträgers für die Öffentliche Gesandheitspflege. Von 
dea im letzten Jahre verstorbenen Mitgliedern hob er besonders hervor: 
Dr. med. Herzog Carl Theodor von Bayern, der in der Wiener Versamm* 
lang 1881 das Ehrenpräsidiam geführt hatte, and Bobert Koch, der für die 
Belehrang des Volkes über das Wesen übertragbarer Krankheiten mehr getan 
habe, als irgend jemand vor ihm. 

L Die Errlchtang einfacher Krankenanstalten znr Anfbahme von 
Laleht* and Chronisch •Kranken, Krankenhaasdirektor ProL Dr. Grober* 
Essen: Die Sammen, die alljährlich im Deatschen Beicbe für die Errichtang, 
Erweiterang and den Betrieb von Krankenhäasern aasgegeben werden, sind 
erheblich gewachsen. Vor 20 Jahren betrag in dem vorbildlichen Nürnberger 
Kraakenhaase der Bettpreis 4000 Mark, heate beträgt er in einer Beihe von 
Krankenhäasern das Doppelte and Dreifache. Im Aaslande finden sich sogar 
grnnkenhäaser, in denen aach diese Somme erheblich überschritten ist. Es 
ist daher eine Aenderang notwendig. Bei seinen taglicben Krankenbesachen 
in den Krankenhäasern in Jena and Essen kam dem Bedner der Gedanke, 
dgentlich habe doch nar eine gewisse Zahl von Kranken alle jene kostspieligen 
Eiarichtangen nötig. Genesende naoh Plearitis, nach Pneamonie, die sich er* 
holen sollen. Kranke, für die hygienische Umgebang, einfache Ernährnng and 
dnfache Medikation aasreiche, and schließlich Kranke, bei denen die Unter* 
soehong and bisherige Behandlang die Unheilbarkeit oder fehlende Aossic^t 
aaf Besserang nachweisen, können anderswo einfacher and besser antergebracht 
werden. Dasa kommt, daß die Leicht- and Chronisch* Kranken den ärat Er* 
krankten die Kraft der Aerste entziehen, daß aber ongleichmäßige Behandlang 
vom Kranken nar schwer, besonders aaf demselben Saale darchzaführen ist. 
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Weil jene ttberall hia geUogea lud sich s. T. lange in den Kraakenbiiuem 
anfhalten, sind sie anfierdem der InlektioBSgefahr besonders aosgesetst. Die 
Beweglichkeit der Genesenden, ihre Lebensfrende siOrt ferner den Betrieb auf 
der Station, da sie die notwendige Bohe nicht sa bewahren wissen. In den 
Erholungsheimen waren bisber die Ergebnisse günstig, yoraossicbtlich sind sie 
es daher auch in neu geplanten Heimen. Auf diese Weise würde auch der 
Not an Betten, die ia den großen Städten herrscht, so daß für Schwerkranke 
oft nicht Betten genug frei und, Abhille geschallen. Als Einwand komme aller* 
dings in Betracht, daß die Unterbringung einer großen Zahl tob Halbgesunden 
oder Dreiriertelgesunden große Schwierigkeiten macht. Für den Erfolg ist 
es daher wichtig, daß die Kranken in diesen Anstalten an den Arbeiten und 
fan Betriebe mithelfen, sowohl in der Landwirtschaft, als in der Ginnerei. 

Ferner wird gesagt, es kommen NerTüse in großer Menge, Neurastheniker 
und Hysterische; die psychische Ansteckung sei wichtig. iOlerdings pflansen 
1 ^ bei Empfinglichkeit die krankhaften Ideen leicht fort. Audi hier ist 
Arbeit yon Wert. Einen weiteren Einwand hat Deneke*Hambnrg gemacht: 
Die neuen Heime dienten sur Verlängerung des Krankenhausaufentbaltes. 
Jeder der beiden Aerzte brauche eine gewisse Zeit, um sich in den Kranken 
und die Krankheit hinein zu leben. Daher ist yon yomhereln die gemefn- 
schaftliche Leitung beider Anstalten einem Arzte anzuyertranen. Den Bozialen 
Önwand, daß Chronisch-Kranke die Anstalt als Siecbenhaus ansehen und eine 
Abneigung dagegen haben würden, kann man durch den im Hanse herrschenden 
Geist entwaffnen, der bewirkt, daß sich die ELranken darin wohl fühlen. 

Betriebsgründe für die Errichtung der neuen Anstalten sind: Die Ernährung 
ist billiger, alle Kranken essen gewissermaßen ans einem Topf; eine beson* 
dere Beköstigung findet nicht statt. Der Masseneinkauf gleichwertiger Lebens¬ 
mittel yerbilligt den Preis. Oie Viktualien können im eigenen Betriebe ge¬ 
sogen werden. Diese Gedanken sind nicht neu. Die modernen Anstalten ent¬ 
wickelten sich ja ans den Siecbenhäusem, insbesondere, als infolge der sozialen 
Gesetzgebung die Kranken mehr Ansprüche stellten. In England finden sich 
noch große und kleine Siechenhäuser, z. T. mit Krankenhäusern, deren hygie¬ 
nische Verhältnisse meist nicht sehr erfreulich sind. Auf einer Studienr&e, 
die der Redner mit der Unterstützung des Staatsministeriums und der Stadt 
Emen nach Holland, Oesterreich und der Schweis ansführte, lernte er dort 
die VerhlitniBse kennen. 

In Deutschland haben B. Virchow, Ziemssen, Curschmann 
wiederholt darauf hingewiesen, wie wichtig eine Differenzierung sei. Ziemssen 
gelang es, die Genesungsheime an die Peripherie Münchens zu yerlegen. 
Dosqnet-Berlin schuf in Nordende (Niederschönhansen) ein solches. Gott¬ 
stein-Charlottenbnrg hat 1905 eine kritische Beleuchtung der Kranken- 
hansyerhältnisse yon Berlin und Cbarlottenburg gegeben und die Schaffung 
TOB 8 Payillons für die in Frage stehenden Kranken angeregt In der Charitö 
finden sich derartige Gebäude für Infektionskrankheiten. Nagelschmidt 
hat sie seiner Frauenklinik angegliedert. Hierher gehören auch die Sarason- 
sohen Treppenkrankenhäuser. Ungeeignet zur Aufnahme sind Kranke mit leicht 
und rasch yorübergehenden Erkrankungen, akuter Bronchitis, Pharyngitis usw.; 
ferner Schwerkranke, deren Schicksal sich in kurzer Zeit entscheiden kann, 
nnheilbar Kranke mit Tuberkulose der Wirbelsäule, die den Transport nicht 
yertragen, Geisteskranke und schließlich ansteckende Kranke, die ja die Kost¬ 
spieligkeit der allgemeinen Krankenanstalten besonders bedingen. Kranke Im 
8. Stadium der Lungentuberkulose dagegen sind ans dem allgemeinen Kranken- 
hanse zu entfernen. Diese sollen, wenn sie genügend isoliert werden können, 
in der neuen Anstalt untergebracht werden. 

Geeignet dagegen sind Genesende, Kranke mit leichten organischen 
Krankheiten, leichten Blutkrankheite^ Blutarmut, Bleichsucht, mit Katarrhen, 
Bheumatismus, Neurasthenie, Hysterie; auch Kranke mit gewissen Frauen- 
Ohren-, Nasen«, Halsleiden, und schleßlich Kinder, die orthopädische Behand¬ 
lung bedürfen, yorausgesetzt, daß die notwendigen Apparate angeschafft werden. 

In die Anstalten für chronische Kranke gehören alle unheilbaren, 
nicht besserungsfähigen Kranken mit Altersbeschwerden höheren Grades, Lungen-, 
Herz-, Nierenleiden; Kranke mit Leiden des Neryensystems, des Bückenmarks, 
des Gehirns, mit Lähmungen; ferner mit Krebs, Sarkom, bösartigen Neubil¬ 
dungen, langdauernden ^tzündungen, Tuberkulose, Osteomyelitis. Die Be- 
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dflrfnisfmge ist demnach su bejahen. Es bestehen bub swei HOgUchkdteB: 
Entweder werden, wie in Oharlottenburg, die Gebäude auf dem Gelände der 
allgemeinen Krankenhäuser errichtet, oder an der Peripherie der Städte oder 
auf dem flachen Lande. Gegen den ersten Modus kann man einwenden, dafi die 
allgemeinen Krankenanstalten Aber ein bestimmtes Maß von Betten hinaus- 
wachsen würden. 1600 Betten sind eben noch geeignet, von einem Leiter auch 
bei der bisherigen Organisation dirigiert zu werden. Eine weitere Vergrößerung 
der Krankenhäuser wäre unrätlich. Fttr die Leichtkranken besteht zudem 
die Gefahr der fransOsisehen Biesenspitäler, daß sie im Falle, daß mehr Kranke 
aufgenommen werden, eeakuiert werden. Eiae Beserre ist zwar von Vorteil, 
— hier würden aber unhaltbare hygienische Zustande eintreten. Die Kranken 
in diesen Anstalten merken Übrigens alsbald, daß die ärztliche und pflegerische 
Versorgung einfacher ist; es ergeben sich daraus Schwierigkeiten, die Kranken 
nehmen Anlaß zur Kritik, zu Beschwerden. Verlegt man dagegen die neuen 
Anstalten aufs Land, in die Peripherie der Großstädte, so sind Boden, Ma* 
terial und Betrieb billiger. Die Kranken werden ferner den Lockungen der 
Grofotadt ferngehalten. Auch hier muß jedoch der Boden, das Klima günstig 
sdn. Eine möglichst gute Verbindung mit der Stadt und dem Zentralkranken* 
haus ist geboten. 

Für Anstalten, die nur 10—80 Jahre dauern sollen, genügen transpor* 
table Baracken. Viele Architekten sind in der Lage, mit billigem Material 
solche zu bauen. Immer muß das Gebäude fest, einfach und sauber sein. 
Oie Art der Kranken in diesen Häusern, die zweifellos für Witternngsebflflsse 
«npfänglich sind, empfiehlt den Ban von 3 stockigen Kastenhäusern. In jedem 
Stock sollen 2 Säle sein. Die Zahl der Nebenränme ist zu beschränken. Eine 
einfache Liegehalle aus Holz, ein Tageranm, Abortanlage sind erforderlich. 
^ Saal mit 80 Kranken ist zweckmäßig, da die Salnbrität mit einem Blick 
zu übersehen ist. Die Stubenkrankensäle sind dagegen teurer und nehmen 
die Kraft des Personals mehr in Anspruch. 

Bei der Banansführung müssen die staatlichen Anforderungen an Venti* 
lation und Lieht inne gehalten werden. Dagegen konnte man ohne Fliesen 
und Oellarben auskommen, die durch häufig erneuten Kalkanstrich ersetzt 
werden müßten. Polsations* Ventilatoren in mit Kippfenstern Tersehenea 
Bäumen wären nicht nOtig. Nicht in jedem Baume brauchten Wasser, Gas 
und Elektrizität zu sein. Notwendig sind Bäume für die ärztliche Unter¬ 
suchung und Behandlung; für Beinigungsbäder, Brausebäder und ein kleines 
Laboratorium. Dazu kommen Koch* und Waschküche, Wohnungen für die 
Aente und Beamten. 

Eine besonders intensiTe Trennung der Geschlechter ist geboten. Viel* 
leicht ist es zweckmässig, je ein eigenes Hans für Männer und für Frauen zu 
schaffen. Als Einrichtung genügt ein eisernes Bett, ein Waschtisch, ein kleiner 
Schrank, einfache MObel. Empfehlenswert ist, wie in Oesterreich und der 
Schwein, ^e Schaffung eines Festsaales ans Holz, einer großen Halle für 
kirchliche und weltliche Feiern, für Konzerte. Der Kontrolle und Beobach¬ 
tung wegen dürfen die Gartenanlagen nicht zu groß sein. — Die sorgfältige 
patholo^ch * anatomische Untersuchung der Verstorbenen, besonders nach Ab* 
tauf chronischer Krankheiten, gibt dem Arzte zur Erforschnng der Ursachen 
und zur Verhütung wertroUe Winke — es empfiehlt sich daher eine Prosektur, 
die jedoch gegebenenfalls mit denjenigen der zugehörigen allgemeinen Kranken¬ 
anstalten verbunden werden kann. 

Das Personal kann verringert werden. Es genügt für 600 Kranke 6—6 
Assisteasärzte, 1 Oberarzt. Bei den Leichtkranken genügt 1 Schwester für 
2 Säle zu 80 Kranken; die Chronisch * Kranken bedürfen einer älteren Schwester 
und 1—8 jüngerer Schwestern. Die Krankenpflege kann hier erlernt werden; 
Krankenpfl^eschulen lassen sich daher in diese Anstalten verlegen. 

Oie Kranken müssen sich an den Arbeiten mit beteiligen. Erhebliche 
Widerstände bei Kranken sind zwar beobachtet worden; in Oesterreich und der 
S^welz arbeiten jedoch 90‘/o aller Kranken mit Wird die Arbeit vom Arzte 
znr Heilung oder zur Bewegung angeordnet, so kann nach juristischer 
Darlegung ein Ein wand dagegen nicht erhoben werden. Durch die Arbeit 
sind die I^bensmittel billiger zu beschaffen; alles, was an Arbeitskraft nicht not¬ 
wendig ist kann anderen Anstalten (Pflegeheimen, Krüppelheimen) zur Verfü¬ 
gung gestellt werden. Es bildet sich so eine Marktgenossenscbaft nach altger- 
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Wie schon erwUint, seh&rft der Kläger, wie noi fielen Prosessen ge> 
riehtsbekannt ist, seinen Abnehmern regelmifiig ein, die Beklnmeschriften in 
der niugiebigsten Weise unter das Pabliknm cn ferteilen, weil dadnrch der 
gewünschte Absats der Waren sicher erreicht werde. Zn diesen Schriften 
gehört anJBer der Preisliste der «große Wegweiser", welcher die Art nnd Be* 
handinng einer großen Anzahl von Krankheiten sc^ldert nnd dabei gewöhn¬ 
lich die zur Heilnng oder Lindemng angeblich geeigneten Omega-Mittel mit 
Preisangabe empfiehlt. Nach der Angabe des Wägers sollen seine Schrank- 
drogerien in Verbindnng mit seinen Schriften dazn dienen, das Volk, die All¬ 
gemeinheit Uber die Krankheiten und ihre Bekämpfung anfzuklären nnd ihm 
die hohen Kosten des Arztes und des Apothekers zu ersparen. Dieses Mittel 
hätte der Beklagte, wenn er die gekauften Waren yerkaufen wollte, um so 
weniger entbehren können, als er ein Gastwirt auf dem Lande ist und seinen 
Käufern ans eigener Kenntnis irgendwelche Auiklärung oder Empfehlung nicht 
geben könnte. Es kann kein Zweifel bestehen, daß der Beklagte bei Benutzung 
der ihm yom Kläger an die Hand gegebenen Mittel eine öffentliche Ankündi¬ 
gung im Sinne der Verordnung yom 14. Juli 1903 yorgenommen hätte. Daß 
der Inhalt der Druckschriften auch in sehr yielen Punkten die Voraussetzungen 
erfüllt, welche diese öffentliche Ankündigung als prahlerische und irreführende 
zu einer strafbaren machen (bis zu 150 Mark Geldstrafe oder Haft), ergibt sich 
aus folgenden Batschlägen des großen Wegfireisers: 

Erstickungsanfälle bei Asthma sollen durch den aufsteigenden Qualm 
entzündeten Omega-Salpeterpapiers (S. 11 nnd 50) zu 20 Pfg. geUndert werden. 

Lungenentzündung sei eine gefährliche Infektionskrankheit; gegen 
das heftige Seitenstechen gebrauche man Sareptabrei (80 Pfg.), Arzneien 
hätten weniger Zweck, die Natur helle selbst, es sei nur auf Stuhlgang (Omega- 
Senna-Fmehtpulyer % Pfg., Omega-Senna-Tee 80 nnd 50 Pfg.) zu achten 
und darauf, daß der Patient bei Kräften bleibe durch Ernährung mit Milch 
nnd Haferschleim (Packet 25 Pfg.); später wirke Omeea-Knötericfatee (Packet 
50 Pfg. nnd 1 M.) wohltuend nnd heilend auf die Schleimhäute der Atmnngs- 
wege. Bei tödlichem Verlauf steige die Temperatur bis auf 42 Grad und der 
Puu auf über 120 Schläge (Seite 6, 41, 42, 51). 

Masern sei eine sehr ansteckende, aber nicht so gefährliche Krankheit* 
Der rotfleckige Ausschlag zeige sich erst im Gesicht, d^ann am Halse, später 
auf Brust und Blicken, nnd zuletzt auf dem ganzen Körper. Um den Hals 
lege man Omega-Halsbinde 1,00 M, den Hasten silie man mit Omega-Husten- 
stiller 0,60 M.; bei Durchfall wickle man den Magen mit warmen Wasser¬ 
tüchern oder Thermalbinde 8 M, bei Kopfschmerzen lege man kalte Tücher 
auf die Stirn, die entzündeten Augen wasche man mit reinem lauen Wasser 
und bestreiche sie mit Omega-Hautoröme (25 nnd 80 Pf.); Bettruhe, strenge 
Diät seien nötig (Seite 8, 84, 88, 40). 

Typhus, Neryenfieber, sei eine ansteckende Infektionskrankheit des 
Darmes und der Milz. Der Bacillus gelange mit der Nahrung oder dem Trink- 
wosser in den Darm, wo er sich bei Verdauungsstörung rasch yermehre und 
um sich greife. Es stellten sich allmählich Debelkeit, Mattigkeit, Kopfschmerz 
und Fieber, gelber, körniger Durchfall ein, der Unterleib werde empfindlich 
und ein leichter roter Ausschlag zeige sich auf der Brust oder dem Unterleib. 
Das Fieber steige allmählich und yeranlasse häufig Delirien. Nach der dritten 
Woche pflege Besserung einzntreten, die Krankheit könne sich aber nach 
10 Tagen noch bedeutend yerscblechtern nnd eine Blutvergiftung oder Darm¬ 
blutung könne den Tod herbeifohren. Die Ernährung sei wio bei den anderen 
Infektionskrankheiten (siebe Masern). Kalte Bäder vermeide man, dagegen 
leisteten nasse Einwickinngen gute Dienste. Bei Herzschwäche gebe man 
große Gaben von gutem Botwein, eventuell starken Glühwein oder drogk, bei 
starken anhaltenden Durchfällen messerspitzenweiso Omega-Bismutpulver (60Pf.). 
Sollte der Kranke infolge des langen Liegens rote Stellen oder gar Wunden 
bekommen, so seien sie mit Gurgelsalz-Wasser (Acid. boricum 25 Pf.) zu 
waschen und mit Omega-Hautcreme (25 nnd 50 Pf.) zu verbinden (Seite 6, 
86, 88, 40). 

Ferner sind folgende Ankündigungen des Wegweisers und der Preisliste 
herrorzuheben: 
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Wacholder'Pechpflaster, Preis 75 PI. 

„Dieses Pflsster wird eifolffreioli gegen alle rheninslisclien Schmerzen, 
auch gegen Hezenschnß, BOckenschmerzen, Httftweb, Verstanchnngen, Steifheit 
der Gelenke and Maskein, Magenschmerzen, Brastbesdiwerden, Bronchialkatairk, 
Asthma etc. angewendet.* (S. 64 Wegw.). 

Krysolin (Preis 80 and 60 Pf.) „ist eine in derWirkang dem Karhol 
ihnliche Sabstanz, welche sich leicht in Wasser lOst, eine ToraQgliche des* 
infizierende Eigenschaft besitzt. Vor dem Gebraach yerdttnnt man einen Efi* 
Ififfei ToU Eryaol mit 1 Liter aafgekochtem, aber wieder abgekfthltem Wasser. 
Mit dieser LOsong werden nicht allein Bntzflndangserreger in Wanden ab* 
getötet and infolgedessen eine bessere Heilang erzielt, sondern nach die Er* 
reger ansteckender Krankheiten werden darch Krysol vemichtet* (Seite 48 
Wegweiser). Selbst wenn das im vorliegenden Falle gelieferte Krysolin mit 
konzentriertem, etwa 96pros. Kresol hergestellt sein sollte, würde es nach 
obiger Anweisang nor eine l’/^proz. Mischang mit Wasser darstellen and nicht 
enUernt die angepriesenen desbfizierenden and heilenden Wirknngen haben. 

Choleratropfen „werden anter dem Namen Erampftropfen (Tinet. 
valerian) aaf Lager gehalten* asw. (Preisliste 8.4). Baldriantropfen haben 
nicht die den sogen. Choleratropfen eigentümliche stopfende Wirkang. 

Daß diese and andere Mittel die ihnen beigelegten wirkangen nicht entfernt 
haben and daher prahlerisch and irreführend sind, bedarf keiner besonderen 
Begründang, wird vom Kläger nach kaom bestritten; vielfach sind die Mittel 
völlig wirkangslos oder gar gefährlich, wie Bäachernng mit Salpeterpapier 
bei Karsatmigkeit infolge von Herzfehlern. Pechpfiaster ist bei Asthma dnrch- 
aos angeeignet zor HeUong. Die angegebene Art der Behandlang bei Masern 
and Typhas sagt nichts über die Vermeidang der Oebertragang dieser Erank- 
hdten. Grogk, fiismatpalver, Gargelsalzwasser and Haatci^me kOnnen einen 
l^haskranken nicht heilen. Nach diesen Ansführangea ist einerseits eine 
Anzahl von Mitteln, die der Kläger dem Beklagten als verkanft sagesaadt 
hat, für letzteren nach der Kaiserlichen Verordnang nicht freiveikäafiicb, 
anderseits würde das Feilbalten and Verkaafen aller Waren seitens des Be* 
klagten anter Benatzang der daza onamgänglich notwendigen, ihm vom 
Kläger gelieferten oder nach dem Bestellschein za liefernden Dracksachen, 
insbesondere des Wegweisers in mehrfacher Bicbtang gegen Verbotsgesetze 
verstoßen and deshalb verboten sein. Der Kläger hat daher die Vertrags* 
mäßige Zasicherang der frrien Verkäafiichkeit nicht erfüllt and der Beklagte 
kann Wandelang verlangen, wie er es schon nach dem Inhalt der Klage- 
beantwortang vom 16. Janaar 1907 also innerhalb der Frist des § 477 B. G.B. 
getan hat. Es fragt sich nnn, wie weit dieses Becht geht. Der Beklagte 
hat, wie der Bestellschein ergibt, lediglich eine Omega-Drogerie mitSchrsnk, 
nicdit aber die einzelnen Sachen als solche gekaaft, aas denen die Drogerie 
besteht. Diese einzelnen Sachen hat vielmehr der Üiger aasgewählt, za der 
gekaaften Einheit zasammen gestellt and diese als ein Ganzes dem Beklagten 
sogesandt. Deshalb kann Gegenstand der Wandelang nar der einheitliche 
Kaafgegenstand, die ganze Drogerie sein, § 469 B. G. B. findet keine An* 
wendong (Staadinger; 3. and 4. Aaflage, Anm. 1 a d za § 469, S. 645, 
Jar. Monatsschrift; 1909, S. 126). Allerdings kann dieser Anffassnng entgegen* 
gehalten werden, daß im Bestellschein von Lieferang einzelner Drogen, Heil¬ 
mittel and verschiedener Ware die Bede ist, daß angangbare Artikel gegen 
gangbare amgetaascht werden and daß der Kläger ebenso wie die von ihm 
zasammengestellten Waren aach andere hätte aaswählen kOnnen, die aaf 
keinen FaU nach der Kaiserlichen Verordnang dem Verkaof in den Apotheken 
Vorbehalten sind. Aber wenn selbst eine Mehrheit einzelner Sachen als Gegen¬ 
stand des Vertrages angenommen wird, so mnß ans der sich aas dem Bestell¬ 
schein ergebenden Vertragsabsicht and dem rechtlichen Interesse beider Par- 
teiea an der Vertragserfüllang entnommen werden, daß der Vertrag über die 
mehreren Sachen nar geschlossen wurde, wenn and weil sie sich als Kaof* 
gegenständ za einer Drogerie verbinden. Die einzelnen Sachen sind daher 
als zosammengehOrend verkanft (Staadinger; Anm. Ib za § 469), and es 
fragt sieh water, ob die mangelhaften Sachen ohne Nachteil für den die 
Waaddong verlangenden Beklagten von den übrigen getrennt werden kOnnen. 
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Eotseheidend ist dabei aioht alleiii die objektive MSglichkeit, soadeni aoch 
die Fihigkeit des Beklagteo sar Aossonderiug im vorUegenden Falle. Schon 
wenn man die einzelnen Artikel selbst ins Aoge fafit, so ist, wie der Yerlaof 
des Proxesses ergibt, die Feststellang der nicht freiverkäoüicben Teile so 
schwierig, zeit raabend and kostspielig, daß dem Beklagten, einem Gastwirt 
aal dem Lande, die Aassonderang im einzelnen nicht zogematet werden 
konnte, nachdem er darch Erkandigang bei dem Bezirksarzt Dr. B o e t e r s 
H&ngel, die aal die llangelhaltigkeit der ganzen Sendang schließen lassen, 
entdeckt and die Sachen als Ganzes zartickgewiesen hatte. Danach hatte die 
ganze Lielerang Ihr ihn kein Interesse mehr and er konnte alle Sachen ohne 
Unterschied ablehnon. (Staadinger; Anm. III za § 469, S. 548; Bechtspr. 
des O.L.G., Bd. 8, S. 71, Bd. 18, S. 416.) Bei Bearteilang dieser Frage darf 
aber lemer die Bolle nicht außer Betracht gelassen werden, welche, wie schon 
hervorgehoben, die Drackschrilten, insbesondere der Wegweiser lür die Schrank- 
drogerie des Klägers and die Möglichkeit des Absatzes im Kleinhandel spielen. 
Sie sind nach der aasgesprochenen Absicht des Klägers dazu bestimmt, dem 
Pablikam möglichst ohne Zoziehang eines Arztes eine, wenn nach olt nn* 
richtige and verhängnisvolle Aalklämng Ober sehr viele Krankheiten za geben 
and za deren Linderang oder Heilung aal den Bezog von Mitteln aas der 
Omega-Drogerie binzuweisen, wenn dieselben anch dazu hänflg angeeignet 
sind. Jedenfalis hängt die Möglichkeit des Absatzes, auch der freivetkäal- 
lichen Waren, besonders bei dem Beklagten wesentlich davon ab, daß von den 
Beklameschrilten ausgiebig der vom Kläger gewollte Gebrauch gemacht wird, 
so daß dieselben dem Vertrieb der Waren im Kleinhandel einen gewissen 
inneren Zosammenhang geben and einen wesentlichen Teil des Kaalgegen- 
Standes bilden. Hierin liegt ein weiteres Moment Itlr die Annahme, daß es 
sich ttberbaapt nur am eine einzige, aas vielen Teilen bestehende Sache bandelt. 
Fallen die ^kiameschrilten lort, weil ihre Verteiinng nach der Verordnnng 
vom 14. Jani 1908 verboten ist, und die Waren unter Benutxang der Schrilten 
nicht Irei verkauft werden dOrlen, so wird der Vertrieb aller Waren in Frage 
gestellt und die Trennung nur einzelner Sachen würde dem Beklagten nidt 
vor schweren wirtschaftlichen Nachteilen bewahren. Hiernach ist die Wande- 
lang aoi die ganze Sendang za erstrecken und die Klage unter Abänderung 
der erstinstanzlichen Entscheidung abzuweisen.“ 

b) Begriff Öffentlicher Ankftndigang von Heilmitteln (durch 
Drackschriften). Urteil des Oberlandesgerichts (Str.-S.) in Dresden 

vom 6. Oktober 1909. 

Der Angeklagte erzeugt Drogen und Heilmittel, die dem Apotbeken- 
verkehr nicht Vorbehalten sind. Von seinem Versandhaus ,Omega^ aas ver¬ 
treibt er seine Waren, als sog. Omega-Drogerien, und zugleich besonders zu 
ihrer Aafbewahrang eingerichtete Schränke. Den Abnehmern eines Schrankes 
gehen sodann Drackschriften (Anlage a — eine Anleitung zur Aufstellung 
einer Omega-Drogerie — sowie Anlagen b und e — Angaben über die Mittm 
und die Leiden, gegen die sie anzuwenden —) in größerer Zahl zu. Die 
Druf-kscbritten hat regelmäßig der Angeklagte selbst verfaßt und auch ver¬ 
sendet, nur über ihre ordnungsmäßige Herstellung wachte sein Betriebsleiter J. 
Am 28. April 1908 hat bei dem Beisenden des Angeklagten O. der Barbier W. 
in Böhringen einen Drogenschrank bestellt. Gleichzeitig mit dessen Abliefernng 
bekam er außer der Anleitung (a) etwa 2(X) Exemplare einer Schrift „Omega¬ 
wegweiser“ (c) und etwa 1(X) Exemplare einer Schrift mit dem Aufdrucke 
.Gesundheit ist Beichtum* (b) übersendet. Gemäß des Weisung G.'s, die 
Broschüren zu verbreiten, hat W. einen Stoß der Schriften c und b offen in 
seinem Barbierladen ansgelegt und Exemplare davon seiner Ladenknndschaft 
abgegeben, andere hat er auch bei seinen Gängen in die Häuser verbreitet. 

Für eine Beihe von Mitteln, die der Angeklagte in den Druckschriften 
anzeigte, hat das Landgericht festgcstellt, daß er diesen Mitteln Heilwirkungen 
weit über ihren wahren Wert hinaus andichtete oder daß, wo er nichts 
erdichtete, doch die Art und Weise der Anpreisung so eigenartig war, daß 
das Publikum irregeführt wurde und meinte, daß doch etwas ganz Besonders 
hinter den Namen, meist reinen Phantasiebeaeichnnngen, verborgen sein müsse. 
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Der Angeklagte ist gelernter Drogist und hat Drogenchemie studiert. 
Deshalb stellt das Lsndgericbt unbedenklich fest, er habe gewoßt, mindestens 
die nahe Möglichkeit unterstellt, daß er 7iele seiner Waren unter irrelttbrenden 
Namen vertrieb und anderen eine Heilwirknng, die sie nicht batten, beilegte. 
Das Landgericht hat ihn der üebertretnng i. 8. von Ziffer 3 nnter a der 
Ministerialverordnnng vom 14. Juli 1903 für scbnldig erachtet. Es hat seinen 
Einwand, er vertreibe nur Waren, die den Apotheken nicht Vorbehalten seien, 
die öffentliche, selbst reklamehalte Ankündigung solcher Waren müsse statt¬ 
haft sein, aus der in der Entscheidung Anm. 29. 295 dargelegten Gründen 
snrflckgewiesen und im übrigen ansgeftthrt, auch Erzengern von Mitteln und 
Händlern mit solchen sei die Beklame in dem in Ziffer 3 a jener Verordnung 
besieltea übermäßigen Umfange untersagt, wenn sie auch nicht in eigener 
Person gewerbsmäßig Heilkunde, ohne approbiert zu sein, ansübten. 

Indem es die Ankündigung der Mittel, da W. im Sinne und nach dem 
Willen des Angeklagten die Druckschriften in seinem offenen Barbierladen zu 
Jedermanns Einsicht anslegte, auch in den Häusern nmbergab, als Öffentlich 
erfolgt ansieht, konstruiert schließlich das Landgericht eine mittelbare Täter¬ 
schaft, wiefern es rechtlich erwägt, durch seinen Beieenden G. und durch W., 
die beide seine dolosfreien Werkzeuge gewesen, habe der Angeklagte die 
Verteilung seiner Druckschriften ins Publikum wirklich zur Ausführung 
gebracht. Dem Ansspruche auf Verurteilung wegen Üebertretnng der angez. 
y. 0. bat das Landgericht nur noch, insoweit in Beachtung der staatsanwidt- 
ncbaftlichen Berufung, den weiteren Ausspruch hinzngelttgt, daß die straf¬ 
baren Stellen in den in W.’s Besitz noch befindlichen oder befindlich gewesenen 
Drucksachen nnbranchbar zu machen seien. § 41 Str.G.B. 

Ob, wie die Bevision zunächst ansstellt, die Amtsbanptmannsebaft zum 
Erlasse einer Strafverfügung zuständig und ob die letztere wegen nicht 
genügend spezieller Angabe der strafbaren Handlung auch sonst nicht ordnungs¬ 
mäßig erlassen war, kann hier dahingestellt bleiben. Jedenfalls erlangte die 
Staatsanwaltschaft durch die Abgabe der Akten an sie Kenntnis von der Sache. 
Der Schrank war am 28. April 1908 bei G. bestellt werden; es bedurfte zu¬ 
nächst einer kurzen Zeit bis zu seiner Lieferung. Die alsdann dem W. mit 
übersendeten Druckschriften wurden allmählig und gelegentlich ins Publikum 
abgegeben. Es ist ausgeschlossen, daß die Verbreitnng vor etwa Mitte Mai 
1908 schon beendet gewesen sein konnte. Am 11. August erfolgte die erste 
richterliche Vernehmung des Angeklagten und damit eine wirksame Unter¬ 
brechung der Strafverfolgnngsyerjährung, aber auch nachher ist die Verjährung 
mehrfach, ja rechtzeitig, durch richterliche Handlungen unterbrochen worden. 
Insoweit ruht die Verurteilung des Angeklagten auf zweifelloser Grundlage. 

Die Büge sodann, das Gericht sei weder nach § 7 noch nach § 8 St.P.O. 
zuständig gewesen, ist nach § 380 8t.P.O. unzulässig. Im übrigen kommt die 
Bevision im wesentlichen nur auf die schon vor dem Berufungsgericht vor¬ 
gebrachten Einwendungen zurück. 

Daß die Sächsische Verordnung vom 14. Juli 1903 auf den Angeklagten 
keine Anwendung finden kOnne, da er, als eine nicht als Medizinalperson 
approbierte Person, Heilkunde gar nicht ansübe, sondern nur als Drogenhändler 
seine Waren verkaufe, Heilmittelankündignng aber nicht Ausübung der Heil- 
knade bedeute, ist eine nicht zutreffende, insbesondere auch nicht durch die 
Bezngnahme auf einige Entscheidungen Preußischer Gerichte über eine 
Preußische Verordnung wirksam zu stützende Ausführung. Es bandelt sich 
ausschließlich nm Sinn und Tragweite der in Bode stehenden Sächsischen 
Verordnung. Nach ihr gehOrt die Gewerbsmäßigkeit der Heilknndeansübung 
überhanpt nicht zum Tatbestände der Zuwiderhandlung gegen Ziffer 3 nnter a, 
wie dies bei den Zuwiderhandlungen nach Ziffer 1 und 2 allerdings der 
Fall ist. Auch die Ueberschrift der Verordnung allein beweist nichts für die 
Meinung des Angeklagten. Das alles ist ln der ln den Annalen des Ober- 
laadesgerichts Bd. 26, S. 411 abgedrnckten Entscheidung näher begründet; es 
wird ^ranf verwiesen. 

Die Behauptung der Bevision, die Ankündigung sei nicht Öffentlich 
erfolgt, erscheint gegenüber den Beweisannahmen hinfälUg. Danach hat der 
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Barbier W. StOfie der Draeksohriften in seinem offenen Laden aa jedermanns 
Einsicht aasgelegt and Exemplare daron aa seine, dort erscheinenden Kanden 
abgegeben; andere Ekemplare hat er selbst in den Häasern heramgetragen. 
Die Orackschriften sind damit ins allgemeine Pablikam gelangt and damit 
sind die AnkOndigangen der Heilmittel des Angeklagten nach öffentlich 
geschehen. 

Schließlich wird noch gerttgt, die Annahme einer mittelbaTen Titer- 
schalt aal der Seite des Angeklagten sei onbaltbar, da W. die Drogen fest- 
gekaalt and in seinem Interesse darch die Abgabe der Schrilten ins Pablikam 
den Absatx gelOrdert, also selbstindig and selbsttätig gehandelt habe. Allein 
er hat dabei in der Tat, wenn nicht allein, so doch mindestens mit im 
Interesse des Angeklagten gehandelt. W. würde, aal sich allein gestellt, 
nicht lange haben lielem können and Uberhaapt bei dem Absatse der zaniehst 
bezogenen Mengen nichts Erhebliches verdient haben. Es lag in erster Linie 
im Interesse des Angeklagten, daß W., der nun einmal schon einen Drogea¬ 
schrank gekaalt hatte, bald nachbestellt. Die Erlolg erstrebte also der 
Angeklagte aas der W.’schen darch Q. eingeschSrlten Verbreitang der 
Dracksachen. Im übrigen konnte gerade vorliegend W. als eia dolasloses 
Werkzeag des Angeklagten wohl angesehen werden, da er als Barbier in 
der Drogenbranche gans anwissend war, den Sachzasammenhan nicht dorch- 
schaate and von der Bedeatang des ihm aofgeredeten Drogeavertriebes and 
der Beklame daza sich keine richtige Vorsteilang machte. 

Nach alledem war die Verarteilong des Angeklagten gerechtfertigt. 
Dasselbe hat von dem, aal § 41 St.G. Bs. berahenden, obenerwähnten Neben- 
aasspraohe za gelten. Anders, als im Falle des § 40 8t.O.Bs., ist die Maß¬ 
nahme im Sinne von § 41 nach bei üebertretangen statthalt (Olshaosen, 
8t.a.B. in Bern. 5 za § 41). 

TL Besetrang von Impfarststellen. 

Der Berichterstatter, Besirksarat Dr. Bo et er s-Döbeln, bringt sein 
Bedaaera darüber zam Aasdrack, daß der in den Bandearatsbestimmnngen 
beflndlicbe Passas, daß haaptsäcblich beamtete Aerzte za Impfärzten ernannt 
werden sollen, in der sächsischen Aoslühraagsverordanng fehlt. 

Er verspricht bis Ende Oktober ein amlassendes Belerat za erstatten. 

VIL Bespreehong der Fragebogen für die Unterbrlngong sehwaeh- 

sinniger Kinder. 

Der Beferent, Ob.-Med.-Bat Dr. v. Mücke-Zittan hält die Fragebogen 
für viel za aoslührUch and deshalb für za teaer lür die mdst nnbemittelten 
Eitern solcher Kinder. 

Unter Zastimmang der Versammlaag soll die Vereinfachnng der Frage¬ 
bogen angeregt werden. 

YIIL Ueber die Wdnsehe der Medistnalbeamten zu dem ln Anssieht 
stehenden neuen Telkssehnlgesets. 

Besbksarst Dr. H o 1 s-Leipzig: M. H. I Der nächste Landtag wird sich, 
wie Ihnen gewiß allen bekannt ist, mit einem nenon Schalgesetse zn befassen 
haben. Vermatiieh werden hierbei nach manche Fragen berührt, die ans 
angehea; denn ohne eine, hoffentlich eingehende, Beiückslcbtigang der 
Bestrebangen der modernen Schalgesnndheitspflege wird and kann ja wohl 
ein neaes Schalgesetz kaom erlassen werden. 

Mit der Gesnndheitspflege in den Schalen onseres Bezkkes haben wir 
Beslrksärste ans schon bisher beschäftigen müssen and werden dies nach 
meiner Ansicht nach in Zakanft weiter tan müssen, zam mindesten im bis¬ 
herigen Umfange; denn die große Kaltaraafgabe, die ans im Staate zage- 
wiesea ist, die Lehren der Gesnndheitspflege ins Volk za tragen and Im 
Volke za pflegen and damit den Gesandheitssastand des ganzen Volkes za 
heben, können wir nor dann mit Aassioht aal Erfolg bearbeiten, wenn wir ans 
^n der Jagen^ insbesondere der Sehnljagend aanehmen and einerseits für 
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gesonle SehalrSame sorgen, anderseits aber aach den Gesandheitsznstand 
der Behaljagend flberwaohen and die SchalbehOrden and Eitern aid Krank* 
heiten unter den Kindern aafmerksam machen. 

Die bisherigen in besag aal die Schalgesandheitspflege in Sachsen 
geltenden Bestimmungen sind gewiß nicht schiecht; es ist an? Qrand dieser 
Bastimmangen aach schon Sehr viel erreicht worden. Gewiß ist an den 
Erfolgen in dieser Bichtaag nach die oft angefebdete Tätigkeit der Bezirks* 
irzte mit beteiligt. 

Ein gewisser Eioflaß war den Bezirksärzten schon im alten Schal* 
geseize vom Jahre 1878 auf das Schulwesen ebgeräamt. Die betreffenden 
§§ 11 and 37 sind Ihnen ja allen hbreichend bekannt; auf ihnen ist auch 
S 18 anserer Instraktion begründet. Hierzu kommt nach § 33 der Instrokdon, 
durch den den Bezirksärzten eine beschränkte Fürsorge für gewisse Arten 
von Sehulkbdern zagewiesen wird. Aaßerdem werden wir wohl alle von den 
Bezirksschalbspektionen zar üntersachang kranker Schulkinder herangezogen 
and zwar auf Grand von § 1 P. 8, wonach die Bezbksärzte berufen sind, b 
allen medizinaipoUzeilichen Angelegenheiten den unteren VerwaltnngsbehOrden 
beirätig zu seb. 

Was nun die Wünsche anlangt, die ich und ich nehme an, daß sie von den 
Herren Kollegen geteilt werden, bezüglich des Schulgesetzes habe, so betreffen 
sie emmal das Schulbauwesen, auf der uns hoffentlich der bbherige Einflaß b 
vollem Umfange erhalten bleibt. 

Ich wünsche vor allem, daß die Bestimmung in § 11 fällt, nach der auf 
jedes Schalkini mindestens 2,5 cbm Luftraum zu rechnen sind. Wir lüle 
wissen, daß dies viel za wenig ist. Dieser geringe Laftraam komplbiert sich 
mebtens mit auch sonst ungenügenden Verhältnissen; insbesonlere fehlen b 
ebem solchen Zimmer gewöhnlich auch alle Lüftungsebrichtungen. Die Ver* 
waltangsbebörden klammern sich aber nicht selten an dieser gesetzlich fest* 
gebgten Bestimmung, und aller Hin web darauf, daß selbstverständlich 2,6 cbm 
aar unter gewbsen Voraussetzungen ab genügend angesehen werden können, 
hilft nichts. 

Ich möchte ferner darüber eine Bestimmung sehen, was zu geschehen 
hat, wenn der Besirksarst erklärt, daß die Sdiule den gesundheitlichen 
Anforderungen nicht entspricht. Wir haben noch eine Menge alter Schalen 
auf dem Lande, und wohl auch in manchen Städten, die den Anforderungen 
der Verordnang vom 3. April 1878 über die Anlage und bneren Ebrichtang 
der Schulgebäude in Bücksicht aaf Gesandheitspflege nicht entsprechen. 
Wenn man Einsicht in die betr. Akten nimmt, so findet man nicht seiten, 
daß schon vor 80 and mehr Jahren der damalige Kollege erklärt hat, ^e 
Schule entspreche nicht den Anforderungen. Trotzdem besteht die Schale 
weiter. Ich weiß ja natürlich, daß für die Verwaltungsbehörden noch eine 
canze Menge anderer Bücksichten za nehmen sind, ungünstige Fbanzlage 
des Ortes, Bückgang der Bevölkerung und dergl. Anderseits liegt aber 
Uuftg nur Starrsbn der Bevölkerung, manchmal sogar nur einzeber 
Personen vor, der einen Schulneubau verhindert. Nicht ganz selten sind 
M s. B. die Herren Ortsschulbspektoren, die Schwierigkeiten machen; da 
■nß erst die Kirche renoviert oder ein neues Ffarrhans gebaut werden, 
ahe die Schule daran kommen kann. Nach meinem Dafürhalten müßte 
b Gesetz bestimmt werden, daß eine Schule, die den gesundheitlichen An* 
fstderungen nicht mehr entspricht, binnen einer Anzahl von Jahren zu ersetzen 
ib, seien es non 10, 12, 15 oder meinetwegen aach 20 Jahre, wenn nur 
wenigstens b absehbarer Zeit eine Aenderung ebtreten muß. 

Der dritte Punkt meiner Wünsche betrifft die Anstellang von Schul¬ 
ärzten. Ob b dieser Beziehung das neue Schulgesetz etwas brbgen wird, 
eatäeht sbh meiner Keuntnb und wohl auch der Ihrigen. 

Ab überaus wünschenswert muß ich es aber bezeichnen, daß die An* 
etdbag von Schulärzten an den Volksschulen für das ganze Land durchgeführt 
vtrde und zwar bdem der Staat die Anstellang und Besoldung der Aerzte 
selbst übernimmt, was ich für das zweckmäßigste halten möchte, oder aber 
er webgstens einen Teil der Kosten trägt. Wie notwendig die An* 
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steliong ron SchnUrzten ist, bedarf in diesem Eioise keiner weiteren Aas* 
fAhrang. Die Schulärzte sind nicht blofi fAr die Städte, sondern ebenso auch 
lAr das platte Land notwendig. Das wird jeder, der einmal solche Unter¬ 
suchungen auf dem Lande Torgenommen hat, bestätigen kOonen. 

Wenn aber Schulärzte angestellt werden, so mOcbte nicht vergessen 
werden, daß die gesamte Qesundneitspflege einen Sammelpunkt haben soll in 
dem bezirksärztlichen Amte. Zweifellos gehört die Scbulgesundheitspflege 
mit zum Medizinalwesen, Aber das der Bezirksarzt unmittelbare Aiüsicht 
fAhren soll. Es ist daher m. E. zweierlei notwendig: 

1. daß die Schulärzte, wie die Impfärzte, nur auf Vorschlag und unter 
Zustimmung des Bezirksarztes angestellt werden können; 

2. daß die Schulärzte eines Bezirkes Aber ihre Tätigkeit dem Bezizks- 
arzt jährlich eingehend zu berichten haben. 

Dies fällt unter P. 2 § 1 der Instruktion, nach dem die Bezirksärzte 
berufen sind, den öffentlichen Oesundheitszustand und die auf die öffentliche 
Qesundheitspflege abzielenden Maßregeln zu überwachen. Der Bezirksarzt 
muß gewissermaßen der Oberschularzt seines Bezirkes sein. Es muß ihm auch 
eventuell Gelegenheit gegeben sein, sich praktisch als Schularzt zu betätigen. 

Der letzte Punkt meiner Wünsche betrifft die Seminare. M. H.! Sie 
werden wahrscheinlich gleich mir die Beobachtung gemacht haben, daß die 
Kenntnisse unserer Lehrerschaft in Schulgesundheitspflege im Durchschnitt 
herzlich gering sind, daß viele unserer Anregungen an dem gerugen Ver¬ 
ständnis zahireichet Lehrer scheitern. Ich möchte dies darauf zuzüäcftthren, 
daß die Lehrer auf den Seminaren nicht genügend Aber dieses wichtige Kapitel 
unterrichtet werden. Ich meine, die Schnlgesundheitspflege ist derart wichtig, 
daß sie wohl verdient, mehr Berücksichtigung auf den Seminaren zu Anden. 
Ich habe versucht, den Oschatzer Seminardirektor dafür zu interessieren, habe 
hierbei bis jetzt aber kein Glück gehabt. Er hat mir geantwortet, es fehle 
hierfür jetzt vollkommen an dar Zeit; erst wenn die Verlängerung der 
Seminarzeit durchgefübrt worden sei, könne man daran denken, auch Schul- 
gesundheitspAege zu lehren. 

M. H.I Das sind die WAosche, die ich hier zum Ausspruch gebracht 
haben möchte. Vielleicht bat noch der oder jener von Ihnen noch weitere 
Vorschläge. Ich stelle zunächst den Antrag, eine Kommission, bestehend 
aus dem Vorstand und 2 weiteren Kollegen, zu ernennen, die die Vorschläge 
zu beraten und der nächsten Versammlung vorznlegen hat. 

Dieser Antrag wird angenommen, außer dem Gesammtvorstand 
Dr. Holz und Dr. Thiersch in diese Kommission gewählt. 

Der Vorsitzende erwähnt noch, daß ein Gesuch an das Königl. 
Ministerium cingereicht werden soll, den Bezirksärzten den Besuch der 
nächstjährigen Hygiene-Ausstellung in Dresden zu ermöglichen. 

Hierauf schließt er die Versauimlung unter nochmaligen Ausdruck des 
Dankes für die Vorträge und die Anregungen. 

Dr. Flinzer-Plauen i. V. 


Bedaktion: Geh. Med.-Bat Prof.Dr.Bapmund, Beg.- u.Hed.-Bat ln Minden LW. 

0. 0* Broat, Henofl. Slchf« «• FftrtU* 8ch.»L. Hofbaohdruekerel ln Hlndan. 
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Bericht ftber die Tom 14.>-ie. Heptember 1910 in Elberfeld 
nbi'ehnltene XXXT. Tersnmmlnnc des Deutschen Tereins 
fdr 5flFentliche liesondheitspflege« 

Erster Sitsungatsg, Mittwoch, den 14. September 1910. 

ErSffeaag der Yersammlang. In seiner ErOffoangsrede begrttfite Ober* 
bftrgermeister r. Bor seht'München, der diesjährige Vorsitsende, zanächst 
die Ehrenmitglieder des Vereins, Leat'Cöla and ßanmeist er •Earlsrahe, 
die aogebeagt von der Bürde des Alters regelmädig mit rührender Anhäng¬ 
lichkeit an den Versammlangen des Vereins teilnehmen. Der stattlichen Beihe 
altbewährter Mitglieder hätten sich in diesem Jahre viele jange Kräfte hinza- 
gesellt. 

Als Vertreter der Staatsregierang sprach Beg. a. Geh. Med.-Bat Dr. 
Borntraeger-Dflsseldorf; er erinnerte daran, daß in Elberfeld ein besonders 
reges Leben aaf dem Gebiete der Indastrie and der sozialen Fürsorge herrsche. 
Die bergische Metropole habe mastergültige Einrichtangsn. Er erwähnte das 
Elberfelder System des Armenwesens, den Bergischen Verein für Gemeinwohl, 
die Kläraniage and die Bostrobangen Elberfelds, im fiskalischen Walde Barg- 
holz Wald-Brholangdstätten za schaffen. Er ermahnte die private Wolü- 
tätigkeit, dafür za sorgen, daß, wie hier die Kinder in den Baracken, anch 
die Arbeiter in den Erholangsstätten mehr wie bisher die Nacht zabringen 
können, and trat für eine Sonderang der taberkolösen and nichttaberkal^en 
Kinder in den Waldschalen ein. In hygienischer Beziehang strebten Elber¬ 
feld, SchOneberg and Charlottenbarg am die Siegespalme. 

Oberbürgermeister Fancke-Elberfeld begrüßte den Verein namens der 
Stadt, die in diesem Jahre ihr 800jähriges Stadt*Jabiläam gefeiert habe. 
Viele Einrichtangen and Anstalten aaf dem Gebiete der öffentlichen Gesand* 
heitspfiege seien aaf Anregang des Vereins and seiner Arbeiten aosgefabrt 
worden. Besondere Schwierigkeiten habe die Kanalisation der jetzt 170000 
Einwohner zählenden Stadt vernrsacht, die 16—17 Millionen Mark gekostet 
habe. Elberfeld nehme in der Statistik der allgemeinen and der Sänglings* 
Sterblichkeit eine ehrenvolle Stellnng ein. 

Oberbürgermeister v. Borscht dankte den Vorrednern and gedachte 
dabei der engen Beziehangen zwischen Verein and Begierong and der ersprieß* 
liehen Tätigkeit Born trägers für die öffentliche Gesandheitspflege. Von 
den im letzten Jahre verstorbenen Mitgliedern hob er besonders hervor: 
Dr. med. Herzog Carl Theodor von Bayern, der in der Wiener Versamm- 
lang 1881 das Ehrenpräsidiam geführt hatte, and Bobert Koch, der für die 
Belehrang des Volkes über das Wesen übertragbarer Krankheiten mehr getan 
habe, als irgend jemand vor ihm. 

L Die Errlchtang einfacher Krankenanstalten inr Aufnahme von 
Leleht* und Chronisch-Kranken. Krankenhaasdirektor ProL Dr. Grober- 
Essen: Die Sammen, die ailjähriich im Deatschen Belebe für die Errichtnng, 
Erweiterang and den Betrieb von Krankenhäasern aasgegeben werden, sind 
erheblich gewachsen. Vor 20 Jahren betrog in dem vorbildlichen Nürnberger 
Kraakenbaose der Bettpreis 4000 Mark, heate beträgt er in einer Beihe von 
Krankenhäasern das Doppelte and Dreifache. Im Aaslande finden sich sogar 
Krankenhäaser, in denen nach diese Somme erheblich überschritten ist. Es 
ist daher eine Aeaderang notwendig. Bei seinen täglichen Krankenbesachen 
in den Krankenhäasern in Jena and Essen kam dem Bedner der Geduike, 
eigentlich habe doch nar eine gewisse Zahl von Kranken alle jene kostspieligen 
Einrichtangen nötig. Genesende nach Plearitis, nach Pneamonie, die sich er¬ 
holen sollen. Kranke, für die hygienische Umgebang, einfache Emährong and 
einfache Medikation aasreiche, and schließlich Kranke, bei denen die Unter- 
snehang and bisherige Behandlang die ünheilbarkeit oder fehlende Aassieht 
auf B^erang nachweisen, können anderswo einfacher and besser ontergebracht 
werden. Daza kommt, daß die Leicht* and Chronisch-Kranken den äat Er¬ 
krankten die Kraft der Aerste entziehen, daß aber ungleichmäßige Behandlang 
von Kranken nnr schwer, besonders anf demselben Saale darebzaführen ist. 
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Weil jene ttbemll hin gelangen nnd eich z. T. lange in den Krankenh&nnern 
anihalten, tdnd sie außerdem der Infektionsgefahr besonders ansgesetat. Die 
Beweglichkeit der Genesenden, ihre Lebensfrende stOrt ferner den Betrieb auf 
der Station, da sie die notwendige Bnhe nicht zu bewahren wissen. In den 
Erholungsheimen waren bisher die Ergebnisse günstig, yoranssicbtlich sind sie 
es daher auch ln neu geplanten Heimen. Auf diese Weise würde auch der 
Not an Betten, die in den großen Städten herrscht, so daß für Schwerkranke 
oft nicht Betten genug frei sind, Abhilfe geschallen. Als Einwand komme aller¬ 
dings in Betracht, daß die Unterbringung einer großen Zahl von Halbgesunden 
oder Dreiriertelgesunden große Schwierigkeiten macht. Für den Erfolg ist 
es daher wichtig, daß die Kranken in diesen Anstalten an den Arbeiten nnd 
im Betriebe mithelfen, sowohl in der Landwirtschaft, als in der Gärtnerei. 

Ferner wird gesagt, es kommen Nervöse in großer Menge, Neurastheniker 
nnd Hysterische; die psydiische Ansteckung sei wichtig, iülerdings pflanzen 
sich bei Empfänglichkeit die krankhaften Ideen leicht fort. Axich hier ist 
Arbeit von Wert. Einen weiteren Einwand hat Deneke-Hambnrg gemacht: 
Die neuen Heime dienten zur Verlängerung des Erankenhansaufenthaltes. 
Jeder der beiden Aerzte brauche eine gewisse Zeit, um sich in den Kranken 
und die Krankheit hinein zu leben. Daher ist von vornherein die gemein¬ 
schaftliche Leitung beider Anstalten einem Arzte anzuvertrauen. Den sozialen 
Einwand, daß Chronisch-Kranke die Anstalt als Siechenhaus ansehen nnd eine 
Abneigung dagegen haben würden, kann man durch den im Hanse herrschenden 
Geist entwaffnen, der bewirkt, daß sich die Kranken darin wohl fühlen. 

Betriebsgrttnde f tt r die Errichtung der neuen Anstalten sind: Die Ernährung 
ist billiger, alle Kranken essen gewissermaßen aus einem Topf; eine beson¬ 
dere Beköstigung flndet nicht statt. Der Masseneinkauf gleichwertiger Lebens¬ 
mittel verbilligt den Preis. Die Viktualien können im eigenen Betriebe ge¬ 
zogen werden. Diese Gedanken sind nicht neu. Die modernen Anstalten ent¬ 
wickelten sich ja ans den Siechenhäusern, insbesondere, als infolge der sozialen 
Gesetzgebung die Kranken mehr Ansprüche stellten. In England Anden sich 
noch große nnd kleine Siechenhänser, z. T. mit Krankenhäusern, deren hygie¬ 
nische Verhältnisse meist nicht sehr erfreulich sind. Auf einer Stndienr^e, 
die der Redner mit der Unterstützung des Staatsministeriums nnd der Stadt 
Essen nach Holland, Oesterreich und der Schweiz ansführte, lernte er dort 
die Verhältnisse kennen. 

In Deutschland haben B. Virchow, Ziemssen, Cnrschmann 
wiederholt darauf hingewiesen, wie wichtig eine Differenzierung sei. Ziemssen 
gelang es, die Genesungsheime an die Peripherie Münchens zu verlegen. 
Dosqnet-Berlin schuf in Nordende (Niederschönhansen) ein solches. Gott- 
stein-Charlottenbnrg hat 1905 eine kritische Beleuchtung der Kranken¬ 
hausverhältnisse von Berlin nnd Charlottenbnrg gegeben und die Schaffung 
von 8 Pavillons für die in Frage stehenden Kranken angeregt In der Charitö 
Anden sich derartige Gebäude für Infektionskrankheiten. Nagelschmidt 
hat sie seiner Frauenklinik angegliedert. Hierher gehören auch ue S a r a s o n- 
schen Treppenkrankenhänser. Ungeeignet zur Aufnahme sind Kranke mit leicht 
nnd rasch vorübergehenden Erkrankungen, akuter Bronchitis, Pharyngitis usw.; 
ferner Schwerkranke, deren Schicksal sich in kurzer Zeit entscheiden kann, 
nnheilbar Kranke mit Tuberkulose der Wirbelsäule, die den Transport nicht 
vertragen. Geisteskranke nnd schließlich ansteckende Kranke, die ja die Kost¬ 
spieligkeit der allgemeinen Krankenanstalten besonders bedingen. Kranke im 
8. Stadium der Lungentuberkulose dagegen sind aus dem allgemeinen Kranken- 
hause zu entfernen. Diese sollen, wenn sie genügend isoliert werden können, 
in der neuen Anstalt unter gebracht werden. 

Geeignet dagegen sind Genesende, Kranke mit leichten organischen 
Krankheiten, leichten Blutkrankheiten, Blutarmut, Bleichsucht, mit Katarrhen, 
Bhenmatismus, Neurasthenie, Hysterie; auch Kranke mit gewissen Frauen- 
Ohren-, Nasen-, Halsleiden, nnd schleßlich Kinder, die orthopädische Behand¬ 
lung bedürfen, vorausgesetzt, daß die notwendigen Apparate angeschafft werden. 

In die Anstalten für chronische Kranke gehören alle unheilbaren, 
nicht besserungsfähigen Kranken mit Altersbescbwerden höheren Grades, Lungen-, 
Hers-, Nierenleiden; Kranke mit Leiden des Nervensystems, des Rückenmarks, 
des Gehinis, mit Lähmungen; ferner mit Krebs, Sarkom, bösartigen Neubil¬ 
dungen, langdauernden ^tzttndungen, Tuberkulose, Osteomyelitis. Die Be- 
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dtrfnistmge ist demnach zu bejahen. Es bestehen nun zwei M5glichkdtea: 
Entweder werden, wie in Charlottenburg, die Gebäude auf dem Gelände der 
allgemeinen Krankenhäuser errichtet, oder an der Peripherie der Städte oder 
auf dem flachen Lande. Gegen den ersten Modus kann man einwenden, daß die 
allgemeinen Krankenanstalten ttber ein bestimmtes Haß von Betten hinaus- 
wachsen wflrden. 1600 Betten sind eben noch geeignet, von einem Leiter auch 
bei der bisherigen Organisation dirigiert zu werden. Eine weitere Vergrößerung 
der Krankenhäuser wäre unrätlich. Fttr die Leichtkranken besteht zudem 
die Gefahr der französischen Biesenspitäler, daß sie im Falle, daß mehr Kranke 
anfgenommen werden, evakuiert werden. Eise Beserve ist zwar von Vorteil, 
— hier würden aber unhaltbare hygienische Zustände eintreten. Die Kranken 
in diesen Anstalten merken übrigens alsbald, daß die ärztliche und pflegerische 
Versorgung einfacher ist; es ergeben sich daraus Schwierigkeiten, die Kranken 
nehmen Anlaß zur Kritik, zu Beschwerden. Verlegt man dagegen die neuen 
Anstalten aufs Land, in die Peripherie der Großstädte, so sind Boden, Ma¬ 
terial und Betrieb billiger. Die Kranken werden ferner den Lockungen der 
Großstadt ferngehalten. Auch hier muß jedoch der Boden, das Klima gttnstig 
sein. Eine möglichst gute Verbindung mit der Stadt und dem Zentralkranken¬ 
haus ist geboten. 

Fttr Anstalten, die nur 10—80 Jahre dauern sollen, genttgen transpor¬ 
table Baracken. Viele Architekten sind in der Lage, mit billigem Material 
solche zu bauen. Immer muß das Gebäude fest, einfach und sauber sein. 
Die Art der Kranken in diesen Häusern, die zweifellos fttr Witterungseinflttsse 
empfänglich sind, empfiehlt den Bau von 3 stockigen Kastenhäusern. ln jedem 
Stock sollen 2 Säle sein. Die Zahl der Nebenräume ist zu beschränken. Eine 
dnfache Liegehalle aus Holz, ein Tngeraum, Abortanlage sind erforderlich. 
Ein Saal mit 30 Kranken ist zweckmäßig, da die Salnbrität mit rinem Blick 
zu übersehen ist. Die Stubenkrankensäle sind dagegen teurer und nehmen 
die Kraft des Personals mehr in Anspruch. 

Bei der Bauausführung mttssen die staatlichen Anforderungen an Venti- 
latioa und Licht inne gehalten werden. Dagegen konnte man ohne Fliesen 
und Oelfarben anskommen, die durch häufig erneuten Kalkanstrich ersetzt 
werden mttßten. Polsatlons-Ventilatoren & mit Kippfenstern versehenen 
Bäumen wären nicht nOtig. Nicht in jedem Baume brauchten Wasser, Gas 
und Elektrizität zu sein. Notwendig sind Bäume fttr die ärztliche Unter¬ 
suchung und Behandlung; fttr Beinigungsbäder, Brausebäder und ein kleines 
Laboratorium. Dazu kommen Koch- und Waschküche, Wohnungen fttr die 
Aerzte und Beamten. 

Eine besonders intensive Trennung der Geschlechter ist geboten. Vld- 
leiobt ist es zweckmässig, je ein eigenes Hans fttr Männer und fttr Frauen zu 
schaffen. Als Einrichtung genügt ehi eisernes Bett, ein Waschtisch, ein kleiner 
Schrank, einfache MObel. Empfehlenswert ist, wie in Oesterreich und der 
Schweiz, die Schaffung eines Festsaales ans Holz, einer großen HdUe fttr 
kirchliche und weltliche Feiern, fttr Konzerte. Der Kontrolle und Beobach¬ 
tung wegen dürfen die Gartenanlagen nicht zu groß sein. — Die sorgfältige 
pathologisch - anatomische Untersuchung der Verstorbenen, besonders nach Ab- 
hiuf chronischer Krankheiten, gibt dem Arzte zur Erforschung der Ursachen 
nnd zur Verhütung wertvolle Winke — es empfiehlt sich daher eine Prosektur, 
die jedoch gegebenenfalls mit denjenigen der zugehörigen allgemeinen Kranken¬ 
anstalten verbunden werden kann. 

Das Personal kann verringert werden. Es genttgt fttr 600 Kranke 6—6 
Assisteazärzte, 1 Oberarzt. Bei den Leichtkranken genttgt 1 Schwester fttr 
2 Säle zu 80 Kranken; die Chronisch - Kranken bedürfen einer älteren Schwester 
nnd 1—2 jüngerer Schwestern. Die Krankenpflege kann hier erlernt werden; 
Krankenpflegeschnlen lassen sich daher in diese Anstalten verlegen. 

Die Kranken mttssen sich an den Arbeiten mit beteiligen. Erhebliche 
Widerstände bei Kranken sind zwar beobachtet worden; in Oesterreich nnd der 
Schweiz arbeiten jedoch 90 **/o aller Kranken mit. Wird die Arbeit vom Arzte 
zur Heilung oder zur Bewegung angeordnet, so kann nach juristischer 
Darlegung ein Ein wand dagegen nicht erhoben werden. Durch die Arbeit 
sind die I^bensmittel billiger zu beschaffen; alles, was an Arbeitskraft nicht not¬ 
wendig ist, kann anderen Anstalten (Pflegeheimen, Krttppelheimen) zur Verftt- 
guag gest^t werden. Es bildet sich so eine Marktgenossenschaft nach altger- 
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maBischem Vorbild. Aach schwierige wirtschaftliche Verhältoisse lassen sich 
auf diese Weise Aber winden. 

Die Einweisung der Kranken geschieht am besten Ton der Ambnlanz 
oder der Anfnabmestation ans. Eine ^heitliche Leitnng des gesamten Kranken* 
hanswesens beider Anstalten ist aber geboten. Mehrere kleinere Gemeinden 
bilden bei größerem Bettenbedarf einen ZweckrerbanÄ Auch läßt sich die 
Anstalt passend an ein Krttppelheim, an eine Heimstätte fAr Tnberknlöse an* 
schließen. 

Auf diese Weise ist es möglich, mit 8—4000 Mark fAr das Bett anssn* 
kommen. Der landwirtschaftliche Betrieb wird 60—60*/o der Kosten, die als 
Krankenpflegeansgabe erwachsen, decken können. 

Die i^gemeinen Krankenanstalten werden nicht AberflAssig werden, sie 
werden vielmehr dem eigentlichen Zweck, zn dem sie erbant sind, wiedergegeben: 
Schwerkranken nnd akct Erkrankten sofort Bettung und Hilfe zu gewähren. 

Diskussion: 

Geh. Beg.'Bat FAtter*Berlin: FrAher kostete das Bett 2000 Mark, 
dann kam eine Periode, in der 8000—6000 Mark die Norm waren, heute kostet 
es 8000—10000 Mark. Der Zudrang der Bevölkerung zu den Krankenhäusern 
ist enorm. Sie sollen nicht mehr Armenhäuser sein. Ohne die ArmenpAege 
der Städte und die soziale Versicherung ständen sie allerdings leer. Es wäre 
ja Niemand ans dem kleinen Mittelstände in der Lage, 4 M. pro Tag anszu* 

« eben. Bezahlt werden allerdings nur 2—3 M., zugesetzt werden von den 
Verwaltungen 2 Mark. Die meisten modernen kleinen Krankenhäuser ar* 
beiten teuer. Ein HernnterdrAcken der Kosten war bisher vergeblich. Die Na* 
tnralverpflegung beträgt 90 Pf. bis 1,80 M.,die Verwaltungskosten 1,80—2,50 M. 

S ro Tag. Die Versuche, diese zn vermindern, sind vergeblich gewesen. Dies 
egt an der Bauart, an der Verpflegung des Personals. Aber auch je größer 
das Krankenhaus ist, desto teuerer ist der Betrieb. Nach der Statistik Grot* 
jahns ist das bUligsto Krankenhaus ein solches von 100—120 Betten. Wenn 
wir bei unserem jetzigen System weitergehen, wird der Preis höher. Ein 
neuer Typus ist der von Dosguet'Berlin. Er hatte bisher eine Anzahl Ba* 
racken und erbaute neben diesen ein neues Haus. Auch Schwerkranke werden 


dort mit gutem Erfolg verpflegt, sowohl chirurgische, wie innere Kranke, 
Männer, wie Frauen. Die Kranken können vom Bett ins GrAne sehen. Liege* 
hallen werden erspart dadurch, daß vom Faßboden zur Decke verschiebbare 
Doppelfeiuter vorhanden sind. Der psychische Zustand wird gut beeinflnfit. 
Die Baukosten betragen 2000 Mark pro Bett. 

Der holländische Typus ist: Eine schöne hohe Halle mit 10 Betten, die 
durch Bretterwände geteilt ist, welche an der BAckseite durch Gardinen ver* 
schlossen werden. Zum Ueberblick Aber den Saal und zur Pflege der Kranken 
bedarf es nur weniger Personen. Die Kranken können aufstehen und sich 
einander helfen. Mit 2,50 M. oder 8 M. ist ein kleiner Oeberschuß zu erzielen. 
Wenn die Anstalt sich selbst erhält, sind wir bereits zufrieden. Wenn es uns 
gelingt, billige Krankenhäuser zu bauen, bedarf es keiner Siechen* 
hä ns er fAr chronische Kranke. Chronisch'SLranke sind Abrigens Kranke, die 
wir beute noch nicht heilen können; ob wir es später aber auch nicht können, 
ist doch zweifelhaft. Vorsicht des Verlegens in Siechenhäuser ist daher ge* 
boten. Die ausgiebige Benutzung des Gartens ist von Wert Der Aufenthalt 
in den Lodgings ist kälter. — Die Genesungshänser sind ebenso teuer. Billige 
Krankenhäuser, die selbständig sind, ersparen Dependencen. 

San.-Bat Dr. Babnow-Schöneberg sagt im Gegensatz zn PAtter: 
Der Grundgedanke einer Entlastung der Krankenhäuser ist richtig. In Schöne* 
berg ist in der 8. Abteilung bereits ein täglicher Zuschuß von 6 Mark erfor* 
derlich. Auf den Kopf der Bevölkerung sind das 8,60 M. jährlicher Zuschuß. 
Wenn die Wissenschaft immer mehr sozialisiert wird, werden die Lasten 
größer, die Krankenhausleitung schwerer. Eine Zersplitterung in Zwerg* 
Krankenhäuser ist nicht ganz annehmbar. Der Geist der Humanität, der Kom* 
fort der Lebenshaltung sind auch im Krankenhaus notwendig. Grober will 
die Leichtkranken in ein Genesungsheim, die Chronischkranken in ein Siechen* 
beim verweisen. Qenesungs- nnd Erholungsheim ist aber nicht dasselbe. 
Ein Infektionsträger nach Typhus muß anders behandelt werden, wie eia 
bleichsAchtiges Mädchen. Na<m Grober sind chronische Kranke dauernd 
invidide; in der Wirklichkeit sind sie aber nur zeitweise erwerbsunfähig; 
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wir kOuen es daher nicht Ubers Herz bringen, sie in ein Siechenhans za 
▼erlegen. Oie Eigenprodoktion der Nahrnngsouttel ist gelibrlicb. Eine 
Prosektor in Siechenhinsern ist nicht zn empfehlen — mit Bttcksicht auf die 
Qeftthle der Kranken. Ein Durchgang von Kranken, die in die Filial* and 
Spezialkrankenhänser gesandt werden, durch das allgemeine Krankenhaus, ist 
Bicht notwendig. Als Beobachtnngs- und Anslesestation sind fUr Tuberkulöse 
die Försorgestellen ausreichend. Nötig ist eine Einheitlichkeit in der Kranken- 
kausleitnng. Die Billigkeit darf nicht den Hanptansschlag geben. Im Sinne 
der Humanität und nadi den Prinzipien der Wissenschaft l^t sich ttbertrie- 
bene Sparsamkeit nicht gntheißen. Wir mttssen das, was wir als Aerzte den 
Kranken schuldig sind, voll und ganz erfüllen. 

Beg.- u. Geb. Hed.-Bat Dr. Born träger-Düsseldorf: Bei der Kost¬ 
spieligkeit der allgemeinen Krankenhäuser ist alles das nicht unbedingt nötig, was 
den Kranken nicht von Vorteil ist. Die hohen Bodenpreise, die monumentalen 
Bauten, soziale Forderungen der Wärter und Wärterinnen bedingen den 
hohen Preis. Trotzdem darf man mit den Anforderungen an Krankenhänser 
nicht znrttckgehen. Es gibt heute noch kleine Krankenhänser weit unter 
dem Niveau, bei denen z. B. der Weg zum Abort durch das Operationszimmer 
geht. Es erhebt sich die Schwierigkeit: Was sind chronische Kranke und 
wer gehört in die neu geplanten Heime? Genesungsheim und Siechenhans 
dürfen nicht verbunden werden. Auch bei chronischen Kranken darf eine zn ge¬ 
ringe Zahl von Aerzten, von Pflegepersonal nicht vorhanden sein. Bedenklicdi 
ist die Angliedernng an eine Krankenpflegeschnle. Eine gewisse Entlastung 
der Krankenhäuser ist zwar gut, aber so weit, wie hier vorgeschlagen ist, dan 
man nicht gehen. Bedner ist gegen die Errichtung besonderer Kranken¬ 
häuser, in denen Leichtkranke und schwer chronisch Kranke Zusammenkommen, 
Ein Hin- und Herschieben läßt sich besonders bei interkurrenten Krankheiten 
nicht vermeiden. Besser ist es, die Kranken in Baracken zn evakuieren, vrie 
solche sich bei der Charitö, in Düsseldorf, in Essen bei den Krankenhäusern 
finden. Leichtkranke und Genesende sind zudem nicht leicht im Zaume zn 
halten. Ausreichend gute Bibliotheken und gute Spiele fehlen übrigens in 
vielen Krankenhäusern. 

Beigeordneter Dr. Krantwig-Cöln: Bei dem Versuche, in Cöln die 
Ideen Gröbere in die Wirklichkeit zu übersetzen, machte man die Erfahrung, 
daß die Genesnngsbänser nicht billiger sind, als gute Krankenhäuser. Beide 
kommen an die Peripherie der Großstadt. Auch jene bedürfen eines großen 
Geländes mit viel Garten. Vielleicht lassen sich Bäume für ärztliche Unter¬ 
suchungen sparen; ob aber auch für jede Anstalt ein Böntgenraum und ein 
Laboratorium unbedingt nötig sind? Große Säle mit 30 Betten sind mit Bück- 
sicht auf die Disziplin ein Bttckscbritt; für Schwestern und Aerzte sind sie 
allerdings bequemer. Die Bäume müssen klein sein, besonders auch bei 
Siecbenanstalten. Beim Betrieb kann man zwar an Aerzten sparen, auch an 
Medikamenten. Die Speisen sind bei Siechen etwas billiger, bei Genesenden 
mnß dagegen zngesetzt werden. Für Speisnngskosten gibt Cöln in den Wald¬ 
erholungsstätten 1,60—1,80 H. aus. Aus ethischen Gründen ist die geplante 
Arbeit gut, wirtschaftlich aber ist nichts heransznholen. 

Dr. Croner-Berlin empfiehlt den Bau von „Leichtkrankenhänsem* für 
Kinder mit Bachitis, exsudativer Diathese, Anaemie. Besonders für das Alter 
von 1—5 Jahren wird wenig getan. Dem Leichtkrankenhause müßte die Be¬ 
rechtigung eines Krankenhauses gegeben werden; zurzeit hat die Armenbebörde 
das Bedit, über die Aufnahme in eine Heilstätte zn entscheiden, nicht die 
Krankenhausdeputation, so daß eine wesentliche Verzögerung der Aufnahme 
die Folge ist. 

Krankenhausdirektor 8an.-Bat Dr. Kleinschmidt-Elberfeld: Ob die 
Vorschläge Grobers praktisch sind, ist zweifelhaft. In Elberfeld genü^ 
für Erholungsbedürftige die Walderholungsstätte; das Pflegeheim für Sieche 
ist nur zum Teil besetzt, wenige wollen hinein. Chronisch Tuberkulöse, die 
arbeitsunfähig, ohne Wohnung, ohne ständige üeberwachung sind, sollten in 
besondere Pavillons kommen. Die Ansicht Grobers, die Krankenhäuser 
für chronische Kranke könnten als Krankenpflegerscbnle benutzt werden, ver- 
BMg Kleinsehmidt nicht zn teilen. Wenn aneh die Pflege große Ansprüche 
stellt, und man viel dort lernen dürfte, kann die richtige Schulung doch nur 
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an aknt Erkrankten erfolgen. Da6 ee Inhnman sei, Sektionen ln Fflegekelmen 
ro machen, TermOge er nicht einznsehen. 

Bflrgermeister Held-Zabrze; Die Aerite sind die Fordernden, die 
Verwaltongsbeamten sind in der Defensive. Die Anregungen nehmen wir von 
hier gern mit nach Hanse; wenn aber eben ein gutes Erankenhans gebaut 
haben, können wir jetzt nicht wieder sofort ein neues Erankenhans für Leicht- 
kranke yorscblagen. Oder bestehen keine Bedenken dagegen, daß der Eoaten- 
erspamis wegen in der Uebergangszeit ein Siechenhans als Ejrankenhans fttr 
Leichtkranke benutzt wirdP 

Stadtrat 8in.-Bat Dr. Qottstein-Gharlottenbnrg: Die Bichtsehnnr 
zu den von Grober dargelegten Pl&nen ist bereits 1906 vom Bedner in 
wesentlichen Grundztlgen entworfen worden. In Charlottenburg wird fttr Leicht¬ 
kranke, die nicht mehr täglich besucht zu werden brauchen, die aber z. B. 
verbunden werden, mit Bädern behandelt werden müssen usw., ein Eranken¬ 
hans erbaut, in dem die Eranken unter einfachen Verhältnissen unter gebracht 
sind — das Bett ist mehrere tausend Hark billiger, als in der Hauptstadt. 
Solche Häuser etwa bei Epidemien zu benutzen, wird die Aufsichtsbehörde 
nicht gestatten. Dagegen können sie als Beserve dienen, um andere Pavillons 
bei Epidemien frei zu halten. Charlottenburg denkt nicht daran, die Eranken 
zu evakuieren. Dosquet ist von Charlottenbnrg angeregt worden. Tuber¬ 
kulöse im 8. Stadium sollten ans sozialen Gründen in die Erankenbäuser; sie 
leben im Durchschnitt noch 1000 Tage. Diese Eranken müssen ans ihren 
HöÜen heraus, damit sie ein Heim haben und nicht in 4 Wochen wieder 
zurück wollen. Sie müssen aufs Land. Gottstein zieht den Bahmen etwas 
weiter als Grober, will sich aber auf Zahlen nicht festlegen. 

Beg.- n. Geh. Hed.-Bat Dr. Both-Potsdam vermag die Thesen Gro¬ 
bem nicht alle zu unterschreiben. Wer soll in die neuen Anstalten hinein? 
Man soll ihnen nicht den Charakter der Siechenhänser geben. Hit der Zunahme 
der Spezialanstalten und der Erüppelheime treten übrigens die Siecbenheime 
zurück. — Es sollten ferner nur Eranke anfgenommen werden, die nicht bett¬ 
lägerig sind. Fttr den Bezirksausschuß bildet die einschlägige Polizeiverord* 
nung die Grundlage zur Erteilung der Eonzession. Hat nun eine kleine Orts¬ 
krankenkasse die Absicht, ein Genesungsheim zu errichten, so besteht das 
Bedürfnis einer Milderung der Polizeivorschriften. Im Gegensatz zu Born- 
trlger und Grober möchte Both fttr solche Fälle eine Ermäßignng der 
Vorschriften befürworten. Handelt es sich um ein Erankenhans, so muß am 
Luftraum festgehalten und der Eorridor einseitig angelegt werden. Eieine 
Gemeinden, die ein bestehendes Hans benutzen wollen, sind aber auf den 
Hittelkorridor angewiesen. Nehmen nun die Häuser nur nicht bettlägerige 
Eranke auf, so kann gegen den Hittelkorridor nichts gesagt werden, üm 
eine Milderung der Bedingungen zu befürworten, sind ferner Geisteskranke 
und ansteckende Eranke ansznschließen. — Auch die Forderung eines eigenen 
Wirtscbaftsgebändes fttr Erankenbäuser ttber 60 Betten ist zu ermäßigen. 
Die Selbstkontrolle und Selbstverwaltung der Eranken bat sich übrigens 
ausgezeichnet bewährt, so in der von Both vor 12 Jahren in Loslau (0.-8ohL) 
erbauten Heilstätte. Ein soziales Bedürfnis liegt vor. Es besteht die Pflicht, 
eine Milderung der bestehenden Vorschriften gelten zu lassen. 

Beigeordneter Stadtbanrat Schönfelder-Elberfeld: Erankenbäuser 
für chronische Eranke lassen sich in der Tat billig bersteilen. Das Bett in 
solchen Anstalten für ruhige Geisteskranke, Erüppel usw. kostet nur 8—4000 M. 
Es fallen die Operationssäle, die Pavillons für Infektionskrankheiten, die groß¬ 
artigen Badeeinrichtnngen, die Desinfektion der Wische weg und damit 20 
bis 22*/o der Gesamtkosten. 

Geh. Ober • Med. - Bat Dr. Abel- Berlin: Zurzeit wird bei den Eranken- 
häusem ein gewisser Luxus entwickelt; es wird mehr geschaffen, als im In¬ 
teresse der kranken Bevölkerung notwendig ist, insbesondere seitens der 
großen Städte und der Landesversichernngsanstalten; man sucht sogar weit 
ttber die Anforderungen der Aufsichtsbehörde hinauszugehen. Der Arbdter 
aber hat die Empflndung, das alles geschehe auf seine Eosten; er wird un¬ 
zufrieden mit seinem Geschick, das Hineinleben in ärmUche Verhältnisse wird 
ihm nachher schwer. Nicht alle Leute, die aufgenommen werden, sind schwer¬ 
krank. Es liegt etwas Mißliches darin, daß die Scbwerkranken von den 
Leiohtkraaken in ihrer Buhe gestört werden. Es steht nun in Frage: SdUen 
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in imoiittelbnrer Verbindung mit den allgemeinen KrankenhSosern minder gute 
BSume fdr Leichtkranke geschaffen werden oder sollen sie außerhalb der Stadt 
and anfs Land, mit Gewöhnung an Arbeit. Das letztere ist ein guter Ge* 
danke und liegt im Interesse der Kranken. Die Siechen lassen sich von den 
BekonTaleszenten nicht trennen. Es ist auch inhuman, nur unheilbare Kranke 
zozammenzulegen. Ein angesehener Leiter eines Instituts Iflr Krebskranke 
nimmt hie und da auch BekonTaleszenten auf, damit das Publikum sieht, daß 
man auch gesund aus der Anstalt herauskommon kann. Gegen die Infektion 
durch Tuberkulose muß ein Schutz bestehen. 

Prof. Dr. Grober (Schlußwort) macht darauf aufmerksam, daß alles 
was er rorgetragen, nur EntwicklnngsmOglichkeit seL In dem Sinne, in dem 
Gottstein Tor 5 Jahren ans Grtknden ärztlicher Versorgung Krankenhäuser 
fftr Leicht* und Chronisch • Kranke gefordert habe, sprechen auch pekuniäre 
Gründe. Die Aussprache dürfte der Wohlfahrt unseres Volkes gedient haben. 

IL Die hygienische Verbesserung alter Stadtteile. Stadtbanrat Voß- 
Elberfeld. Der Redner bespricht die Frage: Was muß erstrebt werden und 
was muß die Stadtverwaltung tun, um eine Verbesserung der alten Stadtteile 
in bezug auf Ausbau und gesunde Wohnungen zu erzielen? ln den Versamm¬ 
lungen des Vereins 1876 (Uünchen), 1886 (Freiburg), 1896 (Stuttgart) war 
die Frage der Stadterweiterung nach einheitlichen Plänen in bezug auf 
Zuführung von Luft und Licht besprochen worden. Bisher hatte es sich aber 
stete um Neustädte gehandelt. Die Erörterung hatte die Verbesserung 
der inneren Altstadtteile nur gestreift. In diesen Altstadtpartien mit ihren 
Winkeln, schlecht lüftbaren Bäumen, denen Sonnenlicht und Behaglichkeit 
fehlt, mit ihren engen Gassen, erschwertem Fußgängerverkehr machten sieh 
frlüter allerdings die üebelstände nicht in solchem Maße, wie heute geltend, 
insbesondere weil hinter dem Hanse noch Gärten waren. Jedes freie Fleckchen 
wurde aber mit der Zeit auch hier bebaut. Der Verkehr in den übrigen 
SUdtteilen hob sich weiter, in der Altstadt gteg das Erwerbsleben bergab. 
Es erging der Buf nach Verbesserungen. Der Einzelne kann hier nicht helfen 
— die Allgemeinheit muß eingreifen. Die Schaffung ausreichender HOfe, einer 
neuen breiten Straße!hat wesentlich hygienische Vorteile; es werden die 
unordentlichen Zustände, wo in allen Ecken und Winkeln sich Unrat findet, 
beseitigt. 

Die Stadtverwaltung kann bei |schmalen Straßen neue Fluchtlinien 
anordnen; gegebenenfalls gehen allerdings die Fluchtlinien durch einen bebauten 
Block. Alle Flächen zwischen den bisherigen Grundsttckgrenzen und den neuen 
müssen erworben werden. Die Methode zu warten, bis spontan eine Ver¬ 
breiterung vorgenommen wird, dauert zu lange. Manche Grundstücke werden 
derart in Anspruch genommen, daß die Bestgmndstücke zu klein sind, um 
bebaut werden zu kOnnen. — Die Ansicht über den Wert differiert zwischen 
der Stadt und den Eigentümern. Die Gemeinden müssen zu hohe Preise 
zahlen. Die Bestgmndstücke kOnnen zudem nicht nach dem Willen der 
Gemeinde erworben werden. Es fehlen gesetzliche Bestimmungen über die 
2Sonenenteignnng. Gegen Erstattung der Erwerbskosten sollten dieBest- 
grundstttoke übertragen werden kOnnen. — Zn bemängeln ist die Abschätzung 
der BateigaungsbehOrde. Gewöhnlich werden die höchsten Bewertungen in 
der Nachbarschaft zum Vergleich zngelassen. Die hypothekarische Belastung 
ist meist zu hoch. Das Alter der Gebäude wird zu wenig berücksichtigt; der 
bauliche Zustand wird allein ans dem Mietsertrage berechnet. Zur Entlastung 
der Allgemeinheit muß Wandel geschaffen werden. Es fehlen Bestimmungen, 
wie sie im Ausland eine Enteignung alter Stadtteile ermöglichen, z. B. in 
in Altbrüssel, Budapest, London, Neapel (1884 bei der Choleraepidemie), Florenz, 
Zürich, Prag. 

Der Deutsche Verein für Öffentliche Gesnndheitspfiege sollte verlangen: 
Das Eateigaungsrecht der Gemeinden ist auf ältere Grundstücke auszndehnen. 
Außer der Verbesserung der Gesetzgebung bedarf es aber noch der Beschaffung 
sehr bedeutender Kosten. Wer bringt sie auf und trägt das Risiko? 

Wesentlich ist eine Entlastung der Allgemeinheit und Heranziehung 
anderer Schultern, welche die durch die Verbesserang entstehenden 'Kosten 
zu tragen haben. Winke über die hierbei einzuschlagenden Wege'ergeben 
sieh ans einem Ueberbliek über eine Beihe von ausgeführten und projektierten 
Stadtverbeasemngen im Deutschen Reich. 



90 Bericht ttber die in Elberfeld abgehaltene XXXV. Vereammlang 

Aneh Elberfeld bat eine Beibe Ton StraSendiircbbrllcbeB für eigene 
Becbnnng aasgeftthrt. Besondere beaobtenswert ist die finanzielle Durch- 
Iflhmng der hygienischen Verbesserung des Elberfelder alten Stadtteils Island. 
Zur Hebung der Debelstände des in der Tiefe an der Wupper liegenden und 
wiederholten üeberschwemmnngen ansgesetzt gewesenen Stadtteils bildete sich 
auf Anregung des Bedners ans den Grundstttchseigentflniern eine Genossen¬ 
schaft. Die Stadt gab das Kapital zur Lfisnng der Hypotheken; ebenso wurden 
die Kosten für den Strafienban von der Stadt getragen. Im Laufe eines Jahres 
wurden 24 Gebäude niedergelegt, die Strsfie gehoben, um 10 m verbreitert. 
Die Genossenschaft sorgte fttr ebe schnelle Forderung des Werkes. Ihre 
Tähigkeit gab eine belebende Anregung b weiten Bezirken Elberfelds. Die 
Grundstttckfragen kamen im Schoße der Genossenschaft zur Erledigung. Die 
Stadt gewährte Darlehen. Je größer das öffentliche Interesse war, desto 
niedriger der Zinsfuß. Jedes Mitglied der Genossenschaft mußte auf ebe 
richtige Bewirtschaftung des neuen Anwesens und eine gute Verzbsung des¬ 
selben sehen. Wenn Widerwillige nicht teUnebmen wollen, muß eine Beeb- 
finssung durch die Genossenschaft erfolgen. Erst bei negativem Brgebnu 
braucht die Stadt von ihrem Enteignungsrecht Gebrauch zu machen. Unge¬ 
rechtfertigte Bereicherungen dnr(b zu hohe Entschädigungen sbd aus¬ 
geschlossen 

Geh. Oberbaurat Stttbben-Berlb gab seine Zustimmung zu den Leit¬ 
sätzen und erkannte die ungewöhnlich hohen Leistungen des Vortragenden 
an. Der genossenschaftliche Weg mit Hilfe der Stadtverwaltung war eine 
musterhafte Leistung auch auf hygienischem Gebiete. — Ebe Gefahr, mit 
welcher die Ausftthrnng von Verbesserungen alter Stadtteile zu rechnen hat, 
bt in ästhetischer Beziehung ebe Schädigung, ebe Vernichtung des Bebes 
des alten Stadtbildes. Solche Beobachtungen hat man z. B. b Florenz gemacht. 
Stttbben hat im Verein fttr Denkmalspfiege Grundsätze aufgestellt, durdi 
die eine Versöhnung der Interessen auf bygienbchem und IstheUschem Gebiete 
ermöglicht werden soll. 

Geh. Beg.-Bat Ptttter-Berlb: Bb zu welchem Grade bt ebe Be¬ 
wohnung von Kellerwohnungen gestattet? In Halle galt ebe PoUzei- 
verordnung, daß sie nicht 1,60 m unter Terrab sein durften; in Berlin gilt 
sie nicht, obwohl in solche Bäume kein Licht fällt. Mit einer Bäumung der 
Keller würden die Hausbesitzer allerdbgs einen finanziellen Verlust erleiden. 

Stadtbanrat V o ß (Schlußwort) dankt den Stadtverwaltungen für die 
Pläne und Mitteilungen ttber ansgefurte Altstadtverbesserungen. 

Zweiter Sitzungstag, Donnerstag, den 16.September d. J. 

UL Die Ueberwaehnng des Nahrnngsmlttelverkehrs* Geh. Ob.-Med.- 
Bat Dr. Abel-Berlb: Mehr Erkrankungen, ab allgemein angenommen wbd, 
sbd auf den Genuß schädlicher Nahrungsmittel zurttckzuftthren. Diese 
Schädlichkeiten können die Nahrungsmittel von Hanse aus besitzen: 
Fiebch kranker Bbder, mutterkornhaltiges Mehl —, oder sie können sieh 
durch Zersetzung bei der Aufbewahrung bilden oder schließlich Zusatz oder 
zufällige Verunreinigung seb. Außer dem Schutze der Gesundheit hat die 
Beaufsichtigung des Nahrnngsmittelverkehrs die Aufgabe, zu verhbdern, dafi 
wirtschaftliche Schädigungen der Verbraucher obtrcten. Vom Markte zu 
verbannen sind mbderwertige Nahruni^mittel nicht, Magermilch ist kebe 
verfälschte Milch; unreifes Obst zum Einmachen darf verkauft werden; eine 
Kennzeichnung der minderwertigen Ware bt aber geboten. Der reelle Handel 
muß gegen den unredlichen Wettbewerb geschützt werden. Dem Ebzeben 
dies zu überlassen, ist nicht angängig. Seit aitersher bt ebe Kontrolle ans- 
gettbt worden. In Vorderasien, Athen, Born gab es bestimmte Beamte dazu. 
Dn Mittelalter batten die Städte die Lebensmittelpolizei. Aue der Beobachtung, 
daß Zustände sich eingestellt batten, denen mit dem Strafgesetzbuch nicht 
beizukommen war, wurde 1878 der erste Entwurf zu einem Nahmngsmittel- 
gesetz ebgebracht. der die vorbeogende Kontrolle in die Hände der Gesund- 
neitspolizcUegte. Der zweite Entwurf von 1879 wurde Gesetz, nachdem 1875 b 
England bereits die Materie gesetzlich geregelt war. Die PoUzeibeamten 
dttrfen in den Gescbäftsstunden die Verkaufsstellen betreten; der Ort der 
Aufbewahrung und derFabrikation ist ihnen dagegen nur in seltenen Fällen zu 
betreten gestattet. Ebe Verschärfung brachten die Ergänznngsgesetze und das 
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FteinkbeeehaageeetB. In Bejen wurde 1888 dne geregeUe Anfdoht eii- 
geftthrt; in PreoSen erst in des letoten Jehrea. Ende der 70er Jahre iah 
man noch plumpe, gemeingefUirliehe Fälaohongem Ton MeU mit Schwerspat, 
Ton Botweia mit Arseafuchsia, von Chokolade mit Eisenocker. Die F&lschaagea 
sind nicht mehr so leichtfertig; sie sind feiner, geschickter, weniger leicht 
anlsptttbar. Sobald die Chemie ihre Uatersaohungstechaik Tmdaeii, werden 
wieder neuartige FUsohuaM beobachtet. 

Die Zahl der Fanden, die ihre Lebensmittel im eigenen Betriebe 

g winaea, wird immer seltener. Sogar das Fleisch in gehacktem Zustand, 
r Kaffee gemahlen gekauft. Die Industrie bat viel Gutes gelernt, neue 
Bereitungsarten erfunden. Es gibt aber aoch Eierteigwaren ohne hUer, Brause- 
Umonadea ohne Fruchtsaft, Honig, der nicht Toa der Biene stammt Ver¬ 
dorbene Wurst wird als frische Terkauft modriges Mehl in frisches getan, 
Marmelade kommt in Fmchtwässer. Durch die Entwicklung des Welthandels 
werden neue Pflanzenfette auf den Markt gebradit Der Konsument steht 
allen Tiuschungea rat- und hilflos gegenflber. 

Die Untersuchung der Tom Ausland eingefflhrten Lebensmittel und 
deren Bohstoffe sollte möglichst allgemein an den Grenzen in Verbindung ndt 
der Zollabfertigung erfolgim. 1909 worden eingefflhrt: Butter fflr 98 Miiliraea, 
Fleisch und Fisch fflr 280, KsKee fflr 188, Wein fflr 42, Pfeffer fflr 6 MUlionea 
Mark. Es kommen Butter aus Sibirien, Fische aas Norwegen, Getreide ans 
Argentinien. Die Zollbehörden kflmmera sich um die gesuadhdtliche Beschaffen¬ 
heit der eingefflhrten Nahrungsmittel nicht. Eine Ausnahme machen Fleisch 
seit dem Beichsfleischbeschaugesetz von 1901 und Wein seit dem 7. April 
1909. Batterproben werden im Laboratorium untersucht; enthält die Butter 
tierisches Fett, so wird sie zurflckgewiesen, sonst muß man sie Aber die 
Grenze lassen und darf bloß die Polizeibehörde des Bestimmungsortes rer- 
ständigen. Die Vereinigten Staaten und die Schweis untersuchen ihre 
Nahmngsmittel an der Grenze allgemdn. Bei richtiger Organisation tritt 
keine Verzögerung, kein Nahrnngsmangd im Inlande ein. Fflr geiriue Waren 
genflgen Stidiproben und die ekifache Besichtigung. Zeugnisse ans Ländern 
mit guter Verwaltung können zuverlässig sein; m anderen Zeugnissen aber 
wird im Interesse des einheimischen Hanois Unrichtiges bezeugt. Befreiung 
eingefflhrter Waren von der Grensuntersucbung au Grand ausländischer 
Zeugnisse darf daher nu eine besonders begrflndete Ausnahme darstellen. 
Auch auf dem flachen Lande muß eine NaunngsmittelkoatroUe bestehen; 
ohne angemessene Ueberwachung wäre sonst das Laad Absatzgebiet fflr 
Schnndwaren. Allerdings kann man den Schwerpunkt auf die Ueberwachung 
der erfahrungsgemäß gesundheitlich bedenklichen Nahrungsmittel legen. 

Wie in Oesterräch und der Schweiz sollte die Herstellung, Gewinnung 
und Behandlung der Nahrungsmittä einer Kontrolle unterliera. Dunm 
die Untersuchung verkaufsfertigen Materials kann allein eia Bflenchluß auf 
die reinliche und gesundheitsgemäße Beschaffenhdt nicht gemacht werden. 
In großen Fabriken kommen hie und da Mißstäade vor; in der Heimarbät ist 
es aoch schlimmer. Schon im ersten Entwuf war die Berechtigung zu Probe- 
Entnahmen von Bohstoffen vorgesehen. An manchen Orten besteht 
eine Kontrolle der Werkstätten und Vorratsränme. Die Margariaefabrikea 
unterliegen schon heute strengen Bestimmungen, ähnlich der Verkehr ndt 
Wein und mit Fleisch. Dauernde Widersprflche haben sieh nicht gezägt. 

Die Zulassung gewisser Nahrungsmittäbetriebe. wie z. B. von Molkeräea 
und Milchhaadlnngen, ist von behördlicher Genenmigunu abhängig zu 
machen. Sonst ist alle Ueberwachung vergeblich. Die hygienuehea Zustände 
auf dem Lande sind kein Noli me tangere; aber audi der Milchhandel großer 
Städte zdut Mlßstände. In New-York besteht die Konzessionspflicht beräts, 
in England liegt dem Parlament ein Entwurf vor. 1901 hatte Löffler in 
sdnem Vortrag: Hygiene der Molkeräprodukte, 1908 Dun bar das Befähigungs- 
aeugnis fflr den Verkauf von Milch verlangt. 

Fflr andere Betriebe ist wenigstens Anzeige bä der Behörde und 
Verpflichtung zur Auskunft Aber die Betrlebsverhältaisse notwendig. Bä 
schweren Verstößen gegen die Nahmngsmittägesetze sollte die wätere Tätig¬ 
keit im Nahrungsndttelgewerbe gerichtlich venwten werden können. Wie dem 
Drofdstea der Betrieb entzogen werden kann, wenn durch seine Handhahang 
das Leben der Mitmenschen gefährdet wird, sollte es ebenso beim groben 
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YiJieb«r fatclkeiwii. Dii« Eatslftbaang ioUtei Td« rk!iterlk^«z BMhicliafdiiag^ 
ftbli&nglg g«ib*dtt imdeu^ 

Wu dkt OrgiBlfKtio« d«r KoQtxblle salugfc, «o bctMs frfUuir 
PQliselßxislratiT&eiiJBte slobt bkfr daiuilt« T^rpiobeitt eoi;adsm«o, «oodieni «• 
ward«« cbetniBcbe üotennehMgea ra« KEisgefoebsten* ▼«rg«tioBtiB«a. Dtetas 
TetitliTea ist angsattgeod; obne ziditige SM^Tetvt&ndigsasiirmtbl hSit die 
CFftbetwscbODg keioen Wort. Bsje» kst di« Skdk« so goordaet, dafl di« 
iUutalt fftt NaluiuigsidtteliiBtemchiuigen Cbemikar aaSB«ai'i>% dio di« Haad- 
iaagea besaebea. In Braadeabarg werdos dnrdz Polizelb«s^!J^ duck 

Kafiraagsmittelcboiniker 18,^ Proben «staomioea. IH« K;^<^tragG is« 
atOread. Eiae weiter« Kosteabelastaog ist «bgelebnt woTdü«. PoB^tibeaKi« 
mOBsen ln der KabTongamitteicbemie nad flbez die TaiBlIitrGhiwg&a boiebtt 
werden. Bi« Onterweisang erlordert kein« lange Zeti, Ebt« e^kedig« Bimnl- 
si«ditiignng der PoUseibeainten dorch Chemiker w «rlord^«^. Bettdt ktaeseti' 
«ntermujhiiogen vbe HUeb oad Beiter bk groBea StMtea eine 

bestimmte BooUne. HNicbtsncbrera^digen Personen soUt« die Piobetmtnsbrne 
and \roK;ßrttln«g ton NskmagBiaitieln nar aasBSluBBweiB» bMitm werden, 
«nd aar dMm, wenn sie eine besoodero Sd^nloag ftm diene erbakai 

babee imd daaarnd anter iachmganUcber Aofsidit arbtdten.* 

Tm Bfldttagsgang der Nahraagsmiitelobemiker sollto mehr 
aal die prskl^obe Tätigkeit Bewicbt gelegt werden. Die praktlsebe Atm- 
bOdongsaeit ist an verl&agem oder ln der Anstalt müMen aebi'di« praktiseben 
Zwecke Im Avge gehalten werden. Insbesondere wenn dl« üeberwacbong der 
Fnbrikea gesetalieb geregelt werden sollte, bedarf es tertlefter pnktisaher 
Aosbildong oad besonderes Tsktes^ Oie soainle Stelhmg d» Standes mllBt« 
gebobetr werden. Apothekern sollt« der Uebergaag znr Bahriiagsmitteleheiaie 
oieht erschwert werden. Die iratersttebting der Lebeimmilt^^ w 
nmUtchen Kontrolle ist aoBsobHeSUch ia aaabfa&nglgent «da bffeatttdien 
Mittela nnterbaltenen Anstaltmt «aaaalührea. Bie Beldstrslee lallea der 
Stentaknsse so. AoSer dem Staat können Gemeinden, Baattwlartsohif takaTniaeni 
eolofae Anstalten errichteBv Der Beairk inod groB geaog sei«, Om dl« Aos^ 
gaben fttr die Anstalt za bestreiten, Bie Kosten sind jdcht hoch and Imtmgen 
aoi einige Pfennig atU den Kopf der Betöikerimg. PrifOU Bahrangsiaittd« 
chendker werd<i»n äatschSdigt Xoansptocbnabm« ai^ der uidastrle 
ud des Saadtds aor Sitdterasg h<d bebOrdUcbem EmgreKem^^ 

Aaratliob« Sacht«fat&ndige sind zor Beoitdloag 0eannd> 
heitssobädllchkeii ton Labeasaüttels, tierlrztliaho Wl 4er KontroUe der 
«08 de» Tlerreidi atammeadca Kabrangsiaitteln ia beteilige» Bl« AnhOrong 
ton Ssidirefstkndigen «tm HaadeUkremen ksna ^.nwelMhaltea Tillen nweok« 
mifiig werden; Jedoch Ist sorgfältige Aoswihi soicbet StM^terstkadigen 
geboten. Bedner hat Falle erlebt, in denen lient« als Sackrerstiadige geUoea 
warea, die ia derselben Sache bereits bestr*{t waren. 

In der Beohtsprechong besteht eia« gewisse BatdsherheU. Bia 
Bichter hbren so fiele Sschterständlge, statt sich «la Koasamentea an AUea. 

IS« soUtea sieh anr fragen; Wdrdea wir selbst ans gesehidlgt, geUoscbt 
fühlen, oder wenn nicht wir, dann doch ftasere Fiatteaf Zoi Srnheru einer 
erfolgreiahen Eebeaamltieliafsicht sind geseiaUehe BfwhiBuaaagea ini seoairen, 
aal Grand deiniD der Boadesrat, ontemtttzt deich Ooucbtea elaM Ih» bei« 
aogebeaden, aas Tetlretera ton Wlsseasohaft, ladostzie and Haadai bettahewdea 
Lw^mUtslbeiraUr, Festsetsangen Übet die normale BoschaiTeBbeit tan 
KahrongsiBlttela mit bindender Kraft für die Gerichte, ‘Fbrschrffted Über JB« 
Beaeiohflaag tea Kahrongscailtelo Im Verkehr, übw die Atudhbraag der • 
Oateraachtmgen aaw., erlassen kann. Solch« Blecht« hat tti der Schwem aät . 
1906 dar Bandearat; in den Vereinigten Staaten terfolgt man dem glc&han; 
GedaakeitgaBg, ebenso das fraoadiiMho Qesets ton IwB. Ble «inheitUehe 
Bkgelang der Ansprüche wütde den Torteil haben,. daS Poliaeifarordaaagea 
ttberflünug würden, wenigstens Ar grfiSere Beairke gleichartig sein khoaten. 
Internationale Verdnbaraogec and Koanesse dürfen nicht dam führen, daß 
Beateohlaad aof die Vorschriften teniutet, die für eise gate ImhensetBtsd* . 
renorgaag notwendig sind, i f 

Die Aalsicht soll oioht hloB alrafhare BsodloDgcn zer Aaselga briagn, 
soadem sach belehrend wirken. Bas PabUkam moB den Fragen der Er« 
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■ihruff ^ gflwissM Mafi tob VentiadBiB eatgegeabriBgea, gegen offen- 
eichtUele Sehamtiereien eine Gegenwehr Beigen. 

Diekaeeion. 

Or. y. Gerlnch, Leiter des Zentral-Bondes Dentecher NahrangsmiUel- 
Fabrlknaten und Händler, ist mit der Ontersachnng an den Grenzen einyer- 
Btanden, schlägt „möglichst* Tor, da er eine Vertenernng der Nahmngsmittd 
dadorch belttrchtet. Er warnt vor der Vorschrift einer behördlichen Geneunigong 
ihr Molkereien and Milchhandlnngen, hält eine Beslchtigong aller Betriebe 
nicht Ittr notwendig, üeber den Begriff „schwerer Verstofi* seien die Jaristen 
nicht einig. Absicht und Erfolg seien za onterscheiden. Der Zusammenschlofi 
der Nahrangsmittelverkäafer sei notwendig im Kampfe gegen onlaateren 
Wettbewerb and geaen onzolänglichen Geschäftsbetrieb. 

J. Lalay, Molkereibesitser, Verband Deutscher Milchhändler: Ein 
Mflehhändler, der schon vorbestraft sei, könne Sachverständiger sein, weil 
bedaaerlleherweise sehr hänflg der Händler fflr die Sttnden des Frodazenten 
haftbar gemacht werde. Die Milch mofi so sein, wie sie die Eah gegeben 
hat Die EinfOhrnng der „Halbmilch* war verfemt. Eine Kontrolle an der 
Prodnktioasstätte ist zweckmäßig. Die Ställe sind oft schmntzig, das Tier 
mgeeond, Eatertaberknlose wird nicht erkannt; jede Milch maß ebenso im 
SUme kontrolliert werden, wie die Handelsmilch im Verkehr. 

Oberbftrgermeister Dr. Faß-Kiel ist im Wesentlichen mit Abel ein¬ 
verstanden : da, wo die Aasftthranff der Leitsätze scharf einschneidende Folgen 
haböi würde, soll aaf den Verkenr gebührend Bficksicht genommen werd^ 
Der Ehrenhaftigkeit des Deatschen Handels wolle Abel nicht nahe treten; 
er wolle nur Vorsicht üben, daß pekaniäre Interessen sich nicht in die richter- 
lidie Tätigkeit einschleichen. Er spricht fflr Verträge zwischen den einzelnen 
SUaten nach gleichartigen Grondsätzen für Untersnchongen, mit gleichwerMgen 
Sachverständic^. 

Dr. Wie dem an n-Elberfeld, Syndikos der Handelskammer, erwähnt 
die Ministerial-Brlasse von 1888, nach denen in allen zweifelhaften Fällen 
gewerbliche Sachverständige gehört werden sollen; schon die Anklage sei 
nidit za erheben, bevor Sachverständige gehört seien, die mit den Gewohn¬ 
heiten des betreffenden Indastriezweiges vertrant seien. 1904 wurden diese 
Erlasse erneuert. In Elberfeld gibt die Polizeiverwaltang die Akten einer 
KommissioB der Handelskammer, die z. T. aus Interessenten des Nahrongs* 
mtttelgewerbss, z. T. ans unbeteiligten Mitgliedern besteht. 

^of. Dr. PrausnitZ'Graz: In Oesterreich wird seit dem Lebens- 
mittelgesetB von 1897 eine Kontrolle der Nahrangsmittel nach Möglichkeit 
dorehgefü^. Es bestehen genügend viele üntersachongsanstalten; durch 
AngliMerang an die hygienischen Institute der Universitäten ist der ganze 
Staat ‘in eine große Zuil von Sprengeln geteilt. Die Proben werden von 
geeigBeteB Fachleuten entnommen, die nach Kursen eine Prüfnag abgelegt 
habi^ Kostenlos werden Proben, die von den Marktpolizeiorganen, den 
Gerichten und den Amtsärzten eingesandt werden, untersucht. Jede Probe 
muß vom Verkäufer genau deklariert werden, damit der Käufer genau weiß, 
was er bekommt. Bei schweren Verstößen oder vriederholten Verstößen kann 
dem Händler der Betrieb entzogen werden. Eine Kontrolle findet nicht bloß 
am Verkaufsorte, sondern auch an der Fabrikationsstelle statt. 

Bürgermdster Held-Zabrze: Die Einzelfrage, ob die Verstöße gegen 
das Gesetz „vorsätzlich* sind oder nicht, ob „wiederholt*, ist der Jusiu zu 
tberlassen. 

Landrat zur Nieden-Mettmann: Im Landkreis Mettmann finden 
Pfobeentnahmen durch Chemiker statt. Ist ein Geheimankauf zu empfehlen? 
Die NahrangsmittelaBtersnchangsämter sind Organismen mit vielen Erfahrungen 
gewordoi. Der Organismus würde aber zu schwerfällig arbeiten, wenn jedesmal 
aOe möglichen Sachverständigen zugezogen werden würden. Nur bä neuen 
und zwäfelhaften Gebieten sind Aerzte als solche nötig. 

Stadti^dikas und Polizeidirektor Dr. Gerland-Hildesheim spricht 
für die Möglichkeit einer Eatsiehung der Gewerbebefugnis auch im Schläoiter- 
gewerbe und bei FlasehenbierhaadlnnKea. 

Prd Dr. König-Münster i. W. dankt für das Interesse Abels sn 
dem fladi und dem Stiwd der Nahrungsmittelchemiker. 
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PiiTetdoieat Dr. Kaup'Ciuuriottaibiiig berichtet' ul Onud leiaer 
Keutcine der QrtiiehcB VeriilitBiMe ia Dlaemcrk Uber du Vorgehen 
der dortig» MoikereigMonn, die uterciauder sieh hygicaiBcbe Vortehrilt» 
gegeb» habea. u die eie gebudm tiad. Er apriobt ilbr eiae AasgMtaitug 
du Guoaseaachaftawuua, ue u ermBglichte, Toa der behördlich» G»ehmigug 
der Molkereien and MilohhudlaBgea AbsUnd ra aehm». 

Prof. Dr. Beichenbach-Boan: Nor der Arat kau benrteUea« ob eia 
Mahrugemittei guudbeituehldlich ist oder nicht, nicht aber du Nahnugs- 
nitteicbemiker. 

Geh. Obu*Med.*Bat Dr. Ab ei (Sehinflwort): An du Greue kOue ja 
die Art der Bunfaiohtigug Terschiedea abgutnft werden, ob scharfe, wenigu 
scharfe Uatersaebug odu BMofsiebtigug geaflge. Eia Geheimaakauf 
sei bei Milch, bei Hackfleisch hie ud da aweekm&ßig. Begelm&flig abu die 
Aakinle bis nm bestimmt» Grade ansradehaea, sei aieht emplw»swert. 
^pioaeamtem). D» Begriff der Gesuadheitsschädiiehkeit uter 
Eid Tor Gericht ra fcrtret», kOue mu dem Chemiku eicht samet». Grade 
wie bei der Wanenuterrachaag eiae T(»aug gebotea ud eeb» du 
chemischen Prflfug die Ortsbesichtigug aotwudig sei, sei u bei der 
Nahrugsmitteluterracbug. Weu der Budurat buoadere Butinuaug» 
eriam» habe, sd» HudeinachTcrstiadlge tats&cblich aar aanabmsweise 
nötig. Nar die best» Elem»te dürft» saguogen werd». 

Er habe d» Wauch gehabt, alies, wu reformbedürftig sei, Torra- 
briagea. Eine Begrilbbutimmang ,minduwertigu* Nabrangsmittel halte er 
für nötig. Der Kouameat solle wiu», wu er bekomme. 

Der Vorsitseade, ▼. Borscht-Müaeh», dankte dem Bedaer aater 
lebhafter Zastimmug der Versammlug für sein» Vortrag. 

IV. Neaere Erfhhnugu über die Behudlug and BeMltlgang 
gewubUeher Abwisser. Geb. Beg.*Bat Prof. Dr. Koeaig-Müuter LW. 
Die gewerbiiehen Abwisur halm mit d» hüaslieh» muche Berührugs- 
pankte ud werd» Tielfach mit d» ietstu» in die stidtisch» Kulie 
abgeführt. Mu uterscheidet 4 Grappen: 

1. Abwiuer mit Tuhiltaism&flig hohem Gehait an orguischea, N-haitig» 
Stoff» au Molkereien, Schlacbthiuern, Zaeker* ud Stirkefabriken. 

8. Abwisur ohne wuentiieh» N*gehalt, mit Terbiltnismlflig hohem 
Gehalt u organisch», mituter eig»artigea, aber nicht direkt sohidlioh» 
Stoff»: au Bpianerei», Webueiea, Apputv>, Papierfabriken. Sie steh» 
d» hlasliehen Abwisaera nahe. Wu für die hlaalfch» Abwiuu gilt, gilt 
auch für diue Groppe. 

8. Abwisur mit hohem Gehalt u organisch», abu direkt schidlioh» 
(giftig») Stoffen oder mit schidlieh» Beim»gnng» uorgaaisehu Hatar, 
1 . B. Abwissu au Guautalt», turhaltige Abwisur. 

4. a) Abwissu, die Siorea ud Sohwermetaile »thalt»; Abwissu au 
Schatthaldea, Ziakblud», Musinggieflereiea, KnOpfefabrik», die sidt aoeh 
ia Tersehied»u Weise reinigen and bueitig» lauen. 

b) Pottasche*, Chlorkalkhaltige Abwiuu; soldie au GalTsaisieruga* 
aastalten, die CjK »thalt»; au Salinen, Elalilagern mit den Chlorid» t» 
K, Na, Mg. Die Cjaakalihaltigen lau» sich noch reinig», die übrig» 
mehr oder weniger nicht. Die Eadlaag» der KaUgewiuug führt mu am 
but» tief iu Grudwauer, Staat sie aof oad liflt sie ia gleiobmUigem 
Strahl ia d» Voiflater übertret», nm d» Gehalt u Sala» koutut ra 
uhalt». Du ist für du Fortkomm» Toa Fiuh» Toa wu»tliohu 
Bedeatug. 

Die Seibstreiaignag du Flüsse, die Ludberieselug, die iatermittiueade 
Bodenflltratioa ud du küastliehe biologisohe Verfahr» buweck» — uch 
Bofreiug du Abwiuer Ton d» Schwebutoff» — ihre Beinigug aaf 
biologischem Wege. 

Uatu Selostreiaigaag der Flüsse ist die danernde Beseitigug 
schidUehu odu uter Unutiad» sohidlioh wud»du Stoffe ra Terstehea, 
aei u dnreh mechaaiaohe odu chemische Vorgänge, sei u dvoh biologische 
ümwudlug totu ors^iseher Stoffe in leb»de Orguism» oder ia aich tu* 
flüehtig»de Gase. Du Niederschlag» aoa Schlammstoff» ist av utn 
bestimmt» Bedingug» als Selbstruaigaag aaraseh». Nu wen die 
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Sehwebeetoffe direkt in die See ttbergehea, ist die Beiaigneg geailgend 
Mdenfails tritt tötete Yereeblemmiuig euf, wie in Lendseen ohne regelmifiigen 
Abfluß. Nentrelisetion Ton S&oren, Biidong yon Ceidnmkerbonet in den 
Wiseem kenn eis Beinignng engesehen werden. Nech Koikwits sind bei 
dem biologisehen Vorgeng der Selbstreinigung 8 Zonen sa nnterscheiden: 

1. ^ne mit Nreichen orgenischen Messen; die orgenischen Stoffe 
werden dorch Schizomyceten gespelten. Zoogloeelormen. Die Fäoinis doka> 
montiert sieh in Beichtun en HiS, Armnt en Senerstoff. 

2. Zone: Fedenbekterien (Leptomitns) flottieren * setzen sich en den 
Ufern en. Chlorophjllfttbrende Dietomeen eeigen sich. 

8 . Zone: Beines Floßwesser mit chloropbyllheltigen Fflenzen. — Die 
Benntznng der Selbstreinignng dorch Abwässer erfolgt nor selten. Die s. Z. 
Ton y. Plettenkofer fflr diesen Vorgeng geltend gemechte 15feehe Yer* 
dflnnnng bei derselben Stromgeschwindigkeit des Wessers in den Sielen nnd 
Flflssen, mindestens eher bei einer Stromgeschwindigkeit yon 0,6 m in der 
Sekunde ist nicht eusreichenA Nicht ebmel die 44feche Yerdünnnng reicht 
ohne Yorreinigung eus. Jenseits Mflnchen schwimmen Fett, Pnpier, Aotreste 
auf dem Wnsser. Die Yerdflnnnng der Frankfurter Abwässer bei der Ableitung 
in den Haia beträgt 128, die der Gießener 68 ; trotzdem beobachtet man eine 
geringe Yermehrnag der Bakterien nnd schwache Ozehrung. 

Die Landberieselung wird einstimmig als das beste Beinignng 
yerfahren angesehen. Die Proteine werden ln Amide, Harnstoff in Ammoniak 
zerlegt, in den organischen Substanzen werden S nnd P oxydiert. Durch den 
Kreialanf organischer Substanzen bis zu nutzbaren Pflanzen findet eine yorteil* 
hafte wirtschaftliche Yerwertnng statt. Der Boden muß groß sein; bei 
sa yiel Scbmntzwasser hOrt die Oxydationskraft auf. König rechnet auf 
276 Eiwohner 1 Hektar. Bei starker Yorreinigung, wie in Charlotlenbnrg, ist 
dae stärkere Benutzung möglich. 

Ist der Boden sehr teuer, dann yerdient das Ednardfelder Yer- 
fahren Beachtung, das in Posen angewandt wird. In Osterode haben sich die 
Yerhaadlnngen zerschlagen. 

Die intermittierende Bodenfiltration, yorwiegend in Amerika 
in Gebrauch, wird bis jetzt mit Erfolg nur bei stark yerdflnnten häuslichen 
Abwässern ohne wesentlichen Ebschloß gewerblicher Abwässer angewandt und 
erfordert eben hnmnsfreien Eiessandboden yon bestimmten Korngrößen und 
Eigeaaebaften. In Amerika sbd die Abwässer nicht so konzentriert wie bei 
uns. Die spezifische Korngröße ist 0,04—0,05 mm. — Die Abwässer brauchen 
nicht so stark yorgerebigt sein, wie fllr das biologische Yerfahren. Die 
Buhepausea sbd yerscbieden bnge: 6 Stunden bu 1—2 Tage. 

Beim kttnstlichen biologischen Yerfahren findet ebe Zer> 
setsnag der Frotebe, Yergasnng der Kohlehydrate statt. Znckerlösnsg zer< 
fällt b COt, H. nnd CH 4 , gegebenenfalls bei Anwesenheit yon KNO|l>ildet 
sieh freier Stickstoff. Das im FilterkOrper sich bildende Häutchen, eia 
sdüeimiger Körper, wirkt aufsangend und oxydierend. Yon den beiden Oxyda« 
tioaskörpem, den Fflllkörpem mit feinkörniger Fttllnng nnd zeitweiliger Durch¬ 
feuchtung unter Bnhepansen nnd den Tropfkörpern mit grobkörniger Fttllnng 
sowie beständiger Betröpfelnng, finden die Tro^örper durchweg deshdb 
mehr Anwendung, weil sie keiner so eingehenden Vorreinigung des Abwassers 
bedürfen und bfolge ihrer größeren Höhe ebe größere Abwässermenge, als 
die Fttllkörper zu yerarbeiten yermögen. 

Die Vorreinigung kann je nach der Beschaffenheit des Abwassers 
ln Fanlräumea (nach dem Yorgang Dibdins), Absitzbeeken oder 
mittelst chemischer Zusätze geschehen. Die Yorbehandlnng b Fanlräumea 
bedbgt ebe tiefgehendere Beinignng, wenn vor der Anfbrbgnng auf die 
FDterkörper für ebe entsprechende Durchlüftung gesorgt wird. Der 
Tropfkörper muß mit Hauern umgeben sein, damit nicht zu viel Temperatur 
verloren geht, deren Erzeugung mit den bakteriellen Yorgängen yerkattpft 
ist In der Begel bedürfen die biologisch gereinigten Abwässer einer Nach¬ 
behandlung (entweder durch Landberieselnng oder b Absitzbecken oder 
Fisebteiehen oder in Filtern). Guten Erfolg sieht man bei dieser Art der 
Beiaigung der Abwässer yon Molkereien, Gerbereien, Lederfabriken (mit den 
häasHehea Abwässern gemebsam), Zuckerfabriken, Bleiehereien, Papierfabriken, 
Wollkimmereien, Tuehfabiikea. Auch das Wasser von Oasfabrikea — Ms 8 */« 



16 BdrMit Aber die im Elberield ebgeludteBe XXX7. YeneiUBluig 


der gtUtbchea Wisser — soll biologisch gerdnigt werden. In den meisten 
FlUen mnft eine chemische Klirnng yorhergehen. Bei Gehnlt na freier 
Stare (nns Brnaereiea and SttrkefnbAen) Ist Nentmlisntion dorch &ük 
eaq^fehleaswert 

Boi dem gnnsen Verfahren kann es sich aber am eine Verschwendong 
Ton Stoff and Kraft handeln. Dia Kosten sind bd der Landberieselang nicht 
Tid hoher — die gewonnenen Endprodukte sind aber für die Landwirtschaft 
Ton grOBerem Wert. Berlin setste 1907 60 Pf. pro Kopf der BeTOlkemng 
= 1200000 M. bd der Landberieselang sa. Wilmersdorf dagegen hatte beim 
bidogischen Verfahren 70 Pf. pro Kopf, sosammen 6600000 M. Kosten. Anf 
den Berliner Biesdfddern lebten 4980 Einwohner, in Wilmersdorf die 
8 Personen, die die Anlagen bedienen. Die Landberiesdong ist wirtBcbaftli<A 
nfttalieher. 

Die jthrlichen Kosten fttr die BeinignngsTerfahten betragen in 
England 1908: 


Tropfkörper FftllkOrper 

1,88-2,84 M. 2,68-8,28 M. 

_ I 0,»7-1.88 H. 1,87-1,»0 M. | 0,67-1,78 M. 

DieEntfernang der groben Sperrsteffe dnreh Siebe, Boete, 
Bechen genflgt in yielen Fällen, am Abwässer in einen Fluß absnlassea, da 
Jetat Stoffe bis so 8 mm Darchmesser abgefangen werden können. Diese Gitter* 
Torriehtangen werden mit Sandlängen yerbunden. Hieraal hat eine Bdaigong 
ln Klärbecken oder Tiefbrunnen au erfolgen (nach dem Verfahren yon 
Stadtbaarat Steaernagel, COln). Die Stromgeschwindigkdt in den Abdta* 
becken soll fttr hänsliches Abwasser in der Begd 4 mm in der Sekonde 
betragen, kann aber in yielen Fällen ohne wesentliche Beeinträchtigang des 
Erfolges auf 10 mm hinaufgehen. Bd genttgendem Gdände and nicht großer 
Hohe des Grandwassers wählt man sar mechanischen Bdnigong Klär¬ 
becken yon etwa 40—60 m Länge, 6—10 m Brdte und sanft anstdgendec 
Sohle nadi dem Abfluß hin. Ist dagegen der Baum beschränkt and der 
Orandwasserstand hoch, so sind Tiefbrunnen (sog. Dortmund* besw. Emscher* 
Brunnen) besw. Kiärtttrme su empfehlen. Hier muß die Aufwärtsbewegong 
eine geringe Geschwindigkeit haben; sie soll in den Türmen 1,6—2 mm m 
der Sekunde nicht ttberstdgen. Auf diese Weise lassen dch durchweg 
70—80"/» der Schwebestoffe aus den Abwässern entfernen. 

Von den chemischen Fällungsmitteln hat sich das Kohlenbrd- 
yerfahren (Degener) oder Haminyerfahren (Freese) in Gemeinsehaft 
mit Kdk oder Ferrosulfat and Kalk gehalten (Potsdam, Spandan, Tegel, 
Beinickendorf o. a.). Die Hamaskolloide bewirken eine yoUkommenere Ans* 
fttUang, die Hamossäuren eine teilweise Desinfektion. Der eralelte Schlamm 
USt sich leicht beseitigen. 

Trennung'der Abwässer empfiehlt sich in Städten, in denen das Bera* 
Wasser sdmell som Vorfluter abgelassen werden kann und der Vorfluter nicht 
so groß ist, daß er alles Wasser abnehmen kann. Bei Zuckerfabriken n. B. dne 
getrennte Behandlung der Preßwässer and der Waschwässer der Znckerrttben. 

Eine Wiedergewinnung yonyerwertbaren Stoffen kann in gewissen 
FUlen lohnend sein. Zweifelhaft ist die Aussicht eines Versuches einer Pariser 
Firma in Chemnita, aus den Fäkalien Ammoni ak sa gewinnen. Das F ett hat 
ebenfalls einen gewissen Wert. Der Mensch gibt täglich 20 g in die Kanäle; 
160 Millionen Kilo Fett gehen so in Deutschland pro Jahr yerloren. In 
K&mmeieien wird Fett beräts aus den Abwässern gewonnen (Kremeraches, 
Paderbomer Verfahren). Fasern aus den Abwässern der Textil* and Papier* 
iadastrie lassen sieh durch Anwendung besonderer fllter wieder yerwenden. 
Die Abwässer der Salfltaeilnloaefabriken sersetaen sieh schnell; sie werden 
eingednnstet, auf Futtermittel yerwendet. Cjanwasserstoff in Abwässern 
wird dordi Oxjdation und Darchleitnag yonl.Lnft yerwertbar gemacht oder 
dorek FeSO» und Na HO in Berlinerblaa yerwandelt In die Lauge yon Silber* 
knspllabrj^ werden bei 90 ^ Eisenstreifen gegeben. Es wird Hfckelsalfat, 


Landberieselang 
1,04-8,81 M. 


fttr 1 cbm 
Abwasser 
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Zlaksnllst gewouei. Abwiaser der DzahtdebeTdea werde» auf Ferro« 
anltat terarMtet, der rar ZentSniag des Hederichs dieat. 

Der N'haldgeSchlamm, der bei der Beiaigang gewoaaea wird, kaaa 
rar Laaddttagug yerwertet werden, wenn in der ifihe der Klftranlage Bodea 
Uagt, der sraer bedari Er muß getrocknet aal trockenes Erdrdeh kommen 
«ad nicht in Graben oder geschloaseae Behiiter. Dorch Pressen, ZeatrllogieNa, 
durch den dektrischea Strom kann das Wasser entfernt werdea. Der ScSiaOT 
kann mit MfiU gemischt and Tergast werden. 

England neigt, was gdeistet werden kann, wenn die Stidte Abhilfe 
schaffen müssen. Li Tiden Fällen sind ganae Fioßstrecken einer leistoags- 
fikigen Indostrie preissageben; in anderen Fällen konnte aar Besdtigang der 
Uebelstände mehr geschehen. Bd Neogründong Ton Indastrien sollte Torher 
schon die Frage beantwortet werden, wohin mit den Abwässern? Die Frage* 
stellang soll mcht sein: WieTiel kann der Vorflater ertragen, sondern ine 
grofi kaaa aaf Grand der jetaigen Erfahraagen die Yorreimgnng sein. Die 
gesondhdtliche Sdte soll Äe Entschddang liefern. Am längsten haben die* 
jeaigen Länder eine hohe Eaitarstafe eingenonunen, die ihre StrOme rationdl 
beaatst haben, — jene am Eaphrat, Tigris, die LombardeL Das wäre aadh 
bd aas möglich, wenn die Indostrie, Stadt and Land Hand in Hand gehen 
wollten. 

Die Frage ist schon aas dem Grande wichtig, weil die künstUchen 
Düngemittd immer mehr aar Ndge gehen. Bd der stetigen Zanahme der 
BerOlkerong ist auch die wirtschaftliche Aasaatrang der Abwässer eine 
dringende Aafgabe. 

Diskas'sion: 

Bdgeordneter Schoen^elder-Elberfdd: DielFrage, ob Klärbecken, 
Türme oder Emsdierbrnanen ist noch nicht entschieden. Bd der Tor koraer 
Zdt in der Vereinigang technischer Oberbeamtea deatscher Städte statt* 
gehabten Diskosdoa war eine Einigang nicht mOglich. — Die KOnigL Prüfongs* 
aastalt gestattete den Städten Elberfeld and Barmen eine Ableitong der ge¬ 
werblichen Abwbser mit den häasiichen in denselben Siden, weil sich schon 
Torher efaie Nentralisation Tolideht. — Absitabecken über 40 m Länge arbeitoa 
wirtschaftlich nicht mehr. Der Ton KOnig aagegebeae Spieiraom Ton 6 bis 
10 m Brdte ist ra wdt. Bd einer Brdte Ton 7 and Länge Ton 40 m ent¬ 
stehen tote Winkd. Die Sohle im Becken soll nicht sanft ansteigend sein. 
Aach in Kläranlagen müssen die gesnndhdtlichen Verhältnisse aaf der Hohe 
stehen. Bd flach geneigter Sohle ist eine Beinigong nar dorch Menschen 
mOglich. Diese ist sanitb angünstig. 

Dr. lag. Heyd-Darmstadt: Die Wirtsch>ftlichkeit der Abwässer 
der Indostrie and der städtischen Abwässer ist aa berückdchtigen. Die Flüsse 
dürfen nicht onnOtig belastet werdea. Werte, die bd der Verarbdtong der 
Abwässer gewonnen werden kOnnen, sollten nicht Tcrschleadert werdea. Die 
Htoderlassong Ton Indostrie sollte nicht Terboten werden, bis für die Ab¬ 
wässer genügend gesorgt ist. Die Verschmatnng der Flüsse maß man in den 
Kaaf aenmen. Diesdben gewerblichen Abwässer müssen Terschieden behaaddt 
werden, je nach den Ortliehen Verhältnissen. So besteht ein wesentlicher 
Unterschied bd den Metailfabriken in Dresden Ton denen in Pforaheim. In 


Dresden sind Kontrollschächte eingebaat aar Prüfang, ob Nentralisation oder 
Vorbehandlong. In Pforaheim ist jedes Haas eine Hetallfabrik; das Verbot 
eber nicht riätig Torbehanddten Eideitong der Abwässer in die Kanalisation 
würde doch amgangen werden. Hier wird 1200 mm dickes Steiaseag in den 
KUUbecken angewandt, ebenso sind die Kanäle mit Steinaeag aosgeklddet. — 
Bd der Frage, wdche Art der Abwässerrersorgang eingermhtet werdea soll, 
sind in den Torberateaden Sitaongen die Kreisärate meist der Andcht: blol(^ 
sdie Anlage. Unter Umständen ist diese aber schädlich; ein mechanisches 
BdnigongsTerfahren gibt dassdbe Besoltat Bd stabilen Verhältnissen 
Ist das biologische Verfahren anraratea; bd Gewerbebetrieb, der Abwässer 
mit wechselnder Zosammensetaong liefert, kommt Terschiedenartige Behandlang 
in Frage, ln Württemberg darf das biologische Verfahren nar bd sorgfältigem 
Betrieb dngerlcbtet werden. Die Bieseifdder haben wirtschaftUch ^en 
poSen Wert. Berlin hat aber Ton Tornherein den Bodea ra teaer erworben. 
Der Pachtpreis der Dannstädter Anlage Teraiast das Kapitd ra flo/«. Es 
werdea Tide Ackerer daraaf beschäftigt. Die Banera der Nachbarschaft pro- 
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aenlereB ulk der Stadt, wean sie nicht Wasser genug Ton der Anlage be> 
kommen. — Die Bieselluder dürfen ttbrigens nicht ftberlastet werden. 

An der Diskussion nahmen weiter teil: Stadtbaurat Steuernagel- 
COln, Oberbttrgermeister ▼. Borscht*MOncben, Dr. Baumert-Spandau, 
Stadtbaurat a. D. Liadley-Fraakfurt a. IL, Obermedisinalrat Dr. Sehour- 
len-Stuttgart, Prof. Dr. Prausnitx-Qras, (Hh. Oberbaurat Prof. Dr. Bau¬ 
me is t e r • Karlsruhe. 

Dritter Sitzungstag, Freitag, den 16.September d. J. 

T« Aufgaben und Ziele der Rassenhjgtene. Der Beferent Dr. A. PlOts 
hatte sdnen Aasffthrungen folgende Leitsfttse zugrunde gelegt: 

1. Es ist zweckm&Big, das Qesamtgebiet der Hygiene nach ihren Ob¬ 
jekten einzuteilen in IndiTidual- und Bassenbyniene. Da die Er¬ 
haltung der Indiriduen zum Teil (durch den Schutz der Schwachen) in Wider- 

S pruch steht mit der Erhaltung der Basse, ist eine selbstladlge Behandlung 
er Bassenhygiene geboten. 

2. Basse (Vitalrasse im Unterschied von Systemrasse) ist eine Er- 
haltnngs- und Entwicklungsebheit des durchdauemden Lebens. 

8. Ob man beim Menschen eine oder mehrere Vitalrassen (WeiBe, 
Gelbe, Schwarze) annehmen mufi. ist noch unentschieden. Fttr weitaus die 
meisten hierher gehörenden Probleme ist es jedoch unerheblich, ob wir dne 
einxige menschliche Vitalrasse mit mehreren stark Toneinander abweichenden 
Dnterrassen oder mehrere selbständige Vitalrassen annehmen. Wir wollen 
hier Ton der einfacheren und umfassenderen Voraussetzung ausgehen, da0 nur 
eine menschliche Vitalrasse yorhanden ist. 

4. Bassenhygiene als Wissenschaft ist di|e Lehre yon den Be¬ 
dingungen der optimalen Erhaltunglund Veryollkommnung 
der menschlichen Basse. Als Praxis ist sie die Gesamtheit der aus 
dieser Lehre folgenden Maßnahmen, deren Objekt die optimale Erhaltung und 
YeryoUkommnung der Basse ist, und deren Subjekte sowohl Indiyiduen als 
gesellsohaftliche Gebilde einschließlich des Staates sein können. 

6. Zu den besonderen Aufgaben der wissenschaftlichen 
Bassenhygiene gehören: 

a) Feststellnng der Zahl der menschlichen Vitalrassen durch Untersuchungen 
Aber die gegenseitige Ersatzfäbigkeit der Hauptrarietlten und Aber die 
Fruchtbarkeit und Lebenskraft ihrer Mischlinge; 

b) Untersuchung Aber die den Lebens- und Entwicklunmrozeß der Basse 
bestimmenden Faktoren der Vermehrung, Vererbung, variabUitlt, Elimi¬ 
nation und Auslese, sowie Aber den Begriff der optimalen Entwicklung; 

c) Feststellung der Bedingungen der Herstellung der optimalen Zahl der 
Indiyiduen einer Basse durch Untersuchungen Aber das VerhUtnis der 
yerfAgbaren Nährstellen zur Beyölkerung, Aber Geburten- und 8kerb»> 
Ziffer, GeburtenAbersehuß, Aus- und Einwanderung; 

d) ErforschUK der Begeln oder Gesetze der Vererbung (Vererbung er¬ 
worbener Eigenscbaften, Mendeln, Intermediäre Vererbung), 

e) Erforschung der Variabilität (Degeneration, Begeneration, differente und 
progressiye Variation). 

f) Erforschung der Eiimlnations-Arten und ihres Umfangs (selektorische, 
nonselektorisehe und kontraselektorische Elimination durdi Tod oder Un¬ 
fruchtbarkeit) ; 

g) Feststellung der Gesamtrichtunu des Entwicklungsprozesses, ob Degene¬ 
ration, Erhaltung oder fortschrmtende Entndcklung; 

h) Untersuchung Ater die Bedingungen einer Aenderung der Gesamtrichtung, 
soweit sie mit der optimalen Entwicklung nicht zusammenfällt. 

6. Zu den beeonderen Aufgaben der praktischen Bassen¬ 
hygiene gehören: 

a) Bekämpfung des Zweikindersystems, BegAnstigung der yielkladrlgen 
Familien tAohtiger Indiyiduen, Bekämpfung des Luxus, Wiederaufrichtung 
des Mutterideals, Stärkung des Familiensinnes; 
b) Herstellung eines Gegengewichtes gegen den Schutz der Schwachen durch 
Schaffung yon Hinderninen fUr die Fortpflannung Minderwertiger durch 
Isolierung, Eheyerbote und ähnliche Mittel, MgAnstigung der Fort¬ 
pflanzung Tflchtlger durch wirtschaftliche EnnOglichung imr FrAhehe 
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(besonders in den höheren Klessen) und wirtschuftliohe Begünstigung 
ihrer Tielkindrigen Ehen; 

c) Bek&mpfnng nller Eeim^fte, wie besonders der Syphilis, der Schwind« 
sucht und des Alkohols; 

d) Verhütung minderwertiger Einwanderung und Ansiedelung tüchtiger Be* 
▼ölkernngs* Elemente ln den Gegenden, die durch minderwertige besetzt 
sind, erentuell durch Anwendung von Enteignungsgesetzen; 

e) Erhaltung und Vermehrung des Bauernstandes; 

f) Schaffung günstiger individual-hygienischer l^dbgnngen für die in¬ 
dustrielle und Großstadt-Bevölkerung; 

g) Erhaltung der kriegerischen Wehrhaftigkeit der höchstentwickelten 
Völker; 

h) Ergänzung des herrschenden Ideals der Nächstenliebe durch ein Ideal 
moderner Bitterlichkeit, das die Beschütznng der Schwachen vereint mit 
dem Hochhalten der seelischen und körperlichen Kraft und Tüchtigkeit 
der eigenen Persönlichkeit. 

Diskussion. 

Oberbürgermeister Dr. Fuß-Eiei; Inwieweit gehört ein Vortrag über 
Bassenhygiene in den Kreis des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege P Ein 
hervorragendes Hitglied- hat scherzweise die Befürchtung geäußert, die Be¬ 
handlung des Themas könne mit der Besolution schließen, der Verein habe 
sieh au&ulösen, weil er besonders den Schutz der Schwachen auf sein 
Schild geschrieben habe. Die Worte des Bedners über den Beruf der Frau 
sollten die Mitglieder übrigens weit hinaustragen in ihre eigenen Kreise. 
Trotsdem stehe das Thema auf der Grenze. Der Vortrag sei wohl geeignet, 
privat und persönlich gewisse hohe ethische Ziele weiter zu verbreiten; 
im allgemeinen habe aber der Verein praktische und nationale Aufgaben in 
erster Linie zu verfolgen und dabei die öffentliche Gesundheitspflege in 
die erste Beihe zu stellen. 

Stadtarzt Prof. v. Drigalski-Halle: Die Bassenhygiene stellt die 
Summe aller Bestrebungen der Gesundheitspflege dar; sie verfolgt eine Hoch- 
stellung der gesamten Volksgesundheit. Dadurch, daß der Schutz der Schwachen, 
z. B. die Krüppelfürsorge, gefördert wird, werden übrigens anch die Erwerbs¬ 
fähigen wirtschaftlich entlastet — sie werden von den Armenlasten befreit, 
die für Erwerbsunfähige gezahlt werden müßten. 

Die kontraselektorischen EiDÜtisse, die die besonders Tüchtigen 
wahllos treffen, sollten durch die moderno Hygiene aufgehoben werden. 

Wertvoll sind die Worte des Dr. Plötz über die Aufgabe dertFran- 
Es bedarf eines hohen wirtschaftlichen Schutzes, einer Hebung der Bedingungen 
der Ernährungsweise der Frau. Die Kinderfreudigkeit der Fran müsse 
zunehmen. 

Kreiskommunalarzt Dr. Nenmann -Hamburg: Das behandelte Problem 
streift viele Gebiete. Die Alkoholfrage ist besonders wichtig. Der Alkohol 
wirkt keimschädigend, eliminierend; er bringt die Individuen zur Ausmerzung. 
Nach Forel eliminiert der Alkohol nicht allein; er schädigt anch wichtige 
biologische Eigenschaften (Bunge). Die Tuberkulose nimmt zu. Die Kinder 
der Aithaltsamen haben ein größeres Eigengewicht, nehmen an Gewicht mehr 
zu, als die Kinder der Alkoholiker. Das Beioh hat die Abstinenzbewegung 
dadurch gefördert, daß es den Guttemplerorden, dessen Großloge II vom 
Bedner vertreten wird, unterstützt. 

Dr. Boeder, Leiter der Wohlfahrtsstelle für Alkoholkranke, Elberfeld, 
spricht ebenfalls für die Bekämpfung des Alkoholismns. Er hält diese für die 
größte Sorge der Stadtverwaltungen, für eine gesundheitsfördernde Aufgabe, 
die nichts kostet, aber außerordentiich viel nützt. Zu viele Wirtschaften 
sollten nicht konzessioniert werden. Vor 20 Jahren habe in Norwegen eine 
intensive Tätigkeit gegen den Alkoholismns eingrsetzt; die Militärtangllch- 
keit sei seit jener Zelt in demselben Verhältnis idt der Energie des Kampfes 
gestiegen. 

Ezz. Dr. V. BesteImeyer, Generalstabsarzt der bayer. Armee unter¬ 
stützt den Appell von Plötz an das Gewissen des Einzelnen. Die Grenze der 
Bevölkerungszunahme berührt empfladlich unsere Wehrhaftigkeit; der Geburten¬ 
überschuß ist gering; ein weiteres Herabdrücken der Hortäität kaum möglich. 
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Bedaer befdiwortet, daB yielkSpfige Familien mit besonderen Mitteln nnter- 
stfltzt werden sollen nnd ermahnt die Mtttter, den SSagling mOgUdut lange 
an der Hntterbrost zu stillen. 

Ein Bedner führte an, da6 wir in der Sohalliing der Ledigenheime 
za weit gehen; wir setzen dadnreh gewissermassen Prlmien aal das ün> 
Terheiratetbleiben. 

Dr. PlOtZ'Htlnohen (Schlofiworl): Nor 65% der jongen MEnner sind 
militlrtanglich; Tlelleicht die Hälfte aller Fraaen oder noch weniger, Termag 
ihr Kind Jahre lang zn stillen. Es handelt sich also bei der 
Bassenhygiene am einThema, das den nationalenStandpnnkt 
aafs engste berührt. In England hat man sp&ter wie bei ans die Frage 
verfolgt, was zar Verbesserong der Basse za geschehen habe; trotzdem habe 
man bereits im Anschloß an die üniversität London ein eigenes wissenschaft¬ 
liches Institat gegründet. Vorlänfig habe er nar die za lösenden Probleme 
angeführt. Aach hier sei man noch ln den allerersten Stadien. Was von den 
Stadtverwaltongen za verlangen sei, — das anzogeben, sei jetzt noch nicht an 
der Zeit. 

Schloss der Tagang. Oberbürgermeister v. Bor seht-München. Der 
Verein stehe seit 87 Jahren im Öffentlichen Leben and rohe nicht, wie seine 
Qegner sagen, aaf seinen Lorbeem aas. Zweifelhaft sei, ob die dem Zage der 
Zeit folgende Dezentralisation and Arbeitsteilang aach hier viel Natzen bringe: 
6 Vereine hätten sich bereits von dem großen Vereine abgezweigt, weil sie 
geglaabt hätten, in der Spezialisierang bessere Besaltate za erlangen. Trotz¬ 
dem suche der Verein für Öffentliche Qesandheitspflege den neuen Formen 
kaltareller Forderung immer neu za folgen; die soziale Hygiene verlange, 
daß eine Beihe von Fragen ans anderem Qesiebtsponkte betrachtet werde 
— auch dies geschehe Uer. Es bestehe kein Stiilstand, nur ein Vorwärts¬ 
sehreiten. 

Nach Dankesworten des Stadtbaarat Peters an den Vorsitzenden 
wurde die Versammlung geschlossen. 

Von der Festschrift) die die Stadt Elberfeld Ihren Gästen gewidmet 
hatte, interessieren den ärztlichen Leser in erster Linie die Absebnftte über 
Gesnndbeitsverhältnisse, bearbeitet von Ereb- und Stadtarzt Med.-Bat Dr. 
Wolff: Fürsorge für Gebärende, städtische Einrichtungen für Säuglinge 
and noch nicht schnlpflichtige Kinder, Sobulärzte und Gesundheitsverbältnisse 
der Schulkinder, die Woblfahrtsanstalten der Stadt Elberfeld, die Privatkranken¬ 
anstalten, Fürsorge für Verunglückte, Leichenwesen, beamtete und andere 
Aerzte. Aber auch die übrigen Abschnitte sind von wesentlicher Bedeutung. 

Sehr Lehrreiches boten auch die Besiehtignngen, von denen Beferent 
die Altersheime and die neue Provinzialhebammenlehranstalt 
hervorheben mochte. Dr. Mayer-Simmem. 


BeileMt Aber die TerMmmsImmc 
Demtoeher Hmtmrfomeher mmd A.erate im KSmiseberg i. Pr, 
Tom 18.-94. September 1910. 

A. Allgemeine Sltaong. 

Pabertit and Sehnle. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Cramer-GOttingen: 

Für Eltern und besonders für Erzieher ist es von aaßerordentUeher 
Wichtigkeit, sich mit den anormalen and normalen Erscheinungen der Pubertät 
aufs Genaueste vertraut za machen. Hängt doch von der rechtzeitigen Er- 
kennang krankhafter Zastände und einer zweckentsprechenden erzieherischen 
Behandlung die ganze Zukunft der Jagend ab. In den Jahren der Pubertät 
ist die körperliche Entwickelang za einem gewissen Abschluß gekommen. 
Gleichseitig mit der Geschlechtsreife erfolgt die letzte Entwickelung der 
feineren Elemente des Gehirns und der sekundären Geschlechtscharaktere. 

Bei Eintritt in das geschleohtsreife Alter verschwinden die kindlichen 
Charakteraüge erst ganz allmählich. Noch lange finden wir die lebhafte 
Phantasie des Kindes, seinen Egoismus, und bei mangelhafter Erziehung Neigang 
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au OiauBaaikdt oad EiferBncbt. Wfthread den Kindern ein selbatindigea 
üiteü febltt lernen eie mit dem Fortachreiten der Entwickelung in der Paber« 
tit in ebatrakten Voretellongen za denken and eelbetindig za arteilen. Der 
nnünerkaame Erzieher erkennt an dem ganzen Verhalten der beranwacbeenden 
Jungen and Mädchen diesen Umechwang. Jttngling sowohl, wie Backfisch sind 
bemüht, ia Kleidang, Haartracht den Erwachsenen za gleichen. Das Selbst* 
gelühl hebt sich, der Sohn will sich dem Vater, die Tochter der Matter nicht 
mehr lügen. Da die ethischen and altroischen Vorsteliongen noch zom Teil 
feUea. bietet die Erziehang große Schwierigkeiten; häufig kommt es za 
Konflikten mit dem Strafgesetzbacb, VerhängnisroU im Pabertätsalter ist die 
große Beeinfloßbarkeit, and zwar sowohl zam Gaten, wie zam Bösen. Sie ist 
auch schald daran, daß riele Jagendliche, die ja leider nach der Entlassong 
aas der Schale ohne jede Zacht and Aafsicht sind, sobald sie in schlechte 
Qesellsebafc kommen, za Verbrechern werden. 

Will man die zanehmende Kriminalität erfolgreich bekämpfen, so ge* 
sekieht das am besten darch gesetzliche Fürsorge für die jagendlichen 
IndlTidaen. 

Bietet die Erziehang der gesanden Jagendlichen in den Pabertätsjahren 
C^oBe Schwierigkeiten, so wachsen diese bei psychopathisch Veranlagten oft 
ins Ongeheare. Die Psychopathie tritt häafig zaerst in der Pabertät zatage. 
Starke ethische Defekte, Labilität der Stimmang, Zwangszastände, hochgradige 
Nerrosität treten ans besonders häafig entgegen, üm psychopathisch Dege* 
nerierte bandelt es sich nach meist be^ den jagendlichen Selbstmördern. 

Zorn Schloß faßte Beferent seine Vorschläge dahin zasammen: 

Nicht allzariel Milde gegenüber der heran wachsenden Jagend, sondern 
stramme Scholdisziplia, Entfernnng psychopathischer, schwachsinniger and 
hysterischer Kbider aas dem gemeluamen Unterricht. 

B. Abteilung für gerlobtliohe Medlnin. 

I. Gerlchtsirztllehe Konstfehler. 

Der Vorsitzende, Geb. Med.-Bat Prof. Dr. Ungar*Bonn, weist aaf die 

f roße Bedeatang gerichtsärztlicher Konstfehler hin and erwähnt eine Beihe 
as Pablikam sehr aufregender Prozesse, in denen die Bicbter darch falsche 
medizinische Gatacbten irre geleitet worden. Hierdarch leidet nicht nor das 
Ansehen der ärztlichen Sachverständigen, sondern die Aerzte selbst können 
zivilrechtlich haltbar gemacht werden. So wurde kürzlich ein Gerichtsarzt 
Terarteilt, weil er fahrlässigerweise ein falsches Gatachten abgegeben batte. 
Er hatte auf Grand einer einmaligen Untersoebang ein Entmündigangsgat* 
achten erstattet, das sich später als anrichtig heraasstellte. Es ist dem Be* 
ferenten nicht möglich, in einem kurzen Beferate die zahllosen einschlägigen 
Fälle aofzozählen, die teils der Literatar, teils der großen gerichtsärztlichen 
PrazJs des Vortragenden entstammten. 

Ungar bemerkt weiter, daß die ärztlichen Sachverständigen bei Kar* 
pfaschereiprozessen in einem wohl verständlichen, aber absolut anzolässigen 
Uebereifer häufig die nötige Objektivität vermissen ließen, so daß er als Ober* 
gatachter wiederholt ein von dem vorliegenden Gatachten abweichendes habe 
abgeben müssen, wodurch das Ansehen der Aerzte sicherlich nicht gehoben 
werde. Häafig worden Blatangen in die Schädelhöfale bei Neugeborenen als 
ESinwirkaag Stampfer Gewalt darch fremde Hand angesehen, wärend es sich 
zweifellos um Verletzungen infolge schwerer Geburt handelte, ln einem von 
Kenyeres mitgeteilten Falle gab der Sachverständige sein Urteil dahin ab, 
eine gefandene Fraaenleiche könne nicht die einer verschwandenen Magd sein, 
weil man die raahen Hände vermisse, während die Nachontersachang ergab, 
daß infolge vorgeschrittener Fäulnis Oberhaat and Nägel fehlten. 

Vortragender ging dann auf die Ursache der erschreckend großen Zahl 
geriebtsärztlicher Kanstfehler ein. Sie hat ihren Grand einmal darin, daß za 
Oerichtsärzten vielfach Aerzte genommen werden, die Jahre hindarch als 
Praktiker tätig gewesen sind. Nar Leute, die Jahre hindarch an gerichtlich 
medizinischen oder ähnlichen Institaten tätig gewesen sind, haben die not¬ 
wendige Vorbildnng für die Fähigkeit als gerichtlicher Sachverständiger, ln 
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iweiter Linie eclmldigt Ungar die schlechte Besahlnng der Gutachter- 
tätigkeit an. 

Zam Schloß ging er auf die Bedeotong der Medizinalkollegien 
ein. Ihre Beseitigong wttrde er ffir einen großen Fehler halten. Die Begie- 
mngs- und Medkiinalräte sind znm großen Teil Hygieniker; auch wenn 
sie das nicht sind, geht ihnen doch die nötige Uebong ab, nm die Proto¬ 
kolle der Leichenöffnongen, die Obdoktionsberichte und die Gutachten ttber 
Geistesbanke revidieren zo können. Die Medizinalkollegien, in die je ein 
Yertreter der Psychiatrie and der gerichtlichen Medizin gehört, sind dagegen 
hierzo besonders geeignet. 

In der Diskossion berichtete Stampl-Wflrzbnrg folgenden Fall. 
Eine Dienstmagd wurde des Eindesmordes bescnuldigt. Der mit ihrer ünter- 
suohung beauftragte Ereisassistenzarzt gab in seinem Gutachten an, das MSd- 
ohen habe vor kurzem geboren, während die Nachuntersuchung ergab, daß die 
Magd sicherlich nie geboren habe und wahrscheinlich nie schwanger gewesen 
sei. — Puppe-Eönigsberg las in einem Gutachten, die Matter sei aus der 
kindlichen Nabebchnur verblutet, ln einem Falle von Verdacht aal Eindes¬ 
mord wurden Schwefelsäureätzungen am Munde des Eindes angenommen, 
während es sich um einfache Hautvertrocknungen bandelte. — Ziemke- 
Eiel sah einen Fall, wo bei einem Manne mit Leberverletzung und Schuß in die 
Schläfe ein Selbstmord irrtümlich ausgeschlossen wurde, weil man glaubte, 
ein Mann mit einem Vfa cm tiefen Stich im rechten Leberlappen könne nicht 
mehr eine halbe Stande weit gelaufen sein und sich dann erschossen haben. 

2. Das Problem der Aehnllohkelt in der gerlehtllehen Medizin. 
Geh. Med.-Bat Prof. Dr. P. Strassmann-Berlin. 

Das Thema ist in der neueren Literatur nie erörtert worden. Daß es 
aber nicht ohne praktische Bedeutung ist, beweist schon der Umstand, daß 
dem Vortragenden im Laufe der letzten Jahre 8 Fälle vorgekommen sind, in 
denen er zu dieser Frage Stellung nehmen mußte. Bereits in früheren Jahr¬ 
hunderten hat die Aehnlicbkeit in Legitimitäts- und Paternitäts • Prozessen 
eine Bolle gespielt, so 1769 und 1878 in den Pairschaftsprozessen Douglas 
und Townsbend, 1836 in einem Vaterschaftsprozeß vor dem kleinen Bäte des 
Eantons Appenzell. In einem anderen Anfang des vorigen Jahrhunderts in 
Hannover spielenden Prozeß fanden zwei Sachverständige bei dem Einde und 
dem angeblichen Vater eine frappante Aehnlicbkeit in der Eopfform und Ge- 
sichtsbildung, ferner bei beiden Fingeraaswüchse und eine Schwimmhaut 
zwischen den beiden ersten Gelenken der 2. und 8 Zehe rechts wie links. 
Die ihnen vorgelegte Frage, ob die Vorgefundenen Aehniichkeiten eine in der 
Natur und Erfahrung begründete Vermutung der Paternität enthielten, be¬ 
jahten die Sachverständigen und erklärten, daß zwar ein bündiger Beweis 
durch diese UebereinsUmmung nicht geliefert sei, wohl aber die größte Wahr¬ 
scheinlichkeit. 

In einem weiteren Falle von Taylor wurde ein Mann mit beiderseitiger 
Sechslingrigkeit verurteilt, die Vaterschaft eines Eindes ansuerkennen, weil 
dieses an der rechten Hand ebenfalls 6 Finger batte. 

Strassmann selbst hatte im Jahre 1904 den ersten hierhin gehörigen 
Fall zu begutachten: Dio 57jähiige Gräfin Ewilecka stand 1904 wegen e&er 
angeblich 6 Jahre vorher aasgeführten Eiodesanterschiebung vor den Ge¬ 
schworenen zu Berlin. Der angeblich untergescbobene Enabe Josef Stanislaus, 
seine angeblichen übrigens blutsverwandten gräflichen Eltern, die 3 Töchter 
des gräflichen Ehepaares, der Bruder der Gräfin und anderseits die den 
Enaben beanspruchende Bahnwärterfrau Meyer, ihre Schwester, ihr älteres, 
dem Liebesverhältnis mit einem Hanptmann entstsunmendes uneheliches, ein 
eheliches Eind und ein Bild des früheren Liebhabers der Meyer und angeb¬ 
lichen Vaters des Stanislaus, standen dem Sachverständigen zur Verfügung. 
Von dem Ewileckischen Familientypus: lange, ein wenig gebogene und spitze 
Nase, dichte dunkle Augenbranen, dunkle braune Begenbogenhäute, charakte¬ 
ristische Ohren mit Daniel sehen Enöteben, Behaarung der Nasenwurzel, 
rundes Einn, eine charakteristische Handtellerlinie fanden sich bei dem Enaben 
Stanislaus nur Anklinge an die Ewileckische Ohrform und Behaarung der 
Augeobranen, ferner die Darwinschen Enötchen an den Ohren, diMelben 
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Begenhogenhlute, die behaarte Nasenwurzel; dagegen hatte er statt der 
langen aristokratischen Nase eine kurze platte, die die Angehörigen nicht 
recht befriedigend durch einen Fall auf die Nase erklärten. Es feblte ferner 
die charakteristische Hohlhandfaite. 

In dem zweiten Falle Strassmanns fand sich bei dem Kinde und 
der später wegen Kindesunterschiebung verurteilten Matter zwischen der 
2. und 3. Zehe beiderseits eine Andeatung von Schwimmhautbiidung, deren 
Vorhandensein nach Ansicht des Vortragenden bis zu einem gewissen Grade 
die Mutterschaft der Angeklagten unterstützte. 

Nach Strassmanns Ansicht berechtigt die positive Aehnlichkeit zu 
einem Wahrscheinlichkeitsschlad auf die Herkunft, während die Unähnlichkeit 
kaum als Wabrscheinlicbkeitsmoment verwertet werden kann. Noch mehr 
als die allgemeine Aehnlichkeit müssen ganz besondere eigentümliche Merk¬ 
male und Deformitäten gelten, deren erbUefae üebertragung bekannt ist. Ab¬ 
solut beweisend kOnnen aber auch sie nicht sein, da schiiedlich keine der¬ 
selben nur in einer einzigen Familie verkommen. Und je häufiger sie sind, 
desto eher wird man mit der Möglichkeit eines zufälligen Zusammentreffens 
rechnen müssen. Eine anerkannte Autorität auf dem Gebiete der Erblichkeits¬ 
arten hatte in einem Falle eine besondere Kopfform und abstehende Ohren 
als sicheren Beweis dafür verwertet, dad das Kind von demjenigen der beiden 
in Betracht kommenden Männer herstammte, der die gleiriien Eigenschaften 
zeigte. Denn da bei der Matter diese Eigentümlichkeiten nicht vorhanden 
waren, konnten sie nur vom Vater stammen, Redner verweist aber demgegen¬ 
über auf die Erfahrungen über atavistisches üeberspringen von Erbmerkmalen 
und auf die Forschungen der Botaniker über die sogenannten Mendelscben 
Gesetze. Deshalb hält er es nicht für zulässig, die in einem solchen Falle 
vom Gesetz verlangte offenbare Unmöglichkeit der Zeugung durch einen anderen 
Mann zu begutachten. 

In der Diskussion bezweifelte Ungar-Bonn, ob die Aehnlichkeit 
in Vaterschaftsprozessen nach § 1717 überhaupt von Bedeutung sein kOnne, 
während Ziemke-Kiel auf die Veränderlichkeit der kindlichen Kopfform 
und die daraus folgende geringe Vcrirertbarkeit für Aehnlichkeitsgutacbten 
hinwies. — Im Schlußwort bemerkte Strassmann, daß nach dem B. G.B. 
die exceptio plurium allerdings nicht Platz greife, wenn bei dem betreffenden 
Beischlaf offenbar unmöglich das Kind erzeugt sein könne. Der zweite Satz 
im Absatz 1 des § 1717 beziehe sich — soweit ihm bekannt — nach über¬ 
einstimmender, auch vom Reichsgericht gebilligter Ansicht der Juristen sowohl 
auf den Vorsatz, wie auf den Nachsatz des ersten Satzes. 

8. Ueber die Bedentnug des Testlbularschwfndels bei Begntaeh- 
tuugeu von Unfaliverletsten und eine neue Methode seiues Nachweises* 
Prof. Dr. Weber-Berlin. 

Weber und sein Assistent F. Dyrenfurth kommen auf Grund viel¬ 
facher Untersuchungen zu folgendem Resultat: Für die galvanische Unter- 
suchung ist lediglich eine Stellung, in der erhöhte Anforderungen an das 
Labyrinth als Gegengewichtsorgan gestellt werden, brauchbar. Bei einer großen 
Zahl von Labyrinthkranken fehlt die Babinskische Reaktion. Bei einem 
erheblichen Teil der Neurastheniker treten Gleichgewichtsstörungen schon bei 
geringen Mengen elektrischer Energie auf. Auch treten Begieiterscheinangen; 
Pulsbeschleunigung, Blässe, Schweißausbruch etc. bei vielen Nervösen stärker 
hervor als bei normalen. Tritt bei gleichnamiger Reizung mit gleichen Mengen 
elektrischer Energie die galvanische Vestibularreaktion auf, so ist damit ein 
sicherer Hinweis auf einen bestehenden Funktionsunterschied beider Labyrinthe 
gegeben, die in einer organischnn Erkrankung eines oder beider Labyrinthe 
begründet ist. In derselben Versuchsanordnung tritt beim Normaalen keine 
Vmbularreaktion auf. 

4. Eine neue Methode der Altersbestimmung von Leichen* Dr. 
Bürger-Berlin. 

Bekanntlich spaltet sich das KOrperfett der Leichen, besonders der bei 
niederer und mittlerer Temperatur im Wasser liegenden Leichen, in Glyzerin 
und freie Fettsäuren, was als «Ranzigwerden“ der Fette allgemein bekannt 
ist. Dieses Banzigwerden der KOrperfette ist zwar von den verschiedensten 
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Süßeren wie auch in der Leiche seihet liegenden ümstSnden abhängig, geht 
aber doch mit einer ziemlichen Regelmäßigkeit vor sich, so daß Referent 
hänfig ans dem Grade der Fettsänrebildnng Schlüsse anf das Alter der Leichen 
ziehen konnte. Die Erkennnng der Fettsänren wird dnrch mehrstündiges 
Einbringen der Leichenteile in gesättigte Enpferazetatlösnng mit geringem 
Formalinznsatz nnd daranf folgendes mehrstündiges Wässern sehr erleichtert. 
Es erscheinen dann das Fett nnd die Gewebe farblos, die Fettsänren aber 
grün. Mit einem Blick erkennt man, wie weit das Ranzigwerden der Fette 
vorgeschritten ist. In mehreren forensisch wichtigen Fällen, so z. B. in dem 
Leichenzerstückelnngsfalle Arnhoiz konnte Bürger mit Hilfe seiner Me¬ 
thode mit ziemlicher Sicherheit angeben, daß die znerst gefnndenen Leichen¬ 
teile nnr wenige Wochen, die späteren mehrere Monate im Wasser gelegen 
hatten. 

5. Die kriminelle Bedentnng der Lmftembolle bei Nengeborenea. 
Kreisarzt Dr. BOrschmann-Bartenstein. 

Vortragender fand bei einer gerichtsärztiichen LeichenOflhnng im rechten 
Herzen eines Kindes große Mengen Lnft in Form größerer nnd kleinerer Blasen. 
Da es sich nm eine sehr frische Leiche ohne irgend welche Fänlniserschel- 
nnngen handelte, konnten die Sachverständigen sich den Lnftgehalt nnr so 
erklären, daß sie eine Luftembolie annahmen. Sfe glaubten, die Lnft sei durch 
die — soweit sich Berichterstatter erinnert — 60 cm lange, Nabelschnur bei 
Atmnngsversnchen in das Gefäßsystem eingedmngen; derLnltbefnnd im rechten 
Herzen spreche für Erstickung, da gerade hierbei die Lnft am leichteeten 
Eingang finden könne. Börschm ann zeigte an einer Reihe sehr interessanter 
Versuche, wie er sich den Vorgang denkt. 

In der Disknssion erhoben Ziemke-Eiel, Puppe-Königsberg gegen 
die Ansfübmngen Börse hm anns zahlreiche Bedenken, zumal Puppe bei einer 
Nachprüfung der Börschm ann sehen Versuche zu einem anderen Resnltate 
gekommen ist. Straß mann-Berlin betonte die praktische Schlnßfolgernng 
Börschmanns, daß LnftemboUe bei Neugeborenen allgemein abslcntliche 
Tötung beweise, swinge zu einer Warnung. Gerade bei Neugeborenen, wo 
ein sonst wertvolles Kriterinm gegenüber der Fänlnis, der Lnftgehalt des 
rechten Herzens bei gleichzeitiger Lnftfreiheit des linken infolge des 
leichten Eindringens von Fänlniserregem dnrch die Nabelvene fortfalle, 
kann leicht irrtümlich Luftembolie angenommen werden. Anch ist die Gefahr 
des Lnfteintritts bei der Leichenöffnnng doch größer als Vortragender glaubt. 
Sie liegt nicht nnr vor bei fehlerhafter Ansfäirnng, anch bei sachgemäßer 
Technik ist bei Dnrchtrennnng des Brnstbeinschlüsselbeingelenks eine Venen- 
verletznng nnd ein Lnfteintritt ins Herz möglich. Nur bei vorsichtiger 
Unterbindnng des Herzens nnd Untersuchung des herznsgenommenen Herzens 
unter Wasser ist ein Gasbefnnd im Herzen für Luftembolie verwertbar. 

6. Ueber postmortale Eatstohnag von FottomhoUoa. Prof. Dr. 
Ziemke-Klel. 

Wostenhöffor hat einst behauptet, es gäbe dne postmortale Ent- 
stehnng von Fettembolie der Lungen. Der von ihm als Beweis für diese seine 
Annahme angesehene Fall wurde von verschiedenen Antoren als nicht beweis¬ 
kräftig erachtet. Ziemke hat nun versucht, diese für die gerichtliche Me¬ 
dizin außerordentliche wichtige Frage zu entscheiden. 

Er hat zunächst ebe größere Zahl faulender Leichen auf das Vorhan¬ 
densein von Fettembolien der Lungen untersucht, aber ebenso wie Bürger 
nbmab, selbst bei hochgradigster Gasbildung in den Geweben, Fettembolie 
der Lungen gefunden. 

Weiterhb hat Ziemke ebe Reihe Experimente angestolU. Er be¬ 
nutzte hierzu Kanbchen, die er dnrch Genickschlag getötet natte. An zwei 
anf diese Webe getöteten Tieren konnte er trotz genauester Untersuchung 
der Lungen keine Fettembolie nachweben. Brachte er den derart getöteten 
Kanbchen Olivenoel oder zerriebenes menschliches Fett bs rechte Herz nnd 
blies er dann unter ebem bestimmten Manometerdrnck mit eber Spritze Lnft 
in die Obersehenkelvenen, so fand er, wenn anch nnr vereinzelte, so doch 
deutliche Fettembolieu in den Lungen. Zu demselben Resultat kam er. 
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weait er du EBOchemnark bei Eaniachen zerstörte and in die Enoobenmark* 
höhle Lafc einbiies, desgleichen, wenn er Proteoskaltnr in du Abdomen brachte. 

Vortragender kommt za folgendem Besoltat: Unter besonders gOnstigen 
üautSnden kann postmortal experimell Fettembolie der Langen erzeagt werden, 
hochgradige ist immer ein vitaler Vorgang. 

Diskassion: Bürger*Berlin hofierte gegen die Experimente Ziemkes 
Bedenken, weil er selbst sowohl, wie seines Wissens nach Bibbert bei Tötong 
von Eaninchen darch Halsschlag vereinzelne Fettembolien in den Langen sah. 
Bürger häit es daher nicht für aasgeschlossen, daß du Fett in den Langen 
der Euinchen von dem Qenickschlag heriührte. Fr hat versncht, sich bei 
seinen Experimenten, die er zom Teil gemeinsam mit Dr. 8 pinn er'Zürich 
Tomahm, der Wirklichkeit möglichst anzapusen. Er brachte gubildende 
Bakterien iu Enochenmark von tierischen and menschlichen Leichen, vermochte 
aber aaf diese Weise keine Fettembolie der Langen za erzeugen. 

Meixner«Wien weist darauf bin, dafi momentan nach Traumen Fett* 
embolie in den Langen zu finden sei. Er glaubt daher ebenso wie Bürger, 
dafi bei Verwendung von durch Genickscblag getöteten Eaninchen leicht 
irrtüoilich postmortue Fettembolie ugenommen werden könne, wo es sich 
am vitale Entstehong handele. 

7. Ceber Haarverletzongen. Der Vortragende, ProL Dr. Lochte* 
OötUngen, berichtet über Dntersachangen von Nahschüssen mit raaeh- 
Bchwachem Pulver. Zar Verwendung gelangte die Browning «Pistole 
Ealiber 768 and belgisches Palver (die Waffe der Beriiner Schutsmannscbaft). 

Bei Schüssen au ca. 6 cm Entfernang fuden sich Verletzangen an 
den Haaren, die darch onverbrunte oder onvoilständig verbrannte Teile des 
BlSttcbenpiüvers hervorgerofen waren, and zwar bei tangentialen Auftreffen 
aaf du Hur oberflächliche Schrammen and Einrisse oder Abspaltong feiner 
Lamellu, bei mehr zentralem Auftreffen, Abspaltung breiterer Lamellen oder 
spindelförmige Verbreiterang des Haares mit Längsflssaren. Die letzteren 
Bilder erinnern u diejenigen, die Pappe als Folge der Einwirkug Stampfer 
Gewalt auf du Haar beschrieben hat. 

Die Verletzangen sind besonders deutlich u Tierhuren za sehen, 
Abspaltong von Lamellen und Fissaren aber nach u menschlichen Haaren. 
Verbrennangserscheinongen fehlen an den Huren bei Nahschüssen mit 
raachschwadiem Palver völlig. Bei Anwendung von Schwarspuiver über¬ 
wiegen beim Nahschofi die Verbrennongserscheinangen. Die Haarverletzongen 
duäi Eohle oder Aschepartikelchen treten vollstän^g in den Hintergrand. 

In je einem Falle gelug es Lochte noch bei Schüssen au Entfernang 
von 25 and von 50 cm Abspaltong von Lamellen vom Haarschaft za beobachten 
bei Anwudug raachschwachen Palvers. Auf Nahschofi darf geschlouen 
werdu, wenn sich neben Abspaltug von Lamellen Palverschmauch am Haar* 
Schaft oder u den Haartrümmern nachweisen läfit. 

Lochte rät, bei Schafiverletzangen die abgeschossenen Haue za 
sammeln and za utersuchen, weil darch die Untersuchug der Haare in ge- 
eignetu Fällen die Frage entschieden werden kun, ob ein Nahschofi oder 
ein Femschofi vorliegt. 

8. Ueber FleiBcbverglftnng und ihre geriehtlieh-niedlsinUiehe Bedea- 
tong* Dr. Bürg er-Berlin berichtete über die in der Unterrichtsustalt für 
Stutsarzneikande za Berlin auf Veranlusang von Gerichtsbehörden resp. von 
Kreis* und Gerichtsärzten von ihm aasgeführten üntersncbangen auf FleiMh* 
Vergiftung ud weist auf zahlreiche leicht abstellbare Mifistände bin, welche die 
iofierst verutwortugsvoUe Arbeit erschweren und entwerten. Er verlugt 
bei Verdacht auf FleBchvergiftug die Zaziehang des Gerichtsarztes za den 
riebterlichen Ermittelugen, die sofortige Einsendung der Beste der Nahron^ 
mittel zor bakteriolog&chen ud histologischen Untersuchug, ferner des 
Erbrochenen, von StaU-, Urin* ud Blntproben aller Erkrankter, genaueste 
klinische Aafzeichnug über den Erankheitsverlauf, telephonische Benach* 
richtigug der Obduenten und amgebende Leichenöffnung, Erlaß genauer 
Obdaktiouvorschriften bei Verdacht auf Nabrugsmittelvergiftug, genaue 
Vorschriften Über den Versand der Leichenteile, wozu nur dickwandige Gläser 
mit eingeschliffenem Glasstöpsel Verwendug finden sollten oder im Notfälle 
nach weiÜiiü^ge Palvergläser mit frisch augekochten Eorkon, Eiuendang 
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▼oa Stttcken aller inneren Organe, bei Verdacht auf Botulismus unter allen 
ümstShden auch des Gehirns und Bttckenmarks. 

An der Hand eineelner Falle demonstrierte er die große Verantwortung, 
die der Gerlchtsarst bei Abgabe einschlägiger Gutachten auf sich nimmt. 
Häit er einerseits große Vorsicht fttr geboten, um unschuldige Metzger, 
Fleischbeschauer etc. nicht materiell schwer zu schädigen, so betonte er ander« 
seits, der Sachverständige müsse sein Gutachten so fassen, daß der Schuldige 
seine verdiente Strafe erhalte. Er glaubt, daß wir uns fast stets heute dahin 
aussprechen können, daß bei Fieischbeschau durch einen Tierarzt die Fleisch« 
Vergiftung mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit vermieden 
worden wäre, sodaß, wenn diese bei notgeschlachteten Tieren unterlassen ist, 
der Schuldige wegen fahrlässiger Körperverletzung resp. Tötung zur Bechen« 
Schaft gezogen werden mttsse. 

9. üeber die Diagnose voranfgegangener Sehwangersobaft ans der 
Uterusmusknlatnr. Dr. P. Fraenekel«Berlin. 

Ein praktischer Fall, in dem sich trotz höchst wahrscheinlicher Schwanger« 
Schaft bei der Obduktion einer Frau weder Piazentarreste, noch charakteristische 
Schleimhautteile noch ein Corpus luteum gefunden hatten, gab Veranlassung, die 
bisher nicht speziell studierte Frage zu untersuchen, ob und mit welcher Sicher« 
heit allein aus der Muskulatur die Diagnose auf voraufgegangene Schwanger« 
Schaft gestellt werden könne. In diesem Falle hatte der des kriminellen Almrts 
angeklagte Arzt die Schleimhaut vollständig durch Curettement entfernt. Die 
Vervollständigung der Diagnostik nach dieser Bichtnng kann aber offenbar 
auch in anderen Fällen Bedeutung erlangen. Die mehrere Jahre fortgesetzten 
Untersuchungen an sehr verschiedenartigem normalen und pathologischen 
Material haben zu dem Besnltat geführt, daß die Diagnose nicht selten mit 
großer bis an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit gelingt. Sie stützt 
sich zum Teil auf die Veränderungen der Muskulatur selbst. Die Stellung, 
Parallellagernng, Auflockerung und Vergrößerung der Muskelbündel bezw. 
-Fasern werden erörtert und gezeigt, daß es bei Schwangersebaft Bilder 
gibt, die kaum bei einer anderen Affektion außer bei Myom zu treffen sind. 
Aber selbst hier sind sie mehr iokal und das Myom ist leicht zu erkennen. 
Es mahnt aber zur Vorsicht in der Diagnose gleichzeitiger Gravidität 

Zum anderen Teile lassen sich die intermuskulären Chorionepithelien 
diagnostisch verwerten. Vortragender hat zunächst sich ein eigenes Urteil 
über die bestehenden Theorien an den zahlreichen normalen Graviditäten der 
gerichtlichen und polizeilichen Sektionen gebildet. Er teilt vollständig die 
von B. Meyer verfochtene Anschauung, daß sie ein normales Graviditäts« 
Produkt fötaler Herkunft sind und belegt dies mit Abbildungen. Sie werden 
vom Ende des ersten bis Anfang des zweiten Monats in allen Stadien bis 
8 Wochen nach normaler Entbindung gefunden, wovon kleine Piazentateile 
retiniert waren, ferner in septischen, pyämischen Uteris nach Abort, besonders 
reichlich nach einem Abort mit Verbrühung der Mucosa durch die injizierte 
Flüssigkeit. Es können Bilder entstehen, die an ein malignes Cborionepitheliom 
denken lassen; eine Unterscheidung ist aber wohl gewöhnlich möglich, weil 
Blutungen fehlen; sie ist übrigens für den forensischen Zweck oft belanglos. 

Nach eingehender Besprechung der Morphologie, der Differentialdiagnose 
gegen ähnliche Elemente, der möglichen Täuschungen gibt der Vortragende 
der Ansicht Ausdruck, daß zuverlässige bekannte chorioepitheliale Zellen als 
ein fötales Produkt volle Beweiskraft für Gravidität besitzen; die diagnostische 
Verwertung ist für den Anatomen erheblich leichter als für den Kliniker, weil 
die Untersuchung am Präparat die Mehrzahl der Fehlerquellen ansschließt, 
die am ansgeschabten Material zu berücksichtigen sind. Die Schwierigkeit 
lie^ vor allem in dem Aufünden der allein geeigneten Implantationsstolle; 
außerdem kann die Vergänglichkeit der Zellen nach Entleerung des Uterus 
ihrer Verwendung im Wege stehen, wenn nicht Erkrankungen bestehen, bei 
denen de sich luger zu halten pflegen. (Autoreferat.) 

Dr. Bürg er «Berlin. 

(Schluß folgt) 


Bedaktion: Geh. Med.«Bat Prof.Dr.Bapmund, Beg.« u. Med.«Bat in Minden i. W 
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Bericht Aber die 8ie.Teraammliaiis 
Dentecber Naturforscher aad Aerate in Kdnlgsbers i* Pr« 
▼OBI 18.—S4. September 1910. 

(Schloß.) 

B. Abteilnng fUr geriohtliclie Mcdlsln. 

10. Ueber die Bedestug der Prothesen bei Unfollrerletites ud die 
dsdareh fesctasffese Ssehlsge flr die Besrtelliuig der Erwerbsfihlgkelt 
Dr. Ho eftmsDB- Königsberg. 

Alljibrlich wird eine Beihe von Menschen an H&nden und FflSen rer- 
sthmmelt, in den landfrirtschaftlichen Betrieben Ostpreußens in den letaten 
2 Jahren allein 96. Von diesen war bisher die Mehraahl in ihren bisherigen 
Berufen erwerbsunf&hig und zrrar in sehr hohen Prozenten. An beiden Hinden 
und Füßen Verletzte l()0**/o, resp. mehr im FaUe der Hillsbedflritigkeit. Einseitig 
an den Obereztremit&ten Verletzte waren im Durchschnitt um 66^/8, die an 
den Unterextremitäten Verlezten um durchschnittlich 50—76’/o gesch&dirt. 

Diese Prozents&tze lassen sich durch ebfache Prothesen erbebUeh 
hemnterdrtlcken. 102 Amputierte sind in den letzten zwei Jahren 
▼OB Hoeltmann mit Prothesen rerseben, darunter Doppelamputierte an 
mbden 8, an Füßen 10. (Es wird eine Beihe ron Mädchen, die mit Hilfe 
TOB ProtheseB nähen, stricken und häkeln, Torgezeigt.) 

Hauptsächlich ist hier der moralische ^floß auf die Verletzten, die 
so befähigt sind, ihre Häuslichkeit zu versehen and auch last alle ländliohen 
Arbeiten ansführen kOnnen. 

(Demonstration einer Beihe ländlicher Arbeiter, die im wesentlichen 
alles aasführen kOnnen, was ein ländlicher Arbeiter brancht: mähen, graben, 
harken, säen, mit der Forke arbeiten. So fährt z. B. ein Kätscher, dem die 
linke Hand fehlt, mit dem Stampf derselben vierspännig. Aach gelernte 
Arbeiter kOnnen trotz fehlenden Armes gut ihrer früheren Beschäftigong 
aachgehen. Es wird ein Stellmacher vorgeführt, der sämtliche Stellmacher- 
arbdten aasführen kann, ebenso ein Fleischer.) 

Es wird interessieren, daß aach der Versach gemacht wird, einem 
Laryngologen den fehlenden linken Arm soweit za ersetzen, daß er seine 
frühere Beschäftigong wieder anfnehmen kann. Sodann werden Leate in ihrer 
Erwerbsfählgkeit gebessert dadurch, daß sie in andere Berufe bineingedrängt- 
werden. So soU ein früheres Dienstmädchen, dem der linke Arm ganz fehu, 
Kassiererin resp. Buchhalterin werden. Endlich kann ein Mann, dem Hände 
und Füße fehlen, auch so gat wie voU erwerbsfähig gerechnet werden. Er 
war früher ländlicher Arbeiter, ist hier zum Schlosser ausgebildet and jetzt 
als Lehrer für diese Art von Verletzten angestellt. — Auch Kinder kOnnen 
schon mit derartigen Apparaten versehen werden, die so eingerichtet werden 
können, daß man sie durch einfache Schienenverschiebong länger steUt, sodaß 
sio gewissermaßen mitwachsen. 

(Es werden dann noch 21 Leate demonstriert, bei denen bei ver- 
sehiedenen Arten der Verletzungen die Defekte daroh Prothesen ersetzt sinÄ) 

Es wird Yorgeschlagen, womöglich für jede Provinz eine Zentrale ein- 
sarichten, in der am besten ein Unfallverletzter als Lehrer angestellt wird. 
Die ünfaliverletzten müssen nicht nar ihre Prothesen erhalten, sondern nach 
eingeübt werden, sie za braachen. Es würde nicht nar für die Berafsge- 
Bossensehaften, sendem aach für die Kranken ein nngeheorer Natzen dadareh 
erreicht werden. Die Kosten der Beschaffung sind relativ gering and werden 
dadorch voU aafgewogen, daß darch diese Bebandlang die Kranken im Dorch« 
schnitt 26*/o etwa in ihrer Erwerbsfähigkeit gehoben werden. 

11. Ueber Wlrbelerkrankangen and Wirbel Verletzungen. Dr. Schmidt* 
Kottbos demonstrierte eine große Zahl von häaflgeren and selteneren Wirbel* 
erkrankongen and Verletzongen, zeigte an der Hand von Abbildongen die 
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Erfolge einer rechtzeiUgea eaohgemiBen Behandlang, die Wichtigkeit der 
BOatgenaofnahmeD fttc die Diagnose and Behandlang und die schwere 
Schädigung der Erwerbsfähigkeit bei ansachgemifiem Vorgehen. 

12. Die Basedow’scbe Krankheit in der InTnlldenTerslehernng. 
Dr. SchlOssing'KOnigsberg. 

SchlOsslng gab zanichst einen üeberbllck Aber die (beschichte dieser 
Krankheit, schilderte ihre HäoAgkeit, ihre Symptome, die Prognose nnd 
Therapie, nm dann auf ihre Bedentnng fAr die InyalidenTersicberang ein* 
zngehen. 

18. Die farbige Photographie ln der gerichtllehen Medizin. Dr. 
B Arger •Berlin demonstrierte ca. 60 farbige Lamiöre* Photographien, am 
ihren Wert als Lehrmittel fAr sein Spezialfach, ferner als Hilfsmittel fAr die 
Kriminalpolizei za zeigen. Farbige Abbildangea geben in der Projektion 
ebenfalls gate Bilder, doch ist ihre Herstellang so teaer, dafi schon hierdarch 
allein ihre Anwendang beshränkt ist. Für forensische Zwecke, z. B. zor 
Festhaitang yon Blatsparen an Leichen, KleidangsstAcken and Qegenst Inden 
aller Art, yon Blat- and Spermakristallen and Spektren leistet die farbige 
Makro* and Mikrophotographie aasgezeichnete Dierute. Den großen Wert 
welchen diese Bilder zar späteren Kontrolle der Befände fAr den Sachyer- 
ständigen selbst and seinen Nacbgotachter haben, hob B Arg er besonders 
heryor. Aach fAr die spätere Bekognoszierang anbekannt gebliebener 
beerdigter Leichen, deren Qesicht unkenntlich war, deren KleldangsstAcke 
aber gat erhalten waren, leistete die farbige Photographie weit bessere 
Dienste, wie die gewöhnliche. Die farbige Photographie wArde sich daher 
nicht nur fAr die Tatortaafnahme, sondern nach für den Erkennungsdienst 
der Polizei empfehlen. 

14. Lebersellemhellen ln der Lunge. Prof. Dr. Ziemke*Kiel demon¬ 
strierte Photographien und Zeichnungen dnes Falles yon Parenchymembolie 
der Leber. Bei einem Manne mit Beckenbruch und Laberaerreifinng fanden 
sich lahlreiche kleinere nnd größere Leberbröckelchen resp. einzelne Lebern 
aelien in den Langengefäßen. 

In der Diskussion bericbtete Straßmann-Berlin Aber eben ähn¬ 
lichen Fall, den er jAngst beobachtete. Bei einem Manne mit Leberrupten 
war ein großer Langenarterienast darch eb StAck Leber yerstopft, während 
eine genaae üntersachang zahlreicher Lungenteile weitere Embolien nicht ergab. 

16. Darmrerletzung nach päderastlsehen Akten. Prot Dr. Ziemke- 
Kiel: Ein Mann, der aaf der Straße liegend gefunden wurde und der behaup¬ 
tete, daß er zu päderastbchen Zwecken miflbraacht sei, wurde drei Tage 
später b der Arbeitsstelle erhängt aufgefanden. Die Sektion ergab eben 
Abszeß in der Appendizgegend, yon dem eb breiter Band an die Unke Wand 
des Mastdarms f Ährten, b der sich an drei yerschiedenen SteUen Verletzungen 
yorfanden. 

16. Volliug der Todesstrafe. Med.-Bat Prof. Dr. Puppe-Königs¬ 
berg L Pr. 

Zwei Fragen sind es, mit denen sich die gerichtliche Medizb hbsloht- 
Uch des heutigen VoUsuges der Todesstrafe zu beschäftigen habe: 

1. Mit der Frage der Sicherheit des beabsichtigten Erfolges, 

2. mit der Frage der Eathanasie, d. h. der Abschwächung der (Qualen des 
Hbzurichtenden. 

Nach § 18 des Deubchen Strafgesetzbuchs bt fAr Deutschland die 
Todesstrafe darch Enthauptung zu yoUziehen, während s. B. b England, 
Oesterreich, Baßland und anderswo das Erhängen AbUch bt. Bei dieser Art 
des StraffoUzuges komme es non darauf an: Wann bt der Erhängte totP 
Können Erhängte wieder bs Leben gerafen werden? Und wenn, welche 
rechtUche SteUang nehmen derartige Hingerichtete wieder ein? Bebpiele 
ans noch nicht gar so femliegender Zeit, wie s. 6. in Baab b Ungarn und 
b Boston in Amerika, wo die Erhängten nach mehr ab sehn Mbnten langem 
Hängen noch lebten, ab man sie yom Galgen hemnternahm, lieferten den Be^ 
web daf Ar, daß das Erhängen nicht immer die Sicherheit des Erfolges gewähr- 
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Mst«. Die Frage nach der Enthanasia allerdings sei unter allen üfflstdnden 
SU bejahen, da nach ümlegung des Strangwerkzenges nm den Hals des 
linqaenten bei diesem sofort die Besinnung erloschen sei Was die in Amerika 
in neuerer Zeit gebräuchliche elektrische Hinrichtung anlange, so besitze 
luan darüber noch keine Erfahrungen. Für uns in Deutschland kOnne diese 
Art des Strafrollzuges schon aus rein äußerlichen Gründen nicht in Betracht 
kommen. Bei der Enthauptung durch das Handbeil sei die Sicherheit des Er¬ 
folges ebenso wie die Euthanasie gewährleistet. Der Beferent zeigte dann 
noch einige präparierte Halsorgane hingerichteter Mörder. Von seinem Stand¬ 
punkt und seinen Erfahrungen hat Poppe keine Veranlassung, einen Ab¬ 
gang von dem bisherigen Verfahren der Hinrichtung zu empfehlen. Nur sei 
ihm der Gedanke gekommen, ob es nicht möglich und auch praktischer sein 
würde, statt des Beils die Guillotine anzowenden. Er Terwies dabei auf die 
Tom Scharfrichter Schwietz aus Breslau ihm zur Verfügung gestellte Skizze 
einer solchen Maschine, bei der das eine schräg gestellte Klinge aufweisende, 
25 Kilogramm schwere Beil aus einer Höhe von 150 Zentimentern auf den 
Hals des Delinquenten herabfällt. Scharfrichter Schwietz, der 98 mal mit 
dem Handbeil und achtmal mit der Guillotine Hinrichtungen vollzogen hat, 
zieht allerdings die erste Art der Guillotine vor, doch dürfte das auf Ge¬ 
wohnheit surückzuführen sein. 

In der sehr lebhaften Debatte, ander sich Üngar-Bonn,Ziemke- 
Kiel, Stumpf-Würzborg und Beuter-Hamburg beteiligten, wurde allge¬ 
mein die mechanische Art der Hinrichtung der durch die Hand vorgezogen als 
die unbedingt sicherste, da schließiich mitunter doch auch dem Scharfrichter 
eine erhebliche und dann sehr peinlich wirkende üngeschlcklicbkeit unter¬ 
laufen könne. Im übrigen sei die Hinrichtung durch das Beil entschieden an 
sich eufach und doch auch würdig. 

Vortragender faßte zum Schluß das Ergebnis der Debatte dahin zu 
zusammen, daß von keiner Seite gegen den Gebrauch des Fallbeiles zur Voll¬ 
ziehung der Todesstrafe irgend eine Einwendung erhoben und die Hinrichtung 
durch Enthauptung als durchaus einfach, würdig und glatt in ihrem Verlau 
anerkannt sei. 

17. Demonstration der Präparate einer Kadelsehlnekerin« Med.-Bat 
Dr. Bohrend, Kreisarzt in Köslin. 

Eine Frau, welche mit 18 Jahren von der Bahn überfahren war, hatte 
im Siecbenhause im Laufe der Jahre eine Beihe von Nadeln gesohlnckt, die 
sieh bei der Sektion in den verschiedensten Organen fanden, so im Kehlkopf 
und seiner Umgebung, in der Leber etc. 

16. Zur Dii^nose des Todes durch Ertrinken« Landgerichtsarzt Prot 
Dr. Stumpf. 

Die Feststellung dieser Todesart bietet dem Gerichtsarzt noch immer 
große Schwierigkeiten. Seit Jahren hat Vortragender sich mit der Lösung 
der Frage beschäftigt und ist nunmehr zu einem in jeder Beziehung be¬ 
friedigenden Besultate gekommen. Beim Ertrinkungstode ist nach Stumpf 
der Luftgehalt der Longen so groß wie bei keiner anderen Todesart. Fäulnis 
der Longen hat niemals einen solchen Luftgehalt zur Folge, wie wir ihn boi 
Lungen Ertrunkener ausnahmslos finden. Diesen Befand hält Stumpf für so 
sicher, daß er eine neue Methode znr Diagnose des Ertringstodes darauf auf- 
gebaut hat. Er mißt den Luftgehalt der Lungen. Uebersteigt dieser eine 
gewisse Grenze, so handelt es sich mit Sicherheit nm eine Ertrinknngslnnge. 

O. aemelasame Sltuung der Abteilung täx gerlohtUche Medlsln 

und P 870 liletrle. 

Der Vereutwnrf zu einem Deutschen Strafgesetzbnche vom Btand- 
punkt des Arztes. 

1. Der erste Beferent, Prof. Dr. Lochte - GOttingen, behandelt zunächst 
das Kapitel der Körperverletzungen. Der §227 des Entwurfes hat — 
abgesehen vom Strafmaße — denselben Wortlaut wie der § 228 des geltenden 
Bechtes. Er bietet deshalb Interesse, weil nach der Auffassung des Beichs- 
geriohtes der operatire ärztliche Eingriff dann ab Körperverletzung anznsehen 
bt, wenn der Patient (oder dessen gesetzlicher Vertreter) nicht in die Vor- 
nalunc der Operation besonders eingewilligt hat. 
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Lochte erinnert an den Dreedener und Hambnrger Fall, an die Ton 
den preoBiseben Aestekammem gemaebten Voneblige, denen er diejenigen 
Ton joristiseber Seite gegenftberstellt. Es erecbeint ihm bedenklich, dafi die 
Losung des Problems auf dem nicht erwünschten Umwege erstrebt wird, dafi 
in das Strafgesetsbach eine Bestimmnng gegen eigenmächtiges ärstliches 
Handeln anfgenommen wird. 

Der § 221 des geltenden Oesetses hat eine wesentliche Aendernng in 
§ 229 des Estwarfes erfahren, insofern die kasuistische Aafsihlnag der Folgea 
einer schweren EOroerrerletsong in Fortfall gekommen ist. Der Entwarf 
spricht Ton dem ^Verfallen in eine schwere and langdaaemde Krankheit*, 
ob dieser Begriff ein genügend prisiser ist, erscheint zweifelhaft. 

Der Vortragende geht alsdann aaf den Abschnitt des Strafgesets- 
Entwaifes über die Verbrechen and Vergehen gegen das Leben ein. Dem 
früher geäafierten Wonsche nach einer Abstafang des Strafmafies für das 
Verbrechen des Mordes ist im Bntwarfe entsprochen worden. Dagegen ist der 
Entwarf, wie Lochte glaabt mit Becht, nicht daraaf eingegangen, Be* 
stinunangen über die Torllafige Entlassang der za lebenslänglichem Zacbthaas 
Tcrarteilten Personen za treffen. Sollte wirklich eine innere Umkehr ein* 
getreten sein, so kann dieser aaf dem Wege der Unade Bechnang go* 
tragen werden. 

Die Frachtabtreibang ist Im allgemeinen anter Strafe za stellen. Eine 
wirksame Bekimpfang der Frachtabtreibang wird nar mOglioh sein, wenn der 
Grandsats eines striffbarea Versaches am antaaglichea Objekt festgehaltea 
wird; dieser Grandsats sollte im künftigen Strafgesetsbacbe ansgesprochen 
werden. Aaf Frachtabtreibang sielende Zeitangs • Inserate sollten rerboten 
werden; desgleiehen der Verkanf Ton Instramenten, die solchen Zwecken 
dienen. 

Die Unterbrecbang der Schwangerschaft darch den Arzt recht* 
fertigt sich darch den Notstandsparagraphen ($ 67) des Entwarfs. 

Zam Sohlasse wendet sich Lochte den Sittlichkeitsdelikten za. Be* 
süglich des § 171, Abs. 8 des geltenden Bechtes ist beanstandet worden, dafi 
die priraten Anstalten, den Öffentlichen Anstalten nicht gleichgestellt sind. 

In beiden bedarf der Kranke des gleichen Schatzes. Diesem Mangel ist Im 
Entwerfe abgeholfen worden. Der § 176 des geltenden Bechts ist aaf das 
weibliche Geschlecht ansgedehnt worden. Ans verschiedenen Gründen er* [ 

scheint diese Ansdehnang entbehrlich. 

2. Beferent: Prof. Dr. Wolle aber g*Strafibnrg: Das geltende Becht 
gewährt nicht die Möglichkeit, die sogenannten GrensfäUe (Zastände geistiger 
Minderwertigkeit) strafrechtlich so za behandeln, wie es das Interesse der 
Gesellschaft and das der betreffenden Individaen selbst verlangt. Es ist des* 
halb mit Genngtnnng za begrüfien, dafi der Vorentwnrf diesen Gesichtspanktea 
Bechnang za tragen versncht. Die Vermindert *Znreehnnog8fähigen sind 
„Zarechaaagsfähige trotz psychischer Mängel*. Die Zorechnangsfähigkeit 
mofi demnach answeUelhaft feststehen, wenn ,verminderte Zarechnangsfihig* 
keit* angenommen werden solL Die Fassang des § 68 des Vorentwarfs (in 
§ 51 des geltenden Bechts) gibt sowohl darch die biologische, wie darch aie 
jaristisch*psychologische Umgrenzang der Unzarechnangsfähigkeit za 
erheblichen Bedenken Anlafi. Sie bedarf deshalb einer Umgestaltang. für welche 
die Fassang des § 8 des Österreichischen Entwarfs vorbildlich sein kann. Das* 
selbe gilt nach von der im § 68 des deatschen Vorentwarfs gegebenen Um* 

f renzangder verminderten Zorechnangsfähigkeit. Bie Bestimmnng des 
66 , dafi das Gericht, wenn die Öffentliche Sicherheit es erfordert, die Verwahrang 
der aaf Grand des § 68 Freigesprochenen oder aafier Verfolgen g Gesetzten 
in einer Öffentlichen Heil* oder Pflegeanstalt anzaordnen habe, füllt eine Lücke 
des Gesetzes aas, die aach von psychiatrischer Seite oft peblich empfanden 
worden ist. Dagegen ist das im Vorentwnrf gegenüber den Vermindert*Zn* 
rechnnngsfähigen vorgesehene Verfahren za beanstanden. In dieser Hinsicht 
bedarf der § 65 also einer Bevision. Bei der strafrechtlichen Behandlang der 
Vermindert * Znrechanngsfähigen ist ein möglichst freies richterliches Ermessen 
za befürworten. Eine obligatorische Strafmildernng ist weder 
notwendig, noch zweckmäfiig. Der Eigenart dieser Individaen 
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wird Bimelit aueb durch eiBCB iBdlTldnalisiereBden Straf« 
▼ ollsng gCBltgCBd CBtap^rooheB werdea kOBBCB. Ec empfiehlt aichf 
beetimmte otrafaastaltea ffir VermiadeTt>ZiireehBaBgsf&hige bereit an stellea. 
Die Ordoong diecer Angelegenheit gehört sa der allgemeinen Frage der reiche« 
gecetilichen Begelnng des Strafroilsaga, die dringend sa wünachea ist. Die 
Frage der Veraorgang der Vermindert«Zarechnangafähigea soll beider Urteils- 
fiadong graada&tslich gepittft and im Urteil berttckaichtigt werden. Sie kann 
je aadi Lage des Falles beatehea in bloßer Fürsorge (Arbeitsbeachaffnng, 
Familieapfiegey Pfiegschaft asw.) oder in sichernder Aasacheidang des gemein« 
gef&hriicaen Indiridaams (SicheroagsTetwahrang). Die Anordnong der Siche« 
raagaTerwahraag hiagt ab yoa der Oelährdnng der öffentlichea Sicherheit 
dnrcb das Indlridaom. Die Bntscheidang darüber kann erat nadi Verbttßang 
einer erkanatea Freiheitsstrafe erfolgen aal Grand der inswischea gemachten 
Beobachtangen and erneatea sachyerst&ndigen Unteraachang. Im Urteil ist 
lediglich die Zolfiaaigkeit der Sicherongarerwahrang aossasprechen. Für die 
SicherongsTerwahrang kommen Irrenanstalten nicht in Betracht, sondern be« 
aondere Sicherungaanstalten, welche allgemdn aor Verwahrang gemeiagefihr« 
lieher Indiridaea bestimmt, aach den gemeiageiibrliohen Minderwertigen ge¬ 
eignete Unterkonft gew&hren sollen. Es lat sa hoffen, daß das neaerliche 
Vorgehen der Internationalen kriminalistischen Vereinigong in dieser Btchtnag 
bald sa praktischen Ergebnissen führen wird. Die im Vorentworf in Aassieht 
genommene strafrechtiiehe Behaadlong der Jagendlichen entspricht im 
wesentlichen den Forderongen, die Tom Standponkt der Jogendfttrsorge an ^ 
neoes Strafgesetsbaoh sa ateUen sind. 

8 . Beferent: Kohlraaseh-KQnigsberg: Die Formolierang der Un« 
Bireehnangsf fihigkeit and der yermlnderten Zarechnangsi&higkeit 
dnreh den österreichischen Vorentwarf ist der des deatschen Vorentworu yon* 
aasiehen. Die Strafe des Vermindert-Zarechnangsfähigen ist nach den Grand- 
sitsendie für Bestrafong Jagendlicher sa mildem. Aassoschlleßen ist insbesondere 
Zoehthaos. Ungeeignet erscheint nach das Arbeitshaos in seiner yom Vor« 
entwarf yorgeschlagenen Gestaltang. 

Ist die Zarechnongsf&higkeit darch Trjobkenheit yermlndert, so Ist es 
in das Ermessen des Bichters sa stellen, ob Strafmilderang elntreten soll. Die 
Ermöglichang sichernder Maßnahmen gegenüber gemeingef&hrlichen Un« 
sarechnangsf&higen bedeatet einen Fortschritt. Die Maßregeln gegen ge« 
Imaugef&hrliche Zarechnangsfähige erscheinen dagegen onbefriedigend, insofern 
:ais nach § 89 weder die Gesellschaft gegen Gemeingefahr noch der Gemein- 
gefihrliche gegen nnbillige Härte genügend geachütst ist. S ^ des öster¬ 
reichischen Vorentwarfs ist grondsätslich yorsasiehen. 

Das Verfahren behofs Einleitang and Wiederaafbebung der Sicher- 
heitsyerwahrang ist darch Beichsgesets entsprechend dem Entmttndi« 
gnngsyerfahrensa regeln. Bel gemeingefährlichen Tronksüchtigen hat, soweit 
ne heilbar erscheinen, an die Stelle der Sicherangsyerwahrang stets Einweif 
sang in eine Trinkerheilanstalt sa erfolgen. 

Im § 43 ist sonächst die Voraossetsang der Gemeingefährlichkeit dent- 
licher aossadrücken, dann aber die Einweisong obligatorisch sa fordern, and 
swar sowohl im Anschloß an eine Bestrafang des Zarechnongsfähigea ide an 
eine Frelsprechang des Unsorechnongsfähigen. 

Dem § 242 des österreichischen Vorentwarfs ist yor dem § 64 des dent- 
sehen Vorentwarfs grondsätslich der Vorsag sn geben. 

Der § 806 Nr. 8 ist sa billigen. 

Der § 809 Nr. 6 des deatschen Vorentwarfs ist absolehnen. 

Dr. Bürger-Berlin. 

D. AbteUnng für Hjgiene and Bakteriologie. 

Erster Sitsangstag, Montag, den 19.September. 

1. Volk«Wien berichtet über die Beelnflnssang yon Immnnltits« 
reaktlenen wie AgglnMnatlon ind Prlslpltatlon dnreh physikalische Fnk« 
teren (höheren Drack etc.). 

2. Scheller-Breslaa hat die Beriehnngen der Quuititits- nnd Ken- 
BcntratleBsyerhiltBlsse des Kemplements bei der Himelyse eiaem Stadiom 
nnterworfea. 
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8 . Barekherdt-BerUn beriehtet Aber seine erfoIgreieheB InfektleM- 
Tennehe mtt Ctoflügeltiberkclese nnd die pethologisehen Yerlnderangen im 
TierkOrper, nsmentUoh die lenkimischen Blntbefande. 

In der Diskassion fragt Grnetz>Hambarg, ob Vortragender sicher 
mit Beinkoltaren gearbeitet hätte, was Ton diesem bejaht wurde. 

4. Küster-Freibarg demonstriert einige Zelleinsehlllsse In Biasen- 
epithelien, deren Protozoen-Charakter zweifelhaft ist. 

6 . Uhlen hat h-Berlin berichtet über interessante Zellelnsehllsse in 
Epithelien der Cozjanetira bei Sehwelnepesty welche den Trachombefanden 
sehr ähnlich schienen. 

In der Diskussion frä^ Kruse-Königsberg, ob sich solche Ein¬ 
schlüsse auch bei Scharlach and Masern Anden, was Ton Uhlenhuth yer- 
neint wird. 

6 . Kruse-Königsberg: Fllterrersaehe im grossen. Kr. hat schon 
früher die Gültigkeit der allgemein angenommenen Filtrationstheorie, nach der 
namentlich nar die aof dem SandAlter gebildete Schlammscbicht die Keime 
sarückhalten soll, bestritten. Nene Versache. die an großen SandAltern an- 

S estelit worden, beweisen dasselbe. Die Beinigang der Filter yon der 
chlammschioht bewirkt zwar eine etwas größere Dareblässigkeit für Prodi- 
giosasbaaUlea, die FUtrationswirkung betrag aber immer noch 98,7 o/q. 

Gemeinschaftliche Sitzung mit der Abteilung 
für Kinderheilkunde. 

1. Petruschky-Danzig: Weitere Beobachtungen mr Frage der 
Bedentnag der Streptokokken in der Htleh. 

Die Milchstreptokokkon sind die Urheber der Sommerdiarrhoe der Säug¬ 
linge; mit dem Eutersekret mastitiskranker Kühe gelangen sie in die Mildi 
und überwuchern besonders bei Temperaturen über 20 Grad die anderen Bak¬ 
terien derart schnell, daß sie schließlich Ln 90 bis 99<>/o yorhaaden sind. Die 
Streptokokken wirken durch ihre Endotoxine, da ja eine Infektion bei dem 
üblichen Abkochen der Milch aasgeschlossen seL 

2. Pappel-Königsberg: Geber Streptokokken in der Mlleh. 

Um die Frage nach der Pathogenität der Milchstreptokokken und nach 
ihrem ursächlichen Zusammenhang mit der Streptokokkenenteritis zu prüfen, 
wurde eine große Anzahl Milchstreptokokken und Darmstreptokokken yon 
gesunden und an Durchfall erkrankten Säuglingen außer aut den üblichen 
Nährboden auf ihre hämolTtische Fähigkeit, wobei ausschließlich Menschen- 
blutagar als maßgebend anzusehen ist, auf ihre Tierpathogenität nnd Virulenz 
geprüft. Dabei ergab sich, daß alle diese Streptokokken im Gegensatz zu den 
progenen Menschenstreptokokken yollkommen ayirulent waren, also nicht als 
Ursache der Sommerdiarrhoe aufznfassen sind. Dennoch ist die Möglichkeit 
einer durch andere Umstände bedingten Viralenssteigerung der sonst sapro- 
phytär in jedem Darm yorhandenen Streptokokken ausugeben. 

Diskussion. 

Kruse-Königsberg legt an einer Beihe yon Beispielen die Unschädlich¬ 
keit der Milcbstreptokokken dar nnd bezeichnet auch die Mastitiskokken im 
allgemeinen als ungefährlich für die Menschen. Die Endotoxine der Strepto¬ 
kokken seien bedeutungslos speziell im Darm. — Seiffert-Leipzig wendet 
sich zunächst gegen Kruse: Miich mastiteskranker Kühe sei ekelhaft nnd 
schon deshalb anszuschalten; gegenüber Petruscbky betont er, dessen 
Behauptung, man gebe Kindern eiterhaltige Milch, sei auf das bestimmteste 
aarüeksnwrisen. Milch euterkranker Kühe, also Entereiter Inden Verkehr zu 
bringen, sei ein Verbrechen und als solches zu bestrafen.. 

Kruse gibt Seiffert Beeht: Eiterhaltige Milch sei, gleicbgültig, ob 
gesundheitsschädlich oder nicht, schon aus ästhetischen Gründen zu yerwerien. 

.Langstein-Berlin führt ans, daß die moderne Kinderheilkunde di* 
Anrieht Petrusohkys, daß die Milchstreptokokken die Ursariie der Sommer 
diarrhoe sei, nicht teilen kOnne. 
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Petrasebky-Dansig berichtet ttber einen SelbstTersnch mit Strepto- 
kokkentozin, darch des eine sehwere Phlegmone herTorgernlen wnrde. 

Pappel (Schloßwort) weist darsnf hin, dsB es fehlerhaft sei, den 
Streptokokkengehalt der Milch aassobließlich aaf Mastitiskttbe anrOcksnfttbren. 
Aach in möglichst saaber gewonnener Milch gesnnder Kühe seien oft Strepto* 
kokken enthalten; diese MUchstreptokokken müsse man aber sowohl von den 
Mnstltisstreptokokken, als auch Ton den menschlich pyogenen Streptokokken 
trennen. 

8 . Petraschky'DansIg: Blehtllnlen rar Beklmpfang der Sommer- 
fterhliehkelt der SSagllnge» 

Als Ursache der Sommersterblicbkeit der Säaglinge kommen neben 
Wtrmestaaangen des Säaglings Tor allem BakterienTermehrangen in der Kah* 
milch in Betracht. Zar Prophylaxe weiden empfohlen: 

1. FOrderang der natürlichen Ern&hrnng. 

2 . Versohirfte Milchkontrolle. 

8 . Dauernde Aassoheidang der Kokkenkühe aas dem Heierelbetriebe. 

4. Stabile MUchkonsetren. 

L Seiffert'Leipzig: Ueber Uriolmilch« AbtOtang ron pathogenen 
in der Milch enthaltenen Keimen durch ultraTiolettes Licht, das Termittelst 
der UrioUampe auf Milch ln dünner Schicht ein wirkt. Einige Vetbesserungea 
an dem Verfahren. 

Zweite Sitzung, Dienstag, den SO.September, gemeinsam mit 
der dermathologischen Abteilung. 

1. Scherischewsky'QOttingen empfiehlt yon neuem das yon ihm 
geübte Züchtungsyerfahren der Spiroohlte palllda, das ihm im Oegensatz 
zu ühlenhuth oft positive Besultate brachte. 

2. Küster*Freibarg berichtet über erfolgreiche Züchtung yenLepra- 
Bailllen In gewühnlleher BeniUen. 

Dritte Sitzung, Mittwoch, den 21. September, gemeinsam mit 
der ophthalmologisohen und physiologischen Abteilung. 

Ueber den Flflssigkettsweehsel des Auges. Beferenten: WelB- 
KOnigsberg: Physiologie, Bürgers*KOnlgsberg: Bakteriologie, Wessely* 
Würzburg: Ophthalmologie. 

a) Weis* Königsberg 1. Pr. vertritt seinen schon früher prizisierten 
Standpunkt, daß unter normalen Verb&ltnissen ein physiologischer Fiflssigkeits* 
Wechsel durch die bisher bekannten Experimente nicht bewiesen ist. 

b) Bürgers*Königsberg i. P. kommt auf Grund der bisher bekannten 
und von ihm vervollst&ndigten Versuche über die Immunitätsreaktionen in 
Augeafiüsslgkelten zu dem Schlosse, daß ein Flüssigkeitswedisel bestehen 
muß, über dessen Mechanismus allerdings vorlkufig nichts hinreichend genauer 
erklirt werden kann. Die Dnhaltbarkdt der BO morschen Zytotoxbtheoile 
wurde nochmals nachgewiesen. 

c) Wessely*Würzburg hUt an seiner früheren Ansicht, daß ela 
Flüssigkeltswechsel bestehen muß, auf Grund vieler Experimente fest, und 
zwar soll der Flüssigkeitsstrom hauptsicbUch vom ZillarkOrper aasgehen, der 
Abfluß durch den Sohlemmschen &anal erfolgen. 

Vierte Sitzung, Donnerstag, den 22. September. 

1. Stühlern*Petersburg: Die Cholera eine Bltrltverglftangf Vor¬ 
tragender kann an der Hand eines zahlreichen klinischen Materials die ünhalt- 
barkeit der Emmerichschen Nitrittheorie nachweisen. Es fanden sich Nitrit* 
reaktionen auch im Magen und Darmlnhalt bei den verschiedensten Magen* 
und Darmkrankheiten, wo Cholera sicher auszuschalten war. 

2. Schldorsky-Danzig: Cheleragift und Choleralnfektlen. ScL 
konnte durch zahlreiche Tierversuche gleichfalls die einzelnen Punkte der 
Emmeriehschen Theorie nicht bestlugen. Er hält die Pfeifferschen 
Eodotoxine für das echte Choleragift. 
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3. Bttrgers'EbDigsberg: Choleraglft. Bttrgere kommt ra dem 
gleichen Ergebnis wie Schidorskj; er betont dnbei, dnft der frtther ge¬ 
machte ünterscbied awischen primSrem and sekand&rem Qift nar qaantitauT, 
nicht qaaUtati? ist. Mit den von ihm isolierten Cholerakaitaren gelang ^e 
Infektion and Intoxikation vom Magen • Darmkanal aas nor bei gleichseitigen 
st&rkeren Eingriffen. 

4. Friedber ger-Berlin seigt an der Hand Ton Temperatarkorren, 
dafl es möglich ist, alle Infektionskrankheiten durch ein aas den Bakterien 
abgespaltenes einheltllehes Annphjlntoxtn sa erklären, nor der Modas der 
Giftbildang sei verschieden. Ob die Endotoxine daneben bestehen oder ob sie 
in Anapbylatoxin abgebaat werden, läßt Friedberger daUngeetellt. 

In der Diskassion besweilelten Pf elf fer-Breslaa and Krase- 
Königsberg die Beweiskraft der Friedberger sehen Versache, samal gleiche 
Symptome nicht aaf gleiche Ursachen aarttckgeftihrt werden müssen. 

6 . Treatlein-Wflrsbarg berichtet Aber hygtenlseh-niedlflniBehe 
Tersnehe in Bolirleni welche s. T. aas der M. M. W., 1910, Nr. 16, schon 
bekannt sind. 

Dr. Bürgers-Königsberg L Pr. 


Bedaktion: Geh. Med.-Bat ProtDr.Bapmand, Beg.-'n. Med.-Bat in Minden LW. 

J. 0, C. Brui, HiTBOfl. Slekt. «• V« Holb«eMnekir«l in XlBditt. 
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Erster Sitzungstag. 


Freitag, den SS. April, TOrmittags OVa IJlir 

im Keataaal dea Rhelngolda. 


I. Eröffauag der Ver$aminlun|i 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Bapmand, Beg.- and Med.-Bat 
in Minden i. W., Vorsitzender: Meine sehr yerehrten HerrenI 
Im Namen des Vorstandes heiße ich Sie herzlich willhommen! 

Die diesjährige erste Haaptversammlnng ist die erste in 
dem neuen Vierteljahrhnndert, in das der Verein seit seiner 
Jahilänmsfeier vor 1^/, Jahren eingetreten ist. Diese so überaus 
glänzend yerlaufene Feier hat einen Höhepunkt in unserem ganzen 
Vereinsleben gebildet, auf den wir mit besonderer Genugtuung 
zurückblicken können. Möge uns das neue Vierteljahrhundert 
einen ebenso schönen Abschluß und hoffentlich schon vorher recht 
bald die EriüUung aller derjenigen Wünsche bringen, die wir noch 
auf dem Herzen haben. Ein .^fang, und zwar ein recht erfreu¬ 
licher, ist dazu bereits gemacht. Dies gilt insbesondere in bezug 
auf die Pensionierung der nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte, die sich jetzt wesentlich günstiger als früher stellt, wenn 
auch ^e in dieser Hinsicht gewünschte Gleichstellung mit den 
vollbesoldeten Kreisärzten noch nicht erreicht ist. 

Nicht minder dankbar anzuerkennen ist die Gehaltsauf¬ 
besserung, die sowohl die Kreisärzte, als die Kreisassistenz¬ 
ärzte im vorigen Jahre erfahren haben, bei der aber leider der 
größte Teil der Begierungs- und Medizinalräte, meiner Spezial¬ 
kollegen, leer aasgegangen ist. Hoffentlich wird die Ausfüllung 
dieser Lücke recht bald nachgeholt t — Auch der von uns immer 
wieder von neuem ausgesprochene Wunsch betreffs Anrechnung 
der praktischen Vorbereitungszeit zum Kreisarzt auf das 
pensionsfähige Dienstalter ist in dankenswerter Weise erfüllt, 
allgemein allerdings nur für die künftigen, nach der neuen 
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Prttfang'sordnnng geprüften Kollegen. Der anf eine Petition des 
Vorstandes ergangene, in der Zeitschrift für Medizinalbeamte 
Ihnen bereits mitgeteilte Bescheid des Herrn Ministers vom 
20. Febrnar d. J. läßt jedoch annehmen, daß unter Umständen — 
hoffentlich werden solche stets als vorliegend erachtet — auch 
den bereits im Amte befindlichen Kreisärzten diese Vorbereitnngs> 
zeit angerechnet werden kann. — Endlich hat der diesjährige 
Etat auch unserer alten Forderung anf Erhöhung der Dienst¬ 
aufwandsentschädigung Bechnung getragen. Der dafür 
eingestellte Betrag ist zwar nicht ganz unseren Wünschen ent¬ 
sprechend ausgefallen, er ist gleichsam ein Tropfen anf den heißen 
Stein; wenn solche Tropfen aber öfter kommen und möglichst 
schnell aufeinander folgen, dann können wir ganz zufrieden sein. 
(Heiterkeit). 

Unerfüllt ist dagegen bis jetzt noch immer der Wunsch anf 
ein schnelleres Tempo in bezug anf die Umwandlung der 
nicht vollbesoldeten Kreisärzte teilen in vollbesoldete 
geblieben. Es ist dies ein Wunsch, dessen Erfüllung mit Erlaß 
der neuen Dienstanweisung, die wir sicherlich alle mit großer 
Freude begrüßt haben, um so notwendiger erscheint, als die Dienst¬ 
obliegenheiten des Kreisarztes durch diese keineswegs vermindert, 
sondern nicht unbeträchtlich vermehrt sind. 

M. H., wenn wir das Fazit ziehen aus allem, was uns die 
beiden letzten Jahre gebracht haben, so müssen wir dankbar 
anerkennen, daß wir trotz Nichterfüllung mancher Wünsche doch 
ein ganz erhebliches Plus gegenüber den Vorjahren zu verzeichnen 
haben, und daß dieses Plus auch nicht beeinträchtigt wird durch 
die Bestimmungen der neuen Gebührenordnnug, von der so manche 
Nachteile befürchtet wurden, die sich jedoch glücklicherweise 
nicht als solche herausstellten, seitdem in der neuen Dienst¬ 
anweisung der Begriff „vertrauensärztliche Tätigkeit" eine für 
die Medizinalbeamien recht günstige Auslegung erfahren hat. 

Dieses Plus, m. H., macht sich aber nicht blos in bezug auf 
unsere Stellung, sondern auch in bezug auf die ganze EntwicUnng 
unseres Medizinalwesens bemerkbar, so daß vielleicht mancher 
von uns mit Sorgen und Bangen in die Zukunft blickt mit Rück¬ 
sicht anf die nach der jüngsten Erklärung des Herrn Ministers 
im Abgeordnetenhanse nunmehr endgültig beschlossenen Abtren¬ 
nung der Medizinalabteilung vom Kultusministerium und 
ihre Ueberweisnng an das Ministerium des Innern. Ich 
will anf das Für und Wider dieser Abtrennung hier nicht eingehen; 
es hat dies auch gar keinen Zweck, da an ihrer Durchführung nichts 
mehr zu ändern ist. Wohl aber möchte ich an dieser Stelle dem 
Wunsche Ausdruck geben, daß die Interessen der öffentlichen 
Gesundheitspflege und der Medizinalbeamten in dem Ministerium 
des Innern künftighin eine ebenso große Berücksichtigung und 
Förderung erfahren mögen, wie dies besonders in den letzten 
zehn Jahren seitens des Kultusministeriums geschehen ist, dem wir 
dafür besonderen Dank schuldig sind. Mit diesem Wunsche, m. H., 
eröffne ich die heutige Hauptversammlung! 
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Ich habe nan noch die angenehme Pflicht, als hochverehrte 
Giäste hierzu begrüßen die Herren Ministerialdirektor Dr. Förster 
als Vertreter des Herrn Ministers, Geh. Ober-Med.-Rat Professor 
Dr. Kirchner, Geh. Ober-Reg.-Rat Prof. v. Zedlitz-Nenkirch, 
Geh. Med.-Räte Dr. Abel nnd Dr. Finger, sowie Herrn Reg.- 
Rat Dr. Hamei, als Vertreter des Reichsgesnndheitsamtes. 

M. H.! Ich danke Ihnen, daß Sie unserer Einladung in so 
liebenswürdiger Weise gefolgt sind. 

H. Ministerialdirektor Wirkl. Geh.Ob.-Reg.-Rat Dr. Förster: 
Bevor Sie, m. H., in die Verhandlungen eintreten, möchte ich auf 
einen Augenblick das Wort erbitten, um Ihrem Herrn Vorsitzenden 
für die freundlichen Begrüßungsworte zu danken und zugleich 
die Versammlung im Namen des Herrn Kultusministers zu be¬ 
grüßen nnd willkommen zu heißen. 

Welchen Wert die Medizinalverwaltung auf Ihre Verhand¬ 
lungen legt, wollen Sie daraus entnehmen, daß der Herr Minister 
wie früher so auch in diesem Jahre Veranlassung genommen hat, 
Kommissare zu entsenden, um aus deren Mund über den Verlauf 
und die Ergebnisse Ihrer Verhandlungen und über etwaige neue 
Anregungen sieh persönlich unterrichten zu lassen. Bei der gründ¬ 
lichen nnd wissenschaftlichen Art, mit der Sie, m. H., in Ihren 
Versammlungen die mannigfaltigsten Fragen des Gesundheits¬ 
wesens zu erörtern pflegen, und bei den vielen Beziehungen, die 
zwischen dem Gesundheitswesen nnd den Einrichtungen unseres 
gesamten öfientlichen Lebens bestehen, haben Ihre Verhandlungen 
über den Kreis der Vereinsmitglieder hinaus auch für die Medi- 
zinalverwaltnng, sowie auch für die Verwaltungsgebiete der 
anderen Ressorts erhöhte Bedeutung und erhöhtes Interesse ge¬ 
wonnen. Insbesondere möchte ich darauf hinweisen, m. H., daß 
bei der Würdigung der großen Fortschritte, die wir auf dem 
Gebiete des Medizinalwesens in den letzten Jahren unter üeber- 
windnng großer Schwierigkeiten endlich errungen haben, auch die 
wertvoUe Mithilfe unvergessen bleiben wird, die die Medizinai¬ 
ver wtdtung durch Ihre Verhandlungen und Anregungen, aber 
namentlich auch durch die treue, fleißige nnd unmittelbare Mit¬ 
arbeit Ihres verehrten Herrn Vorsitzenden, iu dankenswerter Weise 
erfahren hat. Dem Kundigen wird es nicht schwer sein, an dem 
Bestände, der die Grundlage unseres heutigen Medizinalwesens 
bildet, manche Neuerungen festzustellen, deren erste Wurzel auf 
Verhandlungen in dem Preußischen Mediziualbeamtenverein zn- 
rückgeführt werden muß. Es ist mir ein Bedürfnis, m. H, bei 
Gedegenheit der heutigen Tagung dies öffentlich vor Ihnen aus¬ 
zusprechen. 

Auch die Themata der diesjährigen Tagung sind Gegenstände 
von allgemeiner nnd weittragender Bedeutung. Ich darf nur an 
den Vorentwurf des Deutschen Strafgesetzbuchs und an die Dienst¬ 
anweisung für die Kreisärzte erinnern. Es sind dies Fragen, die 
vom gesundheitlichen Standpunkt eine eingehende und gründliche 
ErOrtomng nnd Beratung verdienen nnd auch erfordern. 

Ich möchte mich a^ diese wenigen Worte beschränken nnd 
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unter Emenernng des Willkommensgrnßes dem Wunsche Ansdmck 
geben, daß Ihre Verhandlnngen einen förderlichen Verlauf nehmen 
und im Interesse des Glesnndheitswesens von bestem Erfolge und 
reichem Segen begleitet 8e4 mögen 1 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Hochverehrter Herr Ministerialdirektor! Im 
Namen des Vereins und speziell auch in meinem Namen erlaube 
ich mir, Ihnen den verbindlichsten Dank ffti* die außerordentlich 
liebenswürdigen und anerkennenden Worte auszusprechen, die 
Sie soeben im Aufträge des Herrn Ministers und wohl auch 
aus persönlicher Anregung heraus an unseren Verein gerichtet 
haben. Ich glaube, wir können unserem Dank diesen Worten 
gegenüber nicht besser Ausdruck geben als dadurch, daß wir 
uns bemühen, auch fernerhin in gleicher Weise so zu arbeiten, 
daß wir stets die Anerkennung unserer Vorgesetzten Behörden 
ünden werden. Ich darf Sie wohl bitten, dem Herrn Minister 
in diesem Sinne unseren Dank ausznsprechen, auch dafür daß er 
Sie als Vertreter zu unserer Begrüßung gesandt hat! 

M. H.! Es ist inzwischen ein Telegramm von Sr. Exzellenz 
dem Herrn Generalstabsarzt der Armee, Dr. v. Schjerning, 
eingegangen, der leider verhindert ist, unserer Einladung statt- 
zngeben: Er telegraphiert: 

„Hit dem besten Dank für die freondliche Binladung des Vereins, der 
leb SU meinem Bedauern nicht folgen kann, Torbinde ich aufrichtige Wünsche 
für einen guten Verlauf der Tagung.* 

Ferner haben auch die Herren Landtagsabgeordneten Dr. Ar- 
ning und Geh. Reg.-Rat Schmedding brieflich ihrem lebhaften 
Bedauern Ausdruck gegeben, daß sie wegen der Verhandlnngen 
des Abgdordueteuhauses verhindert seien, an unseren Verhand¬ 
lungen teilzunehmen. Gleichzeitig wünschen sie unserer dies¬ 
jährigen Versammlung den besten Erfolg. 

Auch allen diesen Herren nnsem besten Dank für ihre 
Wünsche! 


II. GescNäfts- Nnd Kassenbericht. 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Flelitz, Kreisarzt in Halle a./S., Schrift¬ 
führer: M. H.! Ich habe diesmal über einen etwas längeren Zeit¬ 
raum als sonst zu berichten, da im Vorjahre keine Hauptversammlung 
stattgefunden hat nnd somit seit der letzten Hauptversammlung 
im September 1908 IVt Jahre verflossen sind. Ueber die während 
dieses Zeitraums vorgekommenen wichtigen Ereignisse hat, soweit 
sie unseren Verein und unsere amtliche Stellung betreffen, bereits 
der Herr Vorsitzende in seiner Eröffnungsrede berichtet, so daß 
ich auf seine Ausführungen Bezog nehmen kann. Hinzufügen 
will ich nurCnocb, daß die aus Anlaß unseres Jubiläums herans- 
gegebene Festschrift in allen Kreisen, nicht nur bei den 
Medizinalbeamten, sondern auch bei den zuständigen Behörden nnd 
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bei den prakt. Aerzten große Anerkennung gefunden hat. Der Ver¬ 
kauf der Festschrift hat sich daher anch so günstig gestaltet, daß 
nnserer Vereinskasse daraus ein üeberschuß von 2568,89 Mark er¬ 
wachsen ist. Besonders hervorheben möchte ich hierzu, daß der 
Herr Medizinalminister in dankenswerter Weise 100 Exemplare der 
Festschrift zur Verteilung an die ihm unterstellten Behörden 
(Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Provinzial - Medizinal- 
Eollegien nsw.) käuflich übernommen hat und daß etwa 80®/o der 
Mitglieder unseres Vereins und 30 ^/o der Mitglieder des Deutschen 
Medizinalbeamtenvereins je ein Exemplar zu dem für die Vereins¬ 
mitglieder auf 8 Mark ermäßigten Preise gekauft haben. 

Die Eassenverhältnisse des Vereins haben sich infolge 
des eben erwähnten üeberschusses trotz der durch die Jubiläums¬ 
feier entstandenen recht erheblichen Ausgaben während der beiden 
letzten Jahre so günstig gestaltet, daß wir nicht nur in der Lage 
gewesen sind, die volle zweite Hälfte des Jahresabonnements für 
die Zeitschrift im laufenden Jahre auszugleichen, sondern anch 
noch einen Üeberschuß zu erzielen. Die Einnahmen und Aus¬ 
gaben haben in den beiden Berichtsjiüiren betragen: 

1908. 

Ehmahme. 17618,73 Mark 

Ansgabe. . . . 17136,10 , 

Bestand 512,63 Mark 
1909« 

Einnahme.. 16626,46 Mark 

Ansgabe. . . . 13769,95 , 

Bestand 1766,50 Mark 

Die Zahl der Mitglieder des Vereins hat im Jahre 1908 
mit 920 ihren Höhepunkt erreicht; von diesen sind 25 gestorben 
nnd 41 ansgetreten, dagegen 46 wieder neu eingetreten, so daß 
die Oesamtzahl z. Z. 906 beträgt. Die Namen der verstorbenen 
Mitglieder sind: 

1. Dr. Bahr, Kreisarzt in Duisburg. 

2. - Baizar, Kreisarzt in Heddesdorf (Kreis Neuwied). 

3. - Baum, Geh. Med.-Rat, Elreisarzt in Aachen. 

4. - Bütow, Med.-Rat, Kreisarzt in Charlottenburg. 

6. - Clären, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Bonn. 

6. - Baske, Kreisassistenzarzt in Marburg. 

T. - Doepner, Reg.- u, Med.-Rat in Königsberg i. Pr. 

8. - Eiohhorst, ^eiswimdarzt a. D. in Otterndorf (Hannover). 

9. - Granier, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Berlin. 

10. - Guttstadt, Geh. Med.-Rat, Professor in Wilmersdorf b. Berlin. 

11. - Hoechst, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Wetzlar. 

12. - Katerbau, Geh. Med.-Rat, Reg.-u. Med.-Rat a.D. in Königsberg (Pr.). 

13. - Loewenthal, prakt. Arzt in Berlin, staatsärztl. approb. 

14. - Lustig, Med.-Rat, Kreisarzt in Grünberg (Schles.). 

15. - Neumann, Geh. San.-Rat, Kreisphysiku8a.D. in(ilogau (Schl.). 

16. - Pfannenstiel, Geh. Med.-Rat, Professor in Kiel. 

17. - Post, Kreisarzt in Strasbura (Westpr.). 

18b - Sohmalfuss, Geh. Med.-Rat, Mitglied des Prov.-Medizinal- 
kollegiums in Hannover. 

19. - Schultz, Kreisarzt in Hofgeismar. 

20. - Sette gast, Med.-Rat, Krewarzt a. D. in Bergen (Rügen). 

21. - Sick, Kreisassistenzarzt in Oldesloe (Holstein). 

22. - Siehe, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Züllichau (Brandenburg). 
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23. Dr. Stein, Hans, prakt. Arzt in Berlin, staatsärztl. approb. 

24. - Strassner, Geh. Med.-Rat, Kreis- u. Stadtarzt a. D. in Magde¬ 

burg. 

25. - W e h m e r, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Berlin. 

Torsitzender: M. H.! Die Zahl der Verstorbenen ist leider 
wiederum eine yerhältnismäßig große; unter ihnen finden wir 
außerdem nicht wenige Mitglieder, die wir hier fast regelmäßig 
in unserer Mitte bei unseren Versammlungen gesehen haben. Ich 
erinnere nur an die Herrn Kollegen Dr. Doepner-Königsbergi.P., 
Dr. Siehe-Züllichan, Dr. Strassner-Magdeburg, Dr. Glranier, 
Dr. GuttStadt in Berlin und vor allem an den hiesigen Reg.- 
n. Geh. Med.-Rat Dr. Weh me r, der so plötzlich in voller Mannes¬ 
kraft aus dem Leben geschieden ist. Wir werden allen diesen 
Verstorbenen ein treues Andenken bewahren; ich bitte Sie, sich 
zum Zeichen dessen von Ihren Sitzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Fielitz-Halle a. S., Schriftführer: 
M. H.t Ich möchte dann noch erwähnen, daß der Verein im 
vorigen Jahre der Zentralstelle fftr Volkswohlfahrt als Mitglied 
beigetreten ist, was sicherlich Ihren Beifall finden wird. 
Außerdem hat der Verein verschiedene Einladungen zur Teil¬ 
nahme an internationalen Kongressen — fär gerichtliche Medizin 
(4.—10. August d. J. in Brüssel), III. Kongreß fär Schulhygiene 
(2.-7. August d. J. in Paris), IV. Kongreß der Fürsorge für 
Geisteskranke (3.-7. Oktober d. J. in Berlin), II. Kongreß für 
Gewerbekrankheiten CIO.—14. September 1911 in Brüssel), XV. 
Hygienekongreß in Washington (September 1911) — sowie zum 
Besuch der internationalen Hygiene-Ausstellung in Dresden 
(Sommer 1911) erhalten hat ; es kann den Vereinsmitgliedem nur 
empfohlen werden, diesen Einladungen Folge zu leisten. 

Als Vertreter unseres Vereins hat der Herr Vorsitzende an 
dem im Oktober vorigen Jahres abgehaltenen ersten Oester- 
reichischen Amtsärztekongreß teilgenommen, um den 
dortigen Kollegen unsere Glückwünsche zu diesem Kongreß in 
ebenso herzlicher Weise zu überbringen, wie dies durch ihren Ver¬ 
treter unserem Verein gegenüber bei der Jubiläumsfeier ge¬ 
schehen ist. 

Das wäre das Wichtigste zum Geschäfts- und Kassenbericht. 
Ich bitte nun noch, zwei Kassenrevisoren zu wählen, denen ich 
den Kassenabschlnß zur Prüfung vorlegen kann, damit mir Ent- 
lastnnsr erteilt wird. 

Vorsitzender: M. H., ich schlage die Herren Kreisärzte 
Med.-Rat Dr. Schlüter-Gütersloh und Med.-Rat Dr.Herrmann- 
Bitterfeld zu Kassenrevisoren vor; sie haben schon früher mehr¬ 
fach dieses immerhin mit Schwierigkeiten und Mühe verbundene 
Geschäft besorgt, sind also mit ihm vertrant, so daß wir wohl 
annehmen können, daß sie es am schnellsten und glattesten er¬ 
ledigen werden. 

Es erhebt sich kein Widerspruch. Mein Vorschlag hat Hure 
Zustimmung gefunden. Ich darf wohl darauf rechnen, daß die 
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beiden Herren Kollegen die auf sie gefallene Wahl annehmen 
werden. 

M. H.! Ich habe dann noch mitznteilen, daß Herr Kreisarzt 
Br. Knrpjn weit einen kurzen Vortrag Aber die Durchsichtig¬ 
keit von Voiflutern zu halten beabsichtigt. Es wird heute Yor- 
anssichtlich genflgend Zeit zur VerfAg^ng stehen, diesen Vortrag 
entweder nach der FrAhstAckspause oder kurz vor Schluß der 
Verhandlungen entgegenzunehmen. Wenn Sie damit einverstanden 
sind, werden wir die FrAhstAckspause nach dem Vortrag des 
zweiten Referenten zu Nr. 3 der Tagesordnung eintreten lassen, 
und mit der Diskussion erst beginnen, wenn idle drei Referenten 
gesprochen haben. 

(Zastimmong.) 


III. Der Entwert eines Oentschen Strafjesetzbnclies.*) 

A. 

Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Straßmann-Berlin: M. H.I Es 
bedarf vielleicht der BegrAndung, daß wir ein Thema, wie die 
Reform des Strafgesetzbuches, einen Gegenstand also, der fAr das 
ganze Reich gilt, nicht im Deutschen, sondern im Preußischen 
Medizinalbeamtenverein zur Verhandlung bringen. Die Ursache 
ist mehr äußerlicher Natur. Sie wissen, daß der Vorentwurf des 
Reichsjustizamtes Ende des vorigen Jahres veröffentlicht worden 
ist mit der ausgesprochenen Absicht, zunächst eine Diskussion 
aller beteiligten Kreise herbeizufAhren, ehe ein definitiver Ent¬ 
wurf ansgearbeitet wird. Da die Zeit zur Meinungsäußerung 
vielleicht abgelaufen sein wird, ehe der Deutsche Medizinalbeamten¬ 
verein wieder Zusammentritt, hat der Vorstand diese Versamm¬ 
lung zu einer Beratung Aber jenen Vorentwurf bestimmt. Mir 
persönlich ist damit noch ein besonderer Gefallen geschehen. 
Schon auf drei Versammlungen des Deutschen Medizinalbeamten¬ 
vereins in Danzig, in Heidelberg, in Jena bin ich als Referent 
Aber unsere WAnsche zur Reform der Strafgesetzgebung aufgetreten. 
Wäre ich dort zum vierten Male als Redner Aber ^eses Thema 
erschienen, so hätte es wohl unzweifelhaft den Eindruck hervor¬ 
gerufen, daß die Reform der Strafgesetzgebung das einzige StAck 
ist, das ich zu spielen verstehe. Sie, meine engeren Herren 
Kollegen, kennen mich zum großen Teil noch sonst, Sie wissen, 
daß ich auch einige andere Melodien auf meinem Register habe, 
und daher war es mir persönlich willkommen, an dieser Stelle 
mein viertes Referat zu liefern. 

Wie Sie bereits erfahren haben, sind wir diesmal drei Re- 

*) Dia TOD den Berichterstattern aolaestellten Leitsätze sowie die 
Paragraphen des Oesetzentwaris, auf die von ihnen in ihren Vorträgen 
besag genommen ist, sind im Zosammenhang am Schloß der Debatte Uber 
diesen Degeiutand der To^eeordnong abgedrackt. 
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ferenieii) die wir uns in die Erstattnng des Berichts teilen. Ich 
selbst habe die Pnnkte übernommen, die zar gerichtlichen Medizin 
im engeren Sinne gehören, also besonders die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen über Tötnngsdelikte, Sittlichkeitsverbrechen, Körper- 
Verletzungen. Herr Kollege Leppmann wird die gerichtlich¬ 
psychiatrischen Fragen erörtern, die Unzurechnungsfähigkeit, die 
Bestrafung der Jugendlichen, der Trinker sowie einzelne für den 
Hefängnisarzt wichtige Vorschläge des Vorentwurfs. Herr Kollege 
Hillenberg endlich wird die Paragraphen behandeln, die Ib 
den Kreisarzt im eigentlichen Sinne von Interesse sind: üeber- 
tragung von Infektionskrankheiten einschließlich der Frage der 
Prostitutionsüberwachung, Giftverkehr u. a.; ihm sind auch die 
Bestimmungen zum größten Teil zugefallen, die den Aerztestand 
im ganzen betreffen, wie die Frage des Berufsgeheimnisses. Es 
ergibt sich somit eine annähernd ähnliche Einteilung, wie bei 
dem Beferat, das ich seinerzeit mit den Herren Hoff mann und 
Aschaffenburg zusammen in Danzig erstattet habe, wo wir unter 
Mithilfe eines &iminalisten, Herrn Prof. Heimberger-Bonn, 
die Wünsche formulierten, die an eine Reform des Strafgesetzbuches 
vom ärztlichen und besonders gerichtsärztlicheu Standpunkte zu 
stellen seien. Ich habe damals ungefähr dasselbe Thema behandelt 
wie es mir heute obliegt. Das Referat von Herrn Leppmann 
entspricht materiell dem des Herrn Aschaffenbnrg, das von 
Herrn Hillenberg dem des Herrn Hoffmann. Allerdings 
gewisse kleine Grenzverschiebungen liegen vor. 

Für mein Referat ergibt sich daher eine naturgemäße Ein¬ 
teilung nach zwei Gesichtspunkten. Ich werde hauptsächlich zu 
prüfen haben, inwieweit die damals von mir ausgesprochenen 
Wünsche in dem Vorentwurf verwirklicht worden''sind, und ich 
werde mich daneben der Besprechung etwaiger Neuerungen des 
Entwurfs zu unterziehen haben, die kein Korrelat in unseren 
damaligen Anträgen finden und die doch von gerichtsärztlicher 
Bedeutung sind. 

In Danzig habe ich mich zunächst mit der Frage des Straf- 
Systems und des Strafmaßes im allgemeinen befaßt. Ich 
hob hervor, daß vom medizinischen Standpunkte die Bestrebungen 
zu unterstützen seien, im neuen Gesetz dem Richter eine größere 
Freiheit in der Behandlung des Einzelfalles zu geben. Gerade 
die ärztlichen Erfahrungen, die uns die ungeheure individuelle 
Verschiedenheit der Menschen beweisen, die uns zeigen, wie — 
ganz abgesehen von der verminderten Zurechnungsfähigkeit — 
körperliche Krankheit und Schwäche auch die moralische Wider¬ 
standsfähigkeit vermindert, die uns weiter zeigen, mit wie ganz 
verschiedener Schwere dieselbe Strafe auf verschiedene Persönlich¬ 
keiten wirkt, mußten uns zu einer solchen Stellungnahme zwingen. 
Wir haben deshalb damals empfohlen, im allgemeinen das Strat- 
minimum herab, eventuell aber auch das Maximum heraufzusetzen 
und bei einer Reihe von Delikten, bei denen bisher nur eine ein¬ 
zige Strafart zngelassen war, neben dieser in milderen Fällen 
auch eine mildere Strafart einzuftthren, so daß bei den Delikten, 
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bei denen bis dahin ansschließlich Znchthausstrafe angeordnet 
var, noch Gefängnis, bei solchen, die nnr mit Gefängnis bedroht 
waren, noch Geldstrafe zagelassen werden sollte. Dieses Prinzip 
ist nan in der Tat in dem vorliegenden Vorentwarf ausgiebig 
verwirklicht worden Cs- § 63—70); wir finden fast durchweg eine 
Herabsetzung der Strafininima and ebenso fast durchweg die Mög¬ 
lichkeit der Bewilligung mildernder Umstände and dementsprechend 
die Zalassong einer milderen Strafart. So ist speziell ffir den Mord 
im § 212 nicht mehr ausschließlich die Todesstrafe, sondern bei 
mildernden Umständen lebenslängliches Zuchthaus oder Zuchthaus 
nicht unter 10 Jahren eingesetzt. Ich habe seinerzeit schon 
hervorgehoben, daß gerade bei Mord eine unterschiedslose, der 
Abstufung unfähige Strafe nicht am Platze sei, da auch hier die 
Tat wie der Täter vielfach ganz verschieden zu beurteilen sei. 
Ich habe unter anderem hingewiesen auf die Fälle von Familien¬ 
mord, oder, wie mau wohl besser sagt, von erweitertem Selbst¬ 
mord, die ich später mit Näcke auf der Dresdener Versammlung 
der Gesellschaft für gerichtliche Medizin ausführlicher behandelt 
habe, Fälle, in denen Vater oder Matter in Not und Verzweiflung 
ans dem Leben scheiden und ihre unmündigen Kinder nicht 
— einer hoffnungslosen Zukunft preisgegeben — znrücklassen 
wollen, Fälle, in denen die Tötung der Kinder ethisch wohl zu 
verteidigen ist und in denen vielleicht sogar die jetzt bei 
mildernden Umständen zugelassene Strafe noch zu hart erscheint. 
Immerhin glaube ich davon absehen zu können, hier eine weitere 
Abschwächung vorzuschlagen oder auch meinerseits eine radikale 
Umarbeitung der Bestimmungen über Mord und Totschlag zu 
empfehlen, wie sie v. Lisztaus juristischen Gründen vertreten 
hat. Wenn in einem Falle, wie ich ihn erwähnte, die erwachsene 
Person gerettet wird, während die Kinder zu Grunde gehen, und 
nun gegen jene Anklage erhoben wird, so wird wohl stets nur 
Totschlag angenommen, da eine Ueberlegung im gerichtlichen 
Sinne immer zweifelhaft ist. Handelt es sich um eine weibliche 
Angeschuldigte, um die Mutter, so erfolgt nach meinen Erfahrungen 
übrigens regelmäßig Freisprechung, indem das Schwurgericht eine 
krankhafte Geistesstörung zur Zeit der Tat annimmt, die aller¬ 
dings auch vielfach — wiewohl nicht stets — vorhanden ist*). 
Da die lebenslängliche Freiheitsstrafe praktisch eigenüich 
nnr bei Mord in Frage kommt, darf ich bei dieser Gelegenheit auf 
einen Vorschlag hinweisen, den ich damals in Bezug auf die vor¬ 
läufige Entlassung lebenslänglich Verurteilter gemacht habe, der 
zu meiner Freude von Heimberger unterstützt wurde, auch in 
einigen auswärtigen Gesetzbüchern verwirklicht worden ist und 
auf den Herr Kollege Leppmann später noch näher ein- 
gehen wird. 

' ^^An zweiter Stelle möchte ich hinweisen auf die Frage der 
&hrlässigen Tötung mit Uebertretung einer Berufs- 


*) Yerffleichende Darstellang des deutschen und nusländischen Strafrechts. 
Besonderer Teil. Bd. V., S. 78 bis 100. 

^ Vergl. hierzu Uarx, Berliner hllnlsche Wochenschrift; 1009, Nr. 16. 
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Pflicht. Ich habe damals empfohlen, hier neben der Gefängnis¬ 
strafe Geldstrafe znznlassen. Es schien mir gerade bei der 
subjektiven Norm, die jetzt in unserem Strafgesetzbuch herrscht, 
nicht haltbar, daß ein doch mehr zufälliger Umstand wie der, ob 
der Eunstfehler zum Tode geführt hat oder nicht, bei der Be¬ 
strafung von so schwerwiegender Bedeutung sein sollte, daß bei 
der fahrlässigen Tötung im Gegensatz zur Körperverletzung aus¬ 
schließlich Gefängnisstrafe eintreten müsse. Im Vorentwurf (§219) 
ist für dieses Vergehen Haftstrafe statt Gefängnis zugelassen, 
womit man, wie ich glaube, zufrieden sein kann. 

In dritter Reihe erwähnte ich das Delikt des Diebstahls 
und empfahl, auch hier eine wahlweise Zulassung der Geldstrafe, 
die schon aus anderen Gründen gefordert und auch in dem Er¬ 
gänzungsstrafgesetz betreffend Diebstahl an elektrischer Kraft 
eingefflhrt worden ist. Ich verwies besonders auf ein medizinisch 
ins Gewicht fallendes Argument, nämlich auf die Erfahrungen bei 
Warenhausdiebstählen, die später Gudden in der Stutt¬ 
garter Versammlung der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche 
Medizin genauer besprochen hat; Erfahrungen, die zeigen, daß 
neuropathische Personen dem besonderen Anreiz, der hier auf sie 
geübt wird, ungewöhnlich leicht erliegen, besonders zur Zeit des 
Klimakteriums, und daß hier Entwendungen von Personen be¬ 
gangen werden, die ein sonst tadelloses Leben hinter sich haben. 
Der Vorentwurf hat diesem Gedanken in einer Weise Rechnung 
getragen, die wohl als ausreichend gelten kann, er konstituiert 
ein besonderes Delikt der Entwendung und sagt in § 272: 

,lBt der Diebstahl oder die ünterscblagang an Nahrangs- oder Genoß- 
mittein oder an Gegenständen des wirtschaftlichen Gebraachs oder Verbraache 
begangen, and hat der Täter aas Not oder zar Belriedigang eines 
Gelüstes gebandelt, so ist er, wenn die Sachen nnr von geringem Werte 
waren, wegen Entwendang mit Geldstrafe bis sa eintaosend Merk oder mit 
Haft oder Gefängnis bis za sechs Monaten za bestrafen; in besonders leichten 
Fällen (§ 83) kann von Strafe abgesehen werden. 

Die Verfolgong tritt nar aof Antrag ein. Der Antrag kann zarück- 
genommen werden.* 

Von noch größerem Interesse für uns als Gerichtsärzte ist 
die Frage der Bestrafung des K i n d e s m o r d e s. Ich habe damals 
hervorgehoben, was übrigens schon früher von anderer Seite ge¬ 
schehen war, daß hier ein Widerspruch in unserem bisherigen 
Gesetz besteht. Der Kindesmord sollte doch im ganzen milder 
bestraft werden als die absichtliche Tötung sonst; im Widerspruch 
dazu steht es aber, daß bei mildernden Umständen im Falle eines 
Totschlages auf 6 Monat Gefängnis, bei Kindesmord nur auf 
2 Jahre Gefängnis herabgegangen werden konnte. Dieser an¬ 
erkannte Redaktionsfehler des Strafgesetzbuches ist nun im Vor¬ 
entwurf beseiti)^, beim Totschlag hat ausnahmsweise eine 
Erhöhung des Minimums, nämlich auf ein Jahr Gefängnis, statt- 
gefunden, während bei Kindesmord jetzt im Falle des Vorliegens 
mildernder Umstände ein Strafminimum von 6 Monaten eingesetzt 
ist und als ordentliche Strafe Zuchthaus ohne das frühere Minimum 
von 3 Jahren, also mit einem Minimum von einem Jahr angedroht 
wird. Mir würde eine Aendernng dieses Paragraphen insofern 
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gfeboten erscheinen, als ja tatsächlich, wie das anch t. Liszt an 
obeni^edachter Stelle hervorhebt, die ordentliche Strafe bei Kindes- 
mord erfahrnngsgemäß G^efängnis darstellt nnd nur ansnahmsweise 
anf Znchthans erkannt wird. Der allgemeinen Volksanschannng, 
die sich in diesen Schwnrgerichtsnrteilen ansspricht, kännte man 
zweckmäßig Bechnnng tragen, indem man als Strafe für 
Eindesmord Gefängnis nicht unter 6 Monaten nnd 
,in besonders schweren Fällen* Znchthans, vielleicht 
bis zn 5 Jahren, einsetzt. Eine solche Art der Strafan¬ 
drohung wird an anderen Stellen im Vorentwnrf, wie schon in 
nnserem bisherigem Gesetz, geübt, nnd es dürfte keiner Schwie¬ 
rigkeit unterliegen, sie anch in § 216 nnd, worauf ich sogleich 
komme, in § 217 bei der Abtreibung anznwenden. 

Der Wortlaut dieses § 217 ist folgender: 

„Eine Schwangere, welche vorsätslich ihre Frucht abtreibt oder im Matter¬ 
leibe tötet, wird mit Zachthaos his za 8 Jahren oder mit Gefängnis von drei 
Monaten bis za drei Jahren bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer an der Schwangeren mit ihrer Einwilligong 
die Abtreibung oder Tötung Tornimmt oder ihr die Mittel hierza versdiafft 
hat. Handelt er gegen Entgelt, so ist die Strafe Zachthaos bis za fünf Jahren 
oder Ofl^ngnis nicht unter sechs Monaten. 

Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren Wissen oder 
Willen yorsätzlicb abtreibt oder im Mutterleibe tötet, wird mit Znchthans nicht 
unter zwei Jahren, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter einem 
Jahr und, wenn durch die Handlung der Tod der Schwangeren verursacht ist, 
mit Zachthaos nicht unter fünf Jahren bestraft.** 

In dem Absatz 1 dieses Paragraphen würde ich also Vor¬ 
schlägen zn sagen, „wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zn 
drei Jahren, in besonders schweren Fällen mit Znchthans bis zn 
drei Jahren bestraft*. 

Wie Sie sehen, m. H., hat der Vorentwnrf hier das Straf¬ 
maß geändert; er hat ferner die verschiedenen Paragraphen, die 
im bisherigen Strafgesetzbuch der Abtreibung gelten, einheitlich 
znsammengefaßt. Eine prinzipielle Aendernng der bisherigen 
Strafbestimmungen hat der Vorentwnrf nicht getroffen. Es fragt 
sich, ob eine solche notwendig ist, wie ich sie seinerzeit in Danzig 
vorgeschlagen habe. 

Ich bin damals von der Ansicht ansgegangen, daß eine 
wirksame strafrechtliche Bekämpfung der Abtreibung nur möglich 
ist, wenn man anch die Fälle unter Strafe stellt, in denen nicht 
sicher nachgewiesen werden kann, daß diejenige, welche die 
Abtreibnngshandlnngen an sich vorgenommen hat oder hat vor¬ 
nehmen lassen, tatsächlich schwanger gewesen ist. Würde man 
die Fälle unbestraft lassen, in denen ein solcher Nachweis nicht 
mit Bestimmtheit geführt werden kann, so würden jene Straf¬ 
bestimmungen größtenteils illusorisch sein. Denn Sie wissen, wie 
hänfig dieser Nachweis nicht mit der vom Richter verlangten 
Sicherheit geleistet werden kann, nnd wie die Möglichkeit eines 
solchen sicheren Nachweises immer seltener geworden ist, seitdem 
im Laufe der Zeit die Abtreibungsversnche mehr nnd mehr in die 
früheste Zeit der Gravidität verlegt werden. Bisher ist diesen 
Schwierigkeiten dadurch begegnet worden, daß nach der viel- 
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erörterten Beehteprechanj? des Reichsgerichts der Versuch anch 
am nntanglichen Objekt mit Strafe belegt wird. Ans der Praxis 
ist ihnen allen aber bekannt, wie diese Judikatur — yor den 
Geschworenen besonders — immer wieder und zum Teil erfolg¬ 
reich angegriffen wird. Damm hatte ich damals vorgeschlagen, 
im Gesetz ausdrücklich mit Strafe zu bedrohen eine Person, 
die zur Beseitigung ihrer vermuteten Schwangerschaft Mittel an¬ 
wendet, die sie für geeignet hält, die Fracht abzutreiben oder 
zu toten. Der Vorentwarf hat das nicht akzeptiert, sondern will 
weiter diese Fälle treffen auf Grund der Bechtsanschauung von 
der Strafbarkeit des Versuches am untauglichen Objekt. Er hat 
aber den Grundsatz der Strafbarkeit eines solchen Versuches, 
was Heimbergermit Recht als nicht ausreichend bezeichnet, 
nicht im Gesetz selbst bei den Bestimmungen Über den Versuch 
ausgesprochen, sondern nur in den Motiven, die für den Richter 
nicht bindend sind. Es erscheint notwendig, um ein gleich¬ 
mäßiges, gerechtes Vorgehen in all diesen Fällen zu ermöglichen, 
das Prinzip im Gesetz selbst festzulegen, wenn man von 
einer Fassung, wie ich sie vorgeschlagen habe, Abstand zu nehmen 
wünscht. Man wird zugeben müssen, daß die alsdann erfolgte 
Losung des Problems vor der früher von mir vorgeschlagenen 
gewisse Vorzüge besitzt. Beim Versuch kann nach dem Vor¬ 
entwarf in besonders leichten Fällen von jeder Strafe abgesehen 
^ werden. Es ist also möglich, Fälle unbestraft zu lassen, in denen 
die Angeklagte notorisch nicht schwanger war, — und ebenso 
versuchten Eindesmord an dem bereits sicher gestorbenen Find, 
also Fälle des reinen „Putativdeliktes", in denen eine Bestrafung 
allerdings der allgemeinen Empfindung zu widersprechen scheint. 

Ich bin, m. H., bei der Besprechung dieser Frage von der 
grundsätzlichen Anschauung ausgegangen, daß man die Striüf- 
bestimmungen gegen Abtreibung nicht illusorisch machen, daß 
man die Tötung der Fracht nicht praktisch und natürlich noch 
weniger prinzipiell zulassen darf. Es ist dies meiner üeberzeugung 
nach eine durch Erwägungen ethischer Natur ebenso wie durch 
nationale Interessen unerl^lich gebotene Forderung, an der, wie 
ich annehme, auch Sie werden festhalten wollen. Ich weiß 
wohl, daß in letzter Zeit die entgegengesetzte Ansicht, die An¬ 
sicht, daß die Abtreibung straflos sein sollte, an Anhang auch 
unter Männern gewonnen hat, deren Meinung ins Gewicht flUlt. 
Ehinger und Eimmig*) haben in einer wertvollen rechts¬ 
historischen Studie unter anderem darzutuu versucht, daß die 
ganze Verfolgung der Frachtabtreib ung eigentlich auf einem 
Mißverständnis beruht. Sie beruhe darauf, daß die Septuaginta 
bei der griechischen Bibelübersetzung den hebräischen Urtext 
falsch aufgefaßt und Strafbestimmungen wegen EOrperverletzung 
mit Abortfolge auf den provozierten Abort bezogen haben. Und 


1) Dautflche med. Wochenschrift; 1910, S. 80. 

*) Eih'ing*er and Eimmig;] ürspmng and Entwicklnngsgeschichte 
der Bestrafong der FrachUbtreibang. München 1910. 
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ein Kriminalist wie Hans Groß, dem Eadbrnch znstimmt^), 
meint, daß die Zeit nicht fern ist, in der man die Abtreibung der 
Leibesfrucht nicht mehr bestrafen wird. Ich zweifle an einer 
BO radikalen Aendemng unserer Anschannngen und glaube, daß 
wir einstweilen diese Zukunftsträume noch auf sich beruhen 
lassen können. So leicht wird unsere alte Vorstellung nicht er¬ 
schüttert werden, daß die Allgemeinheit ein Interesse an der 
lebenden Frucht und damit auch das Hecht, sie zu schützen, be¬ 
sitzt. Es sprechen doch gute Gründe für sie. Ich habe schon 
in Danzig halb scherzweise den Ausspruch eines englischen 
Autors angeführt, man müßte doch yerhindem, daß eventuell ein 
zukünftiger Shakespeare oder Milton im Keime vernichtet 
wird, und möchte im Anschluß daran noch eine Tatsache hervor¬ 
heben, die mir gelegentlich anderer Studien bekannt geworden 
ist. Giorolamo Oardano, einer der großen italienischen Natur¬ 
forscher des 16. Jahrhunderts, verdankt, wie er selbst berichtet, 
seine Existenz dem Umstand, daß seiner Mutter der Abtreibnngs- 
versuch mißglückte.*) 

Es scheint mir der Erwägung wert, ob nicht hier ebenso 
wie beim Kindesmord eine Erweiterung der Strafbestimmungen 
in der Weise angebracht ist, daß man den gewissermaßen mit¬ 
schuldigen männlichen Teil, der durch Unterlassung der ihm 
moralisch und rechtlich obliegenden Fürsorgepflicht die Tötung 
der Frucht oder des Kindes auf dem Gewissen hat, wegen der 
Nichterfüllung seiner Unterhaltungspflicht unter Strafe 
stellt. Wir haben wohl alle bei Verhandlungen wegen Kindesmord 
oder Abtreibung Fälle erlebt, in denen man den Gerichtssaal mit dem 
quälenden Bewußtsein verließ, daß der eigentlich Schuldige jeder 
Verfolgung entzogen geblieben ist. Sowohl unser jetziges Gesetz, 
wie der Vorentwurf (§ 306, Zifl. 1) berühren unter den Uebertretungen 
bereits einen ähnlichen Tatbestand. Es wird mit Geldstrafe bis 
zu 800 M. oder mit Haft oder Gefängnis bis zu 3 Monaten be¬ 
straft, wer sich der ihm gesetzlich obliegenden Unterhaltnngs- 
Pflicht, zu deren Erfüllung er imstande ist, derart entzieht, daß 
der Unterhaltungsberechtigte durch Vermittelnng der Behörden 
aus fremden Mitteln unterstützt werden muß. Es müßte in ähn¬ 
licher Weise als besonderes Vergehen bestraft werden, wenn 
jemand sich dieser Pflicht derart entzieht, daß die Unterhaltungs¬ 
berechtigte dadurch zu einem Verbrechen getrieben wird. Die 
Formulierung dieses Tatbesandes wird allerdings große Schwierig¬ 
keiten machen, die aber doch nicht unüberwindlich sein dürften. 
Das norwegische Strafgesetzbuch droht z. B. schon Geldstrafe 
oder Glefängnis bis zu 2 Jahren dem an, der sich böswillig der 
P^cht entzieht, der von ihm geschwängerten Frauensperson die 


*) Vergleichende Barstellnng des deutschen and ansllndischen Straf: 
rechts, besonderer Teil, Band 5, Seite 160. Bagegen nenerdings Ahlfeld- 
Zeitschrift fttr Qebnrtshilfe and Gynäkologie; Bd. 66. VergL Schickele: 
Fraaenheilhonde and Strafrecht. Wiesbaden 1908. 

*) Baikhardt: Kaltnr der Benaissance; 9. Aoflage, 1904, 8. Band, 
Seite 64. 
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aas Anlaß der Schwangferschaft oder Niederkunft notwendige 
Hilfe zn leisten — wobei nicht nur an finanzielle, sondern anch 
an moralische Untersttttznng gedacht wird — wenn dies znr 
Folge hat, daß die Frauensperson in einen notleidenden oder 
hilflosen Zustand versetzt wird, in dem sie ein gegen das Leben 
der Leibesfrucht oder des Kindes gerichtetes oder dasselbe einer 
Gefahr aussetzendes Verbrechen begeht. Gefängnis bis zu drei 
Jahren trifft ihn, wenn er, obwohl er weiß, daß die Frauens¬ 
person ein derartiges Verbrechen beabsichtigt, es unterläßt, 
Schritte zu unternehmen, durch die dem Verbrechen vorgebeugt 
werden könnte. Hat das Verbrechen den Tod des Kindes zur 
Folge gehabt, so kann auf Gefängnis bis zu 4 Jahren erkannt 
werden. 

Noch eine anderweitige Ergänzung des Strafgesetzes scheint 
mir zu einer wirksamen Bekämpfung der Abtreibung, aber anch 
zur Vermeidung schwerer körperlicher Schädigungen zahlreicher 
Frauen geboten. Es ist doch ein skandalöser Mißbrauch, daß 
Instrumente, die offenbar keinen anderen Zweck haben, als der 
Abtreibung zu dienen, unter der Bezeichnung „Mutterspritzen" 
anstandslos in Drogengeschäften und von Bandagisten verkauft 
werden. Die Frauen, die solche Instrumente dort in aller Offen¬ 
heit fordern und erhalten, müssen wirklich auf den Gedanken 
kommen, daß es etwas ganz Legales ist, was sie hier vornehmen, 
weil sonst ein so anstandsloser Verkauf nicht denkbar wäre. In 
ganz der gleichen Weise hört man ja öfter die Frauen äußern, 
daß sie doch nicht glauben konnten, etwas Unerlaubtes zu tun, 
wenn sie zu einer Person gingen, die in der Zeitung unbeanstandet 
auf Abtreibung zielende Annonzen erließ. Ich meine, man müßte 
den Verkauf derartiger Instrumente unter Strafe stellen.*) 
Die Schwierigkeit beruht ja darin, daß nicht ausschließlich solche 
Spritzen zu Lesern Zwecke angewendet werden, also Instrumente, 
die keinen anderen Zweck haben und bei denen man daher die 
Frage, ob sie zur Abtreibung bestimmt sind, ohne weiteres be¬ 
jahen kann, sondern auch andere Apparate, mit Vorliebe sogen. 
Intrauterinstifte, deren eigentlicher Zweck die Verhütung der 
Konzeption ist. Zweifellos werden sie vielfach in dem Gedanken 
eingelegt werden, der natürlich ärztlich nicht festzustellen ist, 
daß, wenn eine Gravidität schon besteht, sie dadurch beseitigt 
werden soll. An der Möglichkeit einer solchen Wirkung dieser 
Apparate ist wohl nicht zu zweifeln und ebenso ist es wohl 
sicher, daß das Tragen dieser Fremdkörper in der Cervix die 
Gefahr einer erheblichen Gesundheitsschädigung mit sich bringt, 
nnd daß es ein großer Mißbrauch ist, wenn von kaufmännischen 
Firmen diese Instrumente in größtem Umfange in den Handel 
gebracht und ganz unkundigen Personen unter der Versicherung 
der vollen Unschädlichkeit überantwortet werden. 


*) Ein polizeiliches Verbot ist bereits hier und dz erlsssen worden; 
s. B. in Lttbeck; s. Feldmnnn, Aersliche SschTerstSndigenzeitiiBg; 1910, 
Nr. 1. 
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Vielleicht wflrde sich eine Erweiterung der Strafbestimmung 
in § 807 empfehlen derart, daß den dort erwähnten Giften nnd 
Arzneien auch medizinische Instrumente differenter Natnr an¬ 
gereiht würden. Ich muß das meinem Herrn Korreferenten über¬ 
lassen, an dieser Stelle aber möchte ich jedenfalls eine neue 
Strafbestimmung Vorschlägen, wonach Personen, die Instrumente 
verkaufen, welche der Abtreibung dienen, bestraft werden. 

Entgegen den Wünschen mancher Mediziner hat der Vorent¬ 
wurf die aus ärztlichen Gründen eingeleitete Früh¬ 
geburt nicht ausdrücklich von der Strafandrohung ausgenommen. 
Ich habe dies in Danzig bereits fär überflüssig erklärt, da über 
die Straffreiheit derartiger ärztlicher Eingriffe ein Zweifel nicht 
besteht; Heimberger ist mir im wesentlichen beigetreten. 
Solche Sonderbestimmungen für den künstlichen Abort ebenso wie 
für die Perforation dürfcen nach dem Vorentwnrf noch weniger 
nötig sein als bisher, da die erweiterte Fassung, die der § 67 
des Vorentwnrfs dem Begriff des Notstandes gegeben hat, diese 
Handlungen nunmehr vöUig deckt. In Zukunft ist nämlich nicht 
strafbar, wer eine Handlung zur Bettung der Person oder des 
Eigentums seiner selbst oder eines anderen — dies ist der 
neue Zusatz — aus einer gegenwärtigen, auf andere Weise nicht 
zu beseitigenden unverschuldeten Gefahr vornimmt, es sei denn, 
daß die Gefahr nur gering ist oder, soweit es sich nur um die 
Bettung von Eigentum handelt, der von der Handlung zu er¬ 
wartende Schaden unverhältnismäßig größer ist als die Gefahr. 

Eine Erweiterung des Strafgesetzbuches, die von verschie¬ 
denen Seiten angeregt worden ist, auf die ich kurz in Danzig 
ebenfalls hinwies, die im Vorentwurf aber nicht Aufnahme ge- 
fanden hat, würde die Bestrafung der Anstiftung oder der 
Beihilfe zum Selbstmord sein. Liszt und Heimberger 
sind lebhaft für sie eingetreten. Da der Selbstmord an sich nicht 
strafbar ist, so müßte natürlich die Anstiftung oder Beihilfe als 
selbständiges Delikt behandelt werden; wie dies zu formulieren 
ist, dürfen wir den Kriminalisten überlassen. Im ganzen glaube 
ich, daß auch auf Grund gerichtsärztlicher Erfahrungen eine der¬ 
artige Bestimmung begrüßt werden könnte; sie müßte denn aber 
so formuliert werden, daß event. Fälle unter sie eingebracht 
werden können, wie sie mir selbst bekannt sind: Fälle, in denen 
in barbarischer Weise mißhandelte Personen sich der Mißhand¬ 
lung durch tötlichen Sprung aus dem Fenster entzogen nnd wo 
wohl allgemein die Empflndnng herrschte, daß die bloße Be¬ 
strafung wegen Körperverletzung der Schwere der Straftat nicht 
entsprach. 

Die Beihilfe zum Selbstmord hat man mit Strafe bedrohen 
wollen, weil zwischen ihr und der Tötung auf ausdrückliches 
Verlangen keine prinzipiellen Unterschiede bestehen, sondern 
gradweise üebergänge vorhanden sind. Es mußte unter diesen 
Umständen besonders auffallen, daß unser bisheriges Strafgesetz¬ 
buch, das die Beihilfe zum Selbstmord ganz freiläß^ bei der 
Tötung auf ausdrückliches Verlangen mit einem Minimum von 
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drei Jahren Gefdn^is beginnt. Diese AaffäUigkeit, aaf die ich 
gleichfalls in Danzig aufmerksam gemacht habe, ist im Vorent- 
wnrf insofern beseitigt, als jetzt auch hier das Minimum auf 
6 Monate herabgesetzt ist (§ 215). 

Was dann, meine Herren, die Verbrechen und Ver¬ 
gehen gegen die Sittlichkeit anbetrifft, so trifft hier 
der § 247 zwei erweiternde Aenderungen, die früheren ärztlichen 
Forderungen entsprechen, Forderungen, wie sie besonders von 
Vorst er und Gaupp erhoben und auch yom Herrn Kollegen 
Hoffmann in Danzig vertreten worden sind. Der Absatz 1 des 
Paragraphen dehnt die Strafandrohung für Adoptiv- und Pflege- 
eltem, Vormünder und Pfleger, die mit ihren minderjährigen 
Kindern oder Pflegebefohlenen unzüchtige Handlungen vornehmen, 
auch auf die wirklichen Eltern aus. Der Absatz 3 nchützt durch 
Strafandrohung gegen unzüchtige Handlungen auch Kranke und 
Hilfsbedürftige, die in private Heil- oder Pflegeanstalten auf¬ 
genommen worden sind, sowie Zöglinge der Fürsorgeanstalten und 
bedroht mit Strafe wegen solcher Handlungen nicht nur Beamte 
der betr. Anstalten, Aerzte oder andere Medizinalpersonen, son¬ 
dern auch Besitzer, Leiter und andere Angestellte, so daß also 
jetzt das Pflege- und Wartepersonal hier inbegriffen ist. Wir 
werden diese erweiterten Bestimmungen dankbar begrüßen und 
ebenso damit einverstanden sein, daß der § 158 die Möglichkeit 
gibt, die Perversität der Leichenschändung zu bestrafen. 

Nur kui'z, meine Herren, gehe ich auf den § 250 ein, der 
die widernatürliche Unzucht betrifft. Es ist über dieses 
Kapitel schon so viel, schon zu viel gesprochen und geschrieben 
worden. Vielleicht ist dieses ^zn vieP daran schuld, daß der 
Vorentwurf die bisherigen Strafbestimmungen nicht einengt, 
sondern erweitert und verschärft. Jetzt soll die widernatürliche 
Unzucht nicht nur zwischen 2 männlichen Personen, sondern 
zwischen Personen gleichen Geschlechts überhaupt bestraft werden 
und schwerere, eventuell Zuchthausstrafe tritt ein, wenn die 
Tat unter Mißbrauch eines durch Amts- oder Dienstgewalt oder 
in ähnlicher Weise begründeten Abhängigkeitsverhältnisses be¬ 
gangen ist, oder wenn jemand aus dem Betriebe der widernatür¬ 
lichen Unzucht ein Gewerbe macht. Ich selbst bedaure den 
Gang, den die Entwicklung dieser Frage genommen hat, und 
würde es für richtiger gehalten haben, wenn auch bei uns, wie 
in einer Reihe anderer Kulturländer, diese Handlungen nur be¬ 
straft würden, falls sie unter den genannten erschwerenden Um¬ 
ständen oder falls sie öffentlich oder mit Gewalt oder an jugend¬ 
lichen Personen vorgenommen werden, wobei ich allerdings die 
Schutzgrenze bis zur vollendeten Großjährigkeit heraufsetzen 
würde. Soweit ich die Verhältnisse übersehe, glaube ich aber, 
daß auch in unseren Kreisen die Ansichten geteilt sind, und daß 
eine Reihe von Fachgenossen die Strafbarkeit des Deliktes ganz 
allgemein beizubehalten wünscht. Sie gehen von dem Gedanken 
aus, daß das Bestehen einer solchen Strafbestimmung doch ge¬ 
eignet ist, der Zunahme dieser Perversitäten entgegen zu wirken, 
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and daß dieses allgemeine Interesse ttberwiegen muß anch gegen¬ 
über Hirten, die für einzelne nnglftcklich yeranlagte Personen 
sich darans ergeben; bei der Verschiedenheit der Ansichten 
glaube ich dayon Abstand nehmen zn sollen, einen bestimmten 
Antrag in dieser Bichtnng zn stellen. Ich kann aber nicht ver¬ 
hehlen, daß ich insbesondere gegen die Erweiterung der Straf- 
bestimmnngen auch auf den Verkehr zwischen weiblichen Per¬ 
sonen die lebhaftesten Bedenken hege. Sie mag ja einer Forderung 
theoretischer Gerechtigkeit entsprechen, praktisch wird sie gewiß 
unheilvoll wirken. Bei der ausgedehnten Verbreitung der les¬ 
bischen Liebe unter Prostituierten, bei der ethischen liinder- 
wertigkeit dieser Personen, die sie bei jeder Zänkerei zn Denun¬ 
ziantinnen wird werden lassen, kann man voraussehen, daß jene 
Erweiterung Staatsanwaltschaften und Gerichte mit einer Masse 
widerlichsten Unflats belasten wird, der besser nnaufgertthrt 
geblieben wäre. Ich habe aus diesem Gedanken heraus meiner 
These 7 einen Eventnalznsatz gegeben, der so allgemein gehalten 
ist, daß ich seine Annahme glaube empfehlen zu können. 

Die Vorschriften über Körperverletzung, zu denen wir 
in Danzig keine Stellung genommen haben — sind im Vorentwnrf 
Wurf gegenüber dem bisherigen Gesetz wesentlich geändert. An 
Stelle des § 223 a tritt fortan § 228: 

„Hat der Titer die KOrperverletzonff mittelst gelihrlichen Gebrauches 
fliaer Waffe oder eines Messers oder sonst in efaier Weise begangen, daß da¬ 
durch das Leben des Verletzten oder in erheblichem Maße seine Gesundheit 
gefährdet werden konnte, so ist die Strafe Gefängnis nicht unter 2 Monaten, 
bei mildernden Umständen (Gefängnis bis zn 8 Jahren oder Haft oder Geld¬ 
strafe bis zu 6000 M. 

Der Versuch ist strafbar.“ 

An Stelle des § 224 und 225 tritt der § 229, der lautet: 

„Hat die Körperverletzung eine schwere Schädigung des Körpers oder 
des Geistes des Verletzten znr Folge gehabt, so ist die Strafe Zuchthaus bis 
zu 6 Jahren, bei mildernden ümst&den Gefängnis nicht unter einem Monat. 

Eine schwere Schädigung des Körpers oder des Geistes liegt insbesondere 
vor, wenn infolge der Körperverletzung der Verletzte in Todesgefahr geraten, 
in schwere und langdanernde Krankheit verfi^en oder sonst in dem Ge¬ 
brauche seines KOrpers oder Geistes lang und schwer beeinträchtigt worden ist. 

War der eingetretene Erfolg von dem Täter beabrichtigt, so tritt Zucht¬ 
hausstrafe bis zu 10 Jahren ein.“ 

Diese Abäuderungen sind im wesentlichen beschlossen worden, 
weil die bisherige kasuistische Fassung der Paragraphen gegen 
Körperverletzung Lücken ließ, so daß im Einzelfalle Körper¬ 
verletzungen, die unbedingt als schwer angesehen werden müßten, 
Schädelbrüche, Darmperforationen, die aber glücklicherweise keine 
besonderen Schäden hinterließen, den gesetzlichen Begriff der 
schweren Körperverletzung nicht erfüllten. Die jetzige weiter¬ 
gehende allgemeinere Fassung dürfte in der Tat gestatten, allen 
vorkommenden Einzelfällen gerecht zn werden und deshalb als 
eine wesentliche Verbesserung anznsehen sein. Mit Rücksicht 
auf die Erweiterung des Begriffes erschien es nun nicht mehr 
nötig, die besondere Strafbestimmung des § 229 gegen Beibringung 
von Giften aufrecht zn erhalten. 
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Die Bestimmang über die Eörperverletzang mit tödlichem 
Aasgange (§ 230) ist insofern geändert, als jetzt als Minimnm eine 
G^ängnisstrafe von 6 Monaten statt wie bisher von 8 Monaten ein¬ 
gesetzt warde wohl entsprechend dem Umstande, daß andi das 
Minimam der Strafe bei Totschlag auf das doppelte des bisherigen 
heranfgerückt ist. Es sind das beides Ausnahmen von dem all¬ 
gemeinen Grandzag des Vorentworfs, die Strafminima herabzn- 
setzen; Ausnahmen, mit denen man sich aber wohl wird abflnden 
können. Diei|Strafbestimmang gegen einfache Eörperverletzang 
ist insoweit geändert, daß der § 227, der an Stelle des § 228 
tritt, neben Gefängnis und Geldstrafe anch Haft zoläßt and das 
Mazimam der Geldstrafe, wie das auch an anderen Stellen des 
Vorentworfs geschieht, mit Bücksicht aof den veränderten Geld' 
wert von 1000 bis za 5000 Mark erhöht In besonders leichten 
Fällen kann hier von Strafe abgesehen werden. Diese Bestim- 
mong soll offenbar den bisherigen § 283 ersetzen. 

Strafverfolgong tritt bei einfacher KOrperrerletaong nach dem Yorent* 
warf ebenso wie bisher nur aal Antri^ ein. Ich wollte eigentlich anregen, 
ob nicht hier eine Ergänzung in der Weise angeseigt ist, daß von einem 
trag abgesehen werden kann, wenn der Verletzte innerhalb der Antragslrist 
yerstorben ist. Ich erinnere mich mehrerer Fälle, in denen Anklage wegen 
Körper rerletznng mit tödlichem Aasgange erhoben war, in denen die w- 
schworenen meiner üeberzeagang nach nicht mit Recht den ursächlichen Za- 
sammenhang yerneinten und non, da auch die Bedingungen der gefährlichen 
KOrperyerletzang nicht gegeben waren, Einstellung des Verfahrens erfolgen 
mußte, obwohl die Frage nach der KOrperyerletzang, die ja auch unzweifel¬ 
haft war, bejaht worden war. Der Strafantrag fehlte und mußte eben fehlen, 
weil der Betreffende bald nach der Verletzung seinen Tod gefunden hatte. 
Ich habe diesen Ausgang — und es wird wohl manchem yon ihnen schon so 
gegangen sein — entschieden als eine Verletzung der Bechtsgeftihle em¬ 
pfunden. Die yon mir yorgeschlagene Bestimmung würde es ermöglichen, daß 
solche ernsten Straftaten ihre Sühne finden. lä glaube auch nicht, daß 
juristische Bedenken ihr im Wege stehen. Aber man wird yon einer solchen 
Ergänzung yielleicht Abstand nehmen kOnnen, da der VorentwurC aus ganz 
äbnlicbea Gründen, wie ich sie eben anführle, die Befugnis zur Steüung des 
Strafantrags Im Füle des Ablebens des Verletzten seinen nächsten Angehörigen 
Überträgt, so daß in den geeigneten Fällen wohl immer ein Strafantrag wird 
beschafft werden kOnnen. 

Nicht berücksichtigt hat der Vorentworf die Frage, inwie¬ 
weit und weshalb ärztliche Eingriffe straffrei oder ob sie 
als Eörperverletzang zu betrachten sind. Der Vorentwarf ist an 
dieser Stelle entschieden lückenhaft. Hier halte ich allerdings 
im Gegensatz zur Frage der Perforation and der ärztlichen Ein¬ 
leitung der Fehlgeburt eine gesetzliche Bestimmung für geboten. 
Wenn der Entwarf erklärt, daß die Praxis ein Bedürfnis nach 
solchen Vorschriften nicht hat hervoiii'eten lassen (besonderer 
TeU der Begründung, Seite 660), so ist diese Behanptnng an¬ 
gesichts der bekannten Fälle von Hamborg and Dresden kaum 
begreiflich. Diese Erfahrungen nötigen allerdings dazu, gesetz¬ 
liche Normen zu schaffen, die einerseits dem Arzt für sachge¬ 
mäßes Handeln im Beruf einen zuverlässigen Bechtsboden ge¬ 
währen, anderseits aber der unzweifelhaften Befagnis des 
Eranken Bechnung tragen, frei über seinen eigenen Eörper ver¬ 
fügen zu können und auch ärztlich gerechtfertigte Eingriffe ohne 
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seine EinwUligung nicht dnlden zn mflssen. Man hat bekanntlich 
zweierlei Vorschläge gemacht, nm diese Lfteke unseres Gesetzes 
ansznf&llen. Die Mehrzahl der Aerztekammmem will bei den 
Bestinumingen über Edrperverletzong einen Paragraphen einfflgen, 
wonach kunstgerechte ärzüiche Tätigkeit, ausgeflbt mit Ein¬ 
willigung des Kranken, von der Strafe der Eärperverletzung nicht 
getroffen wird. Diese Bestimmung [schließt .sich an die Becht- 
sprechung des Reichsgerichts an, wonach unsere Eingi^eT im 
Prinzip EOrperyerletzungen darstellen und nur durch die ^n- 
wUligung des Kranken straffrei werden. Wir halten wohl alle diese 
Judikatur für yerfehlt und glauben, daß korrekte ärztliche 
Behandlung nie als Mißhandlung bezeichnet werden kann. 
Von diesem Gesichtspunkt ans ist ein anderer|Vorschlag diktiert, 
eine ausdrückliche Strafbestimmnng aufznnehmen gegen ärztliche 
Eingriffe, die wider den Willen des Kranken ansgefdhrt werden. 
Durch eine solche Bestimmung würde indirekt der Grundsatz an¬ 
erkannt sein, daß das ärztliche Handeln, wenn es mit Zustimmung 
des Kranken geschieht, straflos ist. 

Heimberger^) hat in dieser Richtung einen Vorschlag 
gemacht, der in der Hauptsache in den Osterreichischen*Straf- 
gesetzentwurf aufgenommen worden ist und der wohl das, was 
wir wollen, zweckmäßig ausdrfickt Es soll danach in][einem 
Paragraphen, der nicht im Kapitel der EOrperyerletzungen, yiel- 
mehr bei den Freiheitsdelikten Platz finden müßte, mit Gefängnis 
oder Haft oder Geldstrafe belegt werden, wer einen anderen 
wider dessen erklärten oder ans den Umständen zu erschließenden 
Willen ärztlich behandelt, oder wer einen anderen, der das 
18. Lebensjahr nicht yollendet hat oder der ans [Mangel an 
Geistes-Reiie oder -Gesundheit oder wegen Störung des Bewußt¬ 
seins die Notwendigkeit einer Behandlung nicht zn beurteilen yer- 
mag, wider den erklärten oder aus den Umständen zu er- 
scbließenden Willen des gesetzlichen Vertreters ärztlic^behandelt. 

Gewiß sind damit nicht alle Schwierigkeiten, beseitigt. 
Wiederbelebungsyersuche an Selbstmördern, die wir doch für 
unsere Pfiicht halten, würden nach diesem Paragraphen nur 
dann straflos sein, wenn die betreffenden Personen sich in einem 
Zustand yon Bewußtseinsstörung befinden. Indes trifft das doch 
für die große Mehrzahl der Fälle zn, in denen solche Wieder- 
belebnngsyersuche stattfinden, und auch sonst dürfte der Arzt 
wohl sich subjektiy damit rechtfertigen^ können, daß er einen 
Mangel geistiger Gesundheit angenommen hat, der Ja nach unseren 
jetzigen Anschauungen in der großen Mehrzahl der Fälle yon 
Selbstmord zn yermuten ist. 

M. H.! Ich gehe auf diesen Punkt nicht genauer ein, weil 
er, ebenso wie die anderen, die den ärztlichen Beruf im allge¬ 
meinen betreffen, und die Herr Kollege Hillenberg nachher 


1) D. med. Woehensohr. s. s. 0. und Vergleiohende Duitellung ete. 
AUgem. Teil. Bd. UL Hier aaeh aitf S. 16 dae Notige Uber Traaafasioa, 
TraaaplaatatioBnad wiMeoiebafUicbe Venucbe. 
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behandeln wird, sicher von den Vertretungen der gesamten 
Aerzteschaft ausgiebig wird erörtert werden. Ich habe aber ge¬ 
glaubt, die Frage doch berühren zu sollen, wenngleich sie für 
uns zunächst nicht von persönlichem Interesse ist; denn nicht, 
um unsere Interessen zn wahren, haben wir die Frage der Straf¬ 
gesetzreform auf die Tagesordnung gesetzt und nicht von diesem 
(Gesichtspunkt ans sind wir Referenten dieses Mal wie seinerzeit 
in Danzig an die Bearbeitung unseres Themas gegangen. Unserer 
damaligen Besprechung ist trotzdem von einem hochgeschätzten 
Kriminalisten der Vorwurf gemacht worden, daß wir die Reform 
des Strafgesetzes vom Standpunkte der Interessenten behandelt 
hätten, nnd zwar ans keinem anderen Grunde, als weil ich da¬ 
mals n. a. die ausschließliche Einsetzung der Gefängnisstrafe 
für fahrlässige Tötung auch mit Rücksicht auf ärztliche Kunst- 
fehler als verbesserungsbedürftig bezeichnet habe. Gewiß war 
das ein Vorwurf, den ich als ebenso ungerecht wie empfindlich 
bezeichnen durfte.’) Wir haben die Strafgesetzreform nm deswillen 
znm Gegenstand der Verhandlung in unserer Hauptversammlung 
gemacht, weil wir überzeugt sind, daß ein allseitig befriedigendes 
Strafgesetzbuch nicht geschaffen werden kann o£ie Mitwirkung 
der wirklich erfahrenen praktischen Vertreter der gerichtlichen 
Medizin, also der Mediziiudbeamten. 

(Lebhafter Beifall.) 


B. 

H. Strafanstaltsarzt Dr. Friedrich Leppmann-Berlin: M. H.! 
Wie Ihnen allen bekannt ist, war die unzulängliche Berück¬ 
sichtigung krankhafter Seelenzustände im bisherigen deut¬ 
schen Strafrecht ein Gegenstand heftiger und berechtigter Angriffe 
seitens der Aerzte. Das starke Interesse der Psychiater an diesen 
Fragen und ihr nachdrücklicher Kampf um Reformen auf diesem 
Gebiete hat bereits in der Praxis des Rechts Erfolge erzielt. 
Aber es besteht auch eine beachtenswerte Gegenströmung in 
Jnristen- nnd Laienkreisen. Es ist der Ausdruck gebraucht 
worden: Die Aerzte wollten das Strafrecht psychiatrisieren, nnd 
man meinte damit: nicht nur das althergebrachte Recht, sondern 
auch das Interesse des Staates und der Gesellschaft sollte znrück- 
treten gegenüber der Erfüllung psychiatrischer Wünsche, die noch 
dazu nur auf medizinischen Theorien begründet seien. Diese 
Saat des Mißtrauens ist sehr gefährlich. Wenn es nicht gelingt, 
sie ansznjäten, dann werden die Keime wichtigster Reform- 
bestrebnngen auch im neuen Strafrecht erstickt werden. Deshalb 
glaube ich, daß gerade die Psychiater bei jeder öffentlichen Er¬ 
örterung über das kommende Strafrecht immer von neuem ein¬ 
dringlich darauf hin weisen sollen, wie sehr unsere Wünsche nicht 
nur den Lehren unserer Wissenschaft, sondern auch den Er¬ 
fahrungen der Strafrechtsprazis nnd dem Interesse der Gesell- 


‘) QerichtaBaal; Bd. 65, S. 902. 

Vierteljahraacbriit f. ger. Mediz.; 1905, Bd. 80, S. 6. 
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Schaft entsprechen. Doch auch das halte ich fOr sehr wichtig, 
daß wir einstweilen solche Wünsche znrttckstellen, deren Berechti* 
gnngf noch nicht dorch hinreichende Erfahrnngstatsachen gesichert 
ist. Unter diesen Gesichtspunkten will ich heute versuchen, den 
Vorentwurf eines Deutschen Strafgesetzbuches zu besprechen. 

Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich vom 15. Mai 
1871 erwähnt in zwei Paragraphen die Möglichkeit, daß Menschen 
mit krankhafter seelischer Beschaffenheit die Rechtsordnung ver¬ 
letzen: in den §§ 51 und 56. Auf den letzteren kommen wir 
spAter noch zurück, da er nur die nnerwachsenen Personen be¬ 
trifft. § 51 lautet bekanntlich: 

«Eine strafbare Handlang liegt nicht vor, wenn sich der Täter sar Zeit 
der Begehang der Handlang in einem Zustande von Bewafitlosigkeit oder 
krankhafter StOrnng der Gebtestätigkeit befand, dorch welchen seine freie 
Wiilensbestimmong ausgeschlossen war.** 

Nach allgemein menschlichem Empfinden kann jemand nicht 
büßen für das, was er als Bewußtloser oder schwer Geisteskranker 
begeht, und eine Strafe kann auf einen solchen Menschen weder 
bessernd noch abschreckend wirken. Nur der Wortlaut des 
§ 51 erschien uns unzweckmäßig. Der Ausdruck „freie Willens¬ 
bestimmung“ ist einem philosophischen Glaubensbekenntnis, dem 
des sogenannten Indeterminismus, entlehnt, welcher lehrt, daß der 
Mensch einen den Gesetzen der Natur mehr oder minder entrückten 
selbständig freien Willen besitzt. Diese Lehre, auf religiösem 
Gebiet in schroffem Widerspruch zu den Lehren Luthers und 
Calvins, läßt sich auch mit einer naturwissenschaftlichen Welt¬ 
anschauung nicht vereinigen. Daher galt es, da man sich doch 
mit dem § 51 praktisch abfinden mußte, schließlich als eine Art 
stillschweigendes üebereinkommen, daß jeder sich denjenigen Sinn 
hinzudachte, der seiner eigenen Weltanschauung entsprach. Die 
naturwissenschaftlich Gesinnten nahmen etwa an, daß es an Stelle 
der Worte „freie Willensbestimmung“ hieß: „Normale Motivier- 
barkeit“. Aber abgesehen davon, daß solche ümdentnngen des 
Gesetzes immer etwas recht Mißliches haben, waren auch prak¬ 
tische üble Folgen nicht zu vermeiden. Der Richter, der nicht 
geneigt war, dem Sachverständigen zu folgen, wenn dieser die 
Anwendbarkeit des § 51 darlegte, konnte immer die Erklärung 
geben: Da der Sachverständige auch bei Gesunden gar nicht an 
eine freie Willensbestimmung glaubt, ist er auch nicht in der Lage, 
den § 51 richtig zu verstehen und anszulegen. 

Man hat nun grade von ärztlicher Seite den Versuch ge¬ 
macht, durch Fachausdrücke den Umfang der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit so zu kennzeichnen, daß ein erklärender Zusatz un¬ 
nötig wäre, und namentlich Aschaffenburgs Vorschlag, der 
von ihm selbst 1904 den deutschen Medizinalbeamten in Danzig 
vorgetr^en wurde, hat solchen Beifall gefunden, daß er beispiels¬ 
weise in den schweizerischen Strafgesetzentwurf mit geringer 
Veränderung übergegangen ist. Als Gründe der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit sollen nach diesem Vorschlag, ohne weiteren Zusatz, 
aufzuführen sein: Blödsinn, Bewußtlosigkeit und Geistes¬ 
krankheit. Dieser Ausweg kann nicht befriedigen. Abgesehen 
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T<Hi dem formellen Bedenken, daß Blödsinn nnd Geisteskrankheit Be¬ 
eile sind, von denen der letztere den ersteren deckt, sind anch die 
Worte nicht glficklich s:ewählt. Sie öffnen wieder der zwiespältipren 
Anffassnnpr zwischen dem Arzt nnd dem Laien Tflr und Tor. Der 
Laie yersteht unter Blödsinn nnr so yorgeschrittene Geistesmängel, 
daß das geistige Leben nahezu erloschen ist; er yersteht unter 
Bewußtlosigkeit nur die höchsten Grade der Bewußtseinsstörung, 
in denen ein Mensch allenfalls durch unwillkürliche Bewegungen 
Schaden anricbten kann, sonst aber gar nicht in der Lage ist, 
rechtswidrig zu handeln; mit dem nackten Ausdruck Geistesbank- 
heit ist aber auch nichts gewonnen. Man muß bei solchen Worten, 
um ihre Verwertbarkeit in der Rechtspraxis richtig zu würdigen, 
immer daran denken, was die Worte unsprttnglich nnd eigentiich 
bedeuten. Krankheit — ob auf körperlichem oder geistigem Ge¬ 
biete — ist ursprünglich nur ein Sammelname für eine Anzahl 
allgemein anerkannter einzelner Krankheitsformen. Sobald die 
wissenschaftliche Forschung das Gebiet der Krankheiten in An¬ 
griff nimmt, stellt sich nach dem ehernen Gesetz: «natura non 
fadt saltum* unfehlbar heraus, daß yon den Zuständen, die yon 
idtersher als Krankhdten bezdchnet wurden, bis zu den Dnrch- 
sclmittstypen, die wir mit dem Sammelnamen Gesundhdt benennen, 
eine ununterbrochene Reihe yon üebergangsformen besteht; es 
ist somit ganz der Willkür des Einzelnen überlassen, yon welcher 
Stdle dieser Reihe ab er den Ausdruck «Krankheit" brauchen will. 
Ich erinnere daran, daß ein Teil unserer Kollegen alle Menschen, 
die an den regelmäßigen Genuß yon Alkohol gewöhnt sind, zu 
den Kranken rechnet, nnd daß die Meinungen darüber, welche 
Abwdchnngen des geschlechtlichen Fühlens als Krankhdt zu 
bezeichnen sind, durchaus geteilt sind. Der Ausdruck «Geistes¬ 
krankheit" bezeichnet also ein Gebilde mit zerfließlichen, yer- 
schwommenen Konturen, so daß er sich nicht zur Abgrenzung 
für bestimmte Rechtsfragen eignet. So fachwissenschaftlich diese 
sogenannte biologische Begriffsbestimmung der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit klingt, so sehr würde sie einen Rückschritt grade yon 
dem Gesichtspunkte aus bedeuten, daß das neue Recht yolks- 
tümliche Klarheit des Ausdrucks mit Berücksichtigung wissen¬ 
schaftlicher Erfahrungen yerbinden soll. 

Der Vorentwnrf eines Deutschen Stra^esetzbnches yersncht 
nun, den alten § 51 mit den neuen Vorschüßen praktisch zu yer- 
■ehmdzen. Sein g 68, Abs. 1 lautet: 

«Nieht strafbar ist, wer snr Zeit der Haadlaag geistes- 
kraak. blSdsiaaig oder bewustlos war, so dafi dadareb seine 
freie Willensbestimmnng ansgesoblossen war.* 

Leider erfüllt dieser Vorschlag nicht die Forderung einer 
klaren Begriffsbestimmung, sondern er erhöht die Schwierigkeiten 
der Recht^raxis. Beibehalten sind die Ausdrücke Bewußtlosig¬ 
keit und Blödsinn, die, wie wir sahen, den medizinischen Laien 
zu einer yiel zu engen Auslegung yeranlassen können. Beibe¬ 
halten ist der Ausdruck Geisteskrankheit, der nach einem be¬ 
grenzenden Znsatz yerlangt. Der Zusatz aber «so daß dadurch 
die freie Willensbeetimmnng ausgeschlossen ist* leidet an zwei 
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MinEdii: Erstens daran, daß wiedemm der alte philosophische 
Willensbegriff hineingebracht ist, und zweitens daran, daß die 
Beziehungen des Znsatzes znm Vordersatz unklar sind. Wenn 
es heißt: so daß usw., so weiß man nicht: soll der Zusatz den 
Vordersatz nur erläutern, für Nichtärzte verständlich machen, 
oder soll er Um einschränken, soll er bedeuten, daß nur dann 
Geisteskrankheit, Bewußtlosigkeit und BlOdsinn Straflosigkeit be¬ 
dingen, wenn sie die freie WUlensbestimmung ansschließen? Der 
zweite Absatz desselben Paragraphen scheint die Antwort auf 
diese meine Frage zu geben, denn es ist da von „Zuständen der 
vorbezeichneten Arf^ die Rede, welche die freie WUlensbestimmung 
nur vermindern, nicht aufheben; damit aber wächst die Unklar¬ 
heit des § 63, denn weder Arzt noch Laie wird sich einen Menschen 
vorsteUen können, der bewußtlos oder blödsinnig und dennoch 
nicht ganz unzurechnungsföhig ist. 

Vergeblich sucht man auch in derXBegrflndnng des Ent¬ 
wurfs nach einem Schlttssel ^m besseren Verständnis des vor¬ 
geschlagenen Paragraphen. Es heißt da: Man beabsichtige nicht, 
den phUosophischen Begriff des freien WUlens zugrunde zu legen, 
sondern der Ausdruck sei im Sinne des gewöhnlichen Lebens zu 
verstehen; er sei beibehalten worden, weU sich kein besserer 
gefunden habe. Nun ist aber „freier WUle“ im Sinne des ge¬ 
wöhnlichen Lebens überhaupt etwas ganz anderes als das, was 
hier gemeint ist: Wenn jemand sagt, er habe etwas aus freiem 
Willen getan, so meint er nicht, daß er geistig klar dabei ge¬ 
wesen sei, sondern daß ihn kein Anderer dazu genötigt hat. Und 
die Annahme, daß es keinen besseren Ausdruck gebe, wird ent¬ 
kräftet, wenn wir uns den österreichischen Strafgesetzentwnrf 
ansehen. Dieser Entwurf ist, geringe Abänderungen vorausgesetzt, 
geradezu vorbUdlich. Er lautet: 

„Nicht strafbar ist, wer zurzeit der Tat wegen Qeistes- 
stOrnng, Geistesschw&ehe oder BewnBtseinsstCrang nicht 
die Fähigkeit besafi, das Unrecht seiner Tat einznsehen oder 
seinen Willen dieser Einsicht gemäß za bestimmen.* 

Mit feinem Abwägen sind hier die fachwissenschaftlichen 
Ausdrücke Gieistesstörung, Geistesschwäche und Bewußtseinsstörung 
so gewählt, daß sie einen breiten Spielraum für die mannigfachsten 
Grade der Abweichung bestehen lassen; dann aber ist mit aller 
Bestimmtheit gesagt: Unzurechnungsfähig machen diese Störungen 
nur, wenn sie einen solchen Grad erreichen, daß der Mensch nn- 
fthig wird, sein Unrecht zu erkennen, oder dieser Erkenntnis 
gemäß seinen Willen zu bestimmen. Das Wort „Willen“ ist, wie 
Aschaffenbnrg richtig bemerkt, allerdings auch noch übeiffüssig; 
man kann statt dessen die Worte einsetzen: „dieser Einsicht ge¬ 
mäß zu handeln,* um so mehr als ja nicht das Wollen, sondern 
nur das Handeln Gegenstand des Strafgesetzes ist. Ferner wird 
man mit Rücksicht auf den Umstand, daß es auch Dinge gibt, 
die strafbar sind, ohne ein Unrecht im gewöhnlichen Sinne zu 
bedeuten — z. B. das Spielen in ausländischen Lotterien —, lieber 
eine „Unfähigkeit, die Strafbarkeit^ der Handlung zu 
erkennen*, in den Paragraphen einsetzen. 
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Mir scheint, daß man die Ansdrflcke Geistesschwäche nnd 
Geistesstörnng auch noch dnrch den beides umfassenden Ansdmck 
„krankhafte Störung der Geistestätigkeit" ersetzen kann, der 
im bisherigen Gesetz seine Anwendung und Bewährung gefunden 
hat. Den Ausdruck „Bewußtseinsstörung“ wird man beibehalten 
mttssen, weil es auch Bewußtseinsstörungen gibt, die man nicht 
gnt als krankhaft bezeichnen kann, nämlich die Schlaftrunken¬ 
heit nnd den hypnotischen Zustand. 

§ 68, Abs. 1 wttrde also dann lauten: 

„Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Bewußt¬ 
seinsstörung oder krankhafter Störung der Getetestätigkeit 
nicht die Fähigkeit besaß, die Strafbarkeit seiner Handlung 
zu erkennen oder dieser Einsicht gemäß zu handeln.“ 

Soviel von der Unzurechnungsfähigkeit. 

Das geltende Strafrecht enthält nun keine Bestimmungen 
fiber die Grenzzustände zwischen geistiger Gesundheit nnd 
Krankheit oder, um in der Sprache des Beichsstrafgesetzbnches 
zu reden, Aber diejenigen krankhaften Störungen der Geistes¬ 
tätigkeit, die die freie Willensbestimmnng nicht anfheben, sondern 
nur wesentlich beeinträchtigen. Dies ist der Punkt, an welchem 
die Reformforderungen der Irrenärzte in erster Linie ansetzen. 
Die älteren deutschen StrafgesetzbAcher erkannten als wichtigen 
Umstand bei der Straffestsetzung die verminderte Zurech¬ 
nungsfähigkeit an; als das Reichsstrafgesetzbuch geschaffen 
werden sollte, hat auch die Wissenschaftliche Deputation fAr 
das Medizinalwesen die Aufnahme einer solchen Bestimmung 
dringend empfohlen, aber sie scheiterte an zwei Bedenken: dem 
formal juristischen, daß der Begriff der Zurechnungsfähigkeit 
keine Abstufungen znlasse, sondern nur ein entweder oder — und 
dem praktischen, daß sich wohl bei jeder Straftat auf irgend eine 
Weise die „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ anbringen lassen 
nnd dann dem Schwerte der Gerechtigkeit seine Schärfe geraubt 
werden wArde. 

In Wahrheit war keines dieser Bedenken stichhaltig. Das 
formal juristische deswegen nicht, weil es nicht angängig ist, das 
Schicksal lebender Menschen von Erwägungen Aber die logische 
Vereinbarkeit theoretischer Begriffe abhängig zu machen, und das 
praktische Bedenken deswegen nicht, weil der Gesetzgeber es ja 
in der Hand hat, die Bestimmungen so zu formulieren, daß eine 
mißbräuchliche Ausdehnung ihrer Anwendbarkeit verhindert wird. 
In der Praxis aber stellte sich die Notwendigkeit, geistige Grenz- 
znstände zu berAcksichtigen, mit so zwingender Deutlichkeit 
heraus, daß schon heutzutage Richter und Sachverständige sieh 
ihr wohl nirgends im ganzen Reiche mehr entziehen, nnd daß der 
bisher nicht reichsgesetzlich geordnete Strafvollzug in Preußen 
ganz ofAziell besondere Einrichtungen fAr die sogenannten geistig 
kOnderwertigen getroffen hat. Ich brauche Sie, m. H., an die 
GrAnde hierfAr nur kurz zu erinnern: Wer krankhafte ZAge in 
seinem Seelenleben hat, dem fällt es schwer, den Kampf ums 
Dasein ohne Anstoß gegen die Bestimmungen der Rechtsor^nng 
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darchznkämpfeii. Ist die geistige Krankheit so vorgeschritten, 
daß sie in offenkundiger Weise das Handeln des Menschen be¬ 
herrscht, dann wird vom Staat oder von der Provinz oder^Kommnne 
oder von der Familie für ihn gesorgt. Man bringt ihn in Anstalts¬ 
oder Familienpflege and schaltet ihn somit aas dem Daseinskämpfe 
im wesentlichen ans. Sind aber die krankhaften Zflge weniger 
ttberwiegend, so flndet eine solche Fttrsorge nicht statt; der Er¬ 
folg davon ist, daß in unverhältnismäßig großer ZaU geistig 
gebrechliche und angekränkelte Menschen in die Straf* and Arbeits¬ 
häuser kommen. Da Anden wir die leichteren Grade des Schwach¬ 
sinns, ferner die sogenannten psychopathisch Minderwertigen, als 
da sind: Paranoide, Affektmenschen, Unstete, Willensschwäch¬ 
liche usw.; da fladet man Epileptiker mit den bekannten Charakter- 
veränderangen, Hysteriker, Neurastheniker und die leichteren 
Endstadien des Jagendirreseins in großer Zahl vereinigt. Ich 
darf Sie daran erinnern, daß schon vor vielen Jahren Erohne 
den Anteil der Minderwertigen in den Strafanstalten auf 10 > 
der Insassenschaft bezifferte, während neuere Beobachter bis zu 
80 herausrechnen. Also numerisch rechtfertigt die Beteiligung 
der geistig Angekränkelten an der Kriminalität eine besondere 
Berflcksichtigung derselben im Gesetz. Sachlich aber erscheint 
eine solche Berflcksichtigung, solange wir als*Aafgabe des Straf¬ 
rechts eine gerechte Söhne der in dem Verbrechen enthaltenen 
Schuld betrachten, unumgänglich. Denn wo unter den Motiven 
des Verbrechens krankhafte Antriebe mitwirken, oder wo die 
Widerstandsfähigkeit gegen Verlockungen krankhaft vermindert 
ist, da muß auch eine mindere Schuld bestehen und eine mildere 
Söhne eintreten. Es trifft bei unserem geltenden Strafrecht nicht 
zu, dass man jederzeit in der Lage sei, diesem Mindermaße der 
Schuld durch Gewährung mildernder Umstände gerecht zu werden; 
denn dieses Gesetzbuch lässt bei der schwersten'Strafe, 'der des 
Mordes, und bei vielen anderen Verbrechen, von denen ich hier 
nur den Meineid erwähnen will, gar keine mildernden Umstände 
zu. Dies konnte ja nun in einem neuen Gesetzbuche geändert 
werden, aber auch damit wäre die Wahrscheinlichkeit einer un¬ 
gerecht hohen Bestrafung vieler geistig Minderwertigen nicht 
aus der Welt zu schaffen. Denn der Richter ist nicht genötigt, 
grade diesen Strafmilderangsgrund als unkompensierbar zu b^e- 
trachten, und er ist geneigt, die Verminderung der subjektiven 
Schuld durch Geistesmängel als unwesentlich anzusehen, wenn 
die objektive Schuld, die Brutalität der Straftat oder die GrOsse 
des angerichteten Schadens, ihm vor Augen schwebt. Die Not¬ 
wendigkeit, durch bindende Vorschriften eine Strafmilderung fflr 
vermindert Zurechnungsfähige zu sichern, ist also schon vom 
Standpunkt des Sflhnerechts gegeben. Ausserdem aber hat sich 
gezeigt, dass hohe und schwere Strafen auf geistig angekränkelte 
Menschen eine im Interesse der geordneten^Rechtspflege und im 
Interesse der Menschlichkeit bedauerliche Wirkung zu haben 
pflegen: ein grosser Teil der hochbestraften geistig Minderwertigen 
erk^kt in der Haft seelisch derart, dass ein weiterer Straf- 



26 


Dr. Leppmana. 


▼oilzuir nnmOglieh wird, dass der HäfÜing ein G^egenstand der 
Irrenpflege, nntanglich in sozialer Beziehnng, kostspielig fflr 
Staat nnd Gemeinde, persönlich schwer geschädigt wird. Damit 
fällt anch die Yon Laien oft vorgetragene Anschannng fort, dass 
der Richter instinktiv das Rechte treffe, wenn er einen schweren 
Verbrecher ohne Rflcksicht anf seinen Geisteszustand fär recht 
lange Zeit zu einer Freiheitsstrafe verorteile. Das Publikum 
ist, wenn es von solchen Fällen liest, gewöhnlich sehr beruhigt 
und befriedigt; es ahnt nicht, dass der Verurteilte längst, ehe 
seine Strafe um ist, als Geisteskranker in eine Irrenanstalt kommen 
muss, von der aus er nicht selten die Freiheit unter viel bedenk¬ 
licheren Umständen wiedergewinnt, als wenn man ihn von vorn¬ 
herein milder bestraft hätte. 

Es ist also nicht nur ein Gebot der Gerechtigkeit, sondern 
auch ein Gebot des praktischen Verstandes, dass man vermindert 
Zurechnungsfähige milder als voll Zurechnungsfähige bestrafen 
soll. Die Vertreter dieser Forderung, die sowohl bei ärztlichen 
als auch bei juristischen Versammlungen der letzten Jahre durch¬ 
weg ihrer Meinung zum Siege verhalfen, wollten sich, um einen 
Mißbrauch der Bestimmungen zu verhüten, damit begnügen, grund¬ 
sätzlich eine Strafmilderung für abnorme Geisteszustände von 
längerer Dauer („Geistig-Minderwertige*') zu fordern. Der Vor¬ 
entwurf ist darüber hinausgegangen. Er verlangt eine Straf¬ 
milderung auch bei vorübergehenden Störungen des Seelenlebens; 
er verlangt sie allerdings in einer, wie uns scheint, nicht glück¬ 
lich gewählten Form. § 63, Abs. 2 lautet: 

„War die freie WilleBsbestimmaBg durch eiBCB derTorbe- 
seiehBeteB Zust&Bde swar Bieht anegeBchloaseB, jedoch iB 
hohoBiHaße yersiiBdert, ao fiBdcB hiBaichtlich der BeatrafuBg 
die VorachrifteB Aber dee Veranch (§ 76) ABweBduBg. Zu- 
aÜBde aelbatTcrachnldeter TruBkcBheit aiBd hierroB aua- 
geBOBimcB.* 

Das klingt nun freilich, wie Kahl sehr richtig bemerkt, 
als ob nicht die Pflicht statuiert werden sollte, einen „vermindert 
Zurechnungsfähigen* milder zu bestrafen, sondern die Möglichkeit, 
über einen „vermindert Unzurechnungsfähigen* eine Strafe zu 
verhängen. Das muss unbedingt verhütet werden, sonst bekommen 
wirklich noch die Pessimisten Recht, welche fürchten, daß die 
Anerkennung der „verminderten Zurechnungsfähigkeit* eher die 
Verurteilung Unzurechnungsfähiger bewirken, als diejenige Zu¬ 
rechnungsfähiger mit geistigen Gebrechen mildem wird. Es heißt 
in der Begründung zu § 63, Abs. 2: „Der mindere Grad des Blöd¬ 
sinns ist der Schwachsinn, nnd der mindere Grad der Bewusst¬ 
losigkeit die Beeinträchtigung des Bewusstseins.* Aber das stimmt 
nicht. Man kann wohl sagen: der höhere Grad des Schwachsinns 
ist der Blödsinn, aber nicht umgekehrt; ebenso wie man etwa 
sagen kann: der höhere Grad der Sparsamkeit ist der Geiz, aber 
nicht: der niedere Grad des Geizes ist die Sparsamkeit. Ferner 
stossen wir uns aus früher schon angegebenen Gründen an der 
Aufuabme des Ausdrucks „freie Willensbestimmung*. Einige Be¬ 
denken bestehen auch gegen die Anwendung der „Vorschriften 
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Aber den VerBach**. Zwar ist es an sich sehr wAnschenswert, 
daß, wie beim Versnch, regelmäßig: Strafmilderung eintreten soll, 
dass bei allen zeitlich begrenzten Strafen Herabsetzung des Straf¬ 
masses, eventnell unter das sonst angedrohte Mindestmaß, Milde¬ 
rung der Strafart, und in besonders leichten Fällen Straflosigkeit 
▼erfAgt werden soll; aber wenn die Tat eines Minderwertigen so 
bestraft werden soll, wie sonst der Versuch, dann bleibt es frag¬ 
lich, wie denn nun bei yermindert Zurechnungsfähigen der Ver¬ 
such bestraft werden soll, und wie die yerminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit bei den Jugendlichen bewertet werden soll, bei denen 
schon wenn sie yollsinnig sind, die Vorschriften Aber den Ver¬ 
such angewandt werden sollen. Daher wArden wir yorsfAlagen, 
dem Absatz 2 die Fassung zu geben: 

,War die Fähigkeit des Täters, die Strafbarkeit seiner 
Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäss zu handeln, zur¬ 
zeit der Tat infolge krankhafter StOmng der Seelentätigkeit 
wesentlich yermindert, so tritt Sfrafmildemng, in besonders 
leichten Fällen Straflosigkeit ein.“ 

Ich bemerke, dass man hier wohl die Znsatzbestimmung 
Geistesschwäche und BewusstseinsstArnng aus frAher schon an- 
gefAhrten Gründen entbehren kann. Gegen die Ausnahmestellung, 
die der selbstyerschnldeten Trunkenheit gegeben wird, müchten 
wir keine Einwendungen erheben. Es liegt kein Grund yor, den 
Bausch grundsätzlich als Mildernngsgrund anznerkennen. 

Den 3. Absatz des § 68 erörtern wir an anderer Stelle. 

Das geltende Strafgesetzbuch beschäftigt sich nicht mit der 
Frage, ob und wie die Gesellschaft gegen gemeingefährliche 
Personen zu sichern ist, die wegen ünznrechnnngsfthigkeit frei¬ 
gesprochen werden. Es Aberlässt der Polizeibehörde die Ent¬ 
scheidung der Frage, ob und auf wie lange solche Personen in 
Irrenanstalten unterznbringen sind. Diese theoretisch berechtigte 
Scheidung der Aufgaben hat sich in der Praxis nicht bewä^. 
Es ist ein umständliches und unsicheres Verfahren, wenn immer 
erst die Polizei selbständig prAfen soll, ob der aus § 51 Frei¬ 
gesprochene einer Verwahrung bedarf, während doch der Straf¬ 
richter im Augenblick, wo er das Urteil fällt, das gesamte not¬ 
wendige Material für die Entscheidung dieser Frage schon in 
Händen hat und kraft seines Berufes sicher die allgemeine Be¬ 
fähigung besitzt, die Forderungen der öffentlichen Sicherheit ebenso 
gut zu beurteilen, wie dies die Polizei tut. Mit Recht sagt 
daher § 65: 

«Wird jemand auf Grund des §68, Abs. 1 Ireigeeproehea 
oder außer Verfolgung gesetzt, so hat das Gericht, wenn es 
die Öffentliche Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in 
einer Öffentlichen Heil* und Pflegeanstalt anzuordnen.* 

Wie nun aber, wenn yerminderte Zurechnungsfähigkeit yor- 
liegtP Sollen auch da ähnliche Sicheruugsmaßregeln Platz greifen? 
Dies ist der auch in ärztlichen Kreisen umstrittenste Punkt der 
ganzen Roform. Der Entwurf yerlangt, daß auch bei yerminderter 
Zurechnungsfähigkeit, wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert« 
das Gericht eine Verwahrung des Bestraften anordne, und zwar 
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soll diese Verwahrang nach yerbflßter Strafe stattfinden. Hierin 
erblicken Einige eine nngerechtfertigte Benachteiligong des yer* 
minderten Znrechnangsfähigen gegen den yoll Znrechnnngsfähigen, 
der nach verbüßter Strafe entlassen wird, und gegen den ünzn- 
rechnnngsfähigen, der nicht Strafe zn verbflssen braucht. Man 
hat verlangt, daß diejenigen Personen, die einer Verwahrnng be¬ 
dürfen, von vornherein nur in Heil- oder Yerwahrungsanstalten, 
gar nicht erst in Strafe, genommen werden sollen. Es ist sogar 
die Ansicht ausgesprochen worden, dass die einer Verwahrung 
bedürftigen Personen in der Regel gamicht vermindert zurech¬ 
nungsfähig, sondern unznrechnungsfElMg seien. Von anderer Seite 
wieder hat man Anstoß daran genommen, dass es ja einstweilen 
gar keine Heil- oder Pflegeanstalten für geistig Minderwertige 
gäbe, und daß wiederum eine Verwahrung solcher Personen in 
Irrenanstalten nicht angebracht sei. Ich glaube, daß dennoch 
der Grundgedanke des Entwurfs richtig ist. Zweifellos ist zu¬ 
nächst die Tatsache, daß ein Teil der geistig Minderwertigen in 
besonderem Maße sozial gefährlich sind, teils weil eben die 
Minderwertigkeit ihnen das Fortkommen im Erwerbsleben und 
die Konkurrenzfähigkeit auch auf anderen Gebieten — z. B. im 
geschlechtlichen Wettbewerb — dauernd erschwert, teils weil sie 
schwerer als normale Menschen den Entschluß aufbringen können, 
die Verbrecherkreise, nachdem sie sich ihnen einmal genähert haben, 
wieder zn verlassen. Die Annahme, daß gerade diejenigen'geistig 
defekten Personen, welche in diesem Sinne gefährlich sind, meist 
ganz unzurechnungsfähig oder der Unzurechnungsfähigkeit dringend 
verdächtig wären, ist willkürlich und stimmt mit unseren persönlichen 
Erfahrungen nicht überein. Da nun anderseits diese gefährlichen 
Minderwertigen schwere Strafen ebensowenig vertragen, wie die 
minder Gefährlichen, und schon aus diesem Grunde der Strafmilderung 
bedürfen, kann man sie nicht einmal durch lange Strafhaft un¬ 
schädlich machen. Sie bedeuten daher in der Tat eine besonders 
hohe Gefahr für die Gesellschaft. Nun ist aber die Idee, solche 
Personen einfach ohne Strafe gleich in Verwahmngsanstalten 
überznführen, dem Volksempflnden zweifellos ganz unsympathisch. 
Die Anstalt, die zur Verwahrung benutzt wird, darf ja nicht ge¬ 
fängnisähnlich sein; denn sonst ist sie in ihrer Wirkung auf die 
Gesundheit der Verwahrten noch schlimmer als ein Gefängnis. 
Dem seelischen Druck der Freiheitsentziehung und der Anstalts¬ 
disziplin würde sie ja noch ids drittes den der unbestimmten 
Haftdauer hinzufügen. Wenn man also Leute auf unbestimmte 
Zeit verwahren will, dann muß man ihnen innerhalb der sicheren 
Verwahrnng eine gewisse Summe von Freiheit und Behagen 
gönnen. Es ist aber wohl ganz ausgeschlossen, daß in unserer 
Zeit und unserem Laude ein Parlament sich findet, das etwa 
einen vermindert zurechnungsfähigen Mörder, Brandstifter oder 
Einbrecher, statt ihn zn strafen, einfach in so eine Art gemütlich 
eingerichtete Pflegeanstalt zn schicken beschließt. Vielleicht ist 
es auch nicht ganz aussichtslos, durch die Androhung einer Kombi¬ 
nation von Strafe und Verwahrnng Minderwertige von strafbaren 
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Handlangen abznschrecken. Anderseits sind die praktischen Er¬ 
fahrungen, die wir mit den Verwahranstalten bisher gemacht 
haben, in Deutschland noch gleich Noll; denn wir haben ja solche 
Anstalten noch gar nicht. Wir wissen noch nicht, wie es ge¬ 
lingen wird, in diesen Anstalten die Ordnung anfrechtznerhalten, 
Entweichungen zn verhttten, event. auch Besserungen zu erzielen. 
Gtowiß haben wir ein ermutigendes Beispiel an den in den Irren¬ 
anstalten gemachten Erfahrungen, aber so glänzend nnd so ohne 
weiteres übertragbar sind auch diese nicht, daß wir wünschen 
konnten, gleich einen großen Prozentsatz des gesamten Ver- 
brechertnms in die projektierten Verwahranstalten zn bekommen. 

Es ist also wirl^ch das beste, daß die geistig minder¬ 
wertigen Verbrecher zunächst eine gemilderte Strafe nnd dann, 
wenn es noch notwendig ist, eine Verwahrung auf nnbestimmte 
Zeit erleiden. Auch Aschaffenbnrg, der noch 1904 anf dem 
ontgegengesetzten Standpunkte verharrte, hat jetzt seine Meinnng 
im Sinne des Vorentwurfs abgeändert. Nor damit kOnnen wir 
uns nicht befreunden, daß der Strafrichter diese Verwahrung an¬ 
ordnen und die Landespolizeibehörde über ihre Dauer ent¬ 
scheiden soll. Wenn wir uns schon dazn entschließen, dem 
kriminellen geistig Minderwertigen eine verhältnismäßig ungünstige 
S^nng in strafrechtlicher Beziehung zu geben, dann wollen 
wir ihn doch jedenfalls vor überflüssigen Härten schützen. Es 
wird doch nicht selten Vorkommen, daß ein Minderwertiger, den 
man etwa für 2—3 oder mehr Jahre ins Oefängnis oder Zucht- 
hans geschickt, nnd bei dem man außerdem zur Zeit des Urteils 
eine dauernde Oemeingefährlichkeit angenommen hat, während 
seiner Inhaftierung allmählich einen immer deutlicher günstigeren 
Eindmck macht als zur Zeit seiner Bestrafung, so daß am Straf¬ 
ende alle, die ihn genauer kennen, eine weitere Verwahrnng 
nicht mehr für geboten halten. Jedem von uns, der über eine 
größere Qefängnispraxis verfügt, werden solche Fälle vorschweben. 
Sagt doch auch die Begründung des Vorentwurfs: «Die Wirkungen 
der Strafe werden oft eine demnächstige Verwahrung erübrigen.“ 
Wenn das anerkannt wird, wird man doch den Strafrichter nicht 
für so allwissend halten, daß er sogar diese Wirkung vorher¬ 
berechnen kann. Auch die Art der Verwahrung wird der Straf¬ 
richter schwerlich von vornherein richtig bestimmen können. 
Wir ziehen es also vor, daß bei der Verkündung des Straf¬ 
urteils über vermindert Zurechnungsfähige nur die Zulässig¬ 
keit der Verwahrung in geeigneten Fällen erklärt und über 
alles weitere in einem besonderen, dem Entmündigungsverfahren 
nachgebildeten Verfahren, auf dessen Ausgestaltung ich viel¬ 
leicht in der Diskussion näher eingehen kann, verfügt werde. 
Auch soll der durch Gerichtsbeschluß in eine Verwahranstalt 
geschickte Minderwertige berechtigt sein, in einem gerichtlichen 
Verfahren über seine Wiederentlassnng nach angemessener Zeit 
die Entscheidung herbeiznführen; er soll nicht von Polizeimaß¬ 
nahmen abhängig sein, auch wenn ihm gegen diese der Weg 
gerichtlicher Klage offen steht. Besondere Aasführnngsbestim- 
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mimffeii Bollen das betreffende Verfahren so regeb, daß eine 
Borglilltige Berftcksichtigong der persönlichen und der sozialen 
Interessen gewährleistet, eb beständiges Qaemlieren des Ver¬ 
wahrten aber unmöglich beziehnngsweise erfolglos gemacht wird. 

Die Frage, in was fftr Anstalten nnn die ver¬ 
mindert Znrechnnngsfähigen nac.h verbttßtem Straf¬ 
vollzüge kommen sollen, schebt mir b Bezog auf die 
Fassnng des Gesetzes selbst von untergeordneter Bedeutung, 
BO wichtig sie auch fflr die praktische Dorchfährung des Gb- 
setzes ist. Man wird die betreffenden Personen je nach ihrer 
Eigenart verteilen auf Epileptikeranstalten, Trbkerasyle, Siechen- 
hänser und auf Anstalten eber neueren, besonderen Art, deren 
Schaffung eben davon abhängt, daß zunächst einmal die gesetz¬ 
lichen Grundlagen dafür gegeben werden. 

Wir betreten jetzt das schwierige Gebiet der strafrechtlichen 
Bestimmungen Aber Trinker und Trunkene. So schweigsam 
hier das gdtende Strafrecht Ist, so gesprächig ist der Vorentwurf. 
Wir zitierten schon ans § 63, daß von den Bestimmungen Uber 
verminderte Zurechnungsfähigkeit Zustände selbstvwschnldeter 
Trunkenheit ausgenommen sem sollen. Weiter sagt § 64: 


.War der Grand der Bewafitlosigkeit selbstTerBchnl- 
dete Trankenheik and hat der Titer in diesem Zastande eine 
Haadlang begangen, die nach bei lahriissiger Begehang 
strafbar ist, so tritt die Ittr die fahrlissige Begehang ange¬ 
ordnete Strafe eia." 


g 48 erklärt: 

,Ist eine strafbare Handlang aaf Trankenheit sarOok- 
aaffthren, so kann das Gericht neben der Strafe demVer- 
arteilten den Besaeh der Wirtshiaser aaf die Daaer bis sa 
einem Jahre Terbieten. IstTranksacht festgestellt, so kann 
das Gericht neben einer mindestens sweiwOchigen Gefingnis- 
oder Haftstrafe die ünterbringang des Verarteilten in eine 
Trinkerheilanstalt bis sa seiner Heilang, jedoch nar bis sar 
Dauer Ton 2 Jahren anordnen, falls diese MaSregel erforder¬ 
lich erscheint, am den Verarteilten wieder an ein gesets- 
mlSlges and geordnetes Leben sa gewöhnen.* 

Dam schließt sich § 65 mit der Bestimmung an: 

.War der Grand der Bewafit|losigkeit selhstTerschaldete 
Trunkenheit, so finden aaf den Freige^rochenen oder auBer 
Verfolgang Gesetsten außerdem die Vorschriften des § 48 
Aber die Ünterbringang ln einer Trinkerheilanstalt ent¬ 
sprechende Anwendang.* 

§ 806 Nr. 8 butet: 

.Mit Geldstrafen bis sa 800 H. oder mit Haft oder Ge- 
ftagnis bis au 8 Monaten wird bestraft, wer sich durch 
eigenes Verschulden in einen Zustand von Trankenheit 
versetst, in dem er eine grobe Störung der ölfentlichen 
Ordnung oder eine persönliche Gefahr fOr andere verursacht.* 

Endlich § 809 Nr. 6: 

.Mit Geldstrafe bis au 100 M. oder mit Haft bis su einem 
Monat wird bestraft, wer in einem Zastande selbstver- 
sehnldeter Trunkenheit, der geeignet ist, Aergernis an 
erregen, an einem öffentlichen Orte betroffen wird.* 

Dem Gesetzgeber schwebte offenbar die Absicht vor, nicht 
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bloß das durch den Alkoholmißbranch angerichtete Unheil im 
einzelnen möglichst einzndämmen, sondern darüber hinaus den 
gefährlichen Trinksitten im allgemeinen entgegen zu arbeiten. 
Das verdient von unserer Seite in besonders hohem Maße Dank 
and Anerkennung. Gleichzeitig freilich werden wir uns mit 
schmerzlichem Unbehagen erinnern, wie weit auf anderen Gebieten 
die rechtliche Bekämpfang des durch den Trunk angeiichteten 
Schadens noch zurück ist: Wie schwer ist z. B. die Scheidung 
einer Trinkerehe, wie künstlich eingeengt ist die Möglichkeit der 
Entmündigung wegen Trunksucht geworden, und wie schwer 
haben es die Familien trunksüchtiger Personen, die Unterbringung 
dieser Personen in Anstalten auf dem Zwangswege bei Polizei¬ 
oder ArmenbehOrde durchzusetzen. Diese Erwägungen legen den 
von Kahl vertretenen Wunsch nahe, daß die Ausnahmebestim- 
mungen über Trinker aus dem Strafgesetzbuch möglichst entfernt 
und mit anderen gesetzlichen Vorsc^iften über die Trinker und 
Trunkenen in einem besonderen Beichsgesetz vereinigt werden 
mochten. Im Vorentwurf leiden die Bestimmungen noch dazu an 
einer überflüssigen Kompliziertheit. Da ist zunächst § 64, der 
die Trunkenen unter Umständen auch für solche H^dlungen 
strafen will, die sie in bewußtlosem Zustande begehen. Ich glaube, 
der Grundsatz, daß ein Bewußtloser nichts Strafbares begehen 
kann, ist ein solcher Grundpfeiler der Strafrechtspflege, daß an 
ihm nicht gerüttelt werden darf. Und wenn gar der bewußtlose 
Trunkene strafbar sein soll fflr solche Handlungen, die auch bei 
fahrlässiger Begehung bestraft werden, nicht aber für andere, 
so ergeben sich die unhaltbarsten Konsequenzen: Körperverletzung, 
Tötung und Brandstiftung ist auch bei fahrlässiger Begehung 
strafbar, folglich kann auch der bestraft werden, der sie in einem 
durch selbstverschuldete Trunkenheit hervorgerufenen Bewust- 
seinsverlust begangen hat. Dagegen kann man Notzucht und 
Baub nicht fal^lässig begehen, folglich sind sie auch nicht bei 
fahrlässiger Begehung strafbar; folglich geht der bewußtlos 
Trunkene, der diese schweren Taten ausübt, straflos aus. Also 
§ 64 halte ich nicht für annehmbar. 

Das Wirtshaus verbot des § 43 wird als ein unwirksames 
Strafmittel von manchen bekämpft. Stier hat mit Recht darauf 
hingewiesen, daß es an kleinen Orten vielleicht doch hie und da 
erfolgreich sein kann, und daß man es also ohne Schaden bei¬ 
behalten kann. Viel wichtiger und ein großer Fortschritt ist 
die Möglichkeit, Gewohnheitstrinker im Anschluß an eine 
Strafe für längere Zeit zwangsweise in Entziehungs¬ 
anstalten zu bringen. Nur müßte die Möglichkeit gegeben 
sein, die Intemieraug länger als 2 Jahre währen zu lassen, 
falls bei versuchsweise gegebenem Urlaub der Verwahrte sieh 
nicht als fähig zur Alkoholenthaltung erweist. Auch dürfte der 
Paragraph nicht das Wort „Trunksucht“ enthalten, mit dem wir schon 
im Elntmündigangsrecht üble Erfahrungen gemacht haben. Trunk¬ 
süchtig ist nach den Lehren der Wissenschaft nur der, wdcher 
einen krankhaften Drang zum Alkohol hat, und das ist im Einzel- 
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fall oft schwer nachzaweisen. Die Entziehangsanstalt aber soll 
alle solchen Leute anfnehmen, die durch gewohnheitsmäßiges 
Trinken schließlich kriminell geworden sind, falls ihnen nicht 
zazntranen ist, daß sie ohne eine solche Maßregel wieder ein 
ordentliches Leben antaogen. Also nicht „Trunksucht*, 
sondern „Trnnkfälligkeit* müßte es heißen. 

Volle Znstimmnng zoUen wir der unter Umständen ganz 
empfiadlichen Bestrafung solcher Personen, die dnrch eigenes 
Verschulden sich in einen Zustand versetzen, in denen sie eine 
grobe Störung der Ordnung oder eine Gefahr für andere verur¬ 
sachen. Daß man aber jeden Betrunkenen, der sich in einem 
Aergernis zu erregen geeigneten Zustande an einem Öffentlichen 
Orte zeigt, bestrafen geht wohl etwas zu weit. 

Das gegenwärtige Deutsche Strafrecht berücksichtigt das 
jugendliche Alter insofern, als es Kinder vor vollendetem 
12. Lebensja^e straflos läßt, während bis znm vollendeten 
18. Lebensjahre Freisprechung zu erfolgen hat „sobald der An¬ 
geklagte die zur Erkennung der Strafbarkeit seiner Handlung 
erforderliche Einsicht nicht besass*. Für die nicht bestraften 
Kinder und Jugendlichen kann dnrch Gerichtsbeschluss die üntmr- 
bringnng in einer Erziehnngs- oder Bessemngsanstalt angeordnet 
werden. Wo Strafe eintritt, ist sie nach bestimmten Normen 
milder zu gestalten als bei Erwachsenen. 

Wir sind uns heute wohl darüber einig, dass unter der 
Herrschaft dieses Gesetzes viel Unheil entstanden ist: Die Fest¬ 
setzung der Strafmündigkeitsgrenze auf 12 Jahre konnte in 
keiner Weise befriedigen. Vom Standpunkte des rein formalen 
Verstehens kennen im allgemeinen auch jüngere Kinder schon 
die elementarsten Vorschriften des Strafrechts. Bei der Fähig¬ 
keit, rechtswidrige Handlungen zu vermeiden, kommt es aber 
mindestens ebenso sehr auf eine gewisse moralische Reife, auf 
eine gewisse Festigung der Widerstandskraft, auf eine Aus¬ 
bildung der praktischen Urteilsfähigkeit an. Und gerade diese 
Fähigkeiten kann man bei Kindern, deren Ausbildung und Selbst¬ 
ständigkeit so wenig vorgeschritten ist, dass sie noch dem Schul¬ 
zwang unterliegen, nicht voraussetzen. Mit dem § 56, der die 
sogenannte relative Strafmündigkeit betrifft, war auch wenig an- 
znfangen. Selbst in Fällen geistiger Zurückgebliebenheit, die 
den über 12 jährigen geistig auf die Stufe des Strafunmün^gen 
stellten, hat es sich bei rein formaler Deutung jenes Paragraphen 
nicht immer erreichen lassen, dass ein Freispruch erfolgte. Da- 
fftr wurden über die Jugendlichen gewöhnlich jene kurze Freiheits¬ 
strafen verhängt, welche so oft nur den Erfolg haben, dass sie 
die entgleisten, aber noch nicht eigentlich verdorbenen jungen 
Burschen in gefährlichste Berührung mit verbrecherisch gearteten 
oder gewöhnten Personen brachten, und dass sie gleichzeitig eben 
dnrch ihre Kürze den Bestraften die Gewöhnung an das Gefängnis 
erleichterten. Der Vorentwnrf schafft wenigstens die Möglichkeit, 
dass hier ein grtadlicher und segensreicher Wandel eintritt. Er 
rückt zunächst die Grenze der Strafmündigkeit auf das voll- 
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endete 14. Lebensjahr, also auf den Zeitpunkt, der im allge* 
meinen als geeignet fOr den Eintritt in eine geivisse Selbstän¬ 
digkeit im Leben anfgefasst and dnrch den Abschlnss des Schnl- 
zvanges demgemäss gekennzeichnet wird. Feiner sagt der Vor- 
entwnrf in § 69 Abs. 2, nachdem er zunächst den Jugendlichen Ton 
14 bis 18 Jahren mildere Strafen in der selben Form wie bei den 
vermindert Zurechnungsfähigen garantiert hat: 

;,Br8cheiiit die Tat haapt8&chlich al8 Folge mangel¬ 
hafter Erziehung oder iet eonat anzunehmen, daßErziehnnga- 
maßregeln erforderlich aind, um den Täter an ein geaetz* 
mäßigea Leben zu gewöhnen, ao kann daa Gericht neben oder 
an Stelle der Freiheitaatrafe aeine üeberweiaung zur staat¬ 
lich Überwachten Erzbehung anordnen. Die Art und Dauer 
der Erziehungamaßregeln bestimmen sich nach den hierfür 
bestehenden Gesetzen, doch kann daa Gericht die Unter¬ 
bringung in einer Erzlehungs- oder Beaaerungaanstalt vor- 
achreiben.* 

Damit ist sehr viel gewonnen. Auf den ersten Blick mOchte 
es zwar scheinen, als ob die fräher nach § 56 freizusprechenden 
Jugendlichen jetzt schlechter als damals gestellt wären, aber wie 
schon gesagt: das Anwendungsgebiet des § 56 war klein und 
unsicher umgrenzt, und am Ende kommt es hauptsächlich darauf 
an, Bestimmungen zu schaden, die, unter Ausschaltung zu grosser 
Härten, einem guten Richter die Möglichkeit zweckmtosigen Han¬ 
delns geben. Das aber ist der Unterschied zwischen dem gelten¬ 
den Gesetz und dem Vorentwurf: Das geltende Gesetz bindet 
auch dem guten Richter die Hände, der Vorentwurf lässt ihm 
Bewegungsfreiheit. Und nachdem wir gesehen haben, wie in den 
Jugendgerichten ein Weg gefunden worden ist, um gerade bei 
diesem wichtigsten Teil der Gerichtsbarkeit ein besonders sorg¬ 
fältiges und zweckmässiges Verfahren zu sichern, können wir 
Zutrauen zu der Ausführung der Vorschriften des Vorentwurfs 
haben. Sie ermöglichen, um das nochmals hervorznheben, eine 
Beseitigung der Ideinen Freiheitsstrafen für Jugendliche. Sie er¬ 
möglichen die Verbindung von Strafe und nachfolgender Fürsorge¬ 
erziehung in geeigneten Fällen, sie geben dem Gericht einen 
gewissen Einfluß auf die Art der anzuordnenden Erziehungsmaß- 
regeln, ohne doch der Vormundschaftsbehörde in dieser Richtung 
al^usehr die Hände zu binden. 

Der § 70 Abs. 2 läßt sogar noch eine weitere Modiflkation zu: 

«FreibeitaatTzfen gegen vermindert zurechnangafähige 
Jugendliebe können auch in staatlich Überwachten Erzie- 
hunga-, Heil- und Pflegeanatalten yollzog en werden.* 

M. H.! Mancher Jurist flndet es bedenklich, daß eine Strafe 
in einer Nichtstrafanstalt vollzogen werden soll, und mancher 
Mediziner fürchtet, daß der Charakter einer Heilanstalt ge- 
sdhädigt werden würde, wenn in ihr auch Strafen verbüßt werden 
könnten. Wir können aber jenen Einwarf getrost den Juristen 
Überlassen und brauchen, glaube ich, für unsere Heil- und Mege- 
anstalten von den vermindert zurechnungsfähigen Jugendlichen, 
die man hineintan würde, nichts zu fürchten. Die Strafe, die 
sie da verbüßen sollen, bleibt ja nur dem Namen nach eine 
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Strafe; in Wirkliclikeit wird sie in eine Behandlung seelenArat- 
Ücher Art nmgewandt. Und wenn wir Personen mit geistigen 
Gebrechen behandeln, dann müssen wir immer darani gefaßt sein, 
daß ein großer Prozentsatz sozial schwieriger Elemente damnter 
ist. Dabei macht es wenig ans, ob es sich nm Bestrafte oder 
nm nicht Bestrafte handelt. Das eigentliche gewerbsmäßige Ver¬ 
brechertum aber, dessen Behandlnng in Heil- und Pflegeanstalten 
allerdings besondere Schwierigkeiten macht, wird unter den 
Jnngens bis zu 18 Jahren höchst spärlich vertreten sein. Wir 
sollten uns freuen, wenn der Gesetzgeber anerkennt^ daß g^ade 
unter den geistig noch unfertigen Missetätern ein gewisser 
Prozentsatz besser dem Arzte als dem» Gefängnis oder der Er- 
ziehung[sanstalt überantwortet wird. 

Vielleicht ist es nicht überflüssig, hier noch ein Wort über 
die Erziehungsanstalten im allgemeinen zu sagen. Mancher 
von uns mag im Stillen denken, daß, so wie die Erziehnngs- 
nnd Besserungsanstalten heute noch beschaffen seien, die Be¬ 
handlung der Jugendlichen im Gefängnis eine bessere Gewähr 
für Zweckmäßigkeit bietet als in jenen Anstalten. Auch ich 
bin überzeugt, ^ß es Erziehungsanstalten gibt, die schlimmer 
sind als Gefängnisse, und Gefängnisse, die bessernder wirken 
als Besserungsanstalten. Aber der Gesetzgeber kann doch nur 
von der Erwägung ansgehen, daß da, wo Erziehung in erster 
Linie nottnt, eine gute Erziehungsanstalt besser ist als selbst 
das beste Gefängnis, und wir dürfen hoffen, daß die Erziehungs¬ 
anstalten umsomehr in ihre Aufgaben hineinwachsen werden, in 
Je größerem Umfange die Aufmerksamkeit weiter Kreise auf sie 
gelenkt wird. 

Als Ergänzung zum Strafgesetzbuch und der Strafprozeß- 
ordnnng war ursprünglich ein Reichsstrafvollzugsgesetz geplant. 
Bin solches ist aber nachmals nicht zustande gekommen, und nur 
über gewisse Grundsätze des Strafvollzuges haben die Bundes¬ 
staaten sich im Jahre 1897 geeinigt. Der Vorentwurf, der in 
seiner Begründung die Befürchtung rechtfertigt, daß auch künftig 
in absehbarer Zeit der Strafvollzug nicht reichsgesetzlich geregelt 
werden wird, hat es für notwendig gehalten, auch über ihn einige 
Bestimmungen zu treffen, von denen ein Teil den Arzt interessiert. 
Hier ist zunächst § 22 zu erwähnen, welcher bestimmt, daß 
Znchthausgefangene mindestens 6, Gefängnisgefangene mindestens 
8 Monate in Einzelhaft zu halten sind, deren Dauer ohne Zu¬ 
stimmung des Gefangenen 3 Jahre nicht übersteigen darf. Aerzt- 
licherseits sind hiergegen keine Bedenken zu erheben, da der 
Zusatz gemacht wird: 

„Eiaselhalt ist ansgesehlosiea, wenn ansaaehmeB ist, 
dafi sie mit Gefahr für dea kOrperlichea oder geistigea Za- 
staad des Gelaageaea verhuadea seia wflrde.“ 

Dieser Zusatz enthält in Ansehung der bisherigen Prazts 
einen großen Fortschritt; er gewährt den Anstaltsärzten eine Art 
Einspruchsrecht gegen cUe Anwendung der Einzelhaft in gesund¬ 
heitlich ungeeigneten Fällen. 
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WeitOT heißt es in § 63 Abs. 3: 

„Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Vernrteilten 
unter Berttcksichtignng ihres Zustandes und, soweit dieser 
es erfordert, in besonderen, fttr sie ausschließlich bestimmten 
Anstalten oder Abteilungen zu yollstrecken. 

Auch diese Bestimmung gewährt den Anstaltsärzten einen 
wesentlichen Einäass, da nur sie in der Lage sind festznstellen, 
wie weit die einzelnen nach § 63 Abs. 2 (also nnter Anerken¬ 
nung verminderter Znrechnnngsfähigkeit) Verorteilten einer beson¬ 
deren Berflcksichtignng im Strafvollzüge bedürfen. Er ist anch inso¬ 
fern recht glücklich gefasst, als er zwar für einen Teil der geistig 
Minderwertigen die Notwendigkeit einer Verwahrnng in bestimmten 
Anstalten oder Abteilnngen anerkennt, aber nicht die irrige 
Meinung vertritt, daß alle geistig Minderwertigen in solche Ab¬ 
teilungen kommen müssten, und dass in die ordentlichen Anstalten 
nur solche Leute gehören, die einer schematischen Anstalts¬ 
disziplin unterworfen werden können. Ungeklärt bleibt aber eine 
Fr^e: Soll die Vorschrift einer besonderen Behandlnng nur für 
diejenigen gelten, welche schon bei der Vernrteilnng als geistig 
angekränkelt erkannt und anerkannt wurden, oder auch & die¬ 
jenigen, bei denen geistige Gebrechen — abgesehen von solchen, 
die den Strafvollzug überhaupt ausschliessen — erst während der 
Haft entdeckt werden oder entstanden sind? Es kämen in der 
Tat wunderliche Widersprüche zustande, wenn man die erst¬ 
genannte Eventualität annähme: Dann wäre nicht der geistige 
Zustand selbst, sondern dessen frühere oder spätere Entdeckung 
für die Behandlung im Strafvollzüge massgeblich. Keinesfalls 
dürfte es aber den Einzelstaaten überlassen werden, diese Frage 
niMh selbständigem Ermessen zu lösen, nachdem das Reich ge- 
wissermassen einen Teil der Lösung vorweggenommen hat. Das 
Gesetz wäre also dahin zu erweitern, dass die Vorschriften des 
§ 63 Abs. 3 auch auf diejenigen Gefangenen anzuwenden seien, 
bei denen sich ein den Voranssetzungen des Abs. 2 entsprechender 
Zustand erst während der Haft gezeigt oder ansgebildet habe. 

Bezüglich der Jugendlichen im Strafvollzüge bestimmt 
nun § 70 Abs. 2, dass die vermindert Zurechnungsfähigen von den 
voll Zurechnnngsfäbigen vollständig abznsondem seien. Warum 
das geschehen soll, darüber sucht man in der Begründung vergeblich 
nach Aufschluss. Man könnte sich ja zwei Gr£ide vorstellen: ent¬ 
weder sollen die vermindert Znrechnnngsfähigen dagegen geschützt 
werden, dass an sie ebenso strenge diszipUnare ^forderungen 
gestellt werden, wie an die voll Zurechnungsfähigen, oder man 
will die Letzteren nicht merken lassen, dass es auch jugendliche 
Sträflinge gibt, die im Strafvollzüge mit einem besonderen Masse 
gemessen werden. Aber die Vorschrift leidet an dem durch¬ 
greifenden Mangel, dass sie nicht ausführbar ist. Gerade bei 
den Jugendlichen ist eine einigermassen scharfe Unterscheidung 
zwischen voll und vermindert Znrechnnngsfähigen ganz unmöglich. 
Bedenken wir doch: Es handelt sich um £e Zeit der ersten 
Pnbertät, um die sogenannten Flegeljahre, in denen die Harmonie 
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des kindlichen Seelenlebens schon verloren nnd die des Reifen 
Seelenlebens nocht nicht gewonnen ist, um eine Zeit gesteigerter 
Affektreizbarkeit, starker Stimmongsschwankongen, ungleich' 
mäßiger Verstandsentwicklung, häufiger Neigung zur Phantasterei 
nnd Träumerei auch bei solchen Menschen, die sich später als 
ganz Yollsinnig erweisen; wie leicht kann da bei der Beurteilung 
der Yollsinnigkeit ein Irrtum unterlaufen! Wenn nun schon bei 
den Erwachsenenen, wo sich geistige Abweichungen viel deut« 
lieber kennzeichnen, anerkannt wird, daß im Strafvollzüge die 
Minderwertigen von den Vollsinnigen nicht grundsätzlich getrennt 
zu werden brauchen, um wieviel selbstverständlicher ist dies dann 
bei den Jugendlichen. Grade hier muß die Strafe der Eigenart 
des Bestraften von Fall zu Fall genau angepaßt werden, ohne die 
drückenden Fesseln solcher Gesetzes Vorschriften wie § 70 Abs. 2. 
Auch wird ja die Schwierigkeit, mit vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen im geordneten Strafvoll^ge fertig zu werden, bei den 
Jugendlichen dadurch gemildert, daß ein Teil von ihnen gar nicht 
in Strafhäuser, sondern in Erziehnngs-, Pfiege- und Heilanstalten 
kommen soll. 

Noch zwei Punkte wären zu besprechen, die mit dem Straf¬ 
vollzüge in engem Zusammenhang stehen. 

Der Vorentwurf (§ 18) hat im Anschluß an gewisse aus¬ 
ländische Gesetze die Möglichkeit von Strafschärfiugen, rich¬ 
tiger von S|chärfnngen des Strafvollzuges, bei solchen Per¬ 
sonen vorgeschlagen, deren Tat von besonderer Boheit, 
Bosheit oder Verworfenheit zeugt, oder bei denen 
nach ihren Vorstrafen anzunehmen ist, daß die ge¬ 
wöhnlichen Strafen keinen genügenden Einfluß auf 
sie haben. Die Schärfungen sollen in verminderter 
Kost, harter Lagerstätte oder beiden zusammen be¬ 
stehen. Sie sollen an jedem dritten Tage in Wegfall kommen, 
dürfen aber im übrigen bis zu 4 Wochen hintereinander, inner¬ 
halb von Strafen unter drei Monaten einmal, innerhalb von 
Strafen bis zu 6 Monaten 2 mal nnd innerhalb längerer Strafen 
jährlich 8 mal angeordnet werden. Erst wenn der Gefangene 
sich ein Jahr lang gut gefährt hat, kann das Gericht die MUde- 
mng oder Aufhebung der Schärfugen für die übrige Strafzeit 
beschließen. 

Der Gesetzgeber hat zwar klar erfaßt, daß mit diesen 
Schärfungen sehr vorsichtig umgegangen werden muß. Er ver¬ 
bietet sie für schwangere oder nährende Frauen nnd läßt sie nur 
zu bei solchen Gefangenen, die nach dem Gutachten des 
Anstaltsarztes dazu fähig sind. Dennoch, m. H., unter¬ 
liegt dieser Paragraph schweren ärztlichen Bedenken. In der 
Begi^dnng wird gesagt, daß die weit schwereren militärischen 
Disziplinarstrafen im Deutschen Heere in 12 Jahren nur bei 
50 Fällen eine Gesundheitsschädigung nach sich gezogen haben, 
und daß man in Norwegen, wo seit langer Zeit Strafschär¬ 
fungen zulässig sind, nicht die Erfahrung gemacht habe, daß 
die Beschränkung der Kost auf Wasser und Brot für die Ge- 
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fangenen besonders gefährlich sei* Nnn, der Vergleich mit 
dem Militär ist vällig yerfehlt. Znm Militär kommen nnr die 
gesündesten, kräftigsten Leute, und die Lebensweise beim Militär 
ist für die Gesnndheit anerkannt förderlich. Da machen natürlich 
einige Tage Wasser und Brot nichts ans. Li die Gefängnisse 
und Strafanstalten aber kommen Leute, die im Durchschnitt 
notorisch geistig und körperlich unter der gesundheitlichen Norm 
stehen, und wir haben alle Mühe, schon beim regelrechten Straf* 
Tollzug Gesundheitsschädigungen zu verhüten, da das Leben in 
eingeschlossenen Bäumen, bei geringer körperlicher Bewegung, 
verhältnismäßig geringem Genuß von Luft und Licht und unver¬ 
meidlicher Eintönigkeit eben nicht das Ideal einer menschlichen 
Lebensführung in hygienischer Beziehung darstellen kann. Wir 
können uns auch nicht damit abfertigen lassen, daß in Norwegen 
die Strafschärfungen angeblich keinen Nachteil für die Gesundheit 
der Gefangenen haben; denn wir haben unsere eigenen Erfahrungen 
hier in Deutschland, wo ja das, was jetzt als Strafschärfung vor- 
geschlagen wird, als Disziplinarstrafe schon lange üblich ist. Wir 
wissen, daß schwere und öfters wiederholte Disziplinarstrafen 
allerdings eine Gefahr für die körperliche und geistige Gesund¬ 
heit bediButen. Wie sollte es auch anders sein? Wir gewähren 
den Gefangenen eine Kost, die ihnen gestatten soll, sich auf dem 
Gleichgewicht zu halten, nicht aber, gewissermaßen Bücklagen 
für scUechtere Zeiten zu machen. Nehmen wir nun an, daß ein 
Sträfling in einem Jahre 3 mal 28 Tage lang oder, nach Abzug 
der vorgeschriebenen Pansen, 3 mal 19 Tage lang Wasser und Brot 
bekommt, so kann das für seine Gesnndheit nicht gleichgültig 
sein. Der Arzt aber, auf den das Gesetz gerade in dieser An¬ 
gelegenheit ein besonders hohes Vertrauen setzt, ist keineswegs 
in der Lage immer vorauszusagen, ob der Gefangene die Straf¬ 
schärfungen ohne gesundheitlichen Nachteil vertragen wird. Man 
erlebt eben nach solchen Eingriffen nicht selten unvorhergesehene 
Zusammenbrüche, oder das Abbröckeln der Gesundheit erfolgt so 
allmählich, daß man nicht zu rechter Zeit Einhalt gebieten kann. 
Ohne alle Sentimentalität wird man aber die Erhaltung der Ge¬ 
snndheit der Gefangenen als oberstes Gesetz aufstellen müssen; 
denn die Erfahrung lehrt, daß Kränklichkeit die Neigung znm 
Verbrechen erhöht. Daß auch vom Standpunkte des Besserungs¬ 
gedankens das plumpe Zwischengreifen mit Strafschärfungen in 
vorweg bestimmtem Maße eher störend als förderlich sein kann, 
möchte ich nur nebenbei bemerken. Bei kurzen Strafen, deren 
abschreckende Wirksamkeit sonst bezweifelt werden könnte, mögen 
sie unbedenklich sein, für Strafen von einem Jahre und darüber 
aber warnen wir vor der Einführung dieser Schärfungen. Wir 
warnen um so mehr, als zu befürchten ist, das sie oft nicht die 
richtigen Leute treffen werden. Was im Gerichtssaal als Roheit, 
Bosheit und Verworfenheit erscheint, das hat oft seine wirklichen 
Quellen in Beschränktheit, üngeschicl^chkeit und anderen geistigen 
Mängeln. 

Znm Schluß sei es mir gestattet, noch einen Wunsch ans- 
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zoBpreehen, der ebeniUls auf Beobachtungen im StrafTollznge 
fhßt M. H., eine Sonderstellnng nnter den Sträflingen nehmen 
erfahrnngsgemäß die Lebenslänglichen ein. Wenn sie erst ein¬ 
mal 20 oder 80 Jahre interniert sind, dann schwindet auch bei den 
härtesten Anstaltsbeamten allmählich die Yorstellnng, daß diese 
Menschen schwere Verbrecher, und daß ihre Straftaten noch nicht 
genflgend gesfihnt sind. Die Iieate selbst pflegen sanft, still nnd 
etwas greisenhaft zn werden; ihre Tat liegt so weit znrflck, daß 
die Erinnerung daran schon keinen Affekt mehr auslOst, nnd so 
kommt es, daß sie mehr wie eine Art Pensionäre betrachtet 
werden. Gleichwohl wirkt in aller StiUe der Druck der Strafe 
bei ihnen fort, nnd ein großer Teil von ihnen erkrankt so etwa 
im 6. Lebensjahrzehnt an unheilbaren Geistesstörungen. Unter 
solchen Umständen kann man nur wflnschen, daß, wenn schon die 
lebenslängliche Strafe nicht abgeschafit wird, doch wenigstens 
eine Möglichkeit der Entlassung in absehbarer Zeit auf einem 
anderen als dem Gnadenwege geschaffen werde. Zn dem gleichen 
Ziele fährt uns auch eine andere Erwägung: Die Verbrechen, 
welche mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus be¬ 
droht sind, verjähren in 20 Jahren. Wer also einen Menschen ge¬ 
mordet hat und als Täter nicht entdeckt wird, kann nach 20 Jahren 
ruhig entdeckt werden, ohne daß ihm ein Haar gekrflmmt wird. 
Wer aber wegen der Tat bereits 20 Jahre im Zuchthaus war, 
der muß weiter bäßen. Unserem Gerechtigkeitsgefühl ist damit 
offenbar nicht genüge getan. Wir schlagen also vor, daß die fttr 
andere Strafen gesetzlich einzufflhrende Möglichkeit der vorlänflgen 
Entlassung nach Verbüßung von zwei Dritteln der Strafe auch für 
die Lebenslänglichen zugelassen werde, und zwar in der Form, 
daß ihre Strafzeit gleich 30 Jahren gerechnet werde, daß sie also 
nach 20 Jahren den Antrag auf vorläuflge Entlassung stellen 
nnd ihn im Falle der Ablehnung in angemessenen Zwischenzeiten 
erneuern dürfen. 

M. H., wenn man etwas anerkennt, dann kann man sich ge¬ 
wöhnlich kurz fassen, wenn man etwas ablehnt, muß man aber 
seine Stellungnahme ausführlicher begründen. Daher haben in 
meinem Referat die negativen Ausführungen zu dem Vorentwurf 
einen breiteren Raum eingenommen, als die zustimmenden. Es 
wäre unrecht, wenn Sie hieraus den Schluß zögen, daß von 
psychiatrischer Seite an dem Entwurf mehr zu tadeln als zu 
loben wäre. Das Gegenteil ist der Fall, darin glaube ich mit 
der großen Mehrzahl meiner Fachgenossen einig zn sein. Der 
Entwurf beseitigt viele Härten nnd soziale Gefahren, die, aus 
einseitig formal juristischen Erwägungen hervorgegangen, in 
unserem gegenwärtigen Strafgesetzbuch enthalten sind. Er schafft 
die Möglichkeit, die Kriminalität auch auf anderen Wegen als 
durch die bloßen Strafen zu bekämpfen. Man kann nicht ver¬ 
langen, daß im Strafgesetzbuch auch schon der weitere Ausbau 
dieser Wege angegeben werde. Diesen Ausbau zu schaffen, wird 
die Aufgabe einer anderen Gesetzgebung nnd vor allem einer 
umfassenden staatlichen und privaten Fürsorgeaktion sein. Die 
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eine Seite dieser Fflrsorgeaktion ist bereits in Angriff genommen 
nnd hat schon bedeutende Erfolge anfenweisen. Das ist die 
Jngendfttrsorge. Die andere Seite wird dringend in Angriff ge¬ 
nommen werden mftssen, das ist die Fürsorge für die geistig 
Minderwertigen. Ich beabsichtige, diesen Gegenstand im Herbst 
bei dem hier stattfindenden Kongreß für Irrenfürsorge eingehend 
zn behandln; im Rahmen des heutigen Referats l^nn ich nnr 
harz auf ihn hinweisen. Das eine aber kann man heute schon 
sagen: Wenn es künftig gelingen wird, durch Ausgestaltung der 
Jugendfürsorge und der Fürsorge für geistig Minderwertige 
Tausende Yor dem moralischen Untergang zn retten und £e 
allgemeine Rechtssicherheit zn fördern, dann wird ein großer Teil 
dieses Verdienstes auf die Verfasser des Entwurfs zn einem 
Deutschen Strafgesetzbuch entfallen. 

(Lebhafter BeifoU.) 


C. 

H. Kreisarzt Dr.Hillenberg-Zeitz: M. H.! Die medizinal- 
und sanitätspolizeiliche Seite des Vorentwnrfs zn einem 
Deutschen Strafgesetzbuch vor Ihnen einer Besprechung zu unter¬ 
ziehen, ist mir von seiten unseres Vorstandes als ehrenvolle Auf¬ 
gabe zu teil geworden. Es wird hierbei nicht zn umgehen sein, 
auch einige Fragen von mehr allgemein ärztlichem Interesse 
zn berühren; ich hoffe Jedoch mich im ganzen einer tunlichsten 
Kürze befieißigen zn können, da einerseits die uns als Medizinal¬ 
beamten vornehmlich angehenden Bestimmungen medizinal- nnd 
sanitätspolizeilichen Inh^ts Anlaß zur Stellung von besonders 
schwer wiegenden Anträgen nicht bieten, anderseits die Aerzte- 
schaft über die sie vornehmlich berührenden Fr^en voraus¬ 
sichtlich sich noch eingehender äußern nnd diesbezügliche Wünsche 
zum Ausdruck bringen wird. 

Vom medizinalpolizeilichen Standpunkt interessiert uns zu¬ 
nächst der § 80 7 Nr. 6 des Entwurfs, der von der Zube¬ 
reitung nnd dem Vertrieb von Giften nnd Arzneien 
handelt nnd dem § 367,3*) des geltenden Rechts entspricht. Er 
lautet: 

Hit Geldstrafe bis an iweibnndert Mark oder mit Haft 
bis au awei Mona ten w ird bestraft: 

6. wer ohne polineiliche Erlaubnis Gifte oder Arzneien, soweit 
der Handel damit nicht freigegeben ist, znbereitet, zum 
Verkauf Torr&tig hält, feilhält, verkauft oder sonst abgibt. 

Außer durch eine Strafmaßerhöhung unterscheidet sich die 
Fassung des Entwurfs von der geltenden Bestimmung durch die 
Einfügung der Worte: „zum Verkauf vorrätig hält* und die all¬ 
gemeinere Wendung „abgibt* statt „an andere überläßt*. Durch 
den erstgenannten Zusatz wird eine Unstimmigkeit in der richter- 


§ 867,3 des jetzigen 8tr.*G.>B. lautet: „Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark 
oder mit Haft iriid bestraft, wer ohne polizeiUche Erlanbnis Gift oder Arz> 
neion, soweit der Handel nidit freigegegeben ist, zubereitet, verkauft, feilhält, 
oder sonst an andere ttberläfit.* 
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liehen AoBlegnng des Begriffs „Feilhalten" nnd somit eine In« 
kongmenz der bisherigen ürteilssprfiche fflr die Praxis beseitigt. 
In der bisherigen Bechsprechnng bezw. in Entscheidongen des 
höchsten Gerichts wurde nämlich der Begriff „Feilhalten“ ver- 
scUeden aasgelegt. Einmal wurde er dahin interpretiert, dafi 
eine Arznei nur dann feilgehalten würde, „sobald sie znm Ver¬ 
kauf an das Publikum an einer äußerlich erkennbaren 
Stelle bereit gehalten würde“ (Urteil des Eammergerichts Yom 
16. Dez. 1901). Diese Auffassung mußte als recht bedenklich 
angesehen werden, da do<di wahrlich nicht angenommen werden 
kann, daß Drogisten dem Publikum yerbotene Sachen an leicht 
zu erschauendem Platz aufstellen werden. Auf der anderen 
Seite fordert das Eammergericht in einem Urteil vom 6. Sept. 1906 
für den genannten Begriff nur, „dass Arzneimittel bereit gehalten 
werden und dies dem Publikum bekannt ist oder bekannt sein 
muss“. Dieser Unsicherheit ist nun ein Ende dadurch gemacht, 
dass der Eutwurf neben dem Feilhalten das „znm Verkauf Vor- 
rätighalten“ ausdrücklich nennt. 

Die zu zweit genannte Aenderung ist yomehmlich aus dem 
Grande erfolgt, um Zweifel darüber zu beseitigen, ob z. B. 
Krankenkassen oder Vereine die aus ihren Mitteln beschafften 
Arzneien an ihre Mitglieder überlassen kOnnen. Da unter „Ueber- 
lassen an andere“ ein „Inverkehrbringen“ verstanden wird, wurde 
die kassenseitige Abgabe von Medikamenten an Mi^lieder in 
einzelnen Gerichtsentscheidungen hierunter nicht einbegriffen. 
Dieser Fall sollte jedoch unter allen Umständen mitgetroffen 
werden; daher der nicht misszudeutende Ausdruck: „oder sonst 
abgibt.“ 

Noch nach einer andern Bichtang hat der in Bede stehende 
Paragraph wiederholt einen Stein des Anstosses gebildet, der 
auch durch die neue Fassung nicht aus dem Wege geräumt ist, 
nämlich insofern, als folgende Frage nicht Uargestellt ist: 
Dürfen Aerzte und Krankenschwestern in Ausnahme- 
fällen nicht freigegebene Medikamente z. B. Aspirin, 
Phenazetin, Sublimatpastillen, Opiumtropfen u. a. an Dritte ab¬ 
geb enP Sie werden wissen, dass wiederholt Aerzte wegen 
Uebertretung des § 867,3 bestraft worden sind, so noch vor 
einiger Zeit, wie Joachim in der Berliner Aerztekorrespondenz 
mitteilt, ein Berliner Arzt zu 1 Mark Geldstrafe, weil er einem 
Kranken eine Sublimatpastille überlassen hatte. In gleicher 
Weise hatte das Bayerische Oberste Landesgericht in München 
in einem Urteil vom 8. Oktober 1907 die unentgeltliche Abgabe 
einer Sublimatpastille seitens eines Arztes an einen Kranken für 
einen Verstoss gegen den § 867,3 Str.G.B. erklärt. Ein früheres 
Urteil des Künigl. Landgerichts zu München vom 19. Sept. 1906 
ging sogar noch weiter; danach ist den Aerzten, falls ihnen nicht 
die Führung einer Handapotheke gestattet ist, nach wie vor unter¬ 
sagt, bei Ausübung ihrer Berufstätigkeit an Kranke Arzneimittel 
^abzuigeben, gleichgiltig, ob diese freigegeben sind 
der nicht, und zwar einmal mit Bücksicht auf das Ansehen 
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ihres Standes, sodann nm eine Eonknrrenz zwischen Arzt und 
Apotheker ansznschalten. Meder teilte ferner in seinem be¬ 
kannten Vortrag Aber Arzneünittelverkehr auf der Hanptver- 
sammlnng in Köln 1907 einen Fall mit, in welchem das Ober- 
landesgericht Earlsrnhe die Bereitstellung von Morphinrnpnlvem 
in einem Notverbandskästchen fär das Pnbliknm seitens eines 
Arztes als ein strafbares üeberlassen verbotener Arzneien an¬ 
gesehen hatte. 

In einzelnen Bandesstaaten sind allerdings nach dieser Rich¬ 
tung Sonderbestimmnngen getroffen worden, die den praktischen 
Bedflrfnissen bis za einem gewissen Grade Rechnung tragen. 

So werden in einem Erlass des preussischen Medizinalministers 
vom 8. März 1904 an den Oberpräsidenten in Königsberg eine 
Reihe von nicht freigegebenen Arzneimitteln and Arzneizuberei- 
tongen anfgeifihrt, die von den in der Gemeindepflege tätigen 
Diakonissen anentgeltlich an Kranke überlassen werden dürfen, 
z. B. abgeteilte Chininpulver, Mixt. sulf. acida, Jodoform, Arg. nitr. 
zu äosserem Gebrauch u. a. Eine Bekanntmachung des hUniste- 
rioms des Innern in Baden vom 2. Augost 1905 gestattet ferner 
den Aerzten, Arzneimittel, welche ihnen von Fabriken za Ver¬ 
suchszwecken zagesandt werden, an Kranke unentgeltlich zu über¬ 
lassen, während eine den gleichen Pnnkt betreffende Verordnung 
des Sächsischen Ministeriums des Innern vom 31. Dez. 1909 es 
als unzulässig und strafbar erklärt, wenn Aerzte derartige 
Arzneiproben an Kranke abgeben. Schliesslich beschäftigt sich 
mit dem Vorrätighalten und der Abgabe von Arzneimitteln durch 
Aerzte ein neuerlicher Erlass des Ministeriums des Innern in 
Württemberg vom 23. Dez. 1909, welcher in Abänderung des 
§11 der Verfügung des genannten Ministeriums vom 9. Sept. 
1896 bestimmt: 

,Aerite usw. dflrlea einzelne Arzneimittel, welche in NotfUlen An¬ 
wendung; finden, sowie solche Arzeimittel, die der Arzt usw. selbst beim 
Kranken yerwendet, in einer dem ümfang ihrer Tätigkeit entsprechenden 
Menge vorrätig halten. Ihnen ist die Abgabe von Arzneimeitteln aus ihrem 
Vorrat an Kranke oder deren Angehörige nur behufs rascher Hilfe bei gefähr¬ 
lichen üofäUen oder sonst dringenden Umständen (Notarzneimittel) gestattet.* 

Wie aus diesen wenigen Beispielen hervorgeht, besteht im 
Reiche keinerlei einheitliche Auffassung darüber, ob im Notfälle 
ein nicht freigegebenes Medikament seitens eines Arztes ab¬ 
gegeben werden darf oder nicht. Da es nnn für diesen nicht zu 
umgehen ist — für eine Krankenschwester ist dies schon eher 
möglich —, dass er unter bestimmten Umständen ein Arzneimittel 
Patienten überlässt — es wäre doch im höchsten Grade inhuman, 
einem von heftigen Schmerzen geplagten Menschen, selbst wenn 
es ein Richter ist, desseo nachträgliches Strafverdikt man zu 
gewärtigen hätte, ein mitgeführtes Morphiumpulver deshalb zu 
versagen, weil die Abgabe strafbar ist — so erscheint es dringend 
erwünscht, eine Ausnahmebestimmnng in den in Frage stehenden 
Paragraphen einzufügen. Es hatte demgemäß bereits im ver¬ 
gangenen Jahre der preußische Aerztekammer-Ausschuß einen 
Antrag an den Herrn Medizinal-Minister gerichtet, in dem j 
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nm Schutz des Arztes nach dieser Bichtnng hin nachgesncht 
wurde. Der Herr Minister hat darauf erwidert, „daß in dem 
Vorentwurf zum Strafgesetzbuch ein größerer Schutz der Aerzte 
durch den Notstandsparagraphen gegeben sei.“ Dieser § 67 des 
Entwurfs, der nach den Motiven „Nothilfe zugunsten jedes Dritten 
allgemein zuläßt“, könnte, wenngleich er im wesentlichen wohl 
den Schutz des Arztes gegen böswillige Anklage eines Patienten 
wegen Körperverletzung im Auge hat, u. a. auch eine üeber- 
tretnng des § 307 Nr. 6 durch den Arzt straffrei machen. 

Ein größerer Schutz steht nach dem Entwurf Aerzten und 
ebenso Krankenschwestern durch § 310 Absatz 1 zur Seite, in 
welchem es heißt: „In besonders leichten Fällen (§ 83) der 
§§ 305—309 — diese behandeln die üebertretnngen — kann von 
Strafe angesehen werden.“ Nach den in den Motiven zu ge¬ 
nanntem § 83 niedergelegten Ausführungen, nach welchen vor 
allem diejenigen FäUe in Betracht kommen, „in denen eine 
geringe entschuldbare Verfehlung vorliegt“, ist es nun allerdings 
kaum anzunehmen, daß in Zukunft ein Ar^ wegen Abgabe von 
Arzneien — es sei denn, daß dieses gewerbsmäßig geschieht — 
bestraft werden wird. Aber ich muß gestehen, daß die genannten 
Schntzbestimmnngen mir noch nicht zu genügen scheinen. Ein¬ 
mal besteht keine Gewähr, daß, wenn z. B. ein dem Arzt ver¬ 
feindeter Apotheker diesen auf Grund des § 307 Nr. 6 wiederholt 
anzeigt, nicht doch schließlich einmal ein Grund zur Verurteilung 
gefunden wird. Sodann würde dem Arzt in manchem Fall sicher 
die Anklage und hiermit unnötige Aufregung, Mühe, Lauferei 
nicht erspart bleiben. Diese Möglichkeiten zu vermeiden, halte 
ich es nach wie vor für notwendig, dem § 307 Nr. 6 einen 
Zusatz anznfügen, der etwa folgendermaßen lauten könnte: 
„Ausgenommen sind Aerzte, die in Notfällen zur Verhütung, 
augenblicklichen Behebung oder Linderung eines Leidens ein 
dem freien Verkehr entzogenes Arzneimittel an die in ihrer Be¬ 
handlung befindlichen Kranken abgeben.“ 

Im Anschluß an den eben besprochenen Paragraphen muß 
ich noch einmal auf den bereits genannten § 310 des Entwurfs 
znrückkommen, und zwar auf den Abs. 3 desselben, welcher von 
der Einziehung verbotener Gegenstände handelt und 
folgendermaßen lautet: 

„In den Fällen des §306 Nr. 6, 8, 9, § 808 Nr. 8, 4 kann nni 
die Einziehnng der dort genannten Gegenstände, in den 
Fällen des § 808 Nr.5, 6 auf die Einziehung verbotswidrig ge- 
trauenen Waffen usw. erkannt werden, ohne Unterschied, ob 
sie dem Verurteilten gehören oder nicht.^ 

Unter diesen Gegenständen befinden sich nun nicht die in 
§ 307 Nr. 6 genannten Gegenstände: Gifte und Arzneien. Als 
Medizinalbeamte können wir daher nicht umhin, hier Wünschen, 
wie sie seit einem Jahrzehnt immer wieder auftauchen, aufs neue 
lebhaften Ausdruck zu verleihen,und zwar betreffs der Einziehung 
und Unbrauchbarmachung 1) von verdorbenen, verfälschten 
oder nachgemachten Arzneien; 2) von solchen, die gesetz¬ 
widrig vorrätig und feilgehalten werden. Wie notwendig eine 
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solche Bestimmiuig ist, hat schon Penkert auf der Hanpt* 
yersammlnng des Prenß. Medizinalbeamtenvereins im Jahre 1900 
betont. In gleicher Weise hat Meder im Jahre 1907 gefordert, 
daß bei erheblichen and wiederholten Zawiderhandlnngen gegen 
die Vorschriften Aber den Handel mit Arzneien and Giften aaf 
Einziehang der vorschriftswidrig feilgehaltenen Waren erkannt 
werden kann. Nach der jetzigen and der za erwartenden Rechtslage 
wird es nor in den seltensten F&Uen möglich sein, die strafrecht¬ 
liche Einziehang aaszasprechen, da es sich bei den betreffenden 
Delikten fast lediglich am Uebertretangen handelt and nach 
dem § 54 des Entwarfs and seiner Begrffndang nor solche Gegen¬ 
stände—von den im § 310 Nr. 3 genannten abgesehen — der Einzie- 
hnng onterlieg^, die zor Begehang eines Verbrechens oder 
vorsätzlichen Vergehens gebraacht oder bestimmt waren. In 
einzelnen Fällen würde vielleicht die Polizei berechtigt sein, aaf 
Grand des bekannten § 6 des Gesetzes vom 11. März 1850 die 
Einziehang and Vemichtong als Präventivmaßregeln anzaordnen, 
dann nämlich, wenn Leben and Gesandheit des Pablikoms oder 
einzelner Mitglieder gefährdet würde, wie dies bei Giften denk¬ 
bar wäre. Hiermit ist aber wenig erreicht, am die im Arznei¬ 
mittelverkehr aaßerhalb der Apotheken bestehenden Mißstände 
anszarotten. Ja, es besteht die Gefa^, daß Drogisten später in 
vielen Fällen bei Uebertretangen den bereits genannten § 310, 
Abs. 1, also Straflosigkeit, für sich in Ansprach nehmen werden, 
and zwar mit Erfolg; hierdnrch würde die Ueberwachong der 
Drogerien bezw. ihr praktischer Natzen a. ü. noch problematischer, 
als dies jetzt schon vielfach der Fall ist. Um so mehr müssen 
wir m. E. danach streben, dadarch eine Verschärfong der be¬ 
stehenden Bestimmongen and somit eine größere Wirksamkeit 
onserer Revisionen za erlangen, daß die Möglichkeit der Ein¬ 
ziehang im Gesetz aasgesprochen ist. Wie liegen die Verhält¬ 
nisse jetzt: Bei einem Drogisten kann, wie Meder aasführt, ein 
Datzend Male gelegentlich der amtlichen Revision der amfang¬ 
reichste Geheimschrank mit verbotenen Mitteln gefunden werden; 
ist in diesem alles vorschriftsmäßig anfbewahrt and demzafolge 
eine Gefährdang von Leben and Gesandheit nicht nachzaweisen, 
so kann Bestrafong immer wieder nur aaf Grand des § 307,6 des 
Entwarfs erfolgen. Der Drogist behält seinen Schrank, der noch 
daza vielleicht in irgend einem dankein, ansaaberen Winkel 
steht — ich erinnere nar an die bekannten aafschlagbaren Treppen- 
stafen Meders, nnter denen er im abgetretenen Schahschmatz 
etwa 100 Arzneimittel fand —, and verkaaft seine verbotenen Sachen 
nach wie vor weiter. Dies sind anhaltbare Zastände, ein Hohn 
aaf alle Revisionstätigkeit! Deshalb ist za fordern, daß im Ent¬ 
warf eine Handhabe geschaffen wird, welche die bezeichneten 
Uebelstände wesentlich zu verringern, wenn nicht ganz za be¬ 
seitigen geeignet ist. Dies würde erreicht, wenn der § SIO Abs. 3 
etwa folgendermaßen erweitert würde: 

,In Fällen des § 306 Nr. 6, 8, 9, § 308 Nr. 3, 4 kann aaf 
die Einziehang der dort genannten Gegenstände, Fällen 
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des g 307 Nr. 6 auf die Einziehung der ohne polizeiliche Er> 
lanbnis bereiteten, znm Verkauf vorrätig oder feilgehaltenen 
Gifte oder Arzneien nsw.erkannt werden, ohne Unter¬ 

schied, ob sie dem Verurteilten gehören oder nicht.* 

Gehen wir nun zu den Bestimmungen ftber, die vom sani¬ 
tätspolizeilichen Standpunkte für uns von Wichtigkeit sind, 
so interessieren uns als Medizinalbeamte zunächst die §§ 193 und 
194 des Entwurfs, welche von der Verletzung von Schntzmaß- 
regeln handeln, die gegen die Verbreitung menschlicher 
Infektions-Krankheiten und von Viehseuchen getroffen 
sind. Sie weisen nur geringe Abweichungen mehr redaktioneller 
Art gegenüber den geltenden §§ 827 und 328 auf, indem statt der 
Worte „zur Verhütung des Einftthrens oder Verbreitens* der zu¬ 
treffendere Ausdruck „zur Verhütung der Eiuschleppnng oder 
Verbreitung* gebraucht wird. In § 193 heißt es dann weiter 
statt „einer ansteckenden Krankheit* entsprechend der Ausdrucks¬ 
weise des Reichssenchengesetzes „einer übertragbaren Krankheit*. 
Der Absatz 2 der beiden Paragraphen des Strafgesetzbuchs, der 
eine Verschärfung der Strafe für den Fall vorsieht, daß infolge 
der Verletzung ein Mensch von der Krankheit bezw. Vieh von 
der Seuche ergriffen ist, ist im Entwurf fortgefallen und unter 
Hinweis auf den neuen § 84 des Entwurfs, der den Begriff von 
besonders schweren Fällen näher definiert, in den Absatz 1 ein¬ 
bezogen. 

Zn dem § 327 des Strafgesetzbuchs hatte nun s. Z. die Berlin- 
Brandenburger Aerztekammer den Vorschlag gemacht, nachstehen¬ 
den Absatz hinznznfügen: „Sind mildernde Umstände vorhanden, 

so tritt Geldstrafe.ein.* Diesem Vorschlag schlossen sieh 

die übrigen Aerztekammem bis auf zwei an, von denen die 
Schlesische ihre ablehnende Haltung ausdrücklich damit motivierte, 
daß es sehr zweifelhaft sei, ob bei dem Abschrecknngszweck 
dieser Bestimmung die Zulassung von mildernden Umständen zu 
erwarten sei, da bei den Beratungen darüber s. Z. ausdrücklich 
in Anbetracht der Gefährlichkeit solchen Handelns von der Auf¬ 
stellung mildernder Umstände abgesehen worden sei. M. E. kOnnen 
wir, entsprechend der Tendenz des Entwurfs, mildernde Umstände 
in größerem Umfange als im geltenden Recht walten zu lassen, 
uns mit dem genannten Vorschlag einverstanden erklären. 
Außerdem hatte die Hamburgische Aerztekammer beantragt, statt 
„wissentlich verletzt* den Ausdruck „vorsätzlich verletzt* zu 
wählen. Da der Begriff „wissentlich* der weitere, „vorsätzlich* 
der engere ist, indem ein wissentliches Uebertreten eines Verbotes 
zugleich ein fahrlässiges und ein vorsätzliches einschließt, so 
mochte ich vorschlagen, es bei dem weiteren Begriff, also bei 
„wissentlich* bewenden zu lassen, um auch das fahrlässige Ver¬ 
letzen zu treffen. Eine Bewilligung mildernder Umstände würde 
dann um so angebrachter sein. 

Bezüglich des Strafmaßes, das hinsichtlich der Viehseuchen 
ein niedrigeres lüs bei den Menschensenchen ist, hat Hoff mann 
auf der Hauptversammlung des Deutschen Medizinal-Beamten- 
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Yereins in Danzig darauf hingewiesen, daß im Gesetz nicht ans- 
drficUich ansgesprochen ist, ob Krankheiten des Viehs, die auch 
anf den Menschen übertragbar sind (Milzbrand, Rotz, Tollwut 
u. a.) lediglich als Viehseuchen aufzuiassen sind oder nicht. 
Nach Oppenhoff (Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, 
Berlin 1901) gilt der § 327 und somit auch der § 193 zwar nur 
für Menschen, aber es sei gleichgiltig, ob nur die Menschen 
diesen Krankheiten ansgesetzt, oder ob sie diesen und den Tieren 
gemeinsam seien. Es gelte dies auch für Krankheiten, die nur 
bei Tieren entstehen, aber in derselben oder einer andern Form 
auf Menschen übertragbar wären. Einen Unterschied im Straf¬ 
maß bei üebertretnng der einen oder anderen Kategorie Yon 
Krankheiten anzunehmen, erscheint deshalb nicht recht begründet; 
daher kann ich mich nur dem diesbezüglichen Vorschlag Hoff¬ 
man ns anschließen und empfehle, den Unterschied der Straf¬ 
androhung in den §§ 193 und 194 fallen zu lassen und hierin den 
letzteren mit dem ersteren gleichzustellen, d. h. für 
beide Gefängnis oder Haft bis zu 2 Jahren bezw. in Fällen des 
§ 84 Gefängnis nicht unter 3 Monaten Yorzusehen. 

Nebenbei darf ich noch erwähnen, daß die Begründung des 
§ 193 nichts daYon enthält, daß seine Strafbestimmung auch auf 
einen Arzt bei unterlassener Anzeige einer übertragbaren Krank¬ 
heit Anwendung zu finden hätte. Ich hebe dies besonders des¬ 
halb herYor, weil, wie Joachim (1. c.) mitteilt, Yor 15 Jahren, 
also lange Yor Erlaß des preußischen Gesetzes Yon 1905, in 
Berlin eine Entscheidung dahin ergangen war, nach welcher ein 
Arzt, der die Anzeige bei Diphtherie unterlassen hatte, eYentuell 
ans § 327 St.G.B. bestraft werden sollte. Für die Zukunft er- 
sdieint eine solche Möglichkeit durchaus ausgeschlossen. 

BeYor ich nunmehr zu einer Besprechung der Prostitntions- 
und Kuppeleiparagraphen übergehe, wollte ich mir gestatten, 
hier kurz die Frage zu erörtern, ob es geboten erscheint, in den 
Entwarf eine Strafbestimmung hinsichtlich derUeber- 
tragung Yon Geschlechtskrankheiten aufzunehmen. 
Wälzend eine Reihe ausländischer Staaten solche Bestimmungen 
in ihren Strafgesetzen haben, z. T. sogar recht strenge, wie die 
skandinaYischen Länder, Oesterreich für die extragenitale In¬ 
fektion durch Yenerische Ammen einen besonderen Strafparagraphen 
Yorsieht, Yerfügt das deutsche Strafrecht über keine derartige 
Spezialbestimmung. Vielleicht kommt dies daher, daß die Kenntnis 
Yon der großen sanitären Bedeutung der Geschlechtskrankheiten 
erst rdatiY neuen Datums und erst im Laufe des letzten Jahr- 
ze^ts die Scheu geschwunden ist, dieses heikle Gebiet in breiter 
Oeffentlichkeit zu Yerhandeln, während man früher die Geschlechts¬ 
leiden mehr mit moralischer Elle maß und sich, namentlich in 
Laienkreisen, mit ängstlicher Prüderie hütete, das Wort Syphilis 
z. B. auch nur in Gedanken auszusprechen. 

Bestrafungen wegen Yenerischer Infizierung konnten und 
können bei uns ledigUch auf Grund derjenigen Paragraphen, 
welche die Körper Yerletzun g behandeln, Yorgenommen werden; 
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68 fragt Bich, ob wir uns hiermit zufrieden geben oder eine 
Sonderbestinunnng fOr den Entwnrf beantragen sollen? M. £. ist 
die Frage ebenso schwer zn beantworten, wie z. B. die: ob 
Beglementiernng nötig ist oder nicht? Vieles läßt sich zngnnsten 
einer solchen Bestimmung, manches dagegen anffihren. Der 
Hanpteinwand dürfte der sein, daß ein derartiger Paragraph znm 
großen Teil seine beabsichtigte Wirksamkeit nur auf dem Papier, 
zum kleinsten Teil in der Praxis entfalten würde; eine Bestim¬ 
mung, die zur praktischen Anwendung nicht taugt, ist aber wert¬ 
los, ja kann u. ü. nur schaden. Wie viel Schwierigkeiten werden 
sich z. B. nicht erheben in dem Augenblick, da es gilt, den posi¬ 
tiven Nachweis zn führen, daß ein bestimmtes Individuum wissentlich 
ein anderes venerisch iMziert hat! Und vor allem, wie relativ 
selten dürfte selbst auf Grund einer ausdrücklichen Sonder- 
bestimmnng Anklage erhoben werden, da die Scheu sich kaum 
überwinden lassen wird, mit seiner Person vor Gericht in einer 
doch immerhin recht delikaten Angelegenheit zu erscheinen. 
«Darüber, daß nahezu niemals eine imzeige erstattet wird, wird 
eine Reform des Gesetzes nie hinwegkommen,“ sagt auch der 
österreichiche Oberstaatsanwalt Högel in der Sitzung der öster¬ 
reichischen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten, in welcher die in Rede stehende Frage verhandelt wurde. 
Außerdem ist nicht zu vergessen, daß u. a. ein solcher Paragraph 
zn Erpressungen, zur Ausbeutung der Täter zn führen vermag. 
Und schließlich fällt der Umstand gewichtig in die Wagschale, 
daß die Schwierigkeit der Entscheidung groß sein kann: Ist in 
einem speziellen Fall eine vorhandene Geschlechtskrankheit, z. B. 
eine chronische Gonorrhoe, noch infektiös oder nicht? Sie sehen, 
m. H., vieles scheint gegen einen solchen Sonderparagraphen zn 
sprechen, gegen dessen Schaffung sich auch eine AnzsM Autoren, 
z. B. Blaschko, ausgesprochen haben. 

Und doch bin ich mit einer grossen Reihe von Aerzten und 
Juristen der Ansicht, dass wir sie nicht entbehren können, und 
zwar >ns folgenden Gründen: Es ist nicht zu bestreiten, dass 
ein Geschlechtsakt, von einem Menschen ausgeübt, der sich bewusst 
ist, mit einer ansteckenden, nicht geheilten Geschlechtskrankheit 
behaftet zn sein, die grösste Gewissenlosigkeit darstellt, die man sich 
denkenkann. Man vergegenwärtige sich die trostlosen Folgen einer 
solchen Roheit, und man wird unwillkürlich nach der härtesten 
Strafe für solch ein Individuum verlangen! Sie werden sofort 
sagen: Der § 227 des Entwurfs bietet mit den folgenden jede 
Handhabe, im Falle einer Anzeige den Täter aufs Exemplarischste 
zn bestrafen. Gewiss ist das der Fall, aber haben die ent¬ 
sprechenden Paragraphen des geltenden Rechts etwas gefruchtet, 
derartige Verbrechen zu verhüten? Nein, und warum nicht? 
Solange nicht ausdrücklich im Strafgesetzbuch ausgesprochen ist, 
dass eine derartige Handlung ein schweres Verbrechen darstellt, 
dessen Folgen Gesundheit und Leben bedrohen und das daher 
mit schwerer Strafe zu ahnden ist, wird im Volke nicht die 
Gleichgiltigkeit, die Gedankenlosigkeit schwinden, die in Bezug 
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aaf bewassten infektiösen GeschlechtsTerkehr bestehen. Es ist 
dringend nötig, das moralische Pflichtbewusstsein des grossen 
Pnbliknms anf diesem Gebiet anfzortttteln, ihm durch eine Sättige 
Strafandrohnng vor Angen zn führen, wie gewissenlos jemand 
handelt, der mit einer nngeheilten Syphilis oder Gonorrhoe, bei 
welcher der Arzt ihm anfs nachdrücklichste jeden Geschlechts¬ 
verkehr verboten, einen solchen pflegt. Treffend änssert sich 
Liszt hierüber folgendermassen: 

„Es hnndelt sich dnrnm, das schlaff gewordene (Gewissen wieder za 
stärken . . In erster Linie wird sich die Strafandrohung an den Mann wenden . . 
Sie wird ihm ins Gedächtnis rufen, . . . daß er nicht nur eine sittlich ver¬ 
werfliche, sondern auch vom Staate gebrandmarkte Tat begeht, wenn er, um 
ein augenblickliches Bedttifnis zu befriedigen, einen seiner Nebenmenschen 
der Gefahr aussetzt, die Gesundheit vielleicht für sein ganzes Leben einzu- 
bttßen. Dieser hohen sozialpolitischen Bedeutung des Gesetzes gegenüber 
kann der Einwand nicht ins Gewicht fallen, daß gar mancher Schuldige sich 
der Bestrafung entziehen wird." 

Auch betreffs dieses vornehmlich ethischen Zwecks eines 
Spezialparagraphen kann geltend gemacht werden: Wer liest 
denn das Strafgesetzbuch? Jetzt weiß niemand, daß ein bewußt 
infektiöser Geschlechtsakt eine strafbare Handlung darstellt, 
später würde diese Kenntnis auch kaum nennenswerte Verbreitung 
finden. Nun, für Aufklärung wii'd ja jetzt allenthalben ein¬ 
getreten und gesorgt, Merkblätter werden verteilt, Vorträge ge¬ 
halten. Wenn hierbei jeder Hörende und Lesende zu wissen 
bekommt, daß und welche Strafe ausdrücklich für die in Bede 
stehenden Handlungen vorgesehen ist, so wird die Kenntnis der 
Strafbarkeit allmählich immer weitere Wege ins Volk hinein 
nehmen und dem frivolen Leichtsinn und ungezügelten Nach¬ 
geben eines Triebes doch manchen Hemmschuh anlegen! 

Daß bei einer bewußten geschlechtlichen üebertragung in 
der Ehe, um deren Sonderverhältnissen Bechnnng zn tragen, 
Verfolgung lediglich auf Antrag eines Ehegatten einzntreten 
hätte, halte ich für notwendig. 

Anf Grund dieser kurzen Ausführungen empfehle ich, in den 
zur Beratung stehenden Entwurf eine Sonderbestimmung über 
die Gefährdung der Gesundheit durch Geschlechtskrankheiten 
aufzunehmen, bei der jedoch mildernde Umstände für gewisse 
Fälle (Trunkenheit) zulässig sein dürften, wie auf der anderen 
Seite die besonders schweren Fälle sehr nachdrücklich zn ahnden 
wären. In Anlehnung an den § 155 des Norwegischen Straf¬ 
gesetzbuchs möchte ich daher etwa folgende Fassung zur Be¬ 
ratung Vorschlägen: 

.Wer, obwohl er weiß oder vermutet, daß er an einer 
ansteckenden Geschlechtskrankheit leidet, durch geschlechtlichen 
Verkehr oder unzüchtiges Verhalten einen andern der Gefahr 

der Ansteckung aussetzt, wird mit Gefängnis bis zu., 

in besonders schweren Fällen (§ 84) mit Gefängnis nicht unter 

.bestraft; sind mildernde Umstände vorhanden, tritt 

Geldstrafe bis zu ... . ein. 

Ist der Gefährdete der Ehegatte des Täters, so tritt die 
öffentliche Verfolgung nur auf dessen Antrag ein.* 
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Nach dieser Abschweifang darf ich za einer ErOrteiimg dei* 
§§ 306 Nr. 4 and 261 des Entworfs fibergehen, die den bis¬ 
herigen §§ 361 Nr. 6 and 180 entsprechen and die gewerbsmäßige 
ünzncht, sowie die Eappelei strafrechtlich behandeln. Ich 
halte es hierbei nicht za meiner Aofgabe gehörig, einen üeber- 
blick fiber alles dasjenige za geben, was bisher fiber die vom 
sozial-sanitären Standpankt so fiberaas wichtigen Paragraphen 
geschrieben and geredet worden ist. Vielmehr will ich nar anf 
die wesentlichsten Unterschiede and Fortschritte hinweisen, welche 
darch den Entwarf aaf dem heiß umstrittenen Gebiet in Aussicht 
genommen sind, and im fibrigen der berufensten Vertreterin auf 
demselben, der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten, das Wort lassen, die ja, wie wohl bekannt, 
anf der am 27. Februar dieses Jahres in Berlin abgehaltenen 
Generalversammlung die Einberafang einer besonderen Konferenz 
beschloß, welche sich mit der gedachten Materie eingehender be¬ 
schäftigen and das erwachsene Material der zuständigen Stelle 
unterbreiten soll. 

Was zunächst den die Prostitution behandelnden Para¬ 
graphen anlangt, so enthält ja das geltende Recht zwei strafbare 
Momente, wenn ich mich so ans^ftcken darf: 1) wird die der 
Bittenpolizeilichen Kontrolle onterstellte Frauensperson mit Strafe 
bedroht, wenn sie den in dieser Beziehung erlassenen Vorschriften 
zawiderhandelt; 2) kommt diejenige gewerbsmäßige Unzucht 
treibende Frauensperson mit dem Gesetz in Konflikt, welche der 
Sittenpolizei nicht untersteht. Daß diese Bestimmungen, nament- 
Üeh jedoch die letztere, unter den bestehenden Verhältnissen zu 
den schwerwiegendsten Bedenken und heftigsten Angriffen aller 
sich mit der Prostitutionsfrage beschäftigenden Kreise Anlaß 
geben maßten, kann nicht Wunder nehmen, stehen sie doch in 
aUzu grellem Gegensatz namentlich zu sanitären, moralischen und 
kriminalpolizeilichen Forderungen einer neuen Zeit. Ihre drei 
Hanptangriffspunkte sind: 1) Die grundsätzliche Trennung der 
Dirnen in reglementierte und freie, — inwieweit die Forderung 
nach einer Reglementierung fiberhanpt berechtigt ist oder nicht, 
soll, als nicht streng zum Thema gehörig, hier nicht untersucht 
werden —; 2) die staatliche Duldung des polizeilich gemeldeten 
und gebuchten, die gesetzliche Verpönung des freien Dirnen- 
gewerbes; 3) die Außerachtlassung der männlichen Prostitution. 
Zwar bestand durch den § 175 die Möglichkeit, gegen bestimmte 
Formen der widernatfirlichen Unzucht vorzugehen; es hat sich 
aber in den Großstädten eine männliche Prostitution heraus- 
gebildet, welche durch die Tatbestandsmerkmale der widematfir- 
Uchen Unzucht im Sinne des genannten Paragraphen nicht zu 


1) § 361,6 des jeUigen Str. O. B. lautet: »Vit Haft wird bestraft, ebe 
Weibsperso^ welche wegen gewerbsmäbiger Unzucht einer polizeilichen Aufsicht 
unterstellt ist, wenn sie den in dieser Hinsicht zur Sicherung der Gbsundhdt, 
der 6ffentliehen Ordnung und des Öffentlichen Anstandes erlassenen polizei- 
liehen Vorschriften auwiderhandelt, oder welche, ohne einer solchen Aufsicht 
unterstellt zu sein, gewerbsmifiig Unzucht treibt.“ 
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ist and noch dadurch besonders gefährlich wird, daß sie, 
auf der Straflosigkeit ihres Treibens faßend, zu einem Vampyr- 
tarn an ihren Opfern and somit za einer gefährlichen Klasse der 
menschlichen Gesellschaft werden kann, deren Unschädlich- 
machang dringend geboten ist. 

Diese erheblichen Schwächen des bestehenden Rechts hat 
der Entwarf, den eindringlich erhobenen Forderangen Ton Wissen¬ 
schaft and Praxis Rechnung tragend, anerkennenswerter Weise 
za beseitigen gesucht, indem er der betrefienden Bestimmnng 
(§ 805 Nr. 4) folgende Fassung verlieh: 

«Mit Haft oder Gefängnis bis za drei Monaten wird bestraft: 

4. eine Person, die, abgesehen von den Fällen des § 260, ge¬ 
werbsmäßig Unzucht treibt, wenn sie diein dieser Hinsicht 
zur Sicherung der Gesundheit der Öffentlichen Ordnung 
oder des Öffentlichen Anstandes erlassenen Yorschrifteii 
Übertritt. Der Bundesrat bestimmt die Grundsätze, nach 
denen diese Vorschriften zu erlassen sind.* 

Durch diese Fassung sind, worauf Schmölder^) besonders 
hinweist, auch die §§ 8 and 9 des preußischen Seachengesetzes 
bezw. der hierauf basierende preußische Ministerial - Erlaß vom 
11. Dezember 1907, welcher von der humanen Absicht getragen 
ist, die Ueberwachung der Prostitution aus einer polizeilid^en 
allmählich zu einer ärztlichen zu machen, auf völlig gesetzmäßigen 
Boden gestellt. Bisher war dies nicht der Fall, da der § 361,6 
die nicht reglementierte Prostitution nicht kennt und für strafbar 
erklärt, eine staatlicherseits geforderte Ueberwachung und somit 
eine Anerkennung derselben also streng genommen auch nicht in 
Frage kommen. 

Ferner ist durch den letzten Satz des genannten Para¬ 
graphen die Gewähr geleistet, daß in den einzelnen Bundesstaaten 
innerhalb gewisser Grenzen eine nach gleichen Grundsätzen sich 
richtende Regelung der zu erlassenden Vorschriften stattfindet, 
und somit etwaigen polizeilichen Willkttrakten tunlichst vor¬ 
gebeugt wird. Daß in diesen jedes Polizeigeistes hoffentlich 
recht baren Vorschriften die sanitäre Seite den größten Raum 
einnehmen wird, steht nach der ganzen Wendung der Dinge wohl 
zu erwarten; hier mit wohlerwogenen Vorschlägen, die berech¬ 
tigten Forderungen der Hygiene und Eriminalpolitik, begründeten 
Wünschen unseres sozial-sittlichen Empfindens Rechnung tragen, 
an den Bandesrat heranzutreten, wird Aufgabe der sachverstän¬ 
digen Kreise sein. 

Im engen Zusammenhänge mit der Prostitution steht die 
Kuppelei, welche in dem § 180 des geltenden Rechts ihre 
strafrechtliche Beurteilung findet. Derselbe lautet: 

«Wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz durch zebe Vermittlung 
oder durch Gewährung oder Verschaffung yon Gelegenheit der Unzucht Vor¬ 
schub leistet, wird wegen Kuppelei — bestraft.* 

Wie viel ist nicht gegen diese Bestimmung von den ver¬ 
schiedensten Richtungen aus Sturm gelaufen und zwar mit vollstem 
Recht! Daß zum mindesten die reglementierte, also staatlich 

*) Zit. nach Zinsser; Zeitschrift zur Bekämpfung der Geschlechts- 
kraakbäten; 8. Bd., 1909. 
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(duldete Prostituierte irgendein Domizil haben muß, wird als 
Tatsache nicht abgelengnet werden können; dabei wird aber 
nach der Bechtsprechung schon das Vermieten von Wohnungen 
an Prostituierte überhaupt und der daraus erzielte Mietzins als 
Tatbestandsmerkmal des Eigennutzes und somit der Strafbarkeit 
angesehen. Demnach hat die Polizei in jedem zur Anzeige ge> 
langten Fall gegen den betreffenden Vermieter mit Strafe vorzu- 
gehen. Zn welchen Konsequenzen das geführt hat, wie der Will¬ 
kür örtlicher Polizeiorgane, der Denunziation, Ausbeutung und 
Heuchelei hier Tür und Tor offen steht, wie sich die Behörde 
bei der Duldung strafwürdiger Zustände zum Mitschuldigen des 
Kupplers, also selbst der Kuppelei schuldig macht, ist genugsam 
bekannt. Nur auf die Bordelle darf ich noch mit einigen Worten 
eingehen. Wie Blaschko ausführt, hat das Reichsgericht in 
einem Erkenntnis vom 29. Januar 1883 das Bordellhalten selbst 
mit polizeilicher Gestattung für strafbar erklärt; trotzdem 
bestehen in einer großen Anzahl von deutschen Städten die Bor¬ 
delle, z. T. mit ausdrücklicher polizeilicher Genehmigung, weiter 
fort; in Hamburg besteht de facto sogar ein Bordellzwang, 
da die Prostituierten nur in einigen bestimmten Straßen wohnen 
dürfen, die als Bordellstraßen bekannt sind. Es sind dies un¬ 
leidliche Zustände, die eines modernen Rechtstaates durchaus 
unwürdig sind. Der erwähnte preußische Ministerial-Erlaß vom 
Dezember 1907 suchte daher in Toller Würdigung dieser Ver¬ 
hältnisse auch die Wohnungsfrage der Prostituierten in ebenere 
Bahnen zu lenken, indem er bestimmt, es solle dafür Sorge ge¬ 
tragen werden, daß jene zu den Wirten nur in mietsrechtliche 
Begehungen treten, daß dagegen jeder weitere ausbeuterische 
Einfluß der Vermieter auf die Prostituierten unbedingt yermieden 
wird. Er kann aber nur eine halbe Maßregel bleiben, solange 
der § 180 in seiner jetzigen Fassung Giltigkeit besitzt. Es be¬ 
deutet daher in jeder Beziehung der ihn ersetzende § 251 des 
Entwurfs einen außerordentlichen Fortschritt, an welch letzterem 
die Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten keinen unwesentlichen Anteil hat, deren Wünsche durch 
fast wörtliche Aufnahme der betreffenden Petition in den Entwurf 
weitgehende Berücksichtigung gefunden haben. Derselbe lautet: 

«Wer gewohnheitsmäßig oder ans Eigennutz der Un¬ 
zucht Vorschub leistet, wird mit Gefängnis bestraft 

Biese Vorschrift findet auf die Gewährung von Wohnung 
keine Anwendung, sofern nicht der Täter mit Bttcksicht auf 
die Buldung der Unzucht einen unTerhältnismäßigen Gewinn 
zu erzielen sucht* 

Die Gewährung von Wohnung an Prostituierte soll also 
unter der angegebenen Voraussetzung künftig straffrei sein. 
Hiermit ist, wie Mittermeier im IV. Band der vergleichenden 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts zur 
Kuppeleifrage sagt, „der einzige berechtigte Kern aller Anstürme 
gegen den Kuppeleitatbestand des § 180 gefallen*'; es bleibt nur 
zu hoffen, dass diese in Aussicht genommene Regelung der Woh- 
nnngsverhältnisse der Prostituierten, die ja schon in der lex 
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Heinze in ähnlicher Weise geplant, jedoch vom Beichstag ahge- 
lehnt war, Gesetz wird. Weitergehende begründete Wünsche Tom 
sanitätspolizeilichen Standpunkte sind m. E. hier kanm zn änssem. 

Wenn wir nnnmehr zur schweren Kuppelei übergehen, 
die ün geltenden Recht in dem § 181 mit zwei ünterabteilnngen 
behandelt wird — Nr. 1: Vorschubleistung der Unzucht unter 
iüiwendnng hinterlistiger Kunstgriffe; Nr. 2: Das gleiche unter 
Antoritätsmissbrauch — so sieht der Entwurf hierfür zwei ge¬ 
sonderte Paragraphen vor: 1) den § 252, welcher dem Tat¬ 
bestand und der Strafandrohung nach dem jetzigen § 181 Nr. 2 
entspricht; 2) den § 253 mit zwei Unterabteilungen. 7on 
^esen ist die erste die wichtigste; denn sie füllt eine allsmts 
empfundene Lücke des geltenden Rechts insofern ans, als durch 
sie der Frauen- bezw. Mädchenhandel unter strenge Ahn¬ 
dung gestellt wird. Gegen diese internationale soziale Gift¬ 
pflanze reichten die bestehenden Yorschriften nicht aus, die im 
wesentlichen in dem § 48^) des Auswanderungsgesetzes vom 
9. Juni 1897 gegeben waren. Gegen das unter den mannig¬ 
fachsten Formen sich abspielende Treiben der Mädchenhändler 
war vielmehr eine möglichst umfassende Strafbestimmung nötig, 
und diese dürfte in der vorliegenden Fassung gefunden sein. — 
Die Nr. 2 des ebengenannten Paragraphen hat die Nr. 1 ded 
§181 lediglich in der Fassung etwas vereinfacht, ihren Tat¬ 
bestand im übrigen unverändert übernommen. Neu ist dagegen 
die Zulassung mildernder Umstände; ihrer Begründung, deren 
Tenor dahingeht, dass es namentlich dann, wenn es sich um nicht 
mehr unbescholtene Mädchen handelt, sehr hart wäre, die volle 
Strenge des Gesetzes walten zn lassen, kann die Znstimmnng 
wohl nicht versagt werden. 

In dem folgenden § 254, die Zuhälterei betreffend, ist 
der durch das Gesetz vom 25. Juni 1900 geschaffene § 181a 
dem sachlichen Inhalt nach übernommen und dadurch vereinfacht 
worden, dass der schon mehrfach genannte § 84 (besonders 
schwere Fälle) einbezogen ist, um hierdurch möglichst allen 
Komplikationen des Zuhälterwesens gerecht zn werden. Be¬ 
sondere Wünsche sind wohl nicht vorzubringen. 

Der § 255 des Entwurfs gibt die sichernden Maß¬ 
nahmen des § 250 Absatz 3, sowie der §§ 251—254 an und ent¬ 
hält insofern einen beachtenswerten Fortschritt gegenüber 
dem Jetztzustand, als nach ihm auch bei Kuppelei und Frauen¬ 
handel gemäß § 42 des Entwurfs, dessen Besprechung dem¬ 
nächst erfolgen soll, auf Arbeitshaus erkannt werden kann. Wir 
können uns hiermit nur einverstanden erklären, da das Arbeits¬ 
haus mit seiner strengen Zucht manchem Rückfall des Knppler- 
gesindels verbeugen dürfte, ganz abgesehen davon, daß die 
menschliche Gesellschaft vor besonders schlimmen Elementen 
wenigstens eine Zeit lang geschützt wird. 


1) § 48 des AaswanderaBgsgesetzeB lautet: nVerleitong zur Anzwau- 
derung unter arglistiger Verschweigung des Zwecks der gewerblichen Unzucht 
wird mit Zuchthaus bis zu 6 Jahren bestraft.“ 
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Der § 256 des EntwniiSy der die Strafbarkeit der 
Erregung von Aergernis durch unzüchtige Hand¬ 
lungen auBspricht, enthUt gegenüber dem § 183 Str.G.B. nach 
der Richtung eine Erweiterung, als von der betreffenden Hand¬ 
lung hinsichtlich ihrer Strafwürdigkeit lediglich verlangt wird, 
daß sie geeignet sein soll, ein Aergernis zu erregen, ganz 
gleichgiltig, ob sie im konkreten Fall ein solches hervorgernfen 
hat oder nicht 

Hinsichtlich der beiden Para^phen 257 und 258, von 
denen der erstere unzüchtige Schriften, Darstellungen, Abbil¬ 
dungen und Gegenstände, der andere die unbefugte Veröffent¬ 
lichung anstößiger Berichte ans Gerichtsverhandlungen oder aus 
den diesen zugrunde liegenden Akten zum Gegenstand von Straf¬ 
bestimmungen hat, erweckt unser sanitätspolizeiliches Interesse im 
wesentlichen nur die Nr. 8 des erstgenannten Paragraphen. 

Wie vielleicht bekannt sein wird, wurde auf der Münchener 
Tagung der D.G.z.B.d.G. über ,die öffentliche Ankündigung 
der Schutzmittel eingehend verhandelt und die Frage: „SoU man 
diese Mittel wegen moralisierender Bedenken über die Unzüchtig¬ 
keit von der öffentlichen Ankündigung ausschließenP mit einem 
runden ,Nein* beantwortet. Gerade durch die Reichsgerichts¬ 
entscheidung vom 10. Juni 1903, welche die Mittel zur Ver¬ 
hütung der Geschlechtskrankheiten deshalb für unzüchtig im 
Sinne des § 148, Nr. 3 erklärt, weil sie geeignet seien, die An¬ 
steckungsgefahr zu beseitigen und daher der gefahrlosen Aus¬ 
übung des außerehelichen Geschlechtsverkehrs dienten, ist m. E. 
vom sanitätspolizeilichen Standpunkt aUe Ursache gegeben, für 
die Freigabe der Schutzmittel einzutreten, da ja selbst die 
höchsten Richter die prophylaktische Eigenschaft derselben an¬ 
erkennen mußten. An dieser ist so wenig zu zweifeln, daß, wie 
Nenstätter sagt, die Existenz der Deutschen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten von dem Augenblick an 
berechtigungslos würde, wo die Schutzmittel im suspekten außer¬ 
ehelichen Verkehr zur regelmäßigen und idlseitigen Verwendung 
kämen, d. h. es würde „fast eine Ausrottung der Geschlechts¬ 
krankheiten mit allen ihren in Gesundheit und Lebensglück des 
einzelnen wie der Familien und des ganzen Volkes so tief ein¬ 
schneidenden Folgen^ erreicht werden! Und was will diesem 
Segen gegenüber, „den ein wirksames Verhütungsmittel der ge- 
BcUechtiichen Ansteckung für ganze Generationen schafft" 
(Leppmann), der Fall bedeuten, daß wirklich jemand durch ein 
Schutzmittel auf unerlaubte Wege geführt wird! Auch der Ein¬ 
wand, daß durch ein allgemeines Bekanntwerden der genannten 
Gegenstände der Bestand der Nation Gefahr liefe, wäre nichts 
weniger als stichhaltig, wenn man nur einen Augenblick an den 
Umfang der traurigen Folgen denkt, welche für die Fortpflan- 
zungsfthigkeit mit den Geschlechtskrankheiten verbunden sind. 
Vom rein ethischen Standpunkt aus ist gewiß das Verbot der 
Schutzmittel berechtigt, aber was nützen alle sittlichen For¬ 
derungen einer ihnen Hohn sprechenden nackten Wirklichkeit 
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gegenftberP Mit vollstem Recht hat sich daher auch die Eaiser- 
Uche Marineverwaltimg, wie bekannt sein dürfte, anf den reinen 
Bealitätsstandpnnkt gestellt nnd anf ihren Schiffen die Benntanng 
der Schutzmittel zur Pflicht gemacht. Hierdnrch hat sie m. E. 
weniger unsittliche, nnzfichtige Gegenstände den Sühnen des 
Landes in die Hand gegeben, als vielmehr Mittel, die nachwdslich 
geeignet sind, jene vor schweren gesundheitlichen Gefithren des 
Kürpers nnd Geistes in einer grossen Zahl von Fällen zn be< 
wahren; ein m. E. nicht so ganz unmoralisches Verdienst! Nach 
allem diesen erscheint es mir wohl begründet zn sein, wenn wir 
uns der Forderung der D. G. z. B. d. G. nach einer Aendemng des 
geltenden Rechts, die im Entwurf leider nicht eingetreten ist, 
anschließen nnd etwa folgenden Zusatz znr Nr. 3 des § 257 be¬ 
antragen: 

„Aasgenommen sind Gegenstände, welche znr wirksamen Ver- 
htttang der Verbreitung von Geschlechtskrankheiten geeignet 
sind, sofern diese nicht in marktschreierischer oder das 
Pablikam belästigender oder irreführender Weise ansgestellt, 
angekündigt oder angepriesen werden.“ 

Betreffs sonstiger Paragraphen des Entwurfs von sanitäts¬ 
polizeilicher Bedentnng darf ich Ihre Aufmerksamkeit kurz hin¬ 
lenken auf diejenigen, welche die Sicherstellung von gesundheit¬ 
lichen Einrichtungen anf dem Gebiet der Wasserversor¬ 
gung (§ 181 und § 192) sowie der Bau- und Straßenpolizei 
(§ 307 Nr. 12 und 13) bezwecken. Die genannten Para¬ 
graphen bieten gegenüber denjenigen des geltenden Rechts keine 
nennenswerten Abweichungen. Zu beachten ist höchstens, daß in 
§ 192, der die Brunnenvergiftung schwer ahndet, entsprechend 
der Zunahme der zentralen Leitungsanlagen auch die Wasser¬ 
leitungen eingefügt sind, nnd daß im § 307 Nr. 12 ansdrück- 
lich die Uebertretung deijenigen baupolizeilichen Maßnahmen 
unter Strafe gestellt ist, welche zum Zweck der Gesundheit 
getroffen sind; im geltenden Recht fehlt eine solche Hervorhebung 
der sanitären Seite. 

Abänderungsvorschläge hinsichtlich der eben erwähnten 
Paragraphen sind diesseits ebensowenig zu machen, wie betreffs 
des § 308 Nr. 8, der die Versagung poliz eilich geforderter 
Hilfe bei ünglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not bestraft 
und dem § 360 Nr. 10 des geltenden Rechts durchaus gleicht. 

Ebenso bieten die §§ 158 und 306 Nr. 5^ des Entwurf» 
welche die Schändung und Beseitigung von Leichen 
oder Teilen von solchen behandeln, zur Stellung etwaiger 
Abänderungsvorschläge m. E. keinen ^aß. Der § 158 hat 
gegenüber dem bisher geltenden § 168 nach der Richtung eine 
beachtenswerte Erweiterung erfahren, daß er unmittelbar gegen 
den Leichnam gerichtete verbrecherische Handlungen, namentUch 
Unznchtdelikte, direkt unter Strafe stellt, während dieselben bisher 
höchstens auf Grund des § 360 Nr. 11 (Verübung groben Unfugs) 
geahndet werden konnten. Es wird somit eine nicht nnwichtige 
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Lücke des bestehenden Hechts ansgefflllt. Erwähnt mag noch 
werden, daß in Anbeü'acht der Znni^e der Feuerbestattung 
bezw. deren Anerkennung durch einige Bundesstaaten, denen sich 
Preußen hoffentlich demnächst anschließen wird, durch den Ent¬ 
wurf sowohl der Asche tou Verstorbenen, wie der Beisetznngs- 
stätte der Urnen der gleiche Schutz des Glesetzes zu teil wird 
wie dem der Erde übergebenen Leichnam und seiner Ruhestätte. 

Der § 806 Nr. 5 handelt von der yerbotswidrigen Be¬ 
stattung oder Beiseiteschaffhng eines Leichnams. Eine Aendemng 
ist im Entwurf wieder mit Rücksicht auf die Feuerbestattung 
nur dahin getroffen, daß statt des Wortes „beerdigen'' der all¬ 
gemeinere Ausdruck „bestatten" in Anwendung gekommen ist. 

Unter dem Gesichtswinkel der allgemeinen Wohlfahrts¬ 
pflege interessiert uns im Entwurf noch der schon kurz er¬ 
wähnte neu geschaffene § 42, welcher die sogenannten 
sichernden oder Präventivmaßnahmen, insonderheit die 
Ueberweisnng in ein Arbeitshaus, behandelt. Diese kann 
unter bestimmten Voraussetzungen gegen solche Delinquenten 
ausgesprochen werden, deren strafbare Handlung auf einen Zu¬ 
stand von Verwahrlosung zurttckzuführen ist, der auf Lieder¬ 
lichkeit oder Arbeitsscheu beruht. § 42 bedeutet gegen das bisher 
geltende Recht zunächst insofern einen Fortschritt, als die Ueber¬ 
weisnng nicht mehr in das Ermessen der LandespolizeibehOrde 
gestellt ist, was zu mancherlei Unzuträglichkeiten und Willkür¬ 
akten geführt hat, sondern direkt von dem erkennenden Gericht 
ausgesprochen wird. 

Des weiteren ist anzuerkennen, daß die kurzzeitigen Frei¬ 
heitsstrafen, deren Träger geradezu eine Omx für manche Ge¬ 
fängnisse bilden, nach den Bestimmungen des Entwurfs von der 
Bildfläche verschwinden dürften, da die Ueberweisnng ins Arbeits¬ 
haus statt einer Freiheitsstrafe bis zur Dauer von 3 Monaten 
zulässig ist. Soweit können wir unserer Zustimmung zu dem ge¬ 
nannten Paragraphen rückhaltlos Ausdruck geben. Nun kommt 
aber ein Punkt, mit dem wir uns aus sozialen Rücksichten nicht 
ohne weiteres einverstanden erklären können. Der Absatz 3 des 
in Rede stehenden Paragraphen lautet nämlich: 

„Erweist sich der Verarteilte nschtrlglioh als aicht 
arbeitsfähig, so hat das Gericht, wenn anf Unterbringung an 
Stelle einer Gefängnis- oder Haftstrafe erkannt war, eine 
solche Ton angemessener Dauer festsusetzen." 

D. h. also, solche Individuen, die selbst nicht zu leichter 
Haus-, Garten oder Feldarbeit infolge von Gebrechen oder Alter 
fähig sind, haben mit Haft- oder Gefängnisstrafen bis zu 3 Mo¬ 
naten zu rechnen. Daß diese Strafen irgendeinen bessernden 
Einfluß auf die betreffenden Individuen auszuüben geeignet sind, 
wird wohl niemand von uns glauben. Hat der Betreffende seine 
kurze Strafe auf eine ihm nicht unangenehme Weise verbüßt, 
wird er wieder ein freies, aber auf dem Arbeitsmarkt unbrauch¬ 
bares Mitglied der menschUchen Gesellschaft und hat nun etwa 
folgende Chancen vor sich: Entweder er läßt sich in ein Armen¬ 
haus aufnehmen und bleibt hier so lange, bis der Drang zur 
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Freiheit ihn die Tore jenes verlassen heißt, oder aber er 
wendet sieh sofort der Strasse zn, nm, je nach seiner sonstigen 
Charakterveranlagnng, wieder als ein die Menschheit dnrch 
Betteln belästigendes Individnom zn fangieren and aber ein 
kleines die liebgewonnenen Manem der Staatsversorgnngsanstalt 
zn kurzer Q^astrolle aof^sachen, oder aber a. ü., wenn die 
Gelegenheit sich bietet, aach eine schwerere kriminelle Hand- 
lai^ (z. B. ein Sittlichkeitsdelikt) zn begehen, die ihn fttr längere 
Zeit den Blicken der Mitwelt entzieht. Dieses Spiel wiederholt 
sich mit Variierongen immer von neaem: Ein solches mit geistigen 
oder körperlichen Gebrechen behaftetes Individnom, welches nach 
kurzer Detention im Gefängnis stets von neuem hilflos auf die 
Straße gesetzt wird und sieh in den Landarmenhäusem seinem 
ganzen Naturell nach gutwillig nicht halten läßt, sieht sidi ja 
geradezu gezwungen, sein kttmmerliches Leben durch Bettelei, 
kleine Diebstähle und dergl. zu fristen und dadurch immer wieder 
kriminell zu werden. Dieser Zustand ist jedoch, wie Sie wohl 
alle zageben werden, eines modernen, in sozialen Ideen und Taten 
lebenden und webenden Rechtstaates nicht würdig. Ihm kann und 
muß dadurch ein Ende gemacht werden, daß die arbeitsunfähigen 
Bettler und Vagabunden zwangsweise in Siechen- oder Kranken¬ 
häusern interniert werden, entweder dauernd, oder bis ihre Er¬ 
werbsfähigkeit wiederhergestellt ist, eine Forderung, die wohl 
zuerst von Puppe, dann auch von F. Leppmann und anderen 
gestellt ist. Es gibt eine ganze Beihe unter diesen arbeitsun¬ 
fähigen Bettlern, wie die eben genannten Autoren festgestellt 
haben, deren die Arbeitsunfähigkeit bewirkendes Leiden lediglidi 
eine Folge ihrer Lebensweise ist nnd unter geordneten Verhält¬ 
nissen sich soweit bessern läßt, daß Arbeitsfähigkeit nnd somit 
die Möglichkeit resiütiert, sie dem Arbeitshaus zazufOhren, wo 
ihre Kräfte wieder auf irgendeine Weise zum Besten der All¬ 
gemeinheit nutzbar gemacht werden. Ich bin freilich überzengt, 
daß es recht schwer halten wird, eine entsprechende Erweitemng 
des Gesetzes zu erreichen. Einmal wird eingewendet werden, 
daß die dauernde Freiheitsbeschränkung in vielen Fällen zn 
hart wäre gegenüber den Vergehen, die sie herbeiführen. Ein 
^ßer Teil der arbeitsunfähigen Bettler sei ja kaum als eigent- 
Uche antisoziale Menschenklasse zu bezeichnen. Warum also, 
wird man fragen, sie zwangsweise dauernd einsperren P Sodann 
dürfte die Kostenfrage eine große Schwierigkeit bereiten. Die 
Provinzialverwaltnngen, deren sich stetig mehrende Angaben 
sdion jetzt immer größere Summen erfordern, werden sich vor¬ 
aussichtlich nach Kräften gegen die Schaffung solcher Zwangs¬ 
asyle sträuben, z. T. mit der Begründung, daß die Arbeitshäuser 
schon jetzt eine ganze Beihe arbeitsunfähiger Elemente mit 
leichtesten Arbeiten, z. B. Fedempflücken beschäftigen, wie mir 
der Direktor des großen sächsischen Arbeitshauses Schloß Moritz¬ 
burg in Zeitz mitteilte, mit dem ich mich über die Frage ein¬ 
geltender unterhalten habe. Die teilweise Berechtigimg dieser 
Shnwände soll nicht verkannt werden; trotzdem erheisäen die 
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Fürsorge für dieinyaliden Enterbten des Glücks auf 
der einen« der Schatz desPabliknms anf der anderen 
Seite Maßnahmen« die nur im Wege des Zwanges sich zn 
dauernder Wirksainkeit entfalten können. Welcher Art diese 
Zwangsasyle sein soUen« ob sie sich an die bestehenden Arbeits> 
hftuser angliedem, ob besondere Anstalten hierfür geschaffen 
werden sollen« darauf des näheren einzugehen« erachte ich nicht 
für meine Aufgabe. Zur Erreichung des eben geäußerten Zwecks 
wird jedenfalls eine Erweiterung der Entwurf •Bestimmungen 
nötig sein« für die sich vielleicht folgende Fassung des Absatzes 3 
empfiehlt: 

«Erweist sich der Verurteilte nachträglich als nicht arbeits* 
fähig« so hat das Gericht, wenn anf Unterbringung an Stelle 
von Gefängnis oder Haftstrafe erkannt worden war, eine solche 
von angemessener Dauer festzusetzen oder in den im Ge¬ 
setz besonders bestimmten Fällen den Verurteilten 
dauernd oder solange in geeigneten Anstalten zu 
versorgen, bis seine Arbeitsfähigkeit wieder her¬ 
gestellt ist.** 

Zu § 305 des Entwurfs, der in den Nr. 1—3 Landstreichen, 
Betteln und Arbeitsscheu behandelt, wäre dann als beson¬ 
derer Absatz unter Nr. 5 anzufügen: 

«In den Fällen zu Nr. 1—3 kann bei dauernder oder vorüber¬ 
gehender Arbeitsunfähigkeit Ueberweisung an eine Zwangs- 
siechenanstalt von dem Gerichte angeordnet werden.** 

Zum Schluss komme ich nun noch zu einigen Gegenständen 
des Eutwurfs, welche mehr die Aerzte im allgemeinen interessieren: 
zur Ausstellung und zum Gebrauch unrichtiger Zeugnisse, sowie 
zum sogenannten Berufsgeheimnis. Da anzunehmen ist, dass 
namentlich über letztere Materie von ärztlichen Standesver- 
tretungen noch genugsam besondere Wünsche zur Aeussemng 
kommen werden werden, sei es mir gestattet, hierüber mich nur 
relativ kurz auszulassen. 

Die Ausstellung und der Gebrauch unrichtiger Zeug¬ 
nisse wird im § 286 des Entwurfs strafrechtlich behandelt, der £e 
beiden §§ 278 und 279 des jetzigen Rechts umgreift. Er unter¬ 
scheidet sich von diesen in der Hauptsache durch 2 Momente: 

1) dadurch« dass «um die Einheitlichkeit des Reichsstratrechts 
zu wahren**, wie die Begründung sich ausdrttckt, als Täter ledig¬ 
lich Aerzte, für welche allein reichsrechtlich eine Approbation 
gefordert wird, in Betracht kommen, während im geltenden Recht 
auch «andere approbierte Medizinalpersonen** mitgenannt sind, 
deren Approbation auf landesgesetzlichen Bestimmungen beruht; 

2) dadurch, dass ein wissentlich falsches Zeugnis nicht nur den 
Gesundheitszustand, sondern auch die Todesursache eines 
Menschen betreffen kann. Diese Erweiterung erscheint durchaus 
berechtigt, da der Tod gewissermassen nur eine Ausgangsart des 
Gesundheitszustandes eines Menschen darstellt« wenn ich mich so 
ansdrücken darf. Die im Entwarf gegebene Begründung« welche 
lautet: «es ist kein Qrund abzusehen, ein Attest über eine Krank- 
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heit andere zn behandeln, je nachdem die Krankheit znm Tode 
oder nicht znm Tode geführt hat“, erscheint mir nicht ganz zu¬ 
treffend, da bei der Ansstellnng eines Zeugnisses über den Ge¬ 
sundheitszustand eines Menschen durchaus nicht immer ein krank¬ 
hafter Zustand in Frage steht. 

Besondere Wünsche dürften daher hinsichtlich dieses Para¬ 
graphen nicht zu äußern sein. Anders ist es dagegen in dieser 
Beziehung mit dem § 268 des Entwurfs bestellt, der^s Berufs¬ 
geheimnis betrifft und dem viel genannten und erörterten § 300 
Str.G.B. entspricht. Wie gleich vorweg bemerkt sein soll, hat 
die häufig gestellte ärztliche Forderung, den Begriff „unbefugt“, 
um dessen Auslegung sich in der Hauptsache der gesamte 
Streit der Meinungen dreht, bei einer Neuregelung des Strafrechts 
näher zu präzisieren, Berücksichtigung nicht gefunden. Sie konnte 
wahrscheinlich nicht erfüllt werden, weil es als ein Unding er- 
sdieint, all diejenigen Eventualitäten in knapper Form zusammen- 
znfassen, in denen ein Offenbaren eines Privatgeheimnisses 
gestattet wäre. Nach den Motiven zum Entwarf des § 268 ist 
letzteres nur dann der Fidl, wenn die Voraussetzungen des Not¬ 
standes oder der Notwehr zutreffen, widrigenfalls die Hand¬ 
lang in der Kegel nnbefagt sein wird, und zwar selbst dann, 
wenn die Interessen des Offenbarenden gegenüber denen des 
Anvertrauenden die überwiegenden sein sollten. Hiermit ist das 
von Kahl in seinem Aufsatz „Der Arzt im Strafrecht“ als Kecht- 
fertigungsgrund betonte und auch praktisch gewürdigte Wert- 
verhältnis der Interessen“ mehr in den Hintergrund ge- 
diAngt worden; demgemäß dürfte auch die Spruchprazis des 
Reichsgerichts, die in neueren Entscheidongen die engen starren 
Grenzen, innerhalb welcher ein Offenbaren als befugt anzusehen 
war, mit milder Hand etwas erweitert hatte, wieder mehr zur 
früheren Strenge zurttckkehren. Hierin liegt zweifellos eine Ver¬ 
schlechterung zu ungunsten der Aerzte. Sache dieser wird es 
sein, ihre Wünsche von neuem mit Nachdruck geltend zu machen. 

Im übrigen dehnt der Entwarf den Kreis der Schweige- 
pfiichtigen nicht unerheblich aus, indem die Schweigepfiicht allen 
Angestellten, Unternehmern oder Untemehmergehilfen der öffent¬ 
lichen oder privaten Heilanstalten jeder Art auferlegt wird. 
Hierher gehört also auch das nicht ärztliche Verwaltnngs- und 
Bureaupersonal von Krankenanstalten, womit teilweise einer lang¬ 
gehegten Forderung aus ärztlichen Speisen genüge geschehen 
würde. Wenn ich sage „teilweise“, so geschieht dies mit Rücksicht 
darauf, dass diese Forderung dahin ging, auch das Personal der 
Versicherungsanstalten, Krankenkassen usw. dem Schweigegebot 
zu unterstellen, was vom Entwurf jedoch m. E. mit Recht abge¬ 
lehnt worden ist. Im übrigen gilt letzteres, d. h. das Schweige¬ 
gebot, für den erweiterten Kreis der „Pflichtigen“ nur unter 
der Voraussetzung, daß die betreffenden Personen zu ihrem 
l^uf „öffentlich bestellt oder zugelassen“, d. h. wie die 
Begründung ausdrücklich hervorhebt, auf Grund eines staatlichen 
Aktes der Anerkennung“ zagelassen sind. Kurpfuscher jeder 
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Art und nnd ungeprüfte Krankenpfleger trifft die Schweigepflicht 
nicht. Ich mnß gestehen» dass ich dieses Belassen der Ansnahme- 
Btellnng der Enrpfoscher nsw. nicht recht begreife. Daß anch von 
jnristischer Seite eine diesbezügliche Aendemng erwartet 
wurde» geht z. B. ans folgenden Worten Eahls (der Arzt im 
Strafrecht) hervor: ,Nicht will ich behauptet haben» daß der 
§ 800 nicht überhaupt verbesserungsfflhig und bedürftig sei. So 
wird die Beschränkung der Verpflichtung zur Walumg des 
Berufsgeheimnisses auf approbierte Aerzte schwerlich anfre^t zu 
erhalten sein. Warum soll es Naturärzten und Enrpfuschem 
gestattet sein, Anvertrautes straflos auszuplaudemP“ 

H. E. ist jetzt» wo auch das staatlich geprüfte niedere 
Heil- nnd Pflegepersonal der Schweigepflicht unterworfen werden 
soll» erst recht zu verlangen» daß auch Kurpfuscher und 
ungeprüfte Pfleger ihr in gleicher Weise unterstellt werden» 
wie jenes. Hinsichtlich der ersteren ist zwar verschiedentlich die 
gegenteilige Notwendigkeit betont worden unter Hinweis 
darauf» daß gerade durch die Schweigepflicht der Arzt im Gegen¬ 
satz zum Kurpfuscher dem Publikum gegenüber eine besondere 
Vertranensstellnng einnehmen soU» ^ deshalb sieh eher dem 
ersteren znwenden würde als dem Pfuscher» der mit dem ihm 
anvertrauten Geheimnis nach Belieben schalten könne. Nun» die 
tägliche Erfahrung hat zur Genüge gezeigt» dass das grosse 
Pnbliknm keinen besonderen Wert auf die Bewahrung von 
Privatgeheimnissen medizinischer Art zu legen scheint» da sonst 
das Kurpfuschertum nicht so üppig hätte wuchern können» als 
seine Ausbreitung dartut. 

Für das nicht geprüfte Pflegepersonal halte ich die 
Schweigepflicht aus folgenden Gründen für notwendig: Es ist zu 
erwarten, daß mit der geplanten moralischen Neubelastnng der 
zugelassenen Personen die Absicht des Staates» ein zuverlässiges 
Material für den Erankenpflegedienst nnd die niedere Heilkunde 
zu gewinnen, eine Förderung nicht erfahren wird. Wer von 
diesen ethisch weniger gefestigten Personen wird sich in leicht 
möglichen Konflikt mit dem Strafgesetz nur deshalb setzen wollen» 
weU auf seinem Schilde das «staatlich geprüft*^ in grossen Buch¬ 
staben prangen darf? Mancher dürfte in Zukunft auf die staat¬ 
liche Zulassung verzichten, um auch ohne diese seinen Ver¬ 
dienst zu Anden, ohne dass das Damoklesschwert des § 268 
über seinem Haupte schwebt. Auf Grund dieser kurzen Ans- 
führungen möchte ich durchaus dafür eintreten» dass der Unter¬ 
schied zwischen staatlich zugelassenen nnd sonstigen Personen 
hinsichtlich der Schweigepflicht fortfällt. 

Eine Aenderung im Wortlaut des Paragraphen braucht zur 
Erreichung dieses Zweckes nicht vorgenommen zu werden, nur 
in der Begründung bedarf es einer entsprechenden sinngemässen 
Auslegung des Begriffs «znlassen*^. 

Schliesslich möchte ich hinsichtlich des Kreises der zum 
Schweigen angehaltenen Personen noch darauf hinweisen» dass 
auch staatlich geprüfte Desinfektoren bezw. Gesund- 
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heitsftiifseher m. E. in denselben einznbeziehen sind. Ist es 
doch nicht aasgeschlossen, dass anch diese Personen n. ü. bei 
Ansflbnng ihres Berufs, der nebenbei bemerkt nach den Motiven 
des Entwurfs nicht ein dauernder zu sein braucht, Wahrnehmungen 
machen kbnnen, an deren Geheimhaltung und Verschweigung, 
wie Fromme sagt, die Beteiligten ein erkennbares Interesse, 
und wenn anch nur das geringste haben kOnnen‘‘, womit der 
Begriff des zugänglich gewordenen Geheimnisses verbunden ist. 
Da die Desinfektoren und Gesundheitsaufseher staatlich geprüfte 
Personen der öffentlichen Gesundheitspflege, somit auf alle Fälle 
als yZngelassen“ im Sinne des Entwurfs anzusehen sind, dürfte 
Uire Einreihung unter die Schweigepflichtigen Schwierigkeiten 
nicht bereiten. Es empflehlt sich daher, den Eingang des § 268 
dahin zu erweitern, dass hinter dem Worte „Krankenpflege** die 
beiden Worte .öffentlichen Gesundheitspflege** eingefttgt werden. 

M. H. Ich bin am Ende meiner Ausffihrnugen angelangt 
und mir wohl bewusst, eine lückenlose Erfüllung meiner Auf^^ 
nicht geliefert zu haben; jedoch habe ich mich bemüht, mich ihrer 
nach besten Kräften zu entledigen, und bin überzeugt, dass mit 
Ihrer sachverständigen Hilfe anch auf dem von mir besprochenen 
Gebiet zweckdienli^e Vorschläge für die endgültige Gestaltung 
des bedeutsamen Werkes der Strafrechtsreform zustande kommen 
werden. 

(Lebhafter Bdfall.) 

Vorsitzender: M. H.! Zunächst möchte ich den drei Herren 
Referenten im Namen der Versammlung unseren verbindlichsten 
Dank für ihre ausgezeichnete Berichterstattung aussprechen. 

Ich eröffne sodann die Diskussion. Bei dieser dürfte es 
zweckmäßig sein, daß wir uns, um nicht eine Zersplitterung 
herbeizuföluen, an die von den Herren Referenten getroffene 
Einteilung und die von ihnen anfgestellten Leitsätze halten. 

Ich frage also, ob jemand zu den Leitsätzen unter AI bis IX 
das Wort zu ergreifen wünscht. 

Gerichtsarzt Dr. Kefersteln-Magdeburg: H. H.! Ich mOchte zu dem 
ersten Absatz, also der Frage des Mordes, einige Worte spredien. Ob die 
Todesstrafe abgeschafft werden soll oder nicht, darüber eine Entscheidane 
za treffen, ist nicht unsere Sache. Die wenigsten yon Ihnen werden woM 
einmal eine Hinrichtung gesehen haben; ich kann nicht anders sagen, als daß 
sie etwas sehr Rohes ist. Es ist ganz anders, wie man es sich so im allge- 
meinea vorstellt. Ein großes Schaffet usw. gibt es nicht, sondern der 
Delinquent wird heruntergefflhrt, ihm noch einmal das Urteil yorgelesen und 
dann zuletzt erOfhet, daß Sr. Majestät von der Berechtigung, ihn zu 
begnadigen, nicht Gebrauch gemacht hat. Nachdem ihm die Unterschrift 
Seuer Majestät gezeigt ist, sagt dann der erste Staatsanwalt: Hiermit ttber^ 
gebe ich den Delinquenten, und der Scharfrichter tritt in sein Amt. Der 
Delinquent wird hierauf auf eine Bank gelegt — es ist, wie schon gesagt, 
kein Ikhaffot da, sondern nur eine ganz kurze Bank — dayor steht ein außer« 
ordentlich kleber Richtblock, der auch nur so yiel Platz hat, daß der Kopf 
gerade darauf liegen kann, und dann erfolgt der Schlag. Das Beil saust 
hernieder, der Kopf fällt herunter und der Blntstrom ergießt sich. Wer 
einmal so etwas angesehen hat, wird kaum das Verlangen haben, es zum 
zweiten Male zu sehen, wml man doch den Eindruck hat, es ist etwasTunendlich 
RcAes, wenn ein Mensch geköpft wird. Es ist daher sehr zu begrüßen, daß 
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dzdaroh, dzB nach dem neuen Entwarf nach beim Morde mildernde Um- 
sttnde in Betracht kommen kOnnen and demzalolge die Strafe der Hin* 
richtang seltener werden wird. Bisher gab es keine mildernden ümstSnde, 
sondern der Mord wardeÜ stets mit der Todesstrafe belegt, wenn nicht die 
kaiserliche Gnade die Todesstrafe aafhob. 

Ich kann deshalb nnr sagen, es ist sicher ein Fortschritt, daß auch bei 
Mord jetzt mildernde Umstände bewilligt werden kbnnen. 

Med.*Bat Dr. l.rbeit>Stargard i. P.: M. H.l Ich woUte zar geschäft¬ 
lichen Bebandlang der Vorlage ein paar Worte sagen und hoffte deshalb, noch 
▼or dem Kollegen Dr. Eeferstein das Wort za erhalten. Wenn wir in der 
Weise fortfahren, wie wir eben begonnen haben, dann, glaube ich, kann es 
Mitternacht werden, bis wir das ganze reiche Material, das ans Torgetragra 
ist, diskutiert haben. Ich halte es ttberhaupt nicht für angängig, daß wir 
diese außerordentlich schwierige and hochinteressante Materie, die ans in 
ehizelnen Leitsätzen erst heute Torliegt — früher war es leider nicht mög¬ 
lich — jetzt detailliert erörtern. M. E. sind wir heute nicht in der Lage, nüt 
Anspruch auf die erforderliche Gründlichkeit gegensätzliche Schärfen hier zum 
Aastrage zu bringen und uns darüber zu einigen, was wir als Extrakt unserer 
Anschauungen über den Entwarf des Strafgesetzbuches zum Beschlüsse 
erheben. Wir sind heute zwar in einer so herrorragenden und ausgiebigen 
Weise in die Materie des Strafgesetzbuches auf speziell gerichtsärztlichom, 
psychiatrischem, sanitäts- und medizinalpolizeilichem Gebiete bingefühit 
worden, wie es uns nicht alle Tage im stillen Priyatstadium zu Hause möglich 
gewesen sein würde. Lehrreich waren für mich besonders die Leitsätze des 
Herrn Kollegen Dr. Leppmann — selbstrerständlich sind die anderen in 
vieler Hinsicht von dersuben Bedeutung für uns Medizinalbeamte. Ich meine 
aber, wir werden uns heute über diese Frage per majora nicht äußern, die 
Referate nicht zum Gegenstand einer Spezial-Diskassion machen können. Es 
ist seinerzeit vor vier Jahren bei Beratung des gleichen Gegenstandes in der 
Hauptversammlung des Deutschen Medizinalbeamtenvereins von dem Herrn 
Vorsitzenden darauf hingewiesen worden, ob es nicht zweckwäßig wäre, dem 
Vorstand event. einer gewählten Kommission, die mit dem Vorstand gemeinsam 
tagt, die weitere Behandlung und Entscheidung zu überlassen. Da ja die 
Verhandlungen im Reichstage über die Strafgesetz-Novelle doch noch gute 
Weile haben sollen und wir wahrscheinlich zwischendurch noch eine Medizinal- 
beamtenversammlung haben werden, möchte ich Ihnen den Vorschlag machen, 
daß wir, wie dies auch bei der Vorberatung über das Kreisarztgesetz geschehen 
ist, zunächst den Medizinalbeamtenvereinen die von den Referenten a^e- 
stellten Leitsätze zur Beratung überweisen, und daß dann der Extrakt dieser 
Beratungen in einer der nächsten unserer Tagungen zur Diskussion und 
Beschlußfassung gebracht wird. Ich glaube, diS wir dieser sehr wichtigen 
und ernsten Materie so mehr gerecht werden, als wenn wir heute über die 
Leitsätze per majora abstimmen. (Beifall.) 

Vorsitzender: Meine Herren l Es liegt ein anderer Antrag vor, der 
dahin geht, daß die Versammlung sich mit den Leitsätzen der Herren 
Referenten einverstanden erklärt und den Vorstand beauftragt, sie zur Kenntnis 
des Reichsjustizamtes zu bringen. Dieser Antrag bezwem also gerade du 
Gegenteil von dem Vorschläge des Kollegen Dr. Arbeit; denn durch seine 
Annahme würden wir uns heute zu den Leitsätzen der Referenten schlüssig 
machen. Eine solche Beschlußfassung ist m. £. nicht ungerechtfertigt, insbe¬ 
sondere nicht übereilt, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß diese Materie 
schon einmal gründlich dnrchberaten worden ist, allerdings sicht vom 
Preußischen Me^zinalbeamtenverein, sondern vom Deutschen Mediiinalbeamten- 
verein auf dessen Hauptversammlung in Danzig im Jahre 1904, wo wir vor¬ 
zügliche Referate über unsere Wünsche zur Strafprozeßordnung und zum 
Strafgesetzbuch entgegengenommen haben. Der Vorschlag, den Herr Kollege 
Dr. Arbeit macht, hat ja viel Verlockendes; aber ich befürchte, daß durä 
eine Ueberweisung des Materials und der Leitsätze an die Medizinalbeamten- 
verebe zur weiteren Beratung nichts gewonnen wird. Im Jahre 1905 ist dies 
z. B. in ähnlicher Weise mit den zur Straf Prozeßordnung von den Referenten 
in der Daaziger Versammlung auf gestellten Leitsätzen geschehen; das Ergebnis 
dieses Verfahrens war aber gleich NulL Ich bin fest ttbmrzeugt, es wird das 
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aach genau so gehen, wenn wir den Ar beit sehen Antrag annehmen. 
(Widersprach.) Ich stehe auch — wenigstens Ittr meine Person — auf dem 
Standpunkt, daß wir wohl in der Lage sind, an den Leitsätzen, die uns vor- 
liegen, Stellung zu nehmen. Jedenfalls haben die Herren Beierenten die 
wiätigsten Punkte, die uns als Qeriebtsärzte und Hedizinalbeamte beim 
Strafgesetzbuch interessieren, heransgegriffen und diese in erschöpfender Weise 
erörtert. Ich glaube kaum, daß von ihnen etwas Wesentliches übersehen ist, 
höchstens können es Kleinigkeiten sein, die nicht ins Gewicht fallen. Wozu 
sollen wir da die Entscheidung über die Sache hinausziehen und bis zur 
nächsten Hauptversammlung vertagen. Ich stelle jedoch den Arb eit sehen 
Antrag zunächst zur Diskussion; denn wenn er Ihre Zustimmung finden sollte, 
würde sich eine weitere Diskussion erübrigen. 

Herr tfed.-Bat Dr. Arbeit» Kreisarzt in Stargard i. P.: Ich muß 
gestehen, daß ich nicht in der Lage bin, mich über jeden der einzelnen Leit* 
Sätze heute zu entscheiden. Ich habe mich bemüht, ziemlich aufmerksam 
zuzuhören; manches ist mir aber entgangen, und es wird den anderen Herren 
wahrscheinlich auch so ergangen sein, daß man bei der Schwierigkeit des 
Gegenstandes nicht jedem der Leitsätze die gleiche Aufmerksamkeit hat zu¬ 
wenden können. Ich würde daher bei einer Anzahl von Leitsätzen vorläufig 
nicht in der Lage sein, über sie abzustimmen, auch weil ich den Stoff nicht 
genügend durchgearbeitet habe. 

Torsitzender: M. H.! Es hat sich za dem Antrag des Herrn 
Kollegen Dr. Arbeit Niemand mehr znm Wort gemeldet. Der 
Antrag lantet, daß wir ans hente nicht über die Leitsätze 
Bchltlssig machen, sondern eine besondere Kommission zn deren 
weiterer Beratong ernennen oder die Leitsätze za diesem Zwecke 
zonächst an die Medizinalbeamtenvereine verweisen, damit sich 
diese darfiber schlflssig machen and dann ihre Beschlösse 
dem Vorstände mitteilen. In der nächstjährigen Versammlang 
wflrde dann die Beschloßfassong darüber stattznfinden haben; 
d. i. also gleichbedentend mit einer Vertagung der Angelegenheit 
auf ein Jahr. 

Strafanstaltsarzt Dr. Friedrich Leppmann-Berlin (zur Geschäfts¬ 
ordnung) : Ich glaube, wir können nicht über einen Antrag abstimmen, welcher 
lautet, daß die Leitsätze einer Kommission oder den Medizinalbeamtenvereinen 
überwiesen werden sollen. Ich bitte zunächst darfiber abstimmen zu lassen, 
ob die Sache einer Kommission überwiesen werden soll, und dann eventuell, 
falls dies nicht angenommen werden sollte, ob sie den Medizinalbeamten¬ 
vereinen überwiesen werden soll. 

Vorsitzender: Selbstverständlich kann zunächst nur Ober 
einen der beiden Vorschläge abgestimmt werden. Die Abstim¬ 
mung dürfte aber einfacher sein, wenn die Frage so gestellt 
wird, ob wir heute Oberhaupt in eine Diskussion Ober die Leit¬ 
sätze eintreten und uns darüber schlüssig machen wollen oder 
nicht. Wenn Sie damit einverstanden sind, bringe ich also die 
Frage in dieser Antragsform, die jedenfalls die weitgehendste 
ist, znr Abstimmung. 

(Es erhobt sich kein Widerspruch.) 

Diejenigen, die damit einverstanden sind, daß wir hente 
Ober die Leitsätze diskutieren und uns schlüssig machen sollen, 
bitte ich nunmehr, sich von den Plätzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

Das ist die Majorität. Zur Sicherheit bitte ich aber um 
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die Giegenprobe nnd ersuche diejenigen, eich zn erheben, die 
dagegen sind. 

^ * (GescUeht) 

Das ist die Minderheit. 


Wir fahren nun in der Diskassion Aber die Leitsätze AI—<IX 
fort, wünscht Jemand hierzu das Wort zu ergreifen? — Es ist 
nicht der Fall. 

Wir gehen zu den Leitsätzen unter 61—VII Aber. Ich 
eröffne die Diskassion darAber. — Es mddet sich Niemand. 


Wir kommen jetzt zu den Leitsätzen unter CI—X. 

Herr Geh. Ob.>Med.<Bet Proi Dr. Kirehner-Berliii: M. H. 1 Ich mSohte 
mir einige Worte zu Leitsatz V betreffs der Bestrafnng bei bewußter 
Uebertragang yon Geschlechtskrankheiten erlauben. In diesem Punlcte 
bin ich yielleicht etwas Partei, weil ich bei der Fassung der Paragraphen des 
Strafgesetzbuches habe mitarbeiten dürfen. 

Ich mochte bemerken, daß man in der Kommission sieb eingehend 
darüber unterhalten hat, ob man eine derartige Fassung wühlen sollte, wie 
sie der Herr Kollege unter V Torgeschlagen hat. Sicherlich ist es ganz 
außerordentlich beuagensweit, wenn Personen, die an einer übertragbaren 
Geschlechtskrankheit leiden, trotzdem den Geschlechtsverkehr ausüben, ohne 
sich klar an machen, wie sehr sie die betreffende Person dadurdi gefihrdmi. 
Man hat eingehend beraten, ob der Entwurf des Strafgesetzbuches dies unter 
Strafe stellen sollte, ist aber zu der Ueberzengung gäommen, daß sich das 
nicht empfiehlt; ich mOchte deshalb davor warnen, daß wir uns hier in 
einem derartigen Sinne aussprechen. Es wird nämlich durch die Paragraphen, 
die sich auf die Körperverletzung beziehen, vollständig erreicht, was beab* 
sichtigt wird. Anderseits ist zu befürchten — und dem kann ich mich nur 
anschließen —, daß durch eine solche Bestimmung der Denunziation, der Ver- 
leumdung nnd der Erpressung Tür nnd Tor geOffeet wird, daß ela derartiger 
Paragraph daher mehr schaden als nützen würde. Ich mOchte also bitten, 
diesen Leitsatz des Herrn Kollegen Hillenberg zn streichen, sonst würde 
ich mich an der Abstimmung nicht beteiligen kOnnen. 

Im übrigen habe ich mich über die Anerkennung gefreut, die Herr 
Kollege Hillenberg der Begelung der ünznchtsparagraphen nat zuteil 
werden lassen. Als einer der Väter des Erlasses vom 11. Dezember 1907 
muß ich mit Bedauern feststellen, daß wir damit einen Schlag ins Wasser 
getan haben, so lange die §§ 180 und 860,5 des jetzigen Strafgesetzbuches 
gelten. Die Aeuderung des Strafgesetzbuches, wie sie jetzt beabsichtigt wird, 
bedeutet, wie ich glaube, demgegenüber einen außerordentlichen Fortschritt. 
Wenn in das Gesetz antgenommen wird, was im Entwurf steht, werden wir 
Im Deutschen Beiche endlich dazu kommen, die Bekämpfung der Prostitution 
in einer zweckmäfligen Weise handhaben zn können. 

H. Geh. Med.>Bat Prof. Dr. Strazsmann- Berlin: Ich wollte nur auf 
einen redaktionellen Fehler aufmerksam machen. 

Es findet sieh hier in These VII offenbar ein Versehen, an dem ich 
allerdings insofern selbst mitschuldig bin, als mir Kollege Hillenberg seiner¬ 
zeit seine Leitsätze vorgelegt hat, und ich das übersehen habe. Hier fehlt 
nämlich das Objekt in dem Anträge. Der Paragraph würde nach dieser 
Fassung heißen: «Erweist sich der Verurteilte nachträglich als nicht arbeits¬ 
fähig, so hat das Gericht, wenn auf Unterbringung an Stelle einer Gefängnis¬ 
oder Haftstrafe erkannt war, eine solche von angemessener Dauer festzusetzen, 
oder in den im Gesetz besonders bestimmten Fällen dauernd oder solange in 
geeigneten Anstalten zu versorgen, bis seine Arbeitsfähigkdt wieder hergestellt 
mt." Hier müssen also hinter «bestimmten Fällen* die Worte «den Ver¬ 
urteilten* eingesetzt werden. 

Versitzender: Nachträglich will ich hierzu noch bemerken, daß sich 
auch unter A VIII ein Druckfehler befindet. Es muß hier nicht «schwerere*, 
sondern «schwere Körperverletzung* heißen. 
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H. Med.'Bat Br. Arbeit^ Kreisarzt in Stargard i. P.: Leitsatz YI laatet: 
Um die Offentlielie Ankflndignng der zar Verbtttang yon Ge* 
schleelitskrankheiten dienenden Schatzmittel onter gewissen Vorsichts* 
maftregeln frei za geben, wird za § 257 Nr. 3 folgender Zasatz beantragt: 

„Aasgenommen sind Qegenstinde, welche zur wirksamen Verhtttong der 
Verbreltang der Geschlechtskrankheiten geeignet sind, sofern diese nicht ln 
marktschreierischer oder das Pablikom belästigender oder irreführender Weise 
aasgestellt, angekttndigt oder angepriesen werden“. 

M. H. I Ich bin gegen diesen Zasatz. Jeder yon ans, der hinreichend 
Gelegenheit gehabt hat, in Brogenhandlangen Einblicke za bekommen, wird 
gefunden haben, daß oft ein recht reiches Material dieser interessanten Gegen¬ 
stände dort hemmlagert and einem sehr bald in die Hände fällt. In markt¬ 
schreierischer, belästigender and irreführender Weise geschieht dies Feilhalten 
allerdings nicht. Bie Sachen liegen in Schabläden; man braucht aber gar 
nicht so sehr za suchen, am sie za finden. Ich habe das jedesmal, ohne getMe 
prüde za sein, als einen Affront empfanden, daß man dergleichen in den 
Brogenhandlangen antrifft. Wenn non aasdrttcklich im Gesetz jener Zasatz 
Aufnahme findet, dann bekommen die Brogenhändler, die mit diesen Bingen 
handeln, eo ipso Oberwasser. (Sehr richtig.) „Belästigend, irreführend oder 
marktschreierisch“ — das nützt gar nichts. Ich warne dayor, diesen Para¬ 
graphen ins Gesetz aofionehmen. 

H. Kreisarzt Br. Steinberg• Hirsohberg i. Schles.: M. Hl Ben Aos- 
führangen des Herrn Vorredners mOchte ich mich dorchaos anschließen und 
dringend yor einer aasdrücklichen derartigen Erwähnung in dem Paragraphen 
warnen. Ich mQchte nach daraaf aafmerksam machen, daß darin ein gewisser 
Widersprach gegen die These A IV des Herrn Geheimrat Br. StraSmann 
za finden ist. Schon jetzt werden tatsächlich antikonzeptionelle Mittel darch 
Beisende in BOrfer gebracht, wo vor wenigen Jahren noch niemand daran za 
denken wagte. Infolgedessen ist auch teilweise die Gebar tenziffer merklich 
zorückgegangen, so daß sich bei mir schon einige Hebammen darüber be¬ 
schwert haben. Wenn bei unserer Hebammenreform vom Kreise Zolagen 
für die einzelnen Stellen nach der Gebartsziffer normiert sind, so maß ein 
Sinken der Gebartenziffer sebstverständlich finanzielle Bückwirkang für die 
Hebammen haben. 

Gestatten Sie schließlich eine korze Bemerkung zu dem Leitsatz VII 
des Herrn Kollegen Hillenberg. Es worden besonders die hohmi Kosten 
erwähnt, die die Unterbringung der schwachsinnigen oder minde¬ 
stens arbeitsunfähigen Bettler yerorsache, die im Lande nmhersiehen. 
Biese Leute sind eine Landplage and ihre Unterbringung stellt eine außer- 
ordentlich schwierige Frage dar. Man muß sich aber docn klar machen: Bie 
Bammler and wirklich nicht erwerbsfähigen Leute, die jahrelang anf der 
Landstraße liegen, leben doch. Auch wenn sie nicht yorttbergehend im Ge¬ 
fängnis zabringen, so existieren sie doch and werden mithin unterhalten. Sie 
lebra also yon den Steaernzahlenden, und das sind schließlich auch dieselben 
Personen, die die Anstalten unterhalten müssen Ich habe didier den Eindruck, 
daß die Aafbringang der Kosten für die Unterbringung dieses unsozialen Teils 
der BeyOlkerang im Ernstfälle nicht so schwer fallen wird, wie man sieh yor- 
stellt; denn ob man aas der rechten oder linken Westentasche eine Sache 
bezahlt, ist ziemlich egal. Ob ich den Beitrag als Geschenk für den Bettler 
oder als Steuer für die Stadt, für die Provinz oder für den Staat gebe. Ist für 
den Geldbeutel ganz gleichgültig. 

H. Strafanstaltsarst Br. Friedrich Leppmuiui - Berlin: M. H.1 Bern, 
was Herr Med.-Bat Br. Arbeit and Herr Kreisarzt Br. Steinberg über 
Leitsatz VI gesagt haben, mücbte ich doch nicht unterlassen, striktissime so 
widersprechen. 

Ber Einwarf, es sm nicht hübsch, wenn in Brogenhandlangen Mittel zar 
Verhütung der Geschlechtskrankheiten offen aasliegen, ist, ich mfichte 
sagen, cto ästhetisches Bedenken, welches gegenüber der Aufgabe der Erhaltang 
der Volksgesondheit nicht ausschlaggebend sein kun. Wenn bewiesen ist, 
daß die Geschlechtskrankheiten durch diese Binee wesentlich eingeschränkt 
werden, dann müssen wir schon darüber hinwegzommen, daß das Auslegen 
solcher Mittel in Brogenhandlangen nicht schfin aassieht. 
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Wu «ber das viel wesentlichere Bedenken betrifft, daß dieselbeb Mittel 
großenteUs zur Verbfltnng der Konzeption angewandt werden, so w&re die 
Frage die, ob die Bestrainng ihrer öffentlichen Ankttndignng dieser Tendenz 
Einhalt bieten wird. Wir haben ja diese Bestrafung heutzutage, und 
trotzdem dringen diese Mittel, wie wir hören, selbst in die entlegensten 
Gebirgsdörler ein. Also geholfen hat die Bestrainng nicht. Die Möglichkeit, 
diese Dinge zu bestrafen, ftthrt zu dem Widersinn, daß dann gerade der hin- 
einfällt, der die Dinge zur Verhütung der Geschlechtskrankheiten yerkanft, 
wfthrend hundert andere, die sie za anderen Zwecken abgeben, straflos ans* 
gehen können. 

Dann betreffs des Leitsatzes VII, der Frage mit den Bettlern und V aga* 
banden, möchte ich noch auf zweierlei hinweisen: Erstens ist die Versorgung 
der Bettler und Vagabunden, wie wir sie haben, recht teuer. Ich weiß nicht, 
ob die Statistik einmal gemacht worden ist; aber es kommt z. B. vor, daß ein 
einziger Bettler 20 mal im Jahre eingeliefert wird. Natürlich kommt das besonders 
Itoi den Arbeitsunfähigen und vermindert Arbeitsfähigen vor. Da bedürfen wir 
also einer zahlreichen Polizei, um die Leute aufznfangen und einznliefem, und 
dann bedürfen wir eines Gerichtsverfahrens, um die Leute abzunrteilen; endlich 
bedürfen wir einer schön eingerichteten Anstalt, um die Leute in ganz 
bestimmter Weise zu verwahren. Es ist durchaus keine Ersparnis, wenn man 
die Leute immer 14 Tage hemmlaufen läßt und sie dann wieder 14 Tage 
einsperrt. Außerdem möchte ich gerade in diesem Kreise darauf hinweisen, 
daß die Verbreitung der Seuchen namentlich durch die BetÜer und Vagabunden 
bekanntermaßen in einigem Grade gefördert wird, und daß infolgedessen dne 
andere Versorgung für diese Leute gerechtfertigt erscheint. (Se£r richtig.) 

H. Geh. Ober*Med.-Bat Prof. Dr. Kirchner-Berlin: M. H.I Zu Leitsatz 
Nr. VI möchte ich mich gegen Herrn Kollegen Dr. Arbeit aussprechen. 
Vom rein ethischen Standpunkt mag es ja erstrebenswert sein, womöglich 
alle Mittel, die zur Verhütung übertragbarer Geschlechtskrankheiten verkauft 
werden, zu verbieten; aber wenn man sich mit den Gründen für die üebertra- 
gnng der Geschlechtskrankheiten mehr hat beschäftige müssen, wie ich es habe 
tun müssen, auch als Mitglied des Ausschusses der Deutsche Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Gechleohtskrekheite, so muß me doch zugebe: solche 
Mittel lassen sich nicht gez entbehren. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß in der Heleestraße in Breme mit 
Geehmigung des Bremer Senats die Prostituierte e die Leute, die sie 
berachen, solche Schutzmittel verkaufen. Es zeigte sich, daß du zur Ver¬ 
minderung der Infektionen der Prostituierte beiträgt. Wen es einmal Leute 
gibt, die sich vermöge ihrer Veranlagung vom Verkehr mit den Prostituierte 
nicht zurückhalten können, so muß man es begrüße, wee ihne Mittel ge- 
gebe werden, die sie davor bewahren, die übertragbare Geschlechtskrekheite 
an akquirieren resp. weiter zu verbreiten. 

Deswege glaube ich, daß der Zusatz, de Herr Kollege Dr. Hillen¬ 
berg zu VI vorgeschlagen hat, doch diskutierbar ist, und möchte bitte, von 
der Streichung dieses Zusatzes Absted zu nehmen. Sie wisse, daß in der 
Kaiserliche Marine die Leute solche Sache bekommen. Weshalb soll nicht 
auch an du Publikum etwu derartigu verkauft werde dürfe P Es darf nur 
nicht in marktschreierischer Weise und nur nicht so geschehe, daß u öffet- 
llche Anstoß erregt 

Ich möchte übrigeu befürworte, daß uuere Beferate und die Dis¬ 
kussion überhaupt nur als Material — ich möchte du nachher noch aus¬ 
drücklich zum Ausdruck bringe — e du Bdchsjutizamt gehe, und daß 
wir daher nicht darüber abstimmen. Gege eine Abstimmung würde ich mich 
entschieden ansspreche. 

H. Med.-Bat Dr. Arbeit, Krdsarzt in Stargard i. P.: Herrn Geheimrat 
Dr. Kirchner möchte ich nur versichern, daß ich mich durchau nicht über 
diue Sache ethisch aufgeregt habe. Bei meinen Ausführungen hob ich ausdrück¬ 
lich hervor, daß ich nicht Ueinlich denke. Ich habe eine ziemlich weitgehede 
Tolerez gegenüber den Bedürfnissen der Jugend. Als Kreisarzt haben mich 
auch meine Entdeckungen durchaus nicht unugenehm berührt. Ich habe viel¬ 
mehr zuweilu eine gewisu Freude davon gehabt, indem ich mir sagte: Dun 
wird ja wahrscheinlich die Lues in dem Krdse, in der Stadt, in der ich bin, 
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nicht aalkommen können, wenn ein so flotter Tertrieb in den Drogenhaadlangen 
besteht. Aber ich glaabe, es wird nicht blofl za dem Zwecke benatzt, am die 
Laes hintan zn halten, am sich za schützen; es maß wohl aach sonst noch 
manch ein Qrand sein, der das Prävenire veranlaßt. Ich kann nor sagen, 
woraal schon Kollege Steinberg vorher hingewiesen hat: Wenn das Bedürfnis 
in solcher Weise anerkannt wird, so macht das entschieden keinen gaten 
Eiadrack. Ich gebe za, vom Standponkt der Hygiene w&re ein solcher Zasatz 
notwendig. Vielleicht läßt sich in irgend einer Form diese Notwendigkeit 
sam Aasdmck bringen. So, wie es hier steht, wird eigentlich jeder, der das 
Strafgesetzbach liest and mit ethischen Gedanken daran herantritt, vor den 
Kopf gestoßen. Wenn wir irgend eine andere Form dafür Anden, Un 
ich einverstanden, da die hygienischen Gesichtspankte natürlich aasschlag* 
gebend sind. 

fl. Kreisaizt Dr. Steinberg*Hirschberg i. Schl.: Aach ich möchte be* 
merken, daß ich den Leitsatz ni<^t aas rein ethischen Gründen bekämpfe and 
etwa meine, daß die Schatzmittel nicht angewendet werden sollen. Ln 
Gegenteil, ich bin darchaas der Ansicht, daß nicht nnr in der KsJserlichen 
Marine, sondern vielleicht aach in den verschiedensten Institaten Empfehlongen 
solcher Mittel recht dankenswert sind. Wenn aber eine derartige Formolierong, 
wie sie der Leitsatz will, in das Gesetz hineinkommt, so würde es mögUw 
sein, daß hente im ersten besten Tageblatt die schönste Annonce steht: Kon* 
dorne zar Verhütnng aller Tripper, der Syphilis nsw. sind za haben da and da. 
(Geh. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Kirchner: Aosgeschlpssen.) Ich glaabe nicht, 
daß ein Siebter dann wegen marktschreierischer Beklame vernrteUen würde. 
Der Verteidiger würde in foro mit Becht aasführen: Es handelt sich am eine 
einfache Annonce, in der bekannt gegeben wird: Hier ist eine Verkaofsstdle 
für solche Mittel, die notorisch die Geschlechtskrankheiten verhindern. 

Es müßte demnach eine andere Formolierong des Paragraphen gewählt 
werden. Ich würde es anßerordentlich bedaaern, wenn Äie vorgeschlagene 
Fassong Gesetz würde. 

H. Kreisarzt Med.*Bat Dr. Arbeit* Stsrgard i. P.: Ich möchte mir noch 
einige Worte za Leitsatz CIX erlaaben. Ich kann wirklidi nicht einsehen, warnm 
den nicht ^staatlich geprüften“ Personen Schweigepflicht aaferlegt 
werden soU. Ich bin vielleicht nicht anfmerksam genug den Aosführongen 
des Herrn Kollegen Dr. Hillenberg gefolgt. Aber wenn die Aerzte die 
Schweigepflicht haben, so folgt doch nicht, daß die Korpfascher auch die 
Schweigepflicht haben müssen. Ans welchem Grande denn? Dem Poblikom 
ist dies ziemlich gleichgültig. Es sind ja kurativ minderwertige Personen, die 
nicht das Gewissen in der Beziehang haben, das man bei einem praktischen 
Arzt im allgemeinen mit Becht voraossetzt. Daß wir eine GleichwerÜgkeit 
dadurch gesetzlich statuieren, daß wir diesen Karpfnschern die Schwdgepflicht 
anferlegen, von denen wir von vornherein wissen, daß sie sie nicht halten 
werden, and von denen wir wissen, daß, wenn sie sie brechen, kaum je eine 
Anklage gegen sie erhoben wird, halte ich für anpraktisch. 

Torsitzender: Es hat sich Niemand mehr zum Wort ge¬ 
meldet. Ich schließe die Diskassion nnd erteile den Herren Be¬ 
ierenten das Schiaßwort. 

Die beiden ersten Beferenten haben verzichtet, es hat das Wort 

H. Kreisarzt Dr. Hillenberg * Zeitz: Za Leitsatz V möchte ich nur kan 
bemerken, daß es mir persönlich sehr leid tan würde, wenn dieser Leitsats 
nicht angenommen würde, besw. nicht Beiücksichtigong fände. Ich moß ge¬ 
stehen, ich halte es aas dem Bechtsbewaßtsein des Volkes heraus für darchaas 
nötig, daß ein solcher Paragraph in das Strafgesetzbuch hineinkommt. Ich 
sage mir, wenn jemand wegen einer Ohrfeige und der daraas resoltierendea 
Körperverletzong bestraft werden kann, dann müßte erst recht derjenige mit 
Strafe bedroht werden, der mit einer Geschlechtskrankheit behaftet ist, ein 
vielleicht unbescholtenes Mädchen infiziert und sie dadarch ihr Leben lang 
onglür^ch macht. Ob dies juristisch zulässig ist, vermag ich nicht za 
beurteilen. Jedenfalls rede ich zum Teil als Arzt, zum Teil als Mensch. 

Was Leitsatz Nr. VI betrifft, so erscheinen mir ja im wesentlichen Ein* 
wendongen nnr gegen die Form erhoben worden sa sein. Diese za indem 
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wftrde ubeBommen bleiben, da die definitire FaeannK, beiiehiuigewelse Foima- 
lienuig lediglich Sache der Joristen wäre. Irgend ein ethiechee Bedenken 
gegen die Annahme der Bestimmung habe ich niät, wenn man die mancherlei 
Annoncen sich Tor Augen Itthrt, die gesdiiechtliche Dinge betreffen, jeden Tag 
in gxofler Zahl erschehien und tob jedem größeren Mfidchen gelesen werden 
können. 

Wenn Herr Kollege Dr. Arbeit sagt, er halte es nicht ihr nötig, die 
Kurpfuscher unter die Schweigepflicht in stwen, so muß ich sagen, ich Ter- 
stehe nicht, warum gerade diese den Vorzug genießen sollen, in einem Falle, 
in dem sie Ton der Befreiunu von der Schweigraflicht Gebrauch machen, einen 
Gebrauch, der eventuell mit unangenehmen Folgen verknflpft ist, straffrei 
auBzugehen. Also ich möchte nach wie vor dafflr plädieren, daß die Kur> 
pfnscher dem § 268 unterstellt werden. 

Vorsitzender: M. H.! Wir würden uns nnnmehr über die 
Beschlnßfassimg zn einigen haben. Ich mbchte hierzu folgenden 
Antrag empfehlen: »Die VerBammlung nimmt von den AusfOhrnngen 
der Referenten und ihren Leitsätzen Kenntnis und beauftragt den 
Vorstand, diese dem Beichsjustizamte zu ttbermitteln.** (Geheimer 
Ober*Med.>Bat Prof. Dr. Kirchner: Als Material.) Bei dieser 
Fasswg würden auch selbstverständlich die Bedenken, die gegen 
die einzelnen Leitsätze erhoben worden sind, dem Reichsjnstizamt 
zur Kenntnis gebracht werden; denn wir teilen ja nicht bloß die 
Vorträge, sondern auch die Diskussion mit, so daß auch die 
erhobenen Einwendungen zur Geltung kommen. Ich meine, daß 
wir auf diese Weise idlen Parteien gerecht werden. Jedenfalls 
glaube ich feststellen zu können, daß Sie im großen und 
ganzen mit den Ausführungen der Herren Referenten einverstanden 
sind. Die Bedenken, die von manchen Seiten erhoben worden 
sind, haben sich nur gegen wenige Punkte gerichtet, und werden 
ebenfaUs der maßgebenden Behörde mitgeteilt. Der Antrag würde 
also, um ihn vor der Abstimmung nochmals zn wiederholen, lauten; 

Die Versammlung nimmt von den Ausführungen 
der Herren Berichterstatter und ihren Leitsätzen 
Kenntnis und beauftragt den Vorstand, die ganzen 
Verhandlungen dem Reichsjustizamt als Material 
zn übermitteln. 

H. Dr. Forstrevter, Kreiznrzt in Königsberg i. Pr.: Ich möchte 

Torscblai’en, in dem Antrag zum Ansdrack za bringen, daß wir von den Leit¬ 
sätzen nicht nnr Kenntnis nehmen, sondern ihnen hn allgemeinen zostimmeB. 
Also etwa in der Weise: Die Versammlnng stimmt im ^gemeinen den Ans- 
führnngen der Berichterstatter und ihren Leitsätzen bei und beauftragt den 
Vorstand, die Verhandiungen dem Beichsjustizamt zu übermitteln.“ 

Geb. Ober-Med.-lE^t Prof. Dr. Kirchner-Berlin: M. H.1 Nach diesem 
Anträge würde sich die Versammlung mit den Leitsätzen identiflziereB. Ich 
möchte bitten, davon Abstand zn nehmen und zn beschließen, daß der Verein 
die Verhandlungen und die Leitsätze dem Beichsjustizamte als Material über¬ 
weist, ohne zum Ausdruck zn bringen, daß er sich damit identiflsiert; denn 
darin muß ich Herrn Arbeit zustimmen: Da die Leitsätze erst vorhin ln 
unsere Hände gekommen sind, und wir nicht einmal eine Nacht darüber nach- 
denken konnten, können wir uns nicht ganz mit jedem Punkte identiflziereB. 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Strassmnnn - Berlin: Es ist ja nur gesagt: 
»im allgemeinen“ zustimmen. 

H. Geh. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Klrehner ■ Berlin. M. H.! Wir sind 
durchdrungen von der Vorzüglichkeit der Ansführnngen der Herren Beferenten; 
aber wenn schließlich im Beichsjustizamt geprüft werden soll, ob es sie nun als 
Meianngsausdruck der preußischen MediainalbeamteB auflassen soll oder nicht, 



l)er fintworl etntt l)eatielieii 6t 

M wtrde ich doch Bedenkeo txageo, dem sweiten Aeirege snniitimmeB« 
Deewe^ wftrde ich bitten, yon dem Worte „Zostimmiuig* Abetond nehmen 
in wollen. 

Torsitzender: Wttnsdit sonst noch jemand das Wort daznP 
— Es ist nicht der Fall. Der erste vorher von mir vorge¬ 
schlagene Antrag ist der weitergehende^ es mnß also zunächst 
Aber diesen abgestimmt werden. Ich bitte diejenigen, die mit 
diesem Anträge einverstanden sind, anfznstehen. 

(Qeschieht.) 

Der Antrag ist gegen eine Stimme angenommen; 
damit ist der zweite Antrag erledigt. 

Leitsätze. 

A. Leitsätze des ersten Berichterstatters^): 

Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Strassmann-Berlin. 

l. Die allgemeine Tendenz des Vorentwnrfs, den Rahmen 
für das Strafmaß zn erweitern, speziell das Minimnm herabzn- 
setzen und bei einer Anzahl von Delikten nicht mehr eine ein¬ 
zige, sondern mehrere Strafarten znznlassen, ist zu billigen. Das 
gilt insbesondere von den Paragraphen 212 (Mord), 215 (Tötnng 
auf Verlangen), 219 (fahrlässige Tötung) und auch von dem § 272 
(Entwendung). 

II. Die Strafbestimmungen gegen Eindesmord (216) und ein¬ 
fache Abtreibung (§ 217 Abs. 1) sollten in der Weise geändert 
werden, daß als ordentliche Strafe Gefängnis nicht unter 6 bezw. 
3 Monaten und nur „in besonders schweren Fällen* Zuchthaus 
bis zu 5 bezw. 3 Jahren angedroht wird. 

m. Eine wirksame strafrechtliche Bekämpfung der Abtreibung 
ist nur möglich, wenn in Bezug auf sie der Grundsatz der Straf¬ 
barkeit des Versuchs am untauglichen Objekt festgehalten wird. 
Dieser Grundsatz mttßte deshalb im Gesetz selbst Aufnahme finden. 

IV. Der Verkauf von Gegenständen, die zur Abtreibung dienen, 
sollte mit Strafe belegt werden. 

V. Die in ausländischen Gesetzgebungen eingefflhrte Bestra¬ 
fung des gewissenlosen Schwängerers, der sich seinen Pfiichten 
entzieht und dadurch Abtreibung oder Eindesmord veranlaßt, er¬ 
scheint beachtenswert. 

VI. Ebenso der Vorschlag: Beihfilfe, Anstiftung und Zwang 
zum Selbstmord unter Strafe zu stellen. 

Die neue Fassung des § 247 (Sittiichkeitsvorbrechon) 
entspricht unseren Forderungen. (Gegen die des § 250 sind Be¬ 
denken erhoben worden.) 

Vni. Die abgeänderten Bestimmungen Aber gefihrliche und 
schwere Eörperverletzung erscheinen zweckmäßig (§ 228 und 
§ 229J. 

1) Die Paramphen des Gesetientwiuis, auf die yon den Berichtentai* 
lern in ihren Lelteatzen Bezog genommen wird, oder za denen yon ihnen Ab- 
indemngzyorecUlige gemacht eud, eind ala Anhang Seite 66 im Wortiant 
abgedrackt 
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IX. Sachgemäße ärztliche Behandlung ist keine Ifißhandlang 
and ihre Vornahme gegen den Willen des Kranken kann deshalb 
nie als KCrperyerletzong, sondern nor als Vergehen gegen die 
persönliche Freiheit unter Strafe gestellt werden, etwa in der 
Weise, wie es der Österreichische Strafgesetzentwurf getan hat. 
§ 825 des Österreichischen Entwurfes lautet unter Weg¬ 
lassung des beanstandeten Schlusses: 

yl. Wer einen anderen wider dessen erklärten oder ans den 
Umständen zu erschließenden Willen ärztlich behandelt, 

2. wer einen anderen, der das 18. Lebensjahr nicht vollendet 
hat oder der mangels geistiger Beife oder Gesundheit oder 
wegen Störung des Bewußtseins die Notwendigkeit der Be¬ 
handlung nicht zu beurteilen vermag, wider den erklärten 
oder aus den Umständen zu erschließenden Willen des ge¬ 
setzlichen Vertreters ärztlich behandelt, 

vM mit Gefängnis oder Haft.oder mit Geldstrafe 

von.bestraft.* 

B. Leitsätze des zweiten Berichterstatters: 

Strafanstaltsarzt Dr. Friedrich Leppmann-Berlin. 

l. Den allgemeinen Tendenzen des Vorentwurfs in bezug 
auf die strafrechüiche Behandlung der Jugendlichen und der ver¬ 
mindert Zurechnungsfähigen, sowie in bezug auf die Verwahrung 
gemeingefährlicher Personen ^Geisteskranke, geistig Minderwertige 
und Ti^er) ist ärztlicherseits zuzustimmen. 

n. Die Begriffsbestimmung der Unzurechnungsfähigkeit 
und der verminderten Zurechnungsfähigkeit in § 63 des V. E. ist 
weder eindeutig noch volkstfimlich genug. Es empfiehlt sich in 
Anldmung an den Österreichischen Strafgesetzentwarf etwa folgende 
Fassung: 

„Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Bewußt¬ 
seinsstörung oder krankhafter Störung der Gieistestätigkeit un¬ 
fähig war, die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder dieser 
Einsicht gemäß zu handeln. 

War die Fähigkeit des Täters, die Strafbarkeit seiner Tat 
einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu handeln, zur Zeit der 
Tat infolge krankhafter Störung der Geistestätigkeit wesentlich 
vermindert, so tritt Strafinildemng ein.* 

m. Der Vorentwurf will, daß der StraMchter bei ver¬ 
mindert Zarechnungsfähigen zugleich mit der Verurteilung die 
Unterbringung in einer Anstalt nach vollzogener Strafe anordnet, 
falls die Öffentliche Sicherheit es erfordere. Dies ist aber vielfach 
nicht im Voraus abzusehen. Daher wird empfohlen, daß der Straf¬ 
richter nur die Zulässigkeit der Verwahrung bestimmen soll, und 
daß erst später in einem besonderen Verfahren vor dem Ent- 
mttndigungsrichter entschieden werden soll, ob und in welcher 
Form die Verwahrung stattzufinden habe. Dies Verfahren ist ent¬ 
sprechend auch auf die Unterbringung Trunkfälliger nach ver¬ 
büßter Strafe in Trinkerheilanstalten und auf die Entlassung von 
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Personen beider Gmppen ans den betreffenden Anstalten an- 
znvenden. 

IV. Die vollständige Trennung vermindert znrechnnngs-' 
fähiger nnd voll znreclumngsfähiger Jugendlicher im Strafvollzüge 
(§ 70) ist weder durchführbar noch erforderlich. 

y. Bei den großen Mängeln aller bisher geltenden reichs¬ 
gesetzlichen Bestimmungen über Trinker und Trunkene würde 
sieh eine gemeinsame Regelung dieser Materie in einem besonderen 
Gfesetz empfehlen. Unter den im V. E. vorgesehenen Bestimmungen 
ist § 64, wonach eine in bewußtlosem Zustande begangene Hand¬ 
lung, wenn der Grund der Bewußtlosigkeit selbstverschuldete 
Truikenheit ist, strafbar sein kann, unannehmbar. 

VI. Die in § 18 des V. E. vorgesehenen Strafschärfungen 
sind für längere Strafen (etwa von einem Jahre ab) zu verwerfen, 
da sonst die in diesem Paragraphen vorgesehenen Vorsichtsmaß¬ 
regeln nicht ausreichen würden, um wesentliche Gesundheits- 
Schädigungen der Gefangenen zu verhüten. 

Vn. Es ist wünschenswert, daß die Möglichkeit einer vor¬ 
läufigen Entlassung (§ 26) auch bei lebenslänglicher Strafe, etwa 
nach Verbüßung von zwanzig Jahren, geschaffen werde. 


0. Leitsätze des dritten Berichterstatters: 

Kreisarzt Dr. Hillenberg-Zeitz. 

I. Um die Aerzte bei der Abgabe von Not-Arzneien unter 
allen Umständen vor strafrechtlicher Verfolgung zu schützen, wird 
folgender Zusatz zu § 307 Nr. 6 empfohlen: 

«Ausgenommen sind Aerzte, die in Notfällen zur Verhütung, 
augenblicklichen Behebung oder Linderung eines Leidens ein 
dem freien Verkehr entzogenes Arzneimittel an die in ihrer 
Behandlung befin^ichen Kranken abgeben.“ 

n. Zwecks Ermöglichung der Einziehung und Unbrauch¬ 
barmachung von Arzneimitteln und Giften, die verbots¬ 
widrig außerhalb der Apotheken vorrätig bezw. feilgehalten 
werden, empfiehlt es sich, im § 310 Abs. 3 hinter den Worten 
«der dort genannten Gegenstände“ einzufügen: 

«In den Fällen des § 307 Nr. 6 auf die Einziehung der ohne 
polizeiliche Erlaubnis bereiteten, zum Verkauf vorrätig oder 
fcdlgehaltenen Arzneien“ .... 

in. Zu § 103, der die Verletzung von Schntzmaßregeln, die 
gegen die Verbreitung von übertragbaren menschlichen Krank¬ 
heiten angeordnet sind, behandelt, wird der Zusatz empfohlen: 
«Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Geldstrafe . . . 
ein.“ 

IV. Zu § 194: Um die nicht begründete geringere Straf¬ 
bemessung zu beseitigen, die für Uebertretnng der Schntzmaß¬ 
regeln bei Tierseuchen vorgesehen ist, wird das gleiche 
Strafinaß wie im § 193 vorges(^agen: 



TO 


LeitiStee ni den VortrigeB: 


,Gh>flngniB oder Haft bis za 2 Jahren, in besonders schweren 
FiUen (§ 84) Gefftngfnis nicht unter 3 Monaten.* 

y. Um die bewußte üebertragung von Geschlechts¬ 
krankheiten durch den Geschlechtsyerkehr dem Yolksbewußt- 
sein als strafwürdige Handlang ausdrücklich einzuprägen, wird 
als neuer Paragraph im 18. Abschnitt, der die Eörperrer- 
letzung behandelt, der nachstehende in Vorschlag gebracht: 
,Wer, obwohl er weiß oder yermutet, daß er an einer 
ansteckenden G^ehlechtskrankheit leidet, durch geschlechtlichen 
Verkehr oder unzüchtiges Verhalten einen andern der Ge&hr 

der Ansteckung aussetzt, wird mit Gefängnis bis zu., 

in besonders schweren Fällen (§ 84) mit Gefängnis nicht unter 

.bestraft; sind mildernde Umstände yorhanden, tritt 

Geldstrafe bis zu ... . ein. 

Ist der Gefährdete der Ehegatte des Täters, so tritt die 
üffentliehe Verfolgung nur auf dessen Antrag ein.* 

VI. Um die öffentliche Ankündigung der zur Verhütung yon 
Geschlechtskrankheiten dienenden Schutzmittel unter gewissen 
Vorsichtsmaßregeln frei zu geben, wird zu § 257 Nr. S folgender 
Zusatz beantragt: 

,Ausgenommen sind Giegenstände, welche zur wirksamen Ver¬ 
hütung der Verbreitung yon Geschlechtskrankheiten geeignet 
sind, sofern diese nicht in marktschreierischer oder das 
Publikum belästigender oder irreführender Weise ausgestellt, 
angekündigt oder angepiiesen werden.* 

Vn. Zwecks Herbeiführung einer Dauer-Versorgung yon 
arbeitsunfähigen, d. h. inyaliden Bettlern und Vaga¬ 
bunden, die in Arbeitshäusern Aufnahme nicht finden und nur 
mit kurzfristigen Haftstrafen für ihre sich stets wiederholenden 
Delikte bestraft werden können, wird folgender Zusatz zu § 42 
Abs. 3 beantragt: 

yOder im Giesetz besonders bestimmten Fällen den VerurteUten 
dauernd oder so lange in geeigneten Anstalten zu yersorgen, 
bis die Arbeitsfähigkeit wieder hergestellt ist.* 

VlU. Diesem Zusatz entsprechend wird zu § 305 folgender 
besonderer Absatz unter Nr. 5 empfohlen: 

,In den Fällen zu Nr. 1—3 kann bei dauernder oder yorüber- 
gehender Arbeitsunfähigkeit Ueberweisung an eine Zwangs- 
siechenanstalt yon dem Gerichte angeordnet werden.* 

IX. In den Kreis der der Schweigepflicht unterworfenen 
Personen sind zweckmäßiger Weise auch die staatlich geprüften 
DesinfcJctoren und Gesun^eitsaufseher einzubeziehen; es wird 
deshalb eine Erweiterung des § 268 dahin empfohlen, 

daß hinter dem Worte „Krankenpfiege* die beiden Worte 
^öffentlichen Gesundheitspflege* eingefägt werden. 

X. Da es wünschenswert erscheint, die Schweigepflicht auch 
auf das nicht staatlich geprüfte, aber nach den jetzigen 
Motiyen zum § 268 der Schweigepflicht nicht unterworfene Heil¬ 
and Pflegepersonal auszudehnen, wird empfohlen, die Auslegung 
des Begriffes »Zulassen* in der Begründung zum § 268 
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dahin abznändern, daß nnter demselben ein allgemeines Zn- 
lassen, ein „Znlassen überhaupt*' verstanden wird und nicht 
nur ein solches, das einen staatlichen Akt der Anerkennung vor- 
anssetzt. 


Anhang. 

Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch. 

JLUgemalner TelL 
2. Abschnitt. 

Strafen. Sichernde Massnahmen. Sebndensersnti. 

§ 18. SehErfnngen der Zuchthaus* und Qef&nunisstrale. 
Zeugt die Tat von besonderer Hoheit, Bosheit oder Verworleiueit, oder ist 
nach den Vorbestrafongen des Täters anzunehmen, dafi der gewBhniiche Straf* 
ToUxug auf ihn nicht die erforderliche Wirkung austlben werde, so kann das 
Gericht im Urteile Schärfungen der Zuchthaus* oder Gefängnisstrafe anordnen. 

Die Schärfungen bestehen darin, daß der Verurteilte geminderte Kost 
oder eine harte Lagerstätte erhält. Sie können auch yereinigt angeordnet 
werden und kommen an jedem dritten Tage in Wegfall. Die Dauer der 
Schärfungen darf im Zusammenhang vier Wochen nicht übersteigen. Schärfungen 
dürfen bei Strafen bis zu drei Monaten nur einmal, bei Struen bis zu sechs 
Monaten nur zweimal und bei längeren Strafen in jedem Jahre höchstens drei* 
mal angeordnet werden. Der Zwischenraum zwischen zwei Schärfungen muß 
mindestens das Doppelte der Dauer der vorangegangenen Schärfung betragen. 

Hat der Cmangene sich mindestens ein Jahr Tang gut geführt, so kann 
das Gericht für die übrige Strafzeit die Schärfungen mildern oder aufheben. 

Geschärfte Zuchthaus* oder Gefängnisstrafe darf nur an demjenigen yoU* 
streckt werdet^ der nach dem Gutachten des Anstaltsarztes seiner Gesundheit 
nach dazu fähig ist. An schwangeren oder nährenden Frauen darf sie nicht 
yoÜxogen werden. Erscheint die Vollstreckung hiernach nicht zulässig, so 
hat das Gericht hierüber zu entscheiden. Es kann dabei mit Bücksicht auf 
dsB Wegfall der Schärfung die Strafe in angemessener Weise erhöhen. 

§ 22. Einzelhaft. Zuchthaus* und Gefängnisgefangene sind im 
Anfänge der Strafzeit in Einzelhaft zu halten, und zwar Zuchthausgefangene 
mindestens sechs, Gefängnisgefangene mindestens drei Monate, bei kürzerer 
Strafzeit während der ganzen Strudauer. Auch Haftgefangene sind in Einzd* 
halt zu nehmen, wenn yon ihnen ein schädlicher Einfluß auf Mitgefangene 
zu besorgen oder wenn ans anderen Gründen ihre Absonderung angemessen ist. 

Die Eiaselhaft kann fortdauern, so lange sie der Anstaltsbehörde erfor* 
derlich erscheint. Sie hat fortzudauern, wenn yon dem Gefangenen ein schäd* 
Ikker Einfluß auf Mitgefangene zu besorgen ist. Ohne Zustimmung des Ge* 
faagenen darf sie jedoch drei Jahre nicht übersteigen. 

Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn ansunehmen ist, daß sie mit Gefahr für 
den körperlichen oder geistigen Zustand des Gefangenen yerbundea sein würde. 

Mach Ablauf der Einzelhaft wird der Gefangene mit anderen Gefan¬ 
genen gemeinsam beschäftigt, jedoch bei Nacht möglichst yon anderen Gefan¬ 
genen getrennt gehalten. 

Das Verlangen eines Gefangenen, in Einzelhaft gehalten zu werdmi, ist 
tunlichst zu berücuichtigen. 

§ 26. Vorläufige Entlassung. Die zu einer längeren Freiheits¬ 
strafe Verurteilten können, wenn sie zwei Dritteile, mindestens aber ein Jahr 
der ihnen anferlegten Straie yerbüßt haben, yorläuflg entlassen werden. Ist 
Untersaehnngshaft angerechnet, so gilt als anferlegte die vrirklich noch zu 
yerbüßende Strafe. 

Die yorläuflge Entlassung ist nur zulässig, wenn der Gefangene sich 
während der Strafyerbüßung gut geführt hat und nach seiner Vergangenheit 
und seinen sonstigen persömichen Verhältnissen die Erwartung weiteren WoU* 
yerhaltens rechtfertig, sowie wenn eine zu seinem Unterhalt ausreichende 
dauernde Arbeitsgelegenheit für ihn gesichert oder dargetan ist, daß in anderer 
Weise für sein Unterkommen und für seinen Unterhalt gesorgt sein werde. 

§ 42. Sichernde Maßnahmen. Arbeitshaus. Ist eine straf* 
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bare Haadliug auf Liederlichkeit oder Arbeitsechen larttcksufttbreD, ud ist 
für de eiae miadesteBs vierwöchige Gefingais- oder Haftetrafe verwirkt, so 
kaaa ia dea im Geseti besonders bestimmten Fällen das Gericht neben der 
Strafe oder, wenn die Strafe drei Monate nicht flbersteigt, an ihrer Stelle auf 
ÜBterbrbgang des arbeitsfähigen Verurteilten in ein Arbeitshans auf die Dauer 
von sechs Monaten bis zu drä Jahren erkennen, falls diese Maßregel erforder* 
lieh erscheint, um den Verurteilten wieder an ein gesetzmäßiges und arbeit¬ 
sames Leben zu gewöhnen. 

Auf Grund dieser Entscheidung hat die LandespolizeibehOrde fttr die 
Unterbringung zu sorgen. Ist der Verurteilte ein Ausländer, so kann ihn die 
LudespolizeibehOrde statt oder neben der Unterbringung ans dem Reichs¬ 
gebiet answeisen. 

Erweist sich der Verurteilte nachträglich als nicht arbeitsfähig, so hat 
das Gericht, wenn auf Uaterbringnng an Stelle einer Gefängnis- oder Haft¬ 
strafe erkannt war, eine solche von angemessener Dauer festensetzen. 

Hat der Verurteilte die Hälfte der bestimmten Zeit in der Anstalt an¬ 
gebracht, sidi gut geffihrt und fleißig ^arbeitet, so kann ihn die Landes- 
Polizeibehörde vorlänflg entlassen. Die Vorschriften in §§ 26 Abs. 2, 27 bis 
29 finden entsprechende Anwendung, doch entscheidet auch Aber den Widerruf 
der vorläufigen EnÜassung die LandespolizeibehOrde. 

§ 43. Wirtshausverbot. Unterbringung in eine Trinker¬ 
heilanstalt. Ist eine strafbare Handlung auf Trunkenheit zutttckaniflhren, 
so Vm« das Gericht neben der Strafe dem Verurteilten den Besuch der Wirts¬ 
häuser auf die Dauer bis zu einem Jahre verbieten. Ist Trunksucht festge¬ 
stellt, so kann das Gericht neben einer mindestens zweiwöchigen Gefängnis¬ 
oder Haftstrafe die Unterbringung des Verurteilten in eine Trhikerheilanstalt 
bis zu s^er Heilung, jedoch hOiästens auf die Dauer von zwei Jahren an- 
ordnen, falls ^ese Maßregel erforderlich erscheint, um den Verurteilten wieder 
an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. 

Auf Grund dieser Entscheidung hat die LandespolizeibehOrde fflr die 
Unterbringung zu sorgen. Sie ist befugt, den Untergebrachten im Fiüle seiner 
frflheren Heilung auch vor dem Ablaufe der bestimmten Zeit ans der Anstalt 
zu enüassen. 

§ 54. Einziehung und Unbrauchbarmachung. Gegenstände, 
die durch ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen hervorirebracht sind, 
oder die zur Begehung eines Verbrechens oder vorsä^chen Vergehens gebraucht 
oder besUmmt waren, können, sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer 
gehören, eingezogen werden. Bei anderen strafbaren Handlunjpien ist diese 
Maßregd nur in den durch das Gesetz besonders vorgesehenen FHlen zulässig. 

Die Einziehung ist im Urteil auszusprechen. 

4. Abschnitt. 

StrafkissehUezsugs- und mderugsgrttnde. 

§ 63. Geistige Mängel. Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der 
Handlung geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos war, so daß dadurch seine 
freie Willensbestimmung ausgeseUossen wurde. 

War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbezeichneten Zu¬ 
stände zwar nicht ausgeschlossen, jedo<m in hohem Grade vermindert, so finden 
hinsidtUch der Bestrafung die Vorschriften Aber den Versuch (§ 76) An¬ 
wendung. Zustände selbstverschuldeter Trunkenheit sind hiervon ausgenommen. 

Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter BerAck- 
siehUgung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, in besonderen, 
für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken. 

§ 64. Trunkenheit. War der Grund der Bewußtlosigkeit selbst¬ 
verschuldete Trunkenheit und hat der Täter in diesem Zustand eine 
Handlung begangen, die auch bei fahrlässiger Begehung strafbar ist, so tritt 
die fAr Se fahrlässige Begehung angedrohte Strafe ein. 

§ 65. Verwahrung in Anstalten. Wird jemand auf Grund 
des § 63 Abs. 1 freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt, oder auf 
Grund des § 63 Abs. 2 zu einer milderen Strafe verurteilt, so hat das Gericht, 
wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer Öffent¬ 
lichen Heil- oder Pflegeanstalt anzuordnen. War der Grund der Bewußtlosig¬ 
keit selbstverschuldete Trunkenheit, so finden auf dea Freigesprochenen oder 



Der Eotwnrf oieee Deatschen Strafgesetzbaclies. 


73 


»•fier Verfolgoiig Gesetiten aoßerdem die VorechrifteB des § 43 ttber die Unter* 
brbigiuig in dne Trinkerheilanstalt entsprechende Anwendung. 

Im Falle des § 68 Abs. 2 erfolgt die Verwahrong nach yerbttfiter Frei* 
hdlBstmfe. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landespolizeibehörde 
ftr die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch ttbor die Dauer der Ver* 
wahrang und Aber die Entlassung. Gegen ihre Bestimmung ist gerichtliche 
Eetncheidung zulässig. 

Die erforderlichen AusführungsTorschriften werden yom Bundesrat 
erlassen. 

§ 67. Notstand. Nicht strafbar ist, wer eine Handlung zur Bettung 
der Person oder des Eigentums seiner selbst oder eines anderen ans einer 
gegenwärtigen, auf andere Weise nicht zu beseitigenden, unTerschuldeten Ge* 
isJir yomimmt, es sei denn, daß die Gefahr nur gering ist, oder, soweit es sich 
um Bettung tou Eigentum handelt, der von der Handlung zu erwartende 
Schaden unyerhältnismäßig größer ist als die Gefahr. 

§68. Jugendliches Alter. Nicht strafbar ist, wer bei Begehung 
der Humdlnng das yierzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat. 

§ 69. Hatte der Täter zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebensjahr 
nicht yoUendet, so sind hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften ttber den 
Verrach (§ 76) anzuwenden, doch darf auf lebenslängliches Zuchthaus nicht 
erkannt werden. Ist die danach bestimmte Strafe Zuchthaus, so tritt Gefängnis¬ 
strafe yon gleicher Dauer an ihre Stelle. Auf Verschärfung des Strafvollzugs 
(§ 18), Arbeitshaus (ß 42), Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte (§§ 46 bis 49) 
und Aufenthaltsbeschränkung (§ 53)^ ist nicht zu erkennen. 

Erscheint die Tat hauptsächlich als Folge mangelhafter Erziehung oder 
ist sonst anzunehmen, daß Erziehangsmaßregeln erforderlich sind, um den 
Täter an ein gesetzmäßiges Leben zu gewöhnen, so kann das Gericht neben 
oder an Stelle einer Freiheitsstrafe seine üeberweisnug zur staatlich ttber* 
wachten Erziehung anordnen. Die Art und Dauer der Erziohnngsmaßregeln 
besttmmen sich nt^ den hierfür bestehenden Gesetzen, doch kann das Gericht 
die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt verschreiben. 

§ 70. Die Freiheitsstrafen gegen Jugendliche sind in besonderen, fttr 
sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu yollstrecken. Dabei 
sfaid die voll zurechnungsfähigen Jugendlichen von vermindert zurechnungs* 
fälligen vollständig abzusondem. 

Freiheitsstrafen gegen vermindert zurechnungsfähige Jugendliche können 
noch in staatlich ttberwachten Erziehungs*, HeU* oder Pflegeanstalten vollzogen 
werden. 

5. Abschnitt. 

Strafantrag* 

§ 72. Person des Berechtigten. Soweit das Gesetz nichtB 
anderes bestimmt, ist zur Stellung des Antrags der durch die strafbare Hand* 
lang Verletzte berechtigt. 

Ist der Verletzte geschäftsunfähig, so ist sein gesetzlicher Vertreter 
ZV SteHung des Antrags berechtigt. Das Gleiche gilt in bezug auf den 
minderjährigen Verletzten, doch hat dieser, wenn er das achtzehnte Lebens- 
jahr vollendet bat, auch selbständig das Becht, den Antrag zu stellen. 

Das Becht, den Strafantrag zu stellen, geht auf den hinterbUebenen 
Ehegatten, die Kinder und in Ermangelung dieser Personen auf die ttbrigen 
Verwandtes gerader Lbie, sowie die Geschwister des Verletzten Aber. 

6. Abschnitt. 

Versueh. 

§76. Bestrafung. Der Versuch ist milder zu bestrafen als die 
voUeadete Tat 

Ist diese mit dem Tode bedroht, so tritt lebenslängliches Zuchthaus 
oder zeitige Zuchthausstrafe nicht unter drei Jahren, und ist sie mit lebens¬ 
länglicher Freiheitsstrafe bedroht, so tritt Freiheitsstrafe derselben Art nicht 
«Mer drei Jahren ein. 

la den ttbrigen Fällen kann die Strafe unter das fttr die vollendete 
strafbare Handlung angedrohte Mindestmaß herabgesetzt, auch kanu auf eine 
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bare Haadlug auf Liederlichkeit oder Arbeitsecbea anrttcksuftthree, aad ist 
fftr de eiae miadestens derwOchige Oetiognis' oder Haftetrafe Terwiikt, so 
kaaa is den im Gesets besonders bestimmten FfiUen das Gericht neben der 
Strafe oder, wenn die Strafe drei Monate nicht übersteigt, an ihrer Stelle auf 
ünterbrbgnsg des arbeitsfähigen Verurteilten in ein Arbeitshans auf die Dauer 
Ton sechs Monaten bis au drei Jahren erkennen, falls diese Maßregel erforder¬ 
lich erscheint, um den Verurteilten wieder an ein gesetsmißiges und arbeit¬ 
sames Leben an gewöhnen. 

Auf Grund dieser Entscheidung hat die LandespoliseibehOrde für die 
Uaterbringang au sorgen. Ist der Verurteilte ein Auslinder, so kann ihn die 
LudespelbeibehOrde statt oder neben der Unterbringung aus dem Beichs- 
gebiet ausweisen. 

Erweist sich der Verurteilte nachträglich als nicht arbeitsfähig, so hat 
das Geridit, wenn auf ünterbringnng an Stelle einer Gefängnis- oder Haft¬ 
strafe erkannt war, eine solche Ton angemessener Dauer festsusetaen. 

Hat der Verurteilte die Hälfte der bestimmten Zeit in der Anstalt au- 
gebracht, sich gut geführt und fleißig «arbeitet, so kann ihn die Landes- 
poliseibehörde Torläuflg entlassen. Die Vorschriften in §§ 26 Abs. 2, 27 bis 
29 finden entsprechende Anwendung, doch entscheidet auch über den Widerruf 
der vorläufigen Entlassung die LandespolizeibehOrde. 

{ 43. Wirtshausverbot. Unterbringung in eine Trinker¬ 
heilanstalt. Ist eine strafbare Handlung auf Trunkenheit auiückaniühren, 
so kann das Gericht neben der Strafe dem Verurteilten den Besuch der Wirts¬ 
häuser auf die Dauer bis zu einem Jahre verbieten. lut Trunksucht festge¬ 
stellt, so kann das Gericht neben einer mindestens zweiwöchigen Gefängnis- 
öder Haftstrafe die Unterbringung des Verurteilten in eine Trbkerheilanstalt 
bis zu seiner Heilung, jedoch h0<^sten8 auf die Dauer von zwei Jahren an- 
ordaen, falls diese Maßregel erforderlich erscheint, um den Verurteilten wieder 
aa eia gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. 

Auf Grund dieser Entscheidung hat die LandespolizeibehOrde für die 
Unterbringung zu sorgen. Sie ist befugt, den Untergebrachten im Fidle seiner 
früheren Heilung auch vor dem Ablaufe der bestimmten Zeit aus der Anstalt 
au enUassen. 

§ 54. Einziehung und Unbrauchbarmachung. Gegenstände, 
die durch ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen hervornebracht sind, 
oder die zur Begehung eines Verbrechens oder vorsätuichen Vergehens gebraucht 
oder bestimmt waren, kOnnen, sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer 
gehören, eingezogen werden. Bei anderen strafbaren Handlungen ist diese 
Maßcef^ nur in den durch das Gesetz besonders vorgesehenen Fällen zulässig. 

Die Einziehung ist im Urteil auszusprechen. 

4. Abschnitt. 

StrafknssehUessings- und Mlldemagsgrilnde. 

§ 63. Geistige Mängel Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der 
Haadlnag geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos war, so daß dadurch seine 
freie Wulensbestimmung ausgeseUossen wurde. 

War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbeseichneten Zu¬ 
stände zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade vermindert, so finden 
hindditlich der Bestrafung die Vorschriften über den Versuch (§ 76) An¬ 
wendung. Zustände selbstverschuldeter Trunkenheit sind hiervon ausgenommen. 

Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Berück¬ 
sichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, in besonderen, 
für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu voUstreckea. 

§ 64. Trunkenheit. War der Grund der Bewußtlosigkeit selbst- 
verschädete Trunkenheit und hat der Täter in diesem Zustand eise 
Handlung begangen, die auch bei fahrlässiger Begehung strafbar ist, so tritt 
die für Se fahrlässige Begehung angedrohte Stririe ein. 

§ 65. Verwahrung in Anstalten. Wird jemand auf Grund 
des S 63 Abs. 1 freigesprochea oder außer Verfolgung gesetzt, oder auf 
Grund des § 63 Abs. 2 zu einer milderen Strafe verarmt, so hat das Gericht, 
wenn es die Öffentliche Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer Öffent¬ 
lichen Heil- oder Pflegeanstalt anzuordnen. War der Grund der Bewußtlosig¬ 
keit selbstverschuldete Trunkenheit, so finden auf den Freigesprochenen oder 
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außer Verfolgong Gesetsten außerdem die Vorscliriften des § 43 Uber die Unter* 
bringung in eine Trinkerheilanstalt entsprechende Anwendung. 

Im Falle des § 68 Abs. 2 erfolgt die Verwahrung nach Yerbttßter Frei¬ 
heitsstrafe. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landespolizeibehörde 
für die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch Aber die Dauer der Ver¬ 
wahrung und Aber die Entlassung. Gegen ihre Bestimmung ist gerichtliche 
Entscheidung zulässig. 

Die erforderlichen AusfAhrungsrorschriften werden Tom Bundesrat 
erlassen. 

§ 67. Notstand. Nicht strafbar ist, wer eine Handlung zurBottnng 
der Person oder des Eigentums seiner selbst oder eines anderen ans einer 
gegenwärtigen, auf andere Weise nicht zu beseitigenden, unTerschuldeten Ge¬ 
fahr Tomimmt, es sei denn, daß die Gefahr nur gering ist, oder, soweit es sich 
um Bettung Ton Eigentum handelt, der von der Handinng zu erwartende 
Schaden unverhältnismäßig größer ist als die Gefahr. 

§68. Jugendliches Alter. Nicht strafbar ist, wer bei Begehung 
der Handinng das vierzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat. 

§ 69. Hatte der Täter zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebensjahr 
nicht vollendet, so sind hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften Aber den 
Versuch (§ 76) anznwenden, doch darf auf lebenslängliches Zuchthaus nicht 
erkannt werden. Ist die danach bestimmte Strafe Znehthaus, so tritt Gefängnis¬ 
strafe von gleicher Dauer an ihre Stelle. Auf Verschärfung des StrafvoUzugs 
(§ 18), Arbeitshaus (8 42), Verlust der bArgerlichen Ehrenrechte (§§ 46 bis 49) 
und Aufenthaltsbeschränkung (§ 53) ist nicht zu erkennen. 

Erscheint die Tat hauptsächlich als Folge mangelhafter Erziehung oder 
ist sonst anzunehmen, daß Erziehungsmaßrogeln erforderlich sind, um den 
Täter an ein gesetzm^iges Leben zu gewöhnen, so kann das Gericht neben 
oder an Stelle einer Freiheitsstrafe seine Ueberweisuug zur staatlich Aber¬ 
wachten Erziehung anordnen. Die Art und Dauer der Erziohungsmaßregela 
bestimmen sich nach den hierfAr bestehenden Gesetzen, doch kann das Gericht 
die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt vorschreiben. 

§ 70. Die Freiheitsstrafen gegen Jugendliche sind in besonderen, fAr 
sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken. Dabei 
sind die voll zurechnungsfähigen Jugendlichen von vermindert zurechnungs¬ 
fähigen vollständig abzusondern. 

Freiheitsstruen gegen vermindert zurechnungsfähige Jugendliche können 
auch in staatlich Aberwaebten Erziehungs-, Heil- oder Pflegeanstalten vollzogen 
werden. 

5. Abschnitt. 

Strafkutrag. 

§ 78. Person des Berechtigten. Soweit das Gesetz nichts 
anderes bestimmt, ist zur Stellung des Antrags der durch die strafbare Hand' 
lung Verletzte berechtigt. 

Ist der Verletzte geschäftsunfähig, so ist sein gesetzlicher Vertreter 
zur Stellung des Antrags berechtigt. Das Gleiche gilt in bezug auf den 
minderjährigen Verletzten, doch hat dieser, wenn er das achtzehnte Lebens¬ 
jahr vollendet hat, auch selbständig das Recht, den Antrag zu stellen. 

Das Recht, den Strafantrag zu stellen, geht auf den hinterbliebenen 
Ehegatten, die EÜnder und in Ermangelung dieser Personen auf die Abrigen 
Verwandten gerader Linie, sowie die Geschwister des Verletzten Aber. 

6. Abschnitt. 

Versuch. 

§76. Bestrafung. Der Versuch ist milder zu bestrafen als die 
vollendete Tat. 

Ist diese mit dem Tode bedroht, so tritt lebenslängliches Zuchthaus 
oder zeitige Zuchthausstrafe nicht unter drei Jahren, und ist sie mit lebens¬ 
länglicher Freiheitsstrafe bedroht, so tritt Freiheitsstrafe derselben Art nicht 
unter drei Jahren ein. 

ln den Abrigen Fällen kann die Strafe unter das fAr die vollendete 
strafbare Handlung angedrohte Mindestmaß herabgesetzt, auch kann auf eine 
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mildere Art der Freiheiteetrafe erkannt lud in beeondera leichten FiUeii (§ 83) 
von Strafe fiberhanpt abgesehen werden. 

Auf Nebenstnfen und sichernde Mafinahmea kann auch neben der Ver- 
sachsstrafe erkannt werden. 

8. Abschnitt. 

Strafbemessiuig. 

§ 83. Besonders leichte Fälle. In besonders Idchten Fillea 
darf das (Bericht dio Strafe nach freiem Ermessen mildem nadf wo dies aiis> 
drttcklich sagelassen ist, von einer Strafe ttberhaapt absehen. 

Ein bMonders leister Fall liegt vor, wenn ^e rechtswidrigen Folgen 
der Tat onbedeatend sind and der Terbrecherische WÜle des Täters nor gemg 
and nach den ümständen entschaldbar erscheint, so daB die Anwendang der 
ordentlichen Strafe des Gesetzes eine anbillige Härte enthalten würde. 

§84. Besonders schwere Fälle. Soweit besonders schwere Fälle 
aaf die Bestlmmang der Art oder der gesetzlichen Grenzen der Strafe Ton 
Einllafi sind, ist dies im Gesetz aosdrücklich vorgesehen. 

Ein besonders schwerer Fall liegt vor, wenn die rechtswidrigen Folgen 
der Tat angewOhnlich bedeatend sind and der verbrecherische Wille des 
Täters angewOhnlich stark and verwerflich erscheint 

Besonderer Teil. 

Zweites Bach. 9. Abschnitt 

Tergehen ln Bezlehnng aaf die Aasflbnng der Beliglen. 

§ 168. Leichenschändang asw. Wer onbdagt dnen Ldcbnam 
oder Teile eines solchen oder die Asche eines Verstorbenen aas dem Gewahrsam 
des Berechtigten wegnimmt, oder wer daran oder an der Beisetzangsstätte 
beschimpfenden ünfag verübt, wird mit Gefängnis oder Haft bis za zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bis za dreitaosend Mark bestraft. Aack kann anf Verlost 
der bürgerlichen Ehrenrehte (§ 46) erkannt werden. 

18. Abschnitt 

Verbrechen nnd Tergehen gegen die Sicherheit des Slfentllehen Verkehrs. 

§ 181. Beschädigang öffentlicher Verkehrseinrichtnngen. 
Wer vorsätzlich Waeserleitangen, Schleosen.... oder ähnliche dem öffentlichen 
Verkehr dienende Einrichtnngen zerstört oder beschädigt and dadarch Gefahr 
für Menschenleben oder in bedeatendem (Jmfange für fremdes Eigentom her« 
beiführt, wird mit Gefängnis oder Haft, ln besonders schweren Fällen (§ 84) 
mit Zachtbaas bestraft. 

Ist die Handlang aas Fahrlässigkeit begangen, so ist die Stmfe Ge« 
fängnb oder Haft bis za einem Jahr oder Geldrtrafe bis za drcdtaneend Mark. 

14. Abschnitt 

Gemelngefährliehe Verbrechen und Vergehen. 

§ 192. Brannenvergiftang. Wer vorsätzlich Bronnen, Wasser« 
leitangen oder Wasserbehälter, die zom Gebranche von Menschen dienen, 
vergiftet oder ihnen Stoffe bcimiecht welche die menschlidie Gesandheit so 
zerstören geeignet sind, wird mit Zachthaos bis za zehn Jahren bestraft 

In besonders schweren Fällen (§ 84) ist die Strafe Zachthaos nicht 
anter fünf Jahren oder lebenslängliches Zadithaos. 

Ist die Handlang aas Fahrlässigkeit begugen, so tritt Gefängnisstrafe 
bis za drei Jahren oder Haft oier Geldstrafe bis za fttnftaosend Mark ein. 

§ 193. Verletzang von Schatzmaßregeln gegen Verbrei« 
tang menschlicher Erankheiten. Wer die Absperrongs« oder Anf« 
sichtsmaßregeln oder Einfahrverbote, welche von der zaständigen Behörde zur 
Verhütang der Einschleppong oder Verbreitang einer übertragbaren Krankheit 
angeordnet worden sind, wissentlich verletzt wird mit Gefängnis oder Haft 
bis za zwei Jahren, in besonders schworen Fallen (§ 84) mit Gefängnis nicht 
anter drei Monaten bestraft. 

§194. Verletzang von Schatzmaßregeln gegen Verbreitung 
von Viehseachen. Wer die Absperrongs« oder Aoinicntsmaßregeln oder 
Einfahrverbote, welche von der zaständigen Behörde sor Verhütang der Eu* 






»■<'«*• 



«ST 

r 3 • 

ikSK 'i, ■• ‘. . \- 

3ia. » ie*f :,,?rr--.. rV •«., 

r asK-SasÄttC:;.*^ v-- 

T^jccnte i» x «:■ .v >\vu» 

Atex ybr "^äsiBäxG^sctes iatävSafia^ 

I 2S, r 1131»? <« j:e«irfe 

TfrioBS!» ca raitiffia at >»ätjflriaki 

s atias Wtww n «riäMEMkk 
£«r T«Msk SEC «StäMC. 

I 2S1. £.rx.is<i*l3 3x$- Sk 4At»W'vCvM 

gü i yA sack «tc «Saar« »c>wc «'W iit«4> 


iU'vA li«vr ij .>. 
•» «,>V 


Mä >ä«aa«a» 54«^ a«*» W-u^iV 

$ tl7. AätPsiVaa^. S'iaw rvyfiA'.»a»» 

FtwdU aft«räb« »ler is XiSI»d«€ltfr 4 *»» 

jMkrem «4er xä Oefia^B» tv« int ^ vki^ 

£k«BS» wW ^«sCTkit« X« »k ÄM «bfl» 

4ie e4er Ttca^ Tixvättsn M«<r \lt< hm Us»wi 

kkS. a Ek^t^ a tM 4&< W i* Ni«t SVvV«« 

»Icr G^ittfiäs «kite »ta aeiA Vakfa.. 

Wa ffl« Lalbeifr«cäu «äw* $*fci»»«n|^ripk ii>>A\'* 4v><->« »!»aii <*.Vtv VV 
ToniiKlkk ktovilbt <4er ia Keuakik« U'tct, «kU .tuvAiUku«’ vi. hy uhwi 
iwef JtJtnm, Bti]iiea4« rttsilMdn «U »kM y^i^it>\ )>v« 

«wL wen datt^ (üe Budlng der Tvxd lUr iH\bw»«j|n*>k vvVNUAvby ti^t 
Zecklhw« nckt aat«r fftol /»krea bayniit. 

I 318. AessetseAK HUUoittr. Wvt «id« kUUvf^ IVu<>>v kuu 
«eilt oder w«jr «in« aoicke Per»o«, di« nnter «y«Vy <^44« >U>u'^ 

UnterlKiogiMf, ForUchaitaag oder Aafuahnt» «( »m <*4^1«« 

Ltg« Tonitelich rerl&fit« wird mit dtti&nBnts nicbi uui»r b(u>ti«it 

Int darck die Handltuiji vlsa «cUwnrt) «Uu 

Mtiten oder Yerlaeenon Porson toruruolit werden, «o iyHy ffijv>itibi»iui»i<«((< 
bb xa zehn Jahren nnd. wenn darob die liandinog dvi i'm) dv( iVtanu vvi 
anaeht worden iety ZachUianwiUafe »lobt, unter did J«tuv<f« rdu 

g 219. Fahrliaa TOtung, Wer fnhrltt.bfy dwn 'i>d biv« 
aohen rexarea^t, wird roitOotdogni« hie nu drei dMiireu Mdoi «rdi ti>H 

War dar TSter wega »oinea Amten, UnniiM txUir tiiiieuyl«»«» «u hiü«)»« 
derer Aaimerkiamlt.fiik rerp&ichtnt, au kann diu Htrat« lii» aiyl iilu( Jaltrft Hu 
fiagnbi erhdhii wetda. 

'.'■L-,'.- ': AhaohalU. . -^ ,,..-.v:..•^,M,•;•;•,<i';,-' 

■ KdrperfAirletaifnK. 

§ 227. Körpertorl«lr<nnfi. W«i #ir«l*Hiri)«h iileiin «»»Ihmw 
lieh miflhasdeU oder ao der (loaaoalii'itt hnAoHÜdWi, alfd 
leiung mit Qefdngafa bi« xn drei Jahrex näti/ mH i(«/t ihh ''i 
hk ZA fhaitansmd Mark beetraft. le bewueder« Ub-ityrn t (9 iM) bxt««« 
TOB Strafe abgeaehea werdea. 

f 23S. Oofdhflieha KfirherTortidleriag. 'ii*» de» di*. 

X&rperrertctsang miUela gefifarüen«« 0«,’bfau<'b« <'i«^r «/.i».« fixv>« 

Maanerz oder aomit ia eia«i WeU* b«;giH>g»<K) dtfi 4»d«/>n jK« iIm 
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Anhang an den Yoriiigen: 


Verletaten oder in erheblichem Maße seine Gesundheit gefibrdet werden 
konnte, so ist die Strafe Qefingnis nicht unter zwei Monaten, bei mildernden 
Umständen GeHrngnis bis zn £rei Jahren oder Halt oder Geldstrafe bis za 
fftnltansend Mark. 

Der Versuch ist strafbar. 

§ 229. Schwere EhrperTerletzung. Hat die KOrperrerletzung 
eine schwere Schädigung des KOrpers oder des Geistes des Verletzten zur 
Folge gehabt, so ist die Strafe Zuchthaus bis zu fttnf Jahren, bei mildernden 
Umständen Gefängnis nicht unter einem Monat. 

Fine schwere Schädigung des Körpers oder des Geistes liegt insbesondere 
vor, wenn infolge der Eörperrerletznng der Verletzte in Todesgefahr geraten, 
in schwere und langdauemde Krankheit verfallen oder sonst in dem Gebrauche 
seines Körpers oder Geistes lange und schwor beeinträchtigt worden ist. 

War der eingotretene Erfolg von dem Täter beabsichtigt, so tritt 
Zuehthausstrafe bis zu zehn Jahren ein. 

§ 230. Körperverletzung mit tödlichem Erfolge. Hat die 
Körperverletzung den Tod des Verletzten zur Folge gehabt, so ist die Strafe 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei nüldemden Umständen Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten. 

§ 231. Baufhandel. Ist durch eine Schlägerei oder durch einen von 
mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menschen oder eine schwere 
Körperverletzung (§ 229) verursacht worden, so ist jeder, welcher sich an der 
Schlägerei oder dem Angriffe beteiligt hat, schon wegen dieser Beteiligung 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren zu bestrafen, falls er nicht ohne sein ver- 
sdiulden hineingezogen worden ist. 

§ 232. Fahrlässige Körperverletzung. Wer fahrlässig eine 
Körperverletzung verursach^ wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark 
oder mit Haft oder Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft 

War der Täter wegen seines Amtes, Berufs oder Gewerbes au besonderer 
Aufmerksamkeit verpflichtet, so kann die Strafe bis auf drei Jahre Gefängnis 
oder Haft oder auf fünftausend Mark Geldstrafe erhöht werden. 

§ 233. Strafantrag, ln den Fällen der §§227, 232 Abe.1 tritt die 
Verfolgung nur auf Antrag ein. 

Ist das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, so kann der Antrag 
zurückgenommen werden. 

20. Abschnitt 

Verbreehen und Vergehen gegen die SlttUehkelt. 

§ 248. Notzucht Wer durch Gewalt oder Drohung mit gegen¬ 
wärtiger persönlicher Gefahr eine Frauensperson zur Duldung des auMi^e- 
lichen Beischlafs nötigt, wird mit Zuchthaus, bei mUdemden Unutänden mit 
Gefbgnis nicht unter einem Jahr bestrifft. 

§ 244. Nötigung zur Unzucht Schändung. Unzucht mit 
Kindern. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildemdm Umständen 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten wird bestraft, wer 

1. durch Gewalt oder Drohung mit gegenwärtiger persönlicher Gefahr eine 
Frauensperson zur Duldung unzüditiger Handlangen nötigt; 

2. eine bewußtlose oder sonst zum Widerstand unfähige oder eine gdstes- 
kranke Frauensperson zum außerehelichen Beischlaf mißbraucht; 

8. mit einem Kinde unter 14 Jahren unzüchtige Handlangen vomlmmt oder 
es zur Verübung oder Duldung unzüchtiger Htuidlungen verleitet 

§ 245. Hat eine der in den §§ 243, 2A bezeichneten Handlangen den 
Tod der verletzten Person zur Folge, so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter 
zcÄn Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus. 

§ 246. Erschleichung des Beischlafs. Wer eine Frauensperson 
zur Gestattung des Beischlafs durch Vorspiegelung einer Eheschließung oder 
sonst durch Erregung oder Benutzung eines Drtums bestimmt, in dem sie den 
Beischlaf für einen dielichen hält, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei 
mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

§ 247. Unzucht unter Mißbrauch eines Autoritätsverhält¬ 
nisses. Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei mildernden Umständen mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten werden bestraft: 
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lahaag ra de> VortrSganj 


§ 257. Unsflchtige SclirilteB, Abbildaagea asw. Mit 
fangnis oder Haft bis xa zirei Jabreo oder mit Qeldstrafe bis za dreitansend 
Mark wird bestraft, wer 

1. anzficbtige Schriftes, Abbildongen oder Darstellungeii feilhilt, Terkanft, 
yerteilt, an Orteo, welche dem Pablikom znganglicm sind, ausstellt oder 
anschligt oder sonst yerbreitet, eie zum Zweidce der Yerbreitmig herstellt 
oder zu demsell^a Zwecke yorrätig halt, ankOadigt oder aapreist; 

2. unzüchtige oder das Schamgefühl gröblich yerletzeade Schriften, Abbildaagea 
oder Darstellangen einer Person unter 16 Jahra gegen Entgelt flberlSflt 
oder anbietet; 

8. Gegenstände, die zu unzüchtigem Gebrauch besthumt sind, an Orten, die 
dem Publikum zugänglich sind, ausstellt oder solche Gegenstände dem 
Publikum ankündigt oder anpreist; 

4. öffentliche Ankündigungen erläßt, die dazu bestimmt sind, unsflchtigen 
Verkehr herbeizuführen. 

§ 258. Anstößige Berichte aus Gerichtsyerhaadlungen 
Wer ans Gerichtsyerhaadlungen, für die wegen Gefährdung der Sittlkh*. 
keit die Oeffentlichkeit ausgesdilossen war, oder ans den diesen Yerhand« 
langen zu Griude liegenden amtlichen Schriftstücken öftentlich Mitteilungen 
macht, die geeignet sind, Aergernis zu erregen, wird mit Geldstrafe bis zu 
eintausend Mark oder mit Haft oder Gefängnis bis zu sedu Monaten bestraft. 

21. Abschnitt. 

Ehryerletsnng und Verletzung firemder Geheimnisse. 

§ 268. Verletzung yon Priyatgeheimnissen. Personen, die 
zur Ausübung der Heilkunde, Geburtshilfe, Krankenpflege, des Apotheker* 
gewerbes oder zur Beratung oder Vertretung in Bechtsangelegenheiten oder 
zur Beurkundung yon Bechtsgeschäften öffentuch bestellt oder zngelassen sind, 
sowie die Gehilfen dieser Personen werden mit Geldstrafe bis zu zweitausend 
Mark oder mit Haft oder Gefängnis bis zu sechs Menatea bestraft, wenn 
sie unbefugt Priyatgeheimnisse offenbaren, die ihnen kraft ihres Berufs an* 
yertraut oder zugänglich geworden sind. 

Die Verfol^iag tritt nur auf Antrag ein. 

Viertes Buch. 22. Abschnitt 
Diebstahl und Untersehlagung. 

§ 272. Entwendung. Ist der Diebstahl oder die Unterschlagung an 
Nahrungs* oder Genußmitteln oder an Gegenständen des wirtsehaftliehen Ge* 
brauchs oder Verbrauchs begangen, und hat der Täter ans Not oder zur Be* 
friedigung eines Gelüstes gehandelt, so ist er, woui die Sachen nur yon ge¬ 
ringem Werte waren, wegen Entwendung mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark 
oder mit Haft oder Gefängnis bis zu sechs Monaten zu bestrafen; in beson¬ 
ders leichten Fällen (§ 83) kann yon Strafe abgesehen werden. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag efau Der Antrag kann zurfick- 
genommen werden. 

26. Abschnitt. 

UrknndenlfllsehuBg. 

§ 286. Ausstellung und Gebrauch unrichtiger Gesund¬ 
heitszeugnisse. Aerzte, die ein unrichtiges Zeugnis über den Gesund¬ 
heitszustand oder die Todesursache eines Menschen zum Gebrauch bei (&er 
Behörde, einer öffentlichen Versicherungsanstalt oder einer anderen Ver- 
sichemngsuntemehmung wider besseres Wissen ausstellen, werden mit Ge¬ 
fängnis oder Haft bis zu zwei Jahren bestraft. 

Mit Gefängnis oder Haft bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 
dreitansend Mark wird bestraft, wer ein unrichtiges Zeugnis solcher Art zur 
Täuschung einer Behörde, einer öffentlichen Versicherungsanstalt oder einer 
anderen Versicherungsuntemehmung gebraucht. 

Fünftes Buch. 

Uebertretungen. 

§ 305. Landstreichen. Mit Haft oder Geföngnls bis zu drei Mo¬ 
naten wird bestraft: 
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1. war okaa Arbaii sa aoeheB oder, weaii er ubeitaitiiflUdc iai, aaa 
Haag SV aageordaetem Lebea mittelloa im Laade lunberzieht oder tert- 
geeetst aick aa daem Orte obae festes Uaterkommea unhertreibt; 

2. wer bettelt oder Kiader nater ▼iersebn Jabrea snm Bettele aaleitet oder 
aaaaebickt, oder Peraoaea, die unter seiaer Gewalt and Aafsicbt stebea 
nad an aeiaer bänslicben Gemeinscbaft gebBrea, vom Betteln abznbaltea 
vaterliSt. Hat der Titer in einer Notlage gehandelt, die aicbt aal Ar* 
beitascbea oder Liederlichkeit snificksafiüirea ist, so kann yon Strafe ab* 
gesehen werden; 

3. wer, wenn er aas Bffeatlichea Armenmitteln eine ünterstfttsang empfingt, 
dch ans Arbeitaschea weigert, die ihm yon der Behörde aagemeaeae, 
aeinea Kriftea aagemessene Arbdt sa yenicbten; 

i. eine Person, die, abgesehen yon den Pillen des § 250, gewerbsmifiig 
üasaebt treibt, wenn sie die in dieser Hinsicht aar Sicberang der Gesand* 
beit, der OfFenÜichen Ordnong oder des öfiFentlichen Anstandes erlassenen 
Vonchriften Übertritt. Der Bandesrat bestünmt die Grondsitse, nach 
denen diese Vorscbriften za erlassen sind. 

§ 306. Mit Geldstrafe bis za dreibondert Mark oder mit Haft oder Ge* 
fg a g ai s bis ZU drei Monaten wird bestraft: 

1. wer sich der ihm gesetzlich obliegenden ünterbaltnagspflicbt, sa deren 
Hrtttllang er im stände ist, derart entzieht, dafl der Unterbaltongsberedi- 
tigte dnrch Vermittlang der Behörde ans frmnden Mitteln onterstützt 
werden maß; 

3. wer sieh durch eigenes Yerscholden in einen Zastand yon Trunkenheit yor* 
setzt, in dem er mne grobe Störung der öffentlichen Ordnong oder ebie 
persönliche Gefahr für andere yerursacht; 

4. wer die sar Verhütong yon Tieiqaülerei erlassenen Vorschriften Übertritt; 

6. wer ohne Vorwissen der Behörde einen Leichnam bestattet oder beiseite 

schafft 

§ 807. Mit GMdstrafe bis zu zweihundert Mark oder mit Haft bis za 
zwei Monaten wird bestraft: 

6. wer die Vorschriften oder Anordnungen über yorzeitige Bestattungen 
Übertritt; 

6. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gifte oder Arzneien, soweit der Handel 
damit nicht freigegeben ist, subereitet, zum Verkauf yorrSÜg hUt, feil- 
hilt, yerkauft oder sonst abgibt; 

8. wer bei der Aufbewahrung oder Beförderung yon Giftwaren,. 

oder bei Ausübung der Befugnis zur Zubereitung oder Feilhidtang 
dieser Gegenstände sowie der Arzneien die deshalb ergangenen Vorschriften 
Übertritt; 

12. wer die zum Zwecke der Sicherheit oder Gesundheit für Bauten oder 
deren Ausführung erlassenen Vorschriften oder Anordnungen Übertritt; 

13. wer die zum Zwecke der Sicherheit, Ordnung, Bequemlichieit, Reinlich* 
kMt oder Buhe auf öffenticben Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasser* 
Straßen erlassenen Vorscbriften Übertritt. 

I 808. Ebenso wird bestraft: 

8. wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not die yon der Po* 
llzeib^örde oder deren Vertreter yon ihm geforderte Hilfe nicht leistet, 
obgleich er der Aufforderung ohne erhebuohe eigene Gefahr genügen 
konnte. 

§ 809. MH Geldstrafe bis zu einhundert Mark oder mit Halt bis zu 
einem Monat wird bestraft: 

6. wer in einem Zustande selbstyerschuldeter Trunkenheit, der geeignet ist, 
Aergemis zu erregen, an einem öffentlichen Ort betroffen wird. 

S 810. In besonders leichten Fällen (§ 83) der §§ 806 bis 809 kann yon 
Strafe abgesehen werden. 

(Abs. 8.) In den Fällen des § 306, Nr. 6, 8, 9, § 808 Nr. 8, 4 kann auf 

die Eiudehung der dort genannten Gegenstände,.erkannt werden, 

ohne Unterschied, ob sie dem Verurteilten gehören oder nicht. 
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Leitsätze zn den Vortrilgen: 


«Gefängnis oder Haft bis zn 2 Jahren, in besonders schweren 
Fällen (§ 84) Gefängnis nicht unter 8 Monaten/ 

y. üm die bewußte Uebertragnng von Geschlechts¬ 
krankheiten durch den Geschlechtsverkehr dem Yolksbewußt- 
sein als strafwürdige Handlung ausdrücklich einzuprägen, wird 
als neuer Paragraph im 18. Abschnitt, der die Körperver¬ 
letzung behandelt, der nachstehende in Vorschlag gebracht: 
«Wer, obwohl er weiß oder vermutet, daß er an einer 
ansteckenden Geschlechtskrankheit leidet, durch geschlechtlichen 
Verkehr oder unzüchtiges Verhalten einen andern der Gefahr 

der Ansteckung aussetzt, wird mit Gefängnis bis zu.. 

in besonders schweren Fällen (§ 84) mit Gefängnis nicht unter 

.bestraft; sind mildernde Umstände vorhanden, tritt 

Geldstrafe bis zu ... . ein. 

Ist der Gefährdete der Ehegatte des Täten, so tritt die 
öffentliche Verfolgung nur auf dessen Antrag ein.** 

VI. üm die öffentliche Ankündigung der zur Verhütung von 
Geschlechtskrankheiten dienenden Schutzmittel unter gewissen 
Vorsichtsmaßregeln frei zu geben, wird zu § 257 Nr. 8 folgender 
Zusatz beantragt: 

«Ausgenommen sind Gegenstände, welche zur wirksamen Ver¬ 
hütung der Verbreitung von Geschlechtskrankheiten geeignet 
sind, sofern diese nicht in marktschreierischer oder das 
Publikum belästigender oder irreführender Weise ansgestellt, 
angekündigt oder angepriesen werden." 

VII. Zwecks Herbeiführung einer Dauer-Versorgung von 
arbeitsunfähigen, d. h. invaliden Bettlern und Vaga¬ 
bunden, die in Arbeitshäusern Aufnahme nicht finden und nur 
mit knrzMstigen Haftstrafen für ihre sich stets wiederholenden 
Delikte bestraft werden können, wird folgender Zusatz zu § 42 
Abs. 8 beantragt: 

«oder im Gesetz besonders bestimmten Fällen den Verurteilten 
dauernd oder so lange in geeigneten Anstalten zu versorgen, 
bis die Arbeitsfähigkeit wieder hergestellt ist." 

VIII. Diesem Zusatz entsprechend wird zu § 805 folgender 
besonderer Absatz unter Nr. 5 empfohlen: 

«In den Fällen zn Nr. 1—8 kann bei dauernder oder vorüber¬ 
gehender Arbeitsunfähigkeit üeberweisung an eine Zwangs- 
siechenanstalt von dem Gerichte angeordnet werden." 

IX. In den Kreis der der Schweigepflicht unterworfenen 
Personen sind zweckmäßiger Weise auch die staatlich geprüften 
Desinfektoren und Gesnn^eitsaufseher einzubeziehen; es wird 
deshalb eine Erweiterung des § 268 dahin empfohlen, 

daß hinter dem Worte «Krankenpfiege" die beiden Worte 
«öffentlichen Gesundheitspflege" eingefügt werden. 

X. Da es wünschenswert erscheint, die Schweigepflicht auch 
auf das nicht staatlich geprüfte, aber nach den jetzigen 
Motiven zum § 268 der Schweigepflicht nicht unterworfene Heil- 
nnd Pflegepersonal auszndehnen, wird empfohlen, die Auslegung 
des Begriffes «Zulassen" in der Begründung zum § 26 8 
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dahin ab 2 :a&nderD, daß unter demselben ein allgemeines Zn- 
lassen, ein „Znlassen überhaupt" verstanden wird and nicht 
nur ein sdchea, das einen staatlichen Akt der Anerkennung vor- 
anssetzt. 


A.iibang« 

Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch. 

Allgemeiner Teil. 

2. Abschnitt. 

Strafen. Slehernde Massnahmen. Sebadensersati. 

§ 18. SchSrfungen der Zuchthaus- und OefSnunisstrale. 
Zeugt die Tat von besonderer Roheit, Bosheit oder Verworfeiueit, oder ist 
nach den Vorbestrafungen des Täters anzunehmen, daß der gewöhnliche Straf¬ 
vollzug auf ihn nicht die erforderliche Wirkung austtben werde, so kann das 
Ghsricht im Urteile Schärfungen der Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe anordnen. 

Die Schärfungen bestehen darin, daß der Verurteilte geminderte Kost 
oder eine harte Lagerstätte erhält. Sie kOnnen auch vereinigt angeordnet 
werden und kommen an jedem dritten Tage in WegfalL Die Dauer der 
Schärfungen darf im Zusammenhang vier Wochen nicht Übersteigen. Schärfungen 
dürfen bei Strafen bis zu drei Monaten nur einmal, bei Strafen bis zu seois 
Monaten nur zweimal und bei längeren Strafen in jedem Jahre höchstens drei¬ 
mal angeordnet werden. Der Zwischenraum zwischen zwei Schärfungen muß 
mindestens das Doppelte der Dauer der vorangeganeenen Schärfung betragen. 

Hat der Gefangene sich mindestens ein Juir Tang rat geführt, so kann 
das Gericht für die übrige Strafzeit die Schärfungen mildern oder aufheben. 

Geschärfte Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe darf nur an demjenigen voll- 
streckt werden, der nach dem Gutachten des Anstaltsarztes seiner Gesundheit 
nach dazu fähig ist. An schwangeren oder nährenden Frauen darf sie nicht 
vollzogen werden. Erscheint die Vollstreckung hiernach nicht zulässig, so 
bat das Gericht hierüber zu entscheiden. Es kann dabei mit Rücksicht auf 
den Wegfall der Schärfung die Strafe in angemessener Weise erhöhen. 

§ 22. Einzelhaft. Zuchthaus- und Gefängnisgefangene sind im 
Anfänge der Strafzeit ln Einzelhaft zu halten, und zwar Zuchthausgefangene 
mindestens sechs, Gefängnisgefangene mindestens drei Monate, bei kürzerer 
Strafzeit während der ganzen Strudauer. Auch Haftgefangene sind in Einzel¬ 
haft zu nehmen, wenn von ihnen ein schädlicher Einfluß auf Mitgefangene 
zu besorgen oder wenn ans anderen Gründen ihre Absonderung angemessen ist. 

Die Einzelhaft kann fortdauern, so lange sie der AnstaltsbehOrde erfor¬ 
derlich erscheint. Sie hat fortzudauem, wenn von dem Gefangenen ein schäd¬ 
licher Einfluß auf Mitgefangene zu besorgen ist. Ohne Zustimmung des Ge¬ 
fangenen darf sie jedoch drei Jahre nicht übersteigen. 

Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn anzunehmen ist, daß sie mit Gefahr für 
den körperlichen oder geistigen Zustand des Gefangenen verbunden sein würde. 

Ifach Ablauf der Einzelhaft wird der Gefangene mit anderen Gefan¬ 
genen gemeinsam beschäftigt, jedoch bei Nacht möglichst von anderen Gefan¬ 
genen getrennt gehalten. 

Das Verlangen eines Gefangenen, in Einzelhaft gehalten zu werden, ist 
tunlichst zu berüc^chtigen. 

§ 26. Vorläufige Entlassung. Die zu einer längeren Freiheits¬ 
strafe Verurteilten können, wenn sie zwei Dritteile, mindestens aber ein JiÄr 
der ihnen auferlegten Strafe verbüßt haben, vorläuflg entlassen werden. Ist 
Untersuchungshaft angerechnet, so gilt als auferlegte die wirklich noch zu 
verbüßende Strafe. 

Die vorläuflge Entlassung ist nur zulässig, wenn der Gefangene sieh 
Irrend der Strafverbüßung gut geführt hat und nach seiner Vergangenheit 
und seinen sonstigen persömichen Verhältnissen die Erwartung weiteren Wobl- 
verhaltens rechtfertigt, sowie wenn eine zu seinem Unterhalt ausreichende 
dauernde Arbeitsgelegenheit für ihn gesichert oder dargetan ist, daß in anderer 
Weise für sein Unterkommen und für seinen Unterhalt gesor{^ sein werde. 

§ 42. Sichernde Maßnahmen. Arbeitshaus. Ist eine straf- 
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bare Handlang aof Liederlichkeit oder Arbeitsechea zarflckzalflbren, and int 
für sie eine mindestens vierwöchige Gefängnis- oder Haftstrale verwirkt, so 
kann in den im Gesetz besonders bestimmten Fällen das Gericht neben der 
Strafe oder, wenn die Strafe drei Monate nicht übersteigt, an ihrer Stelle aal 
ünterbrbgang des arbeitsfähigen Verurteilten in ein Arbeitshaus anf die Dauer 
von sechs Monaten bis zu drei Jahren erkennen, falls diese Maßregel erforder¬ 
lich erscheint, um den Verurteilten wieder an ein gesetzmäßiges und arbeit¬ 
sames Leben zu gewöhnen. 

Auf Grund dieser Entscheidung hat die Landespolizeibehörde für die 
üaterbrin^;ung zu sorgen. Ist der Verurteilte ein Ausllbder, so kann ihn die 
Landespolizeibehörde statt oder neben der Unterbringung aus dem Reichs¬ 
gebiet ausweisen. 

Erweist sich der Verurteilte nachträglich als nicht arbeitsfähig, so hat 
das Geridit, wenn anf ünterbringnng an Stelle einer Gefängnis- oder Haft¬ 
strafe erkannt war, eine solche von angemessener Dauer festznsetzen. 

Hat der Verurteilte die Hälfte der bestimmten Zeit in der Anstalt zn- 
gebracht, sich gut geführt und fleißig gearbeitet, so kann ihn die Landes- 
poliseibehörde vorlänflg entlassen. Die Vorschriften in §§ 26 Abs. 2, 27 bis 
29 finden entsprechende Anwendung, doch entscheidet auch Uber den Widerruf 
der vorläufigen Entlassung die Landespolizeibehörde. 

9 48. Wirtshausverbot. Unterbringung in eine Trinker¬ 
heilanstalt. Ist eine strafbare Handlung anf Trunkenheit zarfleksuftthren, 
so kann das Gericht neben der Strafe dem Verurteilten den Besuch der Wirts- 
häoser auf die Dauer bis zu einem Jahre verbieten. Ist Trunksucht festge¬ 
stellt, so kann das Gericht neben einer mindestens zweiwöchigen Gelßngnis- 
oder Haftstrafe die Unterbringung des Verurteilten in eine Trinkerheilanstalt 
bis za seiner Heilung, jedoch hö(ästens auf die Dauer von zwei Jahren an- 
ordnen, falls diese Maßregel erforderlich erscheint, um den Verarteilten wieder 
an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben za gewöhnen. 

Aof Grund dieser Entscheidung hat die Landespolizeibehörde fttr die 
Unterbringung zu sorgen. Sie ist befugt, den Untergebrachten im Fiüle seiner 
früheren Heilung auch vor dem Ablaufe der bestimmten Zeit aus der AnstiJt 
zu entlassen. 

§54. Einziehung und Unbrauchbarmachang. Gegenstände, 
die darch ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen hervorsrebracht sind, 
oder die zur Begehung eines Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens gebraucht 
oder bestimmt waren, können, sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer 
gehören, eingezogen werden. Bei anderen strafbaren Handlunjgen ist diese 
Maßre^ nur in den darch das Gesetz besonders vorgesehenen FWen zolässig. 

Die Einzlehong ist im Urteil aussusprechen. 

4. Abschnitt. 

Strafknssohliessougs- and MllderaagsgiUnde. 

§ 63. Geistige Mängel. Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der 
Handlung geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos war, so daß dadurch seine 
freie Willensbestimmung ausgeseUossen wurde. 

War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbezeichneten Zu- 
stibide zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade vermindert, so finden 
hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über den Versuch (§ 76} An¬ 
wendung. Zustände selbstverschuldeter Trunkenheit sind hiervon ausgenommen. 

Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten nnter Berück¬ 
sichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, in besonderen, 
für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu voUstrecken. 

§ 64. Trunkenheit. War der Grund der Bewußtlosigkeit selbst- 
verschädete Trunkenheit und hat der Täter in diesem Zustand eine 
Handlang begangen, die auch bei fahrlässiger Begehung strafbar ist, so tritt 
die für ue f^rlässige Begehung angedrohte Strafe ein. 

§ 65. Verwahrung in Anstalten. Wird jemand auf Grund 
des § 63 Abs. 1 freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt, oder auf 
Grund des § 68 Abs. 2 zu einer milderen Strafe verurteilt, so hat das Gericht, 
wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert, seine Verwahrnng in einer öffent- 
lidien Heil- oder Fflegeanstalt anzuordnen. War der Grund der Bewußtlosig¬ 
keit selbstverschuldete Trunkenheit, so finden aof den Freigesprochenen oder 
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aoBer Verfolgong Gesetzten aoBerdem die Vorschriften des § 43 ttber die Unter* 
bringong in eine Trinkerheilanstalt entsprechende Anwendung. 

Im Falle des § 63 Abs. 2 erfolgt die Verwahrang nach Terbttfiter Frei* 
heitsstrafe. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die LandespolizeibehOrde 
fttr die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch Uber die Dauer der Vor* 
Wahrung und Aber die Entlassung. Gegen ihre Bestimmung ist gerichtliche 
Entscheidung zulissig. 

Die erforderlichen AusfUhrangsTorschriften werden Tom Bandesrat 
erlassen. 

§67. Notstand. Nicht strafbar ist, wer eine Handlang zur Bettung 
der Person oder des Eigentums seiner selbst oder eines anderen ans einer 
gegenwärtigen, auf andere Weise nicht zu beseitigenden, unTerschuldeten Ge* 
fa£r Tomimmt, es sei denn, daß die Gefahr nur gering ist, oder, soweit es sich 
um Bettung von Eigentum handelt, der yon der Handlung zu erwartende 
Schaden unyerhäUnismäßig größer ist als die Gefahr. 

§68. Jugendliches Alter. Nicht strafbar ist, wer bei Begehung 
der Handlang das vierzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat. 

§ 69. Hatte der Täter zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebensjahr 
nicht vollendet, so sind hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften ttber den 
Versuch (§ 76) anzuwenden, doch darf auf lebenslängliches Zuchthaus nicht 
erkannt werden. Ist die danach bestimmte Strafe Zuchthaus, so tritt Gefängnis¬ 
strafe von gleicher Dauer an ihre Stelle. Auf Verschärfung des Strafvollzugs 
(§ 18), Arbeitshaus (% 42), Verlast der bürgerlichen Ehrenrechte (§§ 46 bis 49) 
und Aufenthaltsbeschränkung (§ 53) ist nicht zu erkennen. 

Erscheint die Tat hauptsächlich als Folge mangelhafter Erziehung oder 
ist sonst anzunehmen, daß Erziehungsmaßregeln erforderlich sind, um den 
Täter an ein gesetzmäßiges Leben zu gewöhnen, so kann das Gericht neben 
oder an Stelle einer Freiheitsstrafe seine Uebcrweisung zur staatlich ttber- 
wachten Erziehung anordnen. Die Art und Dauer der Erziehungsmaßregeln 
bestimmen sich nach den hierfür bestehenden Gesetzen, doch kann das Gericht 
die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt vorschreiben. 

§ 70. Die Freiheitsstrafen gegen Jugendliche sind in besonderen, fttr 
sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken. Dabei 
sind die voll zurechnungsfähigen Jugendlichen von vermindert zurechnungs¬ 
fähigen vollständig abzusondern. 

Freiheitssträen gegen vermindert zurechnungsfähige Jugendliche können 
auch in staaUich ttberwachten Erziehungs-, Heil- oder Pflegeanstalten vollzogen 
werden. 

5. Abschnitt. 

Stratantrag. 

§ 72. Person des Berechtigten. Soweit das Gesetz nicht* 
anderes bestimmt, ist zur Stellung des Antrags der durch die strafbare Hand¬ 
lung Verletzte berechtigt. 

Ist der Verletzte geschäftsunflUiig, so ist sein uesetzlicher Vertreter 
zur Stellung des Antrags berechtigt. Das Gleiche gilt in bezug auf den 
minderjährigen Verletzten, doch hat dieser, wenn er das achtzehnte Lebens¬ 
jahr vollendet hat, auch selbständig das Becht, den Antrag zu stellen. 

Das Becht, den Strafantrag zu steilen, geht auf den hlnterbliebenen 
Ehegatten, die Kinder und in Ermangelung dieser Personen auf die übrigen 
Verwandten gerader Linie, sowie die Geschwister des Verletzten über. 

6. Abschnitt. 

Tenueh. 

§76. Bestrafung. Der Versuch ist milder zu bestrafen als die 
vollendete Tat. 

Ist diese mit dem Tode bedroht, so tritt lebonslänglichos Zuchthaus 
oder zeitige Zuchthausstrafe nicht unter drei Jahren, und ist sie mit lebens¬ 
länglicher Freiheitsstrafe bedroht, so tritt Freiheitsstrafe derselben Art nicht 
unter drei Jahren ein. 

ln den übrigen Fällen kann die Strafe unter das fttr die vollendete 
strafbare Handlang angedrohte Mindestmaß herabgesetzt, auch kann auf eine 
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mildere Art der Freiheitastrafe erkannt und in besonders leichten Fällen (§ 83) 
von Strafe überhaupt abgesehen werden. 

Auf Nebenstrafen und sichernde Maßnahmen kann auch neben der Ver- 
suchsstrafe erkannt werden. 

8. Abschnitt. 

Strafbemessung. 

§ 88. Besonders leichte Fälle. In besonders leichten Fällen 
darf das Gericht dio Strafe nach freiem Ermessen mildem und, wo dies aus* 
drttcklich zugelassen ist, Ton einer Strafe überhaupt absehen. 

Ein besonders leichter Fall liegt vor, wenn die rechtswidrigen Folgen 
der Tat unbedeutend sind und der verbrecherische Wille des Täters nur gemg 
und nach den Umständen entschuldbar erscheint, so daß die Anwendung der 
ordentlichen Strafe des Gesetzes eine unbillige Härte enthaiten würde. 

§84. Besonders schwere Fäile. Soweit besonders schwere Fälle 
auf die Bestimmung der Art oder der gesetzlichen Grenzen der Strafe von 
Einfluß sind, ist dies im Gesetz ausdrücklich vorgesehen. 

Ein besonders schwerer Fall liegt vor, wenn die rechtswidrigen Folgen 
der Tat ungewöhnlich bedeutend sind und der verbrecherische Wille des 
Täters ungewöhnlich stark und verwerflich erscheint. 

Besonderer Teil. 

Zweites Buch. 9. Abschnitt. 

Tergehen in Beziehung auf die Ausflbnng der Religion. 

^ 158. Leichenschändung usw. Wer unbefugt einen Leichnam 
oder Teile eines solchen oder die Asche eines Verstorbenen ans dem Gewahrsam 
des Berechtigten wegnimmt, oder wer daran oder an der Beisetzungsstätte 
beschimpfenden Dnfag verübt, wird mit Gefängnis oder Haft bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark bestraft. Auck kann auf Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrehte (§ 46) erkannt werden. 

18. Abschnitt. 

Terbrechen und Tergehen gegen die Sicherheit des Sffentliehen Verkehn. 

§ 181. Beschädigung öffentlicher Verkehrseinrichtungen. 
Wer vorsätzlich Wasserleitungen, Schleusen.... oder ähnliche dem öffentlichen 
Verkehr dienende Einrichtungen zerstört oder beschädigt und dadurch Gefahr 
für Menschenleben oder in bedeutendem Umfange für fremdes Eigentum her- 
beiführt, wird mit Gefängnis oder Haft, in besonders schweren Fällen (§ 84) 
mit Zuchthaus bestraft. 

Ist die Handlung ans Fahrlässigkeit begangen, so ist die Strafe Ge* 
fängnis oder Haft bis zn einem Jahr oder Geldstrafe Us zu dreitausend Mark. 

14. Abschnitt. 

Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. 

§ 192. Brnnnenvergiftnng. Wer vorsätzlich Brunnen, Wasser* 
leitnngen oder Wasserbehälter, die zum Gebrauche von Menschen dienen, 
vergiftet oder ihnen Stoffe boimischt, welche die menschliche Gesundheit zu 
zerstören geeignet sind, wird mit Zuchthaus bis zn zehn Jahren bestraft 

ln besonders schweren Fällen (§ 84) ist die Strafe Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus. 

Ist die Handlung ans Fahrlässigkeit begangen, so tritt Gefängnisstrafe 
bis zn drei Jahren oder Haft oder Geldstrafe bis zu fünftausend Mark da. 

§ 193. Verletzung von Schutzmaßregeln gegen Verbrei* 
tnng menschlicher Krankheiten. Wer die Absperrungs* oder Auf* 
sichtsmaßregdn oder Einfuhrverbote, welche von der zuständigen Behörde zur 
Verhütung der Einschleppung oder Verbreitung dner übertragbaren Krankheit 
angeordnet worden sind, wissentlich verletzt, wird mit Gefängnis oder Haft 
bis zu zwd Jahren, in besonders schweren Fällen (§ 84) mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten bestraft. 

§194. Verletzung von Schntzmaßregeln gegen Verbreitung 
von Viehseuchen. Wer die Absperrungs-oder Aumicmtsmaßregeln oder 
Einfuhrverbote, welche von der zuständigen Behörde zur Verhütung der Ein« 
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Schleppung oder Verbrdtung yon Viehseuehen angeordnet worden sind, wissent¬ 
lich rerletst, wird mit Oeffaignis oder Haft bis su einem Jahr, in besonders 
schweren FUlen (§ 84) mit Gef&ngnis nicht unter einem Monat bestraft. 


Drittes Buch. 16. Abschnitt. 

Terbreehen und Yergehen gegen das Leben. 

§ 212. Mord. Wer yorsätzlich einen Menschen tOtet, wird, wenn er 
die TStung mit üeberlegung ausgeftthrt hat, wegen Mordes mit dem Tode, 
bei mildemden ümstinden mit lebenslänglichem Zuchthaus oder Zuchthaus 
lücht unter zehn Jahren bestraft. 

§ 218. Totschlag. Wer yorsätzlich einen Menschen tOtet, wird, 
wenn er die Tötung nicht mit üeberlegung ausgeftthrt hat, wegen Totschlags 
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren, bei mildernden Umständen mit Ge- 
fingnis nicht unter einem Jahre bestraft. 

§ 214. Totschlag bei Unternehmung eines anderen Ver¬ 
brechens. Hat der Täter den Totschlag bei Unternehmung eines anderen 
Verbrechens begangen, um ein der Ansftthrung entgegentretendes Hindernis 
su beseitigen oder der Entdeckung oder ErgreUung zu entgehen oder um sich 
die Vorteile der Tat zu erhalten, so ist ue Strafe Zuchthaus nicht unter 
fttnf Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus. 

§216. Tötung des Verlangenden. Ist jemand durch das drin¬ 
gende Verlangen des Getöteten zur Tötung bestimmt worden, so ist auf Ge- 
ftngnis nicht unter sechs Monaten zu erkennen. 

Der Versuch ist strafbar. 

§ 216. Eindestötung. Eine Matter, welche ihr uneheliches Kind 
in oder gleich nach der Gebart yorsätzlich tötet, wird mit Zuchthaus, bei 
mildemden Umständen mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

§ 217. Abtreibung. Eine Schwangere, welche yorsätzlich ihre 
Frucht abtreibt oder im Matterleibe tötet, wird mit Zuchthaus bis zu drei 
Jahren oder mit Gefängnis yon drei Monaten bis zu drei Jahren bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer an der Schwangeren mit ihrer Einwilligung 
die Abtreibung oder Tötung yornimmt oder ihr die Mittel hierzu yerschafft 
hat Handelt er gegen Entgelt, so ist die Strafe Zuchthaus bis zu fttnf Jahren 
oder Gefängnis nicht unter sechs Monaten. 

Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren Wissen oder Willen 
yorsätzlich abtreibt oder im Mutterleibe tötet, wird mit Zuchthaus nicht unter 
zwei Jahren, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter einem Jahr 
und, wenn durch die Handlang der Tod der Schwangeren yerursacht ist, mit 
Zuchthaus nicht unter fttnf Jahren bestraft. 

§ 218. Aussetzung Hilfloser. Wer eine hilflose Person aus- 
setzt oder wer eine solche Person, die unter seber Obhut steht oder für deren 
Unterbringung, Fortschaffung oder Aufnahme er zu sorgen hat, in hilfloser 
Lage yorsätzuch yerläßt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung der ausge- 
setsten oder yerlassenen Person yerursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe 
bis zu zehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod der Person yer¬ 
ursacht worden ist, Zuchthausstrafe nicht unter drei Jahren ein. 

§ 219. Fahrlässige Tötung. Wer fahrlässig den Tod eines Men¬ 
schen yerursacht, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Haft bestraft. 

War der Täter wegen seines Amtes, Berufs oder Gewerbes zu beson¬ 
derer Aufmerksamkeit yerpflichtet^ so kann die Strafe bis auf fttnf Jahre Ge¬ 
fängnis erhöht werden. 

18. Abschnitt 


KSrperyerletiung. 

§ 227. Körperyerletzung. Wer yorsätzlich einen anderen körper¬ 
lich mißhandelt oder an der Gesundheit beschädigt, wird wegen Köiperyer« 
letsung mit Geföngnis bis zu drei Jahren oder mit Haft oder mit Geldstrafe 
bis zu fttnftausend Mark bestraft. In besonders leichten Fällen (§ 83) kann 
yon Strafe abgesehen werden. 

§ 228. Gefährliche Körperyerletzung. Hat der Täter die 
Körperyerletzung mittels gefährlichen Gebrauchs einer Waffe oder eines 
Messers oder sonst in einer Weise begangen, daß dadurch das Leben des 
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Verletzten oder in erheblichem Maße seine Gesnndhdt gef&hrdet werden 
konnte, so ist die Strafe Qefingnis nidit unter zwei Monatra, bei mildernden 
Umständen Gefängnis bis za drei Jahren oder Haft oder Geldstrafe bis zu 
fttnftaasend Mark. 

Der Versuch ist strafbar. 

§ 229. Schwere EOrperTerletzvng. Hat die Körperverletsimg 
eine schwere Schädigung des KOrpers oder des Geistes des Verletzten zur 
Folge gehabt, so ist die Strafe Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei mildernden 
Umständen Gefängnis nicht unter einem Monat. 

Eine schwere Schädigung des Körpers oder des Geistes liegt insbesondere 
▼or, wenn infolge der Körperverletzung der Verletzte in Todesgefahr geraten, 
in schwere und langdauemde Krankheit verfallen oder sonst in dem Genrauche 
seines Körpers oder Geistes lange und schwor beeinträchtigt worden ist. 

War der eingotretene Erfolg von dem Täter beabsichtigt, so tritt 
Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren ein. 

§ 230. Körperverletzung mit tödlichem Erfolge. Hat die 
Körperverletzung den Tod des Verletzten zur Folge gehabt, so ist die Strafe 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildemden Umständen Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten. 

§231. Baufhandel. Ist durch eine Schlägerei oder durch einen von 
mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menschen oder eine schwere 
Körperverletzung (§ 229) verursacht worden, so ist jeder, welcher sich an der 
Schlägerei oder dem Angriffe beteiligt hat, schon wegen dieser Beteiligug 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren zu bestraien, falls er nicht ohne sein ver¬ 
schulden hineingezogen worden ist. 

§ 232. Fahrlässige Körperverletzung. Wer fahrlässig eine 
Körperverletzung verursacht, wird mit Geldstrafe bis an dreitausend Mark 
oder mit Haft oder Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft 

War der Täter wegen seines Amtes, Berufs oder Gewerbes au besonderer 
Aufmerksamkeit verpflichtet, so kann die Strafe bis auf drei Jahre Gefängnis 
oder Haft oder auf fünftausend Mark Geldstrafe erhöht werden. 

§ 233. Strafantrag, ln den Fällen der §§ 227, 282 Abs.1 tritt die 
Verfolgung nur auf Antrag ein. 

Ist das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, so kann der Antrag 
zurückgenommen werden. 

20. Abschnitt 

Terbreehen und Vergehen gegen die Sittlichkeit. 

§ 248. Notzucht Wer durch Gewalt oder Drohung mit gegen¬ 
wärtiger persönlicher Gefahr eine Frauensperson zur Duldung des aoMiehe* 
liehen Beischlafs nötigt, wird mit Zuchthaus, bei mildemden Umständen mit 
Gefängnis nicht unter einem Jahr bestraft. 

§ 244. Nötigung zur Unzucht Schändung. Unzucht mit 
Kindern. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildemden Unutinden 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten wird bestraft, wer 

1. durch Gewalt oder Drohung mit gegenwärtiger persönlicher Gefahr ehio 
Frauensperson zur Duldung unzüchtiger Handlungen nötigt; 

2. eine bewußtlose oder sonst zum Widerstand unfähige oder eine gdstes- 
kranke Frauensperson zum außerehelichen Beischlaf mißbraucht; 

8. mit einem Kinde unter 14 Jahren unzüchtige Handlungen voraiinmt oder 
es zur Verübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet 

§ 246. Hat eine der in den §§ 243, 2M bezeichneten Handlungen den 
Tod der verletzten Person zur Folge, so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter 
sehn Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus. 

§ 246. Erschleichung des Beischlafs. Wer eine Frauensperson 
zur Gestattung des Beischlafs durch Vorspiegelung einer Eheschließung oder 
sonst durch Erregung oder Benutzung eines Drtums bestimmt, in dem sie den 
Beischlaf für einen ehelichen hält, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei 
mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

§ 247. Unzucht unter Mißbrauch einesAutoritätsverhält- 
niss es. Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei mildernden Umständen mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten werden bestraft: 
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1. Qtern, Adoptir* and Pflegeeltern, Voimtlnder and Pfleger, die mit ihren 
minderjährigen Kindern oder Pflegebefohlenen, Qeistliche, Lehrer oder 
Erzieher, die mit ihren minderjährigen Schülern oder Zöglingen onzttchtige 
Hnndlongen Tomehmen; 

2. Beamte, die mit Personen, gegen welche sie ein Strafverfahren za führen 
haben, oder welche ihrer Obhat anvertraat sind, anzüchtige Handlangen 
vornehmen; 

S. Inhaber oder Leiter von öffentlichen oder privaten Anstalten zar Pflege 
oder Behandlong von Kranken, Armen oder anderen Hilfebedürftigen, 
Aerzte oder andere Medizinalpersonen, Beamte oder andere Angestellte, 
die in solchen Anstalten oder in Gefängnissen oder in Erziehnngs-, 
Bettangs- oder Besserangsanstalten beschäftigt sind, wenn sie mit den in 
das Gefängnis oder in die Anstidt aafgenommenen Personen anzüchtige 
Handlangen vornehmen. 

§ 248. Yerführang. Wer ein onbescholtenes Mädchen anter sech¬ 
zehn Jahren zom Beischlaf verführt, wird mit Gefängnis oder Haft bis za 
einem Jahr bestraft. 

Die Yerfolgong tritt nar anf Antrag ein. 

Die Strafbarkeit fällt weg, wenn der Täter mit der Verletzten die Ehe 
geschlossen hat. 

§ 249. Blatschande. Der Beischlaf zwischen Verwandten anf- and 
absteigender Linie wird an den ersteren mit Zachthaos bis za fünf Jahren, an 
dM letzteren mit Gefängnis bis za zwei Jahren, der Beischlaf zwischen Ver¬ 
schwägerten aaf- and absteigender Linie sowie zwischen Geschwistern wird 
mit Gefängnis bis zn zwei Js^en bestraft. 

Verwandte and Verschwägerte absteigender Linie können straflos 
gelassen werden, wenn sie das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. 

§260. Widernatürliche Unzacht. Die widernatürliche ünzncht 
mit einer Person gleichen Geschlechts wird mit Gefängnis bestraft. 

Ist die Tat unter Mifibranch eines darch Amts- oder Dienstgewalt oder 
in ähnlicher Weise begründeten Abhängigkeitsverhältnisses beganjgen, so tritt 
Zachthaos bis za fünf Jahren, bei mildemden Umständen Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten ein. 

§ 261. Einfache KnppeleL Wer gewohnheitsmäßig oder ans 
Eigennutz der Unzacht Vorschab leistet, wird mit Gefängnis bestraft. 

Die Vorschrift flndet auf die Gewährang von Wohnung keine Anwen¬ 
dung, sofern nicht der Täter mit Bücksicht au die Doldong der Unzacht 
rfnen anverhältnismäßigen Gewinn za erzielen sucht. 

§ 262. Schwere Kuppelei. Wer der Unzacht mit seiner Ehefrau 
oder lät einer Person Vorschub leistet, die zu ihm in einem der im § 247 
Ziff. 1 bezeichneten Verhältnisse steht, wird mit Zuchthaus bis za fünf Jahren, 
bei mildemden Umständen mit Gefängnis bestraft. 

§ 258. Fraaenhandel and Kuppelei mit hinterlistigen 
Kunstgriffen. Wer 

1. ein Gewerbe daraus macht, Fraaenpersonen der Unzacht zazuführen, 

2. zur Begehung der Kappelei (§§ 261, 252) hinterlistige Kanstgriffe 
anwendet, 

wird mit Zachthaos bis za fünf Jahren, bei mildernden Umständen mit Ge- 
ffngnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

§ 254. Zahälterei. Eue männliche Person, welche von einer Frauens¬ 
person, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, unter Ausbeutung ihres unsittlichen 
Erwerbes ganz oder teilweise den Lebensunterhalt bezieht, oder welche einer 
solchen Frauensperson gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz in bezug auf die 
Aasflbong des unzüchtigen Gewerbes Schatz gewährt oder sonst förderlich ist, 
wird als Zuhälter mit Gefängnis nicht unter einem Monat, in besonders schweren 
Fällen (§ 84) mit Gefängnis nicht unter einem Jahr bestraft. 

§ 255. Sichernde Maßnahmen. In den Fällen des § 250 Absatz 3, 
sowie der §§ 251 bis 254 finden die Vorschriften der §§ 42 und 53 Anwendung. 

§ 256. Aergernis durch unzüchtige Handlangen. Wer 
öffentlich eine unzüchtige Handlang begeht, die geeignet ist, Aergernis zu 
erregen, wird mit Gefängnis oder Haft bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bis zu ueitaasead Mark bestraft 
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§ 267. ünsttchtige Schriften, Abbildangen nsw. Mit Qe- 
fängnia oder Haft bia za zwei Jahren oder mit Qeldatrafe bia za drettaoaend 
Mark wird beatraft, wer 

1. anzilchtige Schriften, Abbildangen oder Daratellongen feilh&lt, yerkaoft, 
verteilt, an Orten, welche dem Pablikam zagänglich sind, aoaatellt oder 
anschlägt oder aonat verbreitet, sie zam Zwecke der Verbreitong heratellt 
oder za demaelben Zwecke vorrätig hält, ankhndigt oder anpreiat; 

2. nnzttchtige oder daa Schamgeftthl gröblich verletzende Schriften, Abbildangen 
oder Daratellongen einer Peraon anter 16 Jahren gegen Entgelt ttberÜBt 
oder anbietet; 

8. (Jegenstände, die za onzttchtigem Gebraach beatimmt aind, an Orten, die 
dem Pablikam zagänglich aind, aoaatellt oder aolche Gegenatände dem 
Pablikam ankflndigt oder anpreiat; 

4. öffentliche Ankttndi^gen erläßt, die daza bestimmt aind, anzttchtigen 
Verkehr herbeizofflhren. 

§ 258. Anstößige Berichte aas Gerichtaverhandlongen 
Wer aas Gerichtaverhandlangen, für die wegen Gefährdang der SittUdi«. 
keit die Oeffentlichkeit anageschloasen war, oder ans den diesen Verband« 
langen za Grande liegenden amtlichen Schriftstücken öffentlich Mitteilangen 
macht, die geeignet sind, Aergernis za erregen, wird mit Geldstrafe bia za 
eintaosend Mark oder mit Haft oder Gefängnis bis na sechs Monaten bestraft. 

21. Abschnitt. 

Ehrverletanng and Verletznng fremder Geheimnisse. 

§ 268. Verletznng von Privatgeheimnissen, Personen, die 
zar Aosübang der Heilkande, Gebartahilfe, Krankenpflege, des Apotheker« 
gewerbes oder zar Beratong oder Vertretnng in Bechtsangelegenheiten oder 
zar Beorkandong von Bechtsgeschäften öffentuch bestellt oder sagelassen sind, 
sowie die Gehilfen dieser Personen werden mit Geldstrafe bis za sweitaasend 
Mark oder mit Haft oder Gefängnis bis za sechs Monaten bestraft, wenn 
sie onbefogt Privatgeheimniase offenbaren, die il^en kraft ihres Berofs an« 
vertrant oder zagänglich geworden sind. 

Die Verfol^g tritt nor aof Antrag ein. 

Viertes Bach. 22. Abschnitt 
Diebstahl and Unterschlagung. 

§ 272. Entwendung. Ist der Diebstahl oder die Unterschlas^g an 
Nahrangs- oder Genaßmitteln oder an Gegenständen des wirtschaftlichen Ge¬ 
brauchs oder Verbrauchs begangen, und hat der Täter aas Not oder zur Be- 
friedigang eines Gelüstes gehandelt, so ist er, wenn die Sachen nur von ge¬ 
ringem Werte waren, wegen Entwendung mit (Jeldstrafe bis za eintausend Mttk 
oder mit Haft oder Gefängnis bis za sechs Monaten zu bestrafen; in beson¬ 
ders leichten Fällen (§ 83) kann von Strafe abgesehen werden. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der Antrag kann zarück« 
genommen werden. 

26. Abschnitt. 

Urkoudenfilsehug. 

§ 286. Aassteliung und Gebraach unrichtiger Gesund« 
heitszeagnisse. Aerzte, die ein unrichtiges Zeugnis über den Gesand- 
heitszostand oder die Todesursache eines Menschen zum Gebraach bei ober 
Behörde, einer öffentlichen Versicherungsanstalt oder einer anderen Ver- 
sicherongsanternehmang wider besseres Wissen aasstellen, werden mit (Je- 
fäignis oder Haft bia za zwei Jahren bestraft. 

Mit Gefängnis oder Haft bis za einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 
dreitaasend Mark wird bestraft, wer ein unrichtiges Zeugnis solcher Art zar 
Täaschang einer Behörde, einer öffentlichen Versicherungsanstalt oder einer 
anderen Versicherangsantemehmang gebraacht. 

Fünftes Bach. 

Uebertretnngen. 

§ 306. Landstreichen. Mit Haft oder Gefängnis bis zu drei Mo¬ 
naten wird bestraft: 
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1. war ohne Arbeit n eaclieo oder, wenn er nrbeitsnnlShig ist, ans 
Hang la ungeordnetem Leben mittelloa im Lande nmherzieht oder fort¬ 
gesetzt sieb an einem Orte ohne festes Unterkommen nmbertreibt; 

2. wer bettelt oder Kinder unter yieizehn Jahren znm Betteln anleitet oder 
aasschickt, oder Personen, die unter seiner Gewalt und Aufsicht stehen 
und zu seiner häuslichen Gemeinschaft gehOren, vom Betteln abzuhalten 
unterläßt. Hat der Täter in einer Notlage gehandelt, die nicht auf Ar- 
beitsschen oder Liederlichkeit zurttckzufithren ist, so kann von Strafe ab¬ 
gesehen werden; 

3. wer, wenn er aus Öffentlichen Armenmitteln eine Unterstützung empfängt, 
sich ans Arbeitsscheu weigert, die ihm von der Behörde angewiesene, 
seinen Kräften angemessene Arbeit zu verrichten; 

4. eine Person, die, abgesehen von den Fällen des § 250, gewerbsmäßig 
Unzucht treibt, wenn sie die in dieser Hinsicht zur Sicherung der Gesund¬ 
heit, der Öffentlichen Ordnung oder des Öffentlichen Anstandes erlassenen 
Vorschriften Übertritt. Der Bundesrat bestimmt die Grundsätze, nach 
denen diese Vorschriften zu erlassen sind. 

§ 806. Mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Haft oder Ge¬ 
fängnis bis zu drei Monaten wird bestraft: 

1. wer sich der ihm gesetzlich obliegenden Unterhaltnngspflicht, zu deren 
Erfüllung er im stände ist, derart entzieht, daß der Unterhaltungsberech- 
tigte durch Vermittlung der BehOrde aus fremden Mitteln unterstützt 
werden muß; 

3. wer sich durch eigenes Verschulden in einen Zustand von Trunkenheit vor¬ 
setzt, in dem er eine grobe Störung der Öffentlichen Ordnung oder ehie 
persönliche Gefahr für andere verursacht; 

4. wer die zur Verhütung von Tierquälerei erlassenen Vorschriften Übertritt; 

5. wer ohne Vorwissen der BehOrde einen Leichnam bestattet oder beiseite 
schafft. 

§ 807. Mit Geldstrafe bis zu zweihundert Mark oder mit Haft bis zu 
zwei Monaten wird bestraft: 

5. wer die Vorschriften oder Anordnungen über vorzeitige Bestattungen 
Übertritt; 

6. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gifte oder Arzneien, soweit der Handel 
damit nicht freigegeben ist, zubereitet, znm Verkauf vorrätig hält, feil¬ 
hält, verkauft oder sonst abgibt; 

8. wer bei der Aufbewahrung oder Beförderung von Giftwaren,. 

oder bei Ausübung der Befugnis zur Zubereitung oder Feilhiütung 
dieser Gegenstände sowie der Arzneien die deshalb ergangenen Vorschriften 
Übertritt; 

12. wer die znm Zwecke der Sicherheit oder Gesundheit für Bauten oder 
deren Ausführung erlassenen Vorschriften oder Anordnungen Übertritt; 

13. wer die znm Zwecke der Sicherheit, Ordnung, Bequemlichkeit, Beinlich- 
kdt oder Buhe auf Offentichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wasser¬ 
straßen erlassenen Vorschriften Übertritt. 

§ 808. Ebenso wird bestraft: 

8. wer bei Unglficksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not die von der Po¬ 
lizeibehörde oder deren Vertreter von ihm geforderte Hilfe nicht leistet, 
obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr genügen 
konnte. 

§ 309. Mit (Hldstrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu 
einem Monat wird bestratt: 

6. wer in einem Zustande selbstverschuldeter Trunkenheit, der geeignet ist, 
Aergemis zu erregen, an einem Öffentlichen Ort betroffen wird. 

§ 810. In besonders leichten Fällen (§ 83) der §§ 305 bis 809 kann von 
Strafe abgesehen werden. 

(Abs. 8.) In den Fällen des § 306, Nr. 6, 8, 9, § 808 Nr. 3, 4 kann auf 

die ESimehnng der dort genannten (Gegenstände,.erkannt werden, 

ohne Unterschied, ob sie dem Verurteilten gehOren oder nicht. 





so 


Dt. Kmpjawdt. 


IV. lieber die OarchsichtijkeitsbestboMMji via Vor- 
flutera mit Hilfe eiier Sebscheibe. 

Dr. Knrpjnweit, Kreisarzt in Swinemünde: M. H.! Wenn 
es sich dämm handelte, die Durchsichtigkeit resp. Trübung eines 
Q-ewässers zn bestimmen, beschränkte man sich bisher bei der 
hygienischen Prüfung darauf, das betr. Wasser als durchsichtig, 
wenig getrübt oder stark getrübt zn bezeichnen. 

Selbstverständlich hat es nicht an Versuchen gefehlt, für 
derartige Zwecke geeignete Apparate zn konstraieren, die eine 
genauere Bestimmung der Durchsichtigkeit ermüglichen sollten. Ich 
erwähne nur das Diaphanometer von Erüß und Königferner 
das Turbidimeter von Jackson.*) Die Apparate haben sich aber 
vornehmlich nur für Laboratoriumszwecke als geeignet erwiesen. 

Weiterhin sind, wie ich einer Arbeit von Kolkwitz*) ent¬ 
nehme, von mehreren Autoren und von ihm selbst zur Bestim- 
mnng der Durchsichtigkeit und Farbe von Seen und Meeren 
rnnde oder eckige weiße Porzellanscheiben von 0,2—2,37 Meter 
Durchmesser mit gutem Erfolg benutzt worden. 

Ihnen allen bekannt ist fernerhin die Benutzung der 
Sn eilen sehen Schriftproben, um die Durchsichtigkeit von Trink¬ 
wasser in Glaszylindern zu bestimmen. 

Ich möchte Ihnen eine einfache Vorrichtung demonstrieren, 
die mir geeignet erscheint, den Trübnngsgrad von Wasser im 
allgemeinen genau meßbar festzulegen. 

Sie sehen hier eine Milchglasscheibe 11X14 cm groß in 
Blei eingefaßt, auf der sich mit schwarzer Lackfarbe ai^gemalt 
eine Zahl befindet, die dem Snellenschen System entnommen 
ist. Diese Zahl, deren Größe für üntersnehungen in über 
1 m Wassertiefe geeignet ist, kann in der Luft von einem Nor¬ 
malsichtigen in 50 m Entfernung erkannt werden. 

An dem Bleirahmen befindet sich ein zusammenlegbarer Bügel 
ans Messingdraht, an dem eine graduierte Kette befestigt ist. 
Außerdem kann unten an der Platte bei Untersuchnngen in starker 
Strömung ein Lot befestigt werden. 

Der Gang der Untersuchung ist ein einfacher. Die Platte 
wird ins Wasser gelassen und dann dicht über der Wasserober- 
fiäche an der Kette die Tiefe abgelesen, bei der die Zahl ver¬ 
schwindet. 

Der Üntersneher muß selbsverständlich normalsichtig oder 
durch Gläser entsprechend korrigiert sein. Ferner muß sich der 
Üntersneher senkrecht über der Platte und 60 cm über der 
Wasseroberfläche befinden. 

') Zeitschrift Ittr Untersaebong der Nahrangs* and GeauBmitteL 
Bd. 10^ Seite 129. 

*) Field assay ot Water by Karshall 0. Leigthon. Washington 1906. 
Water Sapply and Irrigation. Paper Nr. 151. 

8) Doatsche Viertdjahrsachrift für Öffentliche Gesandhsitspflege; 42. Bd., 
2. Heft, 1910. 
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Unter Beobacbtnngf dieser einfachen Vorschriften sind wieder¬ 
holt von yerschiedenen Beobachtern bei gleicher Versnchsanord- 
nnng die gleichen Resultate erzielt worden. So ergab z. B. in 
einem Waldsee, der keinen Vernnreinignngen ansgesetzt ist, die 
Prfifang der Durchsichtigkeit durch zwei Beobachter das gleiche 
Resultat. Das vollkommen klare Wasser hatte eine Dnrch- 

50 

sichtigkeit D = d. h. die Zahl auf der Platte, welche in 

der Luft auf 50 m von einem Normalsichtigen erkannt wird, war 
in einer Wassertiefe von 2,7 m gerade noch erkennbar. 

Mit Hilfe der Sehscheibe habe ich weiterhin die Swine, 
den Ausmttndnngsarm der Oder bei Swinemfinde, die Brahe 
und den Bromberger Kanal bei Bromberg untersucht. 

Die Untersuchungen auf der Swine waren insofern kom¬ 
pliziert, als die Swine mitunter am gleichen Tage ausgehenden 
and eingehenden Strom hat. Eingehender Strom tritt namentlich 
bei starken nördlichen Winden auf, welche, der gewöhnlichen 
Richtung des Stromes entgegengerichtet, das Wasser stromauf 
nach dem Stettiner Haff drftcken. Ferner geht von dem 
etwa 3—400 m breiten und 8—14 m tiefen Strom etwa nur 
Vio dicht an der Stadt vorbei. Der Hanptstrom geht durch eine 
Lisel abgetrennt direkt nach der See zu. 

Es nimmt demnach etwa nur Vio der gesamten Wasser¬ 
mengen gegenwärtig noch die verunreinigenden Zoflflsse aus der 
Stadt auf, welche hauptsächlich aus schmutzigen Wirtschaits- 
wässem der nicht kanalisierten Stadt bestehen. (In wenigen 
Wochen sollen sämtliche Abwässer nach entsprechender Vor¬ 
reinigung in die Swine geleitet werden.) Obwohl diese Zuflflsse 
nicht sehr groß sind, haben sie doch einen recht merklichen Ein- 
flnß auf die Beschaffenheit des Wassers, wie Sie ans einem Bei¬ 
spiel, welches ich am 28. Dezember 1909 feststellte, ersehen 
können (s. Tabelle I, S. 82). 


An diesem Tage betrug bei eingehendem Strom 
die Durchsichtigkeit des Wassers an der Ausmflndung 

mitten in der Stadt, 5 km oberhalb der Mündung 

oberhalb der Stadt, 7,5 km oberhalb der Mündung 


50 

1,85 

50 

0,85 

50 

1,5. 


Das Wasser hatte demnach in einer Entfernung von 2,5 km 
annähernd wieder seine alte Durchsichtigkeit, hauptsächlich wohl 
durch Verdünnung mit dem nicht verunreinigten Stromteil, er¬ 
halten. 


Bei ausgehendem Strom war die Zunahme der Trübung 
durch verunreinigende Zuflüsse in der Stadt nicht so deutlich; 
immerhin konnte auch hier häuflg eine Differenz in der Durch¬ 
sichtigkeit von 20 cm oberhalb und innerhalb der Stadt fest- 
gesteUt werden. Und dieses kam wohl hauptsächtlich daher. 
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Dn Earpiaweit 


dft0 Siroax mit relativ trübem Wasser bereits in&erhalb der 
Stadt a&langte. 

Da die Ufitersaebimgen zu einer sehr rauhmi^ stürmiacbeB 
Jahreszeit stattgel^deit haben^ maß das Beaaltat weiterer 
üntersQchaiigea bei aesgeh^den Strom noch abgewartet werden. 

Oarchaicbtig^iiett Swloe am 28. Dezember i909^ 
yoe det JätftadM 


nriierhtfjb \nn*.r>btfilh di^r-hASt» d€i'tSiet-di. 

Die üntersnchongen in Bromberg ergaben Ühnliche Be- 
snltate wie auf der Swine. Aach hier sind die Stromverhält- 
nisse recht komplizierte, da in die Brahe Schleusenanlagen 
eingebaut sind, darch die an einer Stelle noch der Bromberger 
Kanal, die Yerbindang nach der Hetze, einmfindet. 

Das prägnanteste Beispiel war lolgendes (s. Tabelle TI): 
Oberhalb der Stadt ’ 

betrag die Dsrchsichtigkeit der Brahe y~ 


mitten in der Stadt 


3 km nnterhaib der Stadt 






Ob«riUdb d«r SUdt vv dta Flaßvkiier «Iitdb tr&bo, dvdli> 
üt dcar 8Udt frob vmatimgt, «ad waiter «tai^litib wMar 
«tww trtb«, dartbiiebti|^4 Die HnptqiieUe der VffirbBraiai|iuifea 
in dar Stadt äfid vahnebeuiUeb ä<dmattiru8erahftaa» Höfea 
asd Fabrikaa oad vuh dar BroiDbaifflr Kaael, d« die Stadt 
aalbal kasilinert Ist, iribreBd die am Bromberfer Esjial 


UegreBdaa Yororte Seblaiiseaaa eod Pri&aeBtUal sablreicbe 
Scbmntnraaseraiidflsse £d des Saaal sebickes. 

Hierifir spricht aseh fdgesdea Bessltat (s, Tabelle ni): Am 
ItSdponkt des Bremberfer Kanals ror der letztes Sehleuae 

50 

befmif die Dordmiehti^kdt des Wassere 

flie nahm aEmfthlieh zn nsd betmjgr 

3,8 km oberhalb, ▼(o* der mntes Schlense 

Während das Waseer Tor der Eismisdoss sehr echmn^g aossah, 
var es obm’halb der Vororte entspre^esd seiner gibUeren Dareh-- 
siehtigkeit ireltans sanberer« 

Tsb«Ue H 

Oarehticbtigkeii 
dsi des 

B rtbf UD 3. Mfira 1919 Bromherger Kssili aia 4. ]i&nl910 
fiofiftbw&rts. abirfirti. 


TabeUe m. 




^tr’ioUö 

Xfoider haben alle diese Untersnchnsgen eine wichtige Ldcke: 
es lahlen die chemisdiien Dntersacbiingdn.. Meine Aufgabe war 




sf<y^iäd0 ü *7Z\ 


es nnr, Ihnen zn zeigen, daß man mit dieser einfachen Sehseheibe 
recht braachbare Besnltate bei der Prüfnng von Vorflntern «r- 


remhen kann. Es wkre'iv^leicht angebracht, daß von andere^ 
Seite, von der BtÖhigÜcbeÄlVefsnchs- und Prttfungsanstalt fÄr 
Wassearversorgtthg nnd Ähwässerheseitignng, weitere Versuche 
und zaglefch cheiDischa angestelH wdrden. 
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Bisknssioii zu dem Vortrzge: 


Die Herren, welche Gelegenheit haben den Zustand von 
Vorflntern za nntersachen, bitte ich die einfache Sehscheibe an¬ 
wenden zu wollen. 

Vielleicht ist es möglich, mit dieser einfachen Methode 
branchbare Besaltate za erzielen and komplizierte Methoden za 
ersetzen. Und sollte dies nicht möglich sein, so erscheint es mir 
vielleicht doch zweckmäßig, an Stelle der früheren allgemeinen 
Bezeichnangen „darchsichtig, wenig trübe, trübe“ einen relativ 
braachbaren Maßstab für die Dorchsichtigkeit eines Vorflaters 
za setzen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskassion. 

H. Kreisarzt Br. Hillenberg-Zeitz: leb wolite nur fragen, wie das Tages¬ 
licht bei Anwendung des Verfahrens beschaffen sein mnfi. 

H. Kreisarzt Br. Knrpjnwelt - Swinemttnde: Ob der Himmel bedeckt ist 
oder nicht, ist ganz gleichgültig. Wir haben anf der Sonnenseite nnd anf 
der Schattenseite des Bootes Versache gemacht, ebenso bei bedecktem nnd 
klarem Himmel and konnten dabei keine wesentlichen Unterschiede feststellen. 

H. Kreisarzt Br. Hlilenberg-Zeitz: Haben Sie auch Versache bei 
Brannen gemacht? 

H. Kreisarzt Br. Karpjnweit-Swinemttnde: Heini Bas ist nicht gat 
mSgllch, weil Ton oben za wenig Licht hineinf&Ut. 

H. Kreisarzt Br. Steinberg-Hirschberg i. Schl.: Ich mOchte es nicht 
fttr ganz ttberflttssig halten, za bemerken, daß diese Methode doch schließlich 
bloß die Barchsichtigkeit bestinunt, mithin nar einen Anhalt fttr die aagen- 
blickliche Menge der Schwimmkörper gibt. Bieseiben S abstanzen, die zeitweise 
einen Floß trttben, werden sich jedoch senken, wenn der Floß Uelegenheit hat, 
rahig za fließen; sie sind aber trotzdem seibstTerständlich noch am Grande 
des Flußbettes yorhanden and werden bei der nächsten Gelegenheit, z. B. Ge¬ 
witterregen, dorch den Zofloß von Tagewassern wieder aofgewtthlt. So dankens¬ 
wert aach die vorgeschlageae Frttfangsmetbode ist, so wird sie doch bloß ttber 
die zurzeit vorhandenen Schwimmkörper aafkiären kOnnen, Aber den eigent¬ 
lichen Grand der Veranreinigang eines Flusses aber nicht. 

H. Kreisarzt Br. Karpjaweit-Swinemttnde: Es muß immer der Zastand 
des Stromes oberhalb, innerhalb and onterhalb einer Stadt berttcksichtigt 
werden. Es wird darch eine üntersacbong kein absoluter Wert geschaffen. 
Ich kann z. B. nicht sagen, die Barchsichtigkeit des Stromes beträgt immer 0,8. 
Ich maß immer wissen, wie der Strom oben, wie er in der Stadt and wie er 
unterhalb beschaffen ist. Fttr den betr. Zeitpunkt genttgt dies zur Feststellung. 
Ber Begutachter sieht ja den Strom auch nar in dem betr. Zeitpunkt; macht 
man jedoch fortlaufende Untersuchangen, dann kann man bei einfachen Strom- 
verhätnissen auch eine bestimmte VorsteÜang von dem Zastand des Vorflaters 
ttberhaapt bekommen. 

H. Geh. Ob.-Med.-Bat Prof. Br. Kirchner-Berlin: M. H.I Ber Apparat, 
den Herr Kollege Karpjaweit uns gezeigt hat, ist sehr interessant. Ich 
mochte mir die Frage erlauben, was wir aus seinen Angaben schließen sollen? 
Herr Kollege Karpjaweit sagte, er zeige an, daß der Strom gerebigt wäre. 
(Kreisarzt Br. Karpjaweit-Swinemttnde: Baß er wieder sauber, wieder 
darchsichtig geworden wäre.) Baza mochte ich folgendes bemerken: Insofern 
ist die Melmode sicherlich sehr interessant, als man mit ihrer Hilfe siebt, ob 
viel oder wenig Schwebestoffe im Wasser sind, and wieviele Schwebestoffe sich 
senkten. Ein Urteil ttber die Beinheit des Wassers im Flasse kann man jedoch 
auf diese Weise allein nicht bekommen; die optische Methode genttgt dazu 
nicht, sondern dazu ist die chemische and vor allem die bakteriologische 
Untersucbang nOtig. 

Ich habe, als ich noch in Hannover war, Jahre hindurch die Verhält¬ 
nisse der Leine geprüft nnd gefunden, daß bei einem Floß, der eine so starke 
StrOmong hat wie die Leine, eine Bdnigong des Flaßwassors erst in 40 bis 
60 km unterhalb der Verunreinigangsstelle erfolgt. Auf Grund dieser opti- 
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sehen Methode ist man versacht den SchloB za ziehen, daß die Beinignng des 
Flosses schon sehr yiel Ittther erfolgt, man kommt also leicht zu TmgscUllssen. 
Davor muß man sich hüten. 

So sehr auch die optische Methode, die der Herr Vortragende ein« 
führen will, za begrüßen ist, so sehr ist er sicherlich selbst davon überzengt, 
daß man daraaf hin allein ein Urteil über die inzwischen erfolgte Selbst« 
reinigang des Flnsses nicht abgeben kann. Die Transparenz des Wassers ist 
nor ein Accedens, das wir in dieser Beschränknng au Hilfsmittel begrüßen 
können. 

H.KreisarztDr.Knrpjaweit-Swinemünde: HerrOeheimratDr.Kirchner 
hat vollständig in meinem Sinne gesprochen; meine Untersachangsmethode soll 
nar eine Ergänznng der bekannten and üblichen Methoden sein. Eine für sidi 
allein gültige and genügende Flaßantersachangsmethode soll es nicht sein; 
das ist vollkommen aasgeschlossen. 

H. Prof. Dr. Kolkwitz: M. H. 1 Es war vorher die Frage aufgeworfen 
worden, ob man diese Methode nach für Bronnenwasser and bei wechselnder 
Intensität des Tageslichtes anwenden könnte. In diesem Falle wird sie wahr« 
scheinlich nicht ohne weiteres verwendbar sein, zomal wenn die Bronnen 
klares Wasser haben. Die von Herrn Dr. Knrpjaweit beschriebene Methode 
läßt sich besonders da anwenden, wo verhältnismäßig viele Schwebstoffe vor« 
banden sind, wie es Herr Dr. Knrpjaweit auch bei seinem Objekt hatte. 
Wenn es sich dagegen am einen ganz klaren See oder am ein klares Meer 
handelt, wie z. B. das Mittelmeer, wo üntersachangen von Pater Secchl im 
Jahre 1868 mit einer Scheibe von etwa 2,3 m Dnrebmesser angestellt worden 
sind, dann spielt der Stand der Sonne eine Bolle; dementsprechend hat 
Secchi bei seinen üntersachangen nach die Azimatgröfie im Scheitelkreis 
der Sonne angegeben. 

Dieser Unterschied hängt damit zosammen, daß bei unseren meist trüben 
norddeatschen Bächen and Flüssen die vorhandenen Schwebestoffe, je tiefer 
man ^e Scheibe senkt, in ihren Projektionspankten mehr and mehr za einer 
Fläche zasammenflieflen; dann kann in der Kegel das Licht nicht mehr bis 
zar Scheibe Vordringen, geschweige denn reflektiert werden. Unter solchen 
Verhältnissen ist es nach gleichgültig, ob die Sonne hell scheint oder nicht. 
AehnUch ist es beim horizontalen Darchblick darch einen Kiefernwald. Wenn 
dieser keine erhebliche Tiefenaosdehnong besitzt, kann man zwischen den 
Stämmen hindarch den dahinter liegenden Himmel sehen, bei einem tieferen 
Wald dagegen nicht, ganz gleichgültig, ob es hell oder dankel ist and ob die 
Sonne hoch oder niedrig steht. 

Bei sehr klaren Gewässern wird man dementsprechend kein so präzise 
meßbares Verschwinden der Lichtscheibe erwarten dürfen, wie es für £e von 
Herrn Dr. Knrpjaweit antersachten Gewässer gilt. 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Salomon-Charlottenborg: Die Mehrzahl 
der Vorredner hat Bemerkangen gemacht, am den Wert and die Ziele der 
Methode einzaengen. Ich möchte etwas hinzafügen, was ihr vielleicht eine 
Erweiterung gibt. Es handelt sich bei der Darchsichtigkeitsprobe nicht *llfti«« 
am die Schwebestoffe, von denen die Bede gewesen ist; die Methode wäre 
vielmehr sehr wohl verwertbar für die FeststeUong des Unterschiedes Inder 
Firbang der Gewässer. Es gibt sehr viele Flußläufe, die durch Farb¬ 
stoffe, die in sie hineingelangen, außerordentlich verunreinigt erscheinen; sie be¬ 
sitzen aber nicht immer den Verschmutzungsgrad, wie ihn das Auge vortäasdit. 
Ich will z. B. nur auf die Wupper bei Barmen hinweisen, wo die Abflüsse der 
außerordentlich vielen Schwarz «Färbereien dem Floß den Namen „Tintenfloß“ 
eingetragen haben. 

Bei einer anderen Stadt in meinem früheren Koblenzer Bezirk, in Kim 
an der Nahe, bestehen sehr große Gerbereien and Lederfabriken, die heute 
die dort verarbeiteten indischen Ziegenleder rot färben, morgen grün, über¬ 
morgen gelb oder Uau. Je nach Wahl des Farbstoffes zeigt die Nahe eine 
sehr wechselnde Färbung. Ganz etwas Aehnliches flndet bei Ludwigshafen 
am Bhein statt. In solchen und ähnlichen Fällen wäre es gewiß von Wichtig¬ 
keit, zur Feststeliang der Menge der Farbstoffe im Flußwasser eine Methode 
zor Vezfügang zu haben, die objektive and untereinander vergleichbare Werte 
liefert. Iw hum mii dc^en, daß die mit einem Sn eilen sehen Buchstaben 
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bereieherte bekeuite weifte Siehtsohdbe ia der «agedeaketeo Biehinng Qutee 
la leiitea imstande ist. Blerin würde eine Erweiterung der Kiirpjaweit- 
■olien Kethode liegen. 

Vorsitzender: Wünscht sonst noch jemand das Wort? — Es 
ist dies nicht der Fall. Dann darf ich wohl im Namen des Ver¬ 
eins dem Herrn Kollegen Enrpjnweit für seine interessanten ICit- 
teilnngen unseren verbindlichsten Dank aassprechen. 

SeUus der Sitnng: 8 ühr naehmittage. 

Nach Schluß der Sitzung fand eine Besichtigung des städti¬ 
schen Untersuchnngsamtes (Fischerstraße Nr. 39/42) unter der 
Uebenswfirdigen Leitung seines Direktors, H. Geh. Beg.-Rat Prof. 
Dr. Proskauer, statt, den der H. Abteilungsvorsteher, Professor 
Dr. V. Sobernheim bakteriologische Abteilung), und die Assi¬ 
stenten der einzelnen Abteilungen durch Demonstrationen in be¬ 
reitwilligster Weise unterstützten. 

Abends 8 Vs T^hr trafen sich fast alle Teilnehmer im Huslk- 
saal des Bhelngold zum zwanglosen Zusammensein; das ITestessen 
war ausgefallen mit Rücksicht darauf, daß das langjährige Vor¬ 
standsmitglied, Geh. Med.-Rat Kreisarzt Dr. Elten (Berlin), 
während der Sitzung einen schweren Schlaganfall erlitten hatte, 
dem er leider wenige Tage darauf erlegen ist. 


Zweiter Sitzuogstag. 


Sonnabend, den S8. April, Tormittags OVt Uhr 

im Kestsaal des Rtieinsold. 


Vorsitzender: M. H. I Fttr heate Nachmittag war eigentlich 
eine Beeichtignng des neuen Botanischen Gartens in 
Dahlem in Aussicht genommen. Bei der außerordentlich nn- 
gttnstigen Witterung ist aber dieser Plan fallen gelassen. Es 
ist jedoch eine Eidadung zur Besichtigung des Kaiserin 
Friedrich-Hauses eingegangen; die Herren, die dieser folgen 
wollen, bitte ich, ihren Namen in die im Bureau ausgelegte Liste 
einzutragen. 

Wenn Sie damit einverstanden sind, erledigen wir jetzt 
zunächst den zweiten Gegenstand unserer heutigen Tagesordnung, 
Kassenrevision und VorstandswahL 

(ZasUmmaBg.) 

I. Bericht der Kassenrevisirei uad Vorstaiidswahl. 

Bericht über die Kassenrevision. 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Schifiter, Kreisarzt in Gfitersloh: 
Entsprechend dem uns erteilten Aufträge haben Herr Kollege Dr. 
Herrmann und ich gestern die am 30. d. Mts. abgeschlossene 
Kassenrechnung geprüft. Die Rechnung erstreckt sich auf 
Vfi Jahre; sie ist von uns richtig und mit den Belegen Aber 
Einnahmen und Ausgaben, die sämtlich vorhanden waren, überein¬ 
stimmend befunden. Der vorhandene Kassenbestand wurde nach¬ 
gewiesen, teils durch ein Sparkassenbuch, teils in bar. Wir 
beantragen deswegen, dem Kassenführer, Herrn Geheimrat Dr. 
Fielitz, die erbetene Entlastung zu erteilen. 
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Vorsitzender: Hat jemand dazn noch etwas za bemerken? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann nehme ich an, daß Sie mit dem Antrag anf Enilastnng 
des Eassenfdhrers einverstanden sind. In Ihrem Namen darf ich 
wohl dem Herrn Kollegen Dr. Fielitz unseren besonderen Dank 
ihr seine außerordentlich pflichttreue Fflhmng der Kassengeschäfte 
anssprechen. Ich bitte Sie, diesem Dank dadurch fflr spätere 
Zeiten Ansdrnck zn geben, daß die Beiträge immer recht pünkt¬ 
lich eingeschickt werden, damit der Kassenführer nicht mehr 
gezwungen ist, so oft wie bisher Nachnahme nehmen zu müssen, 
was die Führung der Kassengeschäfte außerordentlich erschwert. 
Ich möchte damit gleichzeitig an die Vereinsmitglieder die Bitte 
knüpfen, in ihrem Briefwechsel mit dem Kassenführer die erfor¬ 
derliche Höflichkeit nicht außer acht zu lassen, wie dies wieder¬ 
holt aus Anlaß von Erinnerungen und Nachnahmesendnngen der 
Fall gewesen ist. Sie dürfen doch nicht vergessen, daß es ein 
Kollege ist, der mit großer Aufopfernng die Kassengeschäfte be¬ 
sorgt, und daß wir ihm dafür großen Dank schuldig sind; deshalb 
müssen wir auch vermeiden, ihm seine Arbeit annötig za erschweren 
oder sie ihm dnrch unhöfliche Briefe noch unangenehmer zu machen, 
als sie an und für sich schon ist. Es ist dies in keiner Weise 
zn billigen. 

(Sehr richtig!) 

Herr Ereiearzt Dr. Meder-Cöln: Ich mOohte beantragen, daß der Verein 
sich ein Poatscheckkonto anlegt; dadorch wäre die Eineendong der Betrl^e 
nicht blos verebfacht, sondern aach wesentlich billiger. 

Vorsitzender: Es ist dies schon fdr nächstes Jahr beab¬ 
sichtigt 

Wir kommen jetzt znr Yorstandswahl. 

H. Med,-Bat Erebarst Dr. Nickel-Perleberg: M. H.! Ich glaube, wir 
können unsere Zufriedenheit und Dankbarkeit unserem Vorstande gegenüber 
nicht besser ausdrttcken, ab wenn wb ihn heute ebstimmig wiederwämen. 

(AlbeiUger BellaU.) 

Vorsitzender: M. H.! Der Antrag auf Wiederwahl durch 
Zuruf ist nur zulässig, wenn keiner dagegen Widersprach erhebt 
Ich frage also, ob ein solcher erhoben wird? — Es ist nicht der 
Fall; damit ist der bisherige Vorstand wiedergewählt. In seinem 
Namen und speziell in meinem Namen spreche ich Ihnen für diese 
Wiederwahl den verbindlichsten Dank aus. Die hier anwesenden 
vier Vorstandsmitglieder nehmen die Wahl gern wieder an; be¬ 
treffs des heute leider abwesenden Herrn Kollegen Dr. Elten 
haben wir wohl alle den Wunsch, daß er von seiner plötzlichen 
Erkrankung wieder völlig genesen wird und sich künftighin wieder 
in so rühriger Weise und aufopfernder Tätigkeit den Geschäften 
des Vorstandes widmen kann, wie bisher. 
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II. Oie aeue Oieastaaweisaaji für Kreisärzte vom 
1. September t909. 

A. 

Erster Berichterstatter, H. Med.-Rat Ereisaizt Dr. Nickel- 
Perleberg: M. H.! Früher als wir alle gedacht, ja für die 
allermeisten wohl unverhofft, sind wir mit einer neuen Ausgabe 
unserer Dienstanweisung bedacht worden. Wenn wir nun heute 
noch in eine Besprechung derselben eintreten, so kommen wir 
eigentlich damit post festnm und können demzufolge auf ihre 
jetzige Gestalt keinen Einflaß mehr ausftben; aber es können 
doch vielleicht manche Winke, die die Diskussion heute zu Tage 
fördern wird, für eine spätere dritte Ausgabe Berflcksichtigung 
finden. 

Wenn wir die Entwicklung unserer amtlichen Stellung im 
letzten Jahrzehnt überblicken, so hat sich vieles zum Bessern 
gewendet; wir werden deshalb unseren Leitern, den Herren, die an 
der Spitze unserer Verwaltung in dem Ministerium stehen, ohne 
Einschränkung und ohne Rückhalt unsere Anerkennung und unseren 
aufrichtigsten Dank dafür zollen können. Ich glaube auch, daß 
unter den Kollegen nicht ein einziger ist, der sich Lesern Dank nicht 
ans vollem Herzen anschließen wird. Sicher glaube ich, wenn 
es allein in der Macht unseres Herrn Chefs im Medizinalministerinm 
gelegen hätte, wir wären mit der Entwicklung unseres Medizinal¬ 
beamtenwesens gewiß zu Ende gekommen. So aber befinden wir 
uns noch in der Evolntionsperiode; jedenfalls haben wir noch 
manchen Wunsch auf dem Herzen, den wir für unser Amt für 
einen berechtigten halten. 

Für die heutige Besprechung habe ich mir die Arbeit mit 
meinem Herrn Korreferenten geteilt; jeder hat sich die Kapitel 
gewählt, die ihm am meisten zusagten. Auf die amtliche 
Stellung wird ein jeder von uns eiugehen, da unsere Wünsche 
als vollbesoldete und nicht voUbesoldete &eisärzte doch aus¬ 
einander gehen. Es wird sich da an einzelnen Stellen eine 
Wiederholung nicht gut umgehen lassen. Anderseits ist der 
Stoff ein zu gewaltiger, als dass er sich in ein eng begrenztes 
Referat hineinzwängen ließe. Der eine oder der andere der 
Herren wird daher manches vermissen, was er gern berührt 
wissen wollte. Wir bitten deswegen um Entschuldigung und 
müssen die Herren auf die Diskussion vertrösten. 

Ich möchte nun zunächst ans der ersten Abteilung der 
Dienstanweisung: Amtliche Stellung und Fersonalangelegen- 
helten des Kreisarztes, Abschnitt VI (§§ 24—29): Dienstein¬ 
kommen und Pensionsverhältnisse, berühren. Nach der Ge- 
haltsfestsetznng des Etats vom 1. April 1908 haben wir nur 53 voll¬ 
besoldete Kreisärzte, darunter 7 Hilfsarbeiter bei der Regierung 
und 3 Vorsteher von Untersuchungsämtern, im eigentlichen Sinne also 
nur 43. Dem gegenüber steht die Zahl von 469 nicht vollbesoldeten 
&eisärzten; dazu kommen noch 7 Vorsteher von Untersnchnngs- 
ämtem, so dass von den Kreisarztstellen nur 8,5 "/o hauptamtliche 
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sind, obgleich die Voraiusetzimgeii fflr diese Festsetzang längst 
als nicht zntreffend erkannt sind. Nach der Zusammenstellnng, 
die der Geh. Bat Dr. Wodtke 1906 in unserem Verein gab, 
sind mindestens aller Stellen als vollbeschäftigte anzusehen. 
Daß sich seit dieser Zeit in einer einzigen Stelle die Arbeitslast 
verringert haben sollte, wird wohl nicht auzunehmen sein. 

Nach der Dienstanweisung erhalten die nicht vollbesoldeten 
Kreisärzte eine Besoldung, die in der Gehaltsnachweisung als 
Gehalt aufgefdhrt wird. Nach einem Üeberschlag, den ich nach 
der Altersliste im Medizinalbeamten-Ealender gemacht habe, ge¬ 
hören durchschnittlich 4, 6 resp. 7 Jahre dazu, um eine Besoldnngs- 
stufe zu durchlaufen. Der nicht vollbesoldete Kreisarzt erreicht 
somit erst nach 22 Jahren das Höchstgehalt mit 3900 M., also etwa 
zu derselben Zeit, wo der vollbesoldete das Höchstgehalt erreicht. 
Der vollbesoldete Kreisarzt hat dann einschließlich der Dienstauf* 
Wandsentschädigung ein Höchstgehalt von 7200 M. -f* 800 -f 750 
=3 8750 M., der nicht vollbesoldete 8900 -|- 500 M. Gebühren 
-j- 240 M. Amtsunkosten = 4640 M.; er bleibt also über 4000 M. 
gegen den vollbesoldeten zurück. 

Wenn man weiter die Pensions verhältnisse betrachtet, 
so werden den nicht vollbesoldeten E^reisärzten je 2250 M. Ge¬ 
bühren als pensionsfähiges Gehalt zugerechnet. Während nun in 
den ersten Jahren die Unterschiede gegen die vollbesoldeten 
Kreisärzte nicht so bedeutend sind, steigern sie sich mit den 
Jahren doch ganz erheblich: 

Nach 10 Dienstjahren beträgt nämlich dieser Unterschied 
nur rund 116 M., falls der nicht vollbesoldete der III. Besol- 
dnngsstnfe angehürt; nach 15 Jahren steigt er dagegen auf 645 
(III. St.) resp. 479 (ü. St.) M., nach 20 Jahren auf 850 (IL St.) 
M., nach 25 Jahren auf 1079 (I. St.) M., nach 80 Jahren au 1233 
(I. St.) M. und nach 40 Jahren auf 1387 (I. St.) M. 

Dementsprechend wird natürlich auch die Witwe bedacht. 
Und da soll ein nicht vollbesoldeter Kreisarzt nicht scheel sehen, 
nicht mit Bangen an seine Peusionierung denken? Um sich und 
seiner Familie diese Unterstützung zu sichern, muß er in einer 
Privatversicherung mehr bezahlen, als seine Gebühreneinnahmen 
ausmachen. 

Ein schwacher Trost ist es ja freilich bei diesen hohen 
Zahlen, daß es wohl selten einen Kreisarzt gibt, der dieses 
Dienstalter erreicht. Nach dem Bapmundsehen Kalender haben 
wir nur einen einzigen Kreisarzt, der in diesem Jahr sein 
40. Dienstjahr erreicht, einer vollendet das 39., 2 das 38., 1 das 
86., 2 das 38., 1 das 32. und 9 das 81. Dienstjahr. Also mehr 
als 80 Dienstjahre haben von den 527 aufgezählten Kreisärzten 
17 d. h. 3,2 o/o. (Hört! hürtl) Diese Zahlen decken sich ganz 
mit den Berechnungen von Geh. Rat Dr. Rapmnnd, nach denen 
das Anstellungsalter als Kreisarzt 88,25 Jahr beträgt (M. B. Z. 
1908, S. 147). 

Bei Dienstbeschädignngen oder bei Unfällen im Amt 
tritt auch bei einer noch nicht 10jährigen Dienstzeit eine Pen- 
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■ionieniDE ein. Die anderen BeamtenkateEorien gewährte be¬ 
sondere üntaU-Fttrsorge vermissen wir jedoch leider noch 
immer. 

Das pensionsfähige Dienstalter rechnete bisher 
von dem Datum der Anstellung als Kreisarzt resp. als früherer 
Kreiswiindarzt. Die neue Prüfungsordnnng vom 24. Joni 1909 
verlangt nun in § 3 als Voranssetznng för die Zulassung zur 
Präfung eine mindestens 3jährige, praktische, fachtechnische Be¬ 
schäftigung nach der Approbation. Die 3 Jahre werden jetzt 
den Aerzten, die das Examen nach der neuen Prflfnngsordnnng 
ablegen, als pensionsfähige Dienstzeit gerechnet. Nach der frü¬ 
heren Prflfnngsordnnng wurde ebenfalls eine 2—3 jährige Warte¬ 
zeit verlangt, je nach der Zensur des Staatsexamens. Wenn 
da auch dem Wortlaut nach keine praktische, fachtechnische 
Beschäftigung gefordert wurde, so wurde sie doch durch die Vor¬ 
bereitung zum Examen de facto geleistet, üeberdies ist noch 
zu erwähnen, daß bei den drei Fakultäten das Staatsexamen ohne 
weiteres zum Eintritt in den Staatsdienst berechtigt. Bei dem 
Medizinalbeamten ist jedoch nach dem allgemeinen Staatsexamen 
noch eine besondere Prüfung vorgeschrieben. Es scheint daher 
der Wunsch der früher geprüften Medizinalbeamten berechtigt, 
auch ihnen die dreijährige Wartezeit als pensionsfähiges Dienst¬ 
alter anznreehnen. Nach der Entscheidung des Herrn Ministers 
vom 20. Februar d. J. kann diesem Wunsche leider ans formalen 
Gründen nicht allgemein Rechnung getragen werden; im Einzel¬ 
fall soll jedoch wohlwollende Prüfimg der Verhältnisse stattfinden, 
damit sich ergebende Härten möglichst vermieden werden. 

Von den Stellenzulagen habe ich bisher nach dem 
Wortlaut der Gehälternachweisung (künftig außerdem Stellen¬ 
zulagen von durchschnittlieh 450 M.) angenommen, daß sie jedem 
Kreisarzt zuteil würden. Die Dienstanweisung schränkt das je¬ 
doch bedeutend ein, wenn sie sagt: „Auf besondere Bewilligung 
nach Bedarf eine Stellenzulage.“ Welche Bestimmungen hierfür 
maßgebend sind, entzieht sich meiner Kenntnis. 

Bisher ist es auch nicht möglich, sich ein zutreffendes Urteil 
über die Dienstaltersverhältnisse der Kreisärzte zu ver¬ 
schaffen, da uns eine offizielle Dienstaltersliste noch fehlt; 
denn die Angaben im Medizinalbeamten-Kalender können als genau 
nicht angesehen werden. Ich möchte daher die Herausgabe einer 
Dienstaltersliste in Anregung bringen. 

Die amtsärztlichen Gebühren haben durch die Ge¬ 
bührenordnung vom 14. Juli 1909 eine nicht unwesentliche 
Verkürzung erfahren, weil bei den am häufigsten vorkommenden 
Gutachten (Anstellungsfähigkeit und Aufnahme in ein Seminar) 
eine Herabsetzung der Gebühren erfolgt ist; außerdem sind die 
Atteste für den Reichsinvalidenfonds noch umsonst auszustellen. 
Die Summe, die dafür durch die jetzt gebührenpflichtige Unter¬ 
suchung von Staatsbeamten in die Tasche der Kreisärzte fließt, 
ist nur eine geringe. Einen direkten Vorteil von der neuen Ge¬ 
bührenordnung haben nur die Gierichtsärzte. 
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Die gewährten Amtsankosten reichen trotz ihrer im 
diesjährigen Etat in dankenswerter Weise vorgesehenen Erhöhung 
bei weitem nicht ans, um die Anslagen zn decken, dazu mfißtmi 
sie mindestens das dreifache betragen. 

Dankbar ist es anznerkennen, daß jetzt das Ministerinm 
angefangen hat, den Bücherschatz des l&eisarztes dnrch eine 
Znweisnng zu bereichern. Die amtlichen Berichte jedoch über 
die Wirksamkeit des Koch sehen Taberknlins ans dem Jahr 
1891 haben allerdings nnr noch ein historisches Interesse. Viel 
dankbarer wären wir für die üeberweisnng der Jahresberichte 
über das Gesnndheitswesen des preußischen Staates und des Mi¬ 
nisterialblattes entsprechend den Oewerbeinspektoren, die die 
Gesamtberichte über die Gewerbeanfsicht nnd das Ministerialblatt 
für Handel nnd Gewerbe nmsonst erhalten. 

Das für Tagegelder nnd Reisekosten gewährte Pauschale 
für sanitäre Vorrichtungen ist so weit gekürzt, daß es nicht 
mehr die Sätze für die Dienstreisen bei gerichtsärztlichen An¬ 
gelegenheiten erreicht. Eine weitere Kürzung halte ich bei den 
stets steigenden Unkosten für ausgeschlossen; wir müßten dann 
ganz auf das Fahrrad oder auf Schnsters Rappen bei Landreisen 
verwiesen werden (Sehr richtig!). Sollte der nene Entwurf über 
Tagegelder und Reisekosten daher wirklich Gesetz werden, so 
dürfte jedenfalls von einer weiteren Herabsetzung der Reisekosten- 
Pauschale abzusehen sein. Namentlich die nicht vollbesoldeten 
Kreisärzte würden sonst bedeutend geschädigt werden; denn das 
Pauschale soll ihnen ja einen gewissen Ersatz für den Ausfall in 
der Praxis gewähren. 

Wenn wir nun noch einen Blick auf die Rangverhält¬ 
nisse der Kreisärzte (§ 4 der D.-A.) werfen, so hat der Aller¬ 
höchste Erlaß vom 18. Juni 1901 namentlich den früheren Kreis- 
wnndärzten manche Härte gebracht. Kreisärzte, die längere 
Zeit Kreiswnndarzt waren, haben deshalb trotz langjähriger amt¬ 
licher Tätigkeit hinter den praktischen Aerzten zurückstehen 
müssen, einfach, weil die Kreiswnndarztjahre denen des Kreis- 
physikus nicht gleich gerechnet wurden. Auch jetzt noch wäre 
kr alle die Kollegen, die in späteren Jahren in eine amtliche 
Stellung kommen, der Wunsch gerechtfertigt, daß sie bei der 
Verleihung des Ratstitels den praktischen Aerzten in dieser Hin¬ 
sicht nicht nachstehen. 

Wenn ich mich jetzt dem Abschnitt Ul (§§ 11—23): Ver¬ 
hältnis des Kreisärztes zn den anderen Behörden nnd 
Beamten, zuwende, so möchte ich auf die Frage, ob in der amt¬ 
lichen Stellung in Zukunft bei der beabsichtigten Verwaltnngs- 
reform eine Aenderung eintreten wird, hier nicht näher eingehen, 
da mein Herr Mitreferent sich dieses Thema Vorbehalten hat. 

Hervorheben möchte ich nur, daß in der Dienstanweisung 
(§ 20) auch dem Reichsversicherungsamt das Recht der 
cUrekten Requisition gegeben ist. In Wirklichkeit hat dasselbe 
dies schon seit Jahren ansgeübt; es hat wohl niemand Bedenken 
gehabt, dem Ersuchen nachzukommen. Besonders bemerken möchte 
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ich hier noch) daß die üntersnchnng nnd BegntachtnnE des 
Gesandheitsznstandes von Keichs- oder Staatsbeamten) 
die jetzt nach § 11 der D.-A. direkt an den Kreisarzt gerichtet 
▼erden können, nicht mehr gratis ansgeführt zn werden brauchen) 
sondern nach § 115 zur vertrauensärztlichen Tätigkeit gehören. 
Auch den Oberbergämtem steht das gleiche Becht des direkten 
Ersuchens zu. 

Neu ist in § 12 die Bestimmung) daß der Landrat alle 
Polizeiverfttgungen) die das Gesundheitswesen betreffen) 
nach der Bekanntmachung dem Kreisarzt mitznteilen hat (am 
besten in Abschrift für die Akten). 

üeber das Verhältnis zu den Ortspolizeibehörden 
(§ 14) möchte ich hier noch einige Worte hinzufflgen: 

Sie wissen ja, daß es eine ganze Reihe von Leuten gibt, 
die ans dem Hänschen geraten, wenn sie bloß den Namen „Kreis¬ 
arzt“ hören, (ich werde ans politischer Klugheit die „Partei“ nicht 
direkt erwähnen [allgemeine Heiterkeit]). Wenn man die all¬ 
jährlich sich wiederholenden Beschwerden über den Kreisarzt 
liest, müßte man an eine Chamäleonnatnr der Kreisärzte denken. 
Warum ist er nach Ansicht derer ein wildes losgelassenes Tier, 
wenn er sich dem Besitztum eines Großagrariers nähert, und 
warum eine gutmütige alte Tante, die alles mit dem Mantel der 
Liebe zudeckt, wenu er das Pflaster einer Stadt betritt? (Heiter¬ 
keit.) Warum kommen die Klagen stets vom platten Lande, 
warum niemals von den Städten ? Ich möchte den Herren Agrariern 
diese Frage einmal zum Nachdenken übergeben. (Sehr richtig!) 
Mißgriffe kommen überall vor, auch bei Kreisärzten; aber wenn 
man im ganzen großen Preußenland nicht mehr Torzuwerfen hat, 
als man in dem Vorjahr im Abgeordnetenhause Torgebracht hat, 
dann spricht das für ein sehr r^iges und bedächtiges nnd sach¬ 
gemäßes Vorgehen der Kreisärzte. Da wird geklagt, daß der 
Kreisarzt die Verlegung eines Danghaufens Ton den Fenstern 
einer Schule verlangt. Hier findet der Gutsbesitzer nichts dabei, 
daß die Schulkinder tagüber die mistischen Dünste einatmen. 
Warum liegt aber der Dnnghanfen gerade unter den Schulfenstem? 
Warum nicht vor dem Schlafzimmer des Gutsbesitzers? (Heiter¬ 
keit.) Aber Bauer, das ist ganz etwas anderes! Daß ein Kreis¬ 
arzt die Zuschüttnng eines Dorfteiches, der doch im allgemeinen 
zur landschaftlichen Belebung des Dorfes viel beiträgt, verlangen 
sollte, bloß weil Enten und Gänse, die noch nicht stubenrein sind, 
darauf schwimmeu, das kann ich mir nicht denken. Jedes Ge¬ 
wässer hat seinen Quellenzufioß. Sollte dieser Zufinss hier nicht in 
Küchengossen, Dnnghanfen und Jaucherinnen liegen? Warum 
ein Kreisarzt in einem Gasthaus das Streichen der Dielen ver¬ 
langt, ist mir nicht recht verständlich. Da könnte es sich um einen 
FaU von Uebereifer handeln; also ein Fall in einem Jahr auf 512 
fi[reisärzte. Sollten sich einmal größere Differenzen in den Auf¬ 
fassungen zwischen Kreisarzt und Ortspolizeibehörde ergeben, — 
die Ortspolizeibehörden sind ja verpfiichtet, ihre EntschUeßnngen 
dem Kreisarzt mitznteilen, — so möchte ich raten, sich genaue 
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Anfzeichniuigen zu machen, damit man im geeigneten Angenbliek 
damit dienen kann. 

Die technischen Beamten des Kreises können jetzt nach § 18 der 
D.*A. direkt den Kreisarzt nm gntachtliche Aenßemngen ersnchen. 

Was non die örtlichen Besichtigungen anbetrifit, so ist 
der Kreisschalinspektor zn jeder Schnlbesichtignng ein* 
zaladen. Er kommt aber nicht, nicht einmal an seinem Wohnort 
Als ich einen dieser Herren nach dem Grande fragte, sagte er 
mir, daß er die fielen Dienstreisen fflr das ihm gewährte Pau¬ 
schale nicht machen könnte. Erwünscht wäre £ther, daß die 
Einladungen der Kreisschulinspektoren fflr die Schulbesichtigungen 
fortfallen. Zu den gemeinsamen Besichtigungen mit dem Ge- 
Werbeinspektor fehlt es nach meiner Auffassung an den 
gesetzlichen Grundlagen. Nach der Gewerbeordnung § 13 B ist 
der Aufsichtsbeamte einzig und allein der Gewerbebeamte, nicht 
der Kreisarzt. Auch wenn wir in Begleitung des Gewerbe¬ 
inspektors kommen, haben wir darum kein Bedbt, eine gewerb¬ 
liche Anlage zu betreten. Wir sind da allein auf den guten 
Willen des Besitzers angewiesen. Nur da, wo eine drohende 
Gefahr, wo sanitäre Mißstände zur Anzeige gekommen sind, wird 
der Kreisarzt ein Recht auf Besichtigung haben. 

Mit den praktischen Aerzten seines,Kreises soll der 
Kreisarzt nach § 23 der D.-A. in einem ^ten Einyemehmen 
stehen. Er soll möglichst nahe wissenschaftUche und persönliche 
Beziehungen mit ihnen unterhalten und das ärztliche Yereinswesen 
fördern. Ehr soll yon ihnen die allgemeinen Gesnndheitsyerhält- 
nisse, Erwerbs- und Lebensyerhältnisse usw. ausknndschiürten. 
Er soll mit ihnen bei Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten 
in persönlichen Verkehr treten und sie zu seinen Erhebungen 
stets einladen. Mit dieser Vorschrift wird ohne weiteres fest- 
gestellt, daß wir der Unterstützung des praktischen Arztes in 
unserer amtlichen Stellung bedürfen. Leider muß man nun sagen, 
wenn man sich yorsichtig ausdrflcken will, daß in den letzten 
Jahren das Verhältnis des Kreisarztes zu den Priyatärzten sich 
nicht gebessert hat. Eine Reihe yon Kreisärzten ist ja leider 
noch immer gezwungen, Praxis zu treiben und dadurch den 
Priyatärzten Konkurrenz zu machen. Dies fällt besonders ins 
Gewicht, wo die Aerzte jetzt in einen starken, wirtschaftlichen 
Kampf eingetreten sind, den die Kreisärzte natürlich nicht mit- 
machen können. Ich erinnere nur an den Streit mit den Lebens- 
yersicherungsgesellschaften, den Krankenkassen, den Unfallberufs- 
genossenschamn und den Landesyersichemngsanstalten. Da es 
sich bei den beiden zuletzt genannten um eine yertrauensärztliche 
Tätigkeit bei staatlichen Einrichtungen handelt, so kann der 
Kreisarzt yerpflichtet werden, diese Stellungen zu Bedingungen 
anzunehmen, die denen der Aerzte nicht entsprechen. Im In¬ 
teresse unserer amtlichen Stellung und unseres Verhältnisses zn 
den praktischen Aerzten kann ich hier nur die Bitte ausspredien, 
yon dieser Bestimmung des § 34 nur in drbgenden Notfällen 
Gebrauch zu machen. (Sehr richtig I) 
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An dieser Stelle muß ich noch eines Erlasses erwähnen, der 
nach meiner Anffassnng auch so ein Danaergeschenk fttr die Kreis¬ 
ärzte ist, das ist der Erlaß vom 6. August 1907 betreffend die 
Prttfnng der ans Staatsfonds zu begleichenden Bech- 
nnngen für ärztliche Verrichtungen usw. Wenn ich 
auch gern anerkenne, daß die Arbeitslast bei den Regierungen 
bedeutend angewachsen ist, so daß den Herren Regierungs- 
und Medizinalräten jede Erleichterung wohl zu gSnnen ist, so 
hat doch auch die Vermehrung der Amtsgeschäfte bei den Kreis¬ 
ärzten damit gleichen Schritt gehalten. Die Festsetzung der 
Rechnungen macht eine Menge von Nachfragen bei den Behörden 
und auch bei den Aerzten notwendig, die zumeist ihre eigene 
Gebfthrenordnung nicht kennen und dann jede Herabsetzung ihrer 
Forderung als Schikane oder Mißgunst des Kreisarztes auffassen. 
Wenn möglich, möchte ich bitten, diesen Erlaß rückgängig zu 
machen. Verschiedene Behörden wie Post und Bahn l^ben ihre 
Vertrauensärzte; man möge doch diese mit der Revision der 
Rechnungen beauftragen. Die wenigen Rechnungen, die dann 
noch übrig bleiben, können ja den Regierungs- und Medizinalräten 
wieder überwiesen werden. (Vorsitzender: Dankeschön!) Viel¬ 
leicht könnte auch die Prüfung der Rechnungen den Medizinalkolle¬ 
gien übertragen und dadurch diesen Aemtern ein größerer Inhalt 
gegeben werden. (Schallendes Gelächter! Zuruf: Aerztekammer!) 

Von dem U. Teil der Dienstanweisung: Art und Umfang 
der Obliegenheiten des Kreisarztes im besonderen, ist mir der Ab¬ 
schnitt XV (§§ 57—63) Hebammenwesen zur Besprechung zuge- 
fallen. Derselbe bringt in § 57 die neue Vorschrift, daß jede Heb¬ 
amme im Laufe von 2 Jahren mindestens einmal an ihrem Wohnort 
außerordentlich zu revidieren ist. Der Ausdruck „außerordentlich* 
kann hier zu Zweifeln Veranlassung geben; es soll wohl so viel 
heißen, daß die Revision außer der vorgesclmebenen Nachprüfung 
vorzuuehmen ist. Richtiger wäre hier nach meiner Auffassung 
der Ausdruck „unvermutet* gewesen (Sehr richtig); denn nur 
dfum, wenn der Kreisarzt ganz unverhofft bei der Hebamme 
hineinschneit, kann er sich von den wirklich im Hause herrschen¬ 
den Zuständen, namentlich von der Sauberkeit überzeugen. Ich 
halte diese Vorschrift für sehr zweckdienlich, da ein einziger 
unverhoffter Blick in die Häuslichkeit uns mehr sagt, als zehn 
Revisionen bei den Nachprüfungen. Auch auf die Sauberkeit der 
Hauskleidnng und den Zustand der Hände, besonders auf den 
Trauerrand unter den Fingernägeln, wird dabei zu achten sein. 
Zum Schutz gegen Verunreinigung verlange ich von den Hebammen 
meines Bezirkes, daß sie ihr ganzes Instrumentarium, ihre Schürzen, 
ihre Desinfektionsmittel und ihre Verbandstoffe in einem besonderen 
Sdirank aufbewahren. Freilich ist nicht zu verkennen, daß durch 
diese Reisen die Arbeitslast des Kreisarztes bedeutend vermehrt 
wird. Einmal wird es nicht möglich sein, alle an einem größeren 
Ort wohnenden Hebammen sämtlich an einem Tage zu revidieren; 
denn dann könnte bei der dritten schon die Nachricht von un¬ 
serer Anwesenheit sein. Anderseits ist zu bedenken, daß die 



96 


Dr. Niekel. 


Hebammen dnrch die Eatbindangpen and dareb die Woehenbeenche 
vielfach abwesend sind. SchlieMch könnte es aneh Vorkommen, 
daß die Hebamme ihr Behälter verschließt, den Schlttssel za sich 
steckt and sich verleugnen läßt. Man wird also viele Beisen 
umsonst machen mftssen. (Sehr richtig!) 

Weitere geeignete Gelegenheit, die Hebammen in der Aas* 
ftbong ihres Benzes za prüfen, wird sich wohl aof die Er* 
hebangen bei Wochenbetterkranknngen beschränken müssen; denn 
zur Hilfeleistang bei Entbindangen wird der Kreisarzt woU nor 
noch in einzelnen kleinen Kreisen angernfen werden. 

Nea anfgenommen sind dann die Bestimmangen, welche das 
Hebammenlehrbach und die Anweisung zur Bekämpfang des 
Kindbettfiebers über das Verhalten der Hebammen bei Fieber im 
Wochenbett geben. Ich habe mir für die Anweisung an die 
Hebammen besondere Formalare drucken lassen and bin mit den* 
selben sehr gut aasgekommen. Bemerken möchte ich, daß ich 
bisher noch niemals eine Hebamme bis zu 8 Tagen von ihrer 
Bernfstätigkeit snspendiert habe (Bravo!), sondern ihr sogleich 
• nach Ausführung der Schatzmaßregeln die Wiederaufnahme ihrer 
Tätigkeit gestattet habe. Ich habe damit noch niemals eine 
schlechte Erfahrung gemacht. Watten, Snblimat, Kresolseife, 
HöUensteinlösnng, Tampons und Instramente werden den Hebammen 
vom Kreise umsonst geliefert; Alkohol habe ich jedoch bisher 
nicht liefern lassen, weil mir hier die Gefahr des Mißbrauches za 
groß erscheint (Heiterkeit). Im Laufe der Jahre lernt man die 
einzelnen Hebammen seines Kreises genau kennen und man weiß, 
was man von einer jeden za halten hat. Ich habe viel eher 
Veranlassnng gehabt, die Hebammen gegen Beschuldigungen des 
Publikums in Schutz zu nehmen, als gegen sie mit Strafen vor* 
zugehen. (Sehr richtig!) 

Für die Prüfung der Hebammenschülerinnen gibt die 
neue Dienstanweisung genaue Vorschriften, und doch werden 
sie die Differenzen zwischen den Leitern der Hebammenlehr* 
anstalten und den Kreisärzten nicht ans der Welt schaffen. Die 
Lehranstalten verlangen möglichst intelligente Frauen, während 
der Kreisarzt froh ist, wenn er für seinen Bedarf nur halbwegs 
brauchbare Frauen findet Ehe wir nicht eine gesetzliche Be- 
gelung des Hebammenwesens haben, ist an einen größeren Zu* 
drang zu dem Beruf nicht zu denken. Auch das Gesetz über die 
Gebühren der Hebammen vom 10. Mai 1908 scheint mir von 
sdir beschränkter Wirkung zu sein; denn nach der mir gewor* 
denen Auskunft soll es nur den Bezirkshebammen zu gute 
kommen. 

üebrigens dürfte die Bestimmung, daß das Zeugnis über 
die erfolgte Wiederimpfung durch die Untersuchung des Kreis* 
arztes auf vorhandene Impfnarben ersetzt werden kann, unaus* 
führbar sein. Ich kann mir nicht vorstellen, wie ein &eisarzt 
Bevakzinationsnarben von Vakzinationsnarben unterscheiden will, 
da an der rechtsseitigen und linksseitigen Impfung oder Wieder¬ 
impfung nicht ausnahmslos festgchalten wird. 
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Die Nachprüfungen sollen jetzt alle zwei Jahre statt- 
finden, wobei es dem Kreisarzt jedoch nnbenommen bleibt, den 
besonders bewährten Hebammen eine längere Zwischenzeit zn 
gewähren. Von einer Wiederholnng der Nachprflfnng habe ich 
bisher Abstand genommen; denn ich verspreche mir davon keinen 
Nntzen. Zn den Nachprüfungen habe ich in früheren Jahren den 
Lehrer der Hebammenlehranstalt eingeladen; er ist aber niemals 
gekommen. Wie mir der Herr selbst sagte, ist für solche Fälle 
kein Fonds vorhanden. Die Teilnahme an den Wiederholnngs- 
knrsen betrachte ich nicht als eine Strafe, sondern als eine 
Anszeichnnng für die Hebammen. Alle Hebammen, die bis jetzt 
einen solchen Enrsns mitgemacht haben, drängen sich förmlich 
danach, wiedernm an demselben teilznnehmen. Der Kreis ge¬ 
währt ihnen hierzu die Fahrkosten und die entstehenden Un¬ 
kosten. Daß aber diese Wiederholnngsknrse, die in nnserm 
Bezirk auf ganze 5 Tage sich beschränken, ihren Zweck er¬ 
reichen, möchte ich nicht zn behaupten wagen; znm mindesten 
müßte eine Unterrichtsdaner von 3 Wochen verlangt werden. 

Die Bildung von Hebammenbezirken hat sich bisher 
nicht überall durchführen lassen; die Kreise sträuben sich dagegen, 
die entstehenden Kosten zn übernehmen. Zn diesen gehört auch 
mein Kreis. Ich habe aber erreicht, daß alle Hebammen bei 
der Landesversichernngsanstalt versichert sind. Die Kosten für 
die 4. Beitragsklasse trägt der Kreis; ihm erwächst dadurch 
eine jährliche Ausgabe von 450—500 M. Außerdem gewährt er 
lülen Hebammen die in § 67 Abs. 3 genannten Vergünstigungen. 

Die frei praktizierenden Hebammen werden dem 
Kreisarzt in einem eigenen Paragraphen noch besonders ans 
Herz gelegt. Sie soll er besonders auf die ünterstütznngs- und 
Sterbekasse und anf die Altersznschnßkasse der Hebammen hin- 
weisen und ihre Krankheitsbescheinignngen an die Kasse be¬ 
fördern. Ueber ihre Erkrankungen soll er einen besonderen Ver¬ 
merk in den Personalakten machen. 

Die Bekämpfung der Hebammenpfnscherei ist mir am 
besten dadurch gelangen, daß ich in dem Wohnort der Pfnscherin 
eine Hebamme stationiert habe. Das wirkt besser als jede 
polizeiliche Kontrolle. 

Bei der Listenfühmng über den Bestand der Hebammen 
sind neu eingeführt die Vermerke über die Wiederholnngsknrse 
und über etwaige Bestrafungen; es wird daher notwendig sein, daß 
die von den Gerichten und sonstigen Behörden erfolgten Bestra- 
ftingen den Kreisärzten auch amtlich mitgeteilt werden. 

In der Jahresznsammenstellnng der Entbindungen kann die 
Rubrik: „Zahl der Neugeborenen, Totgeborenen" zn Zweifeln Ver¬ 
anlassung geben, ob hier alle Totgeburten oder nur die lebens- 
fiUiigen anfznführen sind. Ich habe mir hier in der Weise geholfen, 
daß ich alle Totgeburten anfgeführt und die Aborte in Klammern 
hinzngefügt habe. 

Bei Abschnitt XVI (§§ 64—66) über die staatlich geprüften Heil¬ 
gehilfen und Masseure nsw. wäre es vielleicht wünschenswert 



g^ewesen, wenn nach dem Ministerialerlaß vom 18. Februar 1903 
der Zusatz gemacht worden wäre, daß sie sich alle 5 Jahre 
einer Nachprüfung, welche in der Regel in einem Krankenhause 
am Amtssitze des Kreisarztes stattfindet, zu unterziehen haben. 
Auch im Formular des Jahresberichtes vermisse ich den Hinweis, 
daß über das Ergebnis der Nachprüfungen eine Zusammenstellung 
aufzunehmen ist; in dem sonst so vollständigen Bapm und sehen 
Formular fehlt ebenfalls ein diesbezüglicher Vermerk. Vielleicht 
ist diese Bestimmung fortgelassen, weil sich rechtliche Zweifel 
ergeben haben, ob man den Heilgehilfen die Pflicht, sich den 
Nachprüfungen zu unterwerfen, auferlegen kann. 

Für die Krankenpflegepersonen, wie diese nach 
dem Min.-Erlaß vom 10. Mai 1907 jetzt anstatt der früheren 
„Krankenwärter* genannt werden, an deren Prüfung der Kreisarzt 
auch teilzunehmen hat, sind solche Nachprüfungen nicht vor¬ 
geschrieben. 

Bei der Beaufsichtigung des gesamten niederen Heil¬ 
personals wird es im § 66 dem Kreisarzt zur besonderen Pflicht 
gemacht, das Publikum gegen Pflichtwidrigkeiten derselben zu 
schützen und geeigneten Falles die Aberkennung des Befähigungs¬ 
zeugnisses resp. die Zurücknahme des staatlichen Anerkennungs- 
Ausweises zu beantragen. 

Die Fassung des Abschnitts XVII (§ 67) Desinfektion be¬ 
ruht auf den durch das Reichs- und Landesseuchengesetz gegebenen 
Grundlagen für die Bekämpfung der Infektionskrankheiten. Der 
Kreisarzt soll daher für die genügende Anzahl von amtlich aus¬ 
gebildeten Desinfektoren sorgen und deren Anstellung durch 
den Kreis und die Gemeinden zu erreichen suchen. Falls dies 
nicht gelingt, soll er geeignete Personen zur Ausbildung auf 
den Desinfektorenschulen veranlassen. Die sämtlichen Desin¬ 
fektionen sollen tunlichst durch einen staatlich geprüften Des¬ 
infektor ausgeführt werden. Alle drei Jahre haben sich die 
Desinfektoren einer Nachprüfung zu unterwerfen. Auch für diese 
werden die nütigen Fingerzeige in der Anweisung gegeben. 
Alle 6 Jahre sollen die Desinfektoren einen Wiederholungskursus 
dnrchmachen. 

Die Abschnitte XVIII—XX §§ 69—76 über Ortsbesich¬ 
tigungen, Wohnungshygiene, Wasserversorgung und 
Beseitigrng der Abfallstoffe bilden eigentlich ein einheit¬ 
liches Kapitel, das der Ortschaftshygiene. Wir haben in der 
ganzen Dienstanweisung keinen Teil, der rechtlich auf so schwachen 
Füßen steht wie dieser. Der Kreisarzt soll nach § 34 die ge¬ 
sundheitlichen Verhältnisse des Kreises beobachten, die Durch¬ 
führung der Gesundheitsgesetzgebung und die hierauf bezüglichen 
Anordnungen überwachen. Er soll sich ferner nach § 86 mit dem 
öffentlichen Gesundheitszustände seines Bezirkes und mit den 
klimatischen, Boden-, Trinkwasser-, Wohnungs-, Erwerbs- und 
sonstigen Lebensverhältnissen der Bevölkerung bekannt machen 
und dauernd vertraut erhalten. Zu diesem Zwecke wird der 
Kreisarzt aus dem Verkehr mit dmi Aerzten des Bezirks sich in 
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geeigneter Weise zu nnterrichten, auch bei Gelegenheit sonstiger 
Anwesenheit im Orte durch Besichtigungen und Erkundigungen 
an zuständiger Stelle die einschlägigen Verhältnisse kennen zu 
lernen suchen. Er hat darauf zu achten, daß in den Ortschaften 
und deren Umgebung innerhalb und außerhalb der Wohnungen 
oder sonstiger zum dauernden Aufenthalt von lienschen bestimmter 
Räume gesundheitswidrige Zustände sich nicht entwickeln und, 
sofern solche Yorhanden sind, für ihre Beseitigung nach Maßgabe 
der betreffenden Vorschriften Sorge zu tragen. Inbetreff der 
Wohnungen und der zum dauernden Aufenthalt von Menschen 
bestimmten Bäume wird er nach Möglichkeit zu prüfen haben, 
ob sie den gesundheitlichen Anforderungen an Licht und Luft 
genügen und den in dieser Hinsicht bestehenden baupolizeilichen 
Vorschriften entsprechen. Ueberdies wird im Bericht der Orts- 
besichtigungen eine besondere Rubrik den privaten Wasserver- 
Borgnngsanlagen gewidmet. 

Wahrlich, eine ganze Reihe von gesundheitlichen Vorschriften, 
die die ganze Arbeitskraft eines Kreisarztes in Anspruch nehmen 
können. Und wenn wir uns nun die rechtliche Seite dieser Vor¬ 
schriften ansehen, die die Dienstanweisung leider ganz übergeht, 
so stehen die Verhältnisse ganz anders: 

Der Artikel 6 der preußischen Verfassungsurkunde bestimmt: 
„Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in dieselbe 
und Haussuchungen sind nur in den gesetzlich bestimmten Fällen 
und Formen gestattet.“ In Ausführung dieser Bestimmung ver¬ 
ordnet § 7 des Gesetzes zum Schutz der persönlichen Freiheit 
von 12. Februar 1850: „In eine Wohnung darf wider den Willen 
des Inhabers niemand eindringen, außer auf Grund einer aus 
amtlicher Eigenschaft folgenden Befugnis oder eines von einer 
gesetzlich dazu ermächtigten Behörde erteilten Auftrages.“ 
Da in dem Kreisarztgesetz eine den Kreisarzt zum Be¬ 
treten fremder Wohnungen ermächtigende Bestimmung fehlt, ist 
er hierzu ohne Erlaubnis des Wohnungsinhabers nicht befugt. 

Bezüglich des Betretens fremder Gebäude und Gehöfte 
fehlt es an landesgesetzlichen Sonderbestimmungen; es ist daher 
auf die §§ 123, 342 des Reichsstrafgesetzbuches zurückzugehen. 
Danach ist der Kreisarzt — ebenso wie jeder Private — zum 
Betreten des Besitztums befagt, wenn es und so lange es ihm 
von dem Berechtigten nicht untersagt ist. Mit der Untersagung 
wird das weitere oder fernere Verweilen zu einem unbefugten 
und unterliegt einer Anklage wegen Hausfriedensbruches, der 
als Vergehen im Amte höher bestraft wird, als der gewöhnliche 
Hansfriedensbrauch. Wir haben also bei unseren Ortsbesichti- 
gnngen das Recht auf die Straße (Heiterkeit!) und dürfen einmal 
über den Zaun auf das Gehöft sehen. Etwas weiteres steht uns 
nicht zu. Wie wir da Licht- und Luffcverhältnisse einer Wohnung 
feststellen sollen, das bleibt ein kreisärztliches Kunststück. Wenn 
sich unsere Besichtigungen nur auf alle für das öffenfliche Gesund¬ 
heitswesen wichtigen Verhältnisse und Einrichtungen erstrecken 
sollen, so müssen wir uns nach dieser Rechtslage auf die Dorfstraße, 

7* 
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den Gasthof, die Herberge, das Polizeigewahrsam, das Armenhaus 
and die Schale beschränken. Vielleicht kommt anch noch ein Drogen* 
schrank hinzu. Selbst ^e Begleitung des Amtsvorstehers ändert 
daran nichts; denn er hat aach nur das Recht ein Glehöft za be* 
treten, wenn der dringende Verdacht einer üebertretong, eines 
Vergehens osw. Torliegt. Und wenn wir in Begleitung der 
Polizei gehen, so machen wir uns dadurch nicht weniger strafbar. 

Unter diesen Umständen müßten die großen Hoffnungen, die 
man in die Tätigkeit des Kreisarztes fflr das platte Land setzte, 
gänzlich zu Schanden werden, wenn eben der Kreisarzt nicht 
andere Wege einschlagen würde. Und er tut es und zwar mit 
reichlichem Erfolge. Er will bei seinen Ortsbesichtigangen nur 
ein Berater seiner Ereisangesessenen sein, nicht ein Aufsichts- 
beamter. Deswegen kann ich es auch nicht verstehen, wie 
einzelne Kollegen sich bei ihren Ortsbesichtigungen von dem 
Gendarmen begleiten lassen können, diesem Mädchen für alles in 
unsem Ortsverwaltungen. Wir finden bei unsem Ortsbesichti- 
gnngen Uebelstände in großer Menge, aber nicht aus bösartiger 
Absicht, sondern aus purem Unvei-stand, weil es eben die Leute 
nicht besser verstehen. Manches aufklärende Wort findet da ein 
williges Ohr; manche sanitäre Verbesserung wird in aller 
Ruhe erreicht. Freilich da, wo die sanitären Verbesserungen 
mit großen Unkosten verknüpft sind, da werden sie auf Wider¬ 
stand stoßen, trotzdem man sagen kann, daß unsere ländlichen 
Besitzer gerade jetzt in so günstigen Wirtschaftsverhältnissen 
leben, wie seit einem Menschenalter nicht. Damm ist es not¬ 
wendig, daß uns für unsere Aufgabe auch die nötigen gesetzlichen 
GmncUagen gewährt werden. 

In erster Linie fehlt uns ein Wohnnngsgesetz, das be¬ 
sonders die Bestimmungen über die Benutzung von Wohnungen, 
sogenannte Wohnungsordnnngen, und über die Wohnnngsanfsicht 
enthält. Dieser Mißstand wird um so fühlbarer, wenn man in 
der so gut brauchbaren Schrift von dem leider so früh ver¬ 
storbenen Kollegen Haase „Gesundheitswidrige Wohnungen und 
deren Bekämpfung“ die ganze Anzahl von ^tscheidungen des 
Oberverwaltungsgerichtes vor sich hat, die einem vielleicht eine 
Grundlage für ein gerichtliches Vorgehen abgeben können. Der 
im Jahre 1905 bearbeitete Entwurf eines Wohnungsgesetzes ist 
wiederam in den Orkus hinabgesunken; man hat von ihm nichts 
mehr gehört. Wenn man jedoch die Mißstände sieht, die all¬ 
jährlich in den großen Städten, so namentlich in Berlin, durch 
die Bekämpfung der Tuberkulose aufgedeckt sind, so erheisehen 
diese dringend der Abhilfe. 

Als zweites sind Baupolizei Verordnungen zu fordern, 
die auch den hygienischen Forderungen die genügende Berück¬ 
sichtigung zuteil werden lassen. 

Als drittes sind dann noch für die Anlage von Einzel- 
bmnnen besondere Brunnenordnnngen zu verlangen. Für die 
zentralen Wasserleitungen haben wir ja die Anweisung vom 
16. Juni 1906, aber für die Einzelversorgnng durch Brannen 
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fehlt es in fast allen Provinzen an Yorschriften. Bei den Miß* 
Ständen, die man auf dem platten Lande gerade bei der Wasser- 
versorgong findet, halte ich den Erlaß von Bmnnenordnnngen fflr 
ebenso wichtig, wie den einer gnten Bauordnung. Brnnnenord* 
nnngen habe ich nur im ünterelsaß, in Hamburg, in der Provinz 
Schleswig und in den Reg.-Bez. Lüneburg, Trier und Koblenz 
gefunden. Hier ist also noch viel zu tun übrig; denn die Ver¬ 
sorgung durch Einzelbrunnen wird auf dem Lande die Norm 
bleiben. Nur da, wo die G^rnndwasserverhältnisse sehr schlechte 
und für die Anlage einer zentralen Leitung sehr günstige Gelände¬ 
verhältnisse vorhanden sind, wird sich eine solche ermöglichen 
lassen. 

Für die zentralen Wasserleitungen ist wohl überall eine 
regelmäßige chemische und bakteriologische Untersuchung des 
Wassers vorgeschrieben. Außerdem soll dei Kreisarzt bei größeren 
Anlagen jährlich oder alle zwei Jahre eine örtliche Prüfung vor¬ 
nehmen, für die ihm die Anleitung vom 16. Juni 1906 und die 
^Weisung vom 23. Juni 1907 die nötigen Fingerzeige geben. 
Aach die Tätigkeit als hygienischer Beirat bei derartigen An¬ 
lagen hat der Kreisarzt zu übernehmen. 

Die Beseitigung der Abfallstoffe ist eigentlich nur 
in den Städten mit einer geordneten Schwemmkanalisation in ein¬ 
wandfreier Weise geordnet. Die üeberwachung der Kläranlagen 
ist dem Kreisarzt zur besonderen Pfiicht gemacht. Das Tonnen¬ 
system ist weniger zu empfehlen, und noch viel weniger das 
Grubensystem. Auf dem Lande freilich werden wir leider zu¬ 
meist mit einer Grubenart zu tun haben, die sich in einer Ver¬ 
fassung befindet, die den hygienischen Anforderungen Hohn spricht. 
Vor einigen Jahren hat daher die Landwirtschaftskammer für die 
Provinz Schlesien für Dungstätten und Jauchegruben Pläne und 
Kostenanschläge durch den Kreisbanmeister Christof in Namslau 
aufstellen lassen. Ich habe aber bisher noch kaum nennenswerte 
Fortschritte in dieser Beziehung feststellen können. Auch das 
Vorgehen der Landwirtscbaftskammer Brandenburg, fflr den 
Bau von einwandfreien Dungstätten Prämien auszusetzen, hat 
bisher wenig Erfolg gehabt. Zuweilen erreicht man ja eine 
Besserung der Duugstätten, wenn man den Bauern Uar zu 
machen versteht, welchen Düngerwert die Stallabgänge haben, 
und welchen Geldwert er mit der abfließenden Jauche verliert. 
Im ganzen aber werden wir erst mit der Zeit Wandel schaffen, 
wenn die Baupolizeiordnungeu entsprechende Vorschriften über die 
Anlage von Dungstätten und Jauchegruben enthalten. 

Mit der Beseitigung der Abfallstoffe hängt die Sorge für die 
Reinhaltung der öffentlichen Gewässer zusammen. Bei der 
Kanalisation ist ja der Grad der Klärung schon bei der Anlage 
vorgeschrieben; wir werden daher bei regelrechtem Funktionieren 
derselben kaum zum Einschreiten Veranlassung haben. Anders 
verhält es sich bei kleinen Städten und Fabrikanlagen, die gern 
aus Bequemlichkeit und der Kostenersparnis wegen alle Abgänge 
den Flüssen zuleiten. Hier heißt es für den Kreisarzt aufpassen I 
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Bei den Aborten auf dem Lande wird eine dichte Yerdeckte 
Gmbe oder ein dichter Behälter zn verlangen sein, damit wenig¬ 
stens bei Senchengeiahr eine Desinfektion der Aborte dnrchffthr- 
bar ist. 

In dem Abschnitt XXVI (§§ 94—97) Schnlhygiene sind 
bei Besichtigung der Schulen größere Verändemngmi ein¬ 
getreten, als es ant den ersten Blick scheinen möchte. Der Auf¬ 
sicht des EreisarzteB sind alle Schulen unterstellt, die nicht zn 
dem Ressort des Provinzialschnlkollegiums gehören. Dazu kommen 
noch die Eleinkinderschulen, Waisenhäuser, Rettungsanstalten usw. 
BezflgUch der höheren Schulen bleibt es bei dem bisherigen Be¬ 
wenden, daß diese nur auf besonderen Auftrag hin besichtigt 
werden sollen. Von den 4 Abteilungen der Schulhygiene: 1) Hy¬ 
giene des Schnlhauses, 2) der Schulkinder, 3) des Unterrichtes 
und 4) des Lehrers waren bisher nur die beiden ersten Ab¬ 
schnitte der Tätigkeit erschlossen. Von diesen ist nach dem 
Umfange der kreisärztlichen Tätigkeit der erste der wichtigste, 
weil er im steten Wechsel der Schule das zunächst danemde, 
bleibende Moment ist. Die Sorge für das Schnlhaus setzt schon 
mit dem Erbauen des Schnlhauses ein. Die Pläne sollen vom 
sanitären Standpunkt aus vom Kreisarzt begutachtet werden. 
Leider wird noch vielfach darüber Klage geführt, daß dies unter¬ 
bleibt. Daß die Pläne bei fehlendem kreisärztlichen Gutachten 
von der Regierung zurückgeschickt werden zur Einholung des- 
desselben, gehört zu den Seltenheiten. (Zuruf des Vorsitzenden: in 
meinem Bezirk wird jeder Plan zurückgeschickt!) Für die Schul¬ 
bauten maßgebend ist der Rnnderlaß vom 15. November 1895 
mit den dazu vom Ministerium heransgegebenen Bauplänen. So 
gut diese vom sanitären Standpunkte aus durchgearbeitet sind, 
so vernachlässigen sie doch zn sehr die äußere Form und passen 
zumeist nicht zu dem Charakter unserer Dörfer; sie können den¬ 
selben nicht zur Zierde gereichen. In letzter Zeit, wo die Pflege 
der Heimat und die Erhaltung ihrer ursprünglichen Natnrschön- 
heit mehr in den Vordergrund gerückt ist, da werden sich auch 
zumeist passende Lösungen für Schulhansneubauten Anden lassen, 
die sich den einfachen ländlichen Verhältnissen einreihen. (Sehr 
richtig!) Gegen diesen Erlaß bedeutet der spätere Erlaß vom 
20. Dezember 1902, der die Fenstergröße im Lichten von Vs &nf 
Vs der Bodenfläche nnd die Zimmerhöhe auf 8,80 m herabmindert, 
einen Rückschritt. Auch die Bestimmung, daß bei den mit 
amtlicher Beihilfe auszuführenden Schulbauten Wünsche, die 
hinsichtlich des Umfanges und der Ausstattung de Gebäudes über 
die in dem Rnnderlaß gezogenen Mindest-Grenzen hinausgehen, 
nur bei ganz dringenden Anlässen berücksichtigt werden sollen, 
würde ich am liebsten vermissen. Dadurch werden wir in nicht 
wohlhabenden Kommunen, namentlich in Städten, nur Schulhänser 
Anden, die gerade den Mindestforderungen entsprechen. Diese 
Bestimmung wirkt wie ein großer Hemmschuh im Schulban. 
Man gebe der Kommune die Unterstützung und freue sich, wenn 
sie über die Mindestforderungen hinansgeht und ein den sanitären 
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Anfordernngren vollauf entsprechendes Schnlhans bant. (Sehr 
richtig:!) Und wie verhält sich die Hygiene zn dem ersten Bnnd- 
erlaß? Dieser fordert jür jeden Schüler einen Lnftknbas von 
2,25 cbm; anf der Versammlnng des Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege zu Wiesbaden wurde jedoch als Durch- 
schnittsforderung ein Luftkubus von 4 cbm hingestellt. In einer 
Besprechung, die ich über diesen Punkt mit einem Spezialkollegen 
in Wfirzbnrg hatte, äußerte dieser, daß dort keine Schule er¬ 
baut würde, wo nicht 5 cbm Luftraum auf jeden Schüler käme. 
Viel schwieriger gestalten sich noch die Verhältnisse, wenn man 
es mit dem Umbau alter unzweckmäßiger Schnlhänser zn tun 
bekommt. Nur da, wo die Gemeinde zum Ban willig ist, kann 
man etwas durchsetzen. Wir sollen alle Mängel zur Sprache 
bringen. Setzt sich dann die Gemeinde und namentlich der 
Großgrundbesitzer auf die Hinterfüße, dann dreschen wir vielfach 
leeres Stroh trotz der so günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse 
unserer Landbewohner. Der Kreisarzt steht da zwischen zwei 
Feuern. Er soll Besserung schaffen, nnd wenn er etwas anregt, 
damn ist es ein Schlag ins Wasser. Und nichts ist gerade für 
die Autorität des Kreisarztes schädlicher, als wenn seine Pläne 
nicht die nötige Unterstützung Anden. Der Bauer und der Gnts- 
besitzer, dem jedes Verständnis für die Schulhygiene abgeht, 
behalten ihr Geld in der Tasche, lachen sich eins ins Fäustchen 
nnd machen es das nächste Mal genau ebenso. 

Die Hygiene der Schulkinder erstreckt sich bei den 
Schnlrevisionen auf eine summarische Besichtigung. Sie ist in 
dieser Form von geringer Bedeutung und kann einen bleibenden 
Wert nicht beanspruchen, da man bei der jetzigen Einrichtung 
jedes Schulkind während der ganzen Schulzeit höchstens 2 Mal zu 
Gesicht bekommt. Es wird daher auch für kleinere Städte die An¬ 
stellung von besonderen Schulärzten zu erstreben sein. Die 
Hygiene der Schulkinder tritt in den Vordergrund, sobald es sich 
um eine ansteckende Krankheit handelt. Hierfür ist der Erlaß vom 
9. Juli 1907 maßgebend. Dieser unterscheidet 3 Eventualitäten: 
1) Einzelne Erkrankungen in der Schule, 2) Erkrankungen in 
dem Schulgebäude und 3) Epidemien in der Ortschaft. Schnl- 
Bchließnngen können nur in den zu 2 und 3 genannten Fällen in 
Frage kommen. Beim Auftreten solcher Erkrankungen im Schul¬ 
gebäude steht das Hecht der Schließung an höheren Lehranstalten 
dem Direktor, sonst dem Landrat zn. Bei Epidemien kann der Vor¬ 
steher der Schule, wenn Gefahr im Verzüge ist, die Schule anf 
Grund eines ärztlichen Gutachtens scMießen, hat aber dann hier¬ 
von der Schulaufsichtsbehörde und dem Landrat unverzüglich 
Anzeige zu erstatten. Vor der Schnlschließnng ist der Kreisarzt 
zu hören, der gewöhnlich eine Besichtigung an Ort und Stelle 
vornehmen soll. Die Wiedereröffnung der Schule darf nur auf 
Grund eines kreisärztlichen Gutachtens erfolgen, vor dessen Ab¬ 
gabe sich der Kreisarzt davon zu überzeugen hat, daß eine grttnd- 
Üche Beinig^ung und Desinfektion vorgenommen ist. Wie er dies 
tun soll, ist nicht gesagt. Soll er jedesmal dazu eine Dienstreise 
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machen, wie es der Wortlaut eigentlich yerlangt, oder soll er sich 
dnrch Torlegnng der amtlichen Bescheinigung in seinem amtliehen 
Gewissen befriedigt fflhlenf 

Die Hygiene des Unterrichts findet erst in der neuen 
Dienstanweisnng etwas Berücksichtigung. Es sind wenigstens 
einige Fragen nach der zeitlichen Einteilnng des Unterrichtes 
eingeschaltet; auch wird besonders auf die Körperpflege dnrch 
Turnen Nachdruck gelegt. Die Schädigung des Untorichtes 
dnrch gewerbliche Ueberanstrengung der Kinder und durch 
Alkoholgenuß ist ebenfalls neu aufgenommen. 

Auf die Schnlbäder ist ein größeres Gewicht gelegt. In 
ländlichen Schulen wird man ihre Einrichtung vergebens verlangen. 
Dafür ist in meinem Kreise ein gewisser Ersatz geschaffen: 
Bereits in 87 Schulen baden die Schüler im Sommer unter Auf* 
sicht der Lehrer im Freien. 

Auch die Entfernung von Minderbegabten wird mit Recht 
verlangt, da sie ein Hemmschuh für den Unterricht sind. 

Die Hygiene des Lehrers endlich wird mit einem Wort 
„Lehrerwohnung“ gestreift Die gesundheitlichen Verhältnisse 
des Lehrers, die für den ganzen Unterrichtsbetrieb durchaus 
nicht gleichgiltig sind, werden gar nicht erwähnt. Hier bleibt 
es dem pflichtmäßigen Ermessen des Kreisarztes überlassen, wie 
weit er von Mißständen Kenntnis nehmen will und soll. & ist 
nicht Schulaufsichtsbeamter; Mängel im Unterricht zur Sprache 
zu bringen, ist Sache des Kreisschulinspektors, der auch im Falle 
von &ankheit die Untersuchung und eventuelle Penionierung 
des betreffenden Lehrers veranlassen soll. 

Einen anderen Punkt, der der Beachtung wohl wert ist, er¬ 
wähnt die Dienstanweisnng gar nicht: das ist der Konfirmanden¬ 
unterricht. Auch hier bestehen größere Mißstände. Ich habe 
seit mehreren Jahren diesem Punkt meine besondere Aufmerksam¬ 
keit geschenkt und werde das gesammelte Material einmal ver¬ 
öffentlichen. Es werden an die körperliche Leistungsfähigkeit der 
Kinder Anforderungen gestellt, die ihre Kräfte vielfach überschreiten. 
Wenn Kinder, um in einer Stadt am Konfirmandennnterricht teilzu¬ 
nehmen, eine Wegestrecke von 12 km Entfernung znrttcklegen 
müssen, so ist das eine Ueberanstrengung. Es gehört das Selbst- 
bewnßtsein eines überzeugungstrenen Pastors dazu, anzunehmen, 
daß eine Stunde seines Unterrichts die Strapazen des Weges 
aufwiegt. (Heiterkeit.) Sollte sich da nicht, namentlich bei der 
großen Gehaltsaufbesserung der Pastoren, in anderer Weise Ab¬ 
hilfe schaffen lassen? 

M. H.! Ich bin am Ende meiner Ausführungen. Ich 
möchte Ihnen nun vorschlagen, zunächst meinen Herrn Mit¬ 
referenten zu hören und dann erst in die Diskussion einzutreten. 

(Lebhafter Beifall.) 
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B. 

H. Kreisarzt Dr. Meder-Cöln: M. H.! Wenn ich zunächst 
in der Besprechung der Abschnitte der D.>A. fortfahren soll, so 
möchte ich bitten, den Abschnitt IX: Ereisassistenzarzt (§ 38) 
bis zn der späteren Erörtemng über die allgemeine Stellung der 
Medizinalbeamten anfsparen zu dürfen. 

In der Abteilung II: Art und Umfang der Obliegenheiten 
des Kreisarztes, ist zum Abschnitt X: Im allgemeinen (§§ 34—*44) 
nur wenig zu sa|fen. 

Die Vorschriften Aber die allgemeinen Dienstobliegen¬ 
heiten (§ 34) haben insofern eine Aenderung und gewisse Er¬ 
weiterung erfahren, als eine Nr. 5 hinzugekommen ist, wonach 
die Ausstellung amtlicher Zeugnisse auch in solchen 
Fällen dem Kreisärzte obliegt, f&r die der Herr Minister dies 
▼orgeschrieben hat. Außerdem hat sich der Herr Minister eine 
Erweiterung des gesamten Anfgabenkreises ausdrück¬ 
lich Vorbehalten. Insbesondere kann er, oder auch schon der 
Regierungspräsident, durch allgemeine Anordnung von den Kreis¬ 
ärzten die Uebernahme vertrauensärztlicher Tätigkeit ver¬ 
langen. Nachdem Bemfsgenossenschaften auf diese Bestimmungen 
mit Rücksicht auf etwaige Streitigkeiten mit nichtbeamteten 
Aerzten drohend hingewiesen haben, hat sich der praktischen 
Aerzte eine tiefgehende Unruhe bemächtigt; man könne auf Grund 
des § 34 zum Kampfe gegen das Bollwerk der ärztlichen Organisation 
Vorgehen. Und doch dürfte es wohl den Medizinalbehörden durch¬ 
aus femliegen, zugunsten der ihnen doch femerstehenden Berufs- 
genossenschaften und Krankenkassen etc. den Frieden zwischen 
beamteten und nicht beamteten Aerzten zn stören, auf dessen 
Erhaltung die Dienst-Anweisung mehrfach besonderen Wert 
legt. Eher könnte diese neue Bestimmung aktuell werden bei 
Konflikten wegen Besetzung ärztlicher Stellen an staatlichen 
Anstalten (z. B. Strafanstalten, Gefängnissen, staatlichen Er- 
ziehnngs- und ünterrichtsanstalten). Trotz der zum Teil recht 
wenig zeitgemäßen Honorierung dieser Tätigkeit sind doch die 
Medizinalbeamten bisher immer bereit gewesen, freiwillig der¬ 
artige Stellen zu übernehmen^ sie werden es auch Leiter sein, 
wenn es die Verhältnisse einigermaßen gestatten. Wozu nun 
dieser Zwangsparagraph P Im Interesse des Ansehens der Medi¬ 
zinalbeamten und der Erhaltung des guten Einvernehmens mit 
den nicht beamteten Aerzten kommt derselbe hoflentlich nie zur 
Anwendung; am besten wäre es jedoch, wenn er wieder ganz 
verschwände (Bravo!). 

Bei der Verstempelung von Zeugnissen (§ 42) möchte 
ich davor warnen, ein Zeugnis ohne Bezahlung und Entwertung 
des Stempels aus der Hand zn geben; man hat dann meist das 
Nachsehen. Eine wesentliche Erleichterung wäre es, wenn der 
vollbesoldete Kreisarzt mit den amtlichen Gebühren für Atteste 
auch den Stempelbetrag dazu in bar abliefem dürfte, anstatt 
Marken beschaffen und entwerten zu müssen. 

Bei dem schnellen Fortschreiten der gesamten medizinisehen 
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Wiasenschaft, and aller Zweige der Staatsarzneiknnde im be¬ 
sonderen, hat der Kreisarzt im Zwange der Geschäfte oft Mfihe, 
mitznkommen. Es ist daher geradezn anentbehrlich, daß er ab 
and zn zn einem Fortbildnngsknrse (§ 44) eingezogen wird. 
Diese Korse sollten sich aber anch anf Verwaltnngswissenschaft 
nnd -Praxis erstrecken, evt. anch anf soziale Medizin. (Sehr richtig!). 

Die amtlichen Konferenzen der Medizinalbeamten 
regiernngsbezirksweise, die in den letzten Jahren ein- 
geschlnmmert sind, sollten bald wieder erweckt werden. Ffir den 
Kreisarzt, der abseits vom Verkehr and weitab yom Sitze der 
Begiernng sich befindet, sind sie geradezn anentbehrlich. Dnrch 
die ansgiebige Anssprache dabei wird anch eine gleichmäßige 
Handhabnng der Dienst-Anweisnng etc. innerhalb des Bezirks 
erreicht, die schriftlich nie oder nnr in nmständlicher Weise 
möglich ist. 

Zn demselben Zwecke wäre anch erwünscht, daß die Beg.- 
andMed.-Bäte regelmäßig oder wenigstens bei wichtigen An¬ 
lässen am Sitze der Zentraliastanz zn amtlichen Konferenzen yer- 
sammelt würden. 

Von der großen Unterabteilang der Dienst-Anweisnng: 
B. Im besonderen, beschäftig^ sich der Abschnitt XI (§ 45) 
wie bisher mit der Meldepflicht des Medizinalpersonals. 
Es branchen sich danach hente noch nicht beim Kreisärzte zn 
melden: die ärztlichen Stellyertreter, die Medizinalpraktikanten, 
die geprüften Desinfektoren, die Krankenpfleger nnd die Leichen- 
schaner, doch ist für einzelne dieser Kategorien (z. B. die ärzt¬ 
lichen Stellyertreter) die Meldepflicht in yielen Begiernngs- 
bezirken yorgeschrieben. Soll der Kreisarzt anch über dieses 
gesamte Personal eine genane Kontrolle üben, wie das z. B. dnrch 
§ 65 betr. Krankenpfleger, § 67 betr. Desinfektoren nnd § 68 
betr. Leichenbeschaner yerlangt ist, so ist die Meldepflicht dafür 
die Voranssetznng. 

Für die Listenführnng sieht die D.-A. ja besondere 
Formnlare yor. Bei hänfigem Wechsel des Medizinalpersonals, 
besonders beim Vorhandensein yon yiel Krankenhansassistenten, 
werden diese Listen aber leicht nnübersichtlich; es empfiehlt sich 
daher, sie alphabetisch anznordnen. Noch beweglicher nnd be- 
qnemer ist es, neben den Listen sich noch Personalblätter 
mit bestimmtem Vordrnck anznlegen and diese in einem Brief¬ 
ordner nnterznbringen, der dann gleichzeitig als alphabetisches 
Begister für die Liste dient. Beim Verzag des Betreffenden in 
einen anderen Bezirk könnte dann das Blatt an den jetzt zn- 
ständigen Kreisarzt übersandt werden. Würden solche Formnlare 
gleichmäßig eingeführt, so könnte yiel Schreibarbeit nnd Schickerei, 
yor allem anch den Meldepflichtigen, erspart werden. Zar Ver- 
einheitlichnng würde die Meldepflicht für die ganze MonarcMe 
gleichmäßig zn regeln sein, nnd zwar etwa nnter zeitgemäßer 
Abändemng des nnter dem 12. Dezember 1875 erlassenen Masters. 

üeber die Verändernngen im Medizinalpersonal 
^Aerzte, Zahnärzte nnd Apothekenyorstände) ist wie bisher 
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monatlich bis znm 5. des folgenden Monats zn berichten. Der 
Wortlaut der neuen D.-A. ist hier nachträglich dnrch Min.-Er]aß 
Tom 22. Dezember 1909 geändert worden. 

Nicht mehr erwähnt ist in der neuen D.-A., daß vom Kreis¬ 
arzt auch zum 1. August jeden Jahres der Hirschwaldsche 
Medizinalkalender zu berichtigen ist. Das macht in den 
Großstädten (besonders bei viel Krankenhansärzten) eine ziemlich 
beträchtliche Arbeit, die aber wohl auch kttnftig kaum zu ent¬ 
behren sein wird. 

Gleichfalls nicht erwähnt ist, daß der Kreisarzt auch Aber 
Auszeichnungen ffir das Medizinalpersonal seines Be¬ 
zirks sich nicht nur gutachtlich zu äußern, sondern diese auch 
in erster Linie anzuregen hat. Ein schon mehrfach geäußerter 
Wunsch der Medizinalbeamten geht dahin, daß ihnen auch die 
Aushändigung dieser Auszeic^nngen übertragen werden möge. 
Im Cölner Bezirk geschieht das schon seit Jahrzehnten, desgl. 
die Vereidigung der Apolkeker, und zwar zur großen Zufrieden¬ 
heit aller Beteiligten. 

Ganz neu ist die An- und Abmeldepflicht der Schiffs¬ 
ärzte, wenigstens in Preußen. Der Kreisarzt hat auch die (durch 
§ 14 der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 3. Juli 1905) 
vorgeschriebene Führung der schiffsärztlichen Tagebücher und 
E^rankenverzeichnisse zu kontrollieren; sie sind ihm durch den 
Rheder tunlichst so zeitig zuznstellen, daß sie ihm vor der per¬ 
sönlichen Meldung des Schiffsarztes vorliegen. 

Zur besseren Kontrolle über die Meldepflicht des Medizinal- 
Personals erhält bei uns in Cöln der Kreisarzt von dem Ein- 
wohnerkontrollamt beim Polizeipräsidium jeden Zn- und Abzug, 
sowie Wohnungswechsel der Aerzte und Zahnärzte mitgeteilt. 
Diese Maßnahme läßt sich event. auch auf das nicht approbierte 
Heilpersonal ausdehnen, wenn sie hier auch nicht so wirksam ist; 
denn dies Personal meldet sich oft unter einem anderen Berufe 
an, da es meist die Heilkunde nur nebenher betreibt. 

Damit kommen wir zum folgenden Abschnitt: XII. Aus¬ 
übung des Heilgewerbes durch Personen ohne staat¬ 
liche Anerkennung, wie die Ueberschrift jetzt heißt. 

Die in Abs. 1 geforderte Aufklärung des Publikums über die 
Gemeingefährlichkeit der Kurpfuscher ist leider nicht so leicht, 
solange dei* Tiefstand medizinischer und naturwissenschaftlicher 
Kenntnisse im Publikum bestehen bleibt. Selbst der vollbesoldete, 
keinerlei Praxis mehr treibende, also über der Konkurrenz der 
Kurpfuscher durchaus erhabene Kreisarzt wird meist als parteiisch 
beargwöhnt, auch vor Gericht, wo er als Sachverständiger oft die 
größte Schwierigkeit hat, selbst eine ganz offensichtliche Gaunerei 
eines Kurpfuschers zur wirksamen Bestrafung zu bringen. Ein 
jeder von uns kann wohl davon ein trauriges Liedlein singen, 
kein Wunder, wenn man da den Mut verliert, gegen die Kur¬ 
pfuscherei weiter ins Feld zu ziehen (Sehr richtig!). 

Der Kreisarzt soll nun nach der D.-A. § 46 Abs. 5 auch 
kontrollieren, daß das nicht staatlich anerkannte Heilpersonal die 
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Heilkonde nieht im ümherziehen aosflbt (§ 56 a Nr. 1 BGO.). 
Loider kommt dabei nicht viel heraus, da, polizeiliche and kreis¬ 
ärztliche Anmeldang' yoransgesetzt, der Earpfascher an beliebigen 
Orten aaßerhalb seines Wohnsitzes Sprechstunden abhalten and, 
selbst ohne das, anf vorherige Besteilang überall doktern darf. 
Er macht sich nar dann strafbar, wenn er .außerhalb des Qe- 
meindebezirks seines Wohnorts oder dessen nächster ümgebang 
ohne Begründung einer gewerblichen Niederlassung und ohne vor- 
gängige Bestellung“ seine Hilfe anbietet, gewissermaßen mit der¬ 
selben hausiert Aus diesem Anfangsstadium ist aber der moderne 
Kurpfuscher, besonders in den größeren Städten und im Westen, 
längst heraus; er tritt nobel auf wie ein Gentleman und Professor. 
Er braucht auch nicht die Patienten aufzusuchen, sondern diese 
laufen ihm in Scharen von allen Seiten zu (Sehr richtig!). 

Zur Bekämpfung der schamlosen Reklame der Kur¬ 
pfuscher haben sich die auf Grund des Min.-Erlasses vom 
28. Juni 1902 erlassenen Polizei-Verordnungen als recht wirksam 
erwiesen; daß jetzt die Zeitungsredakteure auch event. strafrecht¬ 
lich belangt werden können, hat Erfolgt gehabt, nachdem vorher 
alle Ermahnungen meist umsonst gewesen waren. Bedauerlich 
ist es, daß die Polizei-Verordnungen nur die Annoncen von Knr- 
pfuschern betreffen, nicht auch die Reklamen von anderen Per¬ 
sonen. In dem Entwarf eines Eorpfnschereigesetzes ist diese 
Beschränkung glücklicherweise nicht vorhanden. Hoffentlich läßt 
dies Gesetz nicht zu lange mehr anf sich warten; erst dann wird 
es möglich sein, gegen die Schädigungen der Volksgesnndheit durch 
das schamlose und betrügerische Treiben vieler Knrpfnscher mit 
Aussicht auf Erfolg vorzugehen, was jetzt trotz der offensicht¬ 
lichsten Gaunerei nicht möglich ist (Sehr richtig!). 

Das Apothekenwesen (Abschnitt XIII, § 47—53) wird 
schon seit einem Jahrhundert in der Hauptsache unmittelbar in 
der Regierangsinstanz bearbeitet; immerhin hat der Kreisarzt 
doch in gewissem beschränkten Umfange die Aufsicht darüber zu 
führen, namantlidi auch, was das Personal anlangt. Da er doch, 
abgesehen von den jährlichen Musterungen, nur selten in die 
Apotheken, besonders in der Großstadt und anßerhidb seines 
Wohnorts, hineinkommt, so muß er sich auf die An- und Ab¬ 
meldung durch den Apothekenvorstand verlassen. Ich bestehe 
daher darauf, daß neben etwaigen mündlichen und persönlichen 
An- und Abmeldungen — auf die ich grundsätzlich verzichte — 
auch stets eine schriftliche Meldung vom Apothekenvorstande 
erfolgt, die ich zu den Akten nehme. Aehnlich ist das Melde- 
weseu für das Apothekenpersonal durch das Berliner Polizei¬ 
präsidium kürzlich geregelt worden. Sehr brauchbar und bequem 
für die schriftlichen Meldungen sind die weit verbreiteten Formu¬ 
lare von dem Deutschen Apothekerverein. Erwünscht wäre es, 
wenn der Apothekenvorstand ein Zu- und Abgangsverzeichnis über 
das Personal ähnlich dem kreisärztlichen führen müßte. 

Für die Zulassung als Apothekerlehrling, aber auch 
für das Servierzeugnis bei der Meldung zur pharmazeutischen 
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Vorprftfim; and endlich fOr das Zeugnis über die Tätigkeit nach 
vollständig bestandenem Staatsexamen, welches zur Erlangung 
der Approbation als Apotheker einzureichen ist, ist durch die neue 
Prüfungsordnung (vom 18. Mai 1904 — Med.-Min.-Bl. S. 207) ein 
ganz bestimmter Wortlaut und Inhalt vorgeschrieben, worauf bei 
der Beglaubigung der Zeugnisse zu achten ist 

Beim Wechsel der Lehrstelle bestimmt der Min.-Erlaß 
vom 27. August 1903 — Med.-Min.-Bl. S. 382 —, daß in dem 
Servierzeugnis der Grund des Austritts anzugeben ist, und daß 
der für die neue Lehrstelle zuständige Kreisarzt nach Einsicht 
dieses Zeugnisses das Zulassungszeugnis des Lehrlings neu zu 
genehmigen hat. Offenbar ist der Kreisarzt also auch berechtigt, 
diese Genehmigung zu versagen, wenn der Lehrling z. B. wegen 
ünehrlichkeit aus der früheren Stelle geschieden ist Der k^.- 
Erlaß schweigt sich leider darüber aus; er bedürfte daher einer 
Ergänzung nach der Richtung hin. 

Ueber die alljährlich vorzunehmende Prüfung der Lehr¬ 
linge auf ihre Kenntnisse ist jetzt eine Verhandlung nicht mehr 
au&unehmen; es genügt ein Vermerk im Arbeitstagebach des 
Lehrlings. 

Für die Prüfung des Personals für Krankenhans- 
dispensieranstalten ist noch die alte Rund-Verfügung vom 
2. Juli 1853 maßgebend. Sie findet sich samt modi^eränden 
späteren Erlassen abgedruckt fn Eulenberg, das Medizinal¬ 
wesen in Preußen, S. 489. Da dieses Buch nicht allen zur Hand 
ist, empfiehlt sich wohl die Aufnahme der Rund-Verfügung in 
den An^ng der Dienstanweisung bei nächster Gelegenheit 

Die Prüfungsgebühr für beide Examinatoren (&eisarzt und 
Apotheker zusammen) von 2 Thalem ist durch Tarif B Nr. 9 des 
neuen Gebührengesetzes vom 14. Juli 1909 auf 12 Mark erhöht 
worden. Wie bei allen sonstigen Prüfungen sollte aber auch hier das 
Befähigungszeugnis von der Prüfungskommission ausgestellt 
werden, wie es bis zum Erlaß der D.-A. von 1901 war und im 
Interesse der Vereinfachung des Geschäftsganges und Verminde¬ 
rung des Schreibwerks angezeigt ist 

Abschnitt XIV: üeberwachung des Arzneimittel¬ 
verkehrs, sowie des Handels mit Giften außerhalb 
der Apotheken, umfaßt zwar nur zwei Paragraphen, ist also 
viel kürzer als der vorhergehende über Apotheken, aber die Arbeit, 
die dieses Gebiet der Tätigkeit dem Kreisärzte macht, steht dazu 
im umgekehrten Verhältnis, zumal hier die ganze Mühe und Ver¬ 
antwortung und der ganze Aerger auf dem ^eisarzte allein ruht 
Er soll nun einmal die Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
überwachen und bei Verstoßen die zuständigen Behörden in Kennt¬ 
nis setzen; er findet aber in der Regel bei den Gerichten, ja, oft 
selbst bei den Polizeibehörden, nicht das nOtige Verständnis und 
die notwendige Unterstützung. 

Es muß auifalien, daß in diesem Kapitel und überhaupt in 
der neuen Dienstanweisung nicht mehr die Rede von dem Handel 
mit Geheimmitteln ist. Es ist aber wohl selbstverständlich. 
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daß der Kreisarzt attch weiterhin daran! sein Angenmerk zn 
richten hat. 

Die neuesten Grnndzttge über die Regelung des Ver¬ 
kehrs mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken 
(Min.-Erlaß yom 13. Januar 1910 — M. 8696 — Med.-Min.-Bl. 
S. 79) bestimmen, daß der Kreisarzt bei allen Besichtigungen 
dabei sein und sie leiten soll. In geeigneten Fällen nur kann 
von der Beteiligung des Kreisarztes an der Besichtigung abge¬ 
sehen werden, aber nur mit seinem Einverständnis. 
Damit ist, wie auch noch in vielen anderen Punkten, den Thesen 
der COlner Hauptversammlung entsprochen worden. 

Wenig übersichtlich ist das Formular für die Zusammen¬ 
stellung über das Ergebnis der Besichtigungen, welche 
dem Jahresbericht beizufügen ist. Man sollte sie trennen in: 
1. eigentliche Drogerien, 2. Drogenschränke, 3. Material- und 
Farbwarenhandlungen, die Gifte führen, und 4. Geschäfte, die nur 
nebenher einzelne Arzneimittel oder Gifte führen. 

Nachdem durch die Ausführungs-Anweisung zur BGO. vom 
1. Mai 1904 unter Ziff. 50, Abs. 2 bestimmt ist, daß von dem, der 
um die Genehmigung zum Handel mit Giften einkommt, 
falls er nicht approbierter Apotheker ist, die Beibringung eines 
kreisärztlichen Zeugnisses über die nötige Sachkenntnis gefordert 
werden kann, ist Gang und Umfang dieser Prüfung im § 56 Abs. 2 
der neuen D.-A. genauer vorgesbhrieben. Die Prüfung soll nicht 
nur rein theoretisch sein, sondern es sollen auch Proben von be¬ 
sonders charakteristischen Giften zur Erkennung vorgelegt werden. 
Der Kreisarzt muß sich also auch noch einen kleinen Giftwaren¬ 
laden anlegen. 

Das Nichtbestehen der Prüfung ist in den Akten zu ver¬ 
merken. Ein Duplikat des etwa erteilten Zeugnisses soll zn den 
Akten genommen werden. Wozu diese Schreiberei P Eine kurze 
Notiz tut doch wohl dieselben Dienste. 

Der frühere Passus, daß der Kreisarzt sieh auch über die 
Bedürfuisfrage äußern solle, ist fortgefallen. Er war jnristisdi 
unhaltbar, da in der Gew.-O. die Bedürfhisfrage gar nicht auf¬ 
geworfen ist, wie etwa bei der Schankkonzession. Die Bedürfnis- 
frage muß daher auch ausscheiden, wenn gemäß Absatz 5 der 
Stadtansschuß bei dem Kreisarzt anfragt, ob eine Beschränki^ 
der Konzession auf bestimmte Stoffe geboten sei. Es kann sich 
hierbei nur darum handeln, ob der Antragsteller wegen zu ge¬ 
ringer Intelligenz oder nicht ausreichender Kenntnis der gesetz¬ 
lichen Bestimmungen zum Handel mit den stärkeren Giften nicht 
ids zuverlässig genug anzusehen ist. 

Beim Abschnitt XXI betr. Nahrungsmittel (§§ 77—81) 
ist in § 78 vorgeschrieben, daß der Kreisarzt sich über Umfang 
und Zweckmäßigkeit der Nahrnngsmittelkontrolle unterrichtet. 
Das setzt voraus, daß er auch die Berichte bekommt, was bis 
jetzt nicht zu geschehen scheint. 

Nadi dem Min.-Erlaß vom 1. März 1910 — M 13838 UIK — 
Med.-Min.-Bl. S. 129 — sind die Untersuchungs-Anstalten von 
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dem Beg:.- nnd Medizinalrat zu revidieren, nicht vom Kreisarzt, 
der nur event. hinzngezogen wird. Damit ist das von den Vor¬ 
stehern der Anstalt erstrebte Ziel, nicht direkt unter der Anfsicht 
des Kreisarztes za stehen, erreicht. 

Der Bekämpfung des Alkoholismns ist ein längerer 
§ 81a neu gewidmet. Er bedarf keiner weiteren Erlänterong. 
Leider hängt noch so yielerlei mit Alkoholprodnktion nnd 
-Vertrieb zusammen, was in unserem politischen Leben eine er¬ 
hebliche Bolle spielt; deshalb stößt ^e Bekämpfung des Alko¬ 
holismus noch so vielfach auf starken nachhaltigen Widerstand. 
Immerhin scheint sich eine Besserung doch allmäUich anzubahnen. 
Als Gelegenheit zur Verteilung von Alkoholmerkblättem sind bei 
uns auch die Impftermine herangezogen worden. 

Der Abschnitt XXII: Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten (§ 82—85) hat, entsprechend 
dem inzwischen in Kraft getretenen preußischen Seuchengesetz, 
eine ganz erhebliche Umgestaltung erfohren. Diese Abänderung 
war aber schon durch den Min.-Erl. vom 22. Dezember 1907 — 
M. 2451/06 — Med.-Min.-BL, S. 10 — erfolgt und ist daher hin¬ 
reichend bekannt, so daß ich auf ein näheres Eingehen verzichten 
kaum. Die §§ 82 bis 85 geben eine sehr klare üebersicht über 
die durch die beiden Senchengesetze geschaffene Bechtslage nnd 
die Befugnisse des Kreisarztes in dieser Hinsicht. 

Da man im Parlament aus Furcht vor dem üebereifer der 
Kreisärzte bei den übertragbaren Krankheiten des preußischen 
Senchengesetzes allerlei Abschwächungen an dem regierungsseitig 
aasgearbeiteten Entwürfe vorgenommen hat, ist es hier mehr wie 
anderswo geradezu unentbehrlich, daß der Kreisarzt bei seinem 
Vorgehen äußerst schonend und taktvoll verfährt und namentlich 
sich mit den praktischen Aerzten seines Bezirks durchaus gut 
stellt. Besteht doch z. B. keine gesetzliche Anzeigepflicht fftr 
Verdachtsfälle von Typhus, übertragbarer Genickstarre, Kind- 
bettfleber. Bohr, Fleisch- usw. -Vergiftung usw., deren Kenntnis 
aber doch, namentlich bei Typhus und Genickstarre, zu einer wirk¬ 
samen Bekämpfung kaum zu entbehren ist. Bei der Kranken¬ 
hauseinweisung von diphtherie- oder scharlachkranken Kindern 
hat sogar der behandelnde Arzt dasselbe Becht wie der beam¬ 
tete, nämlich zu entscheiden, ob diese wegen mangelnder Abson¬ 
derung im Hause zulässig ist oder nicht. 

Vielleicht wäre es erwünscht gewesen, auch noch einige 
Worte über die sanitätspolizeiliche Behandlung der Daueraus¬ 
scheider und Bazillenträger, besonders bei Typhus, Diphtherie 
und Genickstarre, hier einzuschalten, da hierüber noch vielfach 
Unklarheiten herrschen. 

Die Berichterstattung (§85) über die wöchentlich vor¬ 
kommenden Seuchenfälle schon zum Dienstag der nächsten Woche 
ist für manche Krankheiten, besonders den Typhus, etwas früh. Bei 
Fällen, welche erst am Freitag oder Samstag gemeldet werden, ist 
es vielfach ganz unmöglich bis dahin eine genügende Klarstellung 
zu erzielen; die Berichterstattung ist daher vielfach ungenau. 
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Damit wenigatei» bei der Jahresabrechnimg diese Fehler ans- 
gemerzt werden, bestimmt der Min.-Erl. vom 4. März 1908 — 
M. 12554/07 — Med.-Min.-Bl. S. 139 —, daß in den ersten Wochen 
eines jeden Jahres eine berichtigte Nachweisnng fiber anzeige¬ 
pflichtige Krankheiten vom Kreisärzte einznsenden ist. 

Nach den Sonderanweisongen vom 10. Angast 1906 znm 
preußischen Senchengesetz war ffir eine Anzahl flbertragbarer 
Krankheiten vorgeschrieben, daß wöchentlich ein namentliches 
Verzeichnis der Erkranknngställe an diesen Krankheiten einzn- 
reichen sei, sobald und solange in einer Ortschaft nnd einem 
Bezirk diese Krankheiten [in epidemischer Verbreitung auftreten. 
Durch Min.-Erl. vom 21. März 1907 — M. 10769 — Med.-Min.- 
Bl. S. 124 — ist jedoch erläuternd und einschränkend bestimmt, daß 
diese Nachweisungen sich nur auf die Ortschaften zu erstrecken 
haben, die sich im Bereiche der Epidemie beflnden, und daß stets 
die Einwohnerzahl einer jeden Ortschaft anzugeben sei. Weiter 
ist dies aber durch Min.-£rl. vom 21. Januar 1909 — M. 15064 I 
— Med.-Min.-Bl. S. 84 — nur anf Oenickstarre und Typhus 
besclvänkt worden. 

Ein Sondergebiet der Seuchmibekämpfang, die Schutz- 
pockenimpfung, behandelt Abschnitt XXn 86—89). Im 

I 87 ist jetzt (entsprechend dem Min.-Erl. vom 25. Juli 1902 — 
M. 2110 — M^.-Min.-Bl. S. 267) klar zum Ausdruck gebracht, 
daß der Kreisarzt das Impfgeschäft in allen Impf bezirken zu beauf¬ 
sichtigen hat; nur in seinem eigenen wird er durch den Reg.- 
nnd Med.-Bat beaufsichtigt. Ffir die Revision der Impf¬ 
termine würde vielleicht zweckmäßig ein bestimmter Tumus 
(etwa ein 5 jähriger) vorgeschrieben. Erwünscht wäre endlich 
noch eine genauere Erörterung darüber, was unter einem ^öffentlich 
ausgeschriebenen privatärztlichen Impftermin“ zn verstehen ist. 

Der im § 87 Abs. 4 erwähnte Handel mit Impfstoff in 
Apotheken ist inzwischen durch die unterm 81. Januar 1910 
—M. 12517/09 — Med.-Min.-Bl. S. 79—neu gefaßten „Grundsätze 
für die Einrichtung und den Betrieb von Niederlagen der 
Kgl. Impfanstalten in Apotheken“ neu geregelt worden. Sie 
beziehen sich auch auf Apotheken, welche Impfstoff aus äußer- 
preußischen staatlichen und privaten Anstalten vertreiben. 
Ihre Befolgung hat der Kreisarzt bei den Apothekenmnstemngen 
zu überwachen. Er hat darauf zu achten, daß der Impfstoff vor 
Lieht geschützt und kühl anfbewahrt wird und zwar nicht fiber 
die auf der Verpackung angegebene Endfrist hinans. Er hat auch 
zu kontrollieren, daß das vorgeschriebene Geschäftsbuch geführt 
wird, und daß neben dem Impfstoff ans einer Kgl. Prenßisehen 
Anstalt kein anderweitiger Impfstoff in derselben Apotheke ver¬ 
trieben wird. 

Werden dem Kreisärzte Impfschädignngen (§ 88) bekannt, 
so lohnt es sich eigentlich in jedem Falle an Ort und Stelle 
sich zu begeben, um selbst Ermittelungen anzustellen, und zwar 
so schnell wie möglich, ehe es zu Stadtklatsch und Legenden- 
^ bildnng kommt. 
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D&ß der Kreisarzt fflr den Fall des Pockenansbrnclis stete 
eine g^ewisse Menge tierischen Impfstoffs vorrätig zn halten hat 
(3 mid 20 Portionen), die ihm von der betr. Königlichen Impfanstalt 
gratis zn liefern nnd vierteljährlich nmzntanschen sind, ist durch 
&e preußische Aosfiihmngsanweisnng vom 12. September 1904 

— M. 11336 — Med.-Min.-Bl. S. 358 — betr. Bekämpfung der 
Pocken (§ 4) bestimmt. 

Zorn Abschnitt XXIV: Prostitution (§ 90), bedarf es wohl 
keiner weiteren Anmerkung mehr; er bringt insofern eine Neu¬ 
ordnung, als er auf die neuen im Min.-Erl vom 11. Dezember 1907 

— M. 14 792 — Med.-Min.-Bl. 08, S. 59 — gegebenen Bestimmungen 
Bezug nimmt. Die Zeit seit Erlaß dieser Vorschriften ist noch 
zn kurz, um ihre Wirksamkeit beurteilen und etwaige Abänderungs¬ 
vorschläge machen zn können. 

Abschnitt XXV: Gewerbehygiene (§§91—93), kehrt fast 
unverändert wieder. Eine weitergehende Mitwirkung der beam¬ 
teten Aerzte bei der Gewerbeaubicht, die im gesundheitlichen 
Interesse der Arbeiter unbedingt zu fordern ist, scheint in Preußen 
vorläufig im Gegensatz zn anderen Staaten ein frommer Wunsch 
zu bleiben. Gerade bei den besonders gesnndheitsgefährlichen 
Betrieben dürfte doch weit eher ein Arzt am Platze sein als ein 
Techniker, oder doch wenigstens neben diesem auch ein Arzt 
(Sehr richtig!). Die Einrichtung der Fabrikärzte oder üeber- 
wachjangsärzte ist aber nicht ausreichend, da diese meist mehr 
oder weniger abhängig von der Fabrikleitung sind nnd nicht das 
leisten können, was man von ihnen erwarten mfißte. Jedenfalls 
könnte in größeren industriereichen Bezirken ein beamteter Gewerbe¬ 
arzt sehr segensreich wirken. Die lokalen Gewerbeanfsichts- 
beamten würden das, glaube ich, auch gar nicht so ungern sehen, 
da sie auch jetzt schon mehrfach das Bedürfnis fühlen, den Kreis¬ 
arzt über manche ärztliche Dinge zn Rate zu ziehen. 

Erwünscht ist es namentlich, wenn der Kreisarzt oft in die 
Lage kommt, mit dem Gewerbeinspektor zusammen gewerbliche 
Betriebe zu besichtigen; für beide Teile würde das sehr lehrreich 
sein (Sehr richtig!). Wenn der Kreisarzt wohl auch anfangs nur 
der hauptsächlich Empfangende sein würde, so würde er doch auch, 
namentlich wenn er das nötige Verständnis für technische Sachen 
mitbringt, dem Gewerbeinspektor vielfach nützliche Winke geben 
können. 

Vor allem wäre es durchaus zweckmäßig, wenn bei wich¬ 
tigeren Konzessionsgesuchen, namentlich bei Umbauten und Er¬ 
weiterungsbauten von schon bestehenden Anlagen,der Kreis¬ 
arzt regelmäßig eine Ortsbesichtigung vornehmen dürfte, anstatt 
vom grünen Tische aus sein Votum abgebeu zu müssen. Vielfach 
sind ja auch die Konzessionsgesuche und Zeichnungen nicht ganz 
klar; Rücksprachen mit den Antragstellern rücken aber die Sache 
ofc in ein viel zu günstiges Licht. Leider hat jedoch die neue 
Dienstanweisung die einschränkenden Bestimmungen des Erlasses 
des Herrn Handelsministers vom 13. August 1902 — IVa 6810 — 
kodifiziert. 
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AbBclinitt XXVn hat jetzt eine erweiterte Bezeichnung 
erhalten: Eleinkinderffirsorge, da dem früher hier blos 
erwähnten „Haltekinderwesen“ (§ 98) in einem nenen, ziemlich 
inhaltsreichen § 98 a die „Sänglingsfürsorge“ angeffigt worden ist. 
Die Dienstanweisung trägt dadurch dem erheblichen Interesse 
Bechnnng, das man gerade seit den letzten Jahren der Sänglings- 
fttrsorge allgemein entgegenbringt. Es unterliegt auch keinem 
Zweifel, daß auf beiden Gebieten der Kreisarzt Hand in Hand 
mit den nicht beamteten Kollegen sehr segensreich wirken kann, 
znmAl wenn er auch andauernd auf die Hebammen in der Richtung 
hinwirkt, auf die er ja einen gewissen Einfluß hat 

Die Haltekinder soll er nach § 98 bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit überwachen. Immerhin wird er nur allzuselten jedes 
einzelne Kind zu sehen bekommen, als daß er im Einzelnen wesent- 
Uch fördernd und helfend wirken könnte. Wo irgend angängig, 
sollten ihm, wie es der Abs. 4 erwähnt, Anfsichtsdamen zur Seite 
gegeben werden, welche die regelmäßigen Revisionen vornehmen 
und, wo es angebracht erscheint, den Besuch des Kreisarztes oder 
die Mitwirkung der Behörden erbitten. Am besten eignen sich 
besoldete Aufsichtsdamen, wie sie z. B. in Berlin, Hannover, 
Königsberg und Cöln angestellt worden sind. 

Eine Kontrolle bei Todesfällen von Haltekindern, 
wie sie der neue Satz am Schlüsse von Absatz 2 des § 98 vorsieht, 
verlangt vor allem auch, daß öfters Obduktionen von derartigen 
^dern vorgenommen werden, namentlich wenn diese, ohne 
daß ein Arzt zu Rate gezogen worden ist, sterben. Ganz lehr* 
reich wirkt oft auch eine Statistik der Ziehmütter, bei denen 
öfters Haltekinder sterben. 

Der ganz neue § 98a betr. Säuglingsffirsorge ist klar und 
bedarf keiner vielen Worte. Wo irgend angängig, ist die Errich* 
tnng von Säuglingsfürsorgestellen anznstreben, an die dann 
auch zweckmäßigerweise die Haltekinderüberwachung anzngliedern 
wäre. Der letzte Absatz 5 bestimmt noch ausdrückUch, daß auch 
die Anstalten, welche der Pflege oder Fürsorge von Wöchnerinnen 
oder Säuglingen dienen, von dem Kreisärzte zu überwachen und 
alljährlich zu besichtigen sind. Für diejenigen, welche Betten 
haben und zum längeren Aufenthalt von Personen berechnet sind, 
dürfte das Berichtformnlar für Krankenhansrevisionen auszn* 
füllen sein. 

Der Abschnitt XXVni, Fürsorge für Kranke, Sieche 
und Krüppel (§§ 99—103a), hat fast in allen Paragraphen 
Yerändemngen erfahren, die aber nicht tiefgehender Natur sind. 
Ganz neu hinzugekommen ist § 108a betr. Krüppelfürsorge. 
Der Kreisarzt hat ein Verzeichnis der Krüppel anznlegen 
und auf dem Laufenden zu halten. Ueber etwa vorznnehmende 
Revisionen bestimmt der Paragraph nichts, ob diese nur bei den 
Ortsbesichtignngen stattflnden sollen oder auch sonst gelegentlich 
von amtswegen oder nur auf besonderes Ersuchen der Behörden 
(z. B. der Polizeibehörde). Wenn der Kreisarzt diese Krüppel nnr 
alle 5 Jahre einmal bei der Ortsbesichtigung zu sehen b^ommen 
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soll, WO sich die Fülle Ton Besichtigsmaterial eowieio zneammen- 
drängt, eo wird er die ErflppelfOrsorge wenig fördern können. 
§ 100 a erwähnt nnnmehr anch die Mitwirkung des Kreisarztes 
bei der Beaufsichtigung der Ausrüstung der Kauffahrtei¬ 
schiffe mit Arznei- und anderen Hilfismitteln, sowie mit Lebens¬ 
mitteln zur Krankenpflege. Meist ist wohl diese Materie so 
geregelt, daß der Kreisarzt die Revision zusammen mit einem 
Apo^eker vorzunehmen hat. 

Bei der Besichtigung der Krankenanstalten legt 
der neue Abs. 2 des § 100 besonderen Wert darauf, daß der 
Kreisarzt nicht bloß moniert, sondern schon bei der Besich¬ 
tigung durch persönliche Einwirkung auf Abstellung der Mängel 
hmwirkt. Sehr erwünscht wäre es, namentlich für den Anfänger 
im kreisärztlichen Amte, wenn öfters der Reg.- u. Med.-Rat mit 
ihm zusammen die wichtigeren Krankenhäuser revidierte. 

Der Kreisarzt wird noch besonders verpflichtet, die Dien st¬ 
und Einkommensverhältnisse der Pflegepersonen ein¬ 
gehend zu prüfen, wie bereits durch Min.-Erl. vom 11. Juli 1902 

— M. 7 617/00 UI— Med.-Min.-Bl. S. 247 — vorgeschrieben 
war. Die betr. Rubrik 88 des Berichtsformulars hat dement¬ 
sprechend auch eine Detaillierung erfahren. Das Formular bringt 
übrigens noch mehrere Erweiterungen: der Luftkubus ist 
jedes Krankenzimmer besonders anzugeben (Z. 19), die Anstalts¬ 
bücherei ist zu berücksichtigen, ob dadurch nicht ansteckende 
Krankheiten übertragen werden können. 

Nicht erwähnt ist, daß der Kreisarzt (gemäß Min.-Erl. vom 
4. Mai 1908 — M. 11619 — Med. - Min. - Bl. S. 280) auch fest¬ 
zustellen hat, auf welche Weise das gebrauchte Verbandszeug 
beseitigt wird; desgl. (Min.-Erlaß vom 12. September 1908 — 
M. 18467 — Med.-ä^.-Bl. S. 868), daß ansrangierte Wäsche und 
Kleidungsstücke erst nach wirksamer Desinfektion wieder in 
Verkehr gebracht werden. Auch die Befolgung des auf Veran¬ 
lassung des Herrn Ministers — Erlaß vom 14. Januar 1910 — 
Med.-Min.-Bl. S. 77 — ergangenen Verbotes der Verabreichung 
von rohem Hackfleisch innerhalb der Anstalt ist zu kontrollieren, 
ebenso, ob die Grundsätze des Min.-Erl. vom 12. Oktober 1908 

— M. 8048, G I, G n — Med.-Min.-Bl. S. 891 — betr. einheit¬ 
liche ärztliche Leitung der Krankenanstalten berück¬ 
sichtigt sind. 

Angezeigt wäre auch eine Kontrolle darüber, ob die Annahme 
und Beschäftigung von Medizinalpraktikanten entsprechend 
der ministeriellen Genehmigung erfolgt; ist es doch bei der jetzigen 
ABsistentennot schon vorgekommen, daß nur Praktikanten, aber 
keine Assistenten vorhanden waren. 

Zur Erleichterung der Akten würde es dienen, wenn bei 
d«i späteren Revisionen nicht das ausführliche Formular, sondern 
nur ein abgekürztes benutzt werden könnte. 

Der Kreisarzt hat den leitenden Arzt und die Krankenhaus¬ 
verwaltung „erst kurz vor der Besichtigung“ zu benachrichtigen. 
Es fragt sich aber, was unter „kurz vor der Besichtigung“ 
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za Yerstehen iat, ob 1—2 Standen vorher oder tags vorher oder 
noch früher. SoU die Besichtigong wirklich ganz onvermntet sein, 
so fiele am besten die Benachrichtigong ganz weg; allerdings ist 
sie im Interesse besonders des leitenden Arztes wohl anentbelulich, 
da dieser doch den berechtigten Wonach hat, bei der Besichtigong 
persönlich zagegen za sein. Seine Anwesenheit ist anch za der 
jetzt aasdrflcklich gewünschten direkten mündlichen Erledigong 
von etwaigen Mißständen anentbehrlich. Bei einem Chirargen 
— and dieser ist meistens der leitende Arzt — genügt aber nicht 
eine Benachrichtigong 1—2 Standen vorher, sondern dieser müßte 
es mindestens am Morgen vorher wissen, am sich die Besichtigangs* 
zeit — es kommt ja eigentlich nor der Vormittag in Frage — 
von Operationen frei za halten. Anderseits besteht dann aber 
das Bedenken, daß dieser 24 Standen vorher im Erankenhaose 
angekündigte Bohetag für das Erankenhaaspersonal ein genügend 
deotlicher Wink mit der Zeit werden wird, was ihm am nächsten 
Tage bevorsteht. Mir hat jedenfalls einmal ein entlassener Wärter, 
der mich aof allerlei Mißstände in dem Hospital anfmerksam 
machte, als ich mein Erstaanen aasdrückte, daß mir das alles bei 
den Revisionen entgangen wäre, gesagt: das sei kein Wonder, man 
habe ja schon immer tags vorher gewaßt, daß die Revision komme, 
and alles in beste Ordnong gebracht. Aach sonst hat mich 
znweilen der nicht za verkennende Paradeglanz von Personal and 
Material schon statzig gemacht. Dabei war nor der leitende Arzt 
vorher benachrichtigt worden, and anch dieser nur vertranlich. 

Die Frage, wer das Erankenhaos za revidieren hat, an 
welchem der zaständige Ereisarzt selbst als Arzt tätig ist, ist 
darch Min.-Erl. vom 31. Aagnst 1908 — M. 2141 — Med.-Min.- 
Bl. S. 442 — dahin entschieden worden, daß dann der zaständige 
Ereisarzt aaf seine Eosten die Revision darch einen benachbarten 
Ereisarzt vornehmen lassen solle. Diese Entscheidung ist für den 
betreffenden Ereisarzt nicht gerade wohlwollend gefaßt; anch 
wird bei einem derartigen Arrangement mancher andere Eranken- 
haosarzt leicht an das Sprichwort von den beiden Eiähen denken 
(Heiterkeit). Ich meine, es hätte weit näher gelegen, hier gerade 
so za verfahren, wie es in § 87 Abs. 1 geschehen ist, wenn der 
Ereisarzt selbst einen Impfbezirk inne hat, nämlich daß er darch 
den Reg.- and Medizinalrat za revidieren sei (Sehr richtig I). 
Eosten werden dadurch für den Staat auch kaum za entstehen,, 
da diese Revision bei gelegentlicher Anwesenheit des Reg.- and 
Medizinairats am Ort stattl^den könnte. 

Erwünscht wäre es, wenn auch der Ereisarzt bei Gelegenheit 
von Ban- and Eonzessionsgesachen von Eranken- 
hänsern von den einzareichenden Plänen za seinen Akten ein 
Exemplar erhielte; er braucht es bei seinen regelmäßigen Revi¬ 
sionen weit häufiger als die PoUzeiverwaltong oder der Regiernngs- 
Präsident (Sehr richtig!). Schließlich ist es aach für den Antrag¬ 
steller nicht mit so großer Mühe oder Eosten verbanden, wenn er 
die Pläne noch einmal durchpansen oder darchkopieren läßt, als 
wenn der Ereisarzt sieh diese abzeichnen lassen muß. 
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Der folg^ende Abschnitt XXIX betr. Geisteskranke nsw. 
(§§ 104 nnd 105) kehrt unverändert wieder. Ob von derartigen 
Kranken in Privatpflege nicht auch mancher bei den Familien¬ 
angehörigen befindliche einer Revision bedfirfteP In den nntm*en 
Volksschichten gewiß. 

Nach Abschnitt XXX (§ 106) ist der Kreisarzt veii>fiichtety 
in Notfällen ärztliche Hilfe zu gewähren, auch auf Ersuchen 
von Privaten, nnd zwar ohne besondere Requisition der Polizei¬ 
behörde; diese Einschränkung ist also jetzt fortgefallen. Nun, ich 
glaube, auch bisher hat sich selbst der vollbesoldete Kreisar^ in 
Notfällen dieser Forderung der Humanität nicht entzogen. 

Betreffs des Abschnitts XXXI: Oeffentliches Bade¬ 
wesen (§ 107), kann ich mich kurz fassen. Die Badeanstalten 
sind nach Bedarf zu besichtigen. Man hat das wohl mit 
Rücksicht auf die sehr abweichenden Verhältnisse in den einzelnen 
Teilen des Vaterlandes so unbestimmt gelassen, damit die Bezirks¬ 
instanz freie Hand hat. 

Ob nur eine „Badeanstalt" im Sinne des § 35 R.G.O. 
oder nicht vielmehr eine „Privatkrankenanstalt" im Sinne 
des § 30 1. c. vorliegt, hängt nach der Entscheidung der Gerichte, 
besonders des Oberverwaltungsgerichts, davon ab, ob die Besucher 
nur ffir kurze Zeit in der Anstalt verweilen oder für eine gewisse 
Dauer Aufnahme nnd Verpfiegung finden, dort den größten Teil 
des Tages bleiben oder gar fibernachten. Das Vorhandensein von 
Betten ist zwar kein absolutes Kriterium, es dürfte aber in dubio 
ffir das Vorhandensein einer &ankenanstalt im Sinne des § 30 
sprechen. 

Der Abschnitt XXXII: Heilquellen und Kurorte (§§ 108 
und 109), trägt dem neuen Quellenschutzgesetz nnd dessen Aus- 
ffihrnngsbestimmungen Rechnung. Bei den größeren berühmten 
Kurorten hat sich eine geradezu übertriebene Konkurrenz in 
bezug auf tadelloseste hygienische Verhältnisse und Komfort 
heransgebildet, so daß kein einigermaßen bedeutender Kurort 
Zurückbleiben kann, will er nicht von seinen Rivalen überfiügelt 
wm*den. Anders natürlich bei den vielen kleinen Kurorten nnd 
Sommerfrischen. Hier stößt selbst die Durchführung der im 
Min.-Erl. vom 28. Januar 1908 — M. 5015 — Med.-Min.-Bl. 
S. 321 — aufgestellten, sicher nicht zu weit gehenden Mindest¬ 
forderungen oft auf Schwierigkeiten. 

Abschnitt XXXni: Begräbniswesen (§§ 110—114). Für 
den Leichentransport nach auswärts mittelst Eisenbahn ist 
noch immer der Min.-Erl. vom 6. April 1888 maßgebend. Die 
Befeuchtung des Sägemehls in dem vorgeschriebenen hinreichend 
widerstandsfähigen, luftdicht verschlossenen Metallsarge (Eisen¬ 
bahn-Verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908, § 44 Z. 3 — 
Med -Min.-Bl. 1909 S. 96 —) ist eigentlich entbehrlich. 

Ueber die Zulässigkeit von Leichentransporten ist durch den 
neuen Absatz 3 des § 111 der D.-A. eine Neuregelung erfolgt. 
Danach soll bei gemeingefährlichen Krankheiten der Transport 
überhaupt untwüeiben, also anscheinend auch ein Jahr nach 
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der Beerdigonf noeh, im G^eimatze za biaher. Bei Dtphtherie, 
Behr, SebvUch, Typhu, Kikbrand oder Botz bat der Ereuarzt 
Ton Fall za Fall zu entscheiden. Wenn ein Inftdieht rerlöteter 
Metallsarg rorbanden ist, der wirksam anßen desinfiziert ist, so 
dttrite die Getahr einer Verschleppnng Ton Anstecknngsstoff be¬ 
seitigt sein. Ich pfiege aber anch noch Torznschreiben, daß die 
Beerdignng am Endziel direkt nach der Anknnft oder wenigstens 
nnr Ton der Leichenhalle ans erfolgen soll, was der betreffenden 
Polizeibehörde bekannt gegeben wiM. Kommt der Sarg erst noch 
in die Wohnnng, so weiß man nicht, was mit demselben da nodi 
geschieht Bei allen anderen übertragbaren Krankheiten ist der 
Transport ohne weiteres zn gestatten. Kann der Kreisarzt ans 
den Unterlagen sich von der Unbedenklichkeit der BelOrdemng 
nicht überzengen, so mnß er eine Besichtignng der Leiche vor¬ 
nehmen. 

Anch bei der Ansgrabnng von Leichen (§ 112) wäre 
eine genanere Präzisiernng erwünscht, wann diese zn vm'bieten 
nnd wann zn gestatten sei. Im allgemeinen dürften dieselben 
Beschränknngen wie sie im vorhergehenden Paragraphen für den 
Leichentransport statniert sind, anch hier gelten, idlerdings mit 
der Abweichnng, daß 1 Jahr nach der Beerdignng bei gntem 
Verwesangsboden die Ansgrabnng wohl stets zn gestatten wäre, 
vielleicht mit Ansnahme nach Tod an gemeingefährlichen Krank* 
keiten. 

Bezüglich des Abschnitts XXXIV: Vertranensärztliche 
Tätigkeit (g 115), ist im Absatz 1 jetzt in Uebereinstimmnng 
mit § 24 Absatz 5 bestimmt, daß es sich hier nicht am amtliche 
Geschäfte des Kreisarztes im engeren Sinne handelt, sondern am 
•ine Art Nebenbeschäftignng. Wenn sie gegen eine fortlaufende 
Vergütung erfolgt, maß der Kreisarzt dementsprechend die Ge¬ 
nehmigung seiner Vorgesetzten Dienstbehörde haben (erstmalig 
der Zentralbehörde, beim Stellenwechsel des Begiemngspräsidenten, 
cf. Min.-Erl. vom 8. März 1910 — M. 16822 A. — Med.-Min.- 
Bl. S. 152). 

Ich kann mir wohl eine Anfzählnng der amtsärztlichen 
Zeugnisse ins einzelne versagen, jedenfalls hat dieses Gebiet der 
kreisärztlichen Tätigkeit eine erhebliche Erweiterung erfahren, 
namentlich in den Großstädten; es wird auch noch immer zn- 
nehmen, da die Nachfrage nach amtsärztlichen Zeugnissen nicht 
nnr bei den Staatsbehörden, sondern anch bei Kommunen, Be- 
mfsgenossenschaften, industriellen Untemehmnngen in stetem 
Wachsen ist. 

Anch für die vertranensärztliche Tätigkeit sollte das in § 22 
Abs. 1 ausgesprochene Prinzip der Örtlichen Zuständigkeit stets 
streng geachtet werden, wenigstens für Atteste über Beamte und 
besonders für die freihändig abzngebenden Atteste, schon allein 
damit der Antragsteller nach Abweisung durch den zuständigen 
Krei sarz t nicht solange hernmreisen kann, bis ein anderer Amts- 
vielleicht hereinfällt Selbst wenn dem Kreisärzte 
^rde eine Person ans einem anderen Bezirke zur Be- 



Die neue DieuBtuiwelsiuig Ar Kreialnte vom 1. September 1909. 110 

g^atachtnng zaschiekt, hat er meines Erachtens die Verpflichtung, 
seine örtliche Unzuständigkeit besonders herrorznheben und an- 
znfragen, ob er die Sache nicht dem zuständigen Amtsärzte 
flbersenden solle. Ueberhaupt sollte schon ans Urflnden der Kolle¬ 
gialität angestrebt werden, daß Vertrauensarztstellen, welche sich 
auf den einzelnen Ereisarztbezirk beschränken, immer dem örtlidi 
zuständigen Kreisarzt flbertragen würden; allerdings mag es Fälle 
geben, wo dies Prinzip nicht strikte dnrchfflhrbar ist. 

Was nun noch die Form dieser vertranensärztlichen Atteste 
anlangt, so sind für viele Beamtenkategorien ganz besondere An¬ 
forderungen zu stellen und dementsprechend einige Punkte besonders 
hervorgehoben; z. B. für Lehrer, Urenzaufseher, Gendarmen usw. 
Es wäre ein zeitgemäße Revision dieser Bestimmungen und Zu¬ 
sammenstellung der Anforderungen für die einzelnen Berufe 
dringend erwünscht. Ich hebe z. B. die Frage hervor: „Inwiefern 
besteht bei tuberkulöser Belastung, bei früheren skrofulösen oder 
osteotuberkulösen Krankheiten, auch wenn sie ansgeheilt sind, bei 
Kurzsichtigkeit usw. Unfähigkeit zum Lehrberuf P* Wie veraltet 
einzelne Bestimmungen sind, ergibt sich z. B. aus dem Fin.-Min.- 
Erl. vom 4. April 1855 betreffend Tauglichkeit zum Grenz- und 
Steueranfsichtsdienst. Danach soll bescheinigt werden, daß der 
Anwärter „auch nicht einmal früher mit Gicht, Brust- oder Unter¬ 
leibs- und ähnlichen, erfahrungsgemäß leicht wiederkehrenden 
Uebeln behaftet gewesen ist“. Am besten würden hier bestimmte 
Formulare geschaffen. 

Die vorgeschriebene eidesstattliche Versicherung am Schluß 
eines Attestes sollte m. E. wegbleiben. Es entspricht nicht der 
Heiligkeit des Diensteides, daß dieser bei jedem kleinen und 
unwichtigen Attest angernfen wird. Die amtsärztliche Unterschrift 
genügt dafür vollständig (Sehr richtig!). 

Regelmäßiger als bisher sollte dem Kreisarzt amtlich darüber 
Mitteilung zngehen, wenn durch behördliche Bestimmungen neuer¬ 
dings die Beibringung eines kreisärztlichen Attestes vorgeschrieben 
würde und zwar allemal unter genauer Angabe der besonders zu 
berücksichtigenden Punkte. Der Kreisarzt kann doch unmöglich 
alle die Ministerial-Blätter halten und lesen. 

Die Abteilung III über die Oeschäftsfülirang (§§ 118—123) 
bringt nicht viel neues. 

Paragraph 118 hat durch die inzwischen erfolgte Pau¬ 
schalierung der Tagegelder und Reisekosten eine 
entsprechende Abänderung erfahren. 

Das für die Pensionsberechnung früher benötigte Gebühren¬ 
verzeichnis der nicht vollbesoldeten Kreisärzte (§ 119) 
ist mit der Neuregelung ihrer Pensionsverhältnisse in WegfaU 
gekommen. Der vollbesoldete Kreisarzt muß das Verzeichnis 
natürlich noch führen und zum 6. des folgenden Monats dem Re¬ 
gierungs-Präsidenten einreichen. Der Termin ist etwas früh, 
da namentlich von Behörden (z. B. städt. Polizeiverwaltnng) bis 
dahin nicht immer die Gebühren ans dem Vormonate einge¬ 
gangen sind. 
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Za den bisher vorgeschriebenen Geschäftsbttchem und Listen 
ist noch (§ 122 Ziff. 9) ein Erttppelverzeichnis gekommen. 

Im übrigen ist in dankenswerter Weise wie bisher alles 
annötige Schematisieren and Detaillieren nnterblieben, vielmehr 
dem Kreisarzt fiberlassen worden, wie er nach den besond«ren 
Verhältnissen seines Bezirks seine Begistrator and Akten ein- 
richten will. 

Für den Jahresbericht ist der Termin am einen Monat 
früher gelegt worden: anf den 1. März. Es hat in diesem Jahre 
schwer gehalten, daß Material dazn rechtzeitig za erhalten. 
Immerhin war es das erste Mal, es ist anznnehmen, daß die 
Schwierigkeiten in den nächsten Jahren geschwunden sein werden. 
Ganz anzweckmäßig and eigentlich schwer verständlich ist es, 
daß die kommanalen Behörden ein anderes Berichtsjahr haben 
(Etatsjahr) als die staatlichen (Kalenderjahre.) Wenn da eine 
Einigang möglich wäre — das Etatsjahr hat gewisse Vorzüge —, 
so wäre das eine wesentliche Vereinfachong für die Kommanal¬ 
behörden, die dann das Material nicht zwei mal zosammmenzn- 
stellen brauchen. 

Hervorzaheben ist, daß für die Bibliothek des Kreisarztes 
das von dem Herrn Minister heraasgegebene, alljährlich erschei¬ 
nende Werk: Das Gesundheitswesen des Preußischen Staates 
obligatorisch aas dem Amtsankostenfond zu beschafien ist. 

M. H.! Ich bin mit der Besprechung der'Dienstanweisung 
am Ende. Ein derartiges Referat hatte natürlich vor allem die Anf- 
gabe, die Dienstanweisung, besonders in ihren Nenerongen, kritisch 
zu beleachten. Dabei ist es unvermeidlich, in erster Linie auch 
Ausstellungen an derselben za machen und auf gewisse Unklar¬ 
heiten und Lücken hinzaweisen, die sich bei der praktischen 
Handhabung der Vorschriften heraasgestellt haben. Ich kann 
aber nicht schließen, ohne ausdrücklich hervorzaheben, daß abge¬ 
sehen von derartigen Einzelheiten die Dienstanweisung, auch in 
ihrer neuen Fassung, für die Darchführang des Kreisarzt-Gesetzes 
sich als anentbehrlich and durchaus zweckmäßig bewährt hat, 
and daß sie einer der kräftigsten Eckpfeiler in dem stolzen Bau 
der Medizinalreform Preußens gewesen ist und bleiben wird. 

Auch möchte ich im Vorbeigehen auf die Prospekte der 
Verlagsfirma Leineweber za Leipzig hinweisen, daß das be¬ 
kannte Räabersche Bach in neuer Auflage erschienen ist and 
die Dienstanweisung in ihrer neuesten Fassung mit kurzer Auf¬ 
zählung der zugehörigen Gesetze und Bestimmungen und unter 
weitgehender Berücksichtigung der Rechtsprechung bringt. Das 
Buch kann daher also als Quellenwerk zur Diensanweisung 
angelegentlichst empfohlen werden; es ist durchschossen und soll 
durch Einkleben von Nachträgen auf dem Laufenden erhalten 
werden. 

Wenn ich mich nun noch über die allgemeine Stellung 
und Gehaltsverhältnisse der Hedizinalbeamten, besonders der 
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▼ollbesoldeten Kreisärzte) and etwaige Wünsche für die 
Znknnft änßem soll, so ist etwa folgendes za sagen: 

Die nene Gehaltsregnlierang hat endlich für den toU* 
besoldeten Kreisarzt, wie anch für die anderen Beamten mit gleich* 
wertiger Vorbildang, die lang ersehnte Gleichstellong im Gehalt 
mit den Richtern and den höheren Beamten der allgemeinen 
Verwaltang gebracht. Aber diese Gleichstellang ist doch nnr anf 
dem Papiere vorhanden and wird in praxi nie erreicht, da sich 
bei dem Medizinalbeamten die Berechnong des Pensions- and 
Besoldongsdienstalters viel ongttnstiger stellt wie bei jenen 
Beamten. 

Der Jarist hat ein viel kürzeres Stadiom, nnr 6—7 Semester; 
er wird schon sofort nach dem Staatsexamen als Referendar ver* 
eidigt and in den Staatsdienst übernommen (etwa mit dem 23. bis 
24. Lebensjahre), and von da an datiert sein Pensionsdienst* 
alter. Der Mediziner hat das längere Stndiam, mit Examen and 
prakt. Jiüire 13 Semester; der künftige Medizinalbeamte maß dann 
erst noch 3 Jahre warten, bis er sich zam Kreisarzt-Examen melden 
kann (§ 3 Absatz 1 der Prüfongsordnong für &eisärzte vom 
24. Joni 1909 — Med. Min.-Bl. S. 308); die Prüfung nimmt dann 
noch ’/a 1 üi Ansprach. Nach glücklich bestandener 

Prüfung wird aber der Medizinalbeamte noch nicht in den Staats¬ 
dienst übernommen. Nach § 3 Z. 4 der Dienstanweisong soll die 
Anstellang als Kreisarzt erst erfolgen nach einer „5 jährigen 
selbständigen praktischen Tätigkeit als Arzt nach der Approbation." 
Die Assistentenzeit zählt also streng genommen nicht mit. Aller¬ 
dings kann der Herr Minister Dispens von dieser Vorschrift 
erteilen. Eine erhebliche Abkürzang erscheint aber kaom 
erwünscht, da es für den Medizinalbeamten später von großem 
Nutzen ist, wenn er sich einige Zeit einmal in der är^chen 
Praxis amgesehen hat 

In Wirklichkeit kommt der künftige Medizinalbeamte aber 
anch dann noch nicht zur Anstellang, sondern nach der genauen 
Statistik unseres verehrten Herrn Vorsitzenden etwa erst mit dem 
38. Lebensjahr. Normaliter bleibt der Medizinalbeamte also 
ca. 15 Jahre im Pensionsdienstalter gegen den Juristen zurück. 

Etwas günstiger stellen sich die Verhältnisse für diejenigen, 
welche bald nach dem Kreisarzt-Examen eine Stelle als Kreis- 
assistenzarzt erhalten, aber das sind nnr wenige im Vergleich 
zur Menge, and auch sie stehen immer noch 6—8 Jahre bezüglich 
Pensionsdienstalter gegen den Juristen zurück. Irgend welche 
andere anrechnungsföhige Zeit gibt es ja leider f^ den Medi¬ 
zinalbeamten nicht; selbst die Tätigkeit an einem Kgl. Uni- 
versitätsinstitat oder -Klinik oder einer Impfanstalt wird nicht 
gerechnet, weil man nicht Beamter, nicht vereidigt war. Und 
doch ist diese Tätigkeit zweifelsohne viel arbeite- und verant- 
wortangsreicher, anch viel selbständiger, wie die Tätigkeit eines 
Referendars (Sehr richtig! Heiterkeit.). 

Ueber diese Mißstände ist ja anläßlich der Gehaltsaufbesse- 
rnng von onserem Vereine and in unserm Vm'einsblatte hinreichend 
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gesprochen and geschrieben worden, auch noch kttrzUch von Herrn 
Geh. Rat Bornträger in Dflsseldorf and von mir (Jt^gang 1909 
S. 859 and S. 581). 

Alle die dabei gemachten Vorschläge zielten daranf hin, 
daß der angehende Medizinalbeamte direkt nach bestuidenem 
Kreisarzt-Examen vereidigt and dann ev. eine zeitlang aach 
an einer Begierang oder bei einem Kreisarzt informatorisch be¬ 
schäftigt werde. Aber selbst derjenige, welcher daza nicht 
kommt, hat doch immer Gelegenheit als zweiter Obdnzent oder 
sonst vor Gericht oder Behörden als Sachverständiger zn 
fangieren, sodaß sich seine Vereidigimg lohnt, mindestens so 
sehr wie die des Referendarias. Die oben schon erwähnte 
Assistententätigkeit an Kgl. Institaten mttßte in gleicher Weise 
anf das Pensionsdienstalter angerechnet werden. Es würde 
das doch ein gewisses Aeqaivalent sein fftr die vielfach nicht 
mehr ganz zeitgemäße Bezahlang dieser Stellen, während Ko- 
manen and andere Krankenhaosvorstände weit erheblichere Gehälter 
für die Assistenten zahlen. Wer die Medizinalbeamtenlaafbahn 
einschlagen will, würde in dabio dann eher die Assistentenstelle 
an der Universität annehmen, während er jetzt wohl zn der 
besser besoldeten anderen Stelle greifen wird. 

Ein Anfang zor Besserang ist ja insofern gemacht, als den 
nach der neaen Prttfangsordnong von 1909 geprüften Medizinal¬ 
beamten die 3 jährige praktische Vorbereitangszeit zam Examen 
anf das Pensionsdienstalter angerechnet wird. Für die früher 
geprüften ist das lant Bescheid des Herrn Ministers vom 20. Fe- 
brnar d. Js. — Zeitschrift für Medizinalbeamte 1910, Nr. 5, S. 184 — 
an onsem Vorstand nicht möglich; doch ist in Aassicht gestellt, 
daß zar Vermeidang von Härten von Fall za Fall mit ^1. Ge- 
nehmigang dieselbe Zeit angerechnet werden soll. 

Aach die Berechnang des Besoldangsdienstalters stellt 
sich selbst beim vollbesoldeten Kreisarzt noch recht angünstig. 
Zwar hat die Nearegelang der Besoldang im Vorjahre anch hier 
eine gewisse Besserang gebracht, indem nnnmehr von der Tätig¬ 
keit als Kreisassistenzarzt der über 4 Jahre hinaosgehende 
Teil bis zor Höchstdaner von 2 Jahren anf das Besoldongs- 
dienstalter angerechnet wird. Leider scheint aber hier nor die 
Tätigkeit als Kreisassistenzarzt angerechnet za werden, nicht 
aber die analoge Tätigkeit als Kreiswandarzt, and doch ist anter 
den Kollegen gar mancher, der als Kreis wandarzt jahrelang 
heramgelanfen ist and für die paar Mark Gehalt die gesamte 
Tätigkeit des Kreisphysikas [versehen hat, der alt and krank 
war, aber mangels Pensionsberechtignng noch in seinem Amte 
nominell bleiben maßte, jedenfalls anter viel angünstigeren Ver¬ 
hältnissen dem Staate seine Dienste geliehen hat, als irgend ein 
Kreisassistenzarzt es je gebraacht hat. 

Daß die Medizinalbeamten anch der Wohltaten des Be¬ 
amtenfürsorgegesetzes teilhaftig werden müßten, hat schon 
mein Herr Korreferent erwähnt. 

Die Besserang der Pensionsverhältnisse der Kreis- 
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ärzte ist aber eine FordemnE, die nicht bloß im materiellen 
Interesse des einzelnen Kreisarztes lie^t, sondern auch im all¬ 
gemeinen Interesse. Die aufreibende Tätigkeit läßt den Kreis¬ 
arzt schneller altern, znmal er erst spät in die Stellung einrftckt 
und dann ein Jahrzehnt angestrengter Arbeit bereits hinter sich 
hat. Außerdem erfordert sein Amt eine ganz andere körperliche 
Bfistigkeit als beim Inhaber eines reinen Bureauamtes. Beim 
Kreisarzt reicht auch nicht, wie z. B. beim Richter, die reine 
Geschäftserfahrung aus, sondern er muß dem rapiden Schritte 
der Wissenschaft auch in entferntere Gebiete folgen, um sich auf 
der Höhe zu halten; außer der Staatsarzneikunde kommt hier 
anch die gesamte andere medizinische Wissenschaft in Betracht, 
d. h. er muß nicht nur ein guter und wohlunterrichteter Medizinal¬ 
beamter bleiben, sondern auch ein guter und mit der Wissenschaft 
fortgeschrittener Arzt. Das erfordert ein ununterbrochenes Mit¬ 
gehen mit der Wissenschaft. Wie mancher kommt aber da nicht 
mit! Dann liegt es im Diteresse des Staates, daß dieser recht¬ 
zeitig aus der Stelle ausscheidet. Das ist aber nur dann möglich 
und ohne Härte durchführbar, wenn dem Betreffenden anch eine 
angemessene Pension gewährt werden kann. Bis jetzt ist das 
nicht erreichbar, und so sterben die meisten im Geschirr. 

Ein dunkler Punkt bei der kreisärztlichen Tätigkeit ist die 
mangelhafte Amtsunkostenentschädigung (Sehr richtig!). 
Von der des nicht vollbesoldeten Kreisarztes brauche ich wohl 
nicht lange nachzuweisen, daß sie unzureichend ist, aber anch 
beim vollbesoldeten ist dies noch der Fall, selbst wenn sie jetzt 
auf 900 Mark erhöht wird. Sie müßte doch immerhin so hoch 
bemessen werden, daß mit derselben außer anderem eine volle 
Schreibkraft bezahlt werden könnte, genau wie es bei dem Kreis¬ 
baninspektor und Gewerbeinspektor der Fall ist. Ja, der Kreis¬ 
arzt bedarf einer solchen ständigen Hilfe in seinem Bureau 
insofern noch vielmehr wie jene, als er weit öfters von Hanse 
abwesend sein muß und vor allem sich eine verhältnißmäßig viel 
größere Zahl seiner Besichtigungen und Termine nicht legen 
kann, wie er will, weil er weit mehr Eilsachen hat als jene. Ich 
brauche hier nur die Feststellung bei ansteckenden Krankheiten 
hervorzuheben. Kommt man mittags nach Hause, so liegen die 
Eingänge schon auf Haufen, dann kommt die Nachmittagssprech- 
stnnde; noch ehe man die Eingänge richtig hat dnrchsehen 
können, muß man womöglich wieder heraus und, wenn man Abends 
zurückkehrt, hat sich bereits wieder ein neuer Haufen von Ein¬ 
gängen aufgetürmt. Mit Aushilfskräften, die nicht jederzeit zur 
Verfügung stehen, kann man aber nichts anfangen, eben 
weil man nicht Herr seiner Zeit ist. Ist die Schreibhilfe da, so 
muß man womöglich eiligst zu einem Typhus- oder Genickstarre¬ 
fall, hat man aber einmal Zeit, so steht die Schreibhilfe nicht 
zur Verfügung. 

Zur Besoldung einer vollen Schreibhilfe sind nun schon 
allein ca. 1200 Mark notwendig. Rechnet man dazu noch je 
100 Mark für Telephon, für Straßenbahn, für Papier, Kuverts etc., 
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fOr Fomnlare) fttr Bibliothek — and diese Schätznngen sind 
niedrig —, so sind das znsammen 1800 Mark; dabei ist noch 
kein Pfennig fttr Miete, Heiznng nnd Belenchtnng von Sprech- 
and Wartezimmer and fttr Ansstattnng dieser Ränme. 

Wenn ich z. B. die Cölner Verhältnisse zitieren darf, so 
bekommt der Ereisbaninspektor, dessen Bezirk allerdings rännüich 
größer ist nnd mehrere Kreisarzt-Bezirke nmfaßt, 1600 Mark 
ijntsnnkosten nnd 600 Mark fttr eine Schreibhilfe; der Gle- 
werbeinspektor, dessen Bezirk sich genan mit den meinigen 
deckt, erhält 8000 Mark Amtsnnkosten, außerdem 100 Mark fttr 
das Telephon nnd noch weitere SOO Mark, weil er einen etats¬ 
mäßigen Hilfsarbeiter, einen Hewerbeassessor, hat. Wamm ist 
dies nicht bei uns ähnlich geregelt bei den Kreisarztstellen, denen 
ein Ereisassistenzarzt zngeteilt istP 

Hätte der Kreisarzt eine volle Schreibhüfe znr Verfttgnng, 
dann könnte er sich auch von allerlei zeitraubendem Kleinkram 
entlasten, der jetzt seine Zeit ttber Gebtthr in Anspruch nimmt. 
Jedenfalls bezahlt der Staat mehr fttr die Schreibarbeit, wenn sie 
der Kreisarzt macht, als wenn sie ein Schreiber besorg, der fttr 
3 bis 4 Mark täglich zn haben ist. 

Seitens der Gerichtsärzte sind mir besondere Klagen 
nicht zn Ohren gekommen, sie haben allerdings trotz VoUbeschäfti- 
gong auch die Nachteile der Nichtvollbesoldang; bei der Eigenart 
ihrer Tätigkeit nnd Bezahlung ist jedoch eine Vollbesoldnng schlecht 
dnrchftthrbar nnd von ihnen wohl kanm erstrebenswert. Hat 
ihnen doch das neue Gebtthrengesetz mehrere nicht unerhebliche 
Anfbessernngen gebracht, die ihnen allerdings bei ihrer vielfach 
recht unangenehmen nnd verantwortungsvollen Tätigkeit auch zn 
gönnen sind. Die gerichtsärztliche Tätigkeit setzt eine ganz beson¬ 
dere Vorbildnng, namentlich in der Psychiatrie, nnd eine besondere 
persönliche Veranlagung voraus; daher wird es sich mit dem 
ümfangreicherwerden dieser Spezialdisziplin nicht umgehen lassen, 
daß, wo irgend mehr zn tan ist, besondere Gerichtsärzte ange- 
stelit werden. 

Etwas länger mttssen wir uns bei dem Ereisassistenz¬ 
arzt anfhalten. Je amfangreicher die kreisärztlichen Dienst¬ 
geschäfte werden, um so nnerläßlicher wird es werden, daß der 
Medizinalbeamte durch die Kreisassistententätigkeit hindnrchgehen 
muß, and zwar dürfte eine 2 bis 3jährige Tätigkeit als Ereisassi¬ 
stenzarzt als die normale Vorbereitnngszeit etwa zn betrachten 
sein. Wer diese Zeit hinter sich hat — nnd die Kreisassistenz¬ 
arztstellen sind ja nur größeren Kreisarztbesirken zngeteilt —, 
der wird im allgemeinen mit der nötigen Sicherheit und Amts¬ 
kenntnis eine Kreisarztstelle übernehmen können; ein dazu direkt 
ans der ärztlichen Praxis berufener wird das nur in den seltensten 
Fällen können. 

Natürlich müßten dann die Ereisassistenzarztstellen ent¬ 
sprechend vermehrt werden, wodurch auch eine Reserve geschaffen 
würde fttr etwaige Epidemien, zur längeren Vertretung erkrankter 
Kreisärzte etc. Ein gewisser Anfang ist ja schon gemacht worden. 
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indem der Herr Minister sich einige Ereisassistenzftrzte zn seiner 
Verfflgong gehalten hat. Vielleicht könnte das anch bei jeder 
größeren Begiernng geschehen. Wen hat z. B. der mir zage- 
teilt gewesene Ereisassistenzarzt nicht zu vertreten gehabt nnd 
gar noch vertreten sollen! 

Die Remuneration der Ereisassistenzärzte ist zwar jetzt 
auch etwas anfgebessert worden, aber mindestens fttr diejenigen 
nicht ausreichend, welche einem vollbesoldeten Ereisarzt zngeteilt 
sind nnd dementsprechend genau wie dieser die Hebtthren ab¬ 
liefern mfissen. Remuneration sollte in gleicher Weise steigen, 
wie die der Regierangsassessoren. 

Die Ereisassistenzärzte dürfen nun zwar oMziell Praxis 
treiben, aber sie kommen heutigen Tages doch nicht dazu, zumal 
sie über ihre Zeit noch viel weniger verfügen können, als ein 
selbständiger nicht vollbesoldeter &eisarzt. Außerdem kann von 
einer nennenswerten Privatpraxis schon deshalb nicht die Rede 
sein, weil sie viel zu kurz an dem betr. Orte sind, und das Publi¬ 
kum sich schon deshalb nicht an sie wendet, weil es weiß, sie 
bleiben doch nur kurze Zeit da. Allerdings kommt hier nnd da 
ein Geschäftsfreund, ein Drogist, eine Hebamme oder dergl. und 
will den Herrn Ereisassistenzarzt zu seinem Hausarzte küren, 
um sich mit ihm gut zu stellen (Heiterkeit), aber diese Eund- 
schaft muß er ja dann seiner amtlichen Stellung wegen aus- 
schlagen. 

Weiter wünschen die Ereisassistenzärzte dringend, daß ihr 
Titel geändert werde. Mit Recht beschweren sie sich, daß man 
unter ihrem Titel so etwas Aehnliches wie einen Assistenten an 
einem Erankenhanse oder bei einem praktischen Arzte vermutet, 
während doch der Ereisassistenzarzt dieses Stadium schon hinter 
sich hat, auch inzwischen noch ein gar nicht leichtes Examen 
abgelegt hat. Nachdem der Gewerbeinspektionsassistent zum 
Gewerbeassessor geworden ist und auch der „Postassessor* ge¬ 
kommen ist, müßte logischerweise auch der Medizinalassessor den 
Ereisassistenzarzt ablösen oder, damit sich nicht etwa der Medi¬ 
zinalassessor beim Provinzial-Medizinalkollegium, falls er be¬ 
stehen bleibt, beschwere, der „Ereismedizinalassessor*; ohne eine 
gewisse Länge scheint es nun einmal nicht abzugehen in der 
Instanz (Allgemeine Heiterkeit.). 

Endlich geht der Wunsch der Ereisassistenzärzte dahin, daß 
das Einrttcken zur definitiven Anstellung in eine Ereisarzt-Stelle 
mehr nach der Anciennität erfolge als bisher, ein Wunsch der 
deshalb wohl Berücksichtigung verdient, weil dies auch bei den 
anderen Beamtenkategorien desselben Stadiums der Fall ist. 

Nachdem die Lokalbeamten jetzt mit denen der Regierungs- 
Instanz in dieselbe Gehaltsstufe gekommen sind, hat sich materiell 
die Stelle des Begiernngs- und Medizinalrats wesentlich 
gegen ^e des Ereisarztes verschlechtert. Allerdings bezieht das 
älteste Drittel der Regiernngs- und Med.-Räte eine Funktions- 
zu^e von 600 Mark jUirlich, allein diese wird doch erst recht 
spät erreicht; stehen doch Regierangs- und Medizinalräte mit 



einem Dienstalter als solche von 15 Jahren noch nicht im Genüsse 
dieser Zulage! Bezüglich yertrauensArztlidier Untersuchnng 
scheinen die Begiemngs- und Medizinalräte sogar schlechter ge¬ 
stellt zu sein; der vollbesoldete Kreisarzt wird dafür zweifellos 
jetzt honoriert, der Begiemngs- und Medizinalrat anscheinend 
aber nicht Daß der Begiemngs- und Medizinalrat dagegen die 
gerichtsärztlichen Gebühren nicht abzuliefem braucht, dürfte 
höchstens ein gewisser materieller Vorteil sein, soweit die Schieds¬ 
gerichte für Arbeiteryersicherung in Frage kommen; mit den 
ordentlichen Gerichten kommt er ja kaum als Sachyerständiger 
in Berührung. 

Wenn nun auch noch, wie beabsichtigt, die Beisekosten 
und Tagegelder stärker beschnitten werden sollen, so dürfte doch 
die Neigung der Kreisärzte, in die Stellung bei der Begiemng 
selbst einzurücken, recht gering werden, zumal jetzt nicht mehr 
der Kreisarzt direkt in eine solche Stelle bemfen wird, sondern 
erst längere Zeit (durchschnittlich 3 Jahre irgendwo als Hilfs¬ 
arbeiter) tätig gewesen sein muß. Es wäre dies aber sehr zu 
bedauern, denn für eine so außerordentlich wichtige und yiel- 
seitige Stelle wie die des Begiemngs- und Medizinalrats, die einen 
der wichtigsten Faktoren in unserer Medizinalyerwaltnng bildet, 
wäre der Beste und Gewandteste gerade gut genug. Es kommt 
hinzu, daß der Begiemngs- und Medizinalrat — yon den 4 Stellen 
in der Zentralinstanz sehe ich ganz ab — auch nicht in eine 
höhere Stelle anfrücken kann, z. B. auch nicht als Abteilungsdirigent 
wie die Verwaltungsräte bei der Begiemng. Er hat hier aller¬ 
dings die anderen technischen Bäte ids Leidensgenossen, nur der 
Oberforstmeister hat gleich den Bang eines Oberregiemngsrats 
und die Funktion eines Abteilnngsdirigenten, und doch hat er 
yielfach ein yiel geringeres Dezernat als der Begiemngs- und 
Medizinalrat 

Nachdem durch das Kreisarztgesetz die Stellung und durch 
die Neuregelung der Besoldung das Giehalt des Kreisarztes immer¬ 
hin doch recht wesentlich und gründlich yerbessert worden ist, 
zeigen sich an dem eben erst aufgehellten Himmel bedenkliche 
Wolken. Ich meine hier gewisse Stimmen zu der geplanten Ter- 
waltnngsreform, die sich auch mit der künftigen Stellung 
des Kreisarztes beschäftigen und in der Art, wie sie das tun, 
der ernstesten Beachtung wert sind. Jedenfalls müssen auch wir 
hierzu Stellung nehmen; ich muß daher leider ihre Geduld 
noch etwas in Anspruch nehmen. Herr Kollege Boerschmann- 
Bartenstein hat in Nr. 7 unseres Vereinsblattes die ganze Frage 
ausfUirlich erörtert. Da ich annehmen kann, daß sie den Ab¬ 
satz alle gelesen haben, so kann ich mich kürzer fassen, als ich 
zu Anfang beabsichtigt hatte. 

Von der Verwaltungsreform interessiert uns Kreisärzte 
natürlich am meisten die geplante Aendemng in der Lokal¬ 
instanz beim Landrat bezw. in den kreisfreien Städten bei der 
Polizei-Verwaltung. Beide Behörden sollen zur Entlastung der 
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Bezirksinstanz mit Tiel weitgehender IfachtTollkommenheit ans- 
geetattet werden als bisher. Dabei ist denn auch beabsichtigt, 
sie in ein näheres Verhältnis zn den technischen Ereisbeamten, 
dem Ereisschnlinspektor, Gewerbeinspektor nnd Ereisbaninspektor 
nnd Ereisarzt zn bringen. Wenn weiter nichts beabsichtigt wäre, 
so könnten wir Ereisärzte rahig abwarten, aber man hat auch 
die Forderung gestellt, daß dieser nunmehr „größere* Landrat 
zugleich der Vorgesetzte dieser bisher ihm gleicbgeordneten 
und nur dem Regierungspräsidenten unterstellten technischen 
Ereisbeamten werden soll; der Ereisarzt würde demgemäß auch 
nicht mehr durch den Minister ernannt werden, sondern nur durch 
den Oberpräsidenten wie jetzt die Subaltembeamten. Würde 
dieser Forderung stattgegeben, so würde dadurch nicht nur der 
Ereisarzt in seiner ganzen Stellung zum Zwecke der größeren 
Allmächtigkeit des jetzt schon präponderierenden Landrats erheb¬ 
lich degradiert werden, sondern es würde dadurch zweifellos auch 
die gesamte Tätigkeit des Ereisarztes und die Durchführung der 
Gesnndheitspolizei leiden. Das ist es doch gewesen, was den 
früheren Ereispbysikus nicht zur Wirksamkeit kommen ließ, daß 
er eben ans eigener Initiative nichts tun konnte, sondern auf die 
Requisition des Landrats angewiesen war; einer der wichtigsten 
Punkte unserer Ereisarztgesetzgebung und unserer vortrefflichen 
Dienstanweisung ist es aber gewesen, daß endlich einmal dem 
Ereisärzte bestimmte ziemlich weitgehende Funktionen auf dem 
Gebiete der Gesundheitspolizei übertragen wurden und eine ge¬ 
wisse Initiative, die unabhängig war von der Initiative und dem 
mehr oder weniger entwickelten Verständnis des Landrats gegen¬ 
über gesundheitlichen Fragen (Sehr richtig!). Würde nun der 
Ereisarzt dem Landrat jetzt unterstellt, der doch ein exquisiter 
politischer Beamter ist nnd mit vielerlei politischen, nationalen, 
religiösen und wirtschaftlichen Einflüssen rechnen muß, so würde 
die Durchführung mancher so notwendigen sanitären Forderungen 
durch derartige Einflüsse leicht ins Stoßen geraten können (Sehr 
richtig!). Der Landrat ist eben doch nicht allmächtig, wenn man 
es ihm auch gemeinhin nachsagt. 

Es kommt hinzu, daß der alte kreiseingesessene und boden¬ 
ständige Landrat immer seltener wird. Das Landratsamt wird 
mehr Durchgangsposten für jüngere Verwaltungsbeamte. Nicht 
selten geht der Weg zur Höhe über das Ehrenamt eines Abge- 
or^eten zn den gesetzgebenden Eöi^erschaften. Wer Abgeordneter 
besonders in einem ländlichen Ereise werden will, der muß sich 
einer gewissen Beliebtheit erfreuen. Das verträgt sich abw 
schlecht mit einer energischen Verbesserungstätigkeit auf sani¬ 
tärem Gebiete, die leider auch Eosten macht (Sehr richtig!). Im 
Zwiespalt der Gefühle könnte da doch die gesundheitspolizeiliche 
Pahne als ^e weniger erstrebenswerte erscheinen (Allgemeine 
Heiterkeit). 

Diesen und ähnlichen Befürchtungen hat man sich denn auch 
in weiteren Ereisen, selbst außerhalb der Medizinalbeamtenschaft, 
nicht verschließen können. So z. B. auch nicht der Verfasser des 
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sehr sachkundigen nnd anfeehenerregenden Artikels in der Schlesi¬ 
schen Zeitung im Februar 1909. Dieser hält eine Unterordnung 
der technischen Ereisbeamten unter den Landrat gar nicht fflr 
nötig, ja f&r unerwünscht. Er stellt sogar die Bestimmungen der 
Dienstanweisung fflr Kreisärzte als mustergültig hin, weil in ihr 
hinreichend zum Ausdruck gekommen sei, daß der Landrat be¬ 
fugt ist, den Kreisarzt im Requisitionswege dienstlich in Anspruch 
zu nehmen nnd z. B. zu den Sitzungen des Kreisausschusses, so¬ 
weit es nötig ist, heranzuziehen. Der Landrat solle nur das 
organisierte Zusammenwirken der in der Verwaltung des Kreises 
tätigen Kräfte sicherstellen. 

Weiter sagt der Regierungspräsident Dr. Kruse, früher in 
Minden, jetzt in Düsseldorf, in seiner ausführlichen Abhandlung: 
,Znr Verwaltungsreform** im Prenß. Verw.-Bl., 30. Jahrg., S. 724: 

^Erhebliche Bedenken bestehen indessen gegen den Plan, den Landrat 
in ein Verhältnis der Ueberordnong za den technischen Kreis- (sog. Lokal-) 
Beamten za setzen. Man wttrde dadnrch das Ansehen and die Stellang der 
letzteren za sehr herabdrftcken. Das erscheint am so bedenklicher, als die 
Landräte vielfach an Alter and praktischer Brfahrong hinter den technischen 
Beamten, die meist erst in mittleren Jahren in ihre Aemter einrttcken. erheb¬ 
lich zarOckstehen. Selbst eine Bangerhbhong der Landräte wttrde nicht im¬ 
stande sein, einer solchen Sabordination ihren Stachel za nehmen, Beibansen 
and Zwistigkeiten persönlicher Nator würden häafiger sein“ (Allgemeine Za- 
stimmong). 

Der dann aufgestellten Forderung, daß die Landräte befugt 
Bein sollen, die technischen Beamten der Kreisinstanz als Berater 
nnd Sachverständige bei den Gieschäften der allgemeinen Landes- 
verwaltnng heranzuziehen, trägt ja, wie bereits gesagt, die Dienst¬ 
anweisung für E^reisärzte genügend Rechnung. Ist doch auch 
von den Kreisärzten bisher nie darüber geklagt worden, daß sie 
zu viel von den Landräten in Anspruch genommen worden seien, 
sondern weil ^es zu selten geschah oder ihre Vorschläge bei dem 
Landrate nicht die nötige Berücksichtigung gefunden haben. 

Die Triebfeder der ganzen geplanten Verwaltungsreform 
heißt Vereinfachen und Beschleunigen. Dies wird aber keines¬ 
wegs etwa dadurch erreicht, daß der Kreisarzt dem Landrat dienst¬ 
lich unterstellt wird. Es ist doch sicher: Der schleppende, um¬ 
ständliche Geschäftsgang, der ans der guten alten Zeit stammt 
nnd jetzt einer zeitgemäßeren Geschäftsführung nach Art der 
kaufinännischen Platz machen soU, der ist nicht beim Kreisarzt 
zu Hause, sondern in den großen Bureaus der Verwaltung von 
Generation zu Generation weitervererbt worden (Sehr richtig!). 
Und weiter! Was geschieht denn mit der Mehrzahl der kreis- 
ärzüichen Berichte an Landrat und Polizei, z. B. in Senchen- 
angelegenheiten, betr. Drogerien, Hebammen, Krankenhaus- und 
SchulbesichtigungenP Sie werden dort meist wörtlich so in Voll¬ 
zug gesetzt, wie der Kreisarzt sie verfaßt hat. 

Wollte man wirklich vereinfachen, so läge es weit näher, 
dem &eisarzt in seinem Ressort auch die Exekutive zu verleihen. 
Man gebe dem Kreisarzt nur ein ordentliches Bureau mit einer 
Art j&eissekretär an der Spitze und Exekutivpersonal, nach Art 
der Gesundheitsaufseher, ein Kreisgesundheitsamt. Ich zweifle 
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nieht) daß der Kreisarzt dies ebenso gat machen wird, wie ein 
jonger Verwaltnngsbeamter. Der Stadt Cöln gebfihrt das Ver¬ 
dienst, dies Experiment mit kühnem Griffe anf eine Anregung des 
dortigen Allgemeinen ärztlichen Vereins hin gemacht zn haben, indem 
sie an die Spitze der Gesnndheitspolizei dieser fast Halbmillionen- 
stadt als Dezernenten mit voller polizeilicher Befugnis einen 
Mediziner gestellt hat, der ans der Reihe der Medizinalbeamten 
hervorgegangen ist. Diese Nenernng hat sich in jeder Hinsicht 
glänzend bewährt, so daß sie znr Nachahmung empfohlen 
werden kann. Die Befürchtung, daß dadurch der staatliche Medi¬ 
zinalbeamte bei Seite geschoben werden würde, hat sich durchaus 
nicht verwirklicht, im Gegenteil muß anerkannt werden, daß eben 
der ärztliche Beigeordnete manchen kreisärztlichen Anregungen 
und Vorschlägen erst innerhalb der städtischen Verwaltung zum 
Durchbruch und vollen Erfolg verholten hat, die früher dort kein 
Verständnis fanden. 

Immerhin könnte ich es persönlich nicht einmal alseinen 
Vorteil betrachten, wenn dem Kreisarzt die polizeiliche Exekutive 
gegeben werden würde. Es kommt vor allem folgendes Bedenken: 
Mit demselben Rechte könnten die anderen technischen Kreis- 
beamten dasselbe auch verlangen. Wie aber dann bei den zahl¬ 
reichen Punkten, die in 2, 3 oder mehr Ressorts hinübergreifen P 
Wessen Exekutive soll dann effektiv werden? Soll etwa ein 
Kollegium mit Stimmenmehrheit entscheiden, wie man auch schon 
vorgeschlagen hat? Dafür kann ich mich absolut nicht erwärmen; 
der Effekt wäre jedenfalls das Gegenteil von Vereinfachen und 
Beschleunigen. Die Kollegial Verfassung mag für juristische Sachen, 
bei denen es auf 4—8 Wochen Zeit nicht ankommt, passend 
sein, die meisten von unseren Geschäften vertragen einen der¬ 
artigen Aufschub nicht. 

Da halte ich es für besser, wie es jetzt ist, daß die Exe¬ 
kutive bei dem Landrat oder der Polizei bleibt, wo alle Fäden 
von den Kreisbeamten zusammenlaufen. Gegen eine ausgiebige 
Requisitionsbefugnis ist nichts einzuwenden, aber keine Unter¬ 
ordnung des Kreisarztes unter den Inhaber der Polizei¬ 
gewalt! Können dieser und der Kreisarzt sich in wichtigen Fragen 
nicht einigen, so hat jeder von beiden das Recht, die Sache zur Ent¬ 
scheidung in die Regierungsinstanz zu bringen, was ausgeschlossen 
wäre, wenn der Kreisarzt im üntergebenenverhältnis stände. 

Im wesentlichen unverändert wird bei der Reform die Be¬ 
zirksinstanz bleiben, wenigstens die uns hier überwiegend 
interessierende I. Abteilung; dagegen wird voraussichtlich das 
Oberpräsidium eine bedeutende Erweiterung und Umgestaltung 
erfahren, indem ihm allerlei Kompetenzen zufallen sollen, die jetzt 
dem Ministerium zustanden. Dabei wird es unumgänglich not¬ 
wendig werden, daß auch der Obeipräsident einen oder mehrere 
mediziuische Räte, je nach dem Umfange seiner Geschäfte, zuge- 
teilt erhält. Da die etwas veraltete Einrichtung der Provinzial- 
Medizinalkollegien ja doch verschwinden kann und soll, wird die 
Mehrzahl der Aufgaben dieser Instanz an die Medizinalräte beim 
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Oberprftsidinm übergehen können. Mit Schaffong derartiger Stellen, 
etwa als „Obermedizinalrat*, würde sich auch für den Be< 
giemngs- nnd Medizinalrat Anssicht anf ein weiteres Avancement 
eröffnen, das ihm ja jetzt sozusagen ganz abgeschnitten ist. 

Ein alter Wunsch der Medizinalbeamten nnd Aerzte, den auch 
der Aerztekammerausschnß zum Ausdruck gebracht hat, geht 
dahin, daß mit der weiteren Entwickelung der Staatsarzneiknnde 
und unserer Medizinalbeamtenschaft auch in der Zentralinstanz 
ein Arzt an leitender Stelle in der Medizinalabteilung nnd der 
Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen stehe, wie 
es einst zur Zeit Friedrichs des Großen schon war, nnd wie heute 
schon an der Spitze des MUitärsanitätswesens als dessen Chef 
ein Arzt steht. Diese Forderung immer und immer wieder zu 
erheben, ist für die Aerzte und Medizinalbeamten ein Gebot der 
Selbstachtung. Sie empfinden es als eine unverdiente Zurück* 
Setzung, daß sie stets nur unter einem Juristen stehen sollen. 
Das hindert uns allerdings nicht, auch an dieser Stelle dankbar 
anzuerkennen, daß von den bisherigen Leitern unseres Ressotts 
für die Entwickelung der öffentiichen Gesundheitspfiege nnd 
der Medizinalbeamtenschaft Hervorragendes geleistet worden ist. 
Deshalb wird uns auch der nun wohl unvermeidliche Abschied 
ans dem Eultnsministerinm sehr schwer. 

Mag die Zukunft auch bringen, was sie will: die För¬ 
derung der Yolksgesundheitspflege wird immer eine der wichtig¬ 
sten Aufgaben einer jeden Staatsverwaltung sein und bleiben 
müssen. Dabei kann aber die arbeitsfrendige Mitwirkung einer 
tüchtigen nnd in angesehener Stellung befindlichen Medizinal-Be¬ 
amtenschaft nicht entbehrt werden. Videant consnlesl 

(Lebhafter Beifall I) 

liGitsätze zu den Vorträgen. 

A. Im allgemeinen. 

1. Die Dienstanweisung för Kreisärzte hat sich, auch in der 
neuen Fassung, ffir die Durchführung des Kreisarzt-Gesetzes als 
unentbehrlich und zweckmäßig erwiesen. 

Bei ihrer etwaigen späteren Neufassung empfiehlt es sich, 
den Entwurf einige Zeit vorher behufs allgemeiner Erörterung 
in den amtlichen Konferenzen der Medizinalbeamten bekannt zu 
geben. 

B. Zur amtlichen Stellung nnd Personalangelegenheiten 

der Medizinalbeamten. 

(Zn Abteilung I, Abschnitte I—IX, §§ 1—83 der Dienstanweisung.) 

2. Zu § 4: Bei der Titelverleihung sollten die Kreis- 
wnndarzt- und Kreisassistenzarztjahre mit angerechnet werden, 
wenigstens insoweit, daß die Kreisärzte in dieser Hinsicht nicht 
gegenüber den praktischen Aerzten von gleichem Approbations¬ 
alter znrückgesetzt werden. 

8. Zn § 14: Verhältnis des Kreisarztes zn den 
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Ortspolizeibehörden. Um den fortgesetzten Klagen ttber den 
üebereifer der Kreisärzte stets wirksam zn begegnen, empfiehlt 
es sich, bei irgendwie streitigen Anffassnngen mit den Ortspolizei* 
behörden genaue Anfzeichnongen zn machen, tun auf deren Gmnd 
jederzeit die Haltlosigkeit solcher Klagen sofort nachweisen zn 
können. 

4. Zn §24—29: Diensteinkommens-, PensionsTer- 
hältnisse, Hinterbliebenenfttrsorge. Es ist nicht nnr im 
Interesse der Medizinalbeamten, sondern auch im Interesse einer 
gedeihlichen Fortentwicklung des öffentlichen Gesundheitswesens 
dringend erwünscht, daß 

a) sämtliche Kreisarztstellen, in denen die Kreisärzte voll¬ 
beschäftigt sind, in vollbesoldete nmgewandelt, und 

b) die nicht vollbesoldeten Kreisärzte in bezug auf ihre Pensio¬ 
nierung den vollbesoldeten gleichgestellt werden, sowie daß 

c) das Dienstalter von der bestandenen staatsärztlichen Prü¬ 
fung ab datiert und allen Kreisärzten eine dreijährige Vor¬ 
bereitungszeit als pensionsfähiges Dienstalter in Anrechnung 
gebracht und 

d) ^ Beamtenfürsorgegesetz auch auf die Medizinalbeamten 
in gleicher Weise wie auf die Gewerbeaufsichtsbeamten und 
Kreisbanbeamten Anwendung findet. 

6. Der Erlaß einer amtlichen Dienstaltersliste der 
Medizinalbeamten sämtlicher Kategorien hat sich als dringendes 
Bedürfnis herausgestellt. 

6. Die Amtsunkostenentschädigung (§ 26) ist den 
wirklichen Ausgaben entsprechend zn bemessen; sie muß zum 
wenigstens dem vollbeschäftigten Kreisarzt die Möglichkeit 
geben, daraus eine volle Schreibkraft bezahlen zn können. 

7. Zu § 33: Stellung der Kreisassistenzärzte: 

a) Die Bemnneration der Kreisassistenzärzte sollte ebenso eine 
allmähliche Erhöhung erfahren, wie die der Begiemngs- 
assesBoren, wenigstens bei denjenigen Kreisassistenzärzten, 
die durch ihre amtliche Tätigkeit voll in Anspruch ge¬ 
nommen sind. 

b) Es empfiehlt sich, für alle neu anznstellenden Medizinal¬ 
beamten eine mindestens zweijährige Tätigkeit als Kreis- 
Msistenzarzt obligatorisch zu machen. Während dieser Zeit 
ist der Kreisassistenzarzt tunlichst ein halbes Jahr in der 
Bezirksinstanz zn beschäftigen. 

c) Die Ernennung der Kreisassistenzärzte zum Kreisarzt sollte 
tunlichst nach Maßgabe ihrer Anciennität erfolgen. 

d) Statt der Bezeichnung „Kreisassistenzarzt* ist der Titel 
^Medizinalassessor* einzkführen. 

C. Art nnd Umfang der Obliegenheiten des Kreisarztes. 

I. Art und Umfang der Obliegenheiten des Kreisarztes Im allgemeinen. 
(Zn Abteilung II, Abschnitt X; §§ 34—44 der Dienstanweisung.) 

8. Zn §34: Allgemeine Dienstobliegenheiten: Da 
der Kreisarzt auf eine freudige und stetige Mitwirkung der nicht 
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beamteten Aerzte an den Aufgaben der öffentlichen Gesnndheits- 
pflege, besonders bei der Senchenbekämpfang’, angewiesen ist, 
maß alles vermieden werden, was die guten Beziehnngen zwischen 
beiden trüben könnte. Des^lb ist es auch erwünscht, wenn dem 
Kreisarzt wieder die Festsetzung ärztlicher Forderungen 
an die Staatskasse abgenommen, auch Abs. 8 des § 84 der Dienst¬ 
anweisung wieder beseitigt oder tunlichst bei Differenzen mit 
Aerzten nicht zur Anwendung kommen würde. 

9. Zn § 39: Besichtigungen von Anstalten nsw. 
Das dem Kreisarzt durch die Diens^weisnng eingeränmte Recht 
auf unbedingten Zutritt zu allen seiner Aufsicht unterstehenden 
Anlagen, auch den gewerblichen, ist in einwandsfreier Weise ge¬ 
setzlich festznlegen. 

10. Zn § 41: Amtliche Zeugnisse. Das Master für 
die Form der amtlichen Zeugnisse bedarf einer zeitgemäßen Ab¬ 
änderung. Sehr erwünscht ist außerdem eine amtliche Zusammen¬ 
stellung darüber, in welchen Fällen und unter welchen Gesichts¬ 
punkten kreisärztliche Zeugnisse für Beamte vorgeschrieben sind. 
Diese Zusammenstellung ist durch Mitteilung einschlägiger neuer 
Bestimmungen an die Kreisärzte auf dem Laufenden zn halten. 

11. Zu § 43: Gerichtsärzte. Bei dem großen Um¬ 
fange, welche die gerichtliche Medizin angenommen hat, sind in 
allen größeren Bezirken, wenn angängig, besondereGerichts- 
ärzte anzustellen, die namentlich auch über eine ausreichende 
psychiatrische Vorbildung verfügen müssen. 

12. Zn §44: Die Fortbildungskurse sollten sich auch 
auf Verwaltungsrecht und -Praxis, sowie anf soziale Medizin 
erstrecken. 

Die regelmäßigen amtlichen Zusammenkünfte der 
Medizinalbeamten eines Regierungsbezirks sind für die gleich¬ 
mäßige und einheitliche Durchführung der Gesnndheitspolizei und 
Hygiene unentbehrlich und sollten deshalb in jedem Ji^e min¬ 
destens einmal stattfinden. 

Auch die Einführung derartiger regelmäßiger amtlicher Kon¬ 
ferenzen der Reg.- und Medizinalräte am Sitze der Zentralinstanz 
ist dringend erwünscht. 

II. Dienstobliegenheiten des Kreisarztes im besonderen. 

(Zn Abteilung II, Abschnitte XI—XXIV; §§ 45—115 der Dienst¬ 
anweisung.) 

18. Zu § 45: Meldepflicht der Medizinalpersonen. 
Das durch den Erlaß vom 11. Dezember 1875 vorgeschriebene 
Master für eine Polizeiverordnung über die Meldepflicht der 
Medizinalpersonou bedarf einer zeitgemäßen Abänderung, namentlich 
betreffs Ausdehnung dieser Pflicht auf ärztliche Stellvertreter, 
Praktikanten, Krankenpfleger, Desinfektoren und Leichenschaner, 
die gleichmäMg für die ganze Monarchie durchzuführen ist. 

Zur Vereinfachung des Schreibwerks empfiehlt sich die Ein¬ 
führung von Personalbogen für jede Medizinalperson, die beim 
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Verzog in einen anderen Medizinalbeziik an den dortigen Kreis¬ 
arzt weiter zo geben sind. 

Die Polizeibehörden haben, namentlich da, wo ein besonderes 
Einwohnerkontrollamt vorhanden ist, durch Benachrichtigung des 
Kreisarztes die Meldepflicht des Medizinalpersonals kontrollieren 
zu helfen. 

14. Zu § 46: Eine erfolgreiche Bekämpfung der Kur¬ 
pfuscherei steht erst mit Hfllfe eines wirksamen Spezialgesetzes 
zu erwarten, dessen Erlaß daher tunlichst zu beschleunigen ist. 

15. Zu 54: Dasselbe gilt betreffs des Verkehrs mit 
Qeheimmitteln. 

16. Zu §§57—63: Hebammenwesen. Die Fürsorge ffir 
die Hebammen bringt eine Beihe einschneidender Neuerungen, die 
das Arbeitskonto des Kreisarztes bedeutend belasten. 

Die Fingerzeige für die Auswahl der Hebammen- 
schfilerinnen erscheinen sehr zweckdienlich, werden aber den 
Zwiespalt zwischen den Forderungen der Lehranstalten und der 
Kreisärzte nicht heben, so lange nicht eine staatlich geregelte 
ausreichende Fürsorge für die Stellung und das Ein¬ 
kommen der Hebammen getroffen ist. 

Die Wiederholungsknrse sind auf mindestens 3 Wochen 
anszndehnen, falls sie einen wirklichen Nutzen schaffen sollen. 

17. Zn §§64—66: Niederes Heilpersonal. Die Beauf¬ 
sichtigung des niederen Heilpersonals ist besonders daraufhin 
verschärft, daß der Kreisarzt das Pnbliknm gegen etwaige üeber- 
griffe desselben zu schützen hat. 

Eine Bestimmung über die Nachprüfung der Heil¬ 
gehilfen, Masseure usw. fehlt in der Dienstanweisung. 

18. Zu § 67: Desinfektoren. Die durch das Beichs- 
und Landessenchengesetz notwendig gewordene Anstellung von 
Desinfektoren hat in der Dienstanweisung einen zweckent¬ 
sprechenden Ausdruck gefunden. 

19. Zu §§69—76: Ortshygiene. Für die Durchführung 
einer geordneten Ortschafts-Hygiene sind vor allen Dingen not¬ 
wendig 

1. ein Wohnnngsgesetz, das besonders die Wohnungsanfsicht 

ordnet; 

2. die Berücksichtigung der hygienischen Forderungen in den 

Bauordnungen; 

3. besondere Brunnenordnuugen bei Wasserversorgung durch 

Einzelbmnnen. 

20. Zn §§ 82—85: Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten. Behufs Verminderung des 
Schreibwerks sollte die Berichterstattung auf diesem Gebiete noch 
mehr als bisher eingeschränkt und vereinfacht werden. 

21. Zu §§86—89: Für die technische Beaufsichtigung 
der Impfärzte empflehlt es sich, einen bestimmten Zeitraum 
vorzuschreiben, innerhalb dessen der Kreisarzt mindestens einmal 
einem Impf- und Nachschautermin eines jeden Impfarztes beizn- 
wohnen hat 
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22. Zu §§ 91—93: Auf dem Gebiete der Gewerbehygiene 
ist in Preußen dem ärztlichen Elemente, besonders den beamteten 
Aerzten noch nicht diejenige Mitwirkung eingeränmt, die im 
Literesse der Sache notwendig ist. 

23. Zu §§ 94—97: Schulhygiene. Beim Ban Ton 
Schulen sollen die hygienischen Forderungen in jedem Einzelfall 
durch den Kreisarzt geprüft werden. Das Aenßere des Schulhanses 
soll sich dem Charakter der Ortschaft anschließen. 

Die staatliche Beihilfe zu Neubauten ist nicht davon ab¬ 
hängig zn machen, daß der Schulhansbau über die hygienischen 
Mindestforderungen nicht hinausgehen darf. 

Die Fensterfläche soll im Lichten mindestens Vs der Boden¬ 
fläche, der durchschnittliche Luftraum für ein Kind 4 cbm be¬ 
tragen. 

Bei den guten wirtschaftlichen Verhältnissen sollte mit den 
alten mangelhaften Schulgebäuden auf dem Lande aufgeräumt 
werden. 

Die Hygiene des Unterrichts und der Kinder kann 
bei dem ümLing der amtlichen Tätigkeit vom Kreisarzt meist 
nur in beschrä&tem Maße berücksichtigt werden; deshalb ist 
die Anstellung von Schulärzten tunlichst anznstreben. 

24. Zu §§ 98 u. 99: Wenn auch die Kleinkinderfürsorge 
in erster Linie Sache der Gemeinden und Kreise ist, so hat der 
Kreisarzt doch dieser Frage dauernd seine besondere Aufmerk¬ 
samkeit zuzuwenden und eingehender als bisher auf diesem Ge¬ 
biete tätig zu sein. Wo seine Tätigkeit nach dieser Richtung 
hin besonders stark in Anspruch genommen wird, sind ihm ein 
oder mehrere Hilfskräfte zuznteilen, am besten vollbesoldete 
Auftichtsdamen, wie dies bereits in mehreren Großstädten 
geschehen ist. 

Zn §§ 99—108a: In bezug auf die Beaufsichtigung 
der Krankenhäuser ist es erwünscht, daß diese öfters auch 
von dem Regiemngs- und Medizinalrate unter Zuziehung des 
Kreisarztes besichtigt werden; es würde dadurch namentlich der 
Anfänger im kreisärztlichen Berufe eine wertvolle Anleitung auf 
diesem etwas schwierigen Gebiete seiner amtlichen Tätigkeit 
erhalten. 

Die Besichtigungen des Krankenhauses, an dem der Kreis¬ 
arzt leitender Arzt ist, sind durch den Regiemngs- und Medizinal¬ 
rat und nicht durch einen benachbarten Kreisarzt vorzunehmen. 

D. Geschäftsftihriuig des Kreisarztes. 

(Zn Abteilung III; §§ 116—123 der Dienstanweisung.) 

25. Zu § 120: Zur Vereinfachung würde es wesentlich dienen, 
wenn dem vollbesoldeten Kreisärzte gestattet würde, für diejenigen 
stempelpflichtigen Atteste, für die er Gebühren an die Staats¬ 
kasse abliefert, auch den Stempel in baar zugleich abliefern zn 
dürfen, anstatt daß er jetzt durch Markenentwertnng kassiert 
werden muß. 
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E Wünsche in bezng anf die beabsichtigte 
Verwaltungsreform. 

26. Bei der Darchf&hrang der beabsichtigten Yerwaltangs- 
reform ist an der bisherigen Stellung der Ereismedizinal- 
beamten zur Anfsichtsbehörde, den Kreis- und Lokalbehörden 
nicht za rätteln. Es ist dies sowohl im Interesse der amtlichen 
Stellung des Kreisarztes, als im Interesse einer gleichmäßigen 
wirksamen WeiterentwicUang unserer öffentlichen Bestrebungen 
auf medizinalpolizeilichem und hygienischem Gebiete geboten. 

27. In der Bezirksinstanz ist der Stellung des Begie- 
rungs- und Medizinalrats, soweit seine amtliche Tätigkeit 
auf medizinisch-technischem Gebiete liegt, eine größere Selbst¬ 
ständigkeit zu gewähren; außerdem ist mit Bücksicht auf seine 
gehobene Stellung den Kreismedizinalbeamten gegenüber auch sein 
Gehalt höher zu bemessen. 

28. Zur Beibehaltung dsr Provinzial-Medizinal¬ 
kollegien liegt kein Bedürfnis vor; dagegen ist bei jedem Ober- 
Präsidium die Stelle wenigstens eines Provinzial-Medizinal- 
rats mit dem Titel „Obermedizinalratvorzusehen. 

29. In der Zentralinstanz sollte die Leitung sowohl 
der MedizinalabteUung, als der Wissenschaftlichen Deputation für 
das Medizinalwesen in medizinisch-technischen Händen ruhen. 

Yorsitzender: M. H.l Ich darf wohl zunächst den beiden 
Herren Beferenten unseren herzlichsten Dank für ihre ganz aus¬ 
gezeichneten Beferate aassprechen, in denen sie diesen wich¬ 
tigen Gegenstand unserer heutigen Tagesordnung so erschöpfend 
behandelt haben. Sie haben ja auch bereits durch Ihren allseitigen 
und lebhaften BeifaU Ihre Zustimmung zu diesen Beferaten aus- 
gedrückt. 

Wir treten nun in die Diskussion; ich bitte die Herren, 
die das Wort dazu ergreifen wollen, sich zu melden. 

H. Beg.* und Geh. Med.- Bat Dr. Ton Hake • Marienwerder: M. H. I Ich 
mochte sehr davor warnen, dafi der nnter Nr. 2 za § 4 der D.-A. gemachte 
AbSaderangsvorschlag bezüglich der Titelverleihung in dieser Fassnng 
stehen bleibt. Es wird immer vom einzelnen Fall gleich verallgemeinert. Hier 
ist za § 4 gesagt worden: Bei der Titelverleihong sollten die Ereiswandarzt- 
nnd Ereisassistenzarztjahre mitgerechnet werden, wenigstens insoweit, daß die 
Kreisärzte in dieser Hinsicht nicht gegenüber den praktischen Aerzten von 
gleichem Approbationsalter zorückgesetzt werden. Diese Anrecbnang geschieht 
jedoch schon jetzt vielfach (Widersprach). Der Allerhöchste Erlaß bestimmt, 
daß den Ereisftrzten erst nach 12 Jahren der Titel „Medizinalrat“ verliehen 
werden kann; er bestimmt aber aaßerdem, was weit mehr ins Gewicht fällt, 
daß nar der HMfte der Medizinalbeamten diese Aoszeichnong verliehen werden 
soll. Vor 2 Jahren war es noch so, daß die Kreisärzte angefähr nach 12*/* 
bis 12'/4 Jahren in die erste Hälfte kamen. Jetzt daaert es aber in meinem 
Bezirke schon ziemlich 14 Jahre, and wenn erst die große Zahl der im Jahre 
1901 ernannten Kreisärzte zar BefOrderang an der Beihe sind, wird es jeden¬ 
falls noch viel länger danem; denn so viele Kreisärzte gehen in 2 oder 3 Jahren 
nicht ab, wie damals ernannt sind. Da die Ernennang zam Kreisarzt darch- 
schnittlich erst im Alter von 38 Jahren erfolgt, so kann der Kreisarzt den 
Medizinalratstitel meist erst mit 50 Jahren bekommen. Während nnn die 
erstere Bestimmang des Erlasses schon länger nicht mehr streng innegehalten 
ist, wird dagegen an der anderen Bestimmang, nach der nicht mehr als die 
Hälfte der Kreisärzte den Titel bekommen kann, soweit mir bekannt, noch 
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lestgehalten; denn sonst wäre es nicht mQglich, daß Kreisärzte, die jetzt ftber 
18 Jahre Kreisarzt sind and zor Verleihang des Medizinalratstitc^ Tor- 
geschlagen sind, diesen noch nicht erhalten haben. Unter diesen Kreisärzten 
sind solche, die in den Jahren 1886 and 1887 die ärztliche Prttfang bestanden 
haben, also seit 24 Jahren approbierte Aerzte sind; sie sind demnach den 
gleichaltrigen nicht boamteten Aerzten gegenüber, denen der Sanitätsrattitel 
verliehen bt, im Nachteil. Ich glaube deshalb, der Abänderangsvorscblag za 
§ 4 maß anders gefaßt werden, nnd zwar in der Weise, daß wir den Satz, 
betreffend die Anrechnung der Kreiswandarzt- und Kreisassistenzarztjahre, 
streichen and nar sagen, daß dem Kreisarzt, auch wenn er vorher nicht Kreis- 
assistenzarzt gewesen ist, der Titel Medizinalrat zwanzig Jahre nach der 
Approbation verliehen werden kann, ohne Bttcksicht darauf, wie lange er 
vorher Kreisarzt gewesen ist und ob er zur ersten Hälfte der Kreisärzte 
gehört oder nicht. 

Torsitzender: Der Herr Kollege Nickel hat die Ansicht vertreten, 
daß er wiederholte Nachprüfungen von Hebammen nicht vornehme, 
trotzdem solche eigentlich bei ungenügendem Ausfall der ersten Prüfung vor¬ 
geschrieben seien. Diese Wiederholungen sind aber gar nicht zu entbehren, 
besonders in solchen Fällen, in denen eventuell das Verfahren behufs Ent¬ 
ziehung des Prüfaagszeugnisses eingeleitet werden soll; denn das Ober- 
verwaltungsgericht hat wiederholt entschieden, daß einer Hebamme das 
Prüfun^szeugnis wegen ungenügender Kenntnisse nicht entzogen werden kann, 
wenn sie nur einmal eine Nachprüfung nicht bestanden hat; ihre Unkenntnis 
müsse vielmehr durch mehrmalige Prüfung nachgewiesen sein. Wiederholte 
Nachprüfungen müssen daher bei unfähigen Hebammen stattfinden, besonders 
wenn ihnen das Prüfungszeugnis entzogen werden soll. 

Dlo Hebammen in dem Kreise Perleberg müssen übrigens ganz besonders 
gut geartete Hebammen sein (Heiterkeit), wenn sie zu der sehr anzuerkennenden 
^sicbt gekommen sind, daß die Einberufung zu einem Wiederholungskurse 
für sie gleichsam eine Bevorzugung, eine Auszeichnung bedeutet (Heiterkeit). 
Ich muß offengestanden sagen, daß ich so einsichtsvolle, vorzügliche Hebammen 
bisher nur wenig kennen gelernt habe, wohl aber recht viele, die in einer 
solchen Einberufung das Gegenteil, eine Strafe, erblicken (Sehr richtig!). Um 
so mehr wünsche ich, daß die bei den Hebammen in Perleberg über die 
Wiederholungskurse herrschende Ansicht sich recht bald auf die Hebammen 
der ganzen Monarchie verbreiten möge; dann werden auch die Schwierigkeiten 
aufhören, die wir jetzt noch meist bei der Einberufung der Hebammen zu 
einem Wiederholung^kursus haben. 

Daß die Kreisärzte die Schalbaupläne nicht erhalten, gehört wohl 
nur zu den Ausnahmen (Widerspruch!) In meinem Bezirke dürfte ein solcher Fall 
kaum noch Vorkommen. In der ersten Zeit nach Inkrafttreteng des Kreis- 
arztgesotzes batten sich allerdings die Baubeamten auf die Hinterfüße gestellt 
und die Kreisärzte bei Einsendung der Baupläne meist absichtlich oder un¬ 
absichtlich übergangen; auch den Landräten war die Mitwirkung der Medizinal¬ 
beamten nicht gerade angenehm. Beide Behörden haben sich aber bald an 
eine solche gewöhnen müssen, als sie sahen, daß sie nicht zu umgehen war, 
und daß jeder Schulbauplan, der ohne das Visum des Kreisarztes an die Auf¬ 
sichtsbehörde gelangte, jedesmal wieder an sie behufs Nachholung desselben 
zurückgeschickt wurde. Wenn in dieser Weise vorgegangen wird, dann regelt 
sich die Sache sehr bald den Vorschriften entsprechend; denn sonst erwädist 
den betreffenden Behörden nur mehr Arbeit und Schreiberei. 

Was die Vorschläge des Herrn Kollegen Dr. Nickel in bezug auf die 
Berücksichtigung derheimatlichenBauart bei den Schulbauten anbetrifft, 
BO kann ich dem nur vollständig beistimmen. In unserem Regierungsbezirke 
haben wir einen Begiemngs- und Baurat, der sich gerade dafür besonders 
interessiert und schon einen außerordentlichen Einfiuß nach dieser Richtung 
hin ansgeübt hat. Man kann sich jetzt wirklich freuen, wenn man auf die 
Dörfer kommt und dort einzelne in der heimatlichen Bauart aufgeführte Schul¬ 
häuser sieht. An und für sich entschließt sich ja eine Gemeinde sehr schwer 
zu einem Schulneubau; wenn sie es aber, oft erst nach jahrelangem Kampfe 
mit den Schulaufsichtsbehörden, getan hat, dann wUl sie meist auch ^ möglichst 
xhönes Schulgebäude haben, das eine Qerde für den ganzen Ort bildet. Die 
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Gemeinde empfindet es in solchem Falle auch anßerordentlieh bitter, wenn, wie 
der Herr Beferent mit Becbt schon heryorgehoben hat, der von ihr ge¬ 
nehmigte und der Begierang yorgelegte Bauplan allerhand Kürzungen erfährt 
und nur unter dieser Bedingung ein Zuschuß gewährt wird. Derartige Ton der 
Behörde aus Sparsamkeitsrttcksichten geforderte Abänderungen sind vom 
hygienischen Standpunkt meist zu bedauern; sie betreffen z. B. die Hohe der 
Schulzimmer, die beabsichtigte Anlage von Schulbrausebädern usw. Deswegen 
kann ich der Forderung in Leitsatz 23 nur beistimmen, wonach die staatlichen 
Beihilfen nicht davon abhängig gemacht werden sollen, daß der Scbulnenbau 
über die hygienischen Mindestforderungen nicht hinausgehen darf. Einer be¬ 
dürftigen Gemeinde soll man den Zuschuß lediglich nach Maßgabe ihrer Be¬ 
dürftigkeit geben, und es ihr nachher ruhig überlassen, ob sie schließlich doch 
etwas Uebriges aus eigenen Mitteln tut, um den geplanten Schulbau möglichst 
schon zu gestalten. 

Den Erlaß einer Brunnenordnung halte ich ebenfalls für notwendig. 
Sehr erwünscht ist aber auch, wenn aus den durch Staatszuschflsse erhöhten 
Proyinzialfonds nicht nur zu Zentralwasserleitungen, sondern auch zu Einzel- 
Wasserversorgungen, also zu Brunnenanlagen, Zuschüsse gegeben worden. 
Diese Forderung ist gar nicht so unberechtigt und ihre Erfüllung vielleicht auch 
gar nicht so aussichtslos, wenn man erwägt, daß z. B. vom landwirtschaftlichen 
Ministerium bereits Zuschüsse zum Bau von vorschriftsmäßigen Düngerstätten 
gewährt werden. Ich kann Ihnen dies auf Grund der in meinem Begiernngs- 
Bezirk gemachten Erfahrungen bestätigen. Der Beg.-Bez. Minden gehOrt zu 
den wenigen Bezirken, die eine Polizeiverordnung über den Bau von D ün ger- 
stätten besitzen, die sdlerdings erst am 1. Oktober d. J. in Kraft tritt. Zur 
Durchführung dieser Verordnung hat nun der Begierungspräsident nicht nur 
die Kreise und die landwirtschaftuchen Vereine veranlaßt, Zuschüsse zu dem Bau 
von Düngerstätten zu geben, sondern er hat auch den Herrn Landwirtschafts¬ 
minister gebeten, einen solchen zu gewähren. Diesem Antrag ist auch statt¬ 
gegeben; der vom Herrn Minister gewährte Zuschuß ist sogar ziemlich be- 
tr^tlich. Soviel ich mich erinnere, beträgt er für jedes Jahr 5000 M. unter 
der Bedingung, daß von den Kreisen mindestens derselbe Betrag zu Prämien 
für den Bau von Düngerstätten bewilligt wird. Diese Prämien haben wesent¬ 
lich dazu beigetragen, daß, trotzdem die Polizeiverordnung noch nicht in Kraft 
getreten ist, schon jetzt etwa 50**/o der Düngerstätten vorschriftsmäßig her¬ 
gestellt süd. Nun meine ich, die Anlage einwandfreier Brunnen ist doch 
mindestens so wichtig, sogar noch viel wichtiger, als die Anlage von Dünger- 
stätten; wenn auf einem Gehüft ein gut angelegter Brunnen vorhanden 
ist, der nicht verunreinigt werden kann, so ist das in hygienischer Beziehung 
und auch in finanzieller Beziehung für den Besitzer des Gehöftes außerordent¬ 
lich wichtig; denn er läuft nicht mehr Gefahr, daß Typhus und andere durch 
verseuchtes Trinkwasser sich ausbreitende übertragbare Krankheiten in seiner 
Familie ausbrechen, daß ihm der Handel mit Milch usw. untersagt wird. 
Deshalb sollten auch zur Anlage einwandsfreier Brunnen Zuschüsse gegeben 
werden; wir würden dann sicherlich viel schneller dahin kommen, daß auch 
auf dem platten Lande die Trinkwasserversorgung weit weniger zu Mißständen 
Anlaß geben würde, wie jetzt. Namentlich erreichen wir durch Gewährung 
solcher Prämien die Anlage von mustergültigen Brunnen, die für alle anderen 
als Vorbild dienen können. 

Zum Schluß möchte ich mich noch gegen einen Vorschlag des Heria 
Kollegen Dr. Meder anssprechen. Es betrifft dies die Vermehrung der 
Kr eis assistenzarzts teilen. Ich halte eine solche für sehr bedeulich, 
namentlich mit Bücksicht auf die Beförderung der Kreisassistonzärzte znm 
Kreisarzt, die dadurch wesentlich verzögert werden würde. Jetzt haben wir 
50 solcher Stellen; da durchschnittlich jährlich etwa 20 Kreisärzte ernannt 
werden, beträgt die Wartezeit der Kreisassistenzärzte bis zu ihrer Ernennung 
znm Kreisarzt 2—3 Jahre. Diese Wartezeit wird sich voraussichtlich noch 
verlängern, wenn erst die älteren früheren Kreisphysici pensioniert oder ge¬ 
storben sind und sich die im Amte befindlichen Medizinalbeamten sozusagen 
verjüngt haben; dann wird sich die Zahl der jährlichen Ernennungen vielleicht auf 
15 oder 12 erniedrigen. Würden nun die Kreisassistenzärzte noch vermehrt, ich 
will einmal sagen, von 60 auf 76, so müßten sie künftighin womöglich 5 bis 
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6 Jnhre in dieser nnzolängliohen Steilung bleiben, was Iflr sie doch höchst 
nnangenehm sein würde. Die jetaige Zahl der Kreisassistenzärate ist m. E. 
Töllig ausreichend; sie genügt auch, um der yom Herrn Kollegen Dr. Meder 
gestellten Forderung, jeder Kreisarzt solle wenigstens 2 Jahre Kreisassistena* 
arzt gewesen sein, Bechnung zu tragen. 

Ebenso bedenklich erscheint es mir, den Hedizinalbeamten ein größeres 
Ezekutiyrecht einzuräumen; es würde dies gar nicht in den Bahmen der 
bestehenden Verwaltnngsgesetzgebung passen und der Stellung der Hedizinid- 
beamten eher schaden sis nützen. Auch eine Vereinfachnng des Oeschäfts- 
weges ist davon nicht zu erwarten. 

H. Hed.'Bat Dr. Arbeit) Kreisarzt in Stargard LP.: M. H. 1 Ich möchte 
einige allgemeine Bemerkungen zu den schon gehörten Details machen. 

Es ist schon von dem Herrn Beferenten heryorgehoben worden, wie 
dankbar wir der Zentralleitung sind, daß sie uns diese neue Dienstanweisung 
gegeben hat. Als wir von ihrer beabsichtigten Neufassung hörten, waren wir 
schon einigermaßen in Sorge, ob sie auch so anslallen würde, wie wir es 
wünschen. Unsere Sorge war um so mehr begründet durch die dauernde 
obachtung, daß der Tätigkeit der Hedizinalbeamten von maßgeblichen Kreisen 
des Volkes, speziell auch in der Legislative, im Herrenhanse und im Abge¬ 
ordnetenhanse, nicht die Aufmerksamkeit und Anerkennung gezollt wurde, die 
wir wohl mit Fug und Becht, wie es wiederholt yom Herrn Minister in 
dankenswerter Weue geschehen ist, beanspruchen durften. Wir danken der 
Zentralverwaltnng, daß sie wesentlich auf den früheren Qrnndsätzen die neue 
Anweisung anfgebant hat, und daß deren Qrundlagen unyerrückt dieselbmi 
geblieben sind. 

Trotz der Kämpfe, die uns voraussichtlich ans der neuen Dienstanweisung 
gegenüber den vorher erwähnten Kreisen entstehen werden, die so viel vom 
übereifrigen Kreisarzt zu reden gewöhnt sind, ist die Zentralverwaltnng sogar 
weiter gegangen: Sie hat jetzt eine ganze Summe von Aufgaben weiter in 
den Bereich unserer kreisärztlichen Tätigkeit gezogen; ich erinnere nur an 
die Paragraphen, die von der Sänglingsfürsorge, vom Alkoholismus und von 
der Krüppelfürsorge handeln. Erfreulich ist es, in den Sätzen des Herrn 
Beferenten bemerkt zu sehen: Die Fortbildungskurse sollten sich auch 
auf Verwaltungsrecht und -präzis, sowie auf soziale Medizin erstrecken. 
M. H. I Ihnen allen werden noch die begeisterten Worte in Erinnerung sein, 
die seiner Zeit der Graf Douglas sprach, mit denen er dem allgemeinen 
Empfinden der gebildeten Kreise Ausdruck gab, daß wir im Interesse der Vor¬ 
wärtsentwickelung der Nation auf dem sozialen Gebiet viel energischer 
vorstoßen müssen als bisher. Herr Kollege Dr. Hillenberg hat gelegentlich 
in einem Artikel unserer blauen Blätter darauf aufmerksam gemacht, daß es 
doch ein außerordentlich auffallendes Zeichen der Zeit sei, wenn ein so her¬ 
vorragender Hygieniker wie Bubner seinen Spezial-Lehrstuhl quittiert und 
sich wieder wesentlich anderen Fragen zugewendet habe. Die Mehrzahl von 
uns ist jetzt in den Fortbildungskursen zwar in der Hygiene und Bakteriologie 
gefördert worden, die sozialen Fragen müssen wir aber, wie vorher ganz 
richtig Herr Kollege Dr. M e d e r gesagt hat, so nebenbei studieren. Gerade 
das soziale Gebiet ist jedoch, wie jeder von uns, der auch nur primis labiis 
an diese Sache herangegangen ist, weiß, gerade das allerwichtigste, praktisch 
außerordentlich schwierige, uns vielfach noch unbekannte Gebiet. Wir wissen 
im großen und ganzen nicht, in welcher Weise wir Fürsorgestellen ebrichten 
sollen; wir lesen wohl davon, wir haben aber nicht genügend praktische Er¬ 
fahrungen darüber. Dasselbe gilt betreffs der Organisation der Sänglingsfür¬ 
sorge an kleinen und mittleren Orten oder auf dem platten Lande. Wir gehen 
gewb sehr gern an alle diese Aufgaben heran; denn sie gehören meiner Ueber- 
zengung nach zu unseren wichtigsten Obliegenheiten. Gerade wenn wir auf 
dem Gebiete der sozialen Hygiene uns mehr vertiefen und den Schwerpunkt 
nnserer Tätigkeit darauf legen neben der Bekämpfung der epidemischen 
Krankheiten, so, glaube ich, wird das eine Form nnserer Betätigung sein, durch 
die wir vielleicht hoffen dürfen, selbst diejenigen, die immer unsere Gegner 
gewesen sind, die Agrarier, für uns zu gewinnen. Denn damit klopfen wir 
nicht, wie bei jedem einzelnen Falle sonst, bei Schulbauten und dergleichen, 
an ihren Geldbeutel; wir appellieren weit mehr an ihre vornehme Gesinnung, 
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an ihr Verständnis fttr soziale Fragen. Wir müssen natürlich sehen, alle die* 
jenigen Kreise zur Mitwirkung heranznziehen, die anch schon auf sozialem 
Gebiet geerntet haben. Wh müssen sehen — das wird Sache persönlicher 
Veranlagung sein —, dafi wir in den Frauenrereinen einen gewissen Ein- 
flufi gewinnen. 

M. H. Nach § 88 der Dienstanweisung liegt dem Kreisarzt die An¬ 
regung zur Beseitigung von Hißständen ob; hier handelt es sich 
in der Begel um eine Geldfrage, denn ohne Geld lassen sich hygienische Hiß- 
stände auf dem platten Lande wie in der Stadt nicht beseitigen. Ich bin da 
besonders auf dem Lande viel auf Widerstand gestoßen, und der größte Teil 
der Kollegen, die Landkreise haben, wird mir dies bestätigen können. Wir 
beneiden diejenigen Herren Kollegen, die vorwiegend in Stadtkreisen tätig 
sind. Die Tätigkeit mit den Polizeiverwaltungen in den Stadtkreisen ist eine 
glatte, vornehme, während die Tätigkeit auf dem Lande außerordentlich viel 
Buhe und Takt erfordert, auch eine genügende Portion Phlegma (Heiterkeit). 
Ich erinnere mich noch ans meinen jüngeren Jahren, als ich noch nicht ganz 
so viel PÜegma hatte wie jetzt, daß iw sehr oft in Kollision gekommen bin 
zwischen Pflicht und Bücksichtnahme auf den Geldbeutel der betreffenden 
Herren, mit denen ich zu arbeiten hatte. Die jüngeren Kollegen werden sehr 
gut tun, wenn sie diesen Gesichtspunkten Bechnung tragen, und sie dürfen 
nicht traurig sein und sich nicht dagegen sträuben, wenn man ihnen ihre 
besten Vors^ägr dekapitiert. Ich möchte Sie auch warnen, von der hier in 
der Dienstanweisung gegebenen Fakultas — an welcher Stelle es ist, weiß 
ich nicht, — allzu häuflg Gebrauch zu machen und sich beschwerdeführend 
an die Aufsichtsbehörde zu wenden, wenn Ihren Forderungen nicht die ge¬ 
bührende Berücksichtigung zuteil wird. Das wird einmal vertragen und noch 
einmal, aber wenn Sie dreimal und viermal kommen, dann sind Sie doch ein 
sehr unbequemer Kreisarzt (Heiterkeit). Betrachten Sie die Sache lieber mit 
mehr Humor, wenn Sie damit vielleicht auch etwas an dem Buf eines energi¬ 
schen Staatsbeamten einbüßen. Ich habe mich ailerdbgs eigentlich immer 
geschämt, wenn ich solche Sachen humorvoll hinnahm; denn ich hatte das 
Gefühl: das ist nur ein Ausweg, den ich suchen muß, um nicht in meinem 
Ansehen als Beamter völlig Schlffbruch zu leiden. Aber trotzdem rate ich 
Ihnen, es mit Humor und PJuegma zu versuchen, dann wird es im allgemeinen 
besser gehen. 

Sehr schwierig ist es für uns, die wir in Landkreisen zu arbdten haben, 
daß die Ortspolizeibehörden — das werden die Herren alle zugeben — 
die ansführende Gewalt sind. Es wurde vom Landrat gesprochen; der ist 
aber gar nicht so schlimm. Das ist ein gebildeter Mann, im allgemeinen ein 
Hann, mit dem ich diskutieren kann, wenn er nicht gerade zu jung ist und 
in gewisser Bichtun^; an Hypertrophie leidet (Heiterkeit). Aber mit dem 
Amtsvorsteher ist die Sache sehr schwierig. Das wissen wir alle, besonders 
im Osten, und ganz besonders ist die Sache schwierig dann, wenn die be¬ 
treffenden Herren in eigener Sache Sachwalter sind, wenn sie die Gutsbesitzer 
sind, deren Gut Sie zu revidieren haben, und wenn sie in ihrer eigenen Sache 
also zu entscheiden haben. Oft sind es einflußreiche Herren in der Kreis- 
verwaltung, und da ist der Kreisarzt außerordentlich Übel dran. Als ich ein¬ 
mal — um ein kleines Beispiel anzuführen — in einer Ortschaft mit Gefälle 
den Abfluß von verschiedenen Ställen nach dem schönen Tümpel, der in der 
Mitte des Ortes steht, monierte, da hat — das habe ich später ans den Akten 
erfahren, die in einer anderen Angelegenheit durch meine Hände gingen — 
der Herr Amtsvorsteher darauf geschrieben: ,Anf die Forderung des Herrn 
Kreisarztes habe ich nur zu sagen, daß nach meiner Kenntnis physikalischer 
Grundsätze Flüssigkeiten immer abwärts fließen* (Heiterkeit). Ich bin selbst¬ 
verständlich nicht in der Lage, mich gegen diese physikalischen Grundsätze 
anfzolehnen (Heiterkeit). Nachdem ich das aber in den Akten gefunden hatte, 
habe ich mich zu der Sache geäußert, da der Landrat von mir eine Aenßerung 
wollte, und habe gesagt: „Im übrigen flnde ich auf Blatt so und so die Aeuße- 
rnng des Herrn Amtsvorstehers; es kommt nicht auf die „physikalischen 
Kenntnisse* des Herrn Amtsvorstehers an, sondern auf die Durchführung der 
hygienischen Forderungen.* — Dies nur nebenbei. Aber, m. H., diese Leute 
sind gewöhnlich ganz außerordentlich hartleibig (Heiterkeit) und kommen uns 
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im nllgemeinen sehr wenig entgegen. — Ich mOchte hierbei noch einen Punkt 
bertthren, bei dem ich der Aolftissnng des Herrn Geheimrat Dr. Bapmnnd 
unbedingt zostimme, wenn er bei der Besprechong der Dienstanweisn^ im 
▼origen Jahre Snßerte, daß der § 14 in bezog ant das Verhältnis des ^eis* 
arztes zn den Ortspolizeibehörden jedenfalls die Bechtslage besser fixiere, als 
die frühere Form. Frflher hieß es: Oie Ortspolizeibehörde hat die Vorschläge 
des Kreisarztes anszoführen, sofern nicht begründete Bedenken entgegenstehen; 
da war also ein gewisser Zwang, daß die OrtspolizeibehOrde auf den Vorschlag 
eingehen maßte. Jetzt lautet es rechtlich zweifellos yiel richtiger: Die Orts¬ 
polizeibehörde hat die Vorschläge eingehend za prüfen and das Erforderliche 
za veranlassen. Non wird der Mann prüfen, was ich ihm Vorschläge. Es gibt 
ja hin and wieder in Laienkreisen — das sind doch die Herren Amtsvorsteher — 
Personen, die im stände sind, die Vorschläge eines ^eisarztes sachlich za 
prüfen (Heiterkeit); aber daß sie dann, wenn sie endlich in die Tendenzen 
dieser kreisärztlichen Wünsche eingedrongen sind, mit dem nötigen Nachdruck 
das Erforderliche veranlassen werden, können wir von ihnen nicht anbedingt 
▼erlangen; das wäre zu viel verlangt. Das werden sie nur dann tan, wenn 
hinter uns der Landrat oder der Begierangspräsident steht — aber, wie ge¬ 
sagt, wir dürfen nicht za häafig diese Instanzen in Ansprach nehmen. Wir 
müssen sehen, daß wir mit Hamor aaskommen. 

Za den einzelnen Leitsätzen werde ich mich event noch später äußern. 

H. Med.-Bat Or. Braeutlgam, Kreisarzt in Königsberg (Neamark); M. H.! 
Ich wollte darauf hinweisen, daß, was die Bronnen Ordnung betrifft, für ans 
ja ziemlich feststehend ist, welche Anforderangen za stellen sind. Dagegen wird 
nicht so ohne weiteres Einigkeit in bezog auf die Anforderungen best^en, die 
an Düngerstätten za stellen sind. Es wird auf die Frage, ob Großbetrieb 
oder Kleinbetrieb, ankommen. Ich bin der Meinung, man wird sich auf die 
Forderung eines andurchlässigen Untergrundes, einer gewissen Entfernung von 
der nächsten Wasscrversorgangsstelle and einer ümwehrang beschränken 
müssen. Bei den größeren Betrieben hat es sich ja so entwickelt, daß eine 
niedrige Maaer mit 2 oder 4 Einfahrten jetzt gemacht wird. Aber jedenfalls 
denke ich mir eine Ordnung für Düngerstätten doch ziemlich schwierig. 

Dann möchte ich auf die Prüfung and Festsetzung ärztlicher 
Gebührenrechnungen kommen. Ich muß sagen, ich bin da anderer 
Meinung als Herr Kollege Dr. Nickel. Es hat mir eigentlich nie Schwierig* 
keiten gemacht. Ich meine, wenn man das Einmaleins einigermaßen im Kopfe 
hat, dann ist es nicht schwer; und außerdem kann man sich auch die prakti¬ 
schen Kollegen etwas erziehen, namentlich in der Weise, wenn sie merken, 
daß sie unter ünutänden mehr bekommen. Ich stehe aaf dem Standpunkt, 
daß eine Bechnnng immer der Gebührenordnung entsprechen muß; wenigstens 
habe ich selbst mehrmals eine Bechnnng zarückbekommen, weil sie nicht nach 
der Gebührenordnung liquidiert war, und da sah ich zu meinem Erstaunen, 
daß ich erheblich mehr bekam. Wenn die Kollegen das erst gemerkt haben, 
dann entwickelt sich ziemlich schnell ein gewisser Eifer, sich mit den Sätzen 
der Gebührenordnung vertraut zu machen. Also, ich habe da keine Schwierig¬ 
keiten. Ich kann gewöhnlich meinem Sekretär sagen: Schreiben Sie darunter: 
Die Sache stimmt (Heiterkeit). 

Dann, was die Ortsbesichtigung betrifft, so hat sich die Sache 
ja nach Ihrer aller Erfahrung etwas abgemildert gegenüber dem ersten Male. 
Bei mir hat sich eine Praxis entwickelt, die mir ganz zweckmäßig zu sein 
scheint, daß man nämlich mit dem Ortsvorsteher, mit dem Gemeindevorsteher 
verabredet, was man finden will (Große Heiterkeit). Das klingt vielleicht ein 
bischen wunderlich; aber der Ortsvorsteher kennt die schwachen Stollen seines 
Dorfes; er weiß auch, was man finanziell dem Dorfe zumuten kann. Wenn 
man dann im Dorfe entlang geht, sieht und moniert, so hat man einen ge¬ 
wissen Erfolg dabei; denn der Ortsvorsteher sagt nachher in der Gemeinde¬ 
vertretung: «Ja, Kinder, ich kann dabei nichts machen; das hat der Kreisarzt 
gesagt und da steht der Landrat dahinter. Also, das müßt Ihr nun endlich 
einmal machen.“ 

Dann wollte ich noch sagen, daß es wirklich ein großer Mangel ist, daß 
wir für Unfälle im Amt nicht vom Staate entschädigt werden. Ich hatte 
,davon kebe Ahnung, bis bei einer Besichtigung ein sehr jovialer Herr, ein 
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Vertreter der BegierangsiiiBtaiuE, mir sagte: Gehen Sie nicht dahin; denn Sie 
sind nicht yersichert; der Begierongsbanbeamte kann da ruhig entlang gehen. 
Wenn der hernnterfällt, wird er mit dreiyiertel Gehalt oder so ähnlich pensio¬ 
niert (Allgemeine Heiterkeit). Was man aber bei den Besichtigungen zu tun 
hat, ist unter Umständen gar nicht so ungefährlich. Wir stehen in dieser 
Hinsicht ebenso schlecht wie die Assistenzärzte an der Umyersität; die stehen 
vielleicht noch schlechter. Mir passierte es z. B. als Assistenzarzt am Patho¬ 
logischen Institut, daß ich mich infizierte und 8 Wochen krank war. Da hatte 
ich die Behandlung selbstverständlich frei, aber das Krankenhaus, die Klinik 
mußte ich bezahlen; außerdem kam noch der Nachgeschmack, daß mir die 
Hälfte vom Monatsgehalt gestrichen werden sollte, weil ich 3 Wochen krank 
war (Heiterkeit). 

Schließlich mOchte ich auch betonen, daß fttr uns die beste Hilfe und 
eine absolute Notwendigkeit ein gutes Verhältnis zu den praktischen 
Aerzten ist. Ich kann mir das überhaupt gar nicht vorstellen, wie ich ohne 
ein solches gutes Verhältnis, ohne eine Mitwirkung und freiwillige Unter¬ 
stützung meiner Kollegen im Kreise fertig werden sollte (Lebhafte Zustim¬ 
mung). Das ist überhaupt ganz ausgeschlossen. Mein Kreis ist reichlich groß; 
man muß aber überall herumfahren. Wir haben in unserem Kreise zwei Ver¬ 
eine; ich gehöre zu dem einen, gehe aber selbstverständlich zu dem anderen 
auch hin. Ich weiß, wenn irgendwo ein ansteckender Krankheitsfall gemeldet 
wird, dann sind schon die Hauptsachen angeordnet, ehe ich hinkomme; denn 
die Meldung geht bekanntlich erst an die PoUzoibehörde, und da kommt es 
doch vor, daß sie sich verkrümelt und erst nach 8 Tagen in meine Hände 
gelangt. Dann weiß ich aber: der Kollege hat das nötigste gemacht. (Vor¬ 
sitzender: Das sind ja Musterkollegen!) Ja, man muß verstehen, mit ihnen 
umzugehen. Ich muß gestehen, diä nach meinen Erfahrungen, wenn ein 
schlerates Verhältnis besteht, die Schuld nicht immer bei den praktischen 
Kollegen liegt (Sehr richtig). Jedenfalls halte ich gute Beziehungen zu den 
praktischen Aerzten für durchaus wichtig. Wir können nicht Genickstarre, 
Typhus. Cholera, Pocken bekämpfen, wenn wir nicht die dauernde Mitwirkung 
der Kollegen haben. 

H. Dr. Symanski-Metz: Herr Med.-Bat Dr. Nickel streifte vorhin die 
Anordnung des Bundesratsbeschlusses, daß die zentralen Wasserver¬ 
sorgungen jetzt einer dauernden Kontrolle durch bakteriologische Unter¬ 
suchungen zu unterziehen sind. Nun wäre es mir sehr interessant, zu hören, 
wie die Sache in Preußen gehandhabt wird. In Lothringen speziell, wo sehr 
viele zentrale Wasserversorgungen, auch solche kleinerer Art bestehen, machen 
natürlich die Gemeinden und die Gemeindevertreter bezw. die Wasser-Syndikate 
Schwierigkeiten. Sie' wollen diese Untersuchungen auf ein möglichst minimales 
Maß reduziert haben, weil sie Kosten machen; es würde mich deshalb 
sehr interessieren, zu hören, in welcher Weise die Sache in Preußen geregelt 
und zur Durchführung gelang ist, speziell bei Grundwasser- bezw. Quellwasser- 
versorgungen, die in den Beichslanden die Begel bilden, während Obetfiächen- 
wasser zur Wasserversorgung dort ziemlich selten Verwendung findet. 

H. Med.-Bat Dr. Nlckelf Kreisarzt in Perleberg: Wir sind im Osten 
und in der Provinz Brandenburg ja lange nicht so reichlich mit zentralen 
Wasserleitungen versorgt, wie gerade im Westen. Ich habe einen ziemlich 
großen Kreis mit 80(XM Einwohnern; in diesem Kreise wird ungefähr nur 
die Hälfte der Einwohnerschaft durch zentrale Wasserleitungen versorgt. Das 
sind die drei größeren Städte. Alle drei haben Gmndwasser, nehmen das 
Wasser ans Brunnen von 20 bis 40 m Tiefe. Bei allen dreien ist vorgeschrieben, 
daß alljährlich zweimal eine chemische und bakteriologische Untersuchung 
des Wassers stattfinden muß. Diese Untersuchungen sind in meinem Krcdse 
samt und sonders dem Nahrungsmitteluntersuchungsamt der Landwirtschafts¬ 
kammer der Provinz Brandenburg übergeben. Die Sache funktioniert ganz 
gut. Wenn Sie (zu Dr. Symanski) aber einzelne Beispiele haben wollen, 
dann will ich sie Ihnen nachher privatim mitteilen. 

H. Dr. Symanski-Metz: Ich wollte das gern hören. Ich finde es im 
Grunde genommen sehr wenig, daß nur zwei Untersuchungen pro Jahr vor¬ 
genommen werden sollen, selbrt wenn es sich um Tiefbrunnen handelt. 

H. Med.-Bat Dr. Nickel) Kreisarzt in Perleberg: Die bakteriologische 



14^ 


Diskossion zn den Vorträgen: 


ünteraachnng fällt eben immer so günstig aus, daß nur ein Gehalt von 2 bis 6, 
höchstens ebwal von 10 Keimen festgestellt wird, die außerdem alle als an* 
schuldige Wasserbakterien anznsprechen sind. 

H. Hed.-Bat Dr. Boche, Kreisarzt in Potsdam: Ich wollte noch etwas 
za § 34 sagen, der im letzten Absatz bestimmt, daß nach Anordnung des 
Begierangspräsidenten eventuell vertranensärztliche Tätigkeit über¬ 
nommen werden maß. Seitens der praktischen Aerzte ist diese Bestimmang 
vielfach mit großem Mißtrauen aafgenommen, nicht sowohl deshalb, daß wir 
Kreisärzte überhaapt verpflichtet werden kOnnen, vertranensärztliche Tätigkeit 
za übernehmen, sondern in der Aaffassang, daß wir sie auch za niedrigeren 
Gebührensätzen, als der Gebührenordnung entsprechend, gegebenenfalls über¬ 
nehmen müssen. So würden manche nicht mehr zeitgemäße Abmachungen von 
Aerztekammern, Aerztevereinen usw. mit Berofsgenossenschaften and dergl. 
gewiß bald gekündigt werden, wenn nicht die Aerzte die Gefahr vor Augen 
sähen, daß die Kreisärzte zu den bisherigen niedrigen Sätzen an ihre SteUe 
zu treten gezwungen werden konnten. Dieses Mißtrauen der Aerzteschaft 
stOrt natürlich das Verhältnis der beamteten Aerzte zu derselben sehr und 
kann wohl in manchen Fällen ihre Tätigkeit sehr erschweren, wenn nicht 
völlig lahmlegen. Um dieses Bedenken zu beseitigen, ist es nOtig, daß in § 84 
unzweideutig zum Ausdruck gebracht wird, daß die Verpflichtung zur Ueber- 
nähme vertrauensärztlicher Tätigkeit den Medizinalbeamten auferlegt werden 
kann nur zu Honorarsätzen, welche der Gebührenordnung für Aerzte ent¬ 
sprechen. Den einzelnen Medizinalbeamten wird dadurch vieUeicht manchesmal 
eine gewinnbringende Hebenstellung entgehen; seiner dienstlichen Stellung 
und Tätigkeit kann eine solche Veränderung des § 34 aber nur nützen. 

H. Beg. u. Geh. Mod.-Bat Dr. von Hake-Marienwerder: Zu diesem Punkt 
mochte ich ebenfalls das Wort ergreifen. Ich bin auch der Ansicht des Herrn 
Beferenten, daß Absatz 8 des § 84 wenn mOglich ganz gestrichen werden 
sollte (Sehr richtig 0i und zwar aus dem Grunde, weil er hoffentlich nie zur 
Anwendung kommen wird. Ich wenigstens habe meinen Herrn Begierungs- 
präsidenten in einem diesbezüglichen Fall gebeten, doch ja die Bntscheidung 
dem Herrn Minister zu überlassen, und der Herr Minister wird sich wohl auch 
kaum entschließen, die Bestimmung anzuwenden, wie ich die Sache beurteile. 
Es handelt sich in dem erwähnten Fall um die Gefängnisarztstelle in einem 
kleinen Orte. Der Kreisarzt will auf den Abschluß ^es ihm vorgelegten 
Kontrakts nicht eingehen; ebenso wenig die beiden anderen Aerzte am Ort 
Kann auch dem Kreuarzt, wenn er im Aufträge der Vorgesetzten Behörde die 
Gefängnisarztstelle annehmen muß, hieraus seitens der anderen Aerzte, 
beziehungsweise der Aerztekammer, als der staatlichen Organisation für die 
Aerzteschaft, kein Vorwurf gemacht werden, wenn es sich auch nur um einen 
stillschweigenden handelt, so trägt dies trotzdem weder dazu bei, die Stellung 
und das Ansehen des Kreisarztes den nicht beamteten Aerzten gegenüber zu 
heben und weiter zu fördern, noch auch den in Frage kommenden ärztlichen 
Betrieb auf die Dauer sicher zu stellen, wie dies wohl für Notfälle mit ^eser 
Bestimmang beabsichtigt war. 

H. Med.-Bat Dr. Arbeit, Kreisarzt in Stargard i. P.: Das, was ich jetzt 
im Anschluß an die Ausführungen des Herrn Geh. Bat Dr. von Hake 
anftthren wUl, gehört ja nicht unmittelbar zum Thema. Es wird einzelnen 
von Ihnen bekannt sein, daß im vorigen Jahre oder vor zwei Jahren, als die 
Beichsversicherungsordnung bereits auf dem Tapet war, in der Zeitschrift für 
V^ohlfahrtspflege auf dem Lande oder sonstwo der frühere Landrat Herr 
von Batocki auf Bledau gegenüber der Frage der Landkrankenkassen allen 
Ernstes die Frage diskutiert hat: Falls es an Aerzten mangeln sollte, würden 
wahrscheinlich doch der preußischen Staatsverwaltung Mittel und Wege zur 
Verfügung stehen, die hinreichende Zahl von Aerzten für die Landkranken¬ 
kassen zu bekommen. Er wies gleichzeitig auf die Mitwirkung der Kreisärzte 
hin. Ich habe jetzt bei den Beichstagsverhandlungen nichts mehr von dieser 
originellen Idee gehOrt *) (Heiterkeit) Aber es ist ja nicht undenkbar, wenn 


*) Der Beichstagsabgeordnete v. Gamp hat, wie dem Bedner nach- 
triglich bekannt geworden ist in seiner Bede am 19. April d. J. diesen 
Geoanken in anderer Form wieder aafgenommen; er sagte wOrtlich: .In 
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der Paragraph in seiner strafferen AnsfAbmng einmal so gebandhabt werden 
noUf dafl nach an die Krebirzte unter Umständen die Frage herantritt: Da 
sollst einmal eine Anzahl Landkranker verarzten, bis ein anderer Arzt da ist. 
Das wäre doch nicht unmöglich Pi Es ist deshalb mit Dank zu begiüSen, dafi 
Herr Geheimrat Dr. v. Hake sich auf den Standpunkt gestellt hat, er werde 
dem Herrn Regierungspräsidenten sagen, daß der Kreisarzt nicht eine solche 
Tätigkeit ttbemehmen dürfe, und daß der Herr Minister voraussichtlich in 
diesem Sinne entscheiden werde. Wir können nur sagen, daß wir es bedauern 
würden, wenn nach der Richtung hin der Kreisarzt von seinen weitschicbtigen 
großen Aufgaben abgezogen würde und ihm Nebenanfgaben zugewiesen 
würden, die er doch nur halb leisten kann und durch deren Uebemahme er 
sich überdies mit der Aerzteschaft in Kollision bringt. 

Torsltzender t M. H.I Ich mochte darauf erwidern, daß im letzten 
Absatz des § 84 gar nicht von der etwaigen Uebemahme einer kassenärztlichen 
Praxis seitens des Kreisarztes die Rede ist, sondern nur von einer Vertrauens« 
ärztlichen Tätigkeit; das ist doch ein großer Unterschied. Zur Annahme einer 
kassenärztlichen Tätigkeit kann der Kreisarzt auch von der Aufsichtsbehörde 
nicht gezwungen werden. (Zuruf: Aber QefängnisarztstellenI) Das ist aller¬ 
dings richtig, aber hier handelt es sich immer nur um staatliche Anstalten. 
Wenn wir uns nun die Vorgänge, die dazu geführt haben, die Bestimmung 
betreffs der Gefängnisarztstellen in die neue Dienstanweisung anfzunehmen, 
vergegenwärtigen, dann müssen wir doch eigentlich anerkennen, daß die neu 
getroffene Bestimmung eine gewisse BerechUgung gehabt hat. Sie ist durch 

S ewisse Vorkommnisse in den letzten Jahren, die Ihnen ja bekannt sind und auf 
ie ich deshalb nicht näher einzugehen brauche, hervorgerufen; diesen Vorkomm¬ 
nissen gegenüber kann man es den Staatsbehörden nicht verdenken, wenn sie sich 
gegen diese Wiederkehr schützen wollen. Bis jetzt hat diese Bestimmung 
noä keine nachteiligen Folgen für die Kreisärzte gehabt, wenigstens sind 
heute solche nicht vorgebracht; sie stellt sich gewissermaßen us ein vom 
Herrn Minister für nOtig erachtetes SicherheitsventU dar, zu dessen Anordnung 
er vielleicht von den anderen Ressorts veranlaßt worden ist. Anderseits dürfen 
wir doch nicht leugnen, daß die jetzige Ausdehnung des Begriffs „vertrauens¬ 
ärztliche Tätigkeit* im § 115 der D.-A., die zweifellos mit durch jene Be- 
stimmung veranlaßt ist, erhebliche Vorteile für die Medizinalbeamten gebracht 
hat. Whr können meines Erachtens das Vertrauen haben, daß die fragliche 
Bestimmung von dem Herrn Minister wie bisher auch künftighin so gehand- 
habt wird, daß sie keinen Anlaß gibt, uns in Differenzen mit den praktischen 
Aerzten zu bringen und auch sonst unserer amtlichen Stellung und unserem 
amtlichen Ansehen zu schaden. Sie hat außerdem für den Medizinalbeamten 
den Vorteil, daß ihm bei ihrer Anwendung von seiten der praktischen Aerzte 
der Vorwurf unlauteren Wettbewerbes nicht gemacht werden kann; ein solcher 
Vorwurf ist gegenüber dem gesetzlichem Zwange hinfällig. Ich meine deshalb, 
daß wir uns über den sogenannten Zwangsparagraphen im Hinblick auf seine 
bisherige Handhabung vorläufig nicht anfznregen brauchen. Als ich ihn zuerst 
las, habe ich ihn allerdings auch für überflüssig gehalten und dies in unserer 
Zeitschrift zum Ausdruck gebracht; ich denke aber jetzt viel ruhiger darüber 
und glaube, daß, wenn er weiter so gebandhabt wird, wie dies bisher geschehen 
ist, dann wird uns daraus kein nennenswerter Schaden erwachsen. Daß die 
anderen damit zusammenhängenden neuen Bestimmungen des § 116 Über die 
vertranensärztliche Tätigkeit des Kreisarztes manchen Vorteil gebracht haben, 
wird sicherlich keiner von Ihnen in Abrede stellen. 

H. Reg.- u. Geb. Med.-Rat Dr. Behla-Charlottenburg, Leiter der Mediainal- 
abteilnng des Statistischen Landesamts: M. H.I Im Ansdunß an die interessante 
Diskussion, die sich an die Vorträge der Herren Referenten angeknüpft hat. 


Preußen würde man die Frage praktisch lOsen kOnnen, indem man das 
Institut der beamteten Aerzte imHauptamt aufgibt und dafür 
in den einzelnen Kreisen eine Reihe von Aerzten mit den Funktionen 
des beamteten Arztes betraut. Man konnte dafür dann Beihülfen 
von 1200 oder 1600 Mark geben, und dann würden wir wohl erreichen, daß 
viele Aerzte aus den großen Städten in die Provinz kämen.* (Stenographischer 
Bericht, Drucksachen des Reichstags.) 
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mSchte ich mir erlaaben, noch ganz kurz za § 101 der neaen Dienstanweisang 
etwas za sagen hinsichtlich der Beziehangen zwischen dem Kreis¬ 
arzt and dem Statistischen Landesamt, dem ich jetzt angehOre. 
Ich halte es Ihr am Platze, an dieser Stelle speziell aal das einzagehen, was 
inbezag aal die Erhebangslormalare ttber die Krankenanstalten 
za ton ist. Als die neue Dienstanweisang erschienen war, fiel mir solort aof, 
daS ein Unterschied zwischen der Bestimmnng im § 101 and der Bestimmang 
des Erlasses vom 22. Dezember 1908 obwaltet. Ich teilte dies damals dem 
Koltosministeriam mit, aber es hieß: Wir wollen erst abwarten, wie sich die 
Sache machen wird. Es hat sich non in der Tat gezeigt, daß eine Differenz 
der Anffassong eingetreten ist. Die Herren Kreisärzte haben ihre Erhebnngs- 
lormalare znm Teil an das Statistische Landesamt, einige haben sie dem Herrn 
Begierangspräsidenten eingeschickt. Es ist non mittlerweile darch den Erlaß 
vom 8. April 1910 geregelt worden, daß diese Erhebangslormalare erst an 
den Begierongspräsidenten geschickt werden, and von dort aas dann insgesamt 
an das Statistische Landesamt. M. H., ich betone zar Behebang von Zweilein, 
daß Itlr dieses Jahr 1910 noch die Erhebangslormalare gelten; sie werden 
aber erat am Ende des Jahres zageschickt. Ich sage dies deshalb, weil wir 
im Amt erlahrangsgemäß schlecht lahren, wenn wir die Erhebangslormalare 
schon jetzt wegschicken; dann stellt sich nämlich heraas, daß last ein Drittel 
der Adressaten behanpten, sie hätten Überhaupt keine Formulare bekommen. 
Darum halten wir es Itir gut, daß die Absendang erst am Ende des Jahres 
geschieht. Non werden aber am Ende dieses Jahres auch wieder die Zähl¬ 
karten Ittr die Krankenhäuser zageschickt, weil angeordnet ist, das im Anschluß 
an die Volkszählung wieder das alte Zählkarteasystem eintritt. Diese Zähl¬ 
karten müssen natürlich am Ende dieses Jahres schon in den Händen der 
Krankenhäuser sein, damit sie vom 1. Januar 1911 wieder ausgelüllt werden 
können. Ob das System der Erhebangslormalare beibehalten werden wird, 
glaube ich nicht. Es kommen zu viele Fehler vor. Es ist unglaublich, wie 
ungenau diese Erhebangslormalare ausgelüllt werden, weil dies zum Teil auch 
von Nicht-Hedizinern geschieht. Ich mOchte nor ein drastisches Beispiel 
anlühren: Wir haben in Einzelfällen eine gewisse Kontrolle mit Zählkarten 
geübt, um za sehen, wie die Sache sich eigentlich macht. Da steht z. B. aal eine 
Zählkarte ein rechtsseitiger Leistenbrach; in der Tabelle findet er sich dann 
unter Fraktur des Oberschenkels. (Heiterkeit.) So wie dieses Erhebnngs- 

? rstem jetzt ist, wird es wahrscheinlich nicht bleiben. Es haben sich in der 
at auch schon einige große Krankenhäuser dagegen aalgelehnt. Es erweist 
sich praktisch als keine Vereblachong. Uns im Statistischen Landesamt ist 
es viel lieber, wenn wir die Zählkarten dort haben, um die Tabellen danach 
selbst aalstellen za können. 

H. H. I Fürchten Sie nicht von mir, der ich aas Ihren Kreisen helvor- 
gegangen bin, eine weitere Belastung durch medizinalstatistische Fragen. Ich 
weiß, daß der Kreisarzt schon sehr viel anderweitig za tan hat. Aber so 
ganz läßt sich der Medizinalstatistik doch nicht entraten. Denn, wenn 
Sie kontrollieren wollen, ob eine sanitätspolizeiliche Maßregel auch Erfolg 
gehabt hat, müssen Sie immer wieder auf die Zahlen zarückgreifen, und so 
mOebte ich Ihnen schon heute etwas Erlrealiches ganz kurz mitteilen. Es ist 
die Tuberkulosesterblichkeit ansgezählt worden — eben ist die Za- 
sammensteUong fertig geworden — and da hat sich gezeigt, daß diese Sterb¬ 
lichkeit wieder am ein ganz bedeutendes herontergegangen ist. Von 68000 
im Jahre 1908 ist in einem Jahre die Mortalität auf 60000 gesunken, also 
um ca. 8000. Wenn dies so weiter geht, dann haben gewiß die Kreisärzte 
die Freade and Genagtuong, daß die Maßnahmen im Kampfe gegen die 
Taberkolose auch von Erfolg begleitet sind und sie ein gut Teil dazu beige¬ 
tragen haben. Ich sehe beute, daß so noch manche Wünsche von den Herren 
Kreisärzten geltend gemacht worden sind; aber Sie können auch ein Gefühl 
der Befriedigung mit nach Hause nehmen. Ich bin zwar nicht der Ansicht, 
daß man, wie von mancher Seite gesagt ist, in 15 oder 20 Jahren oder 
vielleicht in 40 Jahren mit der Taberkolose fettig sein wird, — so optimistisch 
denke ich nicht; — aber ich meine, wenn die hygienischen Maßregeln so 
weiter geführt werden, wird vielleicht die Taberkolose in 50 Jahren nicht 
mehr an der Spitze der Sterblichkeitstafel stehen; man wird es nicht mehr 
mit einer Volkskrankheit za tan haben. 
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H. Kreiaent Dr. StSItzlng-ZiegeBbain: M. H.I Es iat yorbia die Ansicht 
MUgesproohen worden, daS die Anwendung des § 84 Absatz 8, eine theoretische 
bleiben wttrde. Ich möchte nur bemerken, du dies doch nicht der Fall ist. 
Es ist mir ein Fall bekannt, wo der betreffende Kreisarzt unter Hhiweis auf 
diesen Paragraphen gezwungen wurde, die Stelle anzunehmen. Es geschah 
dies in der Form, daß der BegierungsprSsident den Wunsch anssprach, der 
Kreisarzt möchte ihn nicht in die Lage bringen, von jenem Paragruhen 
Gebrauch zu machen, und der Kreisarzt konnte dann gegenüber dem Para* 
giaphen nicht umhin, die Stelle anzunehmen. Bein theoretisch ist die An¬ 
wendung des Paragraphen somit nicht. 

Torsitzender: Es handelt sich aber hauptsächlich darum, ob das Vor* 
fahren wirklich zu einem Nachteil für den Kreisarzt geführt hat. 

H. Kreisarzt Dr. StSltzlng*Ziegenhain: Das wird erst nodi kommen. 

Torsitzender: Nun, dann wollen wir es doch erst einmal abwarten. 

H. Eireisarzt Dr. Steinberg «Hirschberg LSchl.: M. H.t Der beregte 
Paragraph hat in ärztlichen Kreisen, wie auch ich bestätigen kan^ eine no6e 
Beunruhigung heryorgemfcn, und gewiß werden alle Kollegen im Lande Herrn 
Geheimrat Dr. y. Hake dankbar sein für die Erklärung, die er hier 
gemacht hat. 

Was nun die Leitsätze anlangt, so möchte auch ich zu Nr. 8 entgegen 
dem Einwnrf yon Herrn Kollegen Braeutigam bemerken, daß die Fest¬ 
setzung der ärztlichen Gebührenrechnungen für die Medizinalbeamten 
außerordentlich unangenehm ist, wenn man ein gutes Verhältnis mit den 
Kollegen im Auge hat. Auch bei mir ist es gelungen, hier und da einmal 
eine Dehnung um 20 Hark, unter Umständen ja noch mehr, zu erühen. 
Aber das sind doch nur Ausnahmelälle. Am häufigsten muß man tatsächlich, 
wenigstens nach dem Wortlaut der Gebührentaxe, etwas hemntersetzen. Das 
ist schon deswegen peinlich, weil die in Anspruch genommenen Kollegen 
häufig gar nicht wissen, daß es sich um Behandlung eines Beamten gehandelt 
hat. Der Patient kommt als Priyatmann zu ihnen, steht also im rein priyaten 
Verhältnis zum Arzt; ist eine Vereinbarung getroffen, so muß der Kollege 
infolgedessen den Betrag bekommen, obgleich der Kreisarzt yorschriftsmäßig 
eine andere Festsetzung nach unten getroffen hat. Man kommt also tatsächlich, 
ohne daß irgend jemand einen Nutzen dayon hat, in eine recht schwierige 
lAge; jedenfalls würde das Verhältnis zu den Aerzten der Praxis weniger 
ge^äägt werden, wenn der frühere Modus wieder eingeführt oder die Ueber- 
wdsung der Festsetzung der Gebührenrechnungen an ue Aerztekammer oder 
die Proyinzialmedizinalkollegien erfolgen würde. 

Dann noch einige Worte zu Leitsatz 16, Verkehr mit Geheim¬ 
mitteln. Es wäre sehr schön, wenn endlich Wandel in dem jetzigen unhalt¬ 
baren Zustande geschaffen würde. Vor allen Dinsen wäre es sehr dankbar 
zu begrüßen, wenn unsere Gesetzgeber das engluche Verfahren einführen 
würden, nach dem alle Geheimmittel eine Steuer entrichten müssen. Es würde 
dadurch dem Staate eine hohe Einnahme erwachsen. Es ist m. K eine falsche 
Scham, zu sagen, der Staat dürfe nicht für unnütze Mittel eine Steuer erhebe:^ 
weil dies gewissermaßen unmoralisch sei. Die praktischen Engländer sind 
ds^ mit Erfolg yorangegangen. 

Was die Hebammenfrage anbelangt (Leitsatz 16), so ist die Zahl 
der Hebammen im allgemeinen ja zurückgegangen; seitdem aber die Kreise 
anfangen, besondere Zuschüsse für das Hebammenwesen zu gewähren — der 
Kreis Hirschberg z. B. zahlt jährlich über 3000 Mark für diesen Zweck — 
beginnt sich die Zahl der Hebammen wieder dermaßen zu erhöhen, daß es 
yiweicht ganz gut wäre, der Zulassung Schranken zu setzen. Ebenso gut 
wie man die Annahme yon Forstanwärtern, Postanwärtern usw. schließt, könnte 
man auch bestimmte Bezirke für die Hebammen schließen. Sonst entwickeln 
sich sicher im Laufe der ^t wieder die alten Zustände, daß dne Deber- 

{ roduktion yon Hebammen e^tritt, und diese wieder ein unzulängliches Ein- 
onunen haben. 

Betreffs der Ortsbesichtigungen wurde ganz richtig erwähnt, daß 
die gesetzlichen Grundlagen, um unsere Forderungen durchzudrücken, noch 
außerordentlich mangelhaft sind. Es liegt durchaus nicht überall an den 
Polizeibehörden, wenn die eine oder andere Anregung nicht durchgeht. 

10 
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Speziell ich habe bisher mit den Herren Landräten die angenehmsten Er- 
lahmngen gemadit. Es ist wohl nicht ttherflttssig, dies hier ansdrttcklich 
anznkennen. Stets waren die Landräte nach besten Kräften bemOht, dnrch- 
znsetzen, was sich eben durchsetzen lieft. Wohl aber lag der Hindernngs- 
gmnd in den Mangel gesetzlicher Unterlagen oder in der Portemonnaieirage. 
(Sehr richtig). 

Die Anregung unseres Herrn Vorsitzenden, daß auch ZuschOsse für 
einzelne Brunnenbauten gewährt werden mochten, wird gewift anfterordentlich 
freudig begrüßt werden. Hoffentlich lassen sich recht große Summen gerade 
für solche Zwecke flüssig machen. 

Was die Alkoholbekämpfung anlangt, so ist es wohl schwerlich 
durchführbar, bei den einzelnen Impfterminen den Frauen Vorträge über die 
Trunksucht ihrer Männer zu halten. Ich habe den Vorschlag gemacht, die 
Alkoholmerkblätter in die Lesebücher einzukleben; das scheint sich zu be¬ 
währen. Die Merksätze gehen da nicht zu einem Ohr hinein und zum anderen 
hinaus, sondern bleiben ein dauerndes Lesestück, das auch die Ldärer direkt 
für ihren Unterricht benutzen kOnnen. 

Hinsichtlich der Schnlhäuser enthält nnseer Formular n. a. eine beson¬ 
dere Bubrik: Läßt sich die Lehrerwohnung von der übrigen Schule für Senchen- 
fälle abschlieften P M. H., es ist durchaus nOtig, daß dieser Abschluß von 
Wohnungen im Schulhause sich nicht bloß auf die Lehrer bezieht, sondern 
auch auf die Schuldiener, oder unter Umständen, wie es in unseren Oebirgs- 
Sommerfrischen der Fall ist, auch auf die Diakonissinnen. Vielfach baut eine 
Gemeinde ein Schulhans und setzt eine Gemeindeschwester hinein. Die Ge¬ 
meindeschwester ist natürlich diejenige, die meist zuerst zu Scharlach- und 
Diphtherieerkrankungen usw. binzugernfen wird. Das gefährdet den ganzen 
Schulbetrieb in einer ganz ungehörigen Weise; denn es ist tatsächlich oft 
ganz unmöglich, die Schwester ans dem Schulhause heranszubekommen, beror 
nicht ein großer Schaden entstanden ist. Mir ist es bisher in keinem einzigen 
Falle gelungen, dies durchzuführen. 

Dann noch eine besondere Bitte für unsere Jahresberichte. Die 
neuen Formulare der Brunsschen Druckerei vereinfachen den Bericht recht 
erheblich. Ich glaube aber, sie ließen sich besonders in statistischer ^ 
Ziehung noch erheblich kürzen. Für die Zusammenstellung ist es doch eigent- 
lidi ziemlidi gleichgültig, ob z. B. ein Diphtherie-Kind 10 oder 11 Jahre alt 
war. Man muß aber, um solche Kleinigkeiten heranszubekommen, den ganzen 
Jahresbestand so und so oft durchackern. Das ist eine ganz kolossale Be¬ 
lastung mit einer recht zwecklosen Arbeit. Wir erinnern uns noch, wie wir 
erlöst aufatmeten, als die langen Uebersichten über die kreisärztlicbe Tätigkeit 
klanglos in den wohl verdienten Orkus versanken. Ebenso freudig werden wir 
es begrüßen, wenn diese neue, zwecklose Belastung des Jahresberichts wieder 
verschwindet. 

H. Med.-Bat Dr. Arbeit) Kreisarzt in Stargard i. P.: M. H.! Ich halte 
es für sehr wünschenswert — ich lasse mich aber gern da eines anderen be¬ 
lehren —, daß wir auch zu Leitsatz 17, niederes Heilpersonal, unsere 
Wünsche hinsichtlich der Gemeindeschwestern äußern. Meines Wissens 
haben wir gar keine Möglichkeit, die vorgeschriebene Liste bezüglich der 
Gemeindeschwestern zu vervollständigen; denn wir erfahren von ihnen nichts. 
Ich habe erst bei den Polizeiverwaltungen meines Kreises angefragt, wo im 
Orte Gemeindeschwestern sind, und habe mich nach den Personalien erkundigt 
Idi fühle, daß da ein Mangel besteht und zwar ein Mangel, der um so grOMr 
ist, als die Gemeindeschwestern nach der Ihnen bekannten Bestimmung des 
Herrn Ministers zur fortlaufenden Desinfektion herangezogen werden kOnnen. 
Ich habe mit den Gemeindeschwestern ebenso wie mit den Desinfektoren 
zweimal im Jahre einen Fortbildungs- bezw. Wiederholungskursns von zwei 
Stunden ungefähr, und bespreche mit den Gemeindeschwestern auch sonst noch 
manche Fragen, speziell die in das Gebiet der Tuberkulosefürsorge hinein¬ 
greifen, um sie allmählich hierfür zu interessieren, um späterhin, wenn wir 
^olleicht eine Tuberkulosefürsorgestelle für meinen Kreis eingerichtet haben 
werden, ihrer Mittätigkeit und ihres Verständnisses sicher zu sein. Ich möchte 
diüier wünschen, daß wir sagen: Die Gemeindeschwestern haben sich dem 
Kreisarzt zu seiner Liste zu meiden. (Vorsitzender: Du ist im Leitrats 18 
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bereite mm Ansdmek gebracht). Ich mochte dann aber hier noch aoedrttcklioh 
»Oemeindeechweeter oder Krankenschwester“ hinragefttgt haben; 
•Krankenpfleger“ allein genügt nicht, denn unter Krankenpfleger wird im all¬ 
gemeinen etwas ganz anderes verstanden. •Gemeindeschwester* ist ein gana 
fester Begriff. Die Aufsicht des Kreisarztes über die Gemeindeschwestern ist 
aber um so nötiger, als, wie Sie ja wissen, die Aerztekammem sich damit 
beschäftigt haben, gegen die Korpfoscherei der Ctomeindeschwestem Stellnng 
la nehmen. Ich sage meinen Gemeindesdiwestem bei den Besprechungen mit 
ihnen auch: Wenn ihr kurpfuscht, wenn ihr die Bestimmungen nicht erhaltet, 
die ihr kennen müßt, so lauft ihr Gefahr, daß euch gelegentlich das Prflfungs- 
leugnis entzogen wird. Jedenfalls habe ich ihnen erklärt, ich würde dann 
gezwungen seSi, beim Bezirksausschuß — ich weiß nicht, ob das die richtige 
Stelle ist — die Entziehung ihres Prüfungszeugnüses zu beantragen. Einer 
Schwester, die dem einzigen Arzte im Städtchen außerordentlich unbequem 
gewesen ist, die afterkurierte, Salben und Arzneien, die für andere Kranke 
verschrieben waren, Opiumtropfen usw. in ihren Schrank genommen und damit 
kurierte, habe ich gesagt, wenn ich dergleichen Dinge noch einmal flnde — 
ich konfiszierte sie sofort — und wenn sie sich nicht mit dem Arzte höflich 

aaseinandersetzte, wie das ihre verd.Pflicht und Schuldigkeit sei, so 

würde ich mich mit dem Mutterhause ln Verbindung setzen, and wenn das 
nichts hülfe, beim Bezirksausschuß beantragen, daß ihr das Zeugnis entzogen 
wird. Das hat geholfen I 

Also, ich bitte, daß im Leitsatz 13 hinter •Krankenpfleger* der Aus¬ 
druck •Diakonissen“ oder •Gemeindeschwestern* dngefügt wird. 

Vorsitzender: Ich mOchte hierzu bemerken: Im Beg.-Bez. Minden ist 
die Meldepflicht schon seit vielen Jahren auch auf Krankenpflegerinnen aus¬ 
gedehnt, soweit sie die Krankenpflege gewerbsmäßig treiben. Die Ausdehnung 
auf die Gemeindeschwestern unterliegt somit keinen Bedenken, voraus¬ 
gesetzt, daß sie nicht kirchlichen Genossenschaften angeboren. Den Angehörigen 
kirchlicher Genossenschaften, Diakonissen, barmherzigen Schwestern usw. gegen¬ 
über, bei denen von einer gewerbsmäßigen Ausübung der Krankenpflege nicht 
die ^de ist, liegen die Verhältnisse anders; sie sind bisher in meinem Bezirk 
von der Meldepflicht an den Kreisarzt entbunden und unterliegen daher nur 
der gewöhnlichen Meldepflicht an die Polizeibehörde. Ich glaube aber doch, 
daß auch ihnen die Meldung beim Kreisarzt durch Polizeiverordnung auf- 
gegeben werden kann. Eine Entziehung des Prüfunnzeugnisses ist nur den 
Gemeindeschwestern gegenüber angängig, die ein scuches besitzen, d. h. die 
Prüfung vor einer staatlich anerkannten Prüfungsbehörde bestanden haben. 
Die Entziehung erfolgt auf Antrag durch den zuständigen Begierungspräai- 
denten und nicht durch den Bezirksausschuß. Diakonissen, bannherzige 
Schwestern usw. besitzen aber meist ein solches Prüfungszeugnis nicht; ne 
können also, wenn sie vorschriftswidrig Arzneien abgeben, nur auf Grund des 
allgemeinen Strafgesetzbuchs bestraft werden. In den meisten Fällen wird 
man jedoch weiterkommen, wenn man bei solchen üebergriffen sich an das 
Mutterhaus wendet; dies wird dann schon für ihre Abstellung sorgen. 

Die Fra^ inwieweit Gemeindeschwestern, die kirchUchen Genossen¬ 
schaften, dem verein zum Boten Kreuz usw. angehören, auch der Kontrolle 
des Kreisarztes zu unterstellen sind, ist jedenfalls noch eine offene; ich halte 
eine solche für zweckmäßig und audi für durchführbar, ohne daß dadurch die 
Befugnisse der Mutterhäuser usw. mit ihren Satzungen nicht zu verein¬ 
barende Beschränkung erleiden. 

H. Med.-Bat Dr. Komalewskly Kreisarzt in Delitzsch: Ich mOchte noch 
den Herren Kollegen ans Herz legen, bei Bevisionen der Kranken¬ 
schwestern darauf Bedacht zu nehmen, daß von ihnen keine Hebammen- 

S fUBcherei getrieben wird. Die Institution der Vaterländischen Frauenvereine 
it in meinem Kreise dazu übergegangen, einzelne Krankenpflegerinnen nach¬ 
träglich in einem der Hebammeninstitute in Erfurt und Magdeburg auch in 
der Wochenbettpflege ansbilden zu lassen. Nun stellt sich schließlich heraus, 
daß die betreffenden Personen ihren Standpunkt vollständig falsch anffassen. 
Sobald eine Frau entbunden ist, gehen sie ohne weiteres hin, übernehmen die 
Wodienpflege und versuchen au diese Weise, die Hebammen anszuschalten. 
Die eine ertappte ich einmal bcd einem solchen Vorgehen. Als ich ihr sagte: 

10* 
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.HSren Sie einmal, wenn Sie dies noeh einmal tun, dann wird ee Dmen llber- 
nanpt antereagt“; antwortete sie mir: «Oho, das können Sie gar nicht machen, 
der Herr Pastor hat es mir gestattet. Damit war die Sache erledigt. Man 
steht einfach da und ist blamiert. (Znrnf: Das Mntterhans.) Die Gemeinde* 
Schwester war nicht vom Mntterhans ansgebildet, sondern yom Vaterländischen 
FranenTerein. (Vorsitzender: Dann sollten Sie sich an den Vaterländi* 
sdien Franenverein wenden!) 

M. E. ist es dringend notwendig, daß alle diese Personen nnter die Anf- 
sieht des Kreisarztes gestellt nnd angewiesen werden, sich zn melden. Das 
ton sie z. B. in meinem Kreise nicht; ich habe anch bis jetzt keine Handhabe, 
nm sie dazu heranzoziehen. 

Vorsitzender: Die Meldepflicht bei dem Kreisarzt läfit sieh, wie ich 
schon angeführt habe, dorch Polizeirerordnong einfflhren; auch eine Kontrolle 
durch den Kreisarzt halte ich für angebracht und durchführbar. Den Ge* 
mdndeschwestem aber lediglich mit Bücisicht auf die Hebammen die Wochen* 
bettpflege zu untersagen, ist nicht angängig; die Hebammen müssen sich eben 
hl solchen FÜlen nicht ausschalten lassen. Gegen flnanzielle Schädigung 
müssen sie auf andere Weise — Zuschufi vom Kreise usw. — geschützt werden 

H. Med.’Bat Dr. Komalewski) Kreisarzt in Delitzsch: Es handelt sich 
hier nicht bloß um flnanzielle Schädigung der betreffenden Hebammen, sondern 
die Gefahr liegt auf einem anderen Gebiet. Die Gemeindeschwester hat noch 
andere Kranke in .ihrem Bayon zu pflegen, sie verbindet hier eiternde Ge* 
schwüre, dort besucht sie ein scharlachkrankes Kind usw.; da ist doch die 
Gefahr einer Uebertragung von Krankheiten auf eine Wöchnerin sehr groß, 
wenn sie deren Pflege ü^mimmt. Dagegen hat man aber jetzt gar keinen 
Sdiutz. 

Vorsitzender: Hier gibt das Landesseuchengesetz die erforderliche 
Handhabe zu einem erfolgreichen Einschreiten. 

Wfinscht noch jemand das Wort? Es ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Debatte nnd erteile den beiden Herren Beferenten 
das Schlußwort. 

Ich bemerke dabei, daß es doch wohl empfehlenswert ist, 
wenn wir zu den Leitsätzen Stellung nehmen. Ich möchte des* 
halb Vorschlägen, daß wir uns mit den Leitsätzen, gegen die ja 
an nnd ffir sich in der heutigen Diskussion keine größeren 
denken erhoben sind, einverstanden erklären. Ich werde nachher 
zu diesem Antrag die Diskussion eröffnen. 

(Allseitige Zustimmung.) 

Erster Beferent: H. Med.*Bat Dr. Nickel, Kreisarzt ln Perleberg: 
M. H.! Ich kann mich sehr kurz fassen. Gegenüber der Einwendung des 
Herrn Vorsitzenden betreffs der Hebammen mödite ich zunächst hervorheben, 
daß ich mit meben Hebammen, was den Andrang zu den Wiederholnngs* 
knrsen anbetrifft, nicht allein dastehe, sondern es haben mir auck andere 
Kollegen versichert, daß bei ihnen alle Hebammen, die einen Kursus durch* 
gemacht haben, sich danach drängen, wieder zugelassen zn werden. 

Was nun weiterhin die Nachprüfung der Hebammen anbelangt, 
so mache ich es so, wie vielleicht die anderen Kollegen samt nnd sonders. 
Ich lege das Hauptgewicht auf die praktische Tätigkeit der Hebamme. Hat 
sie ihr Instrumentarium in Ordnung, fällt bei ihr in dem Wochenbett nichts 
vor, nun so ist sie nach meiner Auffassung eine gute praktische Hebamme. 
Wie es mit ihren theoretischen Kenntnissen bestellt ist, ist ja eine andere 
Sache. Sie kann gut theoretisch ansgebildet sein, aber sie hat vielleicht nicht 
die Gabe, dasjenige, was sie weiß, anch in der richtigen Art von sich zn 
geben. Ich messe darum der theoretischen Nachprüfung wenig Gewicht beL 

Dann möchte ich noch meinem Freunde, den Herrn Kollegen 
Dr. Braentigam, kurz erwidern: Wenn er in seinem Kreise solche ärztUche 
Musterknaben in der Kenntnis der Gebührenordnung von 1896 haL so bendde 
ich ihn einfach darum. (Heiterkeit.) Ich muß sagen, bei mir sbd die Aerite 
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noch nieht eo weit Torgebildet, daß sie die Gebflhrenordnung ToUständig 
beberrscben. Es kommen bänfig genug Naohlragen. Man muß die einaelaen 
Positionen in ihren Voraussetzungen erörtern, um die richtigen Festsetzungen 
au machen. Vor allen Dingen aber habe ich es mir zur Pflicht gemaät, 
so weit es irgendwie geht, die Bechnnngen der Kollegen nicht herabzusetzen, 
sondern stets zu Tersuchen, sie mit der Gebflhrenordnung in Einklang zu 
bringen. 

Was dann die Ortsbesichtigungen anbelangt, so kann ich mich 
mit seinem eklektischen System nicht einverstanden erklären. Es könnte doch 
da sehr leicht passieren, daß ein Bauer sich beschwert fflhlt, weil sein Nach¬ 
bar, bei dem vielleicht die Mißstände in derselben Weise vorhanden tind, 
wouwollender behandelt worden ist. (Zuruf: Das kommt vorl) 

Nun, meine Herren, im ttbriuen möchte ich Dinen meinen besten Dank 
abstatten für das Wohlwollen, das Sie meinen Ausführungen entgegen¬ 
gebracht haben. 

Zweiter Beferent: H. Kreisarzt Dr. Meder-Oöln: M. H.I Wenn ich 
zunächst zu dem Vorschläge des Herrn Geheimrat Dr. v. Hake mich äußern 
soll: in Leitsatz 2 (zu § 4) die Forderung betreffs der Anrechnung derKrds- 
wnndarzt- und KreisassistenzarzWahre bei der Titelverleihung fallen 
zu lassen, weil ihrer schon jetzt Bechnung getragen werde, so habe ich dagegen 
nichts einzuwenden. Wir hatten dies nur zugesetzt, um zum Ausdruck zu 
bringen: Wenn beim Juristen vom Assessorexamen ab gerechnet wird, so sollte 
es beim Medizinalbeamten wenigstens von der Uebemahme in den Staatsdienst 
als Kreiswundarzt oder Kreisassistenzarzt geschehen. 

Wenn Herr Kollege Dr. Ho che vorschlägt, § 84 der D.-A. möchte 
dahin ergänzt werden, daß wir vertrzuensärztUche Stellungen erst dann flber- 
nehmen mflssen, wenn uns die taxmäßigen Sätze zugebilligt werden, so würde 
der Paragraph dadurch überflüssig, denn die praktischen Aerzte werden jeder 
Zeit bereit sein, die Stellen zu übernehmen, wenn sie taxmäßig bezahlt 
werden. Bei Krankenkassenarztstellen kann die Bestimmung des § 84, wie der 
Herr Vorsitzende bereits ansgefflhrt hat, nicht Platzegreifen, wohl aber bei den 
Berufsgenossenschaften und bei der Invalidenversicherung. Die größte Schwie¬ 
rigkeit besteht natürlich bei staatlichen Anstalten; ich entsinne mich eines 
FaUes, wo für die ärztliche Tätigkeit an einer Präparandenanstalt dem Arzte ein 
Honorar angeboten wurde, das geradezu dienstmannsmäßig war. Das war 
noch vor Erlaß der neuen Dienstanweisung. Daß die ominöse Bestimmung 
in Paragraph 84 gestrichen werden soll, habe ich übrigens in dem betreffenden 
Leitsätze nicht gefordert, sondern nur in meinem Vortrage zur Erwägung 
gestellt. 

Die Erhebungsformulare für Krankenhäuser, die an Stelie 
der blauen Zählkarten treten sollen, habe ich auch nicht erwähnt. 

Ich glaube, die Ziüilen für die tabellarische üebersicht auszufüllen, ist 
eine viel größere Arbeit, als früher die blauen Zählkarten ansznfüUen. 

Die Einführung der Steuer auf Geheimmittel ist vielleicht ein 
zweckmäßiger Vorscblag. 

Wenn die Gemeindeschwestern staatlich geprüfte Kranken¬ 
pflegerinnen zugleich sind, dann fallen sie überhaupt unter den Begriff 
Krauenpflegerimien, sie müssen sich dann ebenso wie ^ese beim Kreisärzte 
melden. Die Gemeindeschwestern aber allgemein in den § 46 Abs. 1 hinein- 
zusetzen, wird daran scheitern, daß sie ihre Tätigkeit nicht gewerbsmäßig 
auBüben. Wenn sie zugleich einen Scharlachfall und eine Wöclmerln pflegen, 
so bietet das Souchengesetz eine Handhabe einzuschreiten, indem demjenigen, 
welcher die Krankenpflege nicht bloß gelegentlich, sondern berufsmäßig aus¬ 
übt, verboten werden kann, neben anst^enden Krankheiten gleicueitig 
andere Kranke zu pflegen. 

Zum Schlüsse noch ein Wert: Wenn Sie uns Huren Dank durch den 
Mund des Herrn Vorsitzenden übermittelt haben, so muß ich einen großen 
Teil dieses Dankes auf sein viel würdigeres Haupt zurückgeben. Er hat 
nicht nur schon von vornherein mit uns die ganze Materie mündlich erörtert 
und uns sdn reiches Material und seine Kenntnisse zur Verfügung gesteift, 
sondern er hat sich auch während seiner Urlaubs- und Buhezeit der. letzten Ans- 



160 


Bescbloß Aber den Eatwarf 


feilaiig viuerei Vorträge gewidmet, wm noch gani beaonders dankbar 
anerkannt werden mnA. (Braall.) 

Vorsitzender: M. H.! Ich stelle also folgenden Antrag znr 
Diskassion: 

^Die Versammlang dankt den Herren Referenten 
fflr ihre Ansfflhrangen and erklärt sich mit den won 
ihnen anfgestellten Leitsätzen einverstanden.** 

M. E. sind alle Bedenken, die in der Diskassion gegen die 
Leitsätze erhoben worden sind, ganz geringfügig; im großen and 
ganzen haben alle Redner den vorzüglichen Aosfühningen der 
Referenten zagestimmt and diese nor noch nach mancher Richtnng 
hin in dankenswerter Weise ergänzt. 

Wünscht jemand za dem mitgeteilten Anträge das Wort zn 
nehmen? — 

Es ist nicht der Fall. Ich bringe ihn nnnmehr znr Ab- 
stimmang and bitte diejenigen Herren, die damit einverstanden 
sind, snfinutshen. (0«cUrtt) 

Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen non zam letzten Gegenstand onserer Tages- 
ordnang: 

III. BeschlHSS über den Entwurf der Satznnjen zna 

UnterstStzungsfonds. 

Vorsitzender: Einleitend möchte ich hierzn bemerken, daß 
die Vorlage der Satzangen einem Beschloß entspricht, den wir 
aof der letzten Haaptversammlang gefasst haben. Die Satzangen 
sind dann, wie Ihnen bekannt ist, allen Vereinsmitgliedem znr 
Eenntnisnahme zagegangen, mit dem Ersnchen, sich darüber za 
äaßem and etwaige Abänderangsvorschläge zn machen, falls sie 
gegen einzelne Bestimmongen irgendwelche Bedenken haben 
soUten. Gleichzeitig war die Bitte aasgesprochen, dorch 
Zeichnong eines jährlichen Beitrages sich mit den Satzangen ein¬ 
verstanden za erklären. Daß eine derartige Stiftong für onseren 
Verein nicht nor sehr erwünscht, sondern sogar ein Bedürfnis 
ist, ergibt sich ans verschiedenen Anträgen anf ünterstütznng, 
die bereits jetzt vorliegen and die wir leider noch nicht berück¬ 
sichtigen konnten, solange die Satzangen der Stiftong nicht 
festgelegt waren. Diese Anträge beweisen aach, daß die Zinsen 
des jetzigen Stiftnngsvermögens, das anf rond 20000 M. ange- 
wachsen ist, nicht aasreichen, am dem Bedürfnis wie den Wünschen 
and Anforderangen nach dieser Richtnng hin genügend Rechnang 
za tragen. Daza ist mehr Geld erforderlich! Auf der letzten 
Haaptversammlang ist deshalb aach schon von einer Seite der 
Wonach aasgesprochen, einen obligatorischen Jahresbeitrag za 
Stiftangszwecken in der Höhe von mindestens 10 oder 20 Mark 
za erheben. Der Vorstand hat sich jedoch dahin schlüssig ge¬ 
macht, daß es sich jedenfalls mehr empfiehlt, zonächst von einem 
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solchen obligatorischen Beitrag abznsehen and es den einzelnen 
Mitgliedern vorläufig za fiberlassen, ob sie sich zor Zahlung eines 
jährlichen Beitrages verpfiichten wollen oder nicht. Von diesem 
Standpunkte aus sind die Satzungen, die Ihnen ja bekannt sind 
und sich in Ihren Händen befinden, abgefaßt 0* Außerdem ist bei 
ihrer Abfassung Wert darauf gelegt, daß die Jahreseinnahmen 
nicht vollständig zu Stiftungszwecken Verwendung finden dfirfen, 
sondern immer ein Teil davon dem Vermögen zuzuffihren ist, bis 
dieses eine ausreichende Höhe erreicht hat. 

Auf die Zusendung der Satzungen und die daran geknfipfte 
Anfrage haben etwa 150 Mitglieder geantwortet; die meisten 
davon haben sich auch gleich zur Zahlung von jährlichen Bei¬ 
trägen bereit erklärt, deren Gesamthöhe etwa 1200 Mark beträgt. 
Nur 4 <yo der Antworten lauteten ablehnend; alle anderen dagegen 
zustimmend, und zwar entweder in vollem Umfange (90 o/o) oder 
mit wenigen Abänderungsvorschlägen (6 o/o). Diese Abänderungs¬ 
vorschläge betreffen, um das wichtigste hervorzuheben, in erster 
Linie den Wunsch, das im § 4 Abs. 2 der Satzungen vorgesehene 
Eintrittsgeld wenigstens vorläufig fallen zu lassen. Der Vorstand 
hat gegen diesen Vorschlag keine Bedenken. Ein zweiter Vor¬ 
schlag ist der, den Mindestsatz ffir den Jahresbeitrag von 10 Mark 
(§ 6 der Satzungen) auf 5 Mark zu ermäßigen, und ein dritter 
Vorschlag ist der, die Zeitschrift ffir Medizinalbeamte in abge- 
kfirzter Form erscheinen zu lassen, bloß monatlich einmal, auf 
Originalartikel darin zu verzichten, und das Geld, das dadurch 
erspart wird, der ünterstfitzungskasse zuzuffihren (Allseitiger 
Widersprach). Ich glaube, dieser Vorschlag ist wohl nicht dis¬ 
kutabel, wie bereits Ihr allseitiger Widersprach dagegen zeigt. 
Endlich war noch vorgeschlagen, den Zweck der Stiftung ledig¬ 
lich auf die ünterstfitzung notleidender Kollegen und ihrer Hinter¬ 
bliebenen zu beschränken. Diesem Vorschlag kann aber m. E. 
nicht stattgegeben werden, da von den einmaligen Beiträgen ver¬ 
schiedene ausdrficklich mit der Begründung gezahlt sind, daß die 
Stiftung auch zur Förderung der Vereinsbestrebungen dienen soll; 
wir mfissen daher an der Fassung des § 1 der Satzungen fest- 
halten. Ebenso empfiehlt Ihnen der Vorstand, den Mindestsatz 
von 10 Mark als Jahresbeitrag beizubehalten; denn sonst kommt 
zu wenig zusammen (Zuruf: 10 Mark ist wenig genug!). Diesem 
Zuruf gegenfiber möchte ich bemerken, daß es ja jedem Mitgliede 
freisteht, einen höheren Beitrag zu zeichnen, wie dies 
auch bereits von einer Anzahl Vereinsmitgliedern geschehen ist. 

Der Vorstand schlägt Ihnen vor, die Satzungen in der vor¬ 
gelegten Fassung anzunehmen bis auf die Aenderung des Ein¬ 
trittsgeldes, das nicht erhoben werden soll; § 2 d und 
§ 4 Abs. 2 sind demnach zu streichen. 

Ich eröffne die Diskussion zu diesem Gegenstand der Tages¬ 
ordnung und zu dem Antrag des Vorstandes. — Es meldet sich 
Niemand zum Wort. — Wir können nunmehr fiber den Antrag 
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SchloS der Sitzang. 


abstimmen; ich bitte diejenigen Herren, die damit emyerstanden 
sind, sich von ihren Sitzen zn erheben. 

(Qeschieht.) 

Die Satzungen sind damit einstimmig angenommen. 
Ich danke Ihnen ffir das Vertrauen, das Sie dem Vorstande und 
dem vorläufigen Stiftungsausschusse damit zum Ausdruck gebracht 
haben; ich mochte aber bei dieser Gelegenheit nicht unterlassen, 
unserem bisherigen Schriftffihrer und Eassenffihrer, Herrn Geh. 
Med.>Bat Dr. Sc hl fit er, der viel Arbeit damit gehabt hat, den 
verbindlichsten Dank auszusprechen, worin Sie mit mir wohl ebenso 
einverstanden sind, wie mit dem Vorschläge, daß er dieses Amt 
nunmehr endgültig fibernimmt, und daß der Vorstand der Stif¬ 
tung, der nach § 9 der Satzungen außerdem noch aus dem Vor¬ 
sitzenden und Schriftffihrer unseres Vereins — also aus mir und 
dem Herrn Kollegen Dr. Fielitz — besteht, die beiden sonst 
noch erforderlichen Vorstandsmitglieder durch Zuwahl kooptiert. 

(AUseitige ZustimmnDg.) 

Meine Herren, ich schliesse die diesjährige Versammlung 
mit dem Wunsche, dass diese ffir Sie alle einen recht befriedi¬ 
genden Verlauf genommen und dazu beigetragen hat, die Be¬ 
strebungen unseres Vereins zu fördern. Gleichzeitig darf ich woÜ 
in Ihrer aller Namen den Wunsch aussprechen, dass unser lieber 
Kollege, Geheimrat Dr. Elten, recht bald von dem gestern er¬ 
littenen Schlaganfall genesen möge und wir ihn demnächst wieder 
in unserer Mitte begrfissen können! 

Sehlius der Sltzsng: 1 Uhr 20 Hin. nachmittags. 

Nach Schluss der Sitzung vereinigten sich die Mit¬ 
glieder mit ihren Damen zu einem gemeinschaftlichen 
Mittagessen im Musiksaale des ^Rheingold*. Am Abend 
trafen sich dann die noch in Berlin anwesenden Mitglieder mit 
ihren Damen im Königl. Schauspielhause, zu dessen Vorstellung 
der Herr Generalintendant wiederum in liebenswürdiger Weise 
eine ausreichende Anzahl Billets unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt hatte. 

Den Schluß des Abends bildete ein frohbewegtes Zusammen¬ 
sein im „Weihenstephan“ (Friedrichsstraße 176/177). 



Satzungen 

der 

Jubiläums-Stiftung 

des 

Preussischen neiiiziiialbeaiiiten-Vereiiis. 

Aagenommen auf der XXVI. Hauptversammlung 
am 23. April 1910. 

--- 

A. Name, Sitz und Zweck der Stiftung. 

§ 1. Die zur Feier des 26 jährigen Bestehens des Preufiisohen 
Medizinalbeamten-Vereins durch freiwillige Beiträge seiner Mitglieder 
im Jahre 1908 begründete „ Jubiläumsstiftung** hat ihren Sitz im 
Bezirk des Amtsgerichts Berlin Mitte. 

Sie hat in erster Linie den Zweck, Vereinsmitglieder und deren 
Hinterbliebene im Falle der Bedürftigkeit zu unterstützen. Außerdem 
können auch Beihilfen zur Förderung der Bestrebungen und Ziele des 
Vereins gewährt werden. 

B. Mittel der Stiftung. 

§ 2. Die Mittel der Stiftung setzen sich zusammen aus: 

a. dem Stiftungsvermögen, 

b. weiteren einmalmen Beiträgen, Schenkungen, Vermächtnissen 
oder sonstigen ^Wendungen, 

o. den regelmäßigen Beiträgen der Mitglieder, 

Alle Kapitalien sind mündelsioher anzulegen; der Vorstand ist für 
diese Anlage verantwortlich. 

C. Mitgliedschaft und Beiträge. 

§ 3. Mitglied der Stiftung kann jedes Mitglied des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins werden, das sich zur Zahlung eines regelmäßigen 
jährlichen Beitrages von mindestens zehn Mark verpflichtet, 
oder einen einmaligen Beitrag von wenigstens dreihundert Mark 
geleistet hat. 

Diejenigen Mitglieder des Preußischen Medizinalbeamtenvereins, die 
bei Gründimg des Stiftungsfonds einen Beitrag gezahlt haben, sind von 
vornherein stimmberechtigte Mitglieder, ohne Rücksicht auf die^ Höhe des 
von ihnen gezahlten Beitrags und ohne Rücksicht darauf, ob sie sich zu 
weiteren regelmäßigen Beitj^en verpfliohtet haben oder nicht. 

§ 4. Die Beitrittserklärung erfolgt durch sohriftliohe An¬ 
meldung beim Vorstand. 
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§ 6. Als Geschäftsjahr gilt das Kalenderjahr. 

§ 6. Die Beiträge sind im Laufe des Januars jedes Jahres fällig; 
die Eintrittsgelder soiort beim Eintritt. Erfolgt der Eintritt vor dem 
1. Juli, so betritt der Mindestbeitrag zehn Marh, wenn nach dem 1. Juli, 
nur fünf Mark lür das laufende Jahr. 

Mitglieder, die bis zum 1. Februar ihren Beitrag nicht gezahlt 
haben, werden mit 14tägiger Frist erinnert; bleibt die Erinnening ohne 
Erfolg, so wird der Beitrag durch Postnachnahme erhoben. 

Der Vorstand ist ermächtigt, auf begründetem Antrag Stundung 
oder zeitweisen Erlaß des Beitrages zu bewilligen. 

§ 7. Mitglieder, die ihren Beitrag nicht bezahlen, gehen, abgesehen 
von den Fällen in § 6 Abs. 3, der Mitgliedschaft verlustig, wovon ihnen 
Mitteilung zu machen ist. Über einen etwaigen dagegen erhobenen 
Einspruch entscheidet der Vorstand. 

Im übrigen steht der Austritt jedem Mitglieds frei; es bedarf 
dazu jedoch einer Abmeldung beim Vorstand. 

Ausgeschiedene Mitglieder haben kein Recht auf etwaige anteilige 
Rückzahlung ihrer Beiträge; sie behalten aber, solange sie Mitglieder des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins sind, weiterhin Anspruch auf Unter¬ 
stützung für sich und ihre Hinterbliebenen in dem Umfange, wie die¬ 
jenigen Mitglieder des Preußischen Medizinalbeamtenvereins, die der 
Stiftung nicht als Mitglieder angehören (s. § 17). 

Beim Wiedereintritt hat Nachzahlung der Beiträge in der Höhe des 
Mindestsatzes zu erfolgen; jedoch kann auch hier die Bestimmung in 
§ 6 Abs. 3, Anwendung finden. 


D. Organe des Vereins. 


§a 

Sammlung. 


Organe der Stiftung sind der Vorstand und die Generalver 

I. Vorstand. 


§9. Zusammensetzung: Der Vorstand der Stiftung besteht 
aus dem jeweiligen Vorsitzenden und Schriftführer des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins als Vorsitzenden und stellvertretenden Vor¬ 
sitzenden sowie aus drei von der Generalversammlung zu wählenden Mit¬ 
gliedern, von denen einer als Schriftführer zu bestimmen ist. Ihre Wahl 
erfolgt auf drei Jahre durch widerspruchslose Zustimmung oder durch 
Stimmzettel nach Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. Wiederwahl ist zulässig. 

Scheidet ein gewähltes Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amts¬ 
dauer aus, so kann der Vorstand für die Zeit der Amtsdauer des Aus- 
geschiedenen aus der Zahl der Mitglieder ein neues Vorstandsmitglied 
wählen. 

§ 10. Obliegenheiten und Befugnisse: Der Vorstand leitet 
die gesamten Angelegenheiten der Stiftung. Seine Berufung geschieht 
durch den Vorsitzenden, so oft es die Lage des Geschäfts ermrdert oder 
wenn sie von mindestens drei Vorstandsmitgliedern beantragt wird.. Die 
Einladung dazu hat mindestens drei Tage vorher schriftlich zu erfolgen 
unter Mitteilung der Tagesordnung. 

Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, 
einschließlich des Vorsitzenden, anwesend sind. Er faßt seine Beschlüsse 
nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden. Uber seine Sitzungen hat der Schriftführer eine Ver¬ 
handlung aufzunehmen, die von ihm und dem Vorsitzenden zu voll¬ 
ziehen ist. 

Eine Beschlußfassung durch schriftliche Umfrage ist statthaft, falls 
von keinem Vorstandsmitgliede Widerspruch dagegen erhoben wird. 

Der Vorstand entscheidet über alle Anträge auf Unterstützungen, 
sowie Uber die sonstige Verwendung der Stiftungsgelder innerhalb der 
von der Generalversammlung dafür mstgesetzten Bestimmu^en. Er hat 
die Beschlüsse der Generalversammlung vorzubereiten und ihr alljährlich 
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einen Geschäftsbericht zu erstatten sowie Rechnung zu legen, die von 
dem Schriftführer aufzustellen ist. 

§ 11. Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter führt in allen 
Sitzungen des Vorstandes sowie in der Generalversammlung den Vorsitz 
und vertritt den Verein nach außen in allen gerichtlichen und außer¬ 
gerichtlichen Angelegenheiten, insbesondere auch in denjenigen Fällen, 
in denen die Gesetze eine Spezialvollmacht erfordern. 

Urkunden, die für die Stiftung rechtsverbindlich sein sollen, be¬ 
dürfen der Mituntersobrift des Schriftführers. 

§ 12. Der Schriftführer hat den schriftlichen Verkehr zu 
führen, die Verhandlungen über die Vorstandssitzungen und Generalver¬ 
sammlungen aufzunehmen, für ordnungsmäßige Aufbewahrung der Akten 
zu sorgen und gleichzeitig die Geschäfte des Schatzmeisters zu be¬ 
sorgen. Er verwaltet demzufolge die Vereinskasse und hat die fälligen 
Beiträge und Eintrittsgelder einzuziehen, Mitgliedskarten auszufertigen 
usw. Am Schlüsse des Jahres hat er einen der Generalversa mml ung 
vorzulegenden Geschäfts- und Kassenbericht zu erstatten. 

Übersteigt der Barbestand der Stiitvmgskasse die Summe von fünf¬ 
hundert Mark, so hat der Schriftführer den Mehrbetrag bei einer vom 
Vorstande zu bestimmenden mündelsioheren Kasse (kommunale Spar¬ 
kasse usw.) zu belegen. 

§ 13. Im Behindertmgsfalle des Vorsitzenden, stellvertretenden 
Vorsitzenden oder Schriftführers kann der Vorsitzende einen Stellver¬ 
treter ernennen. 

n. Generalversammlnng. 

§ 14. In der Regel findet im Anschluß an die Hauptversammlung 
des Preußischen Medizmalbeamtenvereins eine Generalversammlung statt. 

Außerordentliche Versammlungen können vom Vorstande jederzeit 
einberufen werden; desgleichen müssen solche stattfinden, wenn sie von 
mindestens 40 Mitgliedern beantragt werden und ebensoviele Mitglieder 
ihr Erscheinen zugesagt haben. 

Die Einladungen zur Generalversammlung haben mindestens 
4 Wochen vorher durch das Vereinsorgan des Preußischen MedizinM- 
beamtenvereins zu erfolgen; bei außerordentlichen Versammlungen kann 
diese Frist auf 8 T^e verkürzt werden, falls jedes Mitglied diirch be¬ 
sonderes Sohreiben eingeladen wird. 

§ 15. Obliegenheiten, Befugnisse und Beschlüsse der 
Generalversammlung. 

Der Generalversammlung liegt insbesondere ob: 

a. die Wahl des Vorstandes; 

b. die Wahl der Rechnun^revisoren zur Prüfung der vom 
Schriftführer alljährlich vorzulegenden Jahresreohnung, sowie 

0 . dessen Entlastung auf Antrag der Reohmmgsrevisoren; 

d. die Festsetzimg bestimmter Grundsätze über die Gewährung 
von Unterstützungen sowie über die sonstige Verwendung 
der Stiftungsgelder; 

e. die Beschlußi^sung über alle sonstigen Anträge und Stif¬ 
tungsangelegenheiten, namentlich über Abänderung der 
Satzungen. 

Beschlüsse werden in der Regel mit Stimmenmehrheit gefaßt; 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Nur bei Änderungen der Satzungen 
ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der stimmenden Mitglieder erforderlmh; 
außerdem sind derartige Anträge mindestens 8 Wochen vor der Ver¬ 
sammlung dem Vorstande schriftlich einzureichen und 4 Wochen vorher 
den Stiftungs-Mitgliedern bekanntzugeben. 

Eine Abstimmung durch Stimmzettel erfolgt nur bei Vorstands¬ 
wahlen oder wenn sie von wenigstens 20 anwesenden Mitgliedern be¬ 
antragt wird. 

Abstimmungen durch Zuruf sind statthaft, wenn von keinem an¬ 
wesenden Mitgliede Widerspruch erfolgt. 
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Über jede GeneralverBammlung ist eine vom Vorsitzenden und 
Sohriftftthrer zu tmterzeiohnende Verhandlung aufzunehmen. 

E. Verwendung der Stiftung. 

§ 16. Von den Zinsen des Stäftui^yermöMns und den regel- 
roäfiigen Beiträgen können, soweit von den Gebern Uber deren Verwendung 
nicht besondere Bestimmungen getroffen sind, alljährlich zwei Drittel ver¬ 
wandt werden. 

Erreioben die Einnahmen aus den Zinsen des Stiftimgsvermögens 
und den regelmäßigen Beiträgen der Mitglieder eine solche Höhe, daß sie 
bei Beachtung der satzungsmäßigen Bestimmungen nicht mehr aufge- 
braucht werden, so kann der Begriff der „BedUrfti^eit" als Voraussetzung 
der Unterstützung weiter ausgedehnt werden; dazu ist jedoch ein Be¬ 
schluß der Generalversammlung erforderlich, f^ dessen Fassung die in 
§ 16 Abs. 2, gegebenen Bestimmungen Uber Änderungen der Satzung^en 
maßgebend sind. 

Dasselbe gilt, wenn von der Jahreseinnahme mehr als zwei Drittel 
zu Stiftungszweoken ausgegeben werden sollen. DieGesamtausgabe 
darf aber niemals menr als vier FUnftel (80<>/o) der Gesamt¬ 
einnahme betragen, solange das Grundvermögen den 
60faohen Betrag des Stiftungsvermögens (§ 2a) nicht er¬ 
reicht hat. Ist dies geschehen, so kann die Gesamtein¬ 
nahme zu Stiftungszwecken verwandt werden. 

§ 17. Anspruch auf Unterstützung fUr sich und ihre Hinterbliebenen 
haben in erster Linie die Mitglieder der Stiftung; jedoch dUrfen auch 
andere Mitglieder des Preußischen Medizinalbeamtenvereins und deren 
Hinterbliebenen berücksichtigt werden, falls die vorhandenen Mittel dazu 
ausreiohen. 

Anträge auf Unterstützung sind an den Vorstand zu richten, der 
sich vor der Entscheidung darüber in geeigneter Weise über die Ver¬ 
hältnisse der Antragsteller zu unterrichten hat. 

F. Schlnssbestimmnng. 

§ 18. Bei etwaiger Auflösung des Preußischen Medizinalbeamten¬ 
vereins bleibt die Stiftung als solche fUr die im Staats- oder Kommunal¬ 
dienst befindlichen preußischen Medizinalbeamten bestehen; die Bestim¬ 
mungen Uber Zweck, Mitgliedschaft, Verwaltung und Verwendung werden 
für diesen Fall nur insofern verändert, daß dann jeder preußische Medizinal¬ 
beamte beitritts- und anspruchsberechtigt ist, daß aoer nur die als Mit¬ 
glieder beigetretenen Medizinalbeamten stimmberechtigt sind und in 
erster Linie Anspruch auf Unterstützung haben. 

Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter sind dann ebenfalls von 
der alljährlich abzuhaltenden Generalversammlung der stimmberechtigten 
Mitglieder zu wählen. 
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CriffHunn der VersamMluid. 

Med.’Bat Bezirksarzt Dr. Henkel-Manchen, Vorsitzender: 
M. H.I Als derzeitiger Landesvorsitzender eröffne ich die Ver- 
sammlnng nnd heiße alle Anwesenden, alle verehrten Kollegen 
herzlich willkommen. Ich erfölle die angenehme Pflicht, zn be- 
grüßen die Herren Ministerialrat Prof. Dr. Diendonnö und Reg.- 
]^t Huber als Vertreter des K. Staatsministerinms des Innern, 
die Herren Reg.-Med.-Räte Dr. Roger, Prof. Dr. Messerer 
nnd Dr. Brnglocher, die Vertreter der Ereishanptstadt Angs- 
bnrg, Herrn Oberbttrgermeister Wolfram nnd Herrn Magistrats¬ 
rat Dnbois. Ich spreche Ihnen nnd den durch Sie vertretenen 
hohen Behörden den ehrerbietigsten Dank fflr Ihr Erscheinen ans 
und bitte Sie, unseren Beratnngen wohlwollende Anteilnahme 
znznwenden. 

Ich kann es mir nicht versagen, im besonderen unserer 
Freude Ausdruck zn geben, in der altehrwflrdigen, nenaniblflhen- 
den Angnsta zn tagen, der berflhmten Stätte, die durch die Jahr¬ 
hunderte bis heute die Fahne der Humanität und des wahren 
Fortschrittes in dem Wechsel der Zeiten und in heißen Kämpfen 
vorangetragen hat. Wir danken für die freundliche üeberlassnng 
des Saales, in welchem wir heute tagen. 

Ministerialrat Prof. Dr. Dieudonn^: M. H.! Im Auf¬ 
träge des K. Staatsministeriums des Innern habe ich die Ehre, 
Sie zu begrüßen und Ihnen für die freundliche Einladung für die 
heutige Versammlung den besten Dank des Ministeriums ans- 
zusprechen. Wie bei den früheren Versammlungen ist auch die 
heutige Tagesordnung von der höchsten Wichtigkeit, und Sie 
dürfen überzeugt sein, daß das Hohe Staatsministerium bestens 
das Interesse der Medizinalbeamten vertritt, und daß es idlen 
Anforderungen und Wünschen, die gestellt werden, nach Maßgabe 
der verfügbaren Mittel nach Kräften entgegenkommen wird. Es 
ist heute das erste Mal, daß ich an dieser Versammlung teil¬ 
zunehmen in der Lage bin; ich möchte Sie versichern, daß auch 
ich bestrebt sein werde, stets Ihre Interessen zn vertreten nnd 
nach besten Kräften Ihre Wünsche zn befürworten. 

(Bravo 1) 

Reg.-Med.-Rat Dr. Roger: Sehr geehrter Herr Ministerial¬ 
rat, sehr geehrte Herren I Im Namen nnd Aufträge der K. Re¬ 
gierung von Schwaben begrüße auch ich diese Versammlung nnd 
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brioge Ihnen im Namen S. Exzellenz des Herrn Regiemngs* 
Präsidenten von Prann die Versichernng des lebhaftesten In¬ 
teresses der Regierung entgegen, wie sie es stets an Ihren Ver- 
sammlnngen nimmt, za denen sie Ihnen das beste Gedeihen wünscht. 

Oberbürgermeister Wolfram-Angsbnrg: Meine hochge¬ 
ehrten Herren! Ich danke Ihnen im Namen der Stadtvertretnng 
für die frenndliche Einladung, welche uns zu der heute statt¬ 
findenden Versammlung zuteil geworden ist, und danke insbe¬ 
sondere Ihrem Herrn Vorsitzenden für die freundliche Begrüfiung, 
welche er uns Vertretern der Stadt hat zuteil werden lassen. 

Wir betrachten Sie als treue Mitarbeiter bei den Aufgaben, 
die uns die Neuzeit in so reicher Fülle gestellt hat; wir betrachten 
Sie als unsere treuen Mitarbeiter zur Sanierung unserer Stadt 
und Erfüllung der sozialen Aufgaben, wie wir sie in so reichem 
Maße gestellt bekommen haben. Sie dürfen überzeugt sein, daß 
wir dem Stande, der uns hilft, die Stadt vorwärts zu bringen, 
die größte Dankbarkeit entgegenbringen. Ich bedauere es leb¬ 
haft, meine hochverehrten Herren, daß ich nicht in die Lage 
versetzt worden bin. Ihnen zu zeigen, wie die Stadt Augsburg 
vorgegangen ist, um die Gesundung der Verhältnisse herbei- 
zuführen. Wir hätten Ihnen so gerne unsere Wasserversorgung 
gezeigt, die Kanalisation, den neuen Schlacht- und Viehhof, die 
große Badeanstalt und so vieles andere und hätten Ihnen ins¬ 
besondere gezeigt, was wir unter Führung des Herrn Med.-Rates 
Dr. Böhm in der Lösung der Aufgabe der sozialen Frage ge¬ 
schaffen haben, was gewiß Ihr Interesse gefunden hätte. Wir 
haben als erste in Bayern eine Säuglingsmilch-Anstalt in großem 
Umfange gegründet; wir haben eine Lungenfürsorgestelle ein¬ 
gerichtet und befinden uns auf dem Wege, der Sänglingsfürsorge 
unsere weitere Aufmerksamkeit zuzuwenden, indem wir Mütter¬ 
beratungsstellen eingerichtet haben und dergl. Aber ich s^e 
ein, meine Herren, daß Ihre Zeit gemessen ist. Wenn Sie der 
Einladung unserer Stadt zu folgen in der Lage wären, so würde 
ich Sie ebenso höflich als eindringlich bitten, unsere Einrichtungen 
kennen zu lernen. 

Wenn Sie aber meinen Einladungen zu folgen nicht in der 
Lage sind, so möchte ich Sie doch bitten, wenigstens Umschau 
zu halten, wie sich Augsburg in der Neuzeit entwickelt hat, und 
insbesondere unsere öffentlichen Anlagen zu besuchen; die Herren 
werden dann finden und zageben, daß Augsburg, wenn es auch 
in erster Linie Industriestadt ist, sich bemüht hat, ein reiches 
Frühlingskleid anznlegen, und der großen Arbeiterbevölkernng die 
Möglichkeit geschaffen hat, Erholung im Grünen zu finden, wozu 
wir immer von den Herren Aerzten die Anregung erhalten haben. 
Ich wünsche den Herren, daß sie aus Augsburg die besten Er¬ 
innerungen mitnehmen, und i^e Urnen noch einmal herzlich zu: 
Willkommen in Augsburg! 

(Lebhaftes Braro.) 
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I. Vereinssatzwijen und Vereiisaigelegeiheiten. 

Vorsitzender: Die Beschlüsse der Yorjährigen Landes* 
versammlong in Bezog auf die Aendernng der Satzungen sind 
vollzogen worden. Die Satzungen sind in den Händen aller Mit* 
glieder. In Bezug auf die Motive darf ich auf das Protokoll der 
vorjährigen Landesversammlung verweisen. Ich erlaube mir, 
hieran folgende Worte zu knüpfen: 

Nach dem § 1 ist der Zweck unseres Vereines: 1. die 
Wissenschaft der Staatsarzneikunde zu pflegen; das tut gewiß 
jeder an seinem Teile; es geziemt uns auch allen in Gemein* 
Schaft, 2. durch Vorträge und Austausch persönlicher Erfahrungen 
uns zu verständigen und Anträge herbeizoführen und 3. den 
Mitgliedern Gelegenheit zu gegenseitiger Annäherung und den 
gemeinsamen Interessen entsprechende Berücksichtigung zu 
verschafien. 

Indem wir uns zu einem Medizlnalbeamtenverein zusammen* 
geschlossen haben, haben wir die Absicht, wie in § 1 ausge* 
sprechen wurde, bekundet: Eintracht macht stark in allen 
Lebenslagen. Wir können nicht alle die gleichen Ansichten 
haben, wir müssen uns aber aussprechen und verständigen; wenn 
jeglicher vom Wohle des Ganzen geleitet ist, werden wir unser 
Ziel erreichen. Die Erfahrungen, welche die Amtsärzte in an¬ 
gestrengtem Berufe jahraus, jahrein sammeln, sind wertvoll und 
können durch nichts ersetzt werden. 

Wir müssen das, was uns Theorie und Forschung bietet, 
in die Praxis umsetzen und auf diesem Boden Früchte zeitigen, 
die der Gesundheit der Nation zu gute kommen. Wir müssen 
Kulturträger sein; je mehr wir miteinander kultivieren, desto 
wichtiger und geachteter wird unser Stand sein, desto will¬ 
kommener und unentbehrlicher sein Bat der Behörde und der 
Staatsregierung. 

Nach § 10 unserer Satzungen hat die Landes Versammlung 
zuerst zu beschließen über den Rechenschaftsbericht und die Ent¬ 
lastung des Vorstandes. Ich ersuche Herrn Kollegen Dr. Pallikan 
um die Kassenberichterstattung, die Versammlung um die 
Entlastung. 

Polizeiarzt Dr. Pallikan-München, Schriftführer: Die 
Zahl der Mitglieder bei der vorjährigen Landes Versammlung be¬ 
trug 394. Im abgelaufenen Jahre sind 2 Mitglieder gestorben, 
Herr Bezirksarzt Dr. Greiner-Amberg und Herr Bezirksarzt¬ 
verweser Dr. Kempf-Oberviechtach. Ich möchte den Herrn 
Vorsitzenden bitten, die Versammlung zu ersuchen, sich zum 
Zeichen der Trauer von den Plätzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

Ausgetreten sind 6 Mitglieder: 6 wegen Pensionierung, 
1 ohne Angabe eines Grundes. Dem stehen gegenüber 24 Nen- 
aufhahmen, sodaß der heutige Mitgliederstand 410 ist 

Dem Rang und der Stellung nach gehören dem Bayer. 

1* 
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Medizinalbeamtenvereine an: 7 Begieniiig8-Med.-Rät6) alle Land¬ 
gerichtsärzte, sämtliche Bezirksärzte mit sieben Ansnahmen; die 
ttbrigen sind pro physicatn geprttite Aerzte, welche sich größten¬ 
teils in öffentlichen Stellongen befinden. 

Der Abschluß des Eassabnches ergab: 


Snmme der Einnahmen.Mk. 6663,24 

, y, Ansgaben.. „ 6692.24 


also Barbestand: Mk. 71,— 
dazn kommen, anf der Dresdner Bank . . . . . Mk. 967,20, 
sodaß unser heutiges Vereinsvermögen: .... Mk. 1038,20 
beträgt. 

Ich darf wohl den Herrn Vorsitzenden bitten, 2 Mitglieder 
zur Prüfong des Eassabnches zn ernennen. 

Die Herren Med.-Rat Dr. Böhm-Angsborg und Bezirksarzt 
Dr. Grassl-Lindau werden mit dieser Prüfung beauftragt; anf 
Grund derselben wird dem Eassenfährer Entlasstung erteilt. 

Vorsitzender: Wie den Herren EoUegen bekannt ist, ist 
aus der Zentrale für Sänglingsfttrsorge in München eine Zentrale 
für Säuglingsfürsorge in Bayern geworden. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß hierdurch ein wesentlicher Fortschritt erziät 
worden ist. 

Die Bestrebungen anf dem Gebiet der Säuglingsfürsorge, 
wie sie auch in den Verhandlungen der Bayerischen Aerzte- 
kammern zn Tage getreten sind, gehen Yon allen gebildeten 
Ständen ans in der Erkenntnis, daß hier im Interesse des Volks¬ 
wohles Wandel zu schaffen ist. Nicht etwa die Eostkinder allein 
oder vorwiegend bedürfen der Fürsorge und der üeberwachnng; 
Unverstand und Armut haben eine weit größere Zahl von Eindern 
gefährdet und zugrunde gerichtet. Es gilt also überall Hebel 
der Verbesserung einzusetzen. Man darf getrost sagen, daß die 
Aerzte, die Amtsärzte an der Spitze dieser Bewegung stehen. 
Es hat sich aber gezeigt, daß viele Eraft ohne einheitliche Ge¬ 
sichtspunkte zersplittert, daß auch viele Mittel nicht so wirksam 
zur Anwendung gebracht worden sind, wie es hätte geschehen 
können. 

Die E. Staatsregierung ist vom Beginne ab dieser Ein- 
heitsbewegimg nahe gestanden mit Rat und Tat. Es sind dem 
Zentiwlverein erhebliche Mittel von Staats wegen zugewandt worden 
zur Organisation und Einrichtung. Es wird gewiß mit Recht er¬ 
wartet, daß die Amtsärzte und £e für den Staatsdienst geprüften 
Aerzte ganz besonders die Tätigkeit des Vereines fördern werden. 
Wenn wir auch meistens schon Einzelvereinen dieser Richtung 
angehören, so wird es doch zweckmäßig sein, daß der Medizinal¬ 
beamtenverein als solcher der Zentrale beitritt und einen Jahres¬ 
beitrag von 25 Mk. leistet. 

(Der Antrag wird ohne Widersprach einstimmig angenommen.) 

Ich habe dazn noch zu sagen, daß die Zentrale für Säug¬ 
lingsfürsorge das Ersuchen gestellt hat, es möge ein Mitglieid 
unseres VereinB offiziell an ihren Beratungen teilnehmen. Ich 
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selbst bin als zweiter Vorsitzender schon in diesem Verein enga¬ 
giert, nnd da wir keinen eigenen Vereinsbeschlnß herbeifhhren 
konnten, so habe ich Herrn Dr. Pallikan, der ja Polizeiarzt 
fttr das Eostkinderwesen ist, ersucht, er möge im Namen des 
Vereins in der Zentrale fttr l^aglingsfttrsorge tätig sein. 

M. H.! Nicht minder aktuell ist die Wohnungsfrage, 
eine Enlturfrage ersten Banges. Gut wohnen heißt gnt leben. 
Habitare, sich gehaben, bezieht sich in erster Linie auf das 
Wohnen. Welche Wohltaten, welchen Nutzen schafft die gute 
WohnuDg! Welchen Schaden eine ungesunde, ungenttgende schafft, 
kann der Amtsarzt voll bewerten. Wir stehen hier in manchem 
gegen andere Nationen noch zurttck. Wir sollen deshalb aus 
Ueberzeugung nnd mit Freuden einem Vereine angeboren, der 
die Verbesserung der WohnungSTerhältnisse sich zur Aufgabe 
gestellt hat. 

Ich beantrage, daß unser Verein dem nengegrttndeten 
Bayerischen Landesverein znr Förderung des Woh¬ 
nungswesens beitritt, nnd bemerke, daß dieser Verein be¬ 
schlossen hat, einen Vertreter des Medizinalbeamtenvereines in 
die Vorstandschaft zu berufen. 

Näheres wurde in der Vorbesprechung am gestrigen Abende 
dargelegt. 

Wenn Sie nichts zu erinnern haben, nehme ich an, daß Sie 
damit einverstanden sind, daß meine Person als Delegierter 
zum Bayerischen Landesverein znr Förderung des Wohnungs¬ 
wesens nnd Herr Dr. Pallikan an den Beratungen der Zentrale 
für Sänglingsfttrsorge teilnehmen. 

(Es wird beschlossen, mit einem Jahresbeitrag Ton 25 Mk. dem ge¬ 
nannten Vereine beizutreten.) 


II. Oie Amtsärzte md das leue Beamteagesetz. 

(In Kraft getreten am 1. Janaar 1909.) 

Med.-Rat Bezirksarzt Dr. Henkel, Vorsitzender: M. H.! 
Die bisherige Einteilung in pragmatische nnd nichtpragmatische 
Beamte hat anfgehört. Beamte im engeren Sinne, etatsmäßige 
Beamte sind alle, die einer in der Gehaltsordnung aufgeftthrten 
Beamtenklasse angehören nnd durch Urkunde in etatsmäßiger 
Eigenschaft ernannt sind. Die Medizinalbeamten gehören zu 
diesen etatsmäßigen Beamten und zwar zu jenen nach Anli^e Ib, 
deren Dienstverhältnis nach einer etatsmäßigen Dienstzeit von 
3 Jahren unwiderruflich wird. 

Der Beamte kann, wie bisher, jederzeit ohne Angabe eines 
Grundes um seine Entlassung aus dem Staatsdienste nach¬ 
suchen. Nach Art. 18 kann er ein Neb.enamt oder Neben¬ 
geschäft, womit eine Entlohnung verbunden ist, nur mit Erlaubnis 
der zuständigen Dienstbehörde ttbernehmen. Diese Erlaubnis 
kann jederzeit zurttcl^^enommen werden. 

Der unwiderrufliche Beamte kann die Versetzung in den 
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Bahestand beansprachen, wenn er entweder das 65. Lebensjahr 
vollendet hat oder infolge eines körperlichen Gebrechens, oder 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte znr Erfftllnng 
seiner Amtspflichten nnfähig ist. 

Der nnwidermfliche Beamte [kann ohne sein Ansuchen in 
den Bahestand versetzt werden, wenn er das 65. Lebensjahr 
vollendet oder infolge Gebrechen oder Schwäche znr Erffillnng 
seiner Amtspflichten nnfähig ist, oder wenn durch sein Verschulden 
Umstände vorliegen, die die Versetznng in den Bahestand veran¬ 
lassen. 

Ist bei Versetznng in den Bahestand wegen körperlicher 
Gebrechen oder Schwäche der Wiedereintritt der Dienstfähigkeit 
nicht ansgeschlossen, so ist die Versetznng in den Bahestand 
zunächst nur auf die Dauer der voraussichtlichen Dienstunfähig- 
keit zu verfflgen (Art. 49). 

Zum Nachweise der Dienstunfähigkeit eines die Versetzung 
in den Bahestand nachsuchendon Beamten ist nach Art. 50 die 
Erklärung der ihm unmittelbar Vorgesetzten Dienstbehörde er¬ 
forderlich, daß sie nach pflichtmäßigem Ermessen die Voraus¬ 
setzungen för die Versetzung in den Bahestand gegeben erachtet. 
Nach Lage des Falles können weitere Beweismittel gefordert 
oder die vorliegenden Beweismittel entgegen der Erklärung der 
unmittelbar Vorgesetzten Behörde fftr ausreichend erachtet werden. 

Man sieht, daß mannigfache wesentliche Abweichungen von 
den früheren pragmatischen Bestimmungen eingetreten sind. Die 
Amtsärzte interessiert besonders, dass es der zur Entscheidung über 
die Versetzung in den Bahestand zuständigen Stelle überlassen ist, 
je nach Lage des Einzelfalles darüber zu beflnden, ob die Er- 
Idärung der unmittelbar Vorgesetzten Dienstbehörde zur Versetzung 
in den Bahestand als ausreichend erachtet wird, oder ob weitere 
Beweismittel, so die Einholung amtsärztlicher Gutachten u. dergl. 
notwendig sind. Das bisherige umständliche Verfahren, die Ein¬ 
holung von 2 amtsärztlichen Gutachten bei der Pensionierung 
von pragmatischen Beamten kommt in Wegfall. Unbediogt^ er¬ 
forderlich ist nicht einmal ein amtsärztliches Gutachten. 

Das Gehalt des aktiven Medizinalbeamten bemißt sich, 
abgesehen von den Gehältern der Referenten bei Ministerien und 
Ereisregierungen, welche den Bäten dieser Zentralstellen gleich¬ 
gestellt sind, für den Landgerichtsarzt auf 4800 Mk. Anfangs¬ 
gehalt und in dreijähriger Steigerung um je 500 Mk., also vom 16. 
Dienstjahre ab auf 7200 Mk., für den Bezirksarzt und Zentral¬ 
impfarzt auf 3000 Mk. Anfangsgehalt und in dreijähriger Steige¬ 
rung um je 500 Mk., also vom 19. Dienstjahre auf 6000 Mk. Dabei 
findet sich der Vermerk in der Gehaltsordnung: Die Bezirkeärzte 
beziehen neben ihrem Gehalt die ihnen verordnungsmäßig zu- 
gewiesenen Gebühren. 

Das Buhegehalt, das die Medizinalbeamten [^wie alle 
Beamten im Falle der Versetzung in den Bahestand zu bean¬ 
spruchen haben, betrüg für die ersten 10 Dienstjahre 35 ®/o, steigt 
mit dem Eintritt in jedes weitere Dienstjahr um 2®/o, vom Ein- 
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tritt in das 21. Dienstjahr jährlich um 1 ^/o des pensionsfähigen 
Diensteinkommens (des Gehaltes). Das Bnhegehalt darf 76®/o 
dieses Diensteinkommens nicht fibersteigen. Es beträgt sonach: 
im 11. Dienstjahr 37*’/o, im 15. 45%, im 20. 55%, im 25. 60%, 
im 30. 65%, im 35. 70%, und erreicht mit dem Eintritt in das 
40. Dienstjahr den Hfichstbetrag mit 75 ^/o. 

Dabei ist von größter Bedentnng, daß die Dienstzeit 
bei Berecimong des Rahegehaltes nicht jene Zeit ist, wie sie Yom 
Tage der mit Diensteinkommen yerbnndenen AnsteÜnng bei den 
Vorrfickangsstnfen der Gehaltsordnnng in Betracht kommt, sondern 
nach Art. 54 and 56 in anderer Weise festgelegt wird. Art. 54, 
Z. 4 besagt: Bei der Feststellnng der Dienstzeit wird auch die 
Zeit berechnet, während welcher der Beamte als Staatsdienst¬ 
aspirant den ffir die Ernennung znm etatsmäßigen Beamten an¬ 
geordneten oder zngelassenen Vorbereitungsdienst ableistet. Auf 
Grund dieser Bestimmung wird Juristen die Vorbereitungszeit, 
Stellung beim Magistrat, Rechtsanwalt, Notariat, Banken usw. 
als Dienst zngerechnet. 

Nach Art. 56 kann bei Feststellung dieser Dienstzeit auch 
ganz oder teilweise die Zeit gerechnet werden, während welcher 
der Beamte außerhalb des öffentlichen Dienstes tätig ist, sofern 
diese Tätigkeit der beruflichen Ausbildung förderlich ist. 
Letztere Bestimmung wurde zu unserer Freude ffir die amt¬ 
lichen Aerzte nach Ministerialentscbließong vom 18. Februar 1909 
in der Weise zur Anwendung gebracht, daß die Zeit von der 
Ablegung der Prüfung ffir den ärztlichen Staatsdienst anzurechnen 
ist, insoweit der Beamte während dieser Zeit in seinem Berufe 
praktisch oder wissenschaftlich tätig war. 

Nehmen wir den günstigsten Fall als Beispiel an. 

Hat der Medizinalbeamte mit 25 Jahren die Prüfung ffir 
den ärztlichen Staatsdienst bestanden, so kann er mit 65 Jahren 
in den Ruhestand versetzt, dreiviertel des Gehaltes als Pension 
bekommen; 5400 Mk. als Landgerichtsarzt, 4500 Mk. als Be¬ 
zirksarzt. 

Das Beamtenwitwengehalt beträgt 40% des Ruhe¬ 
gehaltes, zu dessen Bezug der verstorbene Beamte berechtigt 
gewesen ist oder berechtigt gewesen wäre, wenn er am Todes¬ 
tage in den Ruhestand versetzt worden wäre. Wenn nach dem 
oben angeführten Beispiel der Medizinalbeamte mit 65 Jahren in 
den Ruhestand versetzt und zu gleicher Zeit oder später ver¬ 
storben wäre, so würde die Witwe des Landgerichtsarztes 2160 Mk., 
des Bezirksarztes 1800 Mk. erhalten. 

Ffir einfache Waisen (Kinder, deren Mutter noch lebt) ist 
das Waisengeld auf ein Fünftel des Witwengeldes, ffir Doppel¬ 
waisen ein Drittel des Witwengeldes festgesetzt, sonach in dem 
angeführten günstigen Falle ffir einfache Waisen des Landgerichts- 
arztes 432 Mk., des Bezirksarztes 360 Mk., ffir Doppelwaisen des 
Laadgerichtsarztes 720 Mk., des Bezirksarztes 600 Mk. 
Nehmen wir noch einen minderen Fall an, ein Landgerichts- oder 
Bezirksarzt stirbt 10 Jahre nach der Anstellung, 25 Jahre nach 
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dem Physikatezamen; zn dieser Zeit vAre beim Landgericbtsarzt 
das Ruhegehalt 8780 Mk., Witwengeld 1512 Mk., einfaches 
Waisengeld 802,40 Mk., Doppelwaisengeld 504 Mk.; beim Bezirks¬ 
arzt: Rahegehalt 2700 Mk., Witwengeld 1080 Mk., einfaches 
Waisengeld 216 Mk., Doppelwaisengeld 860 Mk. 

Witwengelder und Waisengelder dürfen zusammen den Be¬ 
trag des Rahegehaltes nicht übersteigen, za dessen Bezug der 
yerstorbene Beamte berechtigt gewesen ist oder gewesen sein 
würde, wenn er am Todestag in den Ruhestand versetzt worden 
wäre. Das käme wohl bei zahlreichen Kindern in Betracht. 

Der Ansprach auf Witwen- und Waisengeld erlischt 1. für 
jeden Berechtigten mit dem Ablauf des Monats, in dem er sich 
verheiratet oder stirbt, 2. für jede Waise mit dem Ablauf des 
Monats, in dem sie das 21. Lebensjahr vollendet. 

Im Falle der Erwerbsunfähigkeit und Unterstützungs¬ 
bedürftigkeit können den hinterbliebenen ehelichen und legi¬ 
timierten Kindern eines etatsmäßigen Beamten, die das 21. Lebens¬ 
jahr bereits vollendet haben und ledigen Standes sind, fortlaufende 
Unterhaltsbeiträge bis zur Höhe des Waisengeldes gewährt 
werden, das sich bei Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes 
berechnet. Die Bewilligung dieser Unterhaltsbeiträge erfolgt 
darch das zuständige Staatsministerium im Benehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen. Daß hierbei amtsärztliche Unter- 
suchang und Begatachtang notwendig ist, ist nicht gesagt. Auch 
die Untersuchung von Witwen behufs Pensionserhöhung kommt 
für die Zakunft in Wegfall, da eine solche Erhöhung nicht mehr 
vorgesehen ist. Bei den unter den bisherigen Bestimmungen 
nach der Gradation der alten Pensionspragmatik mit Zuschüssen 
bedachten Witwen und Waisen bleibt es noch beim alten Ver¬ 
fahren. 

Nach Art. 86 des Beamtengesetzes findet für die Dauer des 
regelmäßigen Urlaubs und für die Zeit der Abwesenheit, für 
die der Beamte eines Urlaubs nicht bedarf, ein Abzug am Gehalte 
nicht statt. Die etwa erwachsenen Stellvertretungskosten fallen 
der Staatskasse zur Last. In welcher Weise die Bestimmung 
über die Stellvertretungskosten bei dem Geschäftsurlaub oder 
Erholungsurlaub der Amtsärzte durchgeführt wird, werden wir 
im Laufe des Jahres erfahren. 

Im Falle der Erkrankung gilt für die Medizinalbeamten 
das gleiche wie für die anderen Beamtenkategorien. Für die 
Dauer von 26 Wochen findet kein Gehaltsabzug statt, für längere 
Dienstbehinderung bedarf es zu weiterer unverkürzter Verabfolgung 
des Glehaltes und der Uebernahme weiterer Stellvertretungskosten 
auf die Staatskasse der Erlaubnis des Ministeriums. 

Bereits auf der vorjährigen Landesversammlung habe ich 
Urnen die Bemühungen der Vorstandschaft dargelegt, äe Gehalts¬ 
stellung der Amtsärzte günstig za gestalten. Ich verweise auf 
den offiziellen Bericht, worin Sie unsere Eingabe, der wir wieder¬ 
holt Nadidruck verliehen, wie aach die vorjährige Diskassion 
über diesen Gegenstand nachlesen können. Wir alle haben damals 
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ansgfesprochen, daß die erhebliche BesserstellaDgr der Landgrerichts« 
ftrzte dringend notwendig sei. Dem diesbezflgliehem Wunsche 
wnrde entsprochen. Die nach nnserer Anifassnng berechtigten 
Wflnsche in bezog auf die Gehaltsstelinng der Bezirksärzte 
worden nicht in gleicher Weise eriflllt. Der ^hmen, in welchem 
die Gehaltsverhältnisse der gesamten Beamtenschaft bei Ver- 
Ofentlichnng des Gesetzentwurfes im März 1908 festgefflgt waren, 
wurde nicht mehr gelöst Eine wesentliche Besserung und Er¬ 
höhung der Gehaltsverhältsnisse ist aber anch fflr die Bezirksärzte 
eingetreten. Wir haben keinen Grund, den Vergleich mit anderen 
deutschen Staaten zu scheuen. Der Unterschied zwischen voll- 
und nicht vollbesoldeten Kreisärzten in der Form, wie er gegen¬ 
wärtig im Königreiche Preußen durchgeftthrt ist, erscheint eine 
unvollkommene Einrichtung. Vollbeschäftigt sind hier entschieden 
mehr wie ein Zehntel der &eisärzte; man darf sagen drei Viertel. 
Die meisten preußischen Kreise sind weit großer wie unsere 
Amtsbezirke. Näheres in dieser Beziehung haben wir im Vor¬ 
jahre erörtert. 

Med.-Bat Bezirksarzt Dr. BOhin- Augsburg: M. H. Wir sind ge¬ 
wiß der K. Begierung zu Dank verpflichtet, daß wir bei Aufstellung des 
neuen Beamtengesetzes in mancher Weise berücksichtigt und nur in dem einen 
Punkt geschädigt worden sind. Aber ich glaube, es ist doch am Platze, darüber 
zu sprechen. Wir sind in dem Gehaltsregulativ in die Klasse XII eingereiht 
worden mit anderen Beamten, die uns im Bang nicht gleichstehen. Wir sind 
von den Landgerichtsärzten getrennt und in eine tiefere Klasse zurückgestellt 
worden, weil unser Einkommen zum Teil aus Gebühren besteht, die zu erheben 
wir in besonderen Fällen berechtigt sind. Dadurch sind wir anch in unserem 
Satze für den auswärtigen Dienst zurückgesetzt; denn bei dieser Gelegenheit 
wird der Klasse XII ein Tagegeld von Mk. 9.— zugewiesen. Dabei wird aller¬ 
dings für den größten Teil eine Schädigung in der Gegenwart nicht entstehen, 
wom aber für die Zukunft. Nun ist es nach meiner Ansicht nicht recht, wenn 
man uns, nachdem wir so lange den Tagegeldsatz von Mk. 11.— erhalten haben, 
auf einmal zurückversetzt in eine andere Klasse. Ich habe mit verschiedenen 
Herren gesprochen, anch vom Finanzwesen, welche meinen, es könnte auch 
anders aasgelegt werden, sodaß wir nicht gemeint wären, sondern nur die 
anderen, die außerdem noch in der Klasse XII sind. Nachdem nun auch alles 
teurer geworden ist, wären wir zu großem Danke verpflichtet, wenn die K. 
Staatsregierang uns in dieser Sache berücksichtigen und uns auf den Tagegeld¬ 
satz von 11 Mk. setzen würde. 

Vorsitzender: Ich mochte hierza bemerken, daß vir auf 
diesen Gegenstand später noch znrttckkommen werden bei dem 
V. Punkt der Tagesordnung: Bezirksärztliche Gebühren. Wir 
können dort unsere Wünsche anch anknüpfen. 


III. Antsärztlicke Vorkehrusjes bei ansteckendei 

Kraikbeites. 

Med.-Bat Bezirksarzt Dr. Henkel, Vorsitzender: M. H.I 
Wenn man sich der Zeiten erinnert, in welchen die nun schon seit 
Jahren Amtsärzte Gewordenen in Bayern speziell in München studier¬ 
ten, wo Pettenkof er damals in voller Lehrtätigkeit stand, so erkennt 
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man mit Freade und BefriedigmiK} vdchen Anfachwnng die Er> 
kenntnis des geheimnisYollen Wesens der Infektionsknnkheiten 
genommen hat. 

Im allgemeinen war vor Pettenkofer noch fast allent¬ 
halben Unwissenheit nnd infolge deren die machtiose Sehen yor 
dem unbekannten Feinde, den das Mittelalter als Gift in den 
Bmnnen suchte; vorwiegend durch Pettenkofers Anregung, 
die Sichtung, die Forschung in Luft, Wasser nnd Boden, in den 
persönlichen und körperlichen Eigenschaften, in inneren nnd 
äußeren Einflflssen. Und dennoch langte es nicht, das unbekannte 
Wesen, das X, verblieb noch. Weitere Forscher, in hervor¬ 
ragendem Maße die deutsche Wissenschaft unter Koch und seinen 
gelehrten Mitarbeitern, entdeckten die Erankheitserr^er, die 
spezifischen Keime und Schädlinge, deren Fahrt und Art, die Be¬ 
dingungen ihres Wachsens nnd Vermehrens, ihrer Schwächung 
nnd Vernichtung. 

Wir erkannten die Infektion, wir rflsteten uns zur 
Desinfektion. 

Wenn uns auch noch nicht alle Erankheitskdme bekannt 
sind, wenn auch noch sehr vieles unvollkommen ist, wenn fernere 
Klärung nnd Forschung nötig ist, nnd noch weit bessere Methoden 
kommen müssen, die Wissenschaft steht nie stille, des Menschen 
Geist schreitet fort anf der gefundenen rechten Bahn. 

Die bayerische Ministerialbekanntmachung vom 31. März 
1909 hat in einer Anlage eine Desinfektionsanweisung für über- 
tr^bare Krankheiten veröffentlicht, in welcher die Desinfektions¬ 
mittel und die Ausführung zur Desinfektion angegeben sind. 
Unter stetem Hinweis auf diese amtliche Anweisung, welche mir 
erspart, hier anf Einzelheiten der Desinfektion einzngehen, möchte 
ich vom Standpunkte des amtsärztlichen Praktikers das Wesen 
und die Bekämpfung der bei uns häufigsten Infektionskrankheiten 
in gedrängter Form darlegen. 

Scharlach. Der Scharlach ist eine der heimtückischsten, 
vielgestaltigsten nnd interessantesten Infektionskrankheiten, eine 
Krankheit, die unsere besondere Beachtung erfordert, gerade des¬ 
halb, weil der Scharlach erfahrungsgemäß in seiner Verbreitung 
wirksam bekämpft werden kann. Im Durchschnitte der letzten 
drei Jahrzehnte betrug in Bayern nnd auch in München die 
Sterblichkeit an Scharlach 19 anf 100000 Einwohner. Es treffen 
50<>/o aller Scharlachtodesfälle auf das Alter von 2—5 Jahren, 
21 auf das Alter von 6—10 Jahren, 12 ^/o auf das 1. Lebens¬ 
jahr, 9^/o anf das Alter von 10—20 Jahren, sonach rund 98®/o 
anf die ersten 20, 89 ^/o anf die ersten 10 Lebensjahre. 

Der Scharlach hat in Bayern in den letzten 3 Jahrzehnten 
stetig abgenommen. Von 1878 mit 1887 betrog die Sterblichkeit 
36 anf 100000 Einwohner, von 1888 bis 1903 13, in den Jahren 
1904—1906 7 auf 100000 Einwohner. Eine ähnliche Abnahme 
zeigt München, woselbst in den letzten 3 Jahrzehnten die Sterb- 
licbkeitsziffer von 30 anf 4 pro 100000 Einwohner zurückging. 
Seit 1894 stieg die Sterblichkeit in München nicht mehr über 10, 
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seit 1899 hat sie 10 nicht mehr erreicht. Eine Ausnahme macht 
das Jahr 1908, in welchem der Scharlach in München merkwürdig 
emporstieg und die Mortalität 10 auf 100000 wieder erreichte. 
Die Jahre 1908 und 1909, soweit es sich bisher übersehen läßt, 
sind in München bei sonst sehr guten Gesundheitsyerhältnissen 
außerordentlich reich an ansteckenden Kinderkrankheiten. 

Der Scharlach scheint auch nach den langjährigen Beobach¬ 
tungen in anderen Ländern von meteorologischen Verhältnissen 
wenig beeinflußt. Scharlachepidemien treten zu jeder Jahreszeit 
auf; die Krankheit verbreitet sich gewöhnlich weniger schnell, 
doch gibt es hiervon auch Ausnahmen, wie ich heuer in München 
beobachten konnte. In sehr großen Städten verschwindet er 
selten ganz. Es kommen im allgemeinen mehr gehäufte Einzel¬ 
erkrankungen zur Beobachtung. Gelangt die Krankheit zur 
epidemischen Entwicklung, so kann sie mehrere Jahre fortbestehen; 
der Krankheitskeim ist weniger flüchtig, doch hat er längere Dauer. 

Die Inkobationsdauer ist gewöhnlich 4—7 Tage, doch kann 
sie auch viel länger sein. Die Ansteckung, die Verbreitung ge¬ 
schieht durch den persönlichen Verkehr mittels Uebertragung 
durch die Luft auf die oberen Luftwege, Bachen und Mandeln. 
Der Scharlachkranke kann schon im ersten Beginn, wenn nur 
Halsentzündung vorhanden ist, ansteckend wirken; vielfache Be¬ 
obachtungen haben ergeben, daß der Scharlach in der ersten Zeit 
des Ausbruches am ansteckendsten ist, keineswegs während der 
Abschuppung. Man glaubte durch dritte Personen (Gesunde), 
auch durch Gegenstände, sei der Scharlach nicht oder äußerst 
selten übertragbar. Dem ist nicht so. Während einer Epidemie 
habe ich in meiner eigenen Familie durch einen Bock, an dem 
wider die gegebene Weisung die Kindsmagd im Kinderzimmer 
einen Knopf einnähte, den Scharlach prompt übermittelt, obwohl 
sonst die größten Vorsichtsmaßregeln getrofien waren und sich 
wochenlang bewährt hatten. 

Die wichtigste Maßregel gegen die Verbreitung des Schar¬ 
lachs ist die Isolierung, wenn möglich in einem Krankenhause, 
sodann die fortlaufende Desinfektion. Es ist zu beachten, 
daß aus dem Krankenzimmer alle überflüssigen Gegenstände, be¬ 
sonders Vorräte an Nahrungsmitteln, gefüllte Wäsche- und Kleider¬ 
schränke, Polstermöbel, Teppiche, schwere Vorhänge, entfernt 
werden, daß Licht und Luft zufließen können. Der Fußboden 
ist mindestens einmal täglich feucht mit verdünntem Kresol- 
wasser zu wischen, namentlich schmutzige Stellen desselben gründ¬ 
lich zu säubern; geräumige Gefäße zum Einlegen beschmutzter 
gebrauchter Bett- und Leibwäsche, waschbarer Kleidungsstücke, 
zur Aufnahme der Absonderungen des Kranken sind bereit zu 
halten; Kresolseifeulösung ist sehr praktisch für die Wäsche, 
welche von virulenten Krankheitskeimen hierdurch befreit und 
durch die seifenartige Flüssigkeit gut erhalten, sowie zum gründ¬ 
lichen Auskochen und Waschen am besten vorbereitet wird. Ess- 
und Trinkgeräte des Kranken sind im Krankenzimmer auszukochen 
oder in heiße Sodalösung zu verbringen; der Kranke ist am ganzen 
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Körper rein zn halten, Gesicht und Hände mehrmals mit Wasser 
nnd Seife zn reinigen; der Kranke soll seinen Mund fleißig ans- 
spttlen. Die Pflegepersonen legen waschbare üeberkleidnng an 
nnd haben vor dem Verlassen des Krankenzimmers ihre Hände 
gründlich mit verdünntem Kresolwasser, mit Nagelreiniger nnd 
Bürste mehrere Minuten zu desinfizieren, dann mit warmem Wasser 
nnd Seife abznwaschen, auch das Ueberkleid abznlegen nnd in 
Kresolwasser einznlegen. Kein Gegenstand darf nndesinfiziert 
das Zimmer verlassen. 

Die Schlußdesinfektion mit Formalin ist in allen Fällen 
zn vollziehen, wo immer möglich durch geschulte Desinfektoren. 
In weltlichen nnd geistlichen Instituten ist noch vielfach eine 
Desinfektion mit Formalinpastillen, mit dem sogen. Aesknlapapparat, 
im Schwange. Diese Art von Scbloßdesinfektion ist nicht im¬ 
stande, die Krankheitskeime vollständig zn vernichten, wie man 
vor 5—6 Jahren noch ärztlich angenommen hat. Anf diese Weise 
kann höchstens in kleinem Baume, in kleinem Gehäuse ein ein¬ 
facher Gebranchsg^enstand desinfiziert werden. 

Wie verhält sich die Schale beim Auftreten von Scharlach- 
fällenP Hier kann man sich aufs beste überzeugen, dass es all¬ 
gemein notwendig wäre, Scharlach in jedem einzelnen Erkran- 
knngsfalle seitens der behandelnden Aerzte zur Kenntnis der 
Behörde and des Amtsarztes za bringen. Die Einzelanzeige von 
Scharlach (and Diphtherie) innerhalb längstens 24 Standen nach 
erlangter Kenntnis ist ein dringendes Bedürfnis, ja für die Groß¬ 
stadt noch dringlicher wie für das Land. Auf dem Lande macht 
der einzelne Scharlachfall meist mehr Anfsehen. Treten in einem 
kleinen Ort nor wenig Fälle auf, so wird es schon weiter bekannt. 
In der Großstadt verschwindet der einzelne Fall leichter. So 
kommt es, daß bei der jetzt gültigen Vorschrift, den Scharlach 
seitens der Aerzte nor za amtlicher Kenntnis zu bringen, wenn 
er in größerer Verbreitung oder besonderer Heftigkeit auftritt, 
eine Reihe von Scharlachfällen in einem großen Hause anbekannt 
bleiben, während mit dem Feuer und Schwert der Desinfektion 
einem Einzelfall nachgejagt wird, der eben znr Anzeige gekommen 
ist. Das beeinträchtigt den Nutzen der Desinfektion, die Geld 
kostet and von Staats- und Gemeinde wegen immer mehr zar 
Geltang gebracht werden soll, ganz wesentlich. Rückt man 
gleich geschlossen im Anbeginn gegen den Feind an, solange 
er sich noch nicht eingenistet hat, ist der Erfolg ein vielfach 
größerer. Es ist auch für Arzt and Pablikam geeignet, Miß¬ 
vergnügen ZQ erregen, wenn in dem einen Falle angezeigt wird, 
in einem anderen nicht. Die Schale aber maß es doppelt schmerz¬ 
lich empfinden; sie kann sich zu wenig vor EinscMeppang nnd 
Weilerverbreitong der Krankheit schützen. 

In den Leipzisrer Bestimmungen für die Schalen heißt es: 

,Die Eltern and Erzieher erkrankter Schulkinder sind verpflichtet, wo¬ 
möglich schon bei der Anzeige des Wegbleibens wegen Krankheit, spätestens 
aber am 3. Tage der Versäumnis die Art der Erkrankung anzugeben. Ist 
diese Anzeige nicht erfolgt, so hat der betreffende Klassenlehrer sofort von 
den Angehörigen Auskunft zu verlangen . . 
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Die Bestimmang ist wörtlich ansgezeichnet; wie sie sich 
dnrchffthren läßt ohne wirksame Strahnittel, ist eine andere Frage. 
Wird aber, wie wir es bei Scharlach (Diphtherie und anderen 
infektiösen Krankheiten) verlangen m&ssen, jeder Einzelfall ärzt¬ 
lich der Polizeibehörde mitgeteilt, so ist diese imstande, die 
Schule hiervon umgehend zu benachrichtigen. 

Wenn Lehrer oder Schäler an Scharlach erkrankt sind, so 
dürfen sie nicht zum Unterricht zngelassen werden, bevor sie 
vollkommen genesen und nicht mehr imstande sind, die Krankheit 
zu übertragen. Ganz bestimmte Fristen für die einzelnen Krank¬ 
heiten, so auch für Scharlach, festzusetzen, hat keinen großen 
Wert. Die Fälle sind nach Art und Grad zu verschieden. Immer¬ 
hin kann man als Begel aufstellen, daß vor Ablauf eines Monats 
kein an Scharlach Erkrankter wieder zur Schule zugelassen 
werden soll und daß durch ärztliches, event schulärztliches 
Zeugnis nachgewiesen werden soll, daß der Kranke ohne Gefahr 
für sich und andere die Schule wieder besudien kann. Die Zu¬ 
lassung zur Schule soll auch nicht erfolgen, bevor der Kranke 
gereinigt (gebadet) ist und Krankenraum, unter Umständen Woh¬ 
nung, sodann Wäsche, Kleidung und Gebrauchsgegenstände der 
vorschriftsmäßigen Desinfektion (Formalindesinfektion) unterzogen 
worden sind. 

Auch gesunde Lehrer oder Schüler aus Wohnungen, in 
welchen ein Scharlachfall vorgekommen ist, dürfen so lange den 
Unterricht nicht besuchen, bis die Erkrankten genesen oder aus 
der Wohnung entfernt sind, und Desinfektion von Krankenranm, 
Wäsche, Kleidung und Gebranchsgegenständen vollzogen ist. 

Die oft beliebte Isolierung der Geschwister in der gleichen 
Wohnung kann nicht als genügend angesehen werden. Sie kann 
nicht entsprechend dnrchgeführt werden. 

Im Interesse des Unterrichtes liegt es (ein Zwang kann 
natürlich nicht geübt werden), daß sich ein Lehrer, in dessen 
Familie ein Scharlachfall sich ereignet, ausquartiert. Bei jungen, 
ledigen Lehrerinnen, welche bei Angehörigen oder einer Familie 
wohnen, woselbst ein solcher infektiöser Erkrankungsfall auftrat, 
ließe sich das oft leicht ausführen. Wenn eine solche Lehrkraft 
anderweitig untergebracht, gebadet und frisch gekleidet in der 
Schule erscheint, würde der Unterricht nicht Schaden leiden. 
Kinder (Geschwister), welche ans einer verseuchten Wohnung 
entfernt sind und noch eine Woche Quarantänefrist durchmachen, 
könnten nach dieser Frist gleichfalls gebadet und frisch gekleidet 
wieder zur Schule kommen. 

Der Infektionskranke ist die Hauptquelle des Krankheita- 
giftes. Beizeiten den Kranken auszuschialten, ist das Beste. 
Vom Standpunkte der Schule wird man lieber die Familie soviel 
wie möglich isolieren, als die Schule schließen. Die Bildung 
unseres Volkes ist ein kostbares Gut, freilich nicht höher einzn- 
Bchätzen als die Grundlage des gesunden Geistes, die Gesund¬ 
heit selbst. 

Der Lehrer soll ein besonderes Augenmerk haben zu Zeiten 
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von Scharlach und anderen ansteckenden Krankheiten anf Krank- 
heitsTerdächtige, auf solche Kinder, die in der Nfthe von Iniek- 
tionskranken gesessen oder mit diesen besonderen Umgang ge¬ 
pflogen haben. Dem ersten Erkranknngsfalle stets sofort nach- 
zngehen, ist Pflicht der Behörde, der Aerzte und der Schale. 

In einer Zeit, in welcher man die Desinfektion des Ranmes 
als ein wertYoUes sanitäres Mittel kennen gelernt hat, ist es 
gewiß auch gerechtfertigt, den Scholraum beim Auftreten schwerer 
infektiöser Fälle von Schulkindern einer Formalindesinfektion zu 
unterstellen, um Keime, die sich im Schulraume befinden können, 
zu yemichten. Es ist diese Maßregel nicht nur als eine Be¬ 
ruhigung fflr Eltern und Lehrer anzusehen, es kann auch ein 
wesentlicher Nutzen dadurch geschaffen werden, gerade beim 
Sdiarlach, der ein haftendes Kontagium darstellt und längere 
Zeit fortschleichend allmählich eine Reihe von Kindern be^t. 

Mehren sich trotzdem die Krankheitsfälle, so ist die Schui- 
schließung geboten, d. h. zunächst Schließung der stärker 
befallenen Klassen, bei weiterer Verbreitung der Schule. Auch 
hier kann man nicht eine genaue, bestimmte Zahl von Fällen, 
die in einem gemessenen Zeiträume auftraten, als Indikation 
festlegen. Wenn man vorgeschlagen hat, die Schale zu schließen, 
sobald 5 Proz. der Kinder an Scharlach erkrankt sind, so kann 
man es als allgemeine Regel gelten lassen, als eine Regel von 
der Art, die nicht ohne Ausnahme ist. Man muß anf die ver¬ 
schiedenen Verhältnisse von Stadt und Land, den Charakter der 
Krankheitsfälle und die getroffenen Vorkehrungen Rflcksicht 
nehmen. 

Vor Wiedereröffnung der Schule oder von Schulklassen 
ist Formalindesinfektion und daraufhin peinlichste Säuberung der 
Schulräume zu betätigen. 

Es ist noch des Verhaltens des Amtsarztes beim Auftreten 
von Scharlach in Anstalten und Erziehungsinstituten 
zu gedenken. Sobald der erste Fall zur Kenntnis gekommen ist, 
muß der Erkrankte, wo es irgend möglich ist, sofort in ein 
Krankenhaus flberftthrt werden. Es empfiehlt sich, fflr solche 
Vorkommnisse Verträge mit Krankenhäusern abzuschließen. Der 
Kranke, als Haupt quelle der Weiter Verbreitung, ist sofort in 
gründlichster und raschester Weise aus dem Anstaltsbetriebe 
anszuschalten. Der Krankenraum, der Schlafraum ist der Des¬ 
infektion zu unterstellen, dann sorgfältig zu scheuern. Der Amts¬ 
arzt oder Hausarzt unterziehe sämtliche Zöglinge einer körper¬ 
lichen Untersuchung. Diese Maßnahme nimmt selbst in größeren 
Anstalten nicht viel Zeit in Anspruch. Krankheitsverdächtige 
sind sofort im Krankenzimmer zu isolieren, bei begründetem Vw- 
dacht auf Scharlach dem Krankenhause zu überweisen. Die 
Unterbringung von Infektionskranken in einem Seitenbau, Anbau 
oder eigenem Hause auf dem Institatsterrain ist nicht geeignet, 
die Ueberführung ins Krankenhaus zu ersetzen. Ich kann hier 
aus eigener Erfahrung sprechen. In der Großstadt kommen all¬ 
jährlich Scharlacherkrankungen in verschiedenen Institnten vor, 
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in den letzten 2 Jahren in München sogar häufig. Mit einer 
einzigen Ausnahme gelang es, die Zahl der ScharlaehiäUe zn 
beschränken, über 5—6 Zöglinge worden selbst in größerer An¬ 
stalt nicht ergriffen. Nnr in einer Anstalt während des vergan¬ 
genen Winters worden es 30, allerdings glücklicherweise fast 
durchweg leichte Fälle, obwohl sorgfältige ärztliche Behandlnng 
und Schwesternpflege znr Stelle war. Die Kranken worden in 
einem Seitenban der Anstalt isoliert. 

: Mit dem Schließen von Instituten muß man sehr vorsichtig 
sein. Es gibt ohnedies eine Reihe von solchen, z. B. Waisen¬ 
häuser, in welchen man die Zöglinge selten nach Hanse entlassen 
kann; aber auch da, wo es möglich ist, in Seminarien, Töchter- 
institnten, muß man sich der Verantwortung bewußt sein. Sind, 
was öfter vorzukommen pfiegt, die Ferien zufällig nahe, so kann 
man ja nach dem ersten, jedenfalls zweiten Falle die Zöglinge 
heimschicken, nachdem man eine Gesundheitsvisitation abgehalten 
und Verdächtige znrückbehalten hat. Treten mehrere Fälle auf, 
was namentlich dann zn geschehen pfiegt, wenn man dem ersten 
nicht genügend nachgegangen ist, so ist die Schließung zn unter¬ 
lassen. Müssen einzelne Zöglinge ans besonderen Gründen in die 
Heimat, so sind sie vorher genan zn mustern und sollen die 
Weisung erhalten, sich eine Woche nach dem Verlassen der An¬ 
stalt noch dem Verkehr mit anderen möglichst ferne zn halten. 
Selbstverständlich müssen die den Erkrankten gehörigen Gegen¬ 
stände stets der Desinfektion unterzogen werden. 

Kommen in einem Internate mehr wie 2 Scharlachfälle vor, 
so sollen die Zöglinge mindestens 10 Tage nach dem letzten Er- 
kranknngsfalle der öffentlichen Schule ferngehalten werden. Je 
jünger die Klasse ist, desto sorgfältiger muß die Quarantäne sein. 

Diphtherie. Die Diphtherie ist gleichfalls eine wechsel¬ 
volle, unheimliche Krankheit; in schweren Fällen ist sie ein 
Herzgift, das in kürzester Frist zn Lähmung und Tod führt und 
alle Therapie machtlos erscheinen läßt. Wird der Kehlkopf er¬ 
griffen, so ist die Gefahr der Erstickung nahe, auch schwere 
Znstände von Nekrose, brandigem Zerfall von Teilen im und am 
Halse sind zn beobachten. In den achtziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts war die Diphtherie eine besonders mörderische 
Krankheit. Sie ließ, wenigstens bei uns in Bayern, etwas nach, 
noch bevor das Serum erfunden wnrde nnd zur Anwendung kam. 
In der damaligen Zeit gab es dazu eine Menge leichter nnd 
schwerer A.nginen, die von zahlreichen jnngen und alten Aerzten 
nicht selten als Diphtherie erklärt wurden. Dadurch entstanden 
merkwürdige Beobachtungen. Während z. B. Herr Dr. Hofmeier 
800 Diphtheriefälle fast sämtlich zn wunderbarer Genesung 
brachte, verlor der Herr Kollege Brandmeier von einer kleine¬ 
ren ZaU Diphtheriefälle fitst die Hälfte. 

Der verstorbene, um das bayerische Medizinalwesen hoch¬ 
verdiente Geheimrat Dr. v. Kerschensteiner machte mir vor 
Jahren einmal die Mitteilung, daß es besonders diese Unsicherheit 
der Diagnose gewesen sei, welche die Staatsregiei’ung veranlaßte. 
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in der Allerh. YerordniuiK vom 22. Juli 1891 Über die Anzeige* 
pflieht bei ansteckenden Krankheiten Ton der Bestimmung, jeden 
Einzelfall von Diphtherie zur Anzeige za bringen, abznsehen. 

Wie sehr die Sterblichkeit in den letzten 3 Jahrzehntcm 
abgenommen hat — und hieraus kdnnen wir sicher auch auf die 
Abnahme der Diphtherieerkrankongsfftlle schließen —, möge 
folgende Zusammenstellong zeigen. In Bayern war die Sterblii^- 
keit an Diphtherie dorchschnittlich von 1878 mit 1887; 120 anf 
100000 Einwohner, von 1888 mit 1892: 90, von 1893 bis 1903: 40, 
Yon 1900 bis 1906 noch 20 auf 100000. Nach dem General* 
sanitfttsbericht entfielen auf das Alter zwischen 2 und 5 Jahren 
64®/o, von 6—10 Ja^en 19% der Todesfälle, auf das 1. Lebens¬ 
jahr 12%; auf die ersten 10 Lebensjahre trefien also 95%, anf 
die ersten 5 Lebensjahre 76 % der Todesfälle. Die Erhebungen fftr 
München ergaben Webaus ähnliche Verhältnisse. In SO Jahren 
sank die Mortalität von 130 auf 20 pro 100000 Einwohner. Seit 
1890 stieg die Sterblichkeit nicht mehr fiber 100 seit 1892 wurde 
100 nicht me^ erreicht, seit 1896 nicht mehr 50 auf 100000. 

Die Erkenntnis des Wesens der Diphtherie hat inzwischen 
gewaltige Fortschritte gemacht. Wir kennen den Krankheits¬ 
erreger, der sieh allerdings mit zahlreichen Mischinfektionen 
zu vergesellschaften pfiegt. Die gewöhnliche Inkubationszeit ist 
2—7 Tage. Die Infektion geschieht durch Uebertragung der 
Keime im Bachen- und Nasenschleim, in den Entzfindungsprodokten 
der erkrankten Stellen. Sie erfolgt wiederum am häufigsten auf 
die Hals-, Rachen- und Nasengebilde anderer Personen. Wie man 
beobachtet hat, hält sich der Diphtheriebacillus am besten auf 
feuchtem, dunklem Nährboden, wie ihn eben die Mundhöhle des 
Menschen darstellt. Er stirbt ab durch Austrocknung und Be¬ 
lichtung, und wird daher selten auf toten Gegenständen nach¬ 
gewiesen. Man hat aus diesen Gründen die Desinfektionsmaßregeln 
nur gegen den Menschen und seine Absonderungen in fortlaufen¬ 
der Desinfektion, nicht gegen die Wohnung richten zu müssen 
geglaubt; angesehene Forscher und Aerzte verwerfen sogar die 
Wohnungsdesinfektion bei Diphtherie. Ich möchte dieser Ansicht 
nicht beipfiiehten. In langjähriger Beobachtung in Landbezirken 
habe ich gesehen, daß auch in dunklen und feuchten Wohnräumen, 
besonders feuchten Parterrewohnungen, die in ganzen Landstrichen 
Bayerns ungemein häufig sind, Diphtheriefälle häufig auftraten; 
erinnerlich ist mir ein Ueines Bahnwärterhäuschen in der Näbe 
des Marktes Schwaben, in welchem im Verlaufe von 2 Jahren 
bei 3 nacheinander in die Wohnung ziehenden Familien ver¬ 
schiedener Herkunft stets wieder Diphtheriefälle vorkamen. 

Wir haben indem Diphtherieheilserum ein Mittel ge¬ 
wonnen, das auf Diagnostik, Therapie und Prophylaxe maßgebend 
eingewirkt hat. Näher kann ich heute auf den Stand dieser Er¬ 
rungenschaften nicht eingehen. 

Die Diphtherie tritt bei uns vorwiegend in den Winter¬ 
monaten auf. 

Betreffs ihrer Bekämpfung gilt das gleiche wie 
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bezftglich des Scharlachs, weshalb ich auch die Besprechnng 
gleich an die des Scharlach angeschlossen habe. Isoliemng, womOg- 
Uch in einem Krankenhanse, forUanfende und Schlnßdesintektion 
ist za betätigen. 

Prophylaktisch kommt die Anwendung des Sernms bei ge* 
Sonden Geschwistern and Angehörigen in Betracht. Wo es ge¬ 
schehen kann, sollte es unverzüglich geschehen. Von Amts wegen 
eine solche Anordnuog zu tiefien, stößt aut Schwierigkeiten. Be¬ 
sonderes Augenmerk ist bei Diphtherie und Scharlach darauf zu 
richten, daß Kranke nicht in l^umen untergebracht sind, in denen 
Eßwaren oder Gebrauchsgegenstände au^ewahrt oder verkauft 
werden, daß Kranke und Pflegepersonal von solchen Geschäfts¬ 
betrieben streng ferngehalten bleiben. Auch bezüglich der 
Schale ist vorzugehen wie bei Scharlach. Wir müssen unser be¬ 
sonderes Augenmerk auch den sogenannten BaziUenträgem zuwen¬ 
den. Nach englischen Forschern ist die Gefahr, durch engen Kontakt 
zu erkranken, eine verschiedene. Sie berechnen bei Schülern 
inflzierter Schalen 8,7 in Krankensälen 14 Vo. bei Angehörigen 
inflzierter Familien 36,6 ®/o Ansteckung. Man sieht aber gerade 
hieraus, wie sehr man von der Schale Familienangehörige eines 
Erkrankten fernhalten muß. Gesunde Lehrer und Schüler aus 
Wohnungen, in welchen ein Diphtheriefall vorgekommen ist, dürfen 
so lange die Schule nicht besuchen, bis die Erkrankten genesen, 
aus der Wohnung entfernt und mindestens der Krankenraum, dann 
die Wäsche, Kleidung und Gebrauchsgegenstände vorschriftsgemäß 
desinflziert sind. Wird die Wohnung des Erkrankten gemieden, 
so können Lehrer nach Reinigung, Bad und Anlegung frischer 
Wäsche und Kleidung zum Unterrichte zugelassen werden, Schüler 
nach Verlauf einer Woche, wenn sie vollkommen gesund geblieben, 
gebadet und frisch gekleidet sind. 

Eine Formalindesinfektion der Schnlräume^ in welchen 
Diphtheriekranke unmittelbar vor der Erkrankung sich aufgehalten 
haben, ist zweckmäßig. Schulschließung ist an gezeigt, wenn trotz 
aller Vorsichtsmaßregeln mehrere Fälle innerhalb kürzerer Frist 
(etwa 2 Wochen) unter den Schülern auftreten. 

Zum Schlüsse möchte ich bemerken, daß wegen der langen 
Haftung von Diphtheriebazillen im menschlichen Organismus nicht 
nur der klinischen Genesung, sondern auch der bakteriologischen, 
dem Verschwinden von Diphtheriebazillen im Rachen und dessen 
Nachbargebilden, stetes Augenmerk zuzuwenden ist. 

Masern sind im allgemeinen eine gutartige Krankheit, ins¬ 
besondere im Vergleich zu Scharlach; doch kommen auch Epi¬ 
demien vor, in welchen durch rasche und heftige Erkrankung 
der Atmungsorgane bösartige Fälle sehr hänflg in Erscheinung 
treten. Das Contagium der Masern ist flüchtiger, verbreitet sich 
rascher und weiter, der Prozentsatz der Menschen, welche von 
den Masern verschont bleiben, ist ein geringer; gesichert ist kein 
Lebensalter, bevorzugt das Alter von 2 bis 5 Jahren. 

Die Todesfälle an Masern sind in Bayern zurückgegangen, 
doch nicht so bedeutend und auffällig wie bei Scharlach und 

2 
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Diphtherie. Von 1878 bis 87 starben 35 von 100000 Einwohnern 
an Masern, von 1888 bis 1903: 31, von 1904 bis 06: 21, im 
Dnrchschnitt von 3 Jahrzehnten in Bayern 30 auf 100000 Ein¬ 
wohner, in München 40. Nach dem Qeneralsanitätsbericht ent¬ 
fallen in Bayern 55®/o der Todesfälle anf das 2. bis 5. Lebens¬ 
jahr, 39 auf das 1. Lebensjahr. 99®/o aller Todesfälle treffen 
anf die ersten 10 Lebensjahre, 94% anf die ersten 5. 

In München ist die Masernsterbiichkeit in den letzten 3 Jahr¬ 
zehnten ziemlich gleich geblieben. Eine Steigerung war zu be¬ 
obachten in den Jahren 1880 bis 90, in welcher Zeit 60 bis 70 
Todesfälle auf 100000 Einwohner za verzeichnen sind. Seit 1891 
sind es 30 anf 100000 geblieben. 

Wie ans Beobachtungen, namentlich in den Schnlen, hervor¬ 
geht, ist das Auftreten der Masern in Stadt und Land ein ver¬ 
schiedenes. Anf dem platten Lande kann man innerhalb weniger 
Tage fast sämtliche Kinder einer Schale befallen sehen; in kurzer 
Zeit ist die Schale, die Ortschaft, die Gegend durchseucht. In 
Obergrainau, einem kleinen Dorf bei Oarmisch, beobachtete ich 
im Jahre 1902 eine Epidemie, die innerhalb 2 Wochen über 
50 Personen, darunter mehr wie die Hälfte Erwachsener befiel. 
Von einer Landgemeinde ziehen die Masern in die andere, dann 
ist wieder mehrere Jahre Pause. Ganz anders in der Großstadt; 
da geht es eigentlich nie aus. In München ist der allergrößte 
Teil der Schulkinder schon vor dem Eintritt in die Schule durch¬ 
seucht; Polizeiarzt Dr. Wacher, der auf mein Ansuchen Berech¬ 
nungen anstellte, fand über 80 ^/o. 

An der Gesamtzahl der in den Münchener Volksschulen 
vorgekommenen Masernfälle beteiligt sich das erste Schuljahr mit 
72®/o, das zweite Schuljahr mit 15®/o, das dritte Schuljahr mit 
7®/o. Der kleine Rest — kaum 6% — verteilt sich auf die 
älteren Klassen. Von den Schülern der ersten Schulklassen er¬ 
krankten durchschnittlich an Masern 15®/o, der zweiten Klassen 
nur 5, der dritten Klassen nur 3"/o. Am epidemischen Auftreten 
beteiligen sich sonach nur die ersten Klassen in nennenswertem 
Maße und dabei sind selten mehr wie ein Fünftel der Kleinen 
wegen der Masern gleichzeitig der Schale fern. 

Diese Beobachtungen sind für die amtlichen Vor¬ 
kehrungen sehr wertvoll. Man braucht in München mit dem 
Klassen- und Schalschließen durchaus nicht so bei der 
Hand zu sein wie auf dem Lande, wo sich die Schule von selbst 
schließt, wenn einmal über ein Drittel der Kinder fehlt. Man 
braucht auch in der Großstadt die Geschwister der Erkrankten 
gewöhnlich nicht vom Unterricht fern zu halten. Besondere Vor¬ 
kehrungen sind desto weniger nötig, je älter die Schulkinder sind, 
desto mehr, je kleiner die ^der sind, nicht nur weil diese häufiger, 
sondern auch weil sie schwerer befallen werden wie ältere. In 
Kleinkinderbewahranstalten, Kindergärten usw. läßt sich daher 
manche Schließung nicht umgehen. Es fehlt nicht an Stimmen, 
welche gegen eine Schließung bei Masern überhaupt sprechen. 
Die Kinder würden ja auch zu Hanse und anf der Straße anstecken 
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nnd angfesteckt. Trotz alledem ist nicht außer acht zu lassen, 
daß Masern auch bösartig werden können, insbesondere aber, daß 
bei dem in Deutschland herrschenden strengen Schulzwang Eltern 
oft schwere Besorgnis hegen dürfen, ihre £[inder, namentlich zarte 
und schwächliche, in eine verseuchte Schule zu schicken. Ueber- 
dies kaun ja die Schule bei der raschen Verbreitung der Masern 
nnd Durchseuchung bald wieder eröffnet werden. Bei den Masern 
werden wir auch in der Familie weniger durch Isolierung erreichen. 
Die Kinder absichtlich der Infektion auszusetzen, ist nicht ver¬ 
anlaßt. Kranke sondere man immer nnd überall, wo es möglich 
ist, von Gesunden, von Geschäftsräumen. Die fortlaufende Des¬ 
infektion, besonders des Auswnrfes, der Schleimabsonderungen, 
Beinignng nnd Lüftung des Krankenranmes müssen sorgfältig be¬ 
tätigt werden. Die Masern sind, wie schon betont, für jUeine 
und biTiBtschwache Kinder besonders gefährlich; auf dem Boden 
der Masern schleicht durch die wunden Atmnngsorgane die Tuber¬ 
kulose in den geschwächten Organismus. 

In der Schule achte der Lehrer auf krankheitsverdächtige, 
hustende nnd kränkliche Kinder und schicke sie schleunigst nach 
Hause. Eine alte oberpfälzische Bestimmung, in welchem Kreise 
die Bekämpfung der infektiösen Krankheiten besondere Beachtung 
gefunden hat, ordnete an, daß masernkranke Kinder vom Besuche 
von Schule und Kirche bis zu voller Wiedergenesung, mindestens 
aber 3 Wochen, schulpflichtige Geschwister auf die Dauer von 
14 Tagen dem Schulbesuche ferngehalten werden sollen. 

Der Umstand, den ich bei der statistischen Besprechung 
schon erwähnte, daß nach der Mortalität 94’*/o der Fälle in die 
ersten 5 Lebensjahre fallen, zeigt schon, daß in Erziehnngs- 
instituten, Lehranstalten, Internaten die Masern keine schwer¬ 
wiegende Bolle mehr spielen. Auf das Alter von 5—10 Jahren 
berechnen sich im Königreiche Bayern nur mehr 5,4 ®/o der Masem- 
todesfälle, für München nach dem Durchschnitt der letzten 6 Jahre 
kaum 2®/o. Desto verheerender können die Masern wüten in 
Kinderheimen, Krippenanstalten, in welchen, wie es häuflg m 
beobachten ist, recht elende, abgezehrte, tuberkulöse Kinder anf- 
genommen sind. 

Die Masern erscheinen gewöhnlich in den Herbst- und 
Wiutermonaten, auch in der Frühjahrszeit; im Sommer sind sie 
seltener. Auch die Masern sind schon im frühen Stadium be¬ 
sonders ansteckend. Wie jeder Infektionskranke trete eine von 
den Masern genesene Person erst nach gründlichem Beinigun^- 
bade frisch gekleidet in die menschliche Gesellschaft wieder ein. 

Kenchhnsten. Diese Krankheit ist in unseren bayerischen 
Landen ein getreuer Genosse der Masern. Gewöhnlich kommen 
die Masern einige Monate früher; oft ist es auch umgekehrt, 
manchmal grassieren sie beide gleichzeitig. 

Wie die Masern, zieht der Kenchhnsten auf dem Lande hau¬ 
sierend von Ortschaft zu Ortschaft; er ist eine gemeine, lang¬ 
wierige Krankheit, der Therapie schwer zugänglich, gefährlidi 
insbesondere in zweierlei Hinsicht: durch &e Schwächung im 
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aUEemeinen and die Vorschnbleistang zor Einnistong der Tnber- 
kolose« dann bei kleinen Kindern durch die große Sehidigong des 
Zentralnervensystems and des Gehirns, welche oft jäh in eklunp- 
tischen Anfallen znm Tode f&hrt. 

Das sogenannte katarrhalische oder Vorlänferstadinm dauert 
1 bis 2 Wochen. 

Aach die Mortalität an Eenchhnsten hat in Bayern ab¬ 
genommen, immerhin nicht so, wie die allgemeine Sterblichkeit. 
Sie beträgt tflr Eenchhnsten von 1878 bis 87: 54 anf 100000 
Einwohner, von 1888 bis 1903: 42, von 1904 bis 1906: 35, im 
Dorchschnitte der letzten 30 Jahre 40 anf 100000 Einwohner; 
fftr Mflnchen während dieser Zeit nnr 25 auf 100000, seit einer 
Beihe von Jahren nnr 20, in den allerletzten Jahren, 1907 nnd 
1908, nnr 10 Todesfälle anf 100000. Von den Todesfällen im 
Königreiche Bayern entfallen 66**/o anf das 1. Lebensjahr, 32 "/o 
anf das 2. bis 5. Lebensjahr, sonach 98**/o anf das Alter bis 
zn 5 Jahren. 

Daß eine Lnftverändemng bei Eenchhnsten gnt ton kann, 
ist eine alte Brfahrnng; eine ebenso alte, daß das Mittel hänfig 
im Stiche läßt. Menschenfrenndlich erscheint es gerade nicht, 
mit keachhnstenkranken Kindern anfs Land zn gehmi nnd sie 
dann ohne Schranken losznlassen. 

Gesunde Kinder wird man nach Möglichkeit strenge und 
gründlich von Kranken absondem; der Eenchhnsten ist sehr an¬ 
steckend, auch Mtttter bekommen ihn von ihren Kindern. Dazu 
kommt noch die kindliche Vorliebe, wo es irgend sein kann, gleich 
mitznhnsten nnd den armen Kehlkopf niederträchtig zn reizen. 
Die lange Dauer der Krankheit plagt Eioder und Angehörige. 
Ans der Schale müssen krampfartig hastende, überhaupt hastende 
Kinder, insbesondere zu Eenchhustenzeiten schleunig entfernt 
werden. Eenchhustenkranke müssen unter Umständen Monate 
dem Unterrichte fembleiben. Wohin man die Kinder isoliert, 
ist nach den Verhältnissen sehr verschieden. Formalindesinfektion 
der Schalräume kleinerer Kinder, von Einderbewahranstalten, 
wenn eine Reihe von Kindern befallen wurden, ist anzuraten. 

Anstalten, ans welchen Eeuchhostenkranke nicht entfernt 
werden können, dürfen in keinem ihrer Bäume auswärtige Kinder 
anfiaebmen. 

An dieser Stelle möchte ich noch Ibesonders anf das Un¬ 
zulässige hinweisen, in Anstalten, in welchen an den bisher ge¬ 
nannten Krankheiten leidende Kinder sich befinden, externe Kinder 
wenn auch vorübergehend, etwa ein paar Standen im Kinderhort, 
an^nehmen. 

Lun^ntuberknlose. Dieses wichtige Kapitel der Me¬ 
dizin will ich nur in einigen wesentlichen Punkten streifen. 

Im Durchschnitte der letzten 3 Jahrzehnte war die Sterb¬ 
lichkeit an Tuberkulose in Bayern 280 auf 100000 Einwohner, 
in München etwas höher: 330 anf 100000. Von den Todesfällen 
an Tnberknlose fallen im Dnrchscbnitt anf das Alter von 21—30 
Jahren 20*/o, von 81—40 Jahren 18*/o, von 41 auf 50: IS^/o, 
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von 51 auf 60: 12<*/o, von 10—20: 9,6 Vo« in den ersten 10 
Lebensjahren 15 ^/q. Bei den statistischen Berechnnngen des 
Öeneralsanitätsberichtes für das Eönisreich Bayern sind seit der 
Mitte der achtziger Jahre die Todesfälle an Longentaberknlose 
von der allgemeinen Taberknlosesterblichkeit nicht mehr ans¬ 
geschieden. Man darf aber im Darchschnitt annehmen, daß mnd 
^/s der Todesfälle auf Langen- und Eehlkopftaberknlose treffen. 
Von 1890 bis 1906 sank die Sterblichkeit an Taberknlose in 
Bayern von 335 aof 266 aaf 100000, hat sonach nm 20 "/o ab¬ 
genommen, während die allgemeine Sterblichkeit am 22 ^/o während 
dieser Frist im Königreiche abnahm. 

In der Stadt Mönchen ist die Langentaberkalose von 400 
Todesfällen aaf 100000 Einwohner vor 30 Jahren aof 270 in den 
letzten 5 Jahren, aaf 230 in den letzten 2 Jahren zaröckgegangen. 
Mit dem Röckgang der allgemeinen Sterblichkeit Münchens hat 
diese Minderang aber aach nicht gleichen Schritt gehalten. Die 
Taberknlosesterblichkeit ist immer noch höher wie im Darch- 
schnitte der größeren dentschen Städte. 

Die öffentliche Glesandheitspflege, der Amtsarzt kann nie 
genug lehren, daß die Taberknlose, wie Skrofniose eine Schmntz- 
krankheit ist, daß der wichtigste Teil ihrer Bekämpfung in der 
Sanierung der Wohnung besteht. Wir wissen, daß verschiedene 
schädigende Umstände für Tuberkulose disponiert machen. Wir 
wissen, daß man größtenteils schon als Kind die Keime der 
Tuberkulose in sich aufnimmt. Was früher unerkannt als Säfte¬ 
verderbnis der Skrofulöse sich darstellte, haben wir deutlicher 
vor Angen. Das Kind kriecht auf dem unsauberen Boden herum 
in den engen, wenig gelüfteten Räumen, in denen die menschliche 
Ausdünstung, in denen spezifische Krankheitskeime ihre Wirkung 
äußern; das Kind klaubt die Bazillen auf, es bringt sie in den 
Mand, es atmet sie ein; in den Lymphgefäßen, in den Drüsen 
bilden sich Depots, in den inneren Organen entstehen Veränderungen. 

Wir verkennen nicht die Gefahren persönlicher Ansteckung; 
weit größer sind die der schmatzigen, keimbeladenen, von Men¬ 
schen überfüllten Wohnungen, in welchen Tuberkalöse und deren 
geschwächte Nachkommenschaft in Kammer und Eiend hausen. 

Wie, wo und wann sich die Tuberkelkeime, einmal im Or¬ 
ganismus aufgenommen, weiter verbreiten, ist sehr verschieden. 
Nicht mit Unrecht fürchtete man in früheren Zeiten so sehr 
den vernachlässigten Katarrh, der zur Schwindsucht führt; die 
wunde, katarrhalische Schleimhaut läßt Keime in ähnlicher Weise 
leichter ein, wie Schrunden und Wanden der äußeren Haut die 
Erreger des Rotlaufes. 

Das Studium der Unfallkrankheiten hat unsere Erkenntnis 
auf diesem Gebiete sehr gefördert. Ich erinnere mich noch leb¬ 
haft der ersten beiden Fälle, die mir in dieser Beziehung in der 
Praxis vorkamen. Ein Maurer, früher leidlich gesund, fiel in eine 
Kalkgrube, wurde nach einer Woche schwer leidend nnd starb 
nach 7 Wochen an Miliartuberkulose. Ein 12 jähriger Knabe 
spielt mit einem anderen, auf einem Stangenzaune am Wege 
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sitzend; er fällt, yom anderen gestoßen, einen Meter tief anf den 
Grasboden; sie spielten noch eine Stunde weiter, nach 3 Tagen 
entwickelte sich eine tnberknlOse Gebimhantentzflndnng, nach 
12 Tagen trat der Tod ein. Die gerichtliche Sektion stellte die 
Diagnose außer Zweifel. 

Was im großen durch planmäßige Bekämpfung der Tnber- 
kolose geleistet werden kann, sieht man an den Erfolgen der 
Verbände, des Bundes, welchen menschenfreundliche Gelehrte, 
Aerzte und Männer der breitesten Schichten der Bevölkerung 
gegen den gewaltigen Feind gegründet haben. Wer bewundert 
nicht das Walten der Sanatorien, die Unterstützung mit Rat und 
Tat in Stadt und Land. 

Der Tuberkelbacillus ist ein hartnäckiges, zähes Wesen; 
zu seiner Tötung brauchen wir die stärksten Bakteriengifte, doch 
ist er lichtschen; die Allmntter Sonne kann ihm an. Luft und 
Licht verscheucht ihn; in Nacht, in Dunkel, in Schmutz gedeiht er. 

So ist die Bahn der Bekämpfung im großen deutlich vor* 
geschrieben. Es ist die Bekämpfung der Armut, des Mangels 
an Wohnranm und Nahrung, an Wohnlichkeit und Reinlichkeit. 
Nicht die glänzendsten Maßnahmen, nicht der Prunk herrlicher 
Anstalten führt allein zum Ziele. Wir müssen Krankheiten und 
Not überall bekämpfen; die unmittelbare Ansteckung von Person 
zu Person spielt dabei keine große Rolle und kann leichter ver¬ 
hütet werden. 

Die fortlaufende Desinfektion ist bei der langen Dauer der 
Lungentuberkulose von großer Bedeutung, insbesondere die Des¬ 
infektion des Auswnrfes, der Wäsche und Gebrauchsgegenstände, 
der Wohnung. 

Auch in Bayern sollte längst jeder Todesfall an Lnngen- 
nnd Eehlkopftnberkulose der Behörde zur Kenntnis gebracht 
werden. Bei unserem ansgebildeten Leicbenschanwesen könnte 
der Leichenschauer die Anzeige prompt besorgen. Die Aerzte 
sollten sofort die Polizeibehörde verständigen, wenn ihnen ein 
Wohnungswechsel Tuberkulöser zur Kenntnis gelangt, oder wenn 
sie besondere Mißstände und unsaubere Wohnungsverhältnisse bei 
Tuberkulösen wahmehmen. Das ist das Mindeste, was man ver¬ 
langen kann. Wie oft sieht man leider in Stadt und Land Tuber¬ 
kulöse in und neben Verkaufsläden bei Milchhändlem, Bäckern, 
Krämern ungestört lange Wochen leben, wohnen, husten 
und leiden, im Sommer und Winter, in grauenvoller Enge im 
Verkehr mit den Insassen und der Nachbarschaft. Ein besonderes 
Augenmerk dürfte die Behörde überhaupt den kleinen Milch¬ 
geschäften in Großstädten znwenden, deren Verhältnisse oft in 
starrem Gegensätze zu den Forderungen der Hygiene stehen. 
Kleinliche Rücksichten sind da nicht am Platze. Nicht nur Tuber¬ 
kulose, auch andere schwere Infektionskrankheiten können auf 
diesem Wege Verbreitung finden. 

Die Bekämpfung der Tuberkulose, dieser Geißel der Mensch¬ 
heit, ist heilige laicht; das Panier haben die Aerzte voranzntragen. 

Blattern. Hier bedarf es für Bayern keiner Statistik 
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mehr. Die Krankheit hat sehen vor einem Jahrhundert ihren 
Meister gefunden, Jenner. Seine berühmte segensreiche Ent* 
deckung ist um so interessanter, als die neueste Forschung auf 
gleichen Pfaden rationell fortschreitet, freilich noch nicht mit dem 
Erfolge des großen Empirikers. Die Schntzpockenimpfung ist 
ein leuchtender Markstein in der Geschichte der Volksheilkunde. 
Die Blattern sind bei uns so selten geworden, daß die allermeisten 
Aerzte sie nicht sehen und kennen lernen. In den größeren 
St&dten, in den Grenzbezirken unseres Reiches sind sie noch 
einzeln zu beobachten. 

Amtsärztlich muß man für alle Fälle gerüstet sein auf so¬ 
fortige Isolierung eines Blattemkranken. Zn diesem Zwecke soll 
der Transport nicht zu weit sein, er soll rasch und glatt vor 
sich gehen können. Gegebenenfalls sperrt man das von einem 
Pockenfall betroffene Anwesen ab und legt Kontumaz auf die 
Hanseinwohner. 

Die Blattern sind eine Krankheit, welche im Sinne des 
Beichsgesetzes als gemeingefährlich gilt. Es muß schon der Ver¬ 
dacht auf Blattern zur Anzeige gebracht werden; in jedem Falle 
hat der Amtsarzt umgehend örtliche und persönliche Untersuchung 
Yorznuehmen, 

Für die gemeingefährlichen Krankheiten sind seitens der 
Beichsbehörde genaue Anweisungen und Merkblätter herans- 
gegeben. Diese Bestimmungen müssen als vorzüglich anerkannt 
werden, die deutschen Vorschriften können der ganzen Welt als 
Muster dienen; ich brauche nur darauf hiuznweisen. 

An dieser Stelle möchte ich eine Bemerkung anfügen über 
die sogenannten Isolierhäuser, wie sie nicht nur für die Pocken in 
Bayern seitens der Begiernng seit Jahren für Stadt und Land 
gefordert werden, wie sie auch seit Jahren an verschiedenen 
größeren und kleineren Orten als größere oder kleinere Bauten 
hergestellt sind. Die Absicht ist nur zu loben. In der Praxis 
sieht sich aber die Sache anders an. Solche Gebäude bleiben 
entweder Jahr für Jahr unbenützt und verfallen sogar oder sie 
werden zu anderen Zwecken, gewöhnlich für Kranke oder 
Arme benützt. Käme wirklich eine Epidemie, so würden die paar 
Betten wohl nicht ausreichen. 

Seit man derartige Verfügungen erlassen hat, hat die Kranken¬ 
pflege, die Schulung von Pflege- und Desinfektionspersonal einen 
bedeutenden Aufschwung genommen. Es genügt, wenn man einen 
Anbau, einen Abteil einer Krankenanstalt oder auch ein anderes, 
nach Beschaffenheit und Lage geeignetes Lokal oder Haus für 
die Zwecke der Isolierung und Aufnahme von gemeingefährlichen 
Kranken bestimmt und für solche Fälle reserviert, auch die Ein¬ 
richtung hierfür bereithält. Die Hauptsache ist geschultes 
Personal. Mit diesem kann in einer Stunde ein Gebäude 
evakuiert und für Kranke instand gesetzt werden. Nützlich 
ist, Hebungen in der Bereitstellung solcher Krankenräume mit 
dem Hilfspersonal abznhalten, sei es in einem nach Annahme 
zufällig betroffenen Anwesen, dessen Isolierung zugleich 
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bewerkstelligt werden soll, sei es in einem fttr Krankenzwecke 
bestimmten Gebäude. 

In Bayern ist der Schutzpockenimpfang seit dem Anfang 
des 19. Jahrhunderts die größte Beachtung zuteil geworden. 
Vom Reiche haben wir nur noch die obligate Wiederimpfung 
überkommen. Das Impfwesen wurde bei uns seit 100 Jahren 
mit dem besten Erfolge gehegt und gepflegt. In den früheren 
Jahrzehnten bis zur Mitte der achtziger Jahre geschah die Öffent¬ 
liche Impfung von Arm zu Arm, von da ab mit animaler Lymphe. 
Wir verkennen die Vorzüge der letzteren gewiß nicht; es hat 
sich aber auch die erstere Methode voll bewährt; unvergleichlich 
war die Sicherheit des Erfolges, und da Schnittchen erheblichere 
Verletzungen darstellen wie kleine Stiche, wäre das Ideal erst 
erreicht, wenn wir die animale Lymphe in gleicher Weise wie 
die humanisierte einimpfen könnten und mit der gleichen Sicher¬ 
heit des Erfolges. 

Spätere wiederholte Impfungen sind insbesondere bei Blattern- 
gefahr umsoweniger zu unterlassen, als die gesetzliche Wieder¬ 
impfung eigentlich in zu jungen Jahren aus Zweckmäßigkeits- 
gründen geschehen muß. Man hat bei späteren Impfungen mit 
animaler Lymphe, bei Impfung von älteren, konstitutionell ge¬ 
schwächten Leuten leider nicht selten böse Reaktionen, Ent¬ 
zündungen der Umgebung der Impfstelle und andere unangenehme 
Erscheinungen erleben müssen. Es wird sich empfehlen, sobald 
es möglich ist, von einem gesunden Kinde solche Leute in früherer 
Weise direkt mittels weniger Stiche abzuimpfen. 

Cholera. Die Cholera möchte ich nur kurz erwähnen. Ihr 
Wesen und ihre Bekämpfnng ist in den reichsgesetzlichen An¬ 
weisungen über diese gemeingefährliche Krankheit trefflich und 
ausführlich dargelegt. Amtsärztliche Pflicht ist es, auch gegen 
diesen furchtbaren Gegner stets kampfbereit zu sein. Namentlich 
die Großstadt mit dem intensiven internationalen Verkehr ist in 
Gefahr, den Feind unerwartet in ihren Mauern zu sehen, wenn 
er auch fern im weiten Rußland sein Wesen treibt. Die unheim¬ 
lichen Eigenschaften der Cholera sind bekannt genug, die Neigung 
des Keimes, im Wasser, im Feuchten zu gedeihen, zu wachsen 
und zu wandern, leistet seiner raschen Verbreitung Vorschub. 
Die kurze Inkubationszeit von höchstens 5 Tagen erleichtert dem 
Amtsarzt die Ueberwachung der Einschleppung, da diese Frist 
hänflg schon bei der Ankunft von Reisenden aus verseuchten 
Gegenden verstrichen ist. Die Wichtigkeit der schleunigen Iso- 
Uerung, des raschen Transportes zugereister Cholerakranker und 
-verdächtiger macht die Bereitstellung von Transportpersonal 
und -material im Benehmen mit den Bahnbehörden notwendig. 
In die Räumlichkeiten eines Bahnhofes soll ein Kranker womög¬ 
lich gar nicht gelangen. 

Auch der Cerebrospinalmeningitis will ich nur in Kürze 
gedenken; als epidemica, d. h. in gehäuften Fällen, ist sie 
in München nur Militärkrankheit. Unter der Zivilbevölkerung 
tritt sie nur sporadisch auf, meistens in den Frühjahrsmonaten. 
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Viel anders steht es meines Wissens im ganzen Ednigreiche nicht. 
Wenn ich die bösartige Krankheit auch in einzelnen Fällen der 
Praxis kennen lernte nnd beobachten konnte, habe ich es nicht 
so weit gebracht, Ihnen ans eigener Erfahmng besondere Winke 
geben zn können. 

Ich hoffe, von den Kollegen beim Militär Näheres zu er¬ 
fahren; gerade in den letzten Monaten sind die Kasernen in 
München besonders häufig von der Krankheit heimgesncht worden. 

Ich wende mich znm Typhns abdominalis. Das wissen¬ 
schaftliche Gebiet des Unterleibstyphus war jahrzehntelang eine 
Domäne der Münchener medizinischen Gelehrten, weil eben der 
Typhös im besonderen morbns loci war. Mit großem Scharfsinn 
wnrde theoretisch nnd piaktisch vorgegangen; für kein Leiden 
galt aber auch, um zur Erkenntnis seines Wesens zn kommen, 
mehr die Devise: Berum cognoacere causas. Erst die Entdeckung 
der causa, des Bacillus, hat den Grund gelegt, auf welchem 
solide Schlüsse anfgebaut werden können. 

Auch der Typhus gehört zu den Schmutzkrankheiten. Es war 
sonach gerechtfertigt, daß man ihn lange im Boden suchte. Er 
ist nur nicht da allein zu finden. Gleich der Cholera sind die 
Gedärme die vorzügliche Brutstätte, die Herberge und Heimat 
der Typhusbazillen; in den Absonderungen wird das Gift oft lange 
über die eigentliche Krankheit hinaus entleert. Verschleppt kann 
es werden im persönlichen Verkehr, durch Kontakt mit dem 
Kranken oder Bazillenträger, durch Wasser, Lebens- und Genuß- 
mittel, durch Wäsche, Kleidung, Gebrauchsgegenstände, durch 
Staub und Insekten, kurz, durch Medien, die mit Typhuskeimen 
behaftet sind. Vermehren kann sich der Typhus im Wasser nicht 
in der Weise, wie der Cholerakeim. 

Die amtsärztlichen Anordnungen nnd deren Erfolg er¬ 
schwerend sind die lange Inkubationsdauer und die mannigfaltigen 
Krankheitserseheinnngen, welche die Diagnose schwankend machen. 
Die Anzeigen erfolgen daher oft sehr spät. Der Typhus soll 
allerdings nach der Allerh. Verordnung vom 22. Juli 1891 in 
jedem Falle spätestens 24 Stunden nach erlangter Kenntnisnahme 
vom Arzte gemeldet werden. Der Zeitpunkt der Kenntnisnahme 
kann aber erst gegeben sein, wenn der Verdacht begründet ist, 
nnd diesen Zeitpunkt muß man dem Arzte überlassen. Dieser 
hat die ernste Verpflichtung, durch Vorsichtsmaßregeln schon 
frühzeitig einer Weiterverbreitnng entgegenzuwirken. Es kann 
nur von Vorteil sein, wenn er den Amtsarzt auch in Verdachts¬ 
fällen verständigt. 

Nach der Berechnung für das Königreich Bayern befällt der 
Typhus im Verhältnis nach der Mortalität am meisten das 
Alter von 20—30 Jahren (23 ^/q der Gesamtsterblichkeit); ziemlich 
gleich ist das Verhältnis von 30—40 Jahren und 10—20 Jahren 
(18 ®/o der Gesamtsterblichkeit); 60 ®/o fallen sonach auf das Alter 
von 10—40 Jahren, 25 ^/o auf das von 40—60 Jahren. 

Bekanntlich hat der Typhus in Bayern und in München in 
den letzten 3 Jahrzehnten bedeutend abgenommen. Im Zeiträume 
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von 1878—1887 starben in Bayern 28,5 anf 100000 Einwohner, 
Ton 1888—1903 noch 7,9, von 1904—1906 noch 8. In Mflnchen, 
wo die Sterblichkeit an Typhns 1872 noch 240 anf 100000 Ein* 
wohner, 1875 noch 120 war, erreichte sie seit 1880 nicht mehr 
als 100, seit 1881 stieg sie nicht mehr über 20, seit 1892 nicht 
mehr Aber 10, seit 1901 nicht mehr Aber 5 bei 100000 Elin* 
wohnern. Der Durchschnitt von 1904—1906 ist nor mehr 2,6, 
sonach unter dem Durchschnitte des Königreichs Bayern in der 
gleichen Zeitperiode. Nähere Daten Aber die MAnchener Ver¬ 
hältnisse, Aber Geschlecht, Aber die verschiedenen Bernfsarten, 
Aber die Verbreitung in einzelnen Stadtteilen habe ich vor 
mehreren Jahren znsammengestellt. 

Der Typhus war, wie man sieht, sehr verbreitet und ge¬ 
fährdete den guten Ruf MAncheus und SAdbayerns lange Jahre. 
Pettenkofer hat sich die größten Verdienste erworben, als er 
durch die großzAgige öffentliche Reinlichkeitspflege die gewaltige 
Macht der Krankheit in MAnchen brach. Sache der Nachkommen 
ist es, durch die private Reinlichkeitspflege ein weiteres Einnisten 
unmöglich zu machen. Seit dem Jahre 1880 hat in MAnchen der 
Typhns eine gewaltige Einbuße erlitten und behalten. Seit den 
achtziger Jahren, seit dem Rückgang des Typhns in MAnchen, 
scheint er auch in Oberbayero, in der näheren und weiteren Um¬ 
gebung Münchens abgenommen zu haben. Ich will noch nicht 
fest behaupten: post hoc, ergo propter hoc; ich möchte aber die 
Kollegen Oberbayems um gelegentliche Mitteilungen bitten be¬ 
züglich ihrer Erfahrungen. Ich kann berichten von Freising 
und Erding. 

In Freising kamen im Jahre 1880 im Krankenhanse allein 
noch 24 Typhusfälle in Behandlung, in den Anstalten am Dom¬ 
berg war eine heftige Epidemie. Man zählte 69 infektiöse Fieber, 
von denen man 16 erklärte Typhen nannte. 11 Typhustodesfälle 
kamen in diesem Jahre in Freising vor. Von 1881 mit 1888 
kamen zusammen noch 9 Todesfälle vor, von da ab in 20 Jahren 
nur mehr 8, in 14 Jahren kein Todesfall, nur in 2 Jahren noch 
je 2. Dabei hat Freising schlechten Grund und Boden, liegt 
größtenteils in der Talmulde; eine neue Wasserversorgung bekam 
es erst 1888, eine durchgreifende Kanalisation soll erst kommen. 
Ich habe schon vor Jahren darauf hingewiesen, daß in der 
schlechten, alten Typhuszeit allenthalben in Bayern neben dem 
Typhus eine Menge nicht immer leichterer Fälle euphemistisch 
als Typhoid, Schleimfieber, Nervenfieber, gastrisches Fieber von 
Aerzten und Laien, namentlich auch von Badern und Chirurgen 
diagnostiziert wurde. Schwere Fälle galten als Kopftyphns, 
Lungentyphus. 

Gänzlich ist ja diese alte Gepflogenheit hente noch nicht 
verschwunden. 

Ich möchte ein flüchtiges Bild geben von den Verhältnissen, 
wie ich sie als junger Arzt Ende der siebziger nnd Anfang 
der achtziger Jahre im Erdinger Bezirke durchlebte. Jeden 
Sommer, besonders aber in heißen Sommern, kam in der Erntezeit, 
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am meisten im Monat Angnst, eine große Zahl von Fieberfällen 
last nnr unter den jnngen Erntearbeitern beiderlei Gleschlechtes 
vor, doch auch unter jüngeren Leuten der Kleinstadt, so daß das 
damals kleine Erdinger Krankenhaus statt 6—10 80—40 Kranke 
täglich zu beherbergen hatte und in den Dörfern eine Reihe 
junger Leute am Fieber krank lag. Dasselbe setzte jäh ein, 
stieg auf 40*’, erzeugte Delirien; es bestand mäßige Diarrhöe, 
leichte Milzschwellnng; es waren im übrigen komplette typhöse 
Erscheinungen, die aber nui* bis zu einer Woche währten. Das 
Fieber fiel plötzlich, gewöhnlich nach 5—6 Tagen, ab, die Oe* 
nesnng trat rasch ein. Todesfälle traten nur ganz vereinzelt 
bei seltenen Komplikationen ein. Während des Fiebers konnten 
die Erscheinungen sehr heftig werden. In dem kleinen Pfarrdorfe 
Eschelbach erdrosselte sich der junge Pfarrbanmeister mit Hanf¬ 
strängen, die sich auf dem nahen Schranke befanden. Die Leute 
waren sämtlich auf dem Felde und kehrten erst abends zurück. 
In einigen Dörfern an der Grenze meines Prazisgebietes ging der 
Doktor in das eine, der Bader von Grünbach in das andere Hans 
zur Behandlung der Fieberkranken. In einem Jahre kam im 
Monat August auch noch eine Zahl von 14 Kranken in der 
Menchinger Gegend dazu, die infolge von Rindfieischgenuß bei 
einer Hochzeit unter schweren und länger dauernden typhösen 
Erscheinungen erkrankten. Mitunter war auch ein echter Typhus 
zu behandeln. Wie viele Bazillenabarten hätte man damals schon 
züchten und beschreiben können, Para-, Meta-, a-, ß-, y-, bis zum 
Ende des Alphabetes! Allmählich verschwanden in den achtziger 
Jahren diese epidemischen Krankheitsformen; die Zahl der Fälle, 
die ich jahrelang statistisch im Formular I für allgemeine Kranken¬ 
häuser unter „gastrischem Fieber“ eintrog, ist immer magerer 
geworden, bis man das gastrische Fieber ganz gestrichen hat. 

Meine Erfahrungen in München im Laufe der letzten 5 Jahre 
haben mich überzeugt, daß der persönliche Verkehr, der Kontakt, 
die Hauptrolle in München spielt. Da, wo noch gehäufte Fälle 
auftraten, konnte man als Regel eine kettenförmige Verbreitung 
des Typhus warnehmen; ein Familienglied, ein Hausbewohner, ein 
Nachbar erkrankt in Zwischenräumen von 2 Wochen, oft in viel 
langsamerem Tempo, so daß nach einem oder mehreren Jahren 
der Typhus in dem befallenen Hanse noch ein Opfer forderte. 
Auf diese Weise entstanden einzelne Herde; auch Straßenzüge 
wurden in dieser Weise befallen, und es kam erst nach einigen 
Jahren zur Ruhe. Im laufenden Jahre ist der geringste Typhns- 
stand in München, den man je beobachtet hat. 

Ganz ähnliche Verhältnisae wurden jüngst für Straßbarg 
festgestellt. Dr. Kays er schreibt: „Der Typhus zeigt Neigung 
zur Ausbreitung in dem einmal betroffenen Hanse, ganz besonders 
aber im Straßenzage.“ Gewisse Besonderheiten und Liebhabereien 
des Typhus bringt man in der Tat leichter heraus, wenn er nicht 
mehr endemisch und epidemisch auftritt, sondern auf ein geringeres 
Maß reduziert ist. Seit dieser Zeit — schon seit Jahren — kann 
man nun auch in München wie anderswo beobachten, daß die 
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meisten TyphosflUle zur Sommerszeit und nicht mehr im Februar 
und März, zur Zeit des niedersten Gmndwasserstandes, sich ein* 
stellen. 

Der Verbreitung durch Nahrungsmittel, namentlich 
durch die Milch, ist besondere Beachtung zu schenken. Rohe 
Milch scheint sehr geeignet zur Verschleppung der Typhuskeime. 
Man muß sich aber hflten, in einer solchen Annahme zu weit zu 
gehen. Gewiß sind die Keime in der Milch schwer nachzuweisen; 
in einer Reihe von Fällen dringenden Verdachtes gelingt es nidit. 
Der Verlauf, den der Typhus in München in den letzten Jahren 
nahm, spricht aber nach meinem Dafürhalten nicht für eine häufige 
Milchintektion. Die Infektionen durch Nahrungsmittel, auch durch 
Milch, müßten doch zum öfteren etwas Explosives haben. Es 
müßten mehrere zu gleicher Zeit erkranken. Den markantesten 
Fall der üebertragung durch Nahrungsmittel erlebte ich in Halber¬ 
moos bei Freising im Jahre 1908, in welchem Jahre schon mehrere 
Fälle vorgekommen waren, wosdbst 3 Personen zu gleicher Zeit 
an schwerstem Typhus erkrankten und 2 verstarben. Sie hatten 
während der Heuernte aus einer Flasche Aktienbränbier getrunken; 
das natürlich sofort angesehuldigte Bier hat sonst niemandem 
etwas zu Leid getan; die Flasche aber stammte aus einem ver¬ 
schmutzten ScUafranm, in welchem eine typhuskranke Frau 
mehrere Wochen lag; eine der erkrankten Personen verstarb im 
gleichen Hause. 

In neuerer Zeit ist man auch den Bazillenträgern, 
welche ja nicht nur beim Typhus eine Rolle spielen, nachgegangen. 
Die üntersuchnngsstationen und eine Reihe von Forschem haben 
sich um Aufklärungen in dieser Richtung sehr verdient gemacht. 
Es muß aber noch manches geklärt werden, in welchem Maße, 
in welchem Grade, unter welchen Bedingungen, an welchen Orten 
die Bazillenträger vorübergehender oder dauernder Natur ihre 
schlimme Wirkung entfalten. Besonders wertvolle Beobachtungen 
hat man in Irrenanstalten gemacht. In München ist mir ein 
unzweifelhafter Fall von Infektion durch Bazillenträger in den 
polizeilich angemeldeten Fällen nicht bekannt geworden. Aber 
alles und am allermeisten die Bazillenträgerei zwingt uns, der 
Schmntzkrankheit Typhus die sorglichste Sanierung entgegenzu¬ 
setzen und das wahre Heil nur in ihr zu erblicken. 

Im einzelnen Falle ist die Isolierung des Kranken, weitaus 
am besten in einer Anstalt, die sorgfältige Behandlung und Des¬ 
infektion der Absonderungen, der Leib* und Bettwäsche, die 
Reinhaltung des Krankenzimmers, die sachgemäße Pfiege durch 
geschulte und erfahrene, mindestens verständige und gelehrige 
Persönlichkeiten notwendig. Nicht nur Pfleger und Pflegerinnen, 
auch Wäscherinnen sind mflziert worden und haben die Typhus¬ 
keime aufgeklanbt. 

Formalinschlußdesinfektion ist angezeigt. Lehrer und Schüler 
ans Familien und Wohnungen, in welchen Typhuskranke sich 
authalten, müssen die Schule meiden, wenn sie sich nicht dem 
Kranken vollständig femhalten können, wenn sie oder der Kranke 
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nicht ans der Wohnnng entfernt sind nnd letztere desinfiziert ist. 
Kein Typhnskranker soll ans der ärztlichen oder Anstaltsbehand* 
lang, aas der Isoliernng entlassen werden, bevor nicht sein Stahl 
and ürin wiederholt aaf Bazillen antersacht worden ist. Bazillen¬ 
träger sind ärztlich za überwachen and za anterweisen. 

Kindbettfleber. Die Sterblichkeit an Eindbettfieber ist im 
Königreich Bayern seit den letzten 50 Jahren stetig gesanken. 
Das Mittel der Jahre 1857 mit 1866 beträgt 86, von 1867—1876 
82, von 1877 mit 1886 25, von 1887—1896 22, von 1897 mit 
1906 15 aaf 100000 Einwohner. Seit dem Jahre 1876 kam die 
Sterblichkeit nicht mehr aaf 80, seit 1894 nicht mehr aaf 20 pro 
Handerttaasend. Die aaffallendste Minderang geschah in den 
70er Jahren 1878 41. 1874 86, 1875 86, 1876 26, 1877/78 je 
24 Sterbefälle aaf 100000 Einwohner. Die Mortalität nahm am 
ein Drittel ianerhalb Jahresfrist ab. Noch auffallender ist diese 
jähe Abnahme in der Stadt München. Auf 100000 Einwohner 
berechnet, kamen in den Jahren 1873—1875 20 Todesfälle an 
Eindbettfieber vor, im Jahre 1876 waren es nor noch 3, eine 
Verringerang am fünf Sechstel, and seit dieser Zeit kam es nie 
mehr aaf 10 Todesfälle pro 100000 Einwohner. Während aber 
auf dem Lande die Mortalität allmählich and stetig sank, blieb 
sie in München in den letzten 8 Jahrzehnten im Dorchschnitt 
auf 5 pro 100000 Einwohner. 

Woher kam die auffallende Abnahme in München und im 
ganzen Königreiche von 1875 aaf 1876 P Ich glaube, man darf 
die beginnende Zeit der Antisepsis als Ursache betrachten, die 
in der Stadt München rascher, auf dem Lande langsamer, aber 
dann auch nachhaltig die Erkrankungen und Sterbefälle im Privat¬ 
leben wie in Anstalten gewaltig herabsetzte. Davon, wie in 
früheren Zeiten insbesondere Gebärhäaser ergriffen worden 
(Hecker erzählte im Kolleg des öfteren davon), hat man hent- 
zatage keine Ahnang mehr. Das Eindbettfieber hat ganz besondere 
Eigenheiten, mit denen sich gerade der Amtsarzt za beschäftigen 
hat. Es ist eine sehr bösartige, sehr ansteckende Krankheit. 
Sie ist aber nur in einer bestimmten Lebenslage der Menschheit 
gefährlich, im Wochenbett. Wir müssen daher die Wöchnerin 
davor schützen. Mit der Wöchnerin kommt berufsmäßig in den 
innigsten Verkehr die Hebamme. Diese wird folgerichtig von 
einer erkrankten Wöchnerin das Fieber am meisten, am leichtesten 
aaf andere Wöchnerinnen übertragen. Unser Bestreben maß 
darauf gehen, der Kreißenden, der Wöchnerin, die sorgfältigste 
Pfiege, die reinlichste Behandlung von Anfang an angedeihen za 
lassen, um sie vor Infektion za schützen; zweitens die Hebamme, 
welche mit einer erkrankten Wöchnerin in Bertthrang steht oder 
stand, schleunigst vom Verkehr mit anderen Wöchnerinnen oder 
Schwangeren aaszaschalten. 

Die Vorkehrangen wären ihrer Natur nach einfach; kom¬ 
pliziert wird aber die Sache durch einige Umstände. Zunächst 
ist die Unsicherheit der Diagnose, der wissenschaftlichen Fest- 
stellong vom eigentlichen l^dbettfieber, mißlich. Da gibt es 
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nar ein radikales Mittel: Man wendet den Namen and sagt statt 
Eindbettfieber: Fieber im Kindbett und gibt der Hebamme gegen 
dieses Fieber im Kindbett die gleichen imweisungen, wie wir sie 
fttr Kindbettfieber vorschreiben. 

Wenn die Dienstanweisung lautet: Ist bei einer Wöchnerin 
Kindbettfieber festgestellt, so hat die Hebamme schleunigst An¬ 
zeige zu erstatten, so ist leider zweifellos, daß bei Befolgung 
dieser Bestimmung gerade in den bösartigsten Fällen unsere 
Maßnahmen viel zu spät kommen. Bis zu dieser Feststellung 
ist eine beschäftigte Hebamme längst mit anderen Wöchnerinnen 
in Berührung gekommen. Es muß deshalb gefordert werden, daß 
die Hebamme jeden Fall von Fieber im Kindbett baldigst dem 
E. Bezirksamt meldet, ln München geschieht dies persönlich, 
am gleichen Tage oder spätestens am nächsten Vormittage. ^ Wenn 
die Hebamme bei der Wöchnerin bleiben will, so hat sie ihre 
übrige Tätigkeit vollkommen einzustellen und erst nach einer ihr 
zu bestimmenden Frist nach Beendigung der Behandlung des 
Fieberfalles, nach Desinfektion ihrer Wäsche, der Kleidung und 
des Apparates und nach Beinigongsbad ihren Beruf bei anderen 
wieder aufzunehmen. Bleibt die Hebamme der Erkrankten sofort 
fern, und tritt eine Wärterin an ihi’e Stelle, so kann die Hebamme 
desto unmittelbarer nach geschehener Desinfektion ihrem Berufe 
weiterhin nachkommen, je rascher die Anzeige geschehen ist. 

In dem Vorteile, den die Hebammen hierdurch haben, ist 
es auch begründet, daß sie ihre Anzeigen rasch und fleißig er¬ 
statten. Bad und Desinfektion erhalten die Münchener Hebammen 
in jedem Falle unentgeltlich. 

Mau sieht sofort, daß ein solch exaktes Vorgehen eben nur 
in der Stadt möglich ist. Auf dem Lande, wo nur eine Hebamme, 
wo kein geeignetes Wartepersonal zu finden ist, wo der Amtsarzt 
weit entfernt wohnt, sind solche Maßregeln schwierig oder gar 
nicht vorzunehmen. 

Hier müssen die Kollegen, die praktischen Aerzte, eintreten, 
denen die Hebammen sofort Meldung machen müssen, und in ge¬ 
wissenhafter Umsicht baldigste Anordnung treffen, bis der Amts¬ 
arzt eingreiien kann oder einzagreifen braucht. Sorgfältige 
Reinlichkeit der Hebamme, deren ärztliche Anleitung, eindringliche 
Belehrung und Aufklärung der Angehörigen können weiteres 
üebel verhindern. Die Hauptsache ist rasche Vorbeugung. 

Ich möchte mir noch foUendes zu bemerken gestatten: 
Sehen wir von den Fällen von Parametritis und Phlegmasie ab, 
die mir leider nicht selten zur Behandlung kamen, bei denen ich 
aber eine bösartige Verbreitung durch Aerzte und Hebammen 
nicht feststellen konnte, so kommt glücklicherweise oft Monate, 
selbst Jahre ein eigentlicher Paerperalfleberfall nicht zur Be¬ 
obachtung. Ich möchte praktischt rennen die schwere, oft tödliche 
puerperale Erkrankung nach operativen Eingriffen, bei ge¬ 
schwächten, blutarmen, kranken Frauen von dem verschleppten 
Falle, dem klassischen Bilde, wie es früher namentlich in An¬ 
stalten sich schrecklich darstellte. Das letzte Vorkommnis dieser 
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Art erlebte ich im Freisieger Amtsbezirke, wo innerhalb weniger 
Tage vier von einer Hebamme ohne ärztliche Hilfe entbundene 
Frauen erkrankten and drei innerhalb einer Woche starben. Von 
einer der schwer betroffenen Bauernfamilien konnte der Vater 
bezeugen, daß die Hebamme beim ersten Besuche der E[reißenden 
vor deren Untersuchung verschmähte, das hergerichtete Wasser 
zum Handwaschen zu benützen. Ich veraulaßte gerichtliche 
Untersuchung, bei der Verhandlung konnte aber das Gericht nicht 
die Ueberzeugung gewinnen, daß die Hebamme bestimmt an den 
Todesfällen die Schuld trage. 

Im Jahre 1890, zur Zeit der ersten großen Influenzapandemie, 
kam ich in Erding in große Aufregung, als ich in meiner Praxis 
drei Todesfälle nach künstlicher Entbindung innerhalb von zwei 
Wochen erfahren mußte; in den nächsten 10 Jahren hatte ich 
keinen mehr. Zu gleicher Zeit starben aber in verschiedenen 
anderen Dörfern vier Wöchnerinnen an schwerem Eindbettfieber 
nach gewöhnlicher Entbindung bei verschiedenen Hebammen. 
Das Influenzagift verursachte damals eine Reihe Fieberfälle im 
Wochenbett. 

Es ist gewissermaßen tröstlich, daß das echte Eindbettfieber 
doch eine seltene Erankheit sei; freilich kann sie, wie ein Blitz 
aus heiterem Himmel, kommen und deutlich und furchtbar zeigen, 
daß sie noch das alte Uebel in voller Eraft geblieben ist. Es 
entgeht mir dabei nicht, wie viele Todesfälle im Wochenbett im 
ganzen Lande, im Reiche sich noch ereignen. Es ist zu erkennen, 
daß die Unreinlichkeit vieler Hebammen eine Hauptschuld trägt, 
daß wir hier ganz und voll einsetzen müssen. Ich glaube aber, 
daß bei den vielen, gefährdenden Momenten, bei den schweren 
künstlichen Eingriffen und den oft plötzlichen Erkrankungen im 
Wochenbett auch eine Reihe von Todesfällen ohne menschliche 
Schuld sich ereignen und stets ereignen werden. Das Wort 
Schröders: Jede Wöchnerin wandelt am Rande des Grabes, 
wird seine Geltung nie völlig verlieren. 

Sublimat statt Lysol den Hebammen in die Hand zu geben, 
halte ich, namentlich für das Land, für nicht unbedenklich. Man 
kann mit dem Lysol auskommen, das viele Vorzüge besitzt. Bei 
der Beschaffenheit der Hände unserer Hebammen im allgemeinen 
sollte auch der Reinigung mit Spiritus besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt werden. Man sollte aber nicht Brennspiritus verwenden; 
erhebliche Eosten verursacht auch die Benützung des besseren nicht. 

Im Anhänge hierzu will ich nicht versäumen, die pfiicht- 
gemäße sofortige Anzeige der Augeneiterung der Neugeborenen 
seitens der Hebammen an die Polizeibehörde, wie es in München 
vorgeschrieben ist, zu empfehlen. Die Maßregel erscheint für 
das Land nötiger wie für die Stadt. Die Einführung dieser An> 
zeigepfiicht hat übrigens erwiesen, daß in München die Erankheit 
nicht häufig ist. Für Oberbayern gilt nach meinen Wahr¬ 
nehmungen das gleiche. Die erkrankten Einder werden in Mün¬ 
chen in nahezu allen Fällen bereits unter dem Einfioß der He¬ 
bamme der ärztlichen oder Anstaitsbehandlung zugeführt. 
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Ich komme zum Schiasse. 

Die Hauptsache bei der Desinfektion im allgemeinen 
ist Sicherheit and Einfachheit. Alles Menschliche ist nnyoll- 
kommen. Aach die peinlichste Desinfektion, wie sie znm Segen 
der Leidenden in der operativen Heilkunde geübt wird and zu 
den glänzendsten Besaltaten geführt hat, ist noch etwas Relatives, 
Bedingtes, üeberall, wo Menschen verkehi’en, ob sich etwas 
rührt oder nicht rührt, aaf, ober oder unter der Erde sind Keime. 
Ja diese sind sogar zum Aasgleiche in dem Haushalt der großen 
Natar notwendig. Die Erfahrong lehrt ans aber, daß die denkbar 
größte Vorsicht, die exakte Aasführong der Beinigang and Rein- 
haltnng die grüßten Erfolge erzielt. 

Das Vorgehen der Ghirargie hat in mancher Richtung der 
planmäßigen Desinfektion bei ansteckenden Krankheiten die Wege 
gewiesen. Wir müssen sorgfältigst, aber auch mit einem ge¬ 
wissen Optimismns za Werke gehen. Es ist grundfalsch and 
verhängnisvoll, über die ünzalänglichkeit der Maßrejgeln za 
spotten and zu übersehen, daß auch schon nach den bis heute 
erfundenen und geübten Methoden Milliarden schädlicher Keime 
vernichtet und im Entstehen gehemmt werden. 

Ein wichtiges Erfordernis der Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten ist ^e Anzeigepflicht, wovon wir bereits gesprochen 
haben. Ohne ausreichende Kenntnis der Fälle kann der Kampf 
nur schwach und unwirksam geführt werden. Wichtig ist auch 
das Zusammenarbeiten der Behörden, ohne zu umständliche For¬ 
mularien und Vorschriften. Das Telephon ersetzt nicht die schrift¬ 
liche Anzeige, aber es ergänzt sie vortrefflich und macht ein 
rasches Eingreifen mOglich. 

Nur eine fleißige Statistik liefert auch ein richtiges Bild 
der Krankheitsbewegungen. Sämtliche Aerzte sollten daher die 
nach dem Schema des statistischen Amtes hergestellten Postkarten 
über die Zahl und Art der infektiösen Erkrankungen ihrer Praxis 
allmonatlich einsenden. Allwöchentlich ist es zu umständlich und 
ersetzt die Einzelanzeige bei den schweren ansteckenden Krank- 
heitsformen behufs der nötigen Vorkehrangen doch nicht. Man 
muß wohl unterscheiden zwischen den Zwecken der direkten 
Krankheitsbekämpfung und der Statistik. Bei der Einzelanzeige 
müssen Name, Stand, Alter, Wohnung genau angegeben werden, 
dann auch Umstände, welche bezüglich der Aetiologie und der zu 
treffenden Maßnahmen von Belang sind, insbesondere Notizen über 
den Schulbesuch. 

Bei Todesfällen an Infektionskrankheiten sollte, wie es in 
München seit 3 Jahren vorgeschrieben ist, die Leichenfrau sofort 
bei ihrem Erscheinen Leib- und Bettwäsche in Desinfektions- 
flüssigkeit einlegen (KresolseifenlOsung); die sorgsame Reinlich¬ 
keitspflege des Leichenpersonals, die Desinfektion von dessen 
Kleidung und Wäsche ist nie außer acht zu lassen. 

Für möglichste Verbilligung der gebräuchlichsten Des¬ 
infektionsmittel soll die Behörde sorgen. 

In jüngster Zeit ist im Amtsblatts des K. Ministeriums 
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des Aenßern and des Innern vom 10. März 1909 unter dem Be¬ 
treff: „Portopflichtige Dienstsachen*' der Abdruck einer Bekannt¬ 
machung des K. Staatsministeriums fflr Yerkehrsangelegenheiten 
veröffentlicht. Nach diesem Erlaß sind anzeigepflichtige Aerzte 
und Leichenschauer berechtigt, auf roten, unfrankierten Postkarten 
ihre Meldungen zu erstatten. Der Wegfall der bisher besonders 
für Leichenschauer amtlich bezeichneten Fomulare würde mißlich 
empfanden werden, wenn auf den neuen roten Karten nicht auch 
die notwendigen genauen Angaben gemacht würden. Bedenken 
erregt aber überhaupt das offene Anzeigen von verschiedenmi 
Era^heitsverhältnissen. Zweckmäßiger wären portofreie Brief- 
umschläga mit Meldekarten, welche die geeigneten Vordrucke 
enthalten. 

Wie für die Volksschulen es in manchen Städten von seiten 
der Stadtbehörde und Schalkommission schon geschah, sollten auch 
für die Mittelschulen, für die Erziehungsinstitute und ähnliche 
Anstalten staatliche Vorschriften erlassen werden. 

Wir haben bereits in der Ministerialbekanntmachung des 
Ealtnsministeriums vom 13. Januar 1907 für die nach Art. 59 
des Polizeistrafgesetzbaches genehmigungspflichtigen Anstalten in 
§ 55 einschlägige Vorschriften. Die Bestimmungen dieses Para¬ 
graphen sind sehr zweckmäßig; nur der erste Absatz würde 
besser lauten: 

„Wenn in einer Erziehungsanstalt ein Fall ansteckender Erkrankung 
auftritt (man könnte auch die Krankheiten mit Namen bezeichnen), so hat 
nach Einvernahme des Hausarztes der Vorstand sofort Anzeige an den zu¬ 
ständigen Bezirksarzt zu erstatten. Im Benehmen mit diesem müssen sofort 
alle Vorkehrungen getroffen werden, welche zur Verhütung des Umsichgreifens 
oder einer Verschleppung der Krankheit nötig erscheinen. Von dem Ausbruch 
der Krankheit und den dagegen getroffenen Maßregeln ist die Aufsichtsbehörde 
baldigst in Kenntnis zu setzen." 

Die ganze Bestimmung muß aber auch auf Schalen und 
Anstalten ausgedehnt weMen, die nicht zu den genehmigungs¬ 
pflichtigen gehören. Der Bezirksarzt soUte in allen Fällen sofort 
verständigt werden; nur auf diese Weise können rasche Vor- 
k^rungen getroffen werden und die Aufsichtsbehörden über den 
Stand der &ankheit und die geschehenen Maßnahmen in Kennt¬ 
nis gesetzt werden. Die schulärztliche Aufsicht der Mittelschulen 
überhaupt muß wie bei den Volksschulen eingerichtet werden. 

Wie zu allem Uebung gehört, wird auch der Bezirksarzt 
nur dann die Situation b^errschen, wenn er sich ständig mit 
diesen Dingen beschäftigt. 

Die Art der Desinfektion and der amtsärztlichen Maßnahmen 
ist selbstverständlich nach Ort und Zeit und nach den Umständen 
verschieden. Auf dem platten Lande ist eine Formalindesinfektion 
oft nicht auszuführen, gewiß auch nicht so notwendig wie in dicht 
bevölkerten Bezirken. 

Auch die Art und Weise der Desinfektion wird nicht gleich 
bleiben, sie wird sich ändern, sich vervollkommnen. 

Desinfektionsschalen, Desinfektionsunterricht ist nötig, wir 
können nur geschalte Desinfektoren brauchen. Bader, welche 
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täglich in eine Beihe Ton Hänsem znm Basieren kommen, sind 
wenig geeignet. 

Solange wir nicht überall gelernte Desinfektoren haben, 
ist das Desinfektionswesen noch nnznlänglich, ja es haftet ihm 
eine große.Gefahr an. Diese Gefahr liegt insbesondere in dem 
Bestehen yon gWilden'^ Desinfektionsanstalten. Gerade in der 
Großstadt fängt mancher in seinem Fache entgleiste Ignorant 
nngeniert eine Desinfektionsanstalt an; er rechnet auf die Leickt« 
glänbigkeit, Unkenntnis und Ansbentong des PabUkoms. Er 
schmückt sein Geschäft mit der größten Beklame. In München 
besteht znr Abwehr dieses üebels schon seit 2 Jahren eine orts* 
polizeiliche Bestimmung, daß nur der sich gewerbsmäßig mit 
Ausübung der Desinfektion bei ansteckenden Krankheiten befassen 
darf, der im Besitz der notwendigen Apparate znr Desinfektion 
beweglicher und unbeweglicher Gegenstände ist und die zu* 
gehörigen Materialien besitzt. Mehr konnte man nicht tun. Das 
genügt aber nicht; es tauchen immer wieder öffentlich angekün* 
digte Desinfektionsanstalten auf, die schon in ruhigen Zeiten — 
ich möchte sagen, im Frieden — schädlich wirken, in Kriegs* 
Zeiten, bei Epidemien eine ernste öffentliche Gefhhr bedeuten. 
In einer Zeit, in welcher von Staats und Beichs wegen so energisch 
gegen die Infektionskrankheiten vorgegangen wird, sollte der 
Betrieb einer Desinfektionsanstalt der Eonzessionspflicht unterliegen. 

Wichtig ist die Schlußdesinfektion, noch wichtiger aber die 
fortlaufende Desinfektion. Auf diese muß immer mehr und mehr 
das Hauptgewicht gelegt werden. Je mehr wir sie üben, desto 
weniger wird die Schlußdesinfektion benötigt. Ohne sie ist die 
Schlußdesinfektion sehr unsicher; denn man kann nicht alles und 
überall gleichzeitig desinflzieren; man darf nicht in den Schlendrian 
verfallen, nur um sein Gewissen zu beruhigen, am Schlüsse die 
Desinfektion zu veranlassen, damit ja alles geschehen sei. 

Wichtig ist der Desinfektor, wichtiger aber ist der Kranken* 
Pfleger, auf dessen Ausbildung man an allen Orten die größte 
Sorgfalt verwenden muß; diese Ausbildung muß mit der Zeit, 
mit der Wissenschaft fortschreiten. 

Was könnten wir aber besonderes erreichen ohne die Mit¬ 
wirkung der ganzen Aerzteschaft. Die Aerzte stehen mitten 
unter den Leidenden bei Tag und Nacht, zu jeder Zeit. Mögen 
sie nie, auch im Drange der größten Praxis, des Spruches ver¬ 
gessen: Ein Lot Vorbeugung wiegt schwerer als ein Pfund 
Heilung. Mögen sie überall den Amtsarzt in seinen notwendigen 
Vorkehningen unterstützen und ihm verarbeiten. 

Die Amtsärzte aber sollen eines Geistes und Sinnes un¬ 
ablässig mit frischem Mute an der Bekämpfung der ansteckendmi 
üebel arbeiten, nicht ausschließlich mit Desinfektionsmethoden. 
Uns liegt an der allgemeinen Kräftigung und Gesundung des 
Volkes durch ordentliche Lebensweise und Abhärtung, durch Fleiß 
und Nüchternheit. Wo Erschlaffung im Organismus eintritt, ein 
Stocken des Blutes und der Säfte, da gedeihen die Bakterien und 
ihre Produkte. 



Amtsärztliche Vorkehmngen bei ansteckendeB Krankheiten. 


86 


Vor aUem liegt nns an der Erziehung des Volkes zur Bein- 
lichkeitspflege, znr Salnbrität. Bei Gesunden nnd Eranken, bei 
den Erwachsenen wie beim Säuglinge, in der Schule und im 
Leben mflssen wir znr Reinlichkeit mahnen, im Hanse nnd im 
Berufe, in Nahrung, Kleidung, Wohnung. Sauber, das ist saluber, 
heilbringend. Die Reinlichkeitspflege ist das Fnndament der 
Desinfektion, die Seele der Gesundheitspflege. Dieser Geist ist 
es, der gesund nnd lebendig macht, zu Licht nnd Freiheit fflhrt. 

Dlsknulei» 

Ministerialrat Prof. Dr. Dleudouie > München: M. H. I Ihr Herr 
Vorsitzender hat es verstanden, in Ucbtvollen Worten dieses schwierige Thema 
erschöpfend zu behandeln. Auf Grund seiner eigenen, reichen Er»hrungen 
hat er alles Wichtige in kurzen, knappen Worten zusammengestellt, und ich 
glaube in aller Namen zu sprechen, wenn ich dem Herrn Eeferenten den besten 
Dank für seine Ausführungen ansdrücke. Wir sind alle, glaube ich, im wesent¬ 
lichen mit ihm einverstanden. Insbesondere danke ich persönlich dem Herrn 
Referenten, daß er bei dieser Gelegenheit auf die Schulhygiene näher einge¬ 
gangen ist. Diese Maßnahmen sind in verschiedenen Verordnungen verteilt, 
zum Teil veraltet, und viele Amtsärzte sind wenig darüber orientiert. Ich 
kann Ihnen übrigens mitteilen, daß bereits Vorarbeiten zur Regelung der 
Schulh^ene im Gange sind. 

Dann möchte ich noch auf ein paar Einzelheiten eingehen. Ich möchte 
betonen, daß die fortlaufende Desinfektion das Allerwichtigste ist. Wenn 
man in der Krankenpflege eine fortlaufende Desinfektion streng durchführt, wird 
man oft von einer Schlußdesinfektion absehen können. 

Bei Diphtherie ist der größte Wert auf die fortlaufende Desinfektion 
zu legen. Die Diphtheriebazillen halten sich sehr lange, namentlich in dunklen 
Räumen, lebensfähig und virulent. In einem Fall konnte ich feststellen, daß 
sich Diphtheriebazillen an einem Baukasten zweieinhalb Monate virulent erhalten 
hatten. Nicht zu übersehen ist auch, daß ein Kind, welches schatzgeimpft 
ist, genau so ansteckend für seine Umgebung sein kann wie ein nichtgeimpftes 

Die Bazillen sind ebenso virulent für andere, nur nicht für das geimpfte 
Kind, weil bei diesem das antitoxische Serum die Neutralisierung des Diph¬ 
theriegiftes herbeigeführt hat. 

Bezüglich der Isolierung stimme ich ebenfalls mit der Anschauung des 
Referenten überein. Ich habe Ihnen hier noch mitzuteilen, daß das Landeuiil&- 
komitee des Roten Kreuzes sich bereit erklärt hat, demnächst 8 Baracken zur 
Verfügung zu stellen, welche solchen Gemeinden überlassen werden können, in 
denen eine Epidemie ausgebrochen ist. Wir werden damit eine weitere wichtige 
Maßregel im Kampfe gegen die ansteckenden Krankheiten erhalten. 

Deber Genickstarre habe ich wohl beim Militär Erfahrungen gesammelt, 
kann jedoch nicht darauf näher eingehen. Klar ist, daß dazu eine gewisse 
Disposition notwendig ist, da von so nnd so viel Gefährdeten stets nur ein 
kleiner Prozentsatz erkrankt. Wenn man in einem Mannschaftszimmer, in 
welchem 40 bis 50 Mann schlafen, sämtliche auf das genaueste durchuntersucht, 
so findet man, daß davon vielleicht 10 bis 12 die Keime in sich haben, trotzdem 
aber nur 2 bis 8 erkranken. Hauptsächlich wird die Krankheit verbreitet 
durch den Kontakt zwischen den Personen, durch Anhasten, Anniesen nnd 
dergl.. weniger durch die Lokalität. Durch den Staub werden die Keime 
wohl kaum übertragen, weil die Meningokokken durch Aastrocknen sehr bald 
zugrunde gehen. 

Bezüglich der Maßnahmen, die gegen die ansteckenden Krankheiten zu 
treffen sind, bin ich mit dem Herrn Referenten einverstanden; stets sollte 
man wenigstens das, was zu erreichen ist, zu erreichen suchen. Man hört so 
oft, wir brauchen die und die Msißnahmen nicht zu treffen, denn es sind trotz 
derselben wieder einzelne Fälle vorgekommen. Ob wir je ein Universalmittel 
finden werden, das sich auch in der Praxis durchführen läßt, ist sehr fraglich. 
Selbst wenn wir nur 50 Prozent weitere Ansteckungen durch ein Mittel 
unterdrücken können, sollten wir dasselbe unbedingt anwenden. 
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Bezüglich der Schulhygiene möchte ich noch etwas hervorheben. Im 
Laufe des Winters ist es mir aufgefallen, daß manche Schulen beim Auftreten 
von ansteckenden Krankheiten sehr rasch bereit waren, zu schließen; Anstalts¬ 
leiter haben schon bei ein bis zwei Fällen geschlossen. Ich halte das nicht 
für zweckmäßig; es ist sicher den modernen Anschauungen zuwiderlaufend, 
wenn man auf Grund von ein paar Fällen die Schule schließt, die Kinder 
entläßt und so die Gefahr herbeiführt, daß die Krankheit noch in viel mehr 
Familien hineingeschleppt wird. Das Beste ist, wie auch der Herr Vortragende 
ausgeführt hat, wenn man den Kontakt verhindert, indem man die BefaUcnen 
in Krankenhäusern absondert und die Verdächtigen einer fortlaufenden Beob¬ 
achtung durch den Schularzt unterzieht. 

Bezirksarzt Dr. Angerer - München. Ich möchte mir die Anfrage 
erlauben, inwieweit wir die Bazillenträger und die Maßnahmen gegen dieselben 
heute in die Diskussion hereinzunehmen haben. Diese Bazillenträger sind jedenfalls 
für den Amtsarzt und seine Maßnahmen ein hochwichtiges Moment. Und gerade 
heute, wo wir die Ehre haben, eine hygienische und bakteriologische Autorität 
in unserer Mitte zu sehen, möchte ich mir diese Anfrage erlauben. 

Herr Ministerialrat sagte, daß bei Genickstarre ungleich mehr Bazillen¬ 
träger vorhanden sind, als tatsächlich Erkrankungen vorliegen. Ebenso bekannt 
ist diese Tatsache bei der Diphtherie, und ich erinnere hier an einen kleinen 
Aufsatz in der Zeitschrift für Medizinalbeamte, in welchem der Fall behandelt 
wurde, wo eine Familie sich erheblich darüber beschwerte, daß innerhalb weniger 
Monate sechsmal bei ihr wegen Diphtherie desinfiziert wurde und sofort nach 
Schluß der Desinfektion wieder neuerdings ein Fall von Diphtherie auftrat. 
Diese Erfahrungen können die Maßnahmen der Desinfektion besonders beim 
Laienpublikum sehr in Mißkredit bringen. Es wurden die Bewohner des Hauses 
untersucht und es fand sich unter ihnen ein Bazillenträger, und erst wie dieser 
ausgeschaltet war, kamen keine Fälle mehr vor. Ebenso verhielt es sich in 
einem Falle meiner Praxis. Im Pasinger Distriktskrankenhaus kamen im 
vorigen Winter in kurzer Folge 4 Typhusfälle vor, bei denen kein Mensch 
wußte, woher sie kamen. Niemand hatte Typhus. Ich habe dann beantragt, 
daß auf Bazillenträger nntersucht werden solle. Es fand sich ein Bazillenträger 
in einer blödsinnigen alten Person. Kein Mensch wußte, woher sie die Bezillen 
hatte. Sie wurde lange Zeit, Monate hindurch, ausgescbaltet, daraufhin haben 
die Typhuserkrankungen aufgehört. Es war in diesem Falle ein Glück, daß 
wir es mit einer blöden, geistesschwachen Person zu tun hatten, die mit all 
unseren Maßnahmen vollständig einverstanden war. Nehmen wir aber an, es 
wäre ein arbeitstüchtiger und arbeitswilliger Mensch, wer kann da diesen 
Menschen zwingen, daß er monatelang in ein Krankenhaus geht oder sich 
sonstwie vollkommen absondert, nur weil er ein Bazillenträger ist. Es gibt, 

S laube ich, keine Verordnung, die den Amtsarzt in den Stand setzt, über einen 
lenschen so lange zu verfügen, bis er keine Bazillen mehr aufweist. Es ist 
ferner wichtig, zu wissen, ob Erfahrungen vorliegen, wie lange Bazillen aus¬ 
geschieden werden. 

Ich möchte hier darauf hinweisen, daß ein Unterschied besteht zwischen 
den großen Städten und dem Land. In großen Städten sind die Kinderkrank¬ 
heiten eigentlich von vornherein endemisch. Wir haben keine eigentlichen 
epidemischen Kinderkrankheiten, wir haben Scharlach und Masern das ganze 
Jahr über, während der Landarzt nur ab und zu eine Reihe von gehäuften Fällen hat. 

Bezirksarzt Wetsel- Nürnberg: Was die Prophylaxe bezüglich der 
Uebertragung dieser Krankheiten auf andere Kinder anlangt, so möchte ich 
dem hier beistimmen, was Herr Kollege Henkel ausführte, daß das nicht den 
Erfahrungen der Wissenschaft entspricht, wenn man sagt, daß ein Scharlachfall 
nach 6 Wochen oder ein Masemfall nach 4 Wochen geheilt sein muß; in 
praxi halte ich es aber für zweckmäßig, wenn eine gewisse Karenzzeit für Ge¬ 
stattung der Aufnahme des Schulunterrichts festgesetzt wird deswegen, weil 
die Bestimmung, daß durch ärztliches Zeugnis bestätigt werden muß, daß die 
Gefahr der Ansteckung ausgeschlossen ist, was meiner Ansicht nach nur auf 
Grand bakteriologischer Untersuchung aufgestellt werden kann, eine allzuweit 
aiudehnbare ist. Wir kommen wiederholt in die Lage, ärztliche Zeugnisse von 
Kindern zu bekommen, worin bestätigt worden ist, daß keine Gefahr mehr ver¬ 
lief; die Untersuchung hat dann aber gezeigt, daß das Kind sich noch schuppte, 
und daß noch keine 2 bis 8 Wochen vergangen waren, seit das Kind krank 
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wurde. Es ist sicher, daß es eine gewisse praktische Bedeutung hat, wenn 
Scharlach- oder masemkranke Kinder nicht so bald wieder in die Schule ge¬ 
lassen werden. Ich möchte hier natürlich auch darin mit dem Herrn Referenten 
übereinstimmen, daß die Hauptsache bei der Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten die fortlaufende Desinfektion ist, daß man aber auch darauf 
Gewicht legen muß, daß, wenn die Krankheitsfälle in einer Anstalt oder in 
einem Hause genau isoliert werden und keine weitere Ansteckung anrichten 
können, selbstverständlich nach Entfernung des betr. Kranken eine energische 
Schlußdesinfektion vorgenommen werden muß. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Desinfektion erhebliche Kosten ver¬ 
ursacht. Deshalb ist zur wirksamen Bekämpfung der übertragbaren Krank¬ 
heiten eine ausgiebige Staatshilfe dringend nötig. Wir haben besonders auf 
dem Lande — die Städte können das natürlich leichter machen — kleine 
Distrikte, die absolut nicht viel Geld aufwenden können. Es muß uns eigent¬ 
lich als Ideal vorschweben, daß wir nicht nur die Schlußdesinfektion, sondern 
daß wir auch die Mittel zur laufenden Desinfektion liefern können. Das steht 
aber wohl in weitem Felde. Dazu müßten mehr Mittel aufgebracht werden, 
als die meisten Gemeinden und Distrikte leisten können. Im Bezirksamt Nürn¬ 
berg haben wir Distrikte, die viele Distriktsumlagen haben, und die in neuer 
Zeit wieder belastet worden sind durch die Einrichtung von Verpflegestationen. 
Die können nicht alle Jahre einen Beitrag von 200 Mark etwa für Auslagen 
für diese Zwecke leisten. Das geht natürlich auf, wenn sie für diese Zwecke 
Apparate anschaffen und Desinfektoren ansbilden müssen; wenn dann die Krank¬ 
heit kommt, ist kein Geld mehr da. 

Bezüglich der Behandlung des Kindbettfiebers haben wir ebenfalls einen 
Kampf mit den praktischen Aerzten, und zwar ähnlich, wie Herr Medizinalrat 
Henkel cs angedeutet hat. Die Diagnose wird so sehr verschieden ausgelegt. 
In geschlossenen Anstalten, in Entbindungsanstalten, da können wir mehr mit 
Desinfektionsmaßnahmen machen. 

Bezüglich der neuen Ministerialentschließung wegen der Portofreiheit 
bei der Anzeige von ansteckenden Krankheiten möchte ich des Kuriosums 
halber und als interessant erwähnen, daß manche Stadt sich diese Auflage 
nicht gefallen lassen will. Es wird der Polizei so viel aufgelegt, daß sie £e 
Frage erwägt — es ist nicht Nürnberg, muß ich gleich bemerken — ob sie 
sich nicht weigern soll, diese Portopflicht anzuerkennen. Es ist das eine juristi¬ 
sche Frage, die zu lösen uns nicht zusteht, aber ich glaube doch ganz interessant ist. 

Was nun die Desinfektoren betrifft, so haben wir eine Zeit lang in Nürn¬ 
berg dieselben selbst ausgebildet, bevor die staatlichen Desinfektionsschalen er¬ 
richtet worden sind. Nach der neuen ministeriellen Entschließung sollen sie alle 
2 Jahre vom Bezirksarzt nachgeprüft werden. Ich glaube, wir werden unsere 
blauen Wunder sehen, wenn wir die ländlichen Desinfektoren wieder nacbprttfen. 
Sie haben, wenn sie draußen schalten und walten, nicht die richtige Auf¬ 
sicht. Es ist für den Bezirksarzt eine wichtige Aufgabe, den Desinfektor bei 
seiner Arbeit zu beobachten. Und das bringt mich wieder dazu, dringend zu 
wünschen, daß durch eine Erweiterung der Kompetenz der Bezirksärzte diese 
die Möglichkeit haben, die Leute zu unterstützen und anzuleitcn und die 
öffentliche Gesundheitspflege zu überwachen. 

Reg.-Med.-Rat Dr. Brngloeher• Ansbach. Ich stimme den Aus¬ 
führungen des Herrn Vorredners bei. Die Geschwister der an Scharlach er¬ 
krankten Kinder müssen diesen ferngehalten Werden. Wenn man berücksichtigt, 
daß bis zur Genesung mindestens 6 Wochen verlaufen, so mag das bei den 
Volksschulen recht gut gehen; man läßt von diesen Kindern die Geschwister 
einfach nicht zur Schale. Anders aber ist cs bei den Schülern der Mittel¬ 
schulen, der Realschulen und Progymnasien, wo außerordentlich viel davon 
abhängt, wie lange der Schüler vom Unterricht fern ist, wo der Schüler 
dadurch leicht ein Jahr für seine künftige Existenz verliert. Ich glaube, daß 
ein strenger Grundsatz sich nicht vollständig durchführen läßt; man wird 
in die Lage kommen, Kompromisse zu schließen. Man muß sich eben damit 
begnügen, daß die Geschwister der Erkrankten wenigstens während der Inkuba¬ 
tionszeit unter allen Umständen zu Hause gehalten werden. Ich stimme ferner 
mit dem Herrn Vorredner überein, daß es außerordentlich mißlich ist, ein Institut 
während des Auftretens von ansteckenden Krankheiten zu schließen. Ich kenne 
ein Institut, das in eigentümlicher Weise organisiert war. Vier der Klassen 
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waren in dem Institut nntergebracht, die zwei anderen außerhalb desselben. 
Das Progymnasium wurde außerdem auch besucht von Kindern aus dem Ort. 
Wenn nun in dem Schulhause eine Epidemie ausbrach, war die Frage, ob 
gesperrt werden sollte oder nicht, eine sehr schwer zu entscheidende. Dazu 
kam noch ^e Frage der Zuständigkeit der Begierung. 

Was die Bazillenträger anlangt, wurde in Ansbach die Erfahrung ge¬ 
macht, daß vier Jahre lang zwei alte Frauen Typhusbazillen trugen. Im 
Anfang hatte man sich den Kopf zerbrochen, durch welche Personen der Typhus 
immer wieder eingeschleppt wurde. Es sind verschiedene nicht zutreffende 
Vermutungen aufgetaucht, bis schließlich die wahre Ursache erkannt wurde. 

Bezttglich der Frage des Tragens der Porti durch die Gemeinden ist 
kaum anzunehmen, daß sich die Gemeinden dieser Pflicht entziehen könnten. 
Bei Maßnahmen der Polizeiverwaltung ist diese nach den bisherigen Bestimmungen 
verpflichtet, die Kosten selbst zu tragen. 

Bezirksarzt Dr. Alafberg- Ludwigshafen: In der Pfalz werden 
seit 7 bis 8 Jahren Typhusfälle von Beichs wegen sehr streng kontrolliert. 
Es sind die beiden Untersnchungsanstalten Kaiserslautern und Landau vor¬ 
handen, und es hat sich nun erwiesen, daß in ungeahnt vielen Fällen die 
Ursache des Typhus die Bazillenträger sind. Es sind vor 2 Jahren 64 Leute 
erkrankt, und es ist festgestellt worden, daß es jetzt noch 50 sein mögen, die 
Bazillenträger sind. Diese Bazillenträger kommen öfter in Anstalten vor und 
zwar jahrzehntelang, wie es in geradezu unheimlicher Weise in der Pflege¬ 
anstalt Frankenthal der Fall war. Kein Mensch konnte sich erklären, woher 
es käme, daß in einzelnen Abteilungen immer Typhusfälle auftraten; daß dies 
dann gefunden wurde, hat den Anstoß zu einer großen Bewegung gegeben. 

Die Behandlung der Bazillenträger besteht in folgender Weise: Vor 
allem wird über diese Leute eine strenge Kontrolle geführt. Es werden von 
jedem Bazillenträger womöglich alle 4 Wochen die Ausscheidungen untersucht, 
und erst dauin wird jemand außer Ueberwacbung gesetzt, wenn in 3 aufeinander¬ 
folgenden eingehenden Untersuchungen tatsächUch nichts mehr gefunden werden 
kann. Die Bekämpfung der Bazillenträger ist sehr schwer. Man hat nicht 
die gesetzliche Macht, sie anzugreifen. Die Leute, die andere schon infiziert 
haben und wissen, welche Gefahr sie in sich haben, sind belehrt; sie werden 
immer wieder untersucht. Schwieriger steht es aber mit den Leuten, die nicht 
selbst krank gewesen sind. Diese Leute erfreuen sich meist des besten Wohl- 
b^ndens und niemand, sie am wenigsten, denkt an die Gefahr. Nun ver¬ 
einfacht sich die Sache, wenn ein solcher Bazillenträger den Nachweis bringen 
kann, daß sein Abort abgeschlossen ist. Es genügt dann, wenn man ihn verbindlich 
macht, daß er nur diesen Abort benützt. Der Abort muß regelmäßig des¬ 
infiziert werden, es muß dort für eine Waschgelegenhcit gesorgt werden und 
der Bazillenträger hat die Verpflichtung, stets für ordentliche Wäsche zu sorgen. 
Diese Leute tun das alles auch in der Begel, besonders wenn sie für die An¬ 
steckungsgefahr in der Familie besorgt sind. Und es kommt anch oft vor, daß 
tatsächlich im Laufe der Zeit die Bazillen verschwinden, aber nicht immer. 

Es erübrigt mir noch, darauf hinzuweisen, daß die Gallenblase ein 
besonderer Prädilektionssitz für Typhusbazillen ist. 

Bezirksarzt Dr. Schlitz • Vilsbibnrg: Ich gestatte mir. Ihnen meine 
Anschauung über die notwendigen Voraussetzungen einer wirksamen Bekämpfung 
der ansteckenden Krankheiten bekannt zu geben. Meiner Ansicht nach muß 
die A nz ei ge p flieh tauch auf Verdacht von Genickstarre und Kind- und Wochen¬ 
bettfieber erweitert werden. Es ist auch notwendig, die Anzeigepflicht auf 
gefährliche Kinderkrankheiten, wie Scharlach, Diphtherie und auch auf Tuberku¬ 
lose auszudehnen. Betreff der Kinderkrankheiten ist es unbedingt nötig, daß 
die Lokalschulinspektoren beauftragt werden, jeden einzelnen und ersten Fall 
von Kinderkrankheiten sofort an den Amtsarzt zu melden. 

Was die Tubcrkulosebelehrung und Bekämpfung betriÖ't, bin ich der 
Ansicht, daß dieselbe in erster Linie in der Schule cingreifen muß. Dazu 

f ehört in erster Linie, daß der Lehrer über die Ansteckuugsmöglichkeiten der 
uberkulose vonseiten der Amtsärzte genau belehrt wird, daß alle tuberkulösen 
Personen — Kinder, Lehrer oder Dienstboten — aus den Schulen entfernt 
werden und daß die Kinder schon in der Schule durch die Aufstellung von 
'’nucknäpfen, Anbringung von Plakaten - belehrt werden, daß sie ihren Auswurf 
'^ht bloß ans Beinlichkeitsgründen, sondern auch aus Gründen der Ansteckungs- 
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gcfahr nicht auf den Boden entleeren dürfen. Ich meine, daß die Belehrung 
der Jugend von der größten Bedeutung für diese Bekämpfung der Tuberkulose ist. 

Es ist dann meiner Ansicht nach notwendig, daß die Apotheker die 
Verpflichtung bekommen, die nötigen Sterilisationsgläser und Töpfe stets bereit 
zu halten, damit der Amtsarzt das Material einznsenden vermag. Dazu kommt 
die weitere Notwendigkeit, daß das eingesandte Material staatlich und unent¬ 
geltlich untersucht würde und die betreffenden Qutachten an den Amtsarzt 
hinausgegeben werden. 

Weiter halte ich es noch für wichtig, und meiner Ansicht nach können 
wir so lange nicht in der richtigen Weise vergehen, daß wir von der E. Staats- 
re«emng Mittel zur Verfügung gestellt erhalten, die es uns ermöglichen, die 
Schlußdesinfektion in wirksamer Weise durchzuführen. 

Ich möchte erwähnen, daß ich auch die neu eingeführten Postkarten nicht 
für sehr zweckmäßig halte. Es sind das Karten, die überall gelesen werden 
können und die alle Angaben, als Name und Wohnort, enthalten und ich 
möchte als das Beste die Eartenbriefe in Vorschlag gebracht haben. Die Post¬ 
karte ist auch zu klein, um darauf Aufschluss über die verschiedenen Ver¬ 
hältnisse geben zu können. 

Begierungsrat L. Haber« München: M. H.! Sie haben einige Fragen 
in der Diskussion gestellt, die mich als Verwaltu^sbeamten bertUiren. Sie 
haben zunächst angefragt, ob es eine gesetzliche Grundlage gibt, um Maß¬ 
nahmen zur Verhütung der Weiterverbreitung ansteckender Krankheiten treffen 
zu können. Eine solche Grundlage haben wir in unserem Polizeistrafgesetz- 
buche in dem Artikel 67 Absatz 2, der die Polizeibehörde ermächtigt, alle 
diejenigen Sicherheitsmaßregeln anzuordnen, die zum Schutz gegen eine an¬ 
steckende Krankheit notwen^g sind. Bis jetzt wird von dieser Bestimmung 
nicht immer in ausreichender Weise Gebrauch gemacht. 

Der Grund hiervon liegt zum Teil darin, daß nicht allseits bekannt ist, 
welch weitgehende Handhabe dieser Paragraph gibt, zum Teil darin, daß die 
Polizeibehörden zögern, weitgehende Sicherheitsmaßnahmen, namentlich die 
Isolierung wegen ihrer Kosten und sonstigen wirtschaftlichen Nachteile vor- 
zuschreiben. 

Es wurde der Wunsch geäußert, es möchte der Staat Zuschüsse zur 
Desinfektion und zwar nicht bloß zur Haupt- sondern auch zur laufenden Des¬ 
infektion geben. Es ist bereits erwähnt worden, wie außerordentlich teuer 
in einigen Fällen die Schlußdesinfektion gekommen ist. Wenn der Staat die 
Kosten der Desinfektion übernehmen würde, dann würden sie noch weit höher 
werden. Solange die Gemeinden dafür auf kommen, sorgen sie im eigenen 
Interesse auch dafür, daß nichts Ueberflüssiges geschieht. Wenn der Staat die 
Kosten trägt, so wird nach allgemeinen Erfahrungen viel reichlicher gewirt- 
schaftet, das ist der Grund, der gegen die Zentralisierung der Kosten spricht. 
Außerdem sind auch die Mittel des Staates, namentlich bei der wenig günstigen 
Finanzlage, in der wir uns befinden, beschränkt. 

Weiter ist die Frage angeregt worden, ob die Gemeinde verpflichtet sei, 
die Portokosten für die Beförderung von Anzeigen über den Ausbruch an¬ 
steckender Krankheiten zu tragen. Ich schließe mich in dieser Frage der 
Anschauung an, die Herr Medizinalrat ßruglocher vertreten hat. Die 
Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten ist ein Bestandteil der ört¬ 
lichen Gesundheitspolizei, die den Gemeinden obliegt. Diese sind nach den 
Bestimmungen der Gemeindeordnungen verpflichtet, die hieraus erwachsenden 
Kosten zu tragen. Die Portokosten für die Anzeige der ansteckenden Krank¬ 
heiten sind ein Teil der Kosten der Bekämpfung dieser Krankheiten. Im übrigen 
wäre im Streitfälle die Frage instanziell zu entscheiden. 

Von Herrn Reg.-Med.-Rat Bruglocher wurde bemerkt, daß die Kosten 
der Bakterienuntersuchuugen außerordentlich teuer seien und daß'die hygieni¬ 
schen Institute zurzeit nur deshalb die Untersuchungen noch ausführen könnten, 
weil die Gebühren so hoch seien, daß eine Inanspruchnahme der Institute in 
größerem Umfange ausgeschlossen sei. Würden die Gebühren ermäßigt, so 
würden die Institute derartig mit Untersuchungen belastet, daß sie nach Raum 
und Personal nicht mehr in der Lage wären, die Untersuchungen auszuführen. 
Das ist vollständig richtig, und das ist auch der Grund, warum die Gebühren 
nicht herabgesetzt wurden und warum die Untersuchungen nicht zum Teil 
unentgeltlich ansgeführt werden können. Das führt zu der Frage, was zur 
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Abhilfe zu geschehen habe. Ich kann hier mitteilen, daß bereits im nächsten 
Budget die Mittel für eigene bakteriologische Untersuchungsanstalten vorgesehen 
werden sollen. Diese Anstalten werden die Untersuchungen zu niedrigen 
Sätzen und zum Teil unentgeltlich ausführen. (Beifall.) 

Soweit die Untersuchungen von den Amtsärzten im öffentlichen Interesse 
veranlaßt werden, sollen sie künftig kostenlos vorgenommen werden, wenn der 
Staat die Kosten zu tragen hätte. Außerdem werden die Gebühren so ermäßigt, 
daß sie jeder Private zahlen kann; endlich werden die einzelnen Aerzte 
und Krankenanstalten Verträge mit den bakteriologischen Untersnebnngs- 
anstalten abschließen können, wonach gegen Bezahlung einer Banschvergütung 
die einzelnen Untersuchungen außerordentlich billig ausgeführt werden. Diese 
Regelung wird im Laufe des nächsten Jahres getroffen werden und die An¬ 
stalten sollen, wenn der Landtag die Mittel bewilligt, am 1. Januar 1911 ins 
Leben treten. 

Dann ist noch erwähnt worden, es möchte die Anzeigepflicht auch auf 
Verdachtsfälle, ferner auf die offene Tuberkulose ausgedehnt werden; auch das 
wurde im Ministerium, insbesondere bei den Beratungen des Obermedizinal- 
ansschusses schon wiederholt besprochen und ist in Aussicht genommen. Zur¬ 
zeit fehlt jedoch eine einwandfreie gesetzliche Grundlage, um die Anzeigepflicht 
auch auf Verdachtsfälle auszudehnen. Wenn diese Grundlage bei der 
bevorstehenden Revision des Polizeistrafgesetzbaches geschaffen worden ist, 
werden allgemeine oberpolizeiliche Vorschriften über die Bekämpfung der an¬ 
steckenden Krankheiten, in ähnlicher Weise, wie sie in Preußen durch Gesetz 
erlassen worden sind, erlassen werden. 

Med.-Rat Dr. Ueas'Wunsiedel: Ich verzichte nach den Aussichten, 
die uns Herr Regierangsrat Huber gegeben bat, auf weitere Ausführungen. Ich 
wollte nur von einem Falle berichten, in welchem ich eine Untersuchung ver¬ 
anlaßt habe, deren Kosten sich auf 726 Mark beliefen. 


IV. lieber die Hotweidigkeit der firündHaji «oi 
HebamnenvereiRea. 

Bezirksarzt Dr. Graßl-Lindau: In Bayern treffen anf 
eine Hebamme zirka 46,6 Geburten im Jahr und nach Abzug 
der Sturz- und Pfuschergebnrten bloß mehr 40. Wenn man tttr 
die Geburt durchschnittßch 10 Mark rechnet, so ist die Dnrch- 
schnittseinnahme einer bayerischen Hebamme 400 Mark. Anf 
dem Lande wird aber diese Summe sicher nicht erreicht. In vielen 
Gegenden pflegen auch begüterte Mütter die Hebammen sehr 
kftrglich zu entlohnen. So klagt der bezirksärztliche Verweser 
für Oberviechtach, daß die Geburt mit 3 Mark bezahlt wurde, 
und auch im reichen Algäu zahlt der Bauer keice 10 Mai k. Da 
nun die Hebamme wenig beschäftigt und schlecht entlohnt ist, so 
muß sie sich um einer. Nebenerwerb nmsehen, und da dieser 
Nebenerwerb den größeren Teil der Tätigkeit ausmacht und den 
größeren Teil des Lebensunterhaltes bringt, so wird der Hebammen- 
beruf zum Nebengeschäfte und die Hebamme verliert jede Lust 
und Liebe zu ihrem Beruf und zu Standesgenossinnen. Deswegen 
scheitern alle Versuche der Regierung und der Amtsärzte, die 
Hebammen vorwärts zu bringen, an dien Hebammen selbs^ und 
deshalb wird es notwendig, £e zweifellos notwendige Sanierung 
des Hebammenstandes von unten zu beginnen. 

Neben einer sorgfältigen Auswahl der Hebammen, die sich 
nicht bloß anf das Maß der Kenntnisse, sondern auch, und 
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nsbesondere, auf die sitüiehen Eifiensdliaffcen der Bewerberin zn 
erstrecken bat; ist die Einschränkunjif der Hebammenzahl not- 
wendig; eine Art ;,nnmern8 clansns*'. Um die gegenwärtige 
üeberzahl der Hebammen etwas einznschränken, sollten bei Er- 
ledignngen, wenn möglich, nicht Nenansbildnngen von Hebammen 
stattflnden, sondern Verschiebungen der praktizierenden Hebammen, 
wobei man auf die Stammesaogehörigkeit Rflcksicht zu nehmen 
bat. Es empfiehlt sich, eine allgemeine bayerische Auskunftsstelle 
zn schaffen. Am einfachsten wäre es, wenn die Redaktion der 
bayerischen Hebammmenzeitnng die Besorgung dieses Arbeite« 
nachweises in die Hand nehmen wfirde. 

Die schulmäßige Ausbildung der Hebammen ist namentlich 
in der Asepsis und in der Einderpfiege einer Erweiterung bedflrftig. 
In letzterer Beziehung macht sich in der jfiogsten Zeit das Be« 
streben geltend, eigene Einderpfiegerinnen auszubilden und den 
Müttern zu empfehlen. Diese Art der Einderpfiege ist nicht ohne 
Bedenken; sie entwöhnt die Mutter von ihrer natürlichen Pfiicht, 
das Neugeborene zn besorgen. Sie ist auch sehr teuer, so daß 
nur vermögliche Elassen sich der Einderfräulein bedienen können. 
Die wohlfeilste und die erfolgreichste Einderpfiege bleibt för alle 
Zeiten die durch die eigene Mutter; die Hebamme soll die Mutter 
wieder zum Einde führen und darf sich nie und nimmermehr 
zwischen Mutter und Eind schieben. Der Mangel der Ausbildung 
der Hebammen in der E^inderernährung und der Einderpfiege geht 
in Bayern parallel mit der Eindersterblichkeit.^) 

Die Hebung des Standesbewnßtseins geschieht am erfolg« 
reichsten durch Gründung von Hebammenvereinen. Mit der 
Hebung des Vertrauens zur eigenen Person und der erhöhten 
Einschätzung ihrer Tätigkeit ist eine Ausbildung im Berufe zu 
verbinden. Regelmäßige Zusammenkünfte mit zeitweiligen Vor« 
trägen der Amtsärzte oder geeigneter Geburtshelfer und Einder« 
ärzte mit nachfolgender zwangloser Besprechung werden ihre 
Wirkung nicht verfehlen. Die Amtsärzte sollten die Anwesenheit 
im Hebammenverein wenigstens einmal im Jahre als Amtspfiicht 
betrachten. Die Gründung der Vereine ist den Hebammen selbst 
zu überlassen, der Bezirksarzt hat nur die Anleitung und die Auf« 
munterung von widerstrebenden Hebammen zu geben. Auch die 
eigentliche Vereinsleitung haben die Hebammen selbst zn führen, 
jedoch soll der Amtsarzt stets Fühlung mit der Vereinsleitung 
haben. Dem Vereine wird es obliegen, die Hebammen zur Ein¬ 
haltung der verordnungsmäßigen Gebühren anzuhalten. Am besten 
scheint die Methode des Vereines der Augsburger Hebammen zn 
sein, die sich selbst zn einer Eonventionalstrafe verpfiichten, 
wenn sie unter der Minimaltaxe ihre Hilfe anbieten. Wirklich 
arme Gebärende erhalten auf Grund einer bürgermeisterlichen 
Bestätigung ihrer Armut Nachlaß der Gebühren durch die Ver« 
einsleitnng. 

‘) Die weitere Begründung dieser These wird in einem späteren Vortrage 
oder einer Veröffentlichung erfolgen, da die Studien des Vortragenden hierüber 
noch nicht völlig abgeschlossen sind. 
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Als Hebammenorgan empfiehlt sich die bayerische Bebammen- 
zeitong, welche jeder Hebamme Yon Vereins wegen znznleiten ist. 
Da gegenwärtig die Hebammenordnnng im Staatsministerinm einer 
Bevision unterliegt, ist bis znm Erscheinen der neuen Hebammen* 
Ordnung mit dem dritten Paukte der Vereinstätigkeit, der ma¬ 
teriellen üntersttttznng, znznwarten. Diese materielle Unter- 
stfltznng der Hebammen ist schon deswegen dringend notwendig, 
weil die Hebammen trotz ihres anerkannt gefahrvollen Berufes 
gegen Krankheiten aller Art nicht geschützt sind. Teils erklären 
nämlich die Distriktspolizeibehörden die Aufnahme der Hebammen 
in die öemeindekrankenkasse als unzulässig, teils wehren sieh 
die Gemeinden da, wo die Bezirksämter die Aufnahme der Heb¬ 
ammen zulassen, gegen die Aufnahme. Hebammen unter 40 Jahren 
sollten der staatlichen freiwilligen Invalidenversicherung beitreten. 
Hier hat der Amtsarzt auch vor der Ansübnng eines gelinden 
Druckes nicht zurfickzuschrecken. 

Im Falle der Invalidität stößt die Entfernung der Hebammen 
aus ihrem Berufe auf schwere Ausführungsbedenken, da durch die 
Entfernung die Hebamme nicht selten der öffentlichen Armen- 
pfiege zur Last fällt. 

Da die Bezirksvereine nicht die Träger von Invalidenver¬ 
sicherung werden können infolge ihrer geringen Mitgliederzahl, 
sind die Lokalvereine in Ereisverbände und in einen Landes¬ 
verband zusammenzuschließen und dann die Mithilfe der ein¬ 
schlägigen politischen Faktoren anzustreben. 

Einstweilen genügt es, wenn die Distrikte — von den Ge¬ 
meinden ist wenig zu erhoffen — die Hälfte der Jahresbeiträge 
der Hebammen zum Bezirksvereine, also ungefähr 3 Mark für die 
Hebamme, an den Bezirksverein liefern. 

Nur durch Selbsthilfe und Mitwirkung der maßgebenden 
Faktoren wird der Hebammenstand Bayerns emporkommen. 

(Autoreferat) 

DlskussUB. 

Regierongsrat L« Huber: M. H.I leb kann mich den Ausführungen 
des Herrn Bezirksarztes Dr. Graßl zwar nicht in allen Teilen anschließen, 
aber darin stimme ich ihm bei, daß das Hebammenwesen in Bayern reform¬ 
bedürftig ist, zunächst in Bezug auf die Ausbildung der Hebammen. Die Zeit 
der Ausbildung, 6 Monate, ist zu kurz, sie muß auf 8—9 Monate ausgedehnt 
werden. Die Fortbildung wird zurzeit teils von den Bezirksärzten, zum Teil 
von den Hebammcnschulcn übernommen; doch tinden die in den Schulen ab- 
gebaltcnen Fortbildungskurse in so großen Zwischenräumen statt und ist die 
Zahl der Teilnehmerinnen, die in einen Kurs aufgenommen werden kann, so 
gering, daß eine Hebamme durchschnittlich nur alle 40 Jahre einmal einen 
Kurs besuchen kann. Weiter muß ich Herrn Bczirksarzt Graßl darin bei- 
pflichten, daß das Ei‘nkommen der Hebammen zu gering ist; das liegt znm 
großen Teil daran, daß eine ücberfüUung vorhanden ist, wie bereits horvor- 
gehoben worden ist. Die Hauptursaebe aber, warum die Hebammen ein 
unzureichendes Einkommen haben, liegt darin, daß sie sich selber gegenseitig 
unterbieten. Zurzeit bezieht eine Hebamme durchschnittlich — wir haben da¬ 
rüber Erhebungen angestcllt — ein Jahreseinkommen aus dem Berufe von 800 
und 400 Mark. Sie würde aber, wenn sie nur den Mindestsatz für jede Geburt 
verlangen würde, auf dem Lande auf 800 bis 900 Mark kommen, während die 
Hebamme in der Stadt — ich erinnere mich nicht mehr genau an die Zahlen 
— beinahe das doppelte Einkommen erzielen würde. 
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Den Hauptwert der von Herrn Bezirksarzt Dr. Qraßl Torgeschlagenen 
Organisation möchte ich darin erblicken, daß sie geeignet ist, die Unsitte des 
gegenseitigen ünterbietens einzndämmen. Im übrigen wird auch in der Dienst¬ 
anweisung das Unterbieten nachdrücklicher [als es mirzeit der Fall ist, zu 
verbieten sein. 

Ebenso ist allem beizustimmen, was über die unzureichende Versorgung 
im Falle von Krankheit und Alter oder Unfähigkeit gesagt worden ist. 

Nur kann es nicht Aufgabe der von Dr. Qraßl vorgeschlagenen 
Organisationen sein, hier Abhilfe zu schaffen, denn derartige kleine Organisa¬ 
tionen sind leistungsnnfähig. Wir brauchen bloß den Fall zu setzen, daß in 
einem Distrikt, in dem 12 Hebammen sind, 2 oder 8 dienstunlähig werden; 
für die Unterstützung dieser Hebammen können die anderen Hebammen un¬ 
möglich aufkommen. Die Organisation muß auf eine breitere Basis gestellt 
werden; ich denke mir das so, daß auch die Distrikte und unmittelbaren Städte, 
ferner die Kreise herangezogen werden und die Mittel zum Teil von diesen 
Körperschaften, teilweise von den Hebammen selbst aufgebracht werden. Das 
kann nur auf gesetzlichem Wege geschehen. 

Eine Beschränkung der Zahl der Hebammen wird zurzeit dadurch 
erreicht, daß in die Schäe nicht mehr Hebammen zugelassen werden, als für 
den Ort der beabsichtigten Niederlassung erforderlich sind. Wegen der Frei¬ 
zügigkeit der Hebammen kann jedoch hierdurch eine UeberfüUung nicht ver¬ 
hütet werden. Auch hier muß eine gesetzliche Vorschrift geschaffen werden, 
nach welcher jede Hebamme zu ihrer Niederlassung einer Erlaubnis bedarf, 
die nur dann erteilt wird, wenn nach der Größe der Bevölkerung, der Zahl 
der Geburten und der schon anwesenden Hebammen ein Bedürnds für die 
Niederlassung einer weiteren Hebamme besteht. 

Med.-Bat Dr. Bßhm- Augsburg: Ich glaube, daß es wohl auch nötig 
sein durfte, bei der Auswahl des Materials etwas vorsichtiger in Bezug auf die 
Geistesbildung und die Person zu sein, wie auch anderseits betont sein muß, 
daß den Hebammen eine andere Einnahme verschafft und ihre Fortbildung 
gefördert werden muß. Nun haben wohl alle Herren, besonders aber die, die 
auf dem Lande angestellt sind, die Erfahrung gemacht, daß bei der Auswahl 
Schwierigkeiten bestehen. 

Es ist nicht verlockend, auf dem Lande Hebamme zu werden, denn 
selbst in meinem Bezirk habe ich die Erfahrung gemacht, daß die wenigsten 
mit Geld entlohnt worden sind, sondern daß die meisten Frauen und selbst die 
reichen, glaubten, ihre Pflicht getan zu haben, wenn sie einen Laib Brot und 
andere[^Zerealien der Hebamme mitgaben und damit ihre Zahlung erledigten. 
Ich bin dieser Frage nachgegangen und habe eine Unterstützung in meinem 
Herrn Bezirksamtmann gefunden. Wir haben uns dann dahin geeinigt, daß 
das Bezirksamt im Amtsblatt eine Bekanntmachung erließ, in welcher die 
Taxen der Hebammen veröffentlicht wurden und darauf hingewiesen wurde, daß 
es Pflicht sei, die Taxen einzuhalten. Und die Hebammen waren uns außer¬ 
ordentlich dankbar. Sie haben zwar nicht stets die Taxen bekommen, aber 
doch eine anständige Zahlung erhalten. Die Kalamität besteht aber darin, daß, 
wenn eine Hebamme sich an die Taxe hält, sie häufig durch die Konkurrenz 
aus dem Felde gedrängt wird, weil diese sich anbietet und cs für billigeres 
Geld tut. Wie es auf dom Lande ist, haben wir es auch in der Stadt gefunden. 
IclHhabe die Hebammen versammelt und mit ihnen ihre Lage besprochen und 
siefersucht, sie möchten sich zu einem Vereine zusammenscbließen. Ich habe 
mir von Norddeutschland Statuten eines Hebammenvereins kommen lassen, und 
nun sind wir so weit gekommen, daß ich nicht nur allein die Hebammen von 
Augsburg, sondern auch die Hebammen von Pfersee, Göggingen, Oberhansen 
usw., d. h. also das Bezirksamt Augsburg, hcreiugcbracht habe, so daß wir 
die Konkurrenz mit cingeschlossen haben. Leider konnten wir die von 
Lechhausen nicht auch bekommen, weil sie in Oberbayem sind. 

In Statuten ist den Hebammen als strenges Verbot auferlegt, daß sie 
nicht hingehen und sich anbieten dürfen; sie haben sich durch ihre Unterschrift 
verpflichtet, 20 Mark Strafe zu bezahlen. Auf der anderen Seite sind sie sehr 
strebsam geworden in Bezug auf ihre Fortbildung. Ich habe beim Magistrat 
beantragt, daß sie die Deutsche Hebammenzeitung in 3 Exemplaren erhalten. 
Die Deutsche Hebammenzeitung zirkuliert nun beständig unter aen Mitp'liedern; 
außerdem ist jede Hebamme verpflichtet, die Bayerische Hebammenzeitung zu 
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lesen, so d&ß sie non 2 Organe haben. Ich selbst bekomme von beiden Bedak- 
tionen die beiden Zeitungen unentgeltlich. Die Vereinigung ist geradezu vor¬ 
bildlich. Ich bringe in den Versammlungen verschiedene Themata zur Sprache 
und kann hier auch belehren; wir haben verschiedene Aerzte, die sich zu Vor¬ 
trägen bereit erklärt haben, wir geben den Hebammen Ratschläge, machen sie 
aufmerksam auf die Gefahren, wenn sie die Befolgung von Vorscluiften unter¬ 
lassen ; wir reden hie und da auch ein ernstes Wort, wenn Frauen dabei sind, 
die ihre Schuldigkeit nicht getan haben. 

Die Hebammen haben die Verpflichtung, die Mindestgebühr von 12 Mark 
zu verlangen. Davon dürfen sie keinen Pfennig nachlassen; ist aber eine Frau 
entbunden, die arm ist, dann wird folgender Weg ein^eschlagen: Wir haben 
Formulare drucken lassen, mit welchen die Person, die eme Unterstützung haben 
will, d. h. an der Taxe nachgelassen haben will, zu der Hebamme geht und 
schreibt: Ich möchte einen Nachlaß haben. lÖt diesem Formular geht sie 
an die Oberhebamme. Die Oberhebamme bat ein Formular: „Die N. N. hat 
aus Armut oder wegen Mangels an Geld das Gesuch gestellt, man möge für 
die Entbindung einen Teil der Summe nachlassen. Ich ersuche mitzuteilen, ob 
die Verhältnisse wirklich so gelagert sind.“ Dagegen erhält sie nun wieder 

ein Formular: „Es wird bestätigt, daß.“ Dann dekretiert die 

Oberhebamme: „Es wird hiermit der Bittstellerin so und so viel nachgelassen.“ 
Damit ist die entbundene Frau berücksichtigt und die anderen Hebammen 
können keine Feindschaft hegen, weil die Hebamme selbst nichts nachläßt. 
Das hat sich außerordentlich bewährt. Die Bürgermeister gehen gern darauf 
ein, in der Stadt macht sich das von selbst. Auf der anderen Seite besteht 
natürlich die Pflicht, daß, wie Herr Bezirksarzt Dr. G r a ß 1 erwähnt hat, man den 
Hebammen unter die Arme greift mit Zuschüssen. 

Ich halte cs auch für eine Notwendigkeit, daß Bezirksvereine gebildet 
werden und daß in diesen Bezirksvereinen die Bezirksärzte vor allem voran¬ 
gehen, belehren und fortbilden sollen, und wenn dann die Bezirksvereine in 
Rreisvereine sich zusanunenbilden werden, dann hat die Regierung die Organisa¬ 
tion in der Hand, kann sie beaufsichtigen, bekommt einen Einblick in diCfSache 
und vor allem in die Konkurrenz. Solange nur inselfOrmige Vereine bestehen, 
ist der rechte Halt noch nicht vorhanden. 

Bezirksarzt Dr. Schflti - Vilsbib nrg: Wir besitzen schon seit 1906 
einen Hebammen-Zweigverein, und ich möchte dringend geraten haben, in 
Ihren Bezirken ebenfalls Zweigvereine zu gründen, entweder nur im Anschluß 
an die bestehende Organisation, wie in München, oder an den Bayerischen 
Landesunterstützungsverein oder an den Bayerischen Hebammen • Landesverein. 
Alle Hebammen müssen diesen Vereinen beitreten. Die K. Staatsregiemng 
von Niederbayern hat eine Verordnung erlassen, daß in allen Bezirken Hebammen¬ 
vereine gegründet werden. 

Den Satzungen gemäß haben die Hebammen in den Hebammenvereinen 
1. dem Krankenunterstützungsverein, 2. der Invaliditäts- und Altersversicherung 
und 8. der Gemeindekrankcnvcrsichcrung beizutreten. Die Gemcindekranken- 
versicherun^ hat sich geweigert, die Hebammen aufzunehmen, trotzdem nach 
Ansicht meines Herrn Bezirksamtmannes die Möglichkeit der Zulassung zu den 
Gemeindekraukenkassen besteht. 

Weiters aber diene der Verein zur Fortbildung. Dazu ist es jedoch not¬ 
wendig, daß die Mitglieder einen Beitrag leisten. Dann wird eine Fortbildung 
angestrebt durch Hebammcnkalender, Vorträge gelegentlich der Versammlungen 
und dadurch, daß auch noch entsprechende Formulare, wie sic Herr Mcdizinal- 
rat Dr. Böhm angeführt hat, von diesem Beitrag bezahlt werden. 

Von Bedeutung ist aber, daß der Amtsarzt diese Leitung der Hebammen- 
zweigvereine stets in der Hand behält: er muß stets bei den Versammlungen 
da sein; er darf den Hebammen nicht freie Hand lassen. Die Hebammen haben 
eingesehen, daß sic im Amt-sarzt nicht bloß einen Vorgesetzten, sondern auch 
einen Beschützer haben. 

Also, meine Herren! Ich möchte Sic dringend aufgefordert haben' zur 
Gründung von Hebammenzweigvercinen im Anschluß an bestehende Organisa¬ 
tionen, und ich betone, daß es notwendig ist, in der Dicnstanwcisnng'oderTauf 
eine andere Weise es den Hebammen zur Pflicht zu machen, daß sie den Ver¬ 
einen beitreten müssen; nur dann läßt sich die materielle Notlage heben. .\llc 
müssen den Vereinen beitreten! 
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V. Oezirksirztliche fiebühres. 

Med.-Bat Dr. Henkel, Vorsitzender: Um Wiederholunj^en 
zn^Termeiden, muß ich in diesem Betreffe anf den Bericht der 
vorjährigen Landesversammlnng hiuweisen. Ich habe hingewiesen 
anf die nicht begründete Anslegnng, welche Finanzbehörden in 
Bezng anf Offizialgeschäfte der Bezirksärzte gegeben haben nnd 
habe ausdrücklich erwähnt, wie sehr wir der Staatsregiemng für 
den Erlaß der Gebührenordnung, der Allerhöchsten Verordnung 
vom 17. November 1902 nnd das hierdurch bekundete Wohlwollen 
für die Amtsärzte dankbar sind. 

Die Vorteile, welche hierdurch erwachsen, werden aber ganz 
wesentlich beschränkt nnd verkürzt durch die verschiedenartige 
Auffassung, welche sich bis in einzelne Staatsministerien nnd 
deren ünterbehörden erstreckt, Unsicherheit nnd Ungleichheit 
schafft 

Die Frage über die den Bezirksärzten zukommenden Ge¬ 
bühren ist gerade durch die Gehaltsreguliernng aktuell geworden. 

Die Landgerichtsärzte gehören mit 4800 Mark Anfangsgehalt 
zu Klasse IX der Gehaltsordnung, die Bezirksärzte mit 
3000 Mark Anfangsgehalt zu Klasse XU. Daß dieser erhebliche 
Unterschied weder in der verschiedenen Bedeutung noch in dem 
verschiedenen Grade der Arbeite- nnd Dienstleistungen der sonst 
in gleichem Bange stehenden Medizinalbeamten seinen Grund hat, 
beweist der in der Gehaltsordnung befindliche Vermerk bei den 
Bezirksärzten: „Sie beziehen neben ihrem Gehalt die ihnen ver¬ 
ordnungsmäßig zugewiesenen Gebfihren.*^ 

Es ist damit anerkannt, daß die Bezirksärzte bei dem geringen 
Gehalte darauf angewiesen und zu ungeschmälertem Genüsse dieser 
Gebühren berechtigt sind. Von Nebeneinnahmen sind die Land¬ 
gerichtsärzte keineswegs ausgeschlossen. Bahnarzt-, Krankenhans- 
arzt und ähnliche Stellen sind beiden Kategorien zugänglich; auch 
entfallen in gerichtsärztlicher Tätigkeit Gebühren. 

Entgegen den bisherigen Bestimmungen über die Tage¬ 
gelder bei auswärtigen Dienstgeschäften, bei welchen im all- 

g emeinen die im gleichen Bange stehenden Beamten gleiche 
»iäten bezogen, ist zu Ungusten der Bezirksärzte nunmehr nur 
die Einteilung nach Gehaltsklassen maßgebend. Die Bezirksärzte 
erhalten nach der Verordnung vom 12. Dezember 1908 geringeres 
Tagegeld wie die Landgerichtsärzte (statt 11 Mark nur mehr 
9 Mark). 

Die Möglichkeit, Praxis zn erwerben, wird für die Bezirks¬ 
ärzte ans verschiedenen, uns allen bekannten Gründen immer 
geringer. Die Zeiten, wo der Physikus als Bespektsperson in 
praxi aurea zugezogen wurde, wo er auch rein ärztliche Autorität 
in seinem Bezirke war, sind längst vorbei und können nnd sollen 
nie wiederkehren. Ueberall ist die Zahl der Aerzte eine weit 
höhere, Spezialisten machen sich geltend; die Plätze dranfien, an 
denen der Bezirksarzt bisher hauptsächlicher oder alleiniger prak- 
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tiaeher Arzt war, an denen die BeTölkemng anf den Besi^sarzt 
angewiesen ist, werden immer seltener. Solch kleine Pütze sind 
dadnreh bedentend schlechter geworden. 

Es ist klar, daß der bezirksärztliche Dienst selbst die Ans- 
flbnng der Praxis immer mehr einschränken mnß, an größeren 
Pützen unmöglich macht Mit Becht kann man darauf hüweisen, 
daß gerade die Tätigkeit in der ärztlichen Praxis die älteren 
Oerichtsärzte yielfach Ttm den amtlichen öffentlichen Zwedcen 
abgeleitet hat zum Schaden der Allgemeinheit, wie des amts¬ 
ärztlichen Standes. 

Die Bezirksärzte sind sonach angewiesen anf die ihnen ver- 
ordnnngsmäßig zngewiesenen besonderen Gebflhren. Diese be¬ 
schränken sich auf Impfung und Yergfitung fftr Zeugnisse, Gut¬ 
achten, Verrichtungen, wie sie in der Allerhöchsten Veror^ung 
Tom 17. Noyember 1902 bezeichnet sind. 

Die Impfgebflhren werden vielfach zu hoch eingeschätzt 
Gegen früher sind die Barauslagen ganz wesentlich gestiegen 
durch die Anordnung vermehrter Impftermine, um der Bevölkerung 
entgegenzukommen; auch hat die Betätigung der Impfung durch 
praktische Aerzte zngenommen. 

Auch LeichenschaugebBhren sind im allgemeinen nicht hoch 
einzuschätzen. 

Es bleiben als besonderes Erträgnis die Gebühren für bezirks¬ 
ärztliche Zeugnisse. Werden diese auch noch verkürzt, je nadh 
Auflassung einzelner Behörden, so ist die Bestimmung der 
Gühaltsor^nng, daß den geringer besoldeten Bezirksärzten die 
ihnen verordnungsgemäß zustehenden Gebühren zukommen, im 
Werte sehr herabgemindert 

In dem preußischen Gesetzentwurf 0, betreffend die Gebühren 
der Medizinalbeamten, vom vorigen Jahre, erhalten nach § 2 
Ziffer 2 die Kreisärzte von den Beteiligten Gebühren, in deren 
Interesse die Verrichtungen erfolgen. Unter B sind im Hinweise 
auf diesen § 2 in 20 Ziffern alle Arten von Verrichtungen, nament¬ 
lich schriftliche Zeugnisse und Gutachten behufs Eintrittes in den 
öffentlichen Dienst ils Bureau-, Steuer-, Post-, Eisenbahn-, Bank¬ 
beamter, Lehrer, Lehrerin, Gendam, Schutzmann usw., 
Gesundheitszeugnisse behufs Aufnahme in Lehranstalten und 
ähnliche Zeugnisse als gebührenpflichtig angeführt, und nur die 
Gutachten b^ufs Unterstützung aus dem Bii^chsinvalidenfonds in 
eigener Ziffer 15 als gebührenS^ bezeichnet. 

Das ist es, was auch wir wünschen müssen. 

Der Bezirksarzt soll sieh dort, wo sich die Amtsgesehäfte 
hänfen, mehr und mehr aus der Praxis, aus dem Konkurrenz¬ 
kämpfe mit dem praktischen Arzte zurückzi^en können. Die 
praktischen Aerzte werden ihn dann bereitwilliger in den Aufgaben 
für die öffentliehe Gesundheitspflege unterstützen. Eine ans- 
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reichende Honorierung der Bezirksftrzte dni*ch Nebeneinnahmen 
ist im Interesse des Staates. Je geringer die Einnahmen sind, 
desto mehr ist der Bezirksarzt auf Praxis angewiesen, je höher, 
desto mehr kann er sich voll nnd ganz dem amtlichen Bemie 
hingeben. Das ist von großer Tragweite in einem Bemfe, dessen 
Schwerpunkt nicht in Bureanarbeiten, sondern in der Erforschung 
und in der Kunde der örtlichen nnd persönlichen sanit&ren Ver¬ 
hältnisse nnd Bedürfnisse eines ganzen Bezirkes liegt 

Mit größerer Freudigkeit nnd Unabhängigkeit geht an die 
Arbeit, wer der materiellen Sorgen ledig ist. 

Aatraf: An das K. Staatsministerinm des Innern wolle der Antrag 
gestellt werden auf geneigte Kenntnisnahme nnserer diesbezüglichen Yer- 
handlongen von 1908 und 1909 und auf generelle Bestimmung, daß bezirks* 
ärztliche Qesundheitszeugnisse behufs Anstellung in staatlichen oder ge* 
meindlichen Stellen, Aufnahme in Lehr* und Erziehungsanstalten, in Betriebe, 
die unter staatlicher oder gemeindlicher Kontrolle stehen, ohne Ausnahme 
als Yerrichtungen, die vorwiegend im Interesse des Bewerbers und Nach¬ 
suchenden zu betätigen sind, nach der Allerhöchsten Yerordnung vom 
17. November 1902 gebührenpflichtig seien. 

Auch wolle die Höhe der Tagesdiät für auswärtige Dienstleistungen 
wie bisher für die K. Bezirksärzte gleichwie für die Landgerichtsärzte 
auf 11 Mark verbleiben. 

(Lebhafter Beifall.) 

Eine Diaknsaion findet nicht atatt. Der Antrag wird 
einatimmig angenommen. 


VI. Antsärztliche Dicflstaiiweisinig. 

Med.-Bat Dr. Henkel, Voraitzender: M. H.! Die 
Abaicht der Voratandachait war ea nicht, heute unter dieamn 
Punkte der Ueachäftaordnung Anträge zu atellen. 

Wir alle können una der üeberzeugnng nicht verachließen, 
daß die Amtaärzte Bayerna gemeinaame Geaichtapunkte nnd Be¬ 
atimmungen, ob gedruckt oder geachrieben, durch Verordnung 
oder Tradition, ala Bichtachnnr und Anleitung ihrer amtlichen 
Tätigkeit haben aollten. Ich möchte daher heute nur den An- 
taoß geben zu Beratungen, die wir in den einzelnen Ereiaver- 
aammlungen wie in den Landeaveraammlnngen pfiegen aoUen über 
die Form und den Inhalt nnaerer Amtaiührung. 

Der neu angehende Amtaarzt tritt hinaua nnd nimmt znm 
Beginne die Erfahrungen mit, die er ala langjähriger praktiacher 
Arzt über die amtlichen Geachäfte gemacht hat. Er nimmt aeine 
Belehrung aua Akten nnd Begiatratnren, ana Auakünften von 
Nachbarkollegen und Verwaltnngabeamten, Aufklärung aua Gle- 
aetzea- nnd Lehrbüchern, endlich nicht zu vergeaaen der Kennt- 
niaae, die ihm von den Zeiten dea Phyaikataezamena geblieben 
aind — nnd waltet ao aeinea Amtea. 

Er tut viel üebrigea, nnd ea geht manch koatbare Zeit, 
verlören, bia er oft auf Umwegen ins Geleiae dea Bemfea kommt. 
Bia dahin unterläßt er auch vicdea. 
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Wir mfissen ims sammeln, wir mOssen miteinander arbeiten 
and ans eine gemeinsame Grundlage schaffen. Wie man sie 
auch nennen möge, sie soll entstehen. Und es ist za wünschen, daß 
die Staatsregierang im Benehmen mit dem Medizinalbeamten- 
Stande eine solche Anleitung, Anweisung, einen GeschAftsplan mit 
näherer Bezeichnung der amtlichen Aufgaben and der Dienst- 
fflhrung aafstelle. Man hat das vor 100 Jahren getan, auch in 
diesem Jahrhundert tat es wieder not. 

Dabei braucht eine solche Anweisong nicht alles and jedes 
za enthalten. Die Details müssen wechseln. 

Viele unserer Amtshandlungen bedürfen einer größeren Selbst* 
ständigkeit. Neue Forschungsergebnisse, neue Gesetze organisa* 
torischer and sozialer Art bedf&fen einer besonderen Stellong* 
nähme. Auch die formale Behandlung der Amtsgeschäfte maß 
geregelt sein. 

Manche Punkte, die in dem großen Beck ersehen Beferate 
behandelt worden sind, sind zur Erledigung gekommen, anderes 
harrt der Beratung und Verbescheidung. Auf allen Seiten 
wachsen die Aufgaben unseres Standes. Sie sind so wichtig für 
das Wohl nnd die Gesundheit des Volkes, daß sie eine fSr den 
Beruf begeisterte, aber auch geschalte und erfahrene Aerzteschaft 
erfordern. Wollen wir dem gerecht werden, so branchen wir 
reichliche üebung. Die mit der Naturwissenschaft und der For> 
schung zusammenhängende amtsärztliche Tätigkeit kann sich nidit 
immer nach fixierten Normen richten; in die yerschiedensten 
Fakultäten nnd Disziplinen schlägt unser Berufsdienst ein. Wir 
müssen eingedenk unserer Verantwortung voll ausgebildet, voll¬ 
kommen ausgerüstet sein. 

Von solchen Gesichtspunkten sollen die Beferate in den 
nächsten Versammlungen aasgehen. Wollen Sie, verehrte Kollegen, 
sich eifrig beteiligen. Ein ungemein reiches Arbeitsfeld ist er¬ 
öffnet I 


Als Ort der nächsten Landesversammlung wird 
unter allgemeiner Zustimmung Bamberg gewählt. 

Vorsitzender: Wir sind am Schlüsse unserer Tagung. 
In unserem Vereine sind wir, wie Sie, verehrte Herren Kollegen, 
ersehen haben, erst beim Beginne der Lösung unserer Aufgaben. 
Diese Aufgaben sind aber der Arbeit und Mühe der Edelsten 
wert. Wollen Sie, dessen eingedenk, mit dem Vorsatze heim¬ 
kehren, in treuer Gemeinscha^ mit idealer Begeisterung für 
unsere gute Sache zu wirken. 

Eine besondere Freude gewährt es, daß wir uns dabei auch 
persönlich immer näher treten. 

Nochmals den ergebensten Dank den Herren Vertretern der 
Staatsregiernng und den städtischen Bdiörden. Auf glückliches 
Wiedersehen im nächsten Jahrei 

(Bravo! Händeklatschen I) 
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Begf.- and Med.-Bat Dr. Roger-Augsburg: Ich glaube in 
Ihrer aller Namen zu sprechen, wenn unseren ergebensten 
Dank ausdrttcke Herrn Ministerialrat Dr. Prof. Dieudonne fto 
die Ehre, die er unserer Versammlung durch seine Anwesenheit 
erwiesen hat; Dank aber auch nicht minder Herrn Medizinalrat 
Dr. Henkel, dem Vorsitzenden unseres Vereines, für ^e vor¬ 
treffliche Leitung unserer Versammlung und fhr die ausgezeichneten 
Beferate, die er heute wieder erstattet hat. 

(Lebhaftester Beifall.) 
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fiederlagen von Imptanstalten (Prenfien) 50, 74, Diphtherieheilsernm 
(Prenfien) 41, Tetanasneilsernm (Prenfien) 102, Sonntagsruhe (Sachsen) 116, 
Name des Bezeptars auf den Bezepten (Bspr.) 118, AblOsnnflrssnmme bei 
Uebemahme von Apotheken (Bayern) 147, Verleihung (Bayern) 228, Empleh- 
lang einer bestimmten Apotheke durch einen Arzt (Bspr.) 247. 

Apotheker, Approbationsdionstalter (Prenfien) 23, 210, Formular zu Zeug* 
niesen (Prenfien) 62, Vertretnngskosten bei gerichtlichen Vorladnngen 
(Bspr.) 119. 

Arbeiterschntz in Thomasschlackenmtthlen (Deutsches Beich) 21, in Molkereien 
nsw. (Dentsches Beich) 112. 

Arzneibuch, V. Ausgabe (Deutsches Beiob) 284. 

Arzneimittel, Verkehr aufierhalb der Apotheken (Prenfien) 24, 115, Abgabe 
durch Aerzte (Württemberg) 28, (Sachsen) 35, Brusttee (Bspr.) 81, Diacbylon* 
wandpulver, Warzen und Insektenstilte (Bspr.) 61, Dolus OTentualis bei 
Abgabe yon Vorbeugungs* und Heilmitteln (Bspr.) 61, Destillate, Msgenregu* 
lator, Alezandrinertee, AlpenkrSntertee, Leifiners Tabletten, 8yra>Blatw^, 
Hairgrower, Zinksalbe (Bspr.) 119, Bheumasan, graue Salbe. Veril, Eisen* 
pr&parate, Lingua *Meniboltabletten, Omega *8cnnnpftaback (Bapr.) 120, An* 
Kündigung yon Doppel'Painezpeller, Poudre Zenento (Bapr.) 120, Begriff (3rofi* 
handel (Bspr.) 120, Annahme yon Bestellungen im ümherziehen (Bapr.) 
154, Alpenkr&utertee, Herbrachttee, Abführmittel (Bspr.) 154, SchweizerpiUen 
(Bspr.) 204, Ungültigkeit der Bekanntmadiungen zur Eaiserl. Verordnung 
(Bspr.) 220, fahrlässige Tötung durch Darreichung eines Desinfektions* 
mittels (Bspr.) 230, Brandts Schweizerpillen, Sydrosan (Bspr.) 281, Strychnin* 
Zubereitungen (Bapr.) 232, Kola Dultz (Bspr.) 243. 

Aerzte, Abgabe yon Arzneimitteln (Württemberg) 28, (Sachsen) 85, Qutachten 
ohne sachkundige Begründung (Bspr.) 87, Haftpflicht bei fahrlässiger Be* 
Zeichnung einer Person als geisteskrank (Bapr.) 45, Berufung als Kranken* 
kassenarzt durch die höhere Verwaltungsbehörde (Bspr.) 46, freiwilliger 
Sonn* und Feiertagsdienst (Sachsen) 52, Gebührenordnung (Württemberg) 
52, Gebühren (Bayern) 147, (Elsafi* Lothringen) 176, Anzeigepflicht bei an* 
steckenden Krankheiten (Hamburg) 79, Zurücknahme der Approbation (Bspr.) 
91, Sprechstunden am Wohnorte eines anderen Arztes (Bspr.) 117, unzu* 
lässige Bezeichnung als Zahnarzt (Bspr.) 117, Forderung eines besonderen 
Honorars yon Kassenkranken (Bapr.) 154, Ansschlufi ans ärztlichen Vereinen 
(Bspr.) 193, Unfall im Hause eines Patienten (Bspr.) 195, Becht der Zeug* 
nisyerweigerung (Bspr.) 217, Becht der Ablehnung als Sachyerständiger 
durch einen Kranken (Bspr.) 217, Ueberlassnng der Praxis seitens der 
Witwe eines Arztes (Bspr.) 220, Entlassung yon Krankenkassen wegen 
Kunstfehlers (Bspr.) 229, fahrlässige Tötung eines Kranken durch Darreichung 
eines Desinfektionsmittels (Bspr.) 230, Unterschreitnng der Mindestsätze 
(Bspr.) 234, Angriffe auf die Geschlechtsehre etoer Patientin (Bapr.) 284, 
Androhung gesteigerter Honorarforderang (EUpr.) 23Z, Beklame einer ärzt* 
liehen Priyatentbindungsanstalt (Bapr.) 238, Mitarbeit mit nichtapprobierten 
Personen an einem Buch über Heilkunde (Rspr.) 288, AnssteUung eines nn* 
richtigen Zeugnisses (Bspr.) 239, eines Attestes unter Verschweigung we¬ 
sentlicher Momente (Bspr.) 246, Aeufierang über den Geisteszustand ohne per* 
sOnliche Untersuchung (Bspr.) 246, AussteUung eines Diploms über Unterricht 
in Naturheilkunde (Bspr.) 246, Empfehlnng einer Apotheke nsw. (Bspr.) 247. 
Aerztekammern, Verhandlungen (Bayern) 75. 

Augenentzündung durch Trippergift (Bspr.) 189. 

Automobile, Verbot der Unterbringung auf einem Grundstück ans gesundheitl. 
Bücksichten (Bspr.), 38. 

Badeanstalt) Begriff im Gegensatz zur Krankenanstalt (Bspr.) 241. 

Badeorte, Masern und Keuchhusten (Preuflen) 105. 



XU 


Sach • Begisicr. 


Bakteriologiaelie üntonudiiuigeii bd Verdacht auf VergiltOBg (Prenfiea) 89, 
ÜBtersachaBgaanstdten (Bayero) 212, 218, 216. 

Beamte, EBtziehong der UsfaUpension im DisaipUaanrege (Bepr.) 118, Beiae- 
koaten (Prenßeo) 177, Beiaekoaten der Joatiabeamtea (Preofiea) 227. 

Begribaiapl&tse, Giebtthrea lOr Beaichtigaag (Prenflea) 112. 

Briefamacblige, Normal« (Preaßea) 99. 

Batter, üebertiagoog Toa Typboa (Preußea) 164. 

Chemiker, GebOhrea (Elaaß'Lothr.) 176. 

Cholera, Bekimpfoag im EiseabalmTeikebr (Preofiea) 118, Eiaricbtoag Toa 
Uateraocbaogarftamea aol Eiaeababaatatioaea (Preofiea) 21. 

Dealafektioa, dorch Eiaeababadealafektorea (Preofiea) 21, DeaiBleklioBaweaea 
(Preofiea) 94, 208. 

Diphtherie, Heilaerom (Preofiea) 41, 107. 

Drogea, Uatersagong des Haodela (Bspr.) 243. 

Drogeobaadloogeo, Beriaionakoatea (Bapr.) 1. 

Eheacheidoag, bei fielttrchtoog roa Geiateakraakbeit (Bapr.) 200, bei (Jelatea* 
atfiroog aor Zeit der Ebeachiiefioag (Bapr.) 217. 

Ebreagericht, Fehlea der Aoklageaehrilt (iüpr.) 46, abftilige Kritik der Eat« 
acbeidoogea (Bapr.) 248. 

Eiaeababaverkehr, ßekampfoog der Cholera (Preofiea) 118, Eiariobtaog Toa 
üateraochoogariomea (Preofiea) 21. 

Empfängnia, AntikoozeptioBaoiiUel (Bapr.) 219, 237. 

Eatbiadoagaanatalt, Geoebmigong (Bapr.) 221. 

Erirerbaoaf&bigkeii^ aoch weoo gearbeitet wird (Bapr.) 88, 98. 

Fell- oad Darmhaadloag, Geroehabeliatigoag (Bapr.) 208. 

Fleiaeb, Koaeerrieroag (Preoto) 22, Hackfleiacb-Epidemie (Preofiea) 23, Ver¬ 
kehr (Oppeln) 61. 

Fttraorgeanatalton, BeaolaichtigOBg 141. 

Saat- oad Scbaakwirtachaftea, Betrieb (Bayera) 26. 

Gebfthrea, (Or in Beachwerdeaachea erforderte Ootaebtea der Kreia&rste 
(Bapr.) 29, dratiiche Gebttbrenordnong (Wttrttemberg) 62, für Akteneiaalebt 
(Bapr.) 81, für Zozlehong dea Kreiaaratea so polizeilichen Kontrollen (Bapr.) 
81, aof Gotachten rerwendete Zeit (Bapr.) 89, Scbiedagericbtagotacbtea, 
Vorbeanche (B«pr.) 89, empfangene Vorbeaocbe (Bapr.) 90, für Beaicbtigong 
Ton BegribniapUtzen (Preofien) 112, für KreiaSrate (Hecklenb.-Schwerin) 184, 
für brztlicbe Dienatleiatongen bei fiehSrden (Bayern) 147, der Aerste oad 
Chemiker (Elaafi-Lotbr.) 176, der KOnigl. Veraocba- ond Prttfoagaaaatalt für 
Waaaeryeraorgong ond Abwäaaerbeaeitigong (Preofiea) 204, Oateracbreitnag 
der Mindeatshtze (Bspr.) 234. 

Gebortshtilfe dorcb Nichtbebamman (KOelia) 212. 

Gebeimmittel gegen MenstToatioosstOrnagen (Preofien) 42, Ankündigoag (Bapr.) 
120, Scbadeaeraatzklage wegen ongfinstigen Gotachtena (Bspr.) 120, wegen 
Warnongen (Bapr.) 121, Warnong yor Winters natdrllcbem Gesondbeitaber- 
steiler (Bayern) 192, (Preofien) 210. 

Geisteskranke, s. aoch Irre; Aofaahme yon Aoslftadem in Irreaanataltea 
(Preofien) 88, 114, ünterbringong (Wttrttemberg) 69. 

GeiRteskrankheit, Eheacbeidong wegen Befttrcbtnng ihres Aoabmcha (Bspr.) 
200, zor Zeit der Ebescbiiefiong (Bspr.) 217. 

Genickstarre, Verbreitnng (Preofien) 91. 

GerSnsch, Beliatignng dorch gewerbl. Anlagen (Bspr.) 61, Froscbgeqoak 
(Bspr.) 128, Kegelschieben (Bspr.) 228. 

Gerichts&rste (Elsafi-Lothr.) 176. 

Gerocb, Bellstigaog dorch gewerbl. Anlagen (Bspr.) 61, dorch laadwirtscbafiL 
Betriebe (Bspr.) 202, dorcb Fell« n. Darmbandinng, fiioteznricbterei (Bspr). 
203, dorch Schweinemaatanstalt (Bspr.) 224, dorch Schnitaelgroben (^pr.) 226. 

Gescblecbtskrankheiten, Verbot yon Lichibilderyortrigen (Bspr.) 9, (Preofiea) 
16, Bekimpfoag (Wttrttemberg) 148, bei Seelsoten (Preofien) 31. 

Gesondbeitaamt, Abonnement not VerOffentliehongen 248. 

QeanndheitabttcUeia (Preofien) 209. 



8Mh>B6giBter. XIII 


Gssiudheitskomminiooeii, TeUnahme voo Sanit&tsoiftsieien an den Sitanngen 
(Preußen) 228. 

Qewerbl. Anlagen, Baach«, Qerach«, L&rmbelSatigangen (Bepr.) 61, 203, Be« 
aichtigang (Preußen) 69, J^dingangen bei der Qenehmiguog (Bepr.) 122, 
Untereagang einer Schlächterei (Bepr.) 223, Aoeeieden von Speisetalg 
(Bspr.) 242. 

OiH, Abgabe von Stryohninaabereitangen (Bspr.) 282, üntersagong des Han« 
dels (Bspr.) 243. 

Qiltbandel, Prttiong der Bewerber daau (Pienßen) 86, 101, landesgesetal. Vor« 
Schriften (Bespr.) 122. 

Graben, offener, Verpflichtong aar Eanalisiemng (Bspr.) 109. 

Granulöse, Kosten der Krankenhausbehandlung (rapr.) 282, 238. 

Haltekinder (Württemberg) 17. 

Hebammen, Entaiehung des Prflfungssengnisses wegen kaum genttgender 
Kenntnisse, Verlustes der Unbescholtenheit, LSsung der Nachgeburt, Unau- 
yeriassigkeit bei Kindbettfieber (Bspr.) 68, Abtreibung (Bspr.) 64, ünanver« 
lissigkeit, Unkenntnis (Bspr.) 222, Sicherstellung Im Alter und fttr InTalidi- 
tfit (Preußen) 74, Praxis in Qrenzbeairken (Preußen) 76, (Württemberg) 108, 
Versorgungskasse (Hamburg) 160, fahrlässige Tötung einer Wöchnerin dnreh 
Darreiäung eines Desinfektionsmittels (Bspr.)230, durch Abtreibung (Bspr.) 238. 

Heilguellen (Preußen) 129, Anerkennung als gemeinnützig (Preußen) 236, 240. 

Impfung, Niederlagen der Impfanstalten in Apotheken (Preußen) 60, 74, Tor« 
schriftswidrige Entaiehung (Preußen) 101, Beaufsichtigung (Preußen) 113. 

Irrenanstalt, Versagung der Genehmigung (Bspr.) 61, Aufnahme von Ausl&n« 
dern (Preußen) 83, 114, Ausbildung von Pflegepersonal (Preuße^ 116, Auf« 
nähme als Fr^eitsberanbung (Bspr.) 188, Unterstützung der flucht eines 
Kranken (Bspr.) 241. 

Irrenfürsorge, Gesetz (Baden) 161. 

Jugenderziehung (Preußen) 16, Beschaffung yon Spielger&ten, «plätzen usw. 
(Preußen) 189. 

KIse, Uebertiagung yon Typhus (Preußen) 164. 

Kaffee, Verwendung yon Glasiermitteln (Preußen) 286. 

Katgut, Herstellung (Sachsen) 7, 28. 

Keuchhusten in Badeorten (Preußen) 106. 

Kind, Beurteilung der Zeit der Zeugung aus dessen Beifegrad (Bspr.) 217. 

Kinder, Jugenderaiehung (Preußen) 16, Kost« und Pflegekinder (Württemberg) 
17, Herkblatt über Alkohol (Preußen) 73. 

Kinderlähmung, Batschläge an Aerzte (Preußen) 406; 7^, 

Korken, Wiederyerwendung gebrauchter (Preußen) lOo. 

Kraftfahrzeuge, Zeugnisse für Führer (Preußen) 240. 

Krankenanstalten, Morbiditätsstatistik (Preußen) 69, Nachweisung (Preußen) 
69, Begriff Priyatkrankenanstalt (Bspr.) 97, Gebrauch geprüfter Thermometer 
(Sachsen) 103, (Preußen) 126, ärztliche Leitung (Preußen) 106, Haftung für 
die Sachen der Kranken (Bspr.) 187, Haftung für Gesundheitsschädigungen 
(Bspr.) 217, Konzession für einen Nichtarzt (Bspr.) 222, Reklame einer ärst- 
Uchen Privatentbindungsanstalt (Bspr.) 288, Begriff Priyatkrankenanstalt 
und Badeanstalt (Bspr.) 241. 

Krankenkassen, Erwerbsunfähigkeit, auch wenn gearbeitet wird (Bspr.) 38,98, 
Berufung yon Aeraten durch die höhere VerwaltungsbebOrde (Bspr.) 46, Be¬ 
handlung durch Nichtkassenärzte (Bspr.) 98,99, künstliche Gebisse (Bspr.) 99, 
Krankheit infolge Selbstmordfersuchs (Bsp.) 204, 227, Krankheit infolge 
Trunkenheit (Bspr.) 204, Entlassung eines Arztes wegen Kunstfehlers (Bspr.) 
229, Kosten der ^ankenhausüberweisung von an Granulöse Erkrankten 
(Bspr.) 232, 288. 

Krankenpflegepersonen, AusbUdungszeit (Preußen) 88, Unterbrechung (Preußen) 
210, für Irrenanstalten, Ausbildung (Preußen) 116, Wandtafeln für den Unter¬ 
richt (Preußen) 116. 

Krankheiten, übertragbare, Jahresnachwelsnng (Preußen) 8, Hilitärgebände im 
Sinne des Beichsseuchengesetzes (Bayern) 6, Untersuchiu^räame auf nicht- 
staatlichen Eisenbahnen (Preußen) 21, AnMgepfllcht (Waldeck) 48, (Ham- 
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barg) 79, Bek&mpfang (Wftrttembarg) 64, 180, AoidgeplUebt bei Yerdeeht 
(Espr.) 90, gegenseitige Beonchrichtigang in den Qrensbesirken (Deataehes 
Bdch) 112, Verbot der Benrbeitong infisierter Lampen (Bspr.) 2^. 

Krankheitserreger, Arbeiten damit (Bspr.) 122. 

Kreisirite, Tertraaensärztlicbe T&tigkeit (PreoBen) 2, onentgeltliehe Unter* 
sachong von Kriegsteilnehmern (Preußen) 81, pensionsf&hige Dienstieit 
(Preoßen) 88, Uebersicht über die Diensttätigkeit (Preußen) 89, Nebenämter 
(Preußen) 62, 77, Besichtigung gewerbL Anlagen (Preußen) 69, Beisekosten 
der Stellrertreter (Preußen) 77, Tazrorsehriften (l[ecklenb.-8chwerin) 184, 
Vereidigung als gerichtliche Sa^yerständige (Bspr.) 229, Heransiehang snm 
Militärorsatzgeschäft (Preußen) 234. 

Kurorte, Keuchhusten und Masern (Preußen) 105. 

Kurpfuscher, KOrperletzung (Bspr.) 187, 281, fahrlässige Tötung (Baipr.) 87, 
218, Bestrafung wegen Betrugs (Bspr.) 218, Forderung des Vernichte auf 
Schadenersatz (Bspr.) 218, Ankflndigangen (Bspr.) 219, verbot, ihnen Dank* 
schreiben zu beglaubigen (Heesen) 286. 

LelbesttbuBgen, in Volksschulen (Preußen) 140, Beschaffung von Spielgeräten, 
-plätzen (Preußen) 189. 

Leichen, Paßformular, Ausstellnng der Leichenpässe (Preußen) 16, 146, bak¬ 
teriologische Untersuchung bei Verdacht auf Vergiftung, Leichenschau 
(Preußen) 39, Einsargung fttr Transport (Preußen) 212. 

Lichtbilderyorträge, Verbot unsittlicher (Espr.) 9, (Preußen) 16. 

Lumpen, Verbot der Bearbeitung bei Gesundhcitsgefahren (Bspr.) 226. 

Lupus, Verimpfung von Material (Preußen) 128. 

Muern in Badeorten (Preußen) 105. 

Massage, Uebertragnng von Trippergilt (Bspr.) 189. 

Medisinalbeamte, Bewilligung von Witwen* und Waisengeldem (Preußen) 8, 
Prttlung (Bayern) 26. 

Medizinalpersoai, Veränderungsnachweisungen (Preußen) 14. 

Medizinaluntersachnngsanstalten (Preußen) 86. 

Menstruationsstorungen, Geheimmittel dagegen (Preußen) 42. 

Militärersatzgeschält, Heranziehung der ^eisärate (Preußen) 234. 

Milzbrand, Statistik (Preußen) 100. 

Molkereien, Beschäftigung von Arbeiterinnen (Deutsches Beich) 112. 

Mflcken, Bekämpfung (Preußen) 78. 

Mutter, die, Zeitschrift (Preußen) 209. 

Nnhmngs- und Gennßmittel und Gebrauchsgegenstände, Konservierung von 
Fleisch durch Schwefelsäure Salze (Preußen) 22, Hat^fleisch-Epideiue im 
Budolf VirchoW'Krankenhans (Preußen) 23, Verkehr mit Fleisch (Oppeln) 
51, Nahrungsmittelkontrolle (Preußen) 55, üebertragung von Typhus durch 
Butter, Käse (Preußen) 154, gesundheitsschädliche und ekelerregende Flfissig* 
keiten in Wein* usw. Flaschen (Preußen) 191, Glasiermittel für Kaffee (Preußen) 
235, Sachverständige des Handelsstandes bei Verlälschungen(PreaJ9ea) 248. 

Nahmngsmittelchemiker. Zulassung von Frauen (Preußen) 49^. 

Naturhälkunde, Ausstellung eines Diploms durch einen Arzt (Bspr.) 246. 

Papier^ Beschaffung, Normalbriefumschläge (Preußen) 99. 

<tuelleu8chnts (Pren^) 129, 286, 240. 

Bauch, Belästigung durch gewerbliche Anlagen (Bspr.) 61. 

Betsekosten, fOr Untersuchung von Militärreklamanten (Preußen) 2, der Stell¬ 
vertreter der Kreisärzte (Preußen) 77, der Beamten (Preußen) 177, der 
Justiz^amten (Preußen) 227. 

Sauberkeit beim Nahrunnmittelverkehr, gesundhdtsschädliche oder ekel* 
erregende Flttssigkeiten in Wein- usw. FuMhen (Preußen) 191. 

SäugUngsschuts, Landeszentrale (Preußen) 161, Kindersaugflaschen (Preußen) 
191, Merkblatt (Preußen) 192, Zeitschrift: Die Mutter (Preußen) 209. 

Schlachterei, Untersagung der Ausübung (Bspr.) 228. 

Schlachtung mittels Schächtschnitts (Preußen) 88. 180. 
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Schriftyerkehr, NomudbriefoinBclilSge, Papier (Preußen) 99. 

Schulen, Kurzstunden (Preußen) 15, Zttchtigungsreclit (Bayern) 62, (Bspr.) 200, 
Leibesttbungen, dritte Turnstunde (Preußen) 140, Zahl der Aborte (Bspr.) 227. 

Seeleute, Bekämpfung der Geschlechtskranhneiten bei ihnen (Preußen) 31. 

Sonntagsruhe, ärztliche (Sachsen) 52, in Apotheken (Sachsen) 116. 

Standesebre, Vertretung eines Arztes in Eassenangelegenheiten durch einen 
Bechtsanwalt (Bspr.) 46, Bruch des Ehrenworts (Bspr.) 46, gewissenhafte 
Ausübung der Geburtshilfe (Bspr.) 46, Consiliarius, der Weiterbehandlung 
übernimmt (Bspr.) 47, abfällige Beurteilung des erstbehandelnden Arztes 
(Bspr.) 48, Zuziehung eines Kurpfuschers bei Narkose (Bspr.) 49, Forderung 
eines besonderen Honorars v^n Kassenkrsnken (Bspr.) 154, Straflosigkeit po- 
liUscher Handlungen (Bspr.) 234, ünterscbreitung der Mindestsätze der Ge« 
bührenordnung (Bspr.) 284, Angriffe auf die Geschlechtsehre einer Patientin 
(Eispr.) 234, Androhung gesteigerter Honorarfordemng (Bspr.) 237, Mitarbeit 
mit nicht approbierten Personen an einem Buche über Heilkunde (Bspr.) 238, 
Ausstellung eines unrichtigen Zeugnisses (Bspr.) 2S9, Quittierung einer Bech- 
nung, ohne Barzahlung erhalten zu haben (Bspr.) 244, Ausstellung eines 
Attesten unter Verschweigung wesentlicher Momente (Bspr.) 246, Aeußemng 
über den Geisteszustand ohne Untersuchung (Bspr.) 246, Ausstellung eines 
Diploms über Unterricht in der Naturheilkunde (Bspr.) 246. 

Statistik, der Krankheitsfälle in Krankenanstalten (Preußen) 69, über Milzbrand 
(Preußen) 100. 

Stechmücken, Bekämpfung (Preußen) 73. 

Stempelsteuer (Hessen) 78, für Zeugnisse für Chanffeuie (Preußen) 240. 

Strafanstalten, Zahnpflege (Preußen) 35. 

Tulgsehmelzey Anssieden von Speisetalg (Bspr.) 242. 

Tetannsheilsemm (Preußen) 102. 

Thermometer, Gebrauch geprüfter (Sachsen) 103, (Preußen) 125. 

Thomasschlackenmühlen, Einrichtung nsw. (Deutsches Beich) 21. 

Tollwut, Vorkommen 1909 (Preußen) 155. 

Trippergift, Uebertragnng durch Massage (Bspr.) 189. 

Trunkenheit und Trnnkfälligkeit (Bspr.) 2(H. 

Tuberkulin, Prüfung (Preußen) 54. 

Tuberkulose, Bekämpfung (Sachsen) 107. 

Typhus, Uebertragung durch Butter und Käse (Preußen) 154. 

Unfially Entziehung der Unfallpension eines Staatsbeamten im Disziplinarwege 
(Bspr.) 118, Schadenersatz bei Unfall durch Nichtausweichen eines Fuhr¬ 
werks (Bspr.) 154, eines Arztes im Hause eines Patienten (Bspr.) 195, durch 
Infektion bei einer an Kindbettfieber erkrankten Wöchnerin (Bspr.) 196, 
Bechtsnatur der «ärztlichen Kommission,“ neurasthenische Beschwerden als 
Unfallfolgen (Bspr.) 197. 

Vergiftung) bakterioL Untersuchung (Preußen) 89. 

Verunreinigung eines Grabens (Bspr.) 109, 224. 

Waszer, Verpflichtung zum Bau von Wasserleitungen (Bspr.) 97, Gebühren 
der KönigL Versuchs- und Prüfnngsanstalt (Preußen) 204. 

Wein, Kleinhandel (Preußen) 191. 

Wohnungen, Beschaffenheit (Schanmbnrg-Lippe) 103. 

Zahulrzte) unzulässige Bezeichnung als Spezialarzt für Mundkrankheiten 
(Bspr.) 117, Nachwäs lateinischer Kenntnisse zum Studium (Preußen) 99. 

Zahnpflege, Wert und Notwendigkeit (Preußen) 49, in Strafanstalten 
(Preußen) 35. 

Zeugnis, Ausstellung eines unrichtigen (Bspr.) 239, Stempelpflicht der Zeug¬ 
nisse für Chauffeure (Preußen) 240. 

Zflchtignngsrecht des Lehrers (Bayern) 62, (Bspr.) 200. 




Rechtsprecliiing und lUEedizinal- 

Gresetzgebnng. 

Beilage aar Steitsohrift tär Medizinal - Beamte. 

Nr. 1. . 5. Januar. 1910. 

Rechtsprechung. 

Fahrllwige KSrperrerletning dnroli Knrpfasclier. Urteil des 
Beichsgerichts yom 19. Novenibei 1909. 

Ein AoOerachtlassen der pflichtmäßigen Sorgfalt konnte die Strafkammer 
ohne üeberspannong der an den Angeklagten naw dem Maße seiner persOn- 
lieben Einsicht and Erfahrang and nach den Umständen des Falls za stellen¬ 
den Anforderangen darin finden, daß er die Matter des Knaben aal die niJie 
Gefahr des Hinzatritts des Brandes nicht anfmerksam machte, daß er sie nicht 
yeranlaßte, ihren Sohn sofort in ärztliche Behandlang za geben, and ihr nicht 
klar machte, daß die einmalige Behandlang darch ihn nicht genttgte, ihr Sohn 
vielmehr weiter in der größten Gefahr schwebte. Die lirage, wcdches Maß 
von Einsicht and Erfahraug der einzelne besitzt and welches MsB von Vorsicht 
im Einzelfalle verlangt werden kann, ist wesentlich Tatfrage. Wenn der erste 
Bichter davon aasgegangen ist, daß der Angeklagte seit 25 Jahren als HeU- 
kttnstler tätig sei, sich aosschiießlich mit der HeUang von Brüchen and Ver- 
renkongen befasse, hierin aacb eine gewisse Erfahrang and Geschicklichkeit 
erlangt habe and deshalb bei Anwendang der Aafmerksamkeit, za der ihn 
diese Tätigkeit an sich besonders verpflichte, hätte erkennen müssen, daß die 
Verletznng des Knaben aoSerordentlich schwer war and die Gefahr vorlag, 
daß der Brand eintrete, so ist das rechtlich nicht za beanstanden. 

Aach der orsächlicbe Zosammenhang zwischen der Fahrlässigkeit des 
Angeklagten and den schlimmen Folgen der Verletzong ist im Urteil rechtlich 
einwandfrei dargetan. Das Gericht geht davon aas, daß darch alsbaldige 
Zaziehang eines Arztes jene Folgen, als welche es im Endergebnisse nar den 
Eintritt des Brandes in Betracht zieht, vermieden worden wären, and daß 
die Eltern des Knaben, wenn der Angezlagte sie aaf die bestehende Gefahr 
aalmerksam gemacht hätte, sofort einen Arzt zagezogen haben würden. Das 
Verhalten des Angeklagten hat also eine wesentliche Ursache jener Folgen 
gesetzt. Daß es die aasschließliche Ursache gewesen sei, wird nicht erfordert. 
Der arsächliche Zosammenhang wird mithin nicht dadarch beseiü^ daß, wie 
der erste Bichter annimmt, nach die Matter des Knaben dadarem fahrlässig 
gehandelt ani za dem Erfolge beigetragen hat, daß sie nicht sofort nach dem 
Eintritt von Schmerzen den Arzt rief. 

Daß der Angeklagte bei Anwendang der pflichtmäßigen Aafmerksamkeit 
and Vorsicht den eintretenden Erfolg als mögliche Folge seines Verhaltens 
voraossehen konnte, Ist gleichfalls frei von Beohtsirrtom festgestellt. 


Die Bevlstonen der Drogenhandloiigeii erfolgen Ini ßffenUlcken 
gesandheltspellselllehea Interesse; die dadnreh entstehenden Kosten sind 
als solche der Srtllchen Pollselverwaltang aninsehen nnd fallen den rar 
Tragnng dieser Kosten Yerpfliehteten snr Last. Urtoil des prenß. Ober- 
verwaltangsgerichts (III S.) vom 9. Dezember 1909. 


Nachdem Im verwaltongsrechtllehen Verfahren entschieden Ist» dass 
die Apotheker nicht zur Tragnng der Kosten für die Nachrevisionen Ihrer 
Apotheken verpflichtet sind» kann die Bflcksahlnng dieser bereits gesahl- 
ten Kosten im Rechtswege verlangt werden. Urteil des KönigL Land¬ 
gerichts (I. Z.—K.) in Posen vom 6. November 1909. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

JL, Könlflfarelola Preumenu 

TertranensSratiiche Yerrlchtiuigen der Kreisftrzte. Erlafi des 
Ministers der nsw. Medizinal-Angelegenheiten vom 10. De- 
aeiaberl909 — M. Nr. 2959 — an sämtlicbe Herren Begiemngspräsidenten. 

Darcb § 115 Abs. 2 unter b der Dienstanweisung fttr die Kreisärzte ist 
ausgesprochen, daß die Untersuchung und Begutachtung des Gesundbeits* 
Zustandes von Beicbs- oder unmittelbaren Staatsbeamten zu den Vertrauens« 
ärztlichen Verrichtungen gehört, es sei denn, daß eine Anordnung des Ministers 
der Medizinalangelegenheiten gemäß § 34 Abs. 1 Nr. 5 oder Abs. 2 vorliegt. 
Die Untersuchung nnd Begutachtung des Gesundheitszustandes des Ew. Hoch¬ 
wohlgeboren unterstellten Bechnungsrats durch den dortigen Kreisarzt zweck- 
Herbcifdhrung einer Entscheidung ttber seine Pensionierung würde also nur 
dann ans dom Gebiet der vertrauensärztlichen Tätigkeit ausscheiden, wenn 
diesseits die Beibringung eines Zeugnisses des beamteten Arztes in diesen 
Fällen vorgeschrieben oder den Kreisärzten diese Tätigkeit in Erweiterung des 
Kreises ihrer amtlichen Aufgaben auferlegt worden wäre. Das ist aber 
nirgends geschehen. Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß eine 
vertrauensärztliche Tätigkeit vorliegt. 

Der vorerwähnte § 115 der Dienstanweisung betont, daß die vortrauens- 
ärztliche Tätigkeit nicht zu den Obliegenheiten gehört, die mit dem Amt des 
Kreisarztes als solchem verbunden sind, sondern daß sie ihm erst durch be¬ 
sondere Bechtsakte übertragen wird. Die Entstehungsgeschichte des § 1 des 
Gesetzes vom 14. Juli 1909 schließt jeden Zweifel darüber ans, daß Ver¬ 
richtungen, die nicht mit dem Amt des Kreisarztes als solchem verbunden sind, 
keine amtlichen im Sinne dieses Paragraphen darstellen, daher auch nicht 
unter die Verpflichtung zu unentgeltlichen Leistung haben 
gestellt werden sollen. Die Begründung zu § 1 (Drucksachen des 
Hauses der Abgeordneten, 21. Legislaturperiode, II. Session 1908/09 Nr. 81 
8. 7) sagen in dieser Hinsicht: „Schon die Fassung des § 1 läßt erkennen, 
daß hier nur solche Verrichtungen gemeint sind, die dem Kreisarzt als staat¬ 
lichen Gesundheitsbeamten des Kreises obliegen." Bei den Kommissious- 
beratnngen hat ferner ein Vertreter der Staatsregierung widerspruchslos aus- 
gaführt: „Unter amtlichen Verrichtungen sind hiernach nur solche zu verstehen, 
welche dem Kreisarzt als staatlichen Gesundheitsbeamten des Kreises obliegen. 
Welche Geschäfte hierher gehören, ist aus den §§ 1 und 6 des Gesetzes, betreffend 
die Dienststellung des Kreisarztes und den hierzu erlassenen näheren Vor¬ 
schriften der Dienstanweisung zu entnehmen. Nicht gehören zu den amtlichen 
Verrichtungen dagegen solche Geschäfte, welche dem Kreisarzt nicht ohne 
weiteres durch seine amtliche Bestellung als solcher, sondern durch einen 
besonderen Bechtsakt übertragen werden." (Vergl. daselbst Nr. 1461 8. 7 
unten und S. 8). Für vertrauensärztliche Verrichtungen sind daher die Kreis¬ 
ärzte zu unentgeltlicher Tätigkeit nicht verpflichtet, haben vielmehr auch 
der Staatskasse gegenüber Anspruch auf die tarifmäßigen Gebühren. (Vergl. 
Förster: Die preußische Gebührenordnung für approbierte Aerzte nnd 
Zahnärzte, 5. Auflage, Anhang S. 89, Anm. 4). 


Gewlhrug von Tagegeldern nnd Beleekosten bei Untersnehnng 
von lahlun^nnfähigen Militärreklamanten. Erlaß des Ministers der 
nsw. Medizinalangelegenheiten vom 9. Dezember 1909 — M. 
Nr. 8091 — an den Herrn Begiemngspräsidenten in Minden und sämtlichen 
anderen Herren Begiemngspräsidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Der Anspruch des Kreisarztes in.auf Gewährung von Tagegeldern 

und Beisekosten für die am 16. September d. Js. zum Zwecke der Unter¬ 
suchung zahlungsunfähiger Militärreklamanten ansgeführte Dienstreise ist be¬ 
gründet, da die Untersuchung von BeUamanten nicht zu den den Kreisärzten 
nach § 1 des Gesetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 
14. Juli 1908 obliegenden, „amtlichen Verrichtungen" gehört. Die Tagegelder 
nnd Beisekosten iwd, wie die für Unteisnohnngen am Wohnorte sonst zu 
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zahlenden Qebfthren, auf Eap. 95 Tit.' 5 des Etats der Verwaltang des Innern 
zn ttbernehmen. 

Die den Kreisärzten seit dem Etatsjahre 1908 ans Eap. 125 Tit. 5 b des 
Etats der Medizinalrerwaltnng bewilligten BeisekostenbaoschvergOtnngen sind 
nur als Ersatz fttr die früher ans dem Fonds Eap. 58 Tit. 11 des Etats des 
flnanzministeriams gezahlten Tagegelder und Beisekosten bestimmt. 


Die Uebertmgang der Bewilligung der Witwen« nnd Walsengelder 
an die Hinterbliebenen der Im Dienst rersterbenen Kreis« nnd Gerichts« 
ärste anf die BegiernngsprBsidenten. Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten yom 25. November 1909 — M. 
Nr. 2636 A — an sämtliche Herrn Begiernngspräsidenten. 

Aal Qmnd des § 11 des Gesetzes, betreffend die Gebühren der Medinal« 
beamten vom 14. Juli 1909 — GesetzsammL 8. 625 — hat der Vermerk 2 zu 
Kapitel 125 Tit. 2 des Staatshaushaltsetats vom Etatsjahre 1909 ab folgende 
Fassung erhalten: 

„Bei der Bemessung der Pension der nicht vollbesoldeten Kreisärzte wer¬ 
den dem Gehalte für sonstige Dienstbezüge 2250 M. zugerechnet mit der 
Maßgabe, daß das hiernach der Pension zugrunde zu legende Diensteinkommen 
nicht das pensionsfähigo Diensteinkommen eines voUbesoldeten Kreisarztes 
von gleichem Dienstalter übersteigen darf. 

Den nicht vollbesoldeten Kreisärzten, welche bereits vor dem 1. April 1909 
eine etatsmäßige Stelle innehatten, wird, falls sie vor dem 1. April 1918 in 
den Buhestand treten, diejenige Pension gewährleistet, welche sie bezogen 
haben wQrden, wenn ihre Pensionierung zum 1. AprU 1909 erfolgt wäre** 
(vgl. Schlußbemerkung zur Bcsoldungsordnung). 

Diese Begelung, welche auch für die besonderen Ctorichtsärzte gilt (vgl. 
§ 1 Absatz 2 der Dienstanweisung für die Kreisärzte), ist bei der Aulstellang 
der Pensionsvorscblagsnachweisungen zu beachten. 

Die Witwen- und Waisengelder für die Hinterbliebenen der Kreisärzte 
und Gerichtsärzte sind bisher von mir festgesetzt worden. Für die Folge 
übertrage ich auf Grund der §§ 20 und 16 des Gesetzes, betreffend die FlU« 
sorge für die Witwen und Waisen der unmittelbaren Staatsbeamten vom 
20. Mai 1882 (GesetzsammL S. 298) die selbständige Bewilligung der in diesem 
Gesetze bestimmten Witwen - und Waisengeldern an die Hinterbliebenen der 
im aktiven Dienste verstorbenen Kreisärzte und Gerichtsärzte (Zentralblatt f. 
d. ges. Onterrichtsverw. S. 478) hinsichtlich der Begierungs- und Medizinalräte 
geschehen ist, den Herren Begiernngspräsidenten und fttr den Landespolizei¬ 
bezirk Berlin dem Herrn Polizeipräsidenten in Berlin, m;t Ausnahme jedoch 
derjenigen Fälle, in denen fttr die Hinterbliebenen eines vor dem 1. April 1913 
im aktiven Dienste verstorbenen nicht vollbesoldeten Kreisarztes die Bewilli¬ 
gung nach den alten Bestimmungen, also unter Zagrundolegung des dreijährigen 
Durchschnitts an Einnahmen aus amtsärztlichen Zwecken Gebühren nachgesucht 
wird. Bei der Festsetzung der Witwen- und Waisengelder sind die Be¬ 
stimmungen der Zirkularverfttgung des Herrn Ministers des Innern und des 
Herrn Finanzministers vom 10. April 1883 sowie die mit dieser Verfügung 
mitgeteilten Grundsätze fttr die Berechnung der pensionsberechtigten Dienzelt 
der Beamten gleichmäßig zu beachten. 


Nachwelsnng der im Jahre 1908 amtlich gemeldeten Erkrankungen 
und Todesfälle an übertragbaren Krankheiten. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 26.November 1909 — 
M. Nr. 13521 — an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Ew. Hochwohlgeboren übersende ich in der Anlage ergebenst eine Nach- 
weisung der im Jahre 1908 amtlich gemeldeten Erkrankungen und TodesfÜle 
an übertragbaren Krankheiten, welche auf Grund der seinerzeit eingereichten 
berichtigten Jahresnachweisung zusammengestellt worden ist, znr gefälligen 
Kenntnisnahme. In einer besonderen Spalte sind auch die Zahlen der Todes¬ 
fälle verzeichnet, welche von dem statistischen Laadesamt auf Grund der 
standesamtlichen Sterbekarten ermittelt worden sind. 
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Bei det Aoslegong des § 89 des Beichsgesetzes Tom SO. Juni 1900, 
betreffend die Bekämpfong gemeingefährlicher Rankheiten ist künftig Ton 
folgenden Gesichtspunkten aaszugehen: 

1. Als militärische Dienstgebäude (§ 39, Abs. 1, Nr. 2) gelten nur solche 
fiskalische oder von der Verwaltung ganz gemietete Gebäude, in 
denen ein militärischer Dienst oder Betrieb stattfindet (Bildungsanstalten, 
Fabriken, Magazine, Amtsgebäude der Behörden, Lazarette) oder in denen 
dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Personen dienstlich 
untergebracht sind. Demnach ist die Militärbehörde für sämtliche Personen 
zuständig, denen eine Wohnung in solchen Gebäuden angewiesen ist, ein- 
schlieBlich ihrer Familien und ihres Gesindes. 

2. Solche Gebäude sind als ausschließlich von der Miiitär- oder Marine* 
Verwaltung benutzt im Sinne des $ 89 Abs. 1 Nr. 4 auch dann anznsehen, 
wenn sich unter den darin uutergebrachten Personen Zivilpersonen (Familien 
oder Gesinde s. o. unter 1) befinden. 

8. Militär* oder marinefiskalische Arbeiterhäuser, die vermietet werden, 
kommen weder bei Nr. 2 noch bei Nr. 4 des § 39 Abs. 1 in Betracht. 

4. In nicht fiskalischen Gebäuden ermietote Bäume, die zu einem 
militärischen Dienstzwecke gebraucht werden (Geschäftszimmer der Kommando* 
steilen oder Behörden), sind zu den ausschließlich von der Militärverwaltung 
benutzten Einrichtungen zu rechnen; dagegen sind Bürgerquartiere oder von 
der Militärverwaltung gemietete Dienstwohnungen in nicht fiskalischen Ge* 
bänden als solche Einri^tungen nicht zu bctra<äten. 

5. Alle im Gesetze unter 89 Abs. 1 Nr. 8 nicht erwähnten beweg* 
liehen Gegenstände werden nicht mit der Person, sondern mit dem Baume 
zusammenhängend erachtet. 

Für die den Dienstwohnungsinhabern und ihren Familien gehörigen 
Sachen ist demnach in dem oben unter 1 und 2 sowie im ersten Halbsatze 
der Ziff. 4 erwähnten Fällen die Militärbehörde, in den Fällen der 2üff. 8 und 
des zweiten Halbsatzes der Ziff. 4 die ZivUbehörde zuständig. 

Diese Zuständigkeit erstreckt sich sowohl auf die Anordnung, als auch auf 
die Ausführung der nach Maßgabe des Gesetzes zu ergreifenden Schutzmaßregeln. 


O. Könlfl^eiola Saohsen. 

Das Satgut. Verordnung des Eönigl. Ministeriums d. L, 
Abteilung für Ackerbau, Gewerbe und Handel vomfi.Oktober 
1909, an die Ereisbauptmannsebaften. 

Von ärztlicher Seite ist dem Kaiserlichen Gesundheitsamte mitgeteilt 
worden, daß das aus den Därmen verschiedener Tiere hergestoilte Eatgut, das 
bei Operationen im Innern des menschlichen Körpers als chirurgisches Näh* 
material verwendet wird und im Körper verbleibt, bei den operierten Kranken 
wiederholt Eiterungen der zugenähten Wunden und Wundstarrkrampf hervor* 
gerufen habe. Die Ursachen dieser Erkrankungserscheinungen seien in den 
dem Katgut von seiner Herstellung noch anhaftenden Schmatzteilen und Fremd* 
körpern (z. B. feiner Staub, der beim Abreiben des Eatgutfadens mit Bimstein 
sich auf ihm festsetzt), sowie darin zu suchen, daß die als Bohmatorial be* 
nützton Därme lebende Tetanusbazillen enthalten hätten. Das Beichsgesund- 
heitsamt hat auf Grund eigener Untersuchungen die Möglichkeit derartiger 
Erkrankungsfälle zugegeben und zur Erzielung eines in gesundheitlicher Be¬ 
ziehung möglichst einwandfreien Eatguts die Beachtung der abschriftlich bei¬ 
gefügten Grundsätze empfohlen. 

Nach einem hier vorliegenden Berichte wird Katgut in Matkneukireben, 
Elingenthal, Zwota und Scheibenberg hergestellt; doch ist nicht ausgeschlossen, 
daß auch nach andere in Betracht kommen. Fast ausnahmslos wird die Katgut* 
fabrikation gemeinsam mit der Violinsaitenfal rikation betrieben. Die Kreis* 
hauptmannschaft wird veranlaßt, die beteiligten Polizeibehörden und Bezirks¬ 
ärzte anzuweisen, den Betrieben der Katgutfabrikanten ihr besonderes Augenmerk 
zuzuwenden und für die Durchführung der mitgeteilten Grundsätze zu sorgen. 

Das Beichsgesundheitsamt hält aber auch die Beobachtung der von ihm 
aufgestellten Vorsichtsmaßregeln die Möglichkeit des Vorkommens pathogener 
Mikroorganismen im Eatgut nicht für gänzlich ausgeschlossen. Es bedürfe daher 
vor jeder Verwendung noch einer sicheren SteriUsierung des Katguts, die, wie 
zahlreiche Desinfektionsvetsneht gezeigt hätten, mit einer Jodkalilösung 



8 


Bechtspreohaiig and Medizinal-Qesetigebani;. 


beqaem za erreichen eei, ohne die besonderen Eigenschaften des Eatgnts 
Festigkeit, Elastisit&t, Kesorbierbarkeit) wesentlich za beeintrichtigen. Die 
Ereishaaptmannschaft wolle daher anordnen, daß die Bezirksarzte die prak¬ 
tischen Aerste ihres Bezirkes in geeigneter Weise aal dieses Ergebnis der 
Untersachangen des Beiohsgesandheitsamtes aofmerksam machen. 


1>. Färmtentiuiii Sclawai*z't>uirgf>SoBider8lia'nsei&. 

AasfühningsbestiiiimaBgeB ttber dang and ümlkng der Prtfkuig der 
WasserTersorgongsanlagen. Verfttgang des Ministeriams, Abtei¬ 
lang des Innern vom 4. September 1909. 

I. Die Nenanlage, sowie die Uminderong einer Öffentlichen oder priraten 
Wasserleitang oder Bronnenanlage, soweit sie zar Beschaffang yon Trink- 
and Wirtscbi^wasser dient, bedarf der Genehmigung des Fflrstlichen Laadrats. 

Der Antrag aaf Genehmigang hat schriftlich za erfolgen onter gleich¬ 
zeitiger Einreichang eines gewissenhaft aosgefOllten Fragebogens (Anlage A,^) 
Fragebogen ttber die Lage des Bronnens and ttber die Beschaffenheit seiner 
Umgebang) in zwei Exemplaren and onter Einreichnng einer Zeichnong and 
Beschreibai^ der beabsichtigten Neoanlage oder Verinderong. 

Die Genehmigang ist nar za ertälen, wenn die projektierte Anlage 
oder ümäderang den in der Anleitang fttr die Einrichtong, den Betrieb and 
^e Oeberwachang Öffentlicher Wassetyersorgongsanlagen, welche nicht aos- 
schließlich technischen Zwecken dienen*, niedergelegten Grondsätzen in ge- 
nttgender Weise Beohnang trägt. 

II. ScbOpf- and Ziehbrannen dürfen nicht mehr angelegt werden. Die z. Zt 
noch yorhandenen sind tanlichst in Pompbronnen nmsawandeln. Vom 1. Janoar 
1918 ab dttrfen offene Bronnen nicht mehr fttr Genaßzwecke benotzt werden and 
sind Vorkehrnngen za treffen, darch die diese Benatzong onmOglich gemacht wird. 

III. Zar Feststellang, wieweit den Grandsätzen in Besag aof die Be¬ 
schaffenheit des Wassers Bechnong getragen ist, hat za erfolgen: 

a) Bei Bronnen eine, wenn mOglich 2 oder 8 mal zo yerscmedenen Jahres¬ 
zeiten wiederholte genaae qaantitatiye üntersachong (Anlage B, Formular fttr 
die yoUständige chemische and bakteriolo^che Wasserontersachnog) des er- 
bohrten oder ergrabenen Wassers yor J^baa der FOrderrorrichtang. Aas¬ 
genommen hieryon sind Umänderungen yorhandener Anlagen, deren Wasser 
durch die anläßlich der Nahrangsmittelkontrolle aasgeftthrten Untersachangen 
(Anlue C, Formular fttr die chemische Wasserontersuchang nach Anhang II 
der Eriegs-Sanitäts-Ordnung) einer fortlaofenden Eontrolle unterlegen hat 
und fttr einwandsfrei befanden wurde. 

b) Bei Wasserleitungen oder zentralen Wasseryersorgangsanlagen eine 
genaue, 2 oder 8 mal za yerscbiedenen Jahreszeiten wiederholte qaantitatiye 
Üntersachong des fttr diese Anlage in Aussicht genommenen Wassers (Quelle, 
Bohrloch asw.). Die Probe ist bei der Ortsbesichtigong, zu der der hygienische 
Sachyerständige zazaziehen ist, yon letzteren persönlich za entnehmen. 

Nach Fertigstellang des Bronnens oder der Leitung ist eine abermalige 
Untersacbang des Wassers yorzanehmen, deren Umfang sich nach dem jewä- 
ligen Besollat der ersten Üntersachong za richten bat. Gieichzeitig hat eine 
Feststellang der aas 1 cc des Wassers sich entwickelnde Eeimzahl za erfolgen. 

IV. Zar Sicherung einer fortdauernden einwandsfreien Beschaffenheit 
des Wassers anterstehen die Wasseryersorgongsstellen einer dauernden Eontrolle 
durch den hygienischen Sachyerständigen. 

Da It. Verträgen mit den einzelnen Gemeinden die Bronnen nsw. schon 
bei der NahrangsmittelkontroUe regelmäßig, zam Teil jährlich aaf das Vor¬ 
handensein yon Ammoniak, Salpeterslare, salpetriger Säare, Chlor, oxydierbarer 
Sabstans, sowie aaf Gesamthärtegrade antersacht werden, so hat eine Orts- 
besiohtigang and genaae Bestimmang der Bestandteile des Wassers aus Offent- 
Hohen oder zentralen Anlagen nar alle 6 Jahre za erfolgen. Diese Untersachangen 
hat sich aach aaf den Eeimgehalt des Wassers za erstrecken. 

y. Bei der Entnahme yon Wasserproben ist nach Anlage D (Anweisang 
zur Fttllong yon Wasserproben) zn yerfahren. 

0 Von einem Abdruck der Anlagen ist abgesehen. 


Bedaktion: Geh. Med.-Eat Prof. Dr. Bapmand, Beg.- o. Med.-Bat in Minden L W. 

J. 0 . «nraai, HMMfl. 8S8a. k. T. S«h-L.. B«fb««kdnwlMr«t 1 b ]lla4ni. 




Biechtsprechuiig und Medizinal- 

^esetzgebung. 

Beilage stu* Zeitsohrift iür Medizinal-Beamte. 

Nr. 2. 20. Januar. 1910. 


Rechtsprechung. 

Bereohtlgang der Polizei zom Terbot der Knbeschen Lichtbilder* 
Torträge Aber geschlechtliche Krankheiten wegen Gefährdung der Affent- 
lichen Sittlichkeit. Urteil des preuBischen Ober<Verwaltangs- 
Gerichts (1. 8 .) vom 2. April 1909. 

Von den Polizeibehörden, welche gegen die Veranstaltangen der Kläger 
eingeschritten sind, hat der Polizeipräsident Yon Berlin sich auf das Verbot 
der Vorfdhrang der Lichtbilder beschränkt, während alle übrigen die Licht* 
bilderrorträge schlechthin untersagt haben. Anscheinend ist der Polizeipräsi* 
dent Yon Berlin davon aasgegangen, daß ein Vorausverbot der Vorträge wegen 
ihres Inhalts solange unzulässig sei, als mit ihnen nicht Zwecke verfolgt 
werden, welche gegen das Strafgesetz verstoßen. Bichtig ist, daß nach dem 
Vereinsgesetze vom 11. März 1850 Versammlungen wegen des Inhalts der Er* 
örterungon, welche in ihnen stattfinden sollen, nur dann im voraus verboten 
werden können, wenn mit ihnen strafgesetzwidrige Zwecke verfolgt werden. 
Indessen handelt es sich bei den Lichtbildervorträgen der Kube gar nicht 
um die Veranstaltung von Versammlungen im Sinne des Vereinsgesetzes. Die 
Klägerin Kube will nach ihrer eigenen Angabe diejenigen Personen, welche 
sich auf die Bekanntgabe ihrer Vorträge hin znsammenfinden, über gewisse 
Funktionen der menschlichen Organe, deren Pflege und Heilung aalklären und 
belehren, damit sie „gesund und glücklich" bleiben oder werden. Wie nach 
diesen Angaben der Kube die von ihr veranstalteten Zusammenkünfte dazu 
bestimmt sind, sich an den einzelnen zu wenden und ihm für seine der Oeffent* 
lichkeit entzogene Lebensführung Belehrungen, Winke und Batschläge zu er* 
teilen, so werden in gleichem Sinne auch die Veranstaltungen augesucht. 
Je nach der Individualität wird dabei der Wunsch nach Beiehrung und Auf* 
klärung, die Befriedigung des Sensationsbedttrfnisses, die Erwartung eines 
Sinnesreizes usw. überwiegen. Immer sind es jedoch Interessen rein persön* 
lieber Art, welche die Hörer der Kube sehen Vorträge zusammenführen, ohne 
daß die Verfolgung eines gemeinsamen Zweckes und eine Einwirkung auf die 
Allgemeinheit in Frage kommt. Veranstaltangen solcher Art fallen aber nicht 
unter die vom Vereinsgesetze behandelten Versammlungen. Sie tragen den 
Charakter der letzteren ebensowenig an sich, wie wissenschaftliche Vorträge, 
Theateraufführungen und sonstige jedermann zugängliche Unternehmungen, bei 
denen die Unterhaltung oder Belehrung des Publikums den Hauptzweck bildet. 
Dies ist in der Bechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts und des Kammer* 
gerichts sowie auch bei der Beratung dos Beichsvereinsgesetzes ausdrücklich 
anerkannt worden (vrgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 18, 
S. 426, Entscheidungen des Kammergeächts Bd. 22, S. 60, Urteil des Kammer* 
gerichts vom 15. Oktober 1908 im Ministerialblatt für die Preußische innere 
Verwaltung, Jahrgang 1908, S. 260 ff., Begründung zum Entwürfe des Beichs* 
Vereinsgesetzes 8.29 und die Aeußerung dos Abg. Dr. Hieber, Beratungen 
des Beichstags 8. 4564: „Um künstlerische und wissenschaftliche Vereinigungen, 
Besprechungen, Vorträge handelt es sich gar nicht"). 

Die Polizeibehörden zu Frankfurt a. 0., 8ommerfeld, 8orau, Breslau und 
Celle haben sich danach zutreffend auf den 8tandpunkt gestellt, daß sie be¬ 
fugt sind, auf Grund des § 10, Titel 17, TeU 11 des Allgemeinen Landrechts 
gegen die Veranstaltangen der Kläger einzuschreiten. ln der Bechtsprechung 
des Gerichtshofs ist stets daran festgehalten worden, daß nach dieser Vor¬ 
schrift die Polizei zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, deren 8chntz 
ihr übertragen ist, die bürgerliche Gesellschaft in ihrer Allgemeinheit auch 
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gegen solche StSnugen der Öffentlichen Ordnung za schlitzen berechtigt and 
yerpflichtet ist, welche sich in erheblichen Verletzangen des Anstandes and 
der Sittlichkeit in geschlechtlicher Beziehong ändern, denn die Öffentliche 
SittlicÜeit ist in diesem Sinne ein Teil der Öffentlichen Ordnong. Die £nt- 
scheidong darüber, ob das polizeiliche Vorgehen gerechtfertigt war, hängt 
somit allein davon ab, ob von den Kabeschen Lichtbildervorträgen dne Ge* 
lährdang der Öffentlichen Sittlichkeit zn besorgen war. 

Zatreffend hat der Vertreter der Klägerin aasgeführt, dafi es für die 
Prttfong dieser Frage nor daraaf ankommen kann, ob die Vorträge in ihrer 
Form and nach ihrer Wirkung die Sittlichkeit za gefährden geeignet sind, 
nicht dagegen daraaf, ob der Vortragende die irissenschaftliche Qaaliükation 
besitzt, am die von ihm gewählten Themata za behandeln. Die Aosführongen 
des Sächsischen Oberyerwaltangsgerichts in dem Urteile vom 15. Febrnar 1908, 
auf welche vom Vertreter der Klägerin verwiesen worden ist, gehen in dieser 
Beziehung von ähnlichen Erwägungen aus wie die des Preußischen Oberver* 
waltanmgerichts auf dem Gebiete der sogenannten Theaterzensar. 

Daher kann völlig davon abgesehen werden, za prüfen, ob und inwie* 
weit eine Behandlang sezaeller Fragen in der Oeffentlichkelt angebracht ist, 
und ob die Vorbildung der Klägerin Kabe aasreicht, am sie za Öffentlichen 
Vorträgen über geschlechtliche Krankheiten osw. zn befähigen. Der Gerichts¬ 
hof hat ferner keinen Anhalt dafür gefanden, daß etwa die Form, in welcher 
Fräulein Kabe ihre Vorträge gehalten hat and za halten pflegt, in sittlicher 
Beziehung anstößig gewesen ist, und sieht davon ab, nach dieser Bichtang in 
weitere Erörterungen einzatreten. Dagegen hat die Würdigung des gesamten, 
von den beklagten Polizeiverwaltangen beigebrachten Materials za der Deber- 
Zeugung geführt, daß die Kab eschen Lichtbildervorträge nach ihrem Inhalt 
und ihrer Wirkung auf die Oeffentlichkeit wegen Gefährdung der Öffentlichen 
Sittlichkeit polizeilich nicht geduldet werden dürfen. Welchen Inhalt die 
verschiedenen von Fräalein Kabe angekündigten Vorträge haben würden, ist 
mit völliger Sicherheit zwar nicht erweislich; indessen gibt dafür neben der 
Bezeichnung der Themata and neben den vorgelegten Tafeln za den Licht¬ 
bildern die Erklärong der Kläger eine wichtige Handhabe, daß die bei Ge¬ 
legenheit der Vorträge zam Kaufe feilgebotenen Kubesehen Broschüren be¬ 
samt seien, den Inhalt des Vorgetragenen bei den ZahOrerinnen za befestigen 
und za ergänzen. Daraas folgt, daß der Inhalt der Broschüren im wesent¬ 
lichen auch den Inhalt der Vorträge gebildet hat and bei den angekündigten, 
poUzeilich verbotenen Vorträgen hatte bilden sollen. Außerdem hat die 
Klägerin Kabe einige Manuskripte für Vorträge überreicht, und endlich ent¬ 
halten die polizeilichen Akten Berichte über Vorträge, welche von der Kabe 
am 4. and 6. Dezember in Cottbus gehalten worden sud. 

Za den von der Kabe verfaßten Schriften, welche bei Gelegenheit ihrer 
Vorträge angepriesen and verkaatt za werden pflegen, gehören die in den 
Strafurteilen mehrfach erwähnte Broschüre „Weniger Menschen, aber glück¬ 
lichere“, die Schrift „Warum sind so viele Fraaen anglü(±lich ?*, die Bro¬ 
schüren „Das Geschlechtsleben des Weibes und die mangelhafte Geschlechts- 
empflndang desselben“, „Liebe and Ehe“, „Kiapperstorch nach Wunsch“, „Wie 
werde ich schOnP“, „Gesund za werden und za bleiben“. In der Schrift 
„Weniger Menschen, aber glücklichere*' wird die künstliche Beschränkang 
eines i^a reichen Kindersegens bei armen, kranken and geschwächten Fraaen 
behandelt; das Kapitel „Welche Schatzmethoden haben sich in der Praids 
bewährt?“ ist zufolge des Strafarteils vom 10. März 1905 fortgelassen. Statt 
dessen flndet sich der Satz: „Wer weitere Anskonft and Bat wünscht, komme 
persönlich za ans und wende sich an: Hygienisches Versandhaus „Beform“ 
Charlottenbarg, Wielandstraße 17 II, Inhaberin Klara Schulze, Sprechstunden 
in Schatzangelegenheiten: Dienstag, Mittwoch von 10 bis 5 Uhr.“ Dieses 
Versandhaus wird auf dem Umschläge der Broschüre als Bezugsquelle für 
„alle Beformartikel zar naturgemäßen Heil- und Lebensweise“ and ais Verlag 
der K ab eschen Schriften bekanntgegeben, and seine Inhaberin Ciara Schulze 
preist auf den nach dem Strafkammerarteile vom 8. Januar 1908 in die Bro¬ 
schüren gelegten Prospekten den KrOningschen Fraaensebutsapparat „Sodol“ 
an, dem nachgerühmt wird, daß er vor „Entstehung von Frauenleiden und 
gegen za häuflge Empfängnis“ schütze. Im übrigen wird in der Broschüre 
„die künstliche Abwehr der BevOlkerangszonahme and die Öffentliche Gesund 
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heitapflege*, .die SchSdlichkeiten der im Gebranche beflndlichen Schati- 
methoden*, die Syphilis, die Trunksucht der Eltern, die Notwendigkeit der 
Grflndung eines „Halthusianischen Bandes" fflr die Prorinz Brandenburg, die 
Vorbeugung unglttcklicher Schwangerschaften aus Gesundheitsrücksichten, die 
Vermeidung zu häufiger Schwangerschaft durch Sängen, sowie der weibliche 
Geschlechtsapparat besprochen und eine Anzahl von „Eurberlchten" mitget^t, 
in denen die Heilmethode der Hube bei mannigfachen Frauenleiden als erfolg¬ 
reich bezeichnet ist. Das Kapitel über die künstliche Beschränkung eines 
aUzureichen Kindersegens bei kranken, geschwächten und armen Frauen findet 
sich auch in der Schrift „Warum sind so viele Frauen unglücklich ?* und endet 
ebenfalls mit der Aufforderung, daß jeder, der weitere Auskunft und Bat 
wünsche, sich an das Hygienische Versandhaus „Reform" in Charlottenbnrg 
wenden mOge. Außerdem wird die „Ehenot" — worunter die Mißstände im 
Ehe- und Familienleben, besonders die „vielen Geburten" verstanden werden —, 
ihre Ursache und Wirkung, das mensdüiche Leben vor und nach der Geburt, 
Zeugung und Entwickelung, die Schwangerschaft, die Gefahr der Mutterschaft, 
das Wochenbett, Krankheiten der WOchnerin, die Fruchtabtreibung mit ihren 
Folgen usw. behandelt. In der Broschüre „Liebe und Ehe", von der ein 
Exemplar als „Vortragsmanuskript" überreicht ist, lautet der Schlußartikel 
wiederum: „Eine allzureiche Kinderschar künstlich zu beschränken" und bringt 
die mehrerwähnte Mitteilung, daß jeder, der „sich vor allzugroßem Slinder- 
segen (das ist dann natürlich kein Kindersegen mehr, sondern eine Kinder¬ 
plage) bewahren will, sei es aus Armut oder Krankheit", sich an „die lang¬ 
jährige Mitarbeiterin Clara Schulze", Hygienisches Versandhaus Reform usw., 
wenden mOge. Nach einem einleitenden Kapitel über die Grundbedingungen 
zu einer glücklichen Ehe in moralischer und psychischer Hinsidit werden 
„Eheirrungen und freie Liebe* besprochen, wobei erstere als Früchte der 
Zwangsehe geschildert werden, welche ausgeschlossen seien unter der „Aera 
der freien Liebe". In dem Vortrage, den die Klägerin Kube in Cottbus 
gehalten hat, kehrt nach Erläuterung verschiedener Frauenkrankheiten der 
Gedanke wieder, daß zuviel Kinder geboren würden; geschwächte Frauen, so 
heißt es, dürften nur alle drei bis fünf Jahre, arme Frauen unter heutigen 
Verhältnissen nicht mehr Kinder gebären, als sie ernähren konnten. Am 
Schlüsse des ersten Vortragsabends wurde zur Bildung eines Franenvereins 
aufgefordert, dessen Mitglieder die Knbesche Zeitschrift mit Artikeln zur 
Au&lärung „über die Kinderfrage und das Geschlechtsleben" erhalten, ln die 
Kn besehen Institute zu ermäßigten Preisen aufgenommen werden und die 
Schatzartikeln zu geringeren Preisen beziehen sollten. Im zweiten Vortrage 
wurde der Zengungsakt, die Geburt und, anschließend an die Erläuterung nicht 
normaler Entbtodungen die Notwendigkeit erOrtert, die Empfängnis unter ge¬ 
wissen Umständen zu verhüten. Dies, so erklärte die Kube, sei nur dar(^ 
Schutzmittel möglich, während vor Abtreibung der Frucht zu warnen sei, zwar 
dürfe sie über die Anwendung dieser Mittel nicht sprechen, die Apparate audi 
nicht zeigen, jedoch empfehle sie, ihre Bücher zu kaufen und dem Frauen- 
vereine beizutreten; sie besitze „die Macht", kranke, geschwächte und arme 
Frauen sicher zu schützen und kOnne die Empfehlung ihrer Schutzmittel für 
solche Frauen vor jedem Richter verantworten. Die Bücher der Kube, auf 
welche sie hingewiesen hatte, lagen im Saale zum Verkauf ans. 

Danach sollten die Vorträge, für deren voraussichtlichen Inhalt diese 
Anhaltspunkte genügen, neben i^gemeinen Ausführungen und Anweisungen 
über Lebensweise und KOrperpfiege eingehende SchUderungen bringen über die 
Erzeugung des Menschen, die Geschlechtsorgane, den Entwickelnngsprozeß, die 
Vorgänge bei der Geburt, Geschlechtskrankheiten, geschlechtliche Laster, die 
Gefahren der Schwangerschaft und die Notwendigkeit, unter gewissen Vor¬ 
aussetzungen die Empfängnis zu verhüten. Alle diese Dinge werden bei den 
Vorträgen durch Vorführung der Lichtbilder veranschaulicht und vor den Zu- 
hOrerinnen ohne Unterschied, ob sie verheiratet sind oder nicht, in breiter 
Ausführlichkeit besprochen. Die Kläger bestreiten nicht, daß auch junge 
Mädchen hinunter bis zum achtzehnten Lebensjahre zu den Vorträgen zuge¬ 
lassen werden und in Gegenwart von Frauen die Ausführungen über die ge¬ 
schlechtlichen Vorgänge mitangehOrt haben; ja die Hitklägerin Kube ver¬ 
teidigt sogar ausdrücuich die Zulassung junger Mädchen mit der Behauptung, 
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gerade ihnen müsse die Aolklämng zuteil werden, damit sie „mit ToUem Ver¬ 
ständnis dessen, was ihrer in der Ehe wartet, in die Ehe eintieten“. 

. Selbst wenn man den Klägern zngibt, dafi für verheiratete Frauen ani- 
klärende Vorträge über gewisse Gebiete des Geschlechtslebens nützlich sein 
können, so verträgt es sich doch nicht mit den allgemeinen Anschannngen 
über Anstand und gute Sitte, daß vor jungen Mädchen bis zur Altersgrenze 
von achtzehn Jahren hinab geschlechtliche Dinge mit derjenigen Offenheit 
erörtert werden, welche unter Umständen vor Frauen notwendig nnd darum 
statthaft sein mag. Es widerspricht vielmehr dem Anstandsgefühle, der An¬ 
schauung von Ehrbarkeit und Zucht, wie sie in der Allgemeinheit lebt, daß 
jungen Mädchen in Öffentlichen Vorträgen Belehrungen über den 
Zeugungsakt, die Entwickelung der menschlichen Frucht, die Niederkunft, die 
Verhütung der Empfängnis gegeben werden, und es gilt als unvereinbar mit 
den Geboten der Schamhaftigkeit, daß Aufklärungen über geschlechtliche Ver¬ 
hältnisse, wenn sie vor jungen Mädchen stattfinden müssen, in derselben Weise 
wie vor Frauen erfolgen, denen gegenüber in Rücksicht auf das Ebelehen eine 
wesentlich andere Art der Erörterung dieser Dinge mOglich ist, ohne daß 
ihrem sittlichen Empfinden dadurch zu nahegetreten wird. In der Tat haben 
denn auch verschiedene Frauen, die als Zeugen über den von der Eube in 
Lauban gehaltenen Vortrag gehört worden sind, ausgesagt, sie hätten Anstoß 
daran genommen, daß junge Mädchen zugegen gewesen seien, während sie 
gegen die ihnen selbst erteilte offene Au&lärung nichts zu erinnern gehabt 
haben. 

völlig verfehlt ist die Bezugnahme der Kläger auf die ministerielle 
Anordnung, daß in den oberen Klassen der höheren Lehranstalten biologischer 
Unterricht eingeftthrt werden soll (Zentralblatt der Unterrichtsverwaltung, 19(^, 
S. 500) oder, wie die Kläger behaupten, in den höheren Klassen der Gymnasien 
Vorträge über die Gefahren der Geschlechtskrankheiten stattfinden, und die 
Behauptung, daß der Frauenwelt durch die Kuh eschen Vorträge dasselbe 
geboten werde, was für die Gymnasiasten als notwendig angesehen sei. Denn 
daraus, daß im Rahmen des Schulunterrichts von einer staatlich geprüften 
Lehrkraft vor Jünglingen, die im Begriffe stehen, die Schule zu verlassen, im 
Anschluß an den naturwissenschaftlichen Unterricht eine Belehrung über ge¬ 
schlechtliche Erkrankungen gegeben wird, folgt noch nicht, daß die Belehrung 
junger Mädchen über das Geschlechtsleben durch öffentliche Vorträge für an¬ 
gemessen oder auch nur als nicht anstößig zu erachten sei; noch weniger ist 
jene Anordnung von Belang für die hier zu erörternde Frage, ob es der 
öffentlichen Sittlichkeit Gefahr bringt, daß vor Frauen und Mädchen öffentliche 
Lichtbildervorträge gehalten werden, die sich eine erheblich weitere Aufgabe 
gestellt haben, als den Hinweis auf die Gefahren geschlechtlicher Erkrankungen. 
Ebenso abwegig ist die Ausführung, daß die jungen Mädchen der Aufklärung 
durch die Vorträge der Ku b e bedürften, um für den Eintritt in die Ehe vor¬ 
bereitet zu sein. Soweit hierzu eine Aufklärung nötig oder auch nur wünschens¬ 
wert sein sollte, entspricht es der guten Sitte nicht, daß sie in öffentlichen 
Vorträgen gesucht und gegeben wird; mit dieser Begründung ist daher die 
Frage, ob die Vorträge im Interesse der öffentlichen Sittlichkeit zu bean¬ 
standen seien, nicht im Sinne der Kläger zu entscheiden. Die Klägerin K u b e 
ist vielmehr schon durch die Zulassung unverheirateter weiblicher Personen 
bis zum Alter von achtzehn Jahren hinunter über die Grenzen hinausgegangen, 
welche für öffentliche Vorträge über geschlechtliche Angelegenheiten nach 
Anstand nnd Sitte gezogen sind. Auch das Sächsische Oberverwaltungsgericht 
hat in dem von dem Vertreter der Kube heran gezogenen Urteile die Prü¬ 
fung für erforderlich angesehen, ob nicht jugendliche Personen, bei denen die 
nötige geistige Reife zum ernsten Erfassen des Themas in der Regel nicht vor¬ 
handen sei nach dem Vorgänge von Stuttgart und Dresden von Vorträgen 
über geschlechtliche Dinge femzuhalten seien. 

Die Klägerin Kube hat aber weiter die durch das Interesse der öffent¬ 
lichen Ordnung gezogenen Grenzen in nicht zu duldender Weise dadurch ver¬ 
letzt, daß sie bei der Erörterung über gewisse Frauenkrankheiten, welche 
eine Schwangerschaft als gefährlich erscheinen lassen, nicht nur in ausftthr- 
Ucher Weise die mannigfachen Arten, wie einer Empfängnis vorgebeugt werden 
könne, besprochen, sondern auch Schutzmittel gegen die Folgen des Beischlafs 
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(ni|lf<AlM fcttt. Dfe Tatoaehe, dafi dias gescbehaa ist, Bt^ht tdbnNd ddKsh Vlfia 
pobseUiidiea Beilcdrt übet dte von dar E tt b e 'it& DeBältaber ld06 ita 
gahaltaneta Vorträge fest, Irird aber aoeb dadaroh bestätigt, diA ia dMi 
Sebriftsätzen aasgefttbrt ist, die Elägeria Kube oillsBe ibrOn ZofhOretiBtaM, 
die Bie belehre and aafkläre, mitteilen, woher sie die Schntsmittel beEiebMi 
konnten. Ferner haben die Strafgerichte wiederholt festgestelit, dsB dib 
Ebbe Scfaatsmittel gegen die Empfängnis zam Ankanf empfohlen bat, obd 
deswegen Strafen aas § 184, Nr. 8 des Strafgesetzbaobs gegen Sie tbrhäbgt; 
nach dem Urteile vom lO. M<irz 1905 geschah die Empf^lang darch den Ven* 
trieb der Schrift „Weniger Menschen, aber glttcklichere*, nach dem OtteHe 
Vom 19. September 1907 bei Gelegenheit eines Vortrags and nach dem UHfflb 
vem 8. Janaar 1908 durch Ankündigung in einem Prospekte, der in die Vef* 
kaiiften Schriften gelegt war. Uebereinstimmond haben die Strafkamhiem -za 
Berlhi, Altona and GOrlits aasgefttbrt, daß die von der Eabe empfohlenen 
Sehatsmittel Gegenstände sind, welche za ansttchtigem Gebraacbe bcstinAnt 
sind, weil sie aaoh zar Verhtttang der Empfängnis im anSereheliohen Ge- 
sehleohtszerkehre benetzt, also zar Forderung der Unzucht Verwendet Vrerden 
können. Aas allen diesen Tatsachen folgt die Berecbtigang der Annabihe, dhB 
die Elägerin Eabe bei Gelegenheit ihrer Vorträge sogenannte Antikonzeptions^ 
mittel za empfehlen pflegt, and gleichzeitig die Berecbtigang des Schlusses, 
daS Sie damit die Öffentliche Sittlidhkeit gefährdet. Denn es ist vor allem 
ni<mt aasgeschlossen, dafl die von ihr angegebenen Verhfltangsmittel mach Zair 
Verhibdeiang der Folgen aoBerehelichen Gesehlethtsverkehrs und damit zur 
Forderung dieses der Zacht und guten Sitte nicht entsprechenden VerkehSs 
angeirendet werden. Gerade die Znlassong von jungen Mädchen zu den Vot^ 
trt^en legt diese Gefahr besonders nahe. Daß die Elägerin Eabe den aaßei^ 
ehelichen Geschlechtsverkehr selbst nicht empfohlen, vielmehr die Mädchen vMr 
dem Predsgebon vor der Hochzeit gewarnt hat, ist anerheblich; denn daHi 
MSt sich nach dem gesamten Verhalten der Eabe nur eine AeaBertfog sehen, 
^ aas Versieht getan wird, um sich gegenüber Angriffen eine VerteidigWig 
za zicherrn. 

Was das sonstige Verhalten der Elägerin Eabe anbelangt, welches hd 
dieser Feststellung nidit onberttcksicht bleiben konnte, so ist durch die mit- 
geteitten Bestratangen erwiesen, daß sie nach mehrfacher Biohtnng gegen dib 
Gesetze verstoßen and trotz Bestrafung von ihrem strafbaren Handeln nicht 
aibgeiassmi hat. Schon in dem Strafarteile vom 10. März 1905 war ihr di^> 
griegt worden, daß das Anproisen von Schatzmitteln in Öffentlichen Vorträgen 
vnerTaabt ist, auch wenn es nur durch die Empfehlung des Ankaufs der 
Schriften geschieht, in denen die Leser über diese Mittel aufgeklärt werden, 
und es war darauf hingewiesen, daß die Schriften, welche an jedwedb Be^ 
sueherin der Vorträge verkaaft werden, in den Besitz lediger Frauenspersonen 
gelangen können, welche die antikonzeptionellen Mittel zar Unzaiflit, wie mb 
jeder außereheliche Geschlechtsverkehr darstelle, verwenden konnten. Den« 
selben Gesichtspunkt betonte das am 8. Janaar 1908 gegen die Eabe er« 
lassene Strafurteil, das sich wiederum auf Empfehlung von Schutzmitteln in 
dem Vortrage „Wie erhalten wir uns gesnnde Fraaen P“ bezog. Belastend ftir 
die E u b e ist endlich, daß sie nach dem Urteile vom 25. September 1908 IrM 
ihren Vorträgen im Sommer 1907 auf die von ihr verfaßte, nach der Fest* 
stellang des Gerichts anzttchtige Schrift mit empfehlenden WoVten htegeWieseh 
ttnd Eaaflastige an den Tisch gewiesen hat, an dem Elara Schulze die 
genannte SchrUt und andere das sexuelle Leben betreffende Drucksachen Ml* 
hielt. Daraus geht hervor, daß die Eabe nicht gewillt ist, trotz der meltt* 
lachen Bestrafungen ihr Verhalten mit dem Gesetz in Einklang za bringen, 
vielmehr fortgesetzt bis in die Zeit, zu der die polizeilich verbotenen Vorträge 
gehalten werden sollten, ihr altes Ziel verfolgt. Dieses wird in dem Stru* 
urteile vom 8. Janaar 1903 zatreffend dahin charakterisiert, daß sie gemein* 
schaftlich mit Elara und Elise Schulze in Wort, Schrift und Tat onter ge* 
wissen Umständen Fraaen anrät, die Empfängnis za verhindern, und dieser 
Tendenz insbesondere ihre Vorträge dienstbar macht. Die Elägerin Eabe 
beweüt mit ihrem Festbalten an einem straf gesetzwidrigen Handelnteine solche 
Unzuverlässigkeit, daß sie in sittlicher Hinsicht keine Gewähr dafür bietet, 
ihre Vorträge würden nicht immer wieder zar Empfehlong unzüchtiger Gegen* 
stflnde benatzt werden und damit die öffentliche Sittlichkeit verletzen. Wenn 



14 


Beohtspreohnng and Medizinal •Gtosetsgebong. 


nach muehe Teile der Vortr&ge anbedenklich nur der Belehmng über eine 
zweckmäßige Lebensweise gewidmet sind, so ist dock nzeh den gesamten 
Umständen and der Persönlichkeit der Klägerin Kabe die üeberzeagang ge» 
rechtfertigt, daß nach die einwandfreien Kapitel der Vorträge, insbesondere 
die sehr umfangreichen Erörterungen über Frauenkrankheiten, im Grunde nur 
des Endzweckes wegen eingefttgt sind ; die ZuhOrerinnen sollen geneigt ge> 
macht werden, die Kubesehen Schutzmittel zu kaufen und sich bei ihr oder 
in den ihr nahestehenden Instituten in Behandlung zu geben, um die An* 
Wendung der Schatzmittel kennen zu lernen. In Verbindung mit diesem End¬ 
zwecke werden offenbar auch die Lichtbilder yorgefUhrt, in denen die weib¬ 
lichen Geschlechtsteile in gesundem und krankem Zustande, die verschiedenen 
Stadien der Schwangerschaft, nackte weibliche Körper in sebOnen und in häß¬ 
lichen Formen gezeigt werden. HOgen die Bilder für die Erläuterung der 
Vorträge, wie die Kläger behaupten, nicht entbehrt werden kOnnen, und bei 
der sachlich gehaltenen Vortragsweise der Klägerin bei denjenigen ZnhOre- 
rinnen, welche lediglich zu ihrer Belehrung die Vorträge besuchen, an sich das 
Schamgefühl nicht verletzen, so ist doch in Bttcksicht auf die Zusammen¬ 
setzung der Zuhörerschaft in der sich auch junge Mädchen befinden, keines¬ 
wegs ausgeschlossen, daß die BUdervorftlhrang mit dazu ■ beiträgt, die Sinn¬ 
lichkeit anzureizen. Zieht man in Betracht, daß auf den Zetteln, durch welche 
die K u b e ihre Vorträge anzukfindigen pfiegt, vielfach deren Inhalt mit Stich¬ 
worten bezeichnet wird, die eine auf Sinnenreiz berechnete Behandlung der 
Sache erwarten lassen — z. B. „§ 175 und Berlins drittes Geschlecht“, „Zwitter, 
Liebe und Verbrechen“, „Klapperstorch nach Wunsch“ —, so muß sogar damit 
gerechnet werden, daß ein Teil der ZuhOrerinnen sich durch die Meinung, die 
Vorträge würden eine Befriedigung der Lüsternheit gewähren, zum Besuche 
der Vorträge < bestimmen läßt. Für solche unreifen Elemente bietet ohne 
Zweifel die Besprechung des Zeugungsaktes, die Belehrung über die Möglich¬ 
keit, die Folgen des Beischlafs zu verhindern, das Vorzeigen nackter weiblicher 
KOrper und' Geschlechtsteile die Gefahr sinnlicher Erregung; auf diese Ge¬ 
fährdung der öffentlichen Ordnung mußte daher die Polizei bei der Würdigung 
der Wirkung der Vorträge ebenfalls Rücksicht nehmen. 

Hiernach rechtfertigt sich aus einer Reihe von Gesichtspunkten die 
Feststellung, daß die Vorträge der Klägerin Kube mit den erläuternden 
Lichtbildern geeignet sind, bei gesitteten Frauen und Mädchen das Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl gröblich zu verletzen. Das Verbot dieser Veranstaltungea 
war deshalb auf Grund des § 10, Titel 17, Teil II des Allgemeinen Landrewts 
begründet, ohne daß es einer weiteren Erörterung darüber bedurfte, ob auch 
die sonstigen in den Vorentscheidungen und in den Berufangsgegenerklärnngea 
der Polizeibehörden vorgebrachten Gesichtspunkte das Verbot zu stützen ver¬ 
mögen. Durften die Veranstaltungen im ganzen polizeilich untersagt worden, 
um einer Verletzung der öffentlichen Ordnung vorzubeugen, so mußte der 
Polizeipräsident zu Berlin auch für befogt erachtet werden, die für die 
Klägerin weniger empfindliche Maßnahme anzuordnen, daß nur die Vorführung 
der Lichtbilder unterbleibe. Daher waren sämtliche Bernfangen der Kläger 
als unbegründet zurückzuweisen, und auf die Berufung des Poliseipräsidentea 
zu Breslau unter Abänderung des Urteils des Bezirksausschusses zu Breslau 
vom 4. Juni 1908 die Abweisung der Klage gegen die Verfügung des Polizei¬ 
präsidenten zu Breslau vom 18. April 1908 auszusprechen. 

Aus dem Unterliegen der Kläger in sämtlichen Streitsachen folgt, daß 
ihnen die Kosten beider lustanzen zur Last fallen (§ 108 des Landesverwiütongs- 
gesetzes vom 80. Juli 1888). _ 

Medizinal - Gesetzgebung. 

A,, K4tiil|gi*elola Pronawen. 

Monatltohe Ifaehwelsnngen Uber Verändernngeu Im Medizinal- 
personal. Erlaß des Ministers ,der nsw. Medizinalangelegen¬ 
heiten vom 22. Dezember 1909. — M. Nr. 8102 — an sämtliche Herren 
Regieiangspräsidenten. 

Die Bestimmnng im § 46'Abs.^der Dienstanweisung für die Kreisärzte 
vom 1. September 1900 steht mit dem zugehörigen Formiüar insofern nicht im 
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Einklang, als jene Vorachrift die Einreichnng einer jihrlichen Vertndemnffs- 
naehweisnng hinsichtUoh der Aerate, Zahnärate und Apotheker voraieht, 
ir&hrend das Formular für monatliche Za* and Abgangsnachweisangen beatimmi 
iat. Der § 45 Abs. 3 der Dienatanweisang hat vielmehr aa lauten r 

.Eine Nachweisang ttber Ab« and Zagang der Aerate, Zahnärate and 
Apotheker nach Formaler 11 iat bia aam 5. jedes Monats dem Begierangs« 
Präsidenten einaareicben.“ 

Die Ereiaärate sind hiernach mit Anweisang aa versehen. 

Die Herren Begierangopräsidenten ersuche ich, aal Grund der von den 
Kreisäraten eingerichten Nacbweisangen wie bisher eine Nachweisang über 
die Veränderungen im Medizinalpersonal monatlich an die Geheime M«*diainal« 
Begistratar meines Ministerioms einzosenden (Erlasse vom 21. März 1859 and 
vom 24. Janaar 1870), aach monatlich eine Nachweisang ttber den Ab- and 
Zagang der Aerzte regelmäßig dem Vorsitzenden der Aerztekammer zagehen 
za lassen. (Erlaß vom 8. Dezember 1899 — M. 8100). 

Soweit in den letzten Monaten Veränderungen hinsichtlich der Aerzte 
der Aerztekammer nicht mitgeteilt worden sind, ist dies baldigst nacbzaholen, 
damit der Vorstand der Aerztekammer in die Lage versetzt wird, gemäß Nr. 8 
der Aasftthrangsbestimmangen vom 21. Dezember 1899 za dem Gesetze, be¬ 
treffend die ärztlichen Ehrengerichte asw. vom 25. November 1899 das Ver¬ 
zeichnis der Aerzte des Kammerbezirks am Schlasne des Jahres neu aafzastellen. 

Hinsichtlich der Ergänzung und Berichtigung des Medizinalkalenders 
verbleibt es bei der Bestin^ung hn Absatz 2 des Erlasses vom 4. Februar 1902 
— M. 8629 —. 


Vorträge mit Lichtbilder-Darstellangen, Erlaß des Ministers 
r“ des Innern und der as w. Medizinalangel'egenheiten vom 16. Aa- 
gast 1909 — M. d. J. Ila 1723; M. d. g. A. M. 8^4*— an sämtliche Herren 
Begier an gspräsidenten. 

Seit einer Beihe von Jahren hält eine gewisse Minna Eabe ans 
Charlottenbarg in verschiedenen Städten Vorträge mit Lichtbilder-Darstellnngen 
ttber Themata wie: „Elend — Frauenelend — Familienelend"; „Warum sind 
so viele Fraaen unglttcklicb „Wie erhalten wir ans gesunde, schöne and 
glttckliche Fraaen?“; „Liebe and Ehe*, and ähnliche. Diese Vorträge sollen 
angeblich zar Aafklärang von Fraaen and Mädchen im Sinne der physikalisch- 
diätischen Heilrichtnng dienen. 

Das Oberverwaltangsgericht hat in einem Erkenntnis vom 2. April d. 
Js. — I. B. 17.08‘) — festgestellt, daß die Vorträge der Minna Kühe sowie 
die erläuternden Lichtbilder geeignet sind, bei gesitteten Fraaen and Mädchen 
das Scham- und Sittlichkeitsgeftthl gröblich za verletzen und die Bechtsgttltigkeit 
eines polizeilichen Verbots dieser Veranstaltangen aal Grand des § 10 Titel 17 
Teil II des Allgemeinen Landrechts anerkannt. 

Eure Hochwohlgeboren, (Hochgeboren, Darcblaacht) ersacben wir er¬ 
gebenst, den Polizeibehörden Ihres Bezirks (fttr Polizeipräsidium za Berlin: den 
Polizeibehörden des Landespolizeibczirks Berlin) hiervon Kenntnis zu 'geben 
and sie anzaweisen, derartige Vorträge oder Lichtbilder-Darstellnngen der 
Minna Kabe oder anderer Personen in Zakanlt aas Grttnden der öffentlichen 
Ordnung und Sittlichkeit zu verbieten. 


A Elnftthmag der sogenannten Kursständen an den häheren Lehr- 
anstalten. Erlaß des Ministers der nsw. Medizinalangelegen¬ 
heiten vom 18. November 1909 — Q. IL M. Nr. 12608 — an sämWche 
Eönigl. Provinzialschalkollegien. 

Die von dem Königlichen Provinziabchalkollegiam gegen die Einrichtung 
der sogenannten Karzstanden geltend gemachten Bedenken sind nach den 
gttnstigen Erfahrangen, die in mehreren Provinzen damit gemacht worden sind, 
nicht so schwerwiegend, daß ich weitere Versuche nach dieser Bichtang hin 
ablehnen kann. Da außerdem znrzeit keine andere Möglichkeit vorhanden ist, 
die aach von dem Köaiglichon Provinzialschalkollegiam beklagte ttbermäßig 
hohe Zahl von wöchentlichen Unterrichtsstanden auf andere Weise herabzozetsen, 


1) Siehe vorher Seite 9. 
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80 HQl kh nicii damit darorataBdea erklSren, dafi aa dea hdkerea LAr> 
aMtOdtea ia N. df« Dsner der Scholstaadea aof 46 MiaiitOB gekdnt «ad der 
üaterricht aaf die Vormittage derart aosammeiigele^ wird, dafi ia der Zeit 
TOB 5*/> Stoaden eecbe Lektionen erteilt, die Nachmittage aber Ma auf einea 
oder zwei freigebalten werden. Eü wird aber darauf zu beiten eeia, daß die 
Ifik die einzeleen Lektionen festgesetzte Zeitdauer unverkürzt dem Onterriohi 
gesichert bleibt. Auch wird es den beteiligten Direktoren zur Pflicht nn 
machen sein, sorgsam darüber zu wachen, dafi die Hausarbeiten durch die 
Kürzung der Unterrichtszeit keine Zinabme erfahren, sowie bei dea Eltern 
ihrer Schüler darauf hinzuwirken, daß die freien Nachmittage der kOrperlieken 
Ertiolung in trisoher Luft und der geistigen Selbsthet&ügang der Schüler 
ingnle «ommen. _ 


Ingendeniehnag. Erlafi des Kriegsministers ah die Qenernl- 
kommandos vom 21. Oktober 1909. 

Erfahrungen der letzten Zeit über Jagendersiehuag lassen von neaen 
erkennen, wie schnell sich die Jagend für alles begeistert, was das milit&risohe 
Gebiet berührt. Ei liegt im lebhaften Interesse des Staates, namentlich aber 
der Armee, dafi dieser Sinn für das Hilitärische, die Freude am Soldatentum, 
aneh von miliiitischer Seite in der Jagend möglichst erhalten und gefordert 
wird. So z. B. Wird es häafig ohne Schädigung der ditsnstlichea Interessen 
möglich sein, Schülern, ganzen Scholen oder einzelnen Klassen, aaoh Fort- 
bildungsschulen, die Teilnahme als Zaschauer bei Paraden, b«i ManOvem oder 
interessanten Uebnngen zu gestatten, ihnen dabei bevorzugte Plätze anzu¬ 
weisen und sie durch besonders geeignete Persönlichkeiten führen und über 
die Vorgänge bei der Uebung usw. unterrichten zu lassen. 

Ferner liegt es im eigensten Interesse des Heeres, wenn die stetig 
wachsenden Bestrebungen zur Steigerung der körperlichen Leistungstäbig- 
keit der Jagend dadurch unterstützt werden, dafi nach IfOgUchkut 
Exerzier- und Turnplätze, Ezerzierhäuser, Turnballen usw. zur Pflege der 
Volksseele, des Sports und des Turnens unentgeltlich überlassen werden. 

Die Zolassung von Schülern (auch Fortbiidungsscbülern) zu den Hilltfir- 
Schwimmanstaiten kann unter der Voraossetzang, dafi der Militär - Schwimm- 
dienst kerne SiOrung erleidet, und dafi keine Ersatzansprüche irgend welcher 
Art an die Heeresverwaltung gestellt werden, gegen mäßiges Entgelt in dea 
Standorten gestattet werden, in denen keine Privat-Schwimmanstalten vor- 
haadeb sind. In Fällen, bei denen es sich um von Gemeindea verpachtete 
Schwimmanstalten bandelt, mufi vor der Freigabe der Anstalten für Schüler 
das Einverständnis der Gemeinden eingeholt werden, sofern der Hietsvertrag 
sich nicht schon hierüber aasspricht. 

Die Teilnahme von Offizieren (auch Unteroffizieren) an den Webrkrafts- 
bestrebungen der Jagend durch persönliches Erscheinen bei den Spiden, bei 
turnerischen Wettkämpfen, vaterländischen Festen .usw. dürfte besoadera 
anregend und ermunternd auf die Jugend wirken. 

Die EOnigl. Generalkommandos werden ergebenst ersucht, bd der 
uaterstellten EommandobehOrden und Troppenteilen darauf binzuwirken, dafi 
die Bestrebungen zur Unterhaltung des gesunden milltirischen Sinnes und 
zur Förderung der Wehrhraft in der Jagend in der angegebenen Bidttung 
nach Kräftea unterstützt werden. 


Neues Passformnlar für Beförderung von Leichen. Erlu’A der 
Miaister des Innern, für Handel und Gewerbe und der usW. 
Medizinalangelegenheiten — H. d. I. IId. 8359, H. f. H. IIb. 12108, 
M. d. g. A. M. 9406 — an sämtliche Herren Begierangspräsidentea. 

Der Bandesrat hat am 1. Juli d. J. für die Beförderung von Leidiea 
auf dem Seewege die Einführung eines neuen Pafiformnlars nach dem hieruater 
abgedruckten Master beschlossen, das gleichzeitig für den Seetransport und 
den in der Begel voraasgehenden oder anscbliefienden Eisenbahntransport 
Vorsorge trifit und mit dem 1. Januar 1910 zur Einführung gelangen soll. 

Unter Hinweis auf den Erlafi vom 24. Dsuember 1906 (H. M. BL 1907, 
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8. 8) ersachen wir Sie, die zur Aasstelliing von LeicheopSssen znstindigen 
Behörden mit entsprechender Anweisung za versehen. 

Leichenpaß. * 

Die nach Vorschrift ebgesargte Leiche de am . . ten . . . . • 

19 . . in (Ort).verstorbenen.• 

(Alter) jährigen.(Stand, Vor« und Zunamen des Vor« 

storbenen, bei Kindern Stand der Eltern).soll 

mit der Eisenbahn 

aal dem 8e.weg. ~ ... 

auf dem Seewege 
und 


von 


über 


nach 


mit der Eisenbahn 

zur Bestattung befördert werden. Nachdem dieza üeherftthrung der Leiche 
genehmigt worden ist, werden sämtliche Behörd^ deren Bezirke durch den 
Transport berührt werden, ersucht, ihn ungehindert und ohne Aufenthalt 
weitergehen zu lassen. 

., den . . ten.19 . . 

(Siegel.) _ (Unterschrift.) 


B, Könlipreiola Wärttemberfif. 

Tolling des Gesetzes Aber die Kost« und Pflegekinder. Verfügungen 
des Ministers des Innern vom 8. Dezember 1909(a) und 10. De- 
zember 1909 (b). 

a. 

Zum Vollzug des Gesetzes vom 16. August 1909, betreffend die Kost« 
und Pflegekinder*) wird im Einvernehmen mit dem Justizministerium Nach¬ 
stehendes verfügt: 

1. Erteilung und Versagung der Erlaubnis. Zu Art. 1 Abs. 1, 2 u. 4 

§ 1. Das Gesuch um die behördliche Erlaubnis zur Annahme eines 
Pflegenndes ist bei der Ortspolizeibehörde des Wohnorts desjenigen, der das 
Kind in Kost und Pflege zu nehmen beabsichtigt (des Kostgebers), schriftlich 
oder mündlich anzubringen. Dabei sind alle zur Würdigung des Gesuches 
erforderlichen Mitteilungen zu machen und insbesondere Vor- und Zuname des 
Pflegekindes, Ort und Tag seiner Gebart, Name, Stand und Wohnort seiner 
Eltern, bei unehelichen Kindern Name, Stand und Wohnort der Matter und 
des Vormundes, endlich Name, Stand und Wohnort des Kostgebers anzugeben. 

§ 2. Vor der Bescheidung des Qesuchstellers hat die Ortzpolizeibehörde 
sogfältig zu prüfen, ob der Kostgeber nach seinen persönlichen, gesundheit¬ 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnissen, insbesondere auch nach seinen ^sitt¬ 
lichen Eigenschaften und nach der Beschaffenheit seiner Wohnung' zur 
üebernahme der Pflege ohne Gefährdung des Kindes geeignet ist (Art. 1 Abs. 2). 
Sie hat sich namentlich auch darüber zu vergewissern, ob der Gesuchsteller 
bereits andere fremde Kinder in Kost und Pflege hat oder gehabt hat. Die 
wesentlichen Bedingungen des abgeschlossenen Kostvertrags sind zu prüfen; 
liegt ein schriftlichen Vertrag nicht vor, so ist erforderlichenfalls auf den 
Abschluß eines solchen tunlichst hinzuwirken. 

ln der Regel ist die Aeußerung des Gemeindewaisenrats unter Mitteilung 
der erwachsenen Akten einzuholen (Art. 1 Abs. 4). Auch können weitere, mit 
den persönlichen Eigenschaften und den bisherigen Lebensrerhältnissen des 
Kostgebers näher bekannte Behöreen und vertrauenswürdige Persönlichkeiten 
gehört werden. 

Wenn die Wohnung des Kostgebers nicht ohnehin der Behörde als 
geeignet im Sinne des Qesetes bekannt ist, ist eine Besichtigung derselben vor- 
zunebmen. Die Verwendung von Gemeindennterbeamten, namentlich von 
Schutzleuten und Polizeidienern zu der Wohnungsbesichtigung soll jedoch 
tunlichst vermieden werden. 

Mehr als 2 Pflegekinder sollen sich in der Begeljgleichzeitig in einer 
und derselben Pflegcstelle nicht befinden. 

§ 8. Die Erteilung der Erlaubnis, sowie die Versagung derselben hat 
durch schriftlichen Bescheid zu erfolgen. 


*) Siehe Beilage zu Nr. 21 dieser Zeitschrift; Jahrg. 1909, S. 196. 
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Wird die Erlanbniz erteilt, so ist der Eostgeber in dem Bescheid dar¬ 
auf hiniaweisen, daß die Erlaubnis zurftckgenommen werden kann, wenn eine 
wesentliche Voraussetung ihrer Erteilung weglällt oder die Pflichten gegen 
das Pflegekind yemachlässigt werden (Art. 1 Abs. 8). Der Bescheid hat 
aufierdem eine Belehrung des Eostgebers Aber die ihm nach § 7 und § 8 
obliegenden Verpflichtungen und die Folgen der Zuwiderhandlung (Art. 8) 
zu enthalten. 

§ 4. Als fremd im Sinne des Gesetzes ist ein Eind anzusehen, wenn es 
bei anderen Personen in Eost und Pflege ist, als bei denjenigen, denen nach 
dem Bflrgerlichen Gesetzbuche die Sorge fflr seine Person zusteht (zu vergl. 
B.G.B. §§ 1681, 1684, 1686, 1707, 1800). Demzufolge bedarf auch ein Vor¬ 
mund, der sein Mündel in ei^e Eost und Pflege nimmt, hierzu der polizeilichen 
Erlaubnis nicht. 

Ein Verzeichnis derjenigen Anstalten und Vereine, für welche in stets 
widerruflicher Weise die Ausnahmebestimmung des Art. 1 Abs. 1 Satz 2 gilt, 
ebenso künftig in diesem Verzeichnis eintretende Aenderungen werden im 
Amtsblatt des Ministeriums des Innern veröffentlicht werden. Gesuche um 
Aufnahme weiterer Anstalten und Vereine in das Verzeichnis sind durch Ver¬ 
mittlung der Zentralleitung des Wohltfitigkeitsvereins beim IDnisterium des 
Innern einzureichen. 

0. TJebersraoliang; Zurfloknnhme der Brlaobnla. 

Zu Art. 2 Abs. 1, 2 und 4, sowie zu Art. 1 Abs. 8 und 4. 
a. Listenführung. 

§ 5. Auf Grund der erteilten Bewilligung (§ 8) hat die Ortspolizd- 
behörde eine Liste über die in ihrem Bezirk befindlichen ^egestellen zu führen. 

Die Liste kann von den gemäß § 9 Abs. 2 mit der Besichtigung der 
Pflegestellen betrauten Personen, den Mitgliedern des Gemeindewaisenrats, 
den Waisenpflegern und Waisenpflegerinnen, sowie von dem Obermtsarzt jeder¬ 
zeit eingesehen werden. Auch hat die Ortspolizeibehörde denjenigen, die ein 
berechtigtes Interesse darlegen, Auskunft aus der Liste zu erteilen. 

§ 6. In die Liste sind die Pflegekinder selbst nach Namen und Alter, 
die Eltern und Vormünder, sowie die Eostgeber und deren Wohnungen einzu¬ 
tragen. In derselben ist namentlich auch der Zeitpunkt und das Ergebnis der 
jeweiligen Besichtigung der einzelnen Pflegestelle (§ 9) bezw. die gemäß Art. 2, 
Abs. 2 ergangene Entschließung ersichtiich zu macnen. 

Zeitpunkt mit Ergebnis der Besichtigung können, statt in der Liste, in 
einem für jedes Pflegekind besonders angelegten, eine Beilage der Liste bil¬ 
denden üeberwachungsbogen vermerkt werden. 

Die Erlassung näherer Vorschriften über die Einrichtung der Liste und 
des üeberwachungsbogens bleibt Vorbehalten. 

b. Verpflichtungen des Eostgebers gegenüber den 
Ueberwaohungsorganen. 

§ 7. Der Eostgeber ist verpflichtet, den Organen der Polizeiverwaltung, 
dem Oberamtsarzt, den von dem EoUegium oder dessen Vorsitzenden mit 
dem Besuch der Wohnung des Eostgebers beauftragten Mitgliedern des Ge¬ 
meindewaisenrats, den Waisenpflegern und den Waisenpflegerinnen, sowie den 
gemäß § 9, Abs. 2 von der Ortspolizeibehörde mit der Öeberwachnng der Pfiege- 
stelien betrauten und mit einem bezüglichen Ausweis versehenen Personen 
jederzeit den Zutritt zu seiner Wohnung und zu dem Pflegekind zu gestatten 
und auf alle das Pflegekind betreffenden Fragen wahrheitsgemäße Auskuzit 
zu erteilen, auch auf Verlangen der Behörde das Pflegekind in die Sprech¬ 
stunde eines beamteten Arztes zu bringen. 

§ 8. Dem Eostgeber liegt ferner die Verpflichtung ob, der Ortspolizei¬ 
behörde jeden Wohnungswechsel vor seinem Vollzug oder, wenn dies in be¬ 
sonderen Fällen nicht möglich ist, ohne Verzug naäher anzuzeigen und ihr 
auch von dem Ableben des Pflegekinds oder der sonstigen Beendigung des 
Pflegeverhältnisses unverzüglich Eenntnis zu geben. 

Im Falle des Ablebens des Pflegekindes ist zugleich über die Todes¬ 
ursache und in den sonstigen Fällen der Beendigung des Pflegeverhiltnls über 
den Verbleib des Eindes Aufschluß zu erteilen. 
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e. Obliegenheiten der OrtepolizeibehSrde hinsichtlich der 

üeberwachnng. 

§ 9. Die OrtspolizeibehSrde hat im Benehmen mit dem Gemeinde 
waisenrat die in ihrem Bezirk befindlichen Ffiegestellen, soweit nicht ina- 
dnzdnen Fall von der Ernfilohtigang des Art. 2 Abs. 2 Gebranch gemacht 
wird, in der in Art. 2 Abs. 1 vorgeseichneten Bichtang zu ttberwachen. Ins« 
besondere hat sie sich yon dem Znstand der Wohnong, der Art der Ernfthrang 
and Verpfiegong, der Behandlong and Erziehang des Kindes durch zeitweilige 
Besuche za ttberzeugen. 

Zar Erfttllong dieser Aufgabe kann die Ortspolizeibehörde bestimmte 
Beamte und Aerzte, sowie sonst geeignete Personen als ihre Organe bestellen. 
Insbesondere ist tunlichst darauf hinzuwirken, dafi sich einsclüftgige Vereine 
(Vereine fttr Jagendschatz und Kindererziehang, namentlich Franenvereine) 
ireiwillig an der üeberwachong der Ffiegestellen beteiligen. Den betreffmiden 
Personen ist ein bezttglicber Ausweis einzuhändigen, den sie bei der Ueber- 
wachong der Ffiegestellen mit sich zu führen haben. 

Gemeindeunterbeamte, namentlich Schutzleute und Polizeidiener, sollen 
mit der Üeberwachong der Ffiegestellen nicht betraut werden. 

§ 10. Die Ortspolizeibehörde hat darauf bedacht zu sein, dafi die Ueber« 
wachung in möglichst schonender, die Gefühle und das Ansehen des Kost« 
gebers nicht verletzender Weise gehandhabt wird. Auch ist die Üeberwachong 
zu solcher Zdt und in solcher Weise vorzunehmen, dafi eine Belästigung der 
Beteiligten möglichst ausgeschlossen bleibt. 

§ 11. Wenn die Ortspolizeibehörde aus Anlafi der üeberwachong der 
Ffiegestellen oder sonst Miflstände in Erfahrung bringt, hat sie die sofortige 
Abstellung derselben herbeizuführen. 

Gegebenenfalls ist, in der Begel nach Büoksprache mit dem Gemeinde¬ 
waisenrat (Art. 1 Abs. 4) yon der in Art. 1 Abs. 3 vorgesehenen Ermächtigung 
znr Zurücknahme der Erlaubnis Gebrauch zu machen. Die Zurücknahme hat 
durch schriftlichen Bescheid zu erfolgen; hierbei ist dem Kostgeber, abgesehen 
yon dringenden Fällen, eine angemessene Frist zur Entlassung des Kindes ans 
Kost und Ffiege zu bewilligen. Dem Gemeindewaisenrat ist von der Zurück¬ 
nahme der Erlaubnis Mitteilung zu machen; auch ist dieselbe in der Liste 
vorzunehmen. 

§ 12. Bei jedem Wohnungswechsel eines Kostgebers innerhalb des Ge¬ 
meindebezirks hat die Ortspolizeibehörde auch dann, wenn sie gemäß Art. 2 
Abs. 2 von der üeberwachong Abstand ninunt, von Amtswegen festzustellen, 
ob die Voraussetzungen der Belassung des Kindes in der Ffiegestelle ge¬ 
geben sind. 

Zutreffendenfalls ist von dem Wohnungswechsel in der Liste Vormerkung 
zu machen. 

§ 13. Fällt die gesetzliche Verpfiichtnng der Ortspolizeibehörde zur 
Üeberwachung der einzelnen Ffiegestelle weg, so ist die letztere unter Angabe 
des Grands in der Liste zu streichen. 

Zieht der Kostgeber mit dem Pfiesekind in einen anderen Gemeinde¬ 
bezirk, so ist die betregende Ortspolizeib^örde zu benachrichtigen. 

8. Anfslohtfttliraiig durch das IdlniBterlnm des Innern in den 
FAllen des Art. 8 Abs. 8 des Gesetses. 

Zu Art. 2 Abs. 3 und 4. 

9 14. Die Aufsicht über die Art der ünterbringong und Verpfiegong 
derjenigen Kinder, die in den im Verzeichnis (§ 4 Obs. 2) anfgeführten An¬ 
stalten untergebracht oder yon den dort verzeidineten Vereinen in Fürsorge 
gegeben sind, wird durch den mit der staatlichen üeberwachung der Fürsorge- 
eräehung betrauten Beamten unter Mitwirkung der Oberamtsärzte geführt. 
Die nähere Begelung der Obliegenheiten dieser Beamten erfolgt im Wege der 
Dienstanweisung. 

§ 15. Die im Verzeichnis (§ 4 Abs. 2) anfgeführten Vereine sfaid ver¬ 
pflichtet, auf 1. Juli jeden Jahres diejenigen Kinder, wcdche zu diesem Zeit- 
pmikt hl ihrer Fürsorge stehen, dem mit der staatlichen üeberwachung der 
iHirsorgeerziehans betrauten Beamten namhaft zu machen. Dabei sind Vor- 
und Zunahme jedes Kindes, Ort und Tag seiner Geburt, Name, Stand und 
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Wird die Brlaabniz erteilt, so ist der Kostgeber in dem Bescheid dar« 
auf hinnweisen, daß die Erlaubnis znrttckgenommen werden kann, wenn eine 
wesentliche yoranssetong ihrer Erteilung wegläUt oder die Pflichten gegen 
das Pflegekind Temachlissigt werden (Art. 1 Abs. 8). Der Bescheid hat 
außerdem eine Belehrung des Kos^ebers Aber die ilun nach § 7 und § 8 
obliegenden Verpflichtungen und die Folgen der Zuwiderhandlung (Art. 8) 
zu enthalten. 

§ 4. Als fremd im Sinne des Gesetzes ist ein Kind anzusehen, wenn es 
bei anderen Personen in Kost und Pflege ist, als bei denjenigen, denen nach 
dem Btirgerlichen Gesetzbuche die Sorge fllr seine Person zusteht (zu TorgL 
B.G.B. §§ 1681, 1684, 1686, 1707, 1800). Demzufolge bedarf auch ein Vor¬ 
mund, der sein Mtlndel in eigne Kost und Pflege nimmt, hierzu der polizeilichen 
Erlaubnis nicht 

Ein Verzeichnis derjenigen Anstalten und Vereine, fflr welche in stets 
widerruflicher Weise die Ausnahmebestimmung des Art. 1 Abs. 1 Satz 2 gilt, 
ebenso künftig in diesem Verzeichnis eintretende Aendemngen werden im 
Amtsblatt des Ministeriums des Innern yerSffentlicht werden. Gesuche um 
Aufnahme weiterer Anstalten und Vereine in das Verzeichnis sind durch Ver¬ 
mittlung der Zentralleitnng des WohltStigkeitsyereins beim Ministerium des 
Lmem einznreichen. 

A. Uebersraoliimg; Zurfloknahme der Brlanbnla. 

Zn Art. 2 Abs. 1, 2 und 4, sowie zu Art 1 Abs. 8 und 4. 
a. Listenführnng. 

§ 6. Auf Grund der erteilten Bewilligung (§ 8) hat die Ortspolizd- 
behörde eine Liste über die in ihrem Bezirk beflndlichen ^egestellen zu führen. 

Die Liste kann Ton den gemäß § 9 Abs. 2 mit der Besichtigung der 
Pflegestellen betrauten Personen, den Mitgliedern des Gemeindewaisenrats, 
den Waisenpflegem und Waisenpflegerinnen, sowie von dem Obermtsarzt jeder¬ 
zeit eingesehen werden. Auch hat die Ortspolizeibehörde denjenigen, die ein 
berechtigtes Interesse darlegen, Auskunft ans der Liste zu erteilen. 

§ 6. In die Liste sind die Pflegekinder selbst nach Namen und Alter, 
die Eltern und Vormünder, sowie die Kostgeber und deren Wohnungen einzu¬ 
tragen. In derselben ist namentlich auch der Zeitpunkt und das Ergebnis der 
jeweiligen Besichtigung der einzelnen Pflegestelle (S 9) bezw. die gemäß Art. 2, 
Abs. 2 ergangene Entschließung ersichtlich zu machen. 

Zeitpunkt mit Ergebnis der Besichtigung können, statt in der Liste, in 
einem für jedes Pflegekind besonders angelegten, eine Beilage der Liste bil¬ 
denden üeberwachnngsbogen vermerkt werden. 

Die Erlassung näherer Vorschriften über die Einrichtung der Liste und 
des Ueberwachungsbogens bleibt Vorbehalten. 

b. Verpflichtungen des Kostgebers gegenüber den 
üeberwachungsorganen. 

§ 7. Der Kostgeber ist verpflichtet, den Organen der Polizeiverwaltung, 
dem Oberamtsarzt, den von dem Kollegium oder dessen Vorsitzenden mit 
dem Besuch der Wohnung des Kostgebers beauftragten Mitgliedern des Ge¬ 
meindewaisenrats, den Waisenpflegem und den Waisenpflegerinnen, sowie den 
gemäß § 9, Abs. 2 von der Ortspolizeibehörde mit der Oeberwachnng der Pflege- 
steilen betrauten und mit einem bezüglichen Ausweis versehenen Personen 
jederzeit den Zutritt zu seiner Wohnung und zu dem Pflegekind zu gestatten 
und auf alle das Pflegekind betreffenden Fragen wahrhdtsgemäße Auskunft 
zu erteilen, auch auf Verlangen der Behörde das Pflegekind in die Sprech¬ 
stunde eines beamteten Arztes zu bringen. 

§ 8. Dem Kostgeber liegt ferner die Verpflichtung ob, der Ortspolizei- 
behOrde jeden Wohnungswechsel vor seinem Vollzug oder, wenn dies in be¬ 
sonderen Fällen nicht möglich ist, ohne Verzug naäher anzuzeigen und ihr 
auch von dem Ableben des Pflegekinds oder der sonstigen Beendigung des 
Pflegeverhältnisses unverzüglich Kenntnis zu geben. 

Im Falle des Ablebens des Pflegekindes ist zugleich über die Todes¬ 
ursache und in den sonstigen Fällen der Beendigung des Pflegeverhiltnis über 
den Verbleib des Kindes Aubchluß zu erteilen. 
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e. Obliegenheiten der OrtspoliseibehOrde hinsichtlich der 

üeberwachnng. 

§ 9. Oie OrtspolisdbehSrde hat im Benehmen mit dem Gemeinde 
waisenrat die in ihrem Bezirk befindlichen Ffiegestellen, soweit nicht iim- 
einzelnen Fall yon der Ermächtigung des Art. 2 Abs. 2 Gebrauch gemacht 
wird, in der in Art. 2 Abs. 1 yorgezeichneten Bichtang za überwachen. Ins< 
besondere hat sie sich yon dem Zastand der Wohnang, der Art der Ernährang 
and Verpflegang, der Behandlang and Erziehung des Kindes durch zeitweilige 
Besuche zu überzeugen. 

Zar Erfüliang dieser Aufgabe kann die Ortspolizeibehörde bestimmte 
Beamte and Aerzte, sowie sonst geeignete Personen als ihre Organe bestellen. 
Insbesondere ist tonlichst daraof hinzawirken, daß sich einschlägige Vereine 
(Vereine für Jagendschatz und Kindererziehang, namentlidi Fraaenyereine) 
freiwillig an der Üeberwachnng der Ffiegestellen beteiligen. Den betreffenden 
Personen ist ein bezüglicher Aasweis einzahändigen, den sie bei der Ueber- 
wachong der Ffiegesteflen mit sich za führen haben. 

Gemeindeanterbeamte, namentlich Schutzleute and Pollzeidiener, sollen 
mit der Üeberwachnng der Ffiegestellen nicht betraut werden. 

§ 10. Die Ortspolizeibehörde hat darauf bedacht za sein, daß die Ueber- 
wachong in möglichst schonender, die Gefühle und das Ansehen des Eost- 
gebers nicht yerletzender Weise genandhabt wird. Auch ist die üeberwachnng 
zu solcher Zeit und in solcher Weise yorzunehmen, daß eine Belästigung der 
Beteiligten möglichst ausgeschlossen bleibt. 

I 11. Wenn die Ortspolizeibehörde ans Anlaß der üeberwachnng der 
Pflegestellen oder sonst Hißstände in Erfahrung bringt, hat sie die soforUge 
Abstellang derselben herbeizuführen. 

Gegebenenfalls ist, in der Begel nach Bücksprache mit dem Gemeinde- 
waisenrat (Art. 1 Abs. 4) yon der in Art. 1 Abs. 3 yorgesehenen Ermächtigung 
znr Zarücknahme der Erlaubnis Gebrauch za machen. Die Zarücknahme hat 
durch schriftlichen Bescheid zu erfolgen; hierbei ist dem Kostgeber, abgesehen 
yon dringenden Fällen, eine angemessene Frist zur Entlassung des Kindes ans 
Kost und Pflege za bewilligen. Dem Gemeindewaisenrat ist yon der Zurück¬ 
nahme der Erlaubnis Mitteilung zu machen; auch ist dieselbe in der Liste 
yorzunehmen. 

§ 12. Bei jedem Wohnungswechsel eines Kostgebers innerhalb des Ge¬ 
meindebezirks hat die Ortspolizeibehörde auch dann, wenn sie gemäß Art. 2 
Abs. 2 yon der üeberwachnng Abstand nimmt, yon Amtswegen festzustellen, 
ob die Voraussetzungen der Belassung des Kindes in der Pflegestelle ge¬ 
geben sind. 

Zutreffendenfalls ist yon dem Wohnungswechsel in der Liste Vormerkung 
zu machen. 

§ 13. Fällt die gesetzliche Verpflichtung der Ortspolizeibehörde zur 
Üeberwachnng der einzelnen Pflegestelle weg, so ist die letztere unter Angabe 
des Grunds in der Liste zu streichen. 

Zieht der Kostgeber mit dem Pflegekind in einen anderen Gemeinde¬ 
bezirk, so ist die betregende Ortspolizeibehörde zu benachrichtigen. 

8. Aafslohtftthraixg daroh das hUnlaterliim des Innern ln den 
FßUen des Art. 8 Abs. 8 des Gesetses. 

Zu Art. 2 Abs. 3 und 4. 

I 14. Die Aufsicht über die Art der ünterbringung und Verpflegung 
derjenigen Kinder, die in den im Verzeichnis (§ 4 Obs. 2) auf geführten An¬ 
stalten untergebracht oder yon den dort yerzei^eten Vereinen in Fürsorge 
gegeben sind, wird durch den mit der staatlichen üeberwachnng der Fürsorge¬ 
erziehung betrauten Beamten unter Mitwirkung der Oberamtsärzte geführt. 
Die nähere Begelung der Obliegenheiten dieser Beamten erfolgt im Wege der 
Dienstanweisung. 

§ 15. Die im Verzeichnis (§ 4 Abs. 2) auf geführten Vereine sind yer- 
pflichtet, auf 1. Juli jeden Jahres diejenigen Kinder, welche zu diesem Zeit¬ 
punkt in ihrer Fürsorge stehen, dem mit der staatlichen üeberwachnng der 
Fürsorgeerziehung betrauten Beamten namhaft zu machen. Dabei sind Vor- 
und Zunahme jedes Kindes, Ort und Tag seiner Gebart, Name, Stand und 
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Wohnort des Eostgebers, sowie der Zeitpunkt anzageben, in welchem die 
ünterbringang des Kindes bei dem Kostgeber erfolgt ist. 

Diese Vereine haben ferner darau bedacht zu sein, daß eine regel¬ 
mäßige Ueberwachung der Ton ihnen ausgewählten Pflegestellen durch Oire 
Organe stattfindet. 

4. Strafbestiinmangen. Zu Art. 3. 

§ 16. Eine besonders sorgfältige Prüfung, ob der Tatbestand einer 
Zuwiderhandlung gegen Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes Yorliegt, ist in solchen 
Fällen angezeigt, in welchen seitens eines Eostgebers ein Kind zwar ohne 
vorherige Erlaubnis aufgenommen, ein Gesuch um die letztere jedoch unver¬ 
züglich nachgehoit worden ist. 

Die Erlassung einer polizeilichen Strafverfügung wegen Behaltens eines 
Kindes in Kost und Pflege nach Zuücknahme der Erlaubnis ist vor Ablauf 
der nach § 11 Abs. 2 Satz 2 etwa erteilten Frist nicht zulässig. 

6. TTebergangsbeBtlmmnngen. Zu Art. 5 Abs. 2. 

§ 17. Sofort nach dem Inkrafttreten des Gesetzes sind diejenigen, 
welche fremde Kinder in Kost und Pflege halten, durch allgemeine Bekannt¬ 
machung der OrtspolizeibehOrde auf die ihnen gemäß Art. 5 Abs. 2 des Ge¬ 
setzes zutreffendenfalls obliegende Verpflichtung hinzu weisen. 

6. ObUegenheiten der Aufsichtsbehörden. 

§ 18. Die Oberämter und die Oberamtsphysikate haben auf die Hand¬ 
habung der Bestimmungen des Gesetzes und der VoUzugsverfügung durch die 
Ortsbehbrden, insbesondere bei Vornahme von Visitationen, ihr besonderes 
Augenmerk zu richten. 

Die Oberamtsärzte insbesondere haben bei Vornahme der Gemeinde¬ 
medizinalvisitationen, sowie bei jeder sonst sich bietenden Gelegenheit von der 
Liste und ihren etwaigen Beilagen (§§ 5 und 6.) Einsicht zu nehmen und die 
Pflegestellen oder wenigstens einzelne derselben zu besichtigen. 

7. Sohlussbestimmungen. 

§ 19. Der Erl. des Min. des Inn. vom 11. Juni 1880, betr. den Schatz 
der in fremde Pflege gegebenen Kinder unter 6 Jahren ist aufgehoben. 

Unberührt bleiben die Vorschriften in § 6 der K. Verordnung vom 
25. Mai 1901, betreffend das polizeiliche Meldewesen. 

b. 

Zu der vorstehenden VoUzugsverfügung wird den zur Ausführung des 
Gesetzes berufenen Behörden noch folgendes bemerkt: 

Den bei fremden Personen untergebrachten Kindern — und unter diesen 
insbesondere den kleinen hilflosen Kindern — sollen die Behörden der Absicht 
des Gesetzgebers entsprechend einen wirksamen Öffentlichen Schatz angedeihen 
lassen; bei Betätigung dieses Schatzes aber soll in die Privatverhältnisse der 
Kostgeber nicht weiter eingegriffen werden, als es die zwingende Notwendig¬ 
keit erfordert. Eostgeber, welche von edlen Beweggründen geleitet sind, 
werden unbeschadet einer geordneten Aufsichtsführung mit möglichster 
Schonung zu behandeln, gegen unsaubere Elemente aber werden die gesetz¬ 
lichen Handhaben mit Nachdruck anzuwenden sein. Auf ein umfassendes 
Zusammenarbeiten der Ortsbehörden mit den zahlreichen im Lande bestehenden, 
auf dem Gebiet der Jugendfürsorge segensreich wirkenden Vereinen wird 
seitens dos Ministeriums besonderer Wert gelegt. Der Führung der Listen 
über die PflegesteUen ist seitens der OrtsbehOrden besondere Sorgfalt zu 
widmen; sie soUen einen klaren Einblick in den jeweiligen Stand der Beauf¬ 
sichtigung des Kost- und Pflegekinderwesens der Gemeinde ermöglichen. 

Die K. Oberämter werden angewiesen, darüber zu wachen, daß die in 
§ 17 der VoUzugsverfügung vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Oits- 
polizeibehörden rechtzeitig erfolgen. 

Berlohtlgaiig: In Beilage zu Nr. 1 der Zeitschrift muß es auf S. 4 
u. 6 Nachweisung über die im Jahre 1908, statt 1907 gemeldeten Fälle heißen. 

Gedaktion: Geh.Med.-£at Proi Dr.Bapmund, Heg.-u. Med.-Bat in MindenL W. 

J* d 0* Bran9,HerxocL SXolu.a. FtroU. Hofbnohdraokoral In Xladea« 





B,echtspr6chiiiig und Kedizinal- 

Cresetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift iiir Medizinal-Beamte. 

Nr. 3. 5. Februar. 1910. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Dentsobes Reloli. 

^ Einrlehtiiiig und Betrieb gewerblicher Anlagen, ln denen Thenia8> 
schlacke gemahlen oder Thomasschlackenmehl gelagert wird. Bekannt¬ 
machung des Beichskanzlers yom IT.Dezember 1909. 

Auf Grund des § 120e der Gew.-Ordn. hat der Bundesiat beschlossen: 

Der § 20, Abs. 3 der Bekanntmachung, betr. die Einrichtung und den 
Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen Thomasschlacke gemahlen oder Thomas¬ 
schlackenmehl gelagert wird, vom 3. JuU 19091) (B.-G.-B1. S. 543) erh&lt 
folgende Fassung: 

Säcke zum Transport von Thomasschlackenmehl können, auch wenn sie 
den Vorschriften des § 9, Abs. 1 nicht entsprechen, noch bis zum 81. Dezember 
1911 verwendet werden. _ 

B. Kömligrelola Prenmmtni. 

^ Einrichtung von Dutersuohungsräumen auf Stationen nichtstaatlicher 
^ Eisenbahnen. Erlaß des Ministers der nsw. Angelegenheiten 
vom 14. Januar 1910 — H. Nr. 13560 — an sämtliche Herren Begieiungs- 
präsidenten. 

Anläßlich der aus Bußland drohenden Choleragefahr sind in den letzten 
Jahren mehrfach dem Fiskus Kosten durch Einrichtung von üntersuchnngs- 
räumen auf Stationen nichtstaatlicher Eisenbahnen erwachsen. Im Einver¬ 
ständnisse mit dem Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten und dem Herrn 
l^anzminister ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren/Hochgeboren/Durchlaucht 
ergebenst, kttnftighia die Entstehung derartigen Kosten zu vermeiden. 

Nach Ziffer 2 der Anlage 10 zur Anweisung des Bundesrats znr Be¬ 
kämpfung der Cholera vom 28. Januar 1904 sind an den daselbst bezeichneten 
Stationen die zur Untersuchung Erkrankter erforderlichen Bäume von der 
Eisenbahnverwaltung herzugeben, sowie sie zu ihrer Verfügung stehen. Hier¬ 
nach liegt eine Verpflichtung der Eisenbahnverwaltung vor, und es ist nicht 
nötig, für solche Bereitstellung von Bäumen auf Stationen nichtstaatlicher 
Eisenbahnen staatliche Mittel zu verwenden. 

ln der Begel wird selbst während einer Choleraepidemie auf den 
Stationen der nichtstaatiichon Eisenbahnen die Bereitstellung von Bäumen der 
gedachten Art nicht erforderlich sein. Sollte ausnahmsweise ein derartiges 
Bedürfnis auftreten, so ist die betreffende Eisenbahnrerwaltnng, eventneli im 
Wege landespolizeilicher Verfügung, zur Bereitstellung der entsprechenden 
Bäume anzuhalten. _ 

Wohnnngsdeslnfektion dnreh sog. Efsenhahndealnfektoren. Erlaß 
- des Ministers der nsw. Medizinalangelegenheiten vom 8. Ok¬ 
tober 1909 — M. Nr. 8815 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nachdem die Wohnungsdesinfektionen, die nach Todesfällen an Tuber¬ 
kulose unter Eisenbahnbediensteten durch einen der von der Eisenbahnver- 
waltnng bestellten Desinfektoren ansgeführt werden, durch den Erlaß vom 
23. Juli 1907’*) — M. 7332 — grundsätzlich als ausreichend im Sinne der 
gesetzlichen Bestimmungen und der Ausftthrungsvorschrilten anerkannt worden 
sind, muß ich Wert darauf legen, daß diese Anerkennung erforderlichenfalls 

0 Siehe Beilage zu Nr. 15 dieser Zeitschrift, 1909. S. 127. 

*) Siehe Beilage zu Nr. 19 dieser Zeitschiiit, § 907, S. 155. 
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Mch praktisch zur Darchftthrnng kommt. Um dies in solchen Kreisen zu 
erreichen, in denen durch Polizeiverordnang die Ansf^mng der Desi^ektonen 
duck einen der vom Kreise angesteilten Desinfektoren vorgeschrieben ist, 
wird es genügen, daß den Eisenbahndesinfektoren allgemein für die Eingangs 
erwihnten Wohnnngsdesinfektioaen Ton den Kreisen die Eigenschaft Ton 
nKieisdesinfektoren* znerkannt wird. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebeiut, dahin zu wirken, daß 
hiernach fau dortigen Bezirke rerfahren wird. 


Nabnuigsmittelkontrolle. KonserTierung Ton Fleisch, Insbesondere 
Hack* ud Schabefleisch durch schwefligsaare Salze. Erlaß der Hi* 
nister für Landwirtschaft, des Innern und der usw. Medi* 
zinalan gelegenheiten Tom 7. Januar 1910 — Min. für L., D. u. F. 
I A m e Nr. 7895, Min. d. Inn. U d Nr. 3416 nnd Min. d. g. A. M. Nr. 5634 
— an simtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Ans den Jahresberichten der öffentlichen Nahmngsmitteluntersnchungs* 
aim t al te« geht hervor, daß noch immer trotz des Bnndesratsbeschlnsses zu 
§ 21 des Fleischbeschangesetzes vom 3. Juni 1900, nnd der Bekanntmachung 
des Herrn Beich^anzlers vom 18. Februar 1902, B. O. Bl. S. 48, vielfach 
Fleisch, insbesondere Hadr* und Schabefleisch feilgehalten nnd verkauft wird, 
das einen Zusatz von schwefligsanren Salzen erhalten hat, um ihm den 
Anschein der Freche zu wahren. Wir ersuchen daher, Anweisung zu erteiien, 
daß bei der Ausführung der polizeilichen Nahrnngsmittelkontrolle dem Handel 
mit Schabefleisch besondere Beachtung gewidmet wird. 

In einer Großstadt wurde die Beobachtung gemacht, daß bei der Ent* 
nähme von Hackfleischproben durch Organe der Polizdbehürde, die den 
Händlern bekannt waren, nur verhältnism^ig wenige Proben sich als verseht 
mit schwefligsauren Salzen fanden, während beim Ankauf von Proben durch 
andere, den Händlern unbekannte Personen sich in der ganz überwiegenden 
Zahl aer Proben ein Gehalt an den Salzen ergab. Es wird demnach zu 
erwägen sein, ob nach Lage der örtlichen Verhältnisse neben der Proben* 
entniüime durch die regelmäßige Nahrungsmittelkontrolle ein unauffälliger 
AiÄauf von Proben durch Vertrauenspersonen ans dem Publikum angezeigt 
erscheint 

Bisweilen wird von den Händlern, in deren Betriebe das Feilhalten oder 
der Verkauf von schweflige Säure enthaltendem Fleisch festgestellt worden 
ist, die Verwendung von schwefliger Säure oder ihren Salzen zu Konservierungs* 
zwecken bestritten, ln dieser Beziehung sei auf folgendes aufmerksam gemauit 

1. In neuerer Zeit wird schwefligsaures Natron in Krystall* oder Pulver* 
form als Scheuerpnlver zum Reinigen der Fleischergerätscbaften in den Verkehr 

J 'ebracht. Dieses sogenannte Sweuerpulver wird gelegentlich mißbräuchlich 
em Hack* und Schabefleisch zugesetzt oder aber, wenn es wirklich zum 
Reinigen von Geräten, z. B. des Fleischwolfes gedient hat, nicht sorgfältig 
genug entfernt so daß das nachher mit den Geräten bearbeitete Fleisch 
schwefligsäurehaltig wird. Wo diese letztere Möglichkeit eines nicht erweisbar 
absichtlicben Zusatzes schwefligsauren Salzes nach dem Ergebnis der quanti* 
taüven Bestimmung des Gehaltes an schwefliger Säure im Fleisch oder auf 
Grund anderer Erhebungen vorliegt, werden die Händler zunächst zu belehren 
nnd zu verwarnen sein. 

2. In manchen Fleischereien ist es üblich, die Räume oder Behälter, in 
denen Fleisch auf bewahrt wird, durch Verbrennen von Schwefel auszuräuchem, 
wobei das Fleisch schweflige Säure aufnebmen kann. Wenn die Absicht 
nachweisbar ist, durch dieses Verfahren dem Fleisch einen Gehalt von 
schwefliger Säure an geben, wird Strafverfolgung herbeiznführen sein. Ein 
hierauf nezügliches Urteil des Reichsgerichts vom 28. November 1904 findet 
sich abgedrnckt in den Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen 
Bd. 87 S. 344. Liegt Unkenntnis über die Wirkung des Verfahrens vor, so 
hat zunächst Belehrung oder Verwarnung zu erfolgen, sofern nach Lage des 
Falles nnd insbesondere nach dem Ausfall der quantitativen chemischen Unter* 
snehnng der Einwaad des Ausschwefelns nicnt als unbeachtliche Ausrede 
erscheint 

8. Die hie nnd da anfgestellte Behauptung, es entwickele sieh schweflige 
Säure beim Aufbewahren dos Fleisches ans dessen Eiweißstoffen, ist durch 
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Veraacbe im Chemischen Laboratoriam der staatlichen Aoslandsfleischbesohaa* 
stelle za Stettin als irrig erwiesen worden. 

Sogenannte Konseryierangsmittel ftlr frisches Fleisch, die andere Stoffe 
als schwefligsaare Salze enthalten, finden ebenfalls noch viel Verwendong. 
Sofern in i^en Stoffe vorhanden sind, die nach der eingangs erwähnten 
Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers and der sie ergänzenden vom 
4. Jali 1908, B. G. Bl. S. 470, bei der gewerbsmäßigen Zabereitang von Fleisch 
nicht angewendet werden dürfen, ist die Strafbarkeit der Verwendong durch 
diese Bestimmungen ohne weiteres gegeben. Sind dort nicht genannte Stoffe 
in den Eonservierangsmitteln enthalten, die dem Fleisch die rote Farbe and 
damit den Anschein der Frische wahren, ohne das Eintreten von Zersetzungen 
za hindern, so liegt eine Verfölschang im Sinne von § 10 Nr. 1 des Nahrangs¬ 
mittelgesetzes vor. Im Übrigen sind alle Zusätze za dem als solches fml- 
gehaltenen und verkauften rohen Hack- und Schabefieisch als fremd, nicht 
hinein gehörig, nach den berechtigten Anschauungen des Verkehrs vom 
Publikum nicht erwartet und gewünscht anzuseben. Wegen der Gesichtspunkte 
für die strafreditiiche Beurteilung wird auf das Urteil des Reichsgerichts 
vom 27. März 1908, Minis.t-Bl. f. Medizinal-Angel. 1908, S. 266, verwiesen. 


Gutachtliche Aeosserung der Königl. Wlssensehaftlieken Deputation 
ln Berlin ttber die Haekflelaeh-Epidemie Im Budelf Tlrehow-Krankenhanse. 
Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
14. Januar 1910 — M. Nr. 9588 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Aus Anlaß der Hackfleischepidemie im Rudolf Virchow - Krankenhause 
hier Ende August 1908 habe ich die EOoigiiche Wissenschaftliche Deputation 
für das Medizinaiwesen in Berlin um eine gutachtliche Aenßerung über die 
Ursache der Epidemie und über die dagegen zu ergreifenden Maßnahmen 
ersucht Die Deputation ist in ihrem Gutachten vom 22. Dezember 1909 zu 
dem folgenden Ergebnis gelangt: 

,1. Von den im JMre 1908 unter dem Personal des Rudolf Virchow- 
Erankenhauses beobachteten Gruppen-Erkrankangen an Enteritis ist nur die 
am 80. August einsetzende Epidemie nachweislich durch den Genuß von rohem 
Hackfleisch verursacht worden. 

2. Die gesundheitsschädliche Wirkung des am 28. Au^t verausgabten 
Hackfleisches ist auf Infektion mit sogenannten Enteritis-Bwerien zurflcksu- 
führen, die in unaufgeklärter Weise in das Fleisch gelangt waren und wahr- 
scheinUch in dem rohen Hackfleisch sich vermehrt hatten. 

3. Wie überhaupt vor dem Genüsse von rohem Fleisch, so ist ganz 
besonders vor dem Genüsse von rohem Hackfleisch wegen der mit ihm ver¬ 
bundenen Gefahren für die Gesundheit eindringiich zu warnen. 

4. Der Verabreichung rohen Hackfleisdes als Nahrungsmittel in ge¬ 
schlossenen Anstalten wie Erankenhäusern, Gefängnissen und dergieichen Ist 
unseres Erachtens dringend zu widerraten.“ 

Indem ich den Ausführungen des Gutachtens beitrete, ersuche ich 
Ew. Hochwohlgeboren/Hochgeboren/Darchlaucht ergebenst, mit bezug anf 
Ziffer 3 vor dem Genosse von rohem Fleisch, insbesondere von rohem Hack¬ 
fleisch eindringlich zu warnen und gemäß Ziffer 4 des Gutachtens in geeigneter 
Weise dahin zu wirken, daß von der Verabreichung rohen Hackfl&ches als 
Nahrungsmittel in geschlossenen Anstalten und Warenhäuser pp. abge¬ 
sehen ^d. 


Die Berechnung des Aprobutiensulters fflr die nach dem Beglement 
./vom 5. März 1876 geprflften Apotheker. Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinaiangelegenheitenvoml8. Novemberl909- MNr.8852 — 
an die Herren Oberpräsidenten. 

Als Termin zur Berechnung des Approbationsalters für die nach dem 
Reglement vom 5. März 1875 geprüften Apotheker kann ein bestimmter 
Ealendertag nicht in Frage kommen, weil die nach Schluß des Sommer- und 
Winterhalbjahres der Universitäten stattfindenden Prüfungen je nach der 
grüßeren oder der geringeren Zahl der Eandidaten eine verschiedene Zeit in 
Anspruch nehmen. Alle während der Dauer einer Halbjahrsprüfnng zur 
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AppiobatioB gelangten Kandidaten sind demnach als gleichneitig approbiert 
za erachten and bei der Bewerbong am eine Apothekenkonzossion Im Sinne 
des Erlasaes rom 13. Jali 1840 (Min.-Blatt S. 310) za berttcksichtlgen. Die 
Festsetzang des Approbationstages im Einzellalle erübrigt sich für diesen Anlafi. 

Die nach der Prüfungsordnang vom 18. Moi 1904 approbierten Apotheken 
kommen bei Bewerbang um eine Apothekenkonzession jetzt noch nicht in Be¬ 
tracht. Bei ihnen ist die Briangang der Approbation weniger von dem Termin 
der Abschlaßprüfang, als yon der Erfttllang der § 35 der Prttiangsordnang 
yorgeschriebenon zweijährigen praktischen Tätigkeit abhängig. Für diese 
Kudidaten würde der letztere Termin, der aach im ApprobaUonsschein an¬ 
gegeben wird, als Tag der Approbation anzosehen sein. 


Yerbot des Torrätfghaltens yon Anrelbnngea oder Anschlttelangem 
TOB Im Wasser anldsliohen Arzneistoffen für die eptnr ln den Apotheken* 
Erlaß des Ministers der asw. Medizinalangelegenheiten yom 
4.Janaar 1910. 

Danach dürfen Anreibongen oder AnschOttelangen yon in Wasser anlüs- 
lichen Arzneistoffen für die Bozeptar in den Apotheken nicht yorrätig ge¬ 
halten werden. 


OrnndiBge über die Rogelnng dos Terkehrs mit Ariaelmltteln 
nnsser^b der Apotheken* Erlaß des Ministers der nsw. Medisinal- 
angelegenheiten yom 18. Janaar 1910 — M. Nr. 8696 — an sämtliche 
Herren Begierongspräsidoneten. 

Die daich Erlaß yom 22. Dezember 1902, M. 6687, mitgeteilten Orand- 
züge über die Begelang des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb der Apo- 
thäen habe ich im Einverständnisse mit den Herren Ministem des Innern and 
für Handel and Gewerbe auf Grand des Ergebnisses der aaf meinen Erl»ß yom 
26. Janaar 1909, M. 6230, erstatteten Berichte and onter Berücksichtigong der 
einschlägigen Bechtsprechang einer Abänderung and Ergänzung in einigen 
Punkten unterzogen. Ich ersuche ergebenst, die dortige, auf der bisherigen 
Fassung der Grandzüge beruhende Polizeiyerordnnng der neuen Fassung, die 
als Anlage beiliegt, gemäß umzagestalten und mir die nea erlassene Polizei- 
yerordnong in zwei Abschriften einzareichen. 

Za^eich ändere ich die dem Erlasse vom 22. Dezember 1902, M. 6687, 
beimgebene Anweisang für die Beaufsichtigung der Drogen- usw. Handlangen 
in folgender Weise ab: 

a) An Stelle der Ziffern 1—8 der Anweisung treten folgende Be¬ 
stimmungen : 

1. Verkaofsstollen, in denen Arzneimittel, Drogen, Gifte oder giftige 
Farben feilgebalten werden, sind nebst den zagehürigen Vorrats- und Arbeits- 
rlomen, sowie dem Geschäftszimmer des Inhabers der Handlang onyermnteten 
Besichtigungen zu unterziehen. 

Wenigstens einmal jährlich nach Bedarf, aber auch häufiger sind zu 
besichtigen alle Handlangen, in denen die genannten Waren allein oder yor- 
sagsweise feilgehalten werden, ferner solche Verkaufsstellen, deren letzte Be- 
8i<£tigungen grObere Mängel ergeben haben oder deren Geschäftsbetrieb das 
Vorhandensein yon VorschriftsWidrigkeiten vermuten läßt, und endlich die 
Drogenschränke. Bei kleineren Handlangen, namentlich bei solchen, in denen 
die genannten Waren nur vereinzelt neben anderen feilgehalten werden, keine 
Drogenschränke vorhanden sind und der Verdacht von Ordnungswidrigkeiten 
nicht yorliegt, darf ein Zeitraum von zwei, ausnahmsweise aach yon drei 
Jdiren zwischen zwei Beslchtigangen liegen. 

2. Za Beginn jeden Jahres haben die OrtspolizeibehOrden sich mit dem 
zoständigen EreiMrzt darüber ins Einvernehmen za setzen, welche Verkaafs- 
steUen im Laufe des Jahres besichtigt werden sollen. Der streng vertranlich 
zu behandelnde Besichtigangsplan darf bestimmte Termine, an denen die Be- 
siohtignngen im Laofe des Jahres stattfinden sollen, nicht festsetzen. 

3. Die Beslchtigangen erfolgen darch die OrtspolizeibehOrde unter Mit¬ 
wirkung des Kreisarztes, der die Besichtigang leitet. Auf dessen Erfordern 
ist za der Besichtigung größerer Handlangen von der OrtspolizeibehOrde ein 
approbierter, nicht im Drogenhandel tätiger oder tätig gewesener Apotheker 
sazasieben. In geeigneten Fällen kann seitens der OrtspolizeibehOrde von der 
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Beteilignng des Kreisarztes an der Besichtigaag mit dessen EinTerstandnis 
abgesehen nnd statt seiner ein approbierter, nicht im Drogenhandel tätiger 
oder tätig gewesener Apotheker als Sachverständiger beteiligt werden. 

Besichtigungen an Orten anßerhalb seines Wohnsitzes hat der Kreisarzt ton* 
liehst gelegentlich der Anwesenheit ans anderweiter Veranlassung vorzune^en. 

Ein Apotheker darf an dem Orte, in dem er eine Apotheke besitzt oder 
in einer solchen tätig ist, an der Besichtigung nur teilnehmen, wenn der Ort 
über 20000 Seelen zählt; auch in solchen Orten ist von der Mitwirkung eines 
dort geschäftlich angesessenen oder in einer Apotheke tätigen A^thekers in 
den Fällen abzusehen, in denen die zu besichtigende Handlung als Konkurrenz* 
geschäft fttr dessen Apotheke zu betrachten ist. 

b) Ziffer 5 Absatz 1 fällt fort. 

c) In Ziffer 6 Absatz 1 c nnd Absatz 2, sowie in Ziffer 8 Absatz 4 ist 
statt der dort angezogenen Polizeiverordnungen über den Handel mit Giften 
diejenige vom 22. Februar 1906, Min.* Bl. für Medizinal.*ngel. S. 115, anzuftthren. 

d) In Ziffer 9 Absatz 1 ist an Stelle des § 55 der Dienstanweisung der 
Kreisärzte vom 23. März 1901 zu setzen: § 55 der Dienstanweisung vom 1. Sep* 
tember 1909, Min.-61. für Medizinalangelegenheiten S. 381. 

Ich ersuche ergebenst, wegen der Ausführung der Besichtigungen dem* 
gemäß das weitere zu veranlassen. 

Hinsichtlich der Beaufsichtigung der Drogenschränke bringe ich den 
Erlaß vom 5. JuU 1898, Min. d. Ang. M. 6657, Min. d. Inn. U 10241, Min. f. 
H. u. G. B 6800, noch besonders in Erinnerung. 

Grundzttge über dieBegelnng desVerkehrs mit Arzneimitteln 

anßerhalb der Apotheken. 

1. Wer den Verkauf von Arzneimitteln anßerhalb der Apotheken be* 
treiben will, hat in Zukunft zugleich mit der durch § 35, Abs. 6 der Reichs* 
gewerbeordnung (B. - Ges. * Bl. 4900, S. 871) vorgeschriebenen Anzeige einen 
Lageplan und eine genaue Angabe der Betriebsräume einschließließlich des 
Geschäftszimmers zu den Akten der Ortspolizeibehörde einzureichen. 

Auch die Aufstellung von sogenannten Drogenschränken ist genau an* 
zugeben. 

Andere als die bezeichneten Bäume dürfen weder als Betriebs-, noch als 
Vorrats* oder Arbeitsräume benutzt werden. In den Bäumen dürfen, abgesehen 
von Warenproben, nur Waren vorhanden sein, die feilgehalten werden. 

2. Sämtliche Betriebsräume müssen geräumig, während der Benutzung 
genügend erhellt sein nnd ebenso wie die Behälter für Arzneimittel stets 
ordentlich nnd sauber gehalten werden. 

3. Die Vorräte von Arzneimitteln müssen sich in dichten festen Be¬ 
hältern befinden, die mit festen, gut schließenden Deckeln oder Stöpseln ver¬ 
sehen sind, oder, soweit sie Scbiebladen darstellen, von festen Füllungen um¬ 
geben sein oder dichtschließende Deckel besitzen. 

Die Behälter sind mit fest an ihnen haftenden latebüchen und deutschen 
Bezeichnungen in gleicher Schriftgröße, die dem Inhalt entsprechen, in halt¬ 
barer schwarzer Schrift auf weißem Grunde zu versehen. Bezeichnungen in 
anderen Sprachen sind unzulässig. Zur Herstellung der Bezeichnungen kann, 
sofern es die bisher bestehenden Polizeiverordnungen schon gestatteten, bereits 
vorhandenen Handlungen eine Debergangszeit bis zum 31. Dezember 1912 ge¬ 
währt werden; neue Einrichtungen sind dagegen den Bezeichnungsvorschriften 
sogleich unterworfen. 

Arzneimittel, die lediglich für den Gebrauch in der Tierbehandlung als 
Heilmittel dem freien Verkehr überlassen sind, müssen auf den VorratsbehUtem 
und Abgabegefäßen oder -ümhttllungen über oder unter der sonstigen Auf¬ 
schrift mit dem deutlich lesbaren Vermerk nTierheilmittel* versehen sein. 

4. Die Behälter sind im Verkaufsräume, wie in den Vorratsräumen nach 
dem lateinischen Alphabet in Gruppen, die der Art der Behälter entsprechen, 
übersichtlich einreihig nnd von anderen Waren getrennt zu ordnen. 

5. Arzneimittel, die gleichzeitig als Nahrungs- oder Genußmittel dienen 
oder technische Verwendung finden, brauchen, wenn dieser Verwendungszweck 
überwiegt, nicht wie Arzneimittel bezeichnet und diesen nicht eingereiht zu 
werden. 

6. Verschiedene Arzneimittel in einem Behälter aufzubewahren, ist ver¬ 
boten. Dagegen darf dasselbe Arzneimittel in ganzer, zerkleinerter oder ge- 
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pulrerter Ware in gesonderten Fächern desselben Behälters anfbewahrt werden, 
und zwar aaeh in abgeteilten Mengen, falls die Ware in besondere DmhfUlangen 
oder in bezeichnete Papierbentel eingeschlossen ist. 

7. An! den ümhtiUangen oder Gefäßen, in denen die Abgabe Ton Arznei¬ 
mitteln erfolgt, ist spätestens bei der Abgabe der deutsche Name des darin 
abgegebenen Arzneimittels deutlich zu verzeichnen. Werden Arzneimittel in 
abgefaßter Form vorrätig gehalten, so mttssen sie tibersichtlich geordnet, ohne 
daß jedoch emreihige Aufstellung erforderlich ist, und vor Staub geschtttzt 
aufbewahrt werden und auf jedem einzelnen Gefäß oder jeder sonstigen 
Packung die deutliche deutsche Aufschrift des Inhaltes tragen. 

8. Die vorhandenen Arzneimittel mttssen echt, zum bestimmungsmäßigen 
Gebrauch geeignet, nicht verdorben und nicht verunreinigt sein. Dnter Be¬ 
zeichnungen, die im Deutschen Arzneibuch fttr Waren bestimmter Art an- 
geführt worden sind, dürfen Waren anderer Art nicht feilgehalten, verkauft 
oder sonst an andere überlassen werden. 

9. Den Besichtigungsbevollmächtigten steht das Recht der Proben¬ 
entnahme von Waren zu. 

10. Auf Geschäfte, die ausschließlich Großhandel betreiben, finden die 
vorstehmiden Vorschriften keine Anwendung. 

11. ünbertthrt bleiben die Vorschriften der Landespolizeiverordnung vom 
22. Februar 1906, betreffend den Handel mit Giften (Med.-Hin.-Bl. 8.115). 

B. Könliprelola Bayern. 

Prüfung für den irztllehen Staatsdienst KOnigl. Verordnung 
vom 12. Januar 1910. 

Der § 13 der Verordnung vom 7. November 1908,') die Prüfung für den 
ärztlichen Staatsdienst betreffend, erhält folgende Fassung: 

„Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1909 in KrsJt 

Wer zu dieser Zeit die ärztliche Approbation schon erworben hat oder 
wer sie bis zum 1. Januar 1911 erwirbt, kann sich der Prüfung fttr den ärzt¬ 
lichen Staatsdienst auch nach der Verordnung vom 6. Februar 1876 unter¬ 
ziehen, wenn er eine Zulassung zur Prüfung bis längstens Ende des Monats 
September 1918 nach § 2 dieser Verordnung nachsucht.* 

Yorschrlften für den Betrieb des Wlrtsehaftsgewerbes. Ent¬ 
schließung des Staatsministeriums des KOnigl. Hauses und 
des Aeußern an die K. Begiemngen, Kammern des Innern, die Distrikts- 
und Ortspolizeibebürden. 

§ 10. III. Wirtschaltsräume. Die Genehmigung zum Wirtsebafts- 
betrieb darf nicht erteilt werden, wenn Bedenken bestehen wegen der Nähe 
von Kirchen, Unterrichts- oder Krankenanstalten und dgl. oder weil das zum 
Betrieb bestimmte Anwesen abgelegen oder nicht jeder Zeit leicht zugänglich ist. 

Die Wirtschaftsräume mttssen genügend groß, hoch und hell, sowie mit Vor¬ 
richtungen fttr ausreichende Lüftung versehen sein; auch ist auf Herstellung 
zweckmäßiger Zugänge und auf deren ordnungsmäßige Instandhaltung zu achten. 

Fremdenzimmer und Nebenräume, besonders Sebankräume, Küchen, Vor¬ 
ratsräume, Keller, (auch Wirtschaftsgärten) mttssen den Bedürfnissen ent¬ 
sprechend eingerichtet, von den Wohn- und Schlafräumen der Wirtsfamilie 
und den anderen Zwecken dienenden Bäumen gehttrig abgesondert sein. Die 
Gasträume mttssen heizbar sein. 

Gastwirtsdiaften sollen mindestens zwei heizbare Fremdenzimmer, ferner 
Stallungen haben. 

Die Aborte mttssen in möglichster Nähe der Wirtschaftsräume angele^ 
werden und zwar, wenn erforderlich, fttr Männer und Frauen, dann fttr die 
Gäste und die Wirtsfamilie getrennt, in Gastwirtschaften auch in den oberen 
Stockwerken. Die Arbeitsränme mttssen genügend groß, hell, luftig und be- 
lenchtbar sein; auf ihre Reinhaltung ist strengstens zu achten. Abortanlagen 
dürfen nicht an oder in der Nähe der Baulinie oder Baufluchtlinie sein. 

Der Mangel genügenden oder einwandfreien Trink- und Nutzwassers 
wird regelmäßig der Genehmigung eines Wirtschaftsbetriebes entgegenstehen. 

') Siebe Beilage zu Nr. 7 dieser Zeitschrift, 1909, S. 48. 
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Wo WasBerleitnng und EanaliBation vorhanden sind, ist AnschlnB daran znr 
Bedingung za machen. 

§ 11. In allen Wirtschaftsrtamen sind deutlich sichtbare Plakate an> 
zabringen mit der Aafschrilt: 

«Aasspacken aal den Boden, Mitnebmen von Händen, Betasten 
der Nahrangsmittel ist verboten.*^ 

Zar Sicherung Seses Verbots sind auf Grand der Art. 67 Abs. 2, 75 Abs. 1 
and 88 Ziff. 8 P.St.G.B. polizeiliche Vorschriften za erlassen. 

Ferner ist die Aaistellang and Beinhaitang von hygienisch einwandfreien 
Spacknäpfen oder Schalen anzaordnen. 

§ 15. VI. Fremdenpensionen, Hotels garnis. Gegenüber 
Fremdenpensionen und Hotels garnis ist sorgfältig za prüfen, ob nicht ein 
nach § 88 Gew.-Ordn. genehmigangspflichtiger Betrieb aasgeübt wird oder im 
Laufe der Zeit ein für nicht genehmigungspflichtig erachteter Betrieb eine 
solche Erweiterang erfahren hat, dafi die Anwendnng des § 88 veranlaflt ist. 

Der Frage, ob die Inhaber solcher Betriebe einwandfreie Persönlichkeiten 
sind, ist besonderes Aagenmerk zozawenden. 

In den bezeichneten Betrieben, namentlich in besachteren Sommerfrischen 
and Knrorten, ist auf Grand des § 2 des Nabrangsmittelgesetzes vom 14. Mai 
1879 (B.G.B1. S. 145) and der za Art. 74 Ziff. 2 P.St.G.B. erlassenen orts- und 
oberpolizeilichen Vorschriften eine regelmäßigere Nahrangsmittelkontrolle 
vorzanehmen. 

§ 18. IX. Animierkneipen. Gegen Wirtschaften, die in Sitten* 
polizeilicher Hinsicht za Beanstandungen Anlaß geben (Animierkneipen and 
dergi.), ist mit allen gesetzlichen Mitteln strengstens vorzagehen, insbesondere 
durch Anwendung des § 2, Abs. 3 der Verordnung vom 5. Februar 1908 (Qes. 
u. VO. Bl. S. 55, vgl. Bekanntmachung vom 6. desselben Monats letzter Absatz, 
Ges. n. VO. Bl. S. 57) und durch sofort in Wirksamkeit tretende Entziehung 
der Erlaabnis zam Wirtschaftsbetrieb (§ 53, Abs. 2 Gew. Ordn.). 

Die persönlichen Verhältaisse der Inhaber und Bediensteten solcher 
Wirtschaften müssen gonaaestens geprüft werden. Etwaige Ethebangen sind 
vertraolich za pflegen, am die Beteiligten nicht ongerechtfertlgterweise za 
schädigen. 

Zar Bekämpfang des Animierkneipenanwesens kann in Form besonderer 
oder allgemeiner Konzessionsbedingungen (NormativbestinuDangen) die Art der 
Verwendang and das Verhalten von Kellnerinnen in Wirtschaftsbetrieben be* 
stimmter Art (Weinwirtschaften, Teehäasern etc.) näher geregelt werden. 

In gleicher Weise können Einbaaten, durch Verscmäge oder Vorhänge 
abgetrennter Nischen tind andere Vorrichtangen, welche die üebersichtliohkeit 
der Wirtschaftsräome beeinträchtigen, dann unmittelbare Verbindungen mit 
anderen Bäumen verboten werden. 

Die Polizeibehörden haben die Einhaltung derartiger Aoilagen streng 
za überwachen, ferner darauf zu achten, daß £e Inhaber der hier in Frage 
konunenden Wirtschaften die Anzeigen Über Aaftaahme von Kellnerinnen (siehe 
§ 20, Abs. 3) stets rechtzeitig erstatten. 

§ 19. X. Flaschenbierhandel. Die polizeiliche Beaafsichtigong 
der Flaschenbiergeschäfte ist strengstens za handhaben, namentlich in bezag 
aaf Beinlichkeit und zweckentsprechende Aafbewahrang des Biers und der 
zom Geschäfte gehörigen Gegenstände. 

Bei Verfeblnngen ist nach voraasgegangener Belehrang and Warnung 
nnnachsichtlich mit Strafeinschreitang vorzagehen. Besonders gilt dies für die 
Fälle nnbefagten Aasschanks von Flaschenbier (aach durch Konsumvereine), 
Feilbieten von Flaschenbier im ümherziehen (§ 56, Abs. 2, Ziff. 1 Gew. Ordn.), 
üebertretung der Sonntagsruhe und Abgabe von Flaschenbier an Jagendliche. 

Von der Befagnis zur Untersagung des Fiaschenbierhandels (§ 35 Gew. 
Ordn.) ist regelmäßig Gebrauch za machen. 

Um Gesondheitsschädigungen za begegnen, können über den Verkehr 
mit Flaschenbier auf Grand des Art. 75, Abs. 1 P. Str. G. B. polizeiliche Vor¬ 
schriften erlassen und erforderlichenfalls Bestimmangen getroffen werden, 
wonach die — behufs Verhütung des Zerspringens vorgewärmten — Flaschen 
vor der FüUang durch strömenden Wasserdampf gereinigt werden müssen. 

Bestrebungen der Wirte, den Fiaschenbierhandel selbst za betreiben, 
sind za unterstützen. 
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§ 20. XI. Besafsichtigang. Die Wirtschaften, die dazugehörigen 
Nebearftome (Schankraum, Kflehe, VorratsrSume, Keller, Aborte etc.), dann die 
Fremdenzimmer sind Ton den Distrikts- and OrtspolizeibehOrden za Itberwachen, 
ferner darch Beamte der Dntersachangsanstalten für Nahrangs- and Genoß- 
mittel innerhalb deren Wirkangskreises in angemessenen ZwisdenrSamen ein- 
sehen za lassen. Aach können hierza Sachverständige, die von den Braaer-, 
Wirte- and Verkehrs-Vereinen benannt werden, beigezogen werden. 

Die Bebebang wahrgenommener Mängel ist stets sofort anzaordnen and 
mit Nachdrack (vgl. § 53, Abs. 2 Gew. Ordn.) darchzaftlbren. 

Behais Erleichterang der Beaafsichtigang der Betriebe sind Verzeich¬ 
nisse der Wirtschaften, Branntwein- and Flaschenbiergeschäfte za fOhren. 
Dieselben haben gemeindeweise onter fortlaafenden Nammem die Bezeichnung 
der Anwesen, die Namen der Betriebsinhaber, Datum and Art der Genehmigung, 
dann die jeweiligen Aenderongen ersehen za lassen. 

O. Könlfl^eiola Saohmen. 

Desinfektion von Kntgnt. Randerlaß des Ministeriums dos 
Innern, Abteilang für Ackerbau, Gewerbe und Handel vom 
8. Dezember 1909 an sämtliche Kreishaaptmannschaften. 

In der Verordnung vom 6. Oktober dieses Jahres — 812IIIJ—*) üt 
infolge eines in einer Kanzlei za Berlin vorgokommenen Versehens ein Schreib¬ 
fehler anterlaafen. In Abs. 4, Zeile 8 maß es statt „JodkalilOsang“ heißen 
yJodjodkalilOsang“. 

Die vom Kaiserlichen Gesandheitsamte erprobte JodjodkalilOsang besteht 
aas 1 Teile Jod, 1 Teile Jodkali and 1(X) Teilen Wasser. 

Ein anderes zaverlässiges Desinfektionsmittel fOr Kaigat ist das von 
Lentz and Lockmann im Königlich Preußischen Institut für Infektions¬ 
krankheiten in Berlin mit bestem Erfolg geprüfte milcbsaare Silber. Aktol, das 
in einprozentiger LOsnng in 50prozeniigem Alkohol Rohkatgat in 24 Standen 
sicher steril macht. (Lentz und Lockemann, üntersadbungen, betreffend 
die Herstellung keimfreien Katgats nach dem Verfahren von Dr. Kahn, 
Cassel, im Aaftrage des Herrn Kultosministers aasgeführt, KUn. Jahrbach, 
XX., 8.666—677). Die Kreishanptmannschaft wolle die beteiligten Organe 
demgemäß verständigen. _ 

]>. Köi&lipreiola Wttrttem1>ex’gp. 

Vorrltlghalten und Abgabe von Arzneimitteln dareh Aerzte. 
Verfügung des Ministeriums des Innern vom 23. Dezember 1909. 

Der § 11 der Verfttgang des Ministoriams des Innern vom 9. September 
1896, betr. die Abgabe von Arzneimitteln (Reg.-Blatt S. 189), erhält mit aller¬ 
höchster Genehmigang S. K. Majestät die nachstehende Fassang: 

§ 11. Aerzte, Wandärzte I. Abteilung, Zahnärzte und Tierärzte — 
letztere nur zam Gebrauch in der Tierheilkande — dürfen einzelne Arznei¬ 
mittel, welche in Notfällen Anwendung finden, sowie solche Arzneimittel, die 
der Arzt nsw. selbst beim Kranken verwendet (darch Einspritzung, Einpinse- 
Inng, Einträafelang and ähnliche Vorrichtungen), in einer dom Umfang ihrer 
Tätigkeit entsprechenden Menge vorrätig halten. 

Den Aerzten asw. ist die Abgabe von Arzneimitteln aas ihrem Vorrat 
an Kranke oder deren Angehörige bezw. an Tierbesitzer nar behafs rascher 
Hilfe bei gefährlichen Zafäilen oder sonst dringenden Umständen (Notarznei- 
mittel) gestattet. 

Die Aerzte asw. haben ihre Arzneimittel, soweit diese nicht freigegeben 
sind, aas einer der ihrer Wohnung nächstgelegenen wttrttembergisuhen Apo¬ 
theken in fertiger Zabereitang za beziehen, do^ ist dem Arzt asw. gestattet, 
von den Arzneimitteln nach Bedarf Verdünnnngea zam unmittelbaren Gebraach 
bei seinen Kranken selbst hersastellen. 

Bei der Anrechnang der verwendeten oder abgegebenen Arzneimittel 
sind die Bestimmangen der Arzneitaxe maßgebend. 

*) Siehe Beilage za Nr. 1 dieser Zeitschrift, S. 7. 

Qedaktion: Geh. Med.-Bat Prot Dr. Bapmund, Reg.-n. Med.-Rat in Minden i.W. 

J. C, C. SnuiD, HmiocL 6iolM,m« Fintl. 8«h.-L. Hofba«kdniok«rttt ta 
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aoUts prO^ia, ob <i«anocft »3>MaB<ihoMggefahrs» rarlägea sati Imemgc mad«m 
«8 K»ÜM tlM » der BAberea fBiHiae ifiaigBaiMaM tüshxito geg<n liifl 
»bieluiefluie Seitaay d«c Loketlmwaia gotdu^ irenies. fiienm mnfiM Jot 
sugsao^ea werdea ^ abae tba taaaca 4er Laadnc die 8acbe akäa 
entaebetdea- Dm& biee wie tsi feile EL eiae SatarJusidaac wdilieilücb eaia^^ 
Ücb wainte, weii die Beteibgcea ein AaktOBAea. tniea, wodarca üiixe latereasM 
and dt« Aaforderoa^aa iev ddeaUiebeo Otgoadbeitarbctaicatee b^tcimiigi 
wories, iadert dann widau^ dad daa dotadKea des SxaWEXSee edtip: uweM« 
war, am dem juofztü'ar. jndoe £»cbäfi.. 

Aoei ha # ew? 4 ä». ;i4W<a.i«A%iÄ4' .i».' ivj-jreita 

erfolgt, ei« der E^^gio^aÄ^p®4Jß^*i«.^ 44 t<?ä ait L. 2 srs dber 

Secbe beC«at waä^. tii f«fe«äta, i<«. £,"tisar« 

aber db« 0»aa44im^g'</<?A-Tticei?4« «!•»? W^ArriMs-? ra Jiii n(^4Aijk5t» 
die Eiazieftoag «umm aaitec^uen« roa tom, am etca aoer die frage tcBiOaeig 
ta werdeo, ob der Beacbwerde atactzagebai odor der Besebwerdedbbrer aii» 
stiweiMa »eL 

Buroaeb tiegea aüe dm feO« lasolen gkiek, eis dk bdkere Taetsae 
eta« EaRaebeidaag der Lokslastsaa bexeha dbesaü raoisad,. miibm fceaaea Ajbt 
lad bau«, (tarcs Taugfceit etwa m Aabäduawafe m Qi»^ s& aetaeo odcs 
jmcb gemscMr BicAtoag aa ieites; aar Rtr aieft «eibat beitor&e das sar Elat^ 
•obeiditag kraft etgeaer Zaatäadigkeit baroieaa biJlbere Bebdrd« der wstterea 
laloraiauoa dorca dos Sxeisarct, aad aar aas diesem (^rsad« sog ms die 6«b- 
tebtea eht. Woss ietneres 'm daz W'etM gescteb, dad der Pvihaetrenrahaag 
tat kL aaigegaftoA ward«, dto Gataciuea roo Kxdsam« sa beac&ajfoa asd 
(daMrwdioa, sa wurde dadareb die Eoebttisg« siebt renebobea; die Ort»> 
ppUsAf War, wie dte Eligaribt xauelfeBi «agt, leaowedt aex der Bote de$ Laad¬ 
rat« aad des Begirraagspr&sidestM. &«r Cbanünsr der Aageiegeabett, für 
w«lobe die Gatadttee eiagelofdert wardoa, blieb trou di^r Zwnebeatäugkelt 
der Ortspolüei derseibo; es büebea äaebea, die ie der Boacb werdeiaataaa 
«ebwebtea aad dort za eeteeboidea wareo, aaebdea die r<okaUaatai« teboa 
Imberr Stailaeg geaommea batte. 

fierade der Üouuad, daö die Aagelegeabeitea ia der Besebwerdmaataaa 
MbAajdg waree, bat zor Folge, daB es auf dem areprftaglicb ia da« onspoiizex- 
JUebe Tdiigkeiugebiet failendea Gegecstaad akbi aebr aakomst; deaa dk 
Bssebwerdeasebeo sud Aagelageaboites der AafatchesbebArdee, aad sack da. 
Wo es «teb eiotit' am formelle Bdsebwetdea haadelc, wird dareb di« Aarafaag 
det rorgesetztea ßebbrde die Aageiegaabeic aoe «ea Gebiete der Ompolizaf 
ia das der Lsodespolizei gerttekt. ikasbwerd«- aad Aalakbusacbea werda 
▼cm der Laodespoltzeibebbrd« bearbettet, asd xwar aof Eeetea dee Staates; 
obse daS zw<JCb-:^a aiitteibarea oad aaautidbarea Pdlizetkoetea aatersebiedea 
witi. Üaber gdudreo aacb dis Oobftitrsa Iftr die kn^tztiiebea Qotaebtea 
za dea iMdespoliseUicbca Aaagzbsa aad stad rom Btaata. aidbt tob der 
Eldgerfa za träges. . 


Besebiftffng re« alebt pharaaseatteali aasgebtldetea PersoBca Ia 
ipotbefiea.. Grietl das Kaamargeriebts (Sir.-S.) fom S7. S«p- 
tem bar 190fl. 

AagakUgter, der saioe Apotheke oboa Gebüfea betreibt aad dia Eilaabais 
des BflgieraagapiAsidaalai zur Azaalune eiaas Lebriisgs oiebt besitxt, hat dmi 
ZsQgso in «eiosm Gascb&ü mit daa Verkaaf too Waren bosobkftigt and 
Ist dsihalb voa der Strafkammer wsgea Ueberttstong des § 367, Nr. 5 Str.<Q.>Bw 
in Vsrbifldaag mH ^ 42, Satz 2 der ApotbekeBbstriobsordnaag Tom IS. Febroar 
1902 tnratratt. OnbegiOadet ist »eiBe Eftge, dab § 367, Nr. 6, als Stralröi- 
schritt H'egea Uebortretaag dieser Torscbrift dar ApotbekeabetriebsordBaag 
nickt in ßetraebe komm«. i)ean die Vonebriften dieser Ordaoag- Ober die 
Asnsbme aeti. H«soh«ftigang voa LebrUngea steken Insofeni aater dem. Straf- 
schätz das 3 Nr. ö, ste sie rerbiadern soUea, daS oageeigaete Persoaui 
mit der Zobersitaag, der FeüJbaltaog and dem Verkaaf tob Arzneiea hofafit 
lirordoQ. Aber aater Apotbakeriebriiagea siad aor Parsoaea an Terstehea, 
welche der Apothekeebeiriuer im ApotbekeniMtriebe aoabUdet oder besebAfUgi. 
den ApotbekerlehNiogea gebAren «Iso aicbt Personea, welebe« wmb aack 
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ia den BlumeB dar Apotheka, so doch lediglieh mit dam Varkanl frai|{agabaaary 
dan Beatimmnagaii ttbar das Apothekanbatriab nicht nntarliegender Waran 
bafaSt werden. Non hat der Zenge W. anßer Bensin, medisin&chem Ungar* 
wdn, Farbpulver, kondensierter Kindermilch and anderen nnsweifelhaft frei 
▼erk&oflichan Waren in einem Falle auch Hagentropfen verkanft. Es ist nicht 
lestgestellt, ob es sich hier am ein den Apotheken yorbehaltenes Kittel, also 
am ein flüssiges Gemisch oder eine LSsong im Sinne der Nr. 5 des Verseich* 
nisses A lor Kaiserlichen Verordnang vom 22. Oktober 1901, oder aber am 
ein freigegebenes, etwa am ein Destillat, handelt. W&re erstarea der Fall, 
so würde W., falls er den Verkaof mit Wissen des Angeklagten bewirkt hat, 
als Apothekerlehrling anzosehen and Angeklagter somit nach § 42 der Betriebs* 
ordnong in Verbindong mit § 867, Nr. 6 Str.-G.*B. za bestruen sein. Bebofs 
Prflfang dieser Frage war die Sache nntar Aofhebong das angefochtenan 
Urteils rar anderwmten Varhandlong and Entscheidong an das Barnfongs* 
garicht zorttokzaTarwaisan. _ 


UnralSssiga Fflhnuig dar Baiaialinang ^Holapathaka"« Urteil das 
praafl. Obarverwaltnngsgerichts (IIL S.) vom 81. Janaar 1910. 

Nar der zam Hoflieferant ernannte Apothekeninhaber kann seine Apo¬ 
theke als Hofapotheka bezeichnen; diese Berecbtigang erlischt jedoch mit dem 
Tode der Person. Der Gesch&ftsnachfolger hat daher nicht das Becht dar 
Weitarftthrnng dar Bezaichnong, aach wenn diese als solche im Firmen¬ 
register eingetragen ist; denn sie kann nar darch Verleihong nnd weder 
darch Observanz noch darch Verj&hrong erlangt werden. — Die PolizeibehSrda 
ist aaf Grand § 10, II, 17 des AUg. l^drechts znr Wahrnebmang der Offent- 
Uchan Ordnong barechtigt, den farnaren Gebranch dar Bazeiehnong ra nntar- 
sagan. _ 


Ein US usarklainartan Krflotan bastahandar Brnsttaa kau nickt 
als „troekenas Gemanga von serklelnartan Snbstonzam** Im 81ua dar 
Knisarl. Yarordnnng vom 28. Oktober 1901 angasahan wardan; er ist 
daher dam freien Tarkahr flbarlassen. Urteil das Obarlandas'gariehts 
(8tr.*8.) za Breslan vom 85. Jannar 1910. 


Madizlnal - Gesetzgebung. 

A« Könlg^efolz Premmaieii. 

7 > UnantgaltUaha Untarsnahnng s^anautar KrlagzMlnahmar. Erlafl 
dar Minister des Innern and der nsw. Angelegenheiten vom 
14. Dezember 1900 — Min.d.Inn.III6170, M. d. nsw. Mm.* Ang.M.Nr.8219 
— an sämtliche Herren BegiernngsprSsidenten. 

Ein Widersprach zwischen dem § 115 der Dienstanweisong für die 
Kreisärzte vom 1. September 1909 and der Ziffer B. 15 des Turifs für die 
Gebühren der Kreisärzte vom 14. Jali 1809 besteht nicht. Daß der Kreisarzt 
für alle vertranensärztliche Tätigkeit Gebühren erhält, nach dann, wenn der 
Gebührentarif Gebübrenfreibeit vorsieht, ist nirgends gesagt. Der Abschnitt B 
des dem Gesetze vom 14. Jali 1909 beigegebenan Tarifs enthält, über dan 
Böhmen seiner Ueberschrift hinansgehend, einzelne Positionen nach für vor* 
tranensärztliche Tätigkeit and bbdet in ^eser Hinsicht dan Kreisarzt ebenso 
wie hinsichtlich der anderen Positionen. 

Sollte ein Kreisarzt, was nicht erwartet werden kann, sich wegen dar 
Bastimmang nnter B 15 des Tarifs weigern, die Kriegsteilnehmer, welche die 
Vateranenbeibilfe beantragt haben, ra ontersnchen, also vertranensärztliche 
Tätigkeit gemäß § 115 e der Dienstanweisnng za übernehmen, so bietet $ 84 
Abs. 8 der Dienst-Anw. Eaarer Hochwohlgeboren die Handhabe zor Bamednr.' 


Bakflmpfnng dar Cbsahleehtskrankhcitcn bei den Saalantan. Erlaß 
>€08 Ministers für Handel nnd Gewerbe vom 28.Novambar 1909 
an die Herren Bagiemngspräsidenten der Küstenbezirke. 

Aof dem am 22. and 23. März d. J. in Berlin abgahaltenen Vardnstaga 
das Daatsehan Nautischen Vereins and des Verbasdas Dantschar Saaschiffar^ 
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vereine ist die Frage der Bek&mpfang der Gieschlechtskrankheiten der Seeleute 
eingehend erOrtert. Der Prisident des Kaiserlichen Gesundheitsamts, der an 
den Verhandlnngen teiloahm, hat hierüber den in Abdruck beigefttgten Beridit 
erstattet, in dem er befürwortet, es mOchte auf die Beederkreise amtlich dahin 
eingewirkt werden, daß sie die SchifFskapit&ne und Schiffsoffiziere anweisen, 
den SchiffdSrzten behufs Belehrung der Mannschaft auf dem fraglichen Gebiete 
jede Unterstützung angedeihen zu lassen und, sofern Scbiffsärzte nicht an Bord 
sind, diese Belehrung selbst vorznnehmen. Dieser — auch auf dem Vereins* 
tage gebilligte — Vorschlag erscheint mir beachtenswert. Ich ersuche Sie 
daher, in geeigneter Weise für die Ausltthrung der vorgeschlagenen Maßregeln 
Sorge zu tragen. 

Der Pr&sident Berlin, den 8. Oktober 1909. 

des Kaiserlichen Gesundheitsamts. 

Am 22. und 23. März d. J. haben in Berlin die Verhandlungen des ersten 
gemeinsamen Vereinstages des Deutschen Nautischen Vereins und des Ver¬ 
bandes Deutscher Seeschiffervereine stattgefunden. Soweit sie die als 9. Gegen¬ 
stand auf die Tagesordnung gesetzte BekSmpfung der Geschlechtskrankhdten 
der Seeleute betrafen, habe anc^ ich ihnen beigewohnt. Das Protokoll der 
Verhandlungen liegt nunmehr im Drucke vor. 

Als Ergebnis der unter lebhafter Beteiligung der Versammlung erfolgten 
Erörterungen, die sich an das Beferat des Vertrauensarztes der Seeberufs¬ 
genossenschaft Dr. Müller (Hamburg) in dieser Sache anknüpften, ließ sidi 
vor allem die erfreuliche Tatsache feststellen, daß grundsätzliche Bereitwillig¬ 
keit in den Kreisen der Boeder besteht, der Ausbreitung der Geschlechts¬ 
krankheiten unter den Seeleuten nach Möglichkeit entgegenzutreten, obschon 
über die Art und Weise, wie dies zu erfolgen habe, die Meinungen geteilt 
waren. Daß in der Tat eia hoher Prozentsatz der Seeleute in der deutschen 
Handelsmarine von Geschlechtskrankheiten befallen wird, läßt sich nach den 
von dem Beferenten Dr. Müller gemachten Angaben nicht bezweifeln (vergl. 
Protokoll der Verhandlungen S. 186/187). Denn nach den Feststellungen des 
Genannten und des Quarantänearztes in Cuxhaven wird z. B. in Hamburg un¬ 
gefähr der dritte Teil aller erkrankten Seeleute als geschlechtskrank befunden. 
Wenn schon nach den Erfahrungen des Beferenten Dr. Müller ein Bflckgang 
der Erkrankungen in letzter Zeit dank der durch die Bestimmungen der Deut¬ 
schen Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 (Beichs - Gesetzbl. S. 175) gewähr¬ 
leisteten besseren ärztlichen Behandlung zu beobachten ist, so muß dennodi 
in Anbetracht der immer noch hohen Erkrankungsziffer und der für die Reede¬ 
reien sich hieraus ergebenden bedeutenden Ausgaben für die Krankenfürsorge 
nach Mitteln und Wegen gesucht werden, wie ein weiterer Bückgang zu be¬ 
wirken ist. Unter den zahlreichen, aus der Mitte der Versammlung hierzu 
gemachten Vorschlägen sind u. a. hervorzuheben die häufigen, gegebenen Falles 
durch Zwangsbestimmnngen durcbzuführenden Untersuchungen der an Bord 
befindlichen Mannschaft und Ausdehnung dieser Untersuchungen auch auf die 
in kleiner Fahrt Beschäftigten, ein Vorschlag, der mit Bücksicht auf die 
Schwierigkeit seiner Dorchfübmng nicht unwidersprochen blieb, ferner die 
allseitig als nützlich anerkannte Belehrung und Aufklärung der Seeleute dnrdi 
unentgeltlich abzugebende Merkbflchlein, Merkblätter und dergleichen, sowie 
Warnungen vor den Folgen des Geschlechtsverkehrs, namentlich in durch¬ 
seuchten ausländischen Häfen seitens der Kapitäne, Scbiffsärzte und Schiffs- 
offiziere. Auch die von dem Direktor der Navigationsschule in Bremen Prof. 
Dr. Schilling betonte Forderung, mit der Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten auch die Bekämpfung des Mißbrauchs geistiger Getränke und die 
FSrderung der Enthaltsamkeit an Bord zu verbinden, muß als eine beachtens¬ 
werte Anregung betrachtet werden. Die gegen die Anwendung und Empfehlung 
besonderer Schutzmittel von dem Beferenten Dr. Müller und dem Direktor 
der Seebemfsgenossenscbaft Schanseil geäußerten Bedenken entsprachen der 
auch vom Gesundheitsamt in dieser Hinsicht vertretenen Anschauung. Erfreu¬ 
licherweise hat ein Teil der genannten Vorschläge bereits seine Anwendung 
in der Wirklichkeit gefunden. So wird nach Mitteilung des Beferenten 
Dr. Müller in der Hamburger Navigationsschule an die Schüler ein Merk- 
bttchleiu von Dr. Bernstein (Aerztliche Batschläge für Männer) verteilt. 
Auch diej Seebemfsgenonenscliaft bat, wie der Direktor der Genosseaschaft 
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nngab, ein Merkblatt znsammenetellen lassen, das den Beedereien au Verteilang 
an die Besatsangen der Schiffe kostenlos abgegeben wird (vgl. Verhandlnngs- 

f trotokoU S. 195). Bemerkenswert war, daß die beiden genannten Verhand- 
angsredner das meinem Berichte vom 6. März d. J. seinerzeit beigefttgte, von 
der Deutschen Gesellschaft zur Bekftmpfnng der Geschlechtskrankheiten herans* 
gegebene und zam Gebrauch in Seemannskreisen bestimmte Bttchlein «Kurze 
Freud, langes Leid* als fttr den gedachten Zweck ungeeignet ablehnten (vgl. 
Protokoll S. 192 und 195). Wie ich erfahren habe, läßt auch der Norddeutsche 
Lloyd in Bremen seit einigen Jahren ein Merkbttchlein gegen die Geschlechts« 
krankheiten in den Mannschaftsräumen seiner Schiffe anslegen. Auch hat 
diese Gesellschaft angeblich seit kurzem regelmäßige üntersuchungen ihrer 
Mannschaft namentlich auf den Beichspostdampfem und den Mittebneerdampfem 
eingefOhrt. 

Wie mir von dem Hafenamt in Hamburg^Dr. Sannemann gelegentlich 
einer persönlichen Unterredung mitgeteilt und wie mir auch von anderer Seite 
bestätigt wurde, stoßen leider alle diese Bestrebungen vielfach auf mangel« 
haftes Verständnis oder sogar offene Abneigung bei den Schiffuftthrern. Wie 
ich selbst jedoch bereits im Laufe der Verhandlungen des in Bede stehenden 
Vereinstages betont habe, ist gerade die Mitwirkung der Kapitäne und Schiffs¬ 
offiziere unerläßlich in dieser so wichitgen und hedentangsvollen Angelegenheit 
(vgl. Protokoll S. 199). Insbesondere muß den Schiffsärzten seitens der Kapi¬ 
täne und Schiffsoffiziere jegliche ünterstfitzung bei ihren Bemühungen, die 
Mannschaft vor der Ansteckungsgefahr zu warnen, zuteil werden. An Bord 
derjenigen Schiffe, die keinen Arzt mitffibren, sind der Kapitän und die Schiffs¬ 
offiziere selbst die berufenen Persönlichkeiten, um der Mannschaft die Gefahren 
der geschlechtlichen Ansteckung in den ausländischen Häfen eindringlich vor 
Augen zu führen. Insbesondere sind solche Warnungen angebracht unmittelbar 
vor dem Anlaufen derjenigen Häfen, die berüchtigt dafür sind, daß in ihnen 
die an Land beurlaubte Schiffsmannschaft regelmäßig mit schweren nach¬ 
folgenden Erkrankungen syphilitisch angesteckt zu werden pfiegt. 

Es dürfte sich empfehlen, die Aufmerksamkeit der Beederkreise darauf 
zu lenken, daß die Kapitäne gemessene Weisung erhalten, den an Bord be¬ 
findlichen Schiffsärzten in jegli^er Weise dazu behilflich zu sein und Gelegen¬ 
heit zu bieten, daß sie aufklärend und warnend auf die Mannschaft einwirken 
und dort, wo Schiffsärzte nicht an Bord sind, diese Aufklärung und Belehrung 
namentlich vor dem Anlaufen fremder, als venerisch durchseucht anzusehender 
Häfen in entsprechender Weise selbst übernehmen und durch einen geeigneten 
Offizier der Besatzung ausftthren lassen unter gleichzeitiger Benutzung und 
Verbreitung von Merkblättern der nebenbezeichneten Art. Für die Beschaffung 
des erforderlichen Vorrats von Merkblättern zur unentgeltlichen Abgabe an 
die Schiffsmannschaft dürften die Schiffsreedereien, soweit sie die Merkblätter 
nicht kostenfrei von der Seeberufsgenossenschaft beziehen, wohl mit Bücksicht 
auf ihr dringendes Interesse an der Erhaltung der Gesundheit und Arbeitskraft 
ihrer Schiffsmannschaften gerne Sorge tragen. 

Ew. Exzellenz stelle ich ehrerbietigst anheim, bei den Begierungen der 
Bundesstaaten eine Einwirkung auf die Beederkreise in dem Sinne anzuregen, 
daß sie die Schiffskapitäne und Schiffsoffiziere anweisen, den Schiffsärzten be¬ 
hufs Belehrung der Mannschaften auf dem in Bede stehenden Gebiet jegliche 
Unterstützung angedeihen zu lassen und, sofern Schiffsärzte nicht an Bord 
sind, diese Beehrung selbst vomunehmen. 

- ■ 

' Aufhuhme von Auslündeni ln inlftndisohe Anstalten für Geisteskranke. 
^£rlaß des Justizministers, des Ministers des Innern und des 
Ministers der uaw. Medizinalangelegenheiten vom 24.Dezem- 
ber 1909 — Justiz-Min. Nr. I. 5548, Min. des Inn. Nr. IIa 2585, Min. der 
geistl. Ang. Nr. M. 9841 — an sämtliche Herren Oberpräsidenten und Begie- 
rungspräsidenten. 

Es hat sich als n9tig erwiesen, für die vorgeschriebenen Benach¬ 
richtigungen über die Aufnahme pp. von Ausländern in inländische Anstalten 
für Geisteskranke (Erlaß vom 8. Oktober 1904 — J.-M. I 5035, M. d. g. A. 
M 7989, M. d. I. lla 7663 —, Min.-Bl. f. Med.- pp. Angel., S. 375/6), sowohl 
über die Aufnahme (Erlaß vom 16. September 1901 — M. d. g. A. M 7096, 
J.-M. I 5717, M. d. I. na 7380 - Min.-Bl. für Med - pp. Angel. S. 269), wie 
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ttber den Abgang (Erlaß Tom 27. Febraor 1908 — J.«M. I 1224, M. d. g. A. 
M 8180, M. J. L Ua 1579/80 — ]Cin.-BL I. Med. jm. An^ 8. 144) je ein 
einbeitliehei Master za schaffen, in denen olle in Betrowt kommenden Mit* 
teUangen aofgenommen sind. 

Indem wir Euerer Exzellenz beilolgend je ein Muster zur 
Anzeige ttber die Aufnahme 
und zur 

Anzeige ttber das Ausscheiden 

zugehen lassen, ersuchen wir ergebenst, gefilligst zu yeronlassen, daß Ton 
den Öffentlichen Anstalten fttr Geisteskranke in der dortigen ProTins — 
Priratonstolten fttr Geisteskranke im dortigen Bezirk — Tom 1. Januar 1910 
ab nur noch diese FormnUoe zu den gedachten Benachrichtigungen yerwendet 
werden. 

Die Einreichung und Welternbe der Anzeigen yon einer Behörde zur 
anderen hat noch luüSgabe der ueserholb bestehenden Bestimmungen wie 
bisher zu erfolgen. 

A. 

Anselge llber die Anteelune 


de . in.Staatsangehörigen 

(Stand, Vor- und Zuname).in die (Name 

der Anstalt). 


Die Aufnahme erfolgte am . . ten.19 . . auf Ver¬ 


anlassung de . (Stand, Name und Wohnort oder Behörde). 

.unter Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses des (Name und 

Wohnort des Ausstellers). 

yom (Datum). 

1) o. Zuname und simtliehe Vornamen (Bufnome zu unterstreichen)? . . 


b. Stand, Beruf, Gewerbe?. 

c. Geburtsort und -Land?. 

d. Geburtstag und -Jahr?. 

e. Letzte Wohnung yor der Aufnahme? 

1 Wo stoatsongehOrig?. 

(Nachweise) 


g. Letzte Wohnung im Helmatsstoate ?. 

2 ) o. Vor- und Zuname (bei Frauen auch Midchennome) des Ehegatten? . . 


b. Stand, Beruf, Gewerbe?. 

c. Geburtstag, -Jahr und -Ort ?. 

d. Aufenthaltsort und -Land?. 

j e. Verheiratet seit ?. 

' Geschieden seit?.. 

IS g. Wann und wo gestorben?. 

8) 0. Name, Stand, Aufenthaltsort und -Land des Vaters ? 


b. Geburtstag, -Jahr und -Ort?. 

c. Wann und wo gestorben ?. 

d. Name, Stand, Aufenthaltsort und -Land der Mutter ? 


e. Geburtstag, -Jahr und -Ort?. 

f. Wann und wo gestorben?. 

4) Kinder 

a. Name j b. Alter , c. Besdittftigang , d. Wohnung 


5) Voll- und holbbttrtige Geschwister (noch Nomen, Stand und Woh¬ 
nung)? . 


6) Falls zu Nr. 2 bis b keine noch lebenden erwachsenen Personen enge- 
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geben werden kOnnen, sonstiger nickster Verwandter r . 


7) Oesetslieher Vertreter (Vormund, Pfleger)?. 

.ErentL Angabe des gerichtUehen Aktensefchens . . . . 

fl) Wie und yon wem werden die Kosten beaahlt ?. 


(Datum). 

(OnterschrUt). 

B. 

Zar Auft&ahmeaaaelge Tom (Dntasn). 

Anieige Aber das Ausscheiden de . am. 

aufgenommenen, in.Staatsangehbrigea (Stand, 

Vor- und Zuname). 

ans der . 


De.ist am . . 

nach (neuer Wohnort und n&here Adresse) .... 

entlassen worden, in die.Anstalt 

flbergefflhrt worden, gestorben. 

(Datum). 

(Unterschrift) . . . . 


y' Zahnpflege ln Strafanstalten. Erlafi des Ministeriums des 
'Innern vom 28. Desember 1909. 

Im Interesse der Zahnpflege bei den Oefangenen ist es erwflnscht, dafl 
sie Ton der Erlaubnis, sich ans Uirer gutgeschriebenen Arbeitsbelohnung Zahn- 
bflrsten zu beschaffen, aus^ebig Gebrauch machen (Erlaß vom 29. September 
1905, Verord.-BL Nr. 4). Zagleich sind sie anzuhalten, sich des Morgens nach 
dem Waschen den Mund mit Salzwasser ausznsptUen. Besondere Sorgfalt ist 
der Zahnpflege bei den jogendlichen Gefangenen zu widmen. Auf Anordnung 
des Arztes kOnnen ihnen Zahnbftrsten ans Titel 8 des Etats beschafft werden. 


Prüfung ren Personen, welche die Genehmignng nun Handel mit 
Giften naehsnehen« Erlaß der Minister des Innern, fflr Handel 
und Gewerbe und der usw. Medisinalangelegenheiten Tom 
7. Januar 1910 — Min. des Inn. Ue Nr. 8876, Min. für HdL u. Gew. 
II b Nr. 12984 und Min. der g. Ang. M. Nr. 8878 — an simtliche Herren 
BegierungsprSsidenten. 

Nachdem die Berichterstattung auf den Erlaß vom 7. Noyember 1904 
— M. Nr. 8916 — es als wflnsohenswert erwiesen hatte, den Kreisirzten 
n&here Anweisungen für die Prüfung yon Personen, welche die Genehmigung 
zum Handel mit Giften nachsuchen, zu erteilen, ist diesen Verh&ltnissen dnrch 
§ 66 der neuen Dienstanweisung fflr die KreisAnte yom 1. September 1909 
Bechnung getragen worden. 

Nach Nr. 60 Absatz 2 der Ansfflhrnngsanweisnng yom 1. Mai 1904 zur 
Beiehs-Gewerbeordnung — Ministerialblatt fflr Med&nal-Angelegenheiten, 
8.281 — kann dem Antragsteller yon der KonzessionsbehOrde die Beibringung 
eines Zeugnisses des Kreisarztes darüber aufgegeben werden, daß er die zur 
Erkennung und yorschriftsm&ßigen Behandlung der betreffenden Gifte und gift¬ 
haltigen Stoffe erforderliche Sachkenntnis besitzt. Soweit die Kreis- und 
Stadtausschflsse dayon noch nicht Gebrauch machen, wird ihnen unter Hinweis 
auf die Wichtigkeit des Umstandes, daß nur znyerl&ssigen und sachkundigen 
Personen der Gifthandel erlaubt wird, nahe zu legen sein, daß sie tie Piflfmig 
der Antragsteller allgemein zur Bedingung macken. 


B. Könlflfweiola Saobmen. 

Zur Abgabe yon Arzneimitteln seitens der Aerzte. Erlaß des 
Ministeriums des Innern yom Sl.Dezember 1909. 

In der Jahresversammlung der Bezirks&rzte des Chemnitzer Begiemngs- 
bezirks ist der Zweifel anfgetaucht, ob Aerzte berechtigt seien, solcke Arznei¬ 
mittel, die ihnen von Fabrikanten zu Versudiszwecken übersendet werden, an 
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Krank« abtagob««. Di« Frage ist nof Anregnng des Ministerüms in der 
dieeiikrigea PleaarrersniiUBlong des LnndesmeduinnlkoUegiiuna besipiechen 
werden and es knt s^ nach hier gesägt, dn6 weite Kreise über die ein- 
eehingendn gMetilichea Bestimmangen teilwdse direkt im Irrtome sind. 

Aas diesem Qnude fledet sieh des Ministeriom TemnlnBt, aal leigendes 
hiniaweisen: 

Nach § 367, Ziffer 8 des Bmehsstralgesetsbachs ist stiaftar, wer .«Ane 
peMseilkhe Brlaateis* Arsaeien, soweit der Handel mit ihnen nicht treigegeben 
Ist, rerkantt oder sonst an andere ftberläftt. 

Mach § 1 in Yerlundang oiit § 27 des Mandats Tm 30. S^iember 1823, 
den Terksnt tos Ameiwaren beueffead, dhifen Aerste nor in 8 Fillen 
Amneien abgehen, nisüich 

a) wenn sie an Orten wohnen, wo sich kmne Apotheke beindet, in allen 
F&U^ wo die Verschtmbang der Mittä ans der niehsten Apotheke ohne 
Oetahr oder doch ohne wesentUche Beschwerde ftr die Kranken oder 
deren AagehSrige nicht tonlich ist; 

b) bei ihren Besnrmen an answ&rngen Orten, wenn gWechfhIlt die Erhelnag 
der Ameien ans der niehsten Apotheke ohne GeCahr «der wesrwtKrhr 
Beschwerde nicht ttnlkh ist; 

c) nnr anentgelüichen Bekhong an Atme. 

anweeben an kSanen, sind die Aerxte nach § 2 der Verordanng tosb 1. j'nli 
1$^ in der Facsang der Yerardaong Tom 2. Mira 1804 — Qesras- and Ver- 
erdaongnblmt 3.87 — beiechügt, ^aicht nor eiaen ans Apotheka besogenen 
Terrat derienkm gebrsnehtferogea Anneien sn halten, weiche sam Oebran^e 
llr diiBgeade Fälle erfardertich sind — Kotapoihekea —sondern nach einen 
Term T«n AitaumitHds and Amcmteffen sc fhhxen and daraas selb st Arn> 
neiea ananWreiten.* $aweit abe die Acrate Hans* oder Metapetheken halten 
«nd ihnen Atanesen entnehmen, mhssea tie Anamen. f>iiniimiiiil sad H iinei 
saeffe aas Apetbekea bessgen sesa. 

IWhaar. wit sieb die Aerste, die keine Haas* oder Motnpnthcke hnlhaB, 
dk Anasien. AtancMatcl and Araamstoffe Tct schaff an dtrlesk, tnffx swar As 
Yeserdanng tarn 1. Jaai 1886 keine Besömmnng. es ergibt ikh dies aber non 
den sanst ghlugea Venchrüton. 

Mach der KaMerSxhea Tcswdanng tmb Oktnber 1831. dm Terkriw 
mit Araaesmaxaka bctxcffewd — Beickdgeseciblaa 8.389 — «OHen dieae An* 
ne« am. xai is Afoabeken Terkacit werden and nach die naeatgelt* 
iirte ritrnilenaag ran a n de rer Smte ab tob Apishckcn mtih mch nach 
§ 367 Ziffer 6 d» KskhsmralceeeszbaehB in Maa^ pei^seibeker Eriaaham 
ab aafttsshsit dar. I>eaa wea a aach das Mendst Tzm 3.'^. Scfscmbcr 18S 
m $ 1 «beniüa nsr den Terkaat wm Ame« ladenili dm Ipnrhfkra. 
na» derta eatgccuiabe rebetiaasa^ an aadore rerbietet. w gestattet 


es dosb aadoTMOss aaca aicbt dem aneetgtinnTW c r*e 
nidchsa aaserbeknsbea Eriaebais Kodarf ea. an die reben 
bei «rlamc* m 5>nne t» § 367 ILffer 5 des EmhiiMatj! 


Abs artedrar ergibc skA. dai es nnd ssnfiar ist. warn tna 

nansne 8<&jr ab tju Apicbfk« den Aers» Aii mäi a. AnncaKffe nder 
A-waramKifv btHcwnidrt iuht hiwceban werden, and wenn Aaaar Arsasnen. 
Asansimis». r«öK- A'rsMii!)Mi£&. Ä»r ueb; aas A|M«bekeB beanpea mad. ihm ■ 
MBS an Ktmo» odtr algrrben, 

'^Ms ir disMia yjio-in-niiiii—jw JVnpe lüft w d ea 

so. rd dv Am» brroslir',^ »««. A^r a B cm naiil s ü.'rr ^««wbiaaiide hm 
Kanbec anmoiulriar naRwondfla. «r wi.. das Knojarmw uros marrnieihl 
jnimn. dal f'^pr «'la dtr nflum Sjckstri'orkimc h^alc wpA wd ea 

nicbX aus .. (Owriesran^ m 8nntf v/a i 3r~ T .fic > oes 'Atärbinaa a lgw i an . 
tmeas ttnsawitiftt bo. wmc ArsnenniaiL luitc A'oneacrf r s r>;c S ucmdac aade 
nim Arrae ..aariwfndi«;^ wR*tus — Easi*si>au:sBf«n das * m 

Bcmbnndm. inwe 36, 5«ität 3.'^' — 


AMaCsim Wi>r.*äsc T''u\ 


ä 13 B. CT c . B Moc.-Äas a 



EecMsprechmig und Hüediziiial- 

Cfesetzgebnng. 

Beilage sur Zeitsohrift für Medizlnal-Beamte. 

Nr. g. 5. März. 1910. 


Rechtsprechung. 

Falirllsslse KSrperrerletsnng dareh falsche Bebandlanf Toa Gelenk- 
rheamatlHBiag seitens eines Knrpfasohers mit Collodlom eantharidatnmy 
Insbesondere daroh mangelnde Gebranchsanwelsnng. Urteil desBeichs> 
gerichts vom 28.November 1908. 

Die Strafkammer hat nanmehr festgestellt, dad Angeklagter der 8. 
irgendwelche näheren Anweisangen ttber den Oebranch des ihr gegebenen, wie 
er wußte, sehr stark and bei anrichtigem Qebraache schädlich wirkenden 
Mittels nicht gegeben hat; weiter ist festgestellt, daß darch den infolge der 
mangelnden Anweisung anrichtigen Gebraach des Mittels die schädigende 
Wirkung eintrat, womit zugleich zum Ausdruck gebracht ist, daß sie bei ent* 
sprechender Anweisung nicht eingetreten wäre, and endlich, daß Angeklagter bei 
Anwendung pflichtgemäßer Sorgfalt, za der er vermOge seines Gewerbes 
besonders Terpflichtet war, yoraassehen konnte, die S. werde, wenn nicht 
richtig angewiesen, das Mittel anrichtig gebrauchen, und es würden dann nach* 
teilige Folgen für ihre Gesandheit, wie es tatsächlich der Fall war, eintreten. 
Hiermit ist die strafbare Fahrlässigkeit des Angeklagten rechtsirrtamsfrei be¬ 
gründet. Die Strafkammer war nicht gehindert, bei Feststellang der Voraas* 
sehbarkeit die Tatsache, daß yielfach im Volke Neigung besteht, ärztliche 
Vorschriften nach eigenem Gatdttnken aoszolegen und durch Anwendung einer 
doppelten Dosis der yerordneten Arznei eine raschere Wirkung zu erziden, zu 
berücksichtigen, wobei sie, wenn sie yon „doppelter Dosis* spricht, dies nach 
ihren yorhergebenden Ausführungen nur in dem Sinne gemeint naben kann, 
daß das Volk geneigt ist, grüßere als die erforderlichen und zutrigliehen 
Mengen yon Arznei anzuwenden. _ 

FahrlSssfge Tdtnng dnreh einen Knrpftaseher infolge nnterlnssener 
reehtieUlger Hlnsnsiehnng eines Arztes. Urteil des Beiohsgerichts 
vom 7. Mai 1909. 

Sein Beyisionsangriff, es fehle an dem erforderlichen ursächlichen 
Zusammenhänge zwischen dem Verhalten des Angeklagten und dem Tode der 
Lotte H. scheitert an den getroffenen Feststellungen. Des Gericht erklärt sldi 
im Hinblick auf die übereinstimmenden sacbyerständigen Begatachtnngen der 
Aerzte Sch., G. und Z. für überzeugt, daß der Tod des (an Diphtherie erkrankten) 
Kindes am 28. Oktober 1908 „sicher* nicht eingetreten wäre, wenn am 19. oder 
20. Oktober eine ärztliche Behandlung mit Heilserum angewandt worden wäre. 
Damit ist zum Ausdruck gebracht, daß die Zuziehung eines Arztes auch noch 
am 20. Oktober 1908, zu einer Zeit, als der Angeklagte sich bereits mit der 
Behandlung der Krankheit befaßt hatte, hätte Hilfe bringen künnen und nadi 
den Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft „sicher* audi gebracht hätte. 

Bichtig ist, daß ein yierter Sachyerständitrer, Dr. L., sich yon einem 
ärztlichen Eingreifen nur noch am 19. Oktober 1908 Erfolg yersprochen hat. 
Diesem Aussprüche ist das Gericht aber, wie seine Darlegungen im Urteile 
erkennen lassen, nicht gefolgt. Daß seine hierauf sich beziehenden Aus- 
ftthrungen unklar seien, und daß das Gutachten der erstgenannten drei anderen 
Saohyerstäadigen auch eine Deutung dahin zolasse, daß möglicherweise doch 
nur eia ärztUches Eingreifen am 19. Oktober 1908 den Tod yerhütet hätte, 
ist der Beyieion nicht zuzugeben. Das Bechtsmittei war hiernach zu yerwerlen. 


Ela Gntaehtea, das der aif besonderer Saehknnde fnsseadea Be* 
grdadung eathehrt, Ist lar Bildoag einer rlehterliehea Uehemeagaag 
nngeelgnet. 
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Kranke abingeben. Die Frage ist anl Anregung des Hinisteriiune in der 
diesjährigen Pienarrersaminiang des Landesmedisinalkollegioms besprochen 
worden and es hat sich auch hier geneigt, daß weite Kreise Aber die ein* 
schiagenden gesetaiichen Bestimmongen teilweise direkt im Irrtame sind. 

Aas diesem Grande findet sich das Ministeriom yeranlaßt, aal foigendes 
hinzaweisen: 

Nach § 867, Ziffer 8 des Beiehsstrafgesetsbachs ist strafbar, wer „ohne 
poiizeiliche Briaabnis" Arzneien, soweit der Handei mit ihnen nicht freigegeben 
ist, Terkauft oder sonst an andere ttberlfifit. 

Nach § 1 in Verbindang mit § 27 des Mandats Tom 80. September 1828, 
den Verkant Ton Arznei waren betreffend, dttrfen Aerzte nor in 8 FfiUen 
Arzneien abgeben, nämlich 

a) wenn sie an Orten wohnen, wo sich keine Apotheke befindet, in alien 
Fällen, wo die Verschreibang der Mittel aas der nächsten ^^otheke ohne 
Gefahr oder doch ohne wesentliche Beschwerde für die l&anken oder 
deren Angehörige nicht tonlich ist; 

b) bei ihren Besadien an aaswärtigen Orten, wenn gleiohfalis die Erholnng 
der Arzneien aas der nächsten Apotheke olue Gefahr oder wesentliche 
Beschwerde nicht tnnlich ist; 

c) zor anentgeltlichen Beichang an Arme. 

üm in diesen ebenerwähnten Fällen die Ton ihnen yerordneten Arzneien 
aasgeben za können, sind die Aerzte nach § 2 der Verordnung yom 1. Jali 
1886 in der Fassang der Verordnong yom 2. März 1894 — Gesetz* and Ver- 
ordnangsblatt 8.87 — berechtigt, „nicht nar einen aas Apotheken bezogenen 
Vorrat derjenigen gebraachsfertigen Arzneien za halten, welche zom Gebraache 
für dringende Fälle erforderlich sind — Notapotheken —, sondern aach einen 
Vorrat yon Arzneimitteln and Arzneistoffen za führen und daraas selbst Arz* 
neien zozabereiten." Soweit also die Aerzte Haas* oder Notapotheken halten 
and ihnen Arzneien entnehmen, müssen die Arzneien, Arzneimittel and Arznei* 
Stoffe aas Apotheken bezogen sein. 

Darüber, wie sich die Aerzte, die keine Hans* oder Notapotheke halten, 
die Arzneien, Arzneimittel and Arzneistoffe yerschaffen dürfen, trifft zwar die 
Verordnang yom 1. Jani 1886 keine Bestinunang, es ergibt sich dies aber aas 
den sonst gültigen Vorschriften. 

Nach der Kaiserlichen Verordnang yom 22. Oktober 1901, den Verkehr 
mit Arzneimittela betreffend — Beichsgesetzblatt 8.880 — dürfen diese Ars* 
neien uhw. nar in Apotheken yerkanft werden und nach die unentgelt¬ 
liche Ueberlassang yon anderer Seite als yon Apothekern stellt sich nach 
§ 867 Ziffer 8 des Beiehsstrafgesetsbachs im Mangel polizeilicher Erlaabnis 
als nnstatthaft dar. Denn wenn auch das Mandat yom 80. September 1828 
in § 1 ebenfalls nar den Verkaaf yon Arzneien aafierhalb der Apotheken, 
also deren entgeltliche Ueberlassang an andere yerbietet, so gestattet 
es doch anderseits auch nicht deren anentgeltliche Ueberlassang, und einer 
solchen aosdrücklichen Erlaabnis bedarf es, am die Ueberlassang als „poUsM* 
lieh erlaabt* im Sinne yon § 867 Ziffer 8 des Beiehsstrafgesetsbachs ansehen 
au können. 

Aas alledem ergibt sich, daß es onzolässig and strafbar ist, wenn yon 
anderer Stelle als yon Apotheken den Aersten Arzneien, Arzneistoffe oder 
Arzneimittel übersendet oder übergeben werden, and wenn Aerste Arsneia, 
Arzneimittel oder Arzneistoffe, die nicht ans A^theken bezogen sind, ihrer* 
seits an Kranke oder Gesande abgeben. 

Wenn scbliefiiich in diesem Zosammenhange die Frage gestreift worden 
ist, ob die Aerzte berechtigt seien, Arzneimittel in ihrer Sprechstunde bei 
Kranken unmittelbar ansawenden, so will das Ministeriam nicht nnbemerkt 
lassen, daß diese Frage yon der neueren Bechtsprechang bejaht wird, weil es 
nicht als „Ueberlassang“ im Sinne yon § 867 Ziffer 8 des Beichsstrafgesets* 
buchs ansasehen ist, wenn Arzneimittel oder Arsneistoffe in der Spreebstonde 
yom Arzte „angewendet* werden — Entscheidangen des Beichsgerichts in 
Strafsachen; Band 88, Seite 805 —. 


BedakUon: Geh. Med.*Bat Prof. Dr. B a p m o n d, Beg.* n. Med.*Bat in Minden i. W, 

O, C. BrMBff, Hmoft SAakff.i. y iwU . HofbB«li4r«el^cvBi In ICIndn«. 
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ErwerIwaafShIgkeU Im Sinne des § 6 des Krankenrersleherongs- 
gesetses kann aneh dann Torltegen, wenn tatsBehlleh gearbeitet wird, 
Jedoch die UnmSglicbkeit besteht, die Erwerbstdtigkeit ohne Terschllm« 
mernng einer vorhandenen Krankheit ansinttben. Urteil des preußischen 
Oberverwaltnngsgerichts (III. Senats) vom 25. März 1909. 

Die Entscbeidnng eines Rechtsstreits ist in allen Fällen nicht von dem 
seitens des Richters zngezogenen Sachverständigen, sondern von dem Richter 
selbst zn treffen. Die Befragnng des Sachverständigen erfolgt ansschließlich 
zn dem Zwecke, um die richterliche üeberzengnng anf zutreffende tatsächliche 
Unterlagen zu stützen. Der Wert eines Gatachtens bemißt sich daher nach 
der ttberzengenden Kraft seiner Begrttndnng. Ein Gatachten, welches der anf 
besonderer Sachkunde fußenden Begründung entbehrt, ist mithin zur Bildung 
einer richterlichen Ueberzeugung ungeeignet. 

Dieser Fall liegt hier vor. Ueber die Anwendung des § 67des Kranken* 
Versicherungsgesetzes hatte nicht der Sachverständige, sondern der Richter zu 
befinden. Zudem ist hier jede Nacbprfifnng ausgeschlossen, ob der Sachvsr* 
ständige den Inhalt des § 6 zutreffend beurteilt hat. Der Sachverständige 
hatte die zur richterlichen Entscheidung erforderlichen tatsächlichen Unter* 
lagen zu liefern. Da er es hieran gänzlich hat fehlen lassen, konnte die Ent* 
Scheidung auf sein Gutachten nicht gestützt werden. 

Nach Aufhebung des angefochtenen Urteils erweist sich die Sache bei 
freier Beurteilung nicht als sprachreif, weil die eingangs bezeichnete Streit* 
frage sich aus den Akten noch nicht beantworten läßt. Die Sache muß daher 
an den Besirksanschuß zurückverwiesen werden. Zu bemerken ist dabei, daß 
Erwerbsunfähigkeit auch dann vorliegen kann, wenn tatsächlich gearbeitet 
wird, jedoch die Unmöglichkeit besteht, die Erwerbstätigkeit ohne Ver* 
Schummerung einer vorhandenen Krankheit ausznüben, daß ferner die Frage, 
ob diese Voraussetzungen im Einzelfalle gegeben sind, nach objektiven, von 
Sachverständigen festzusteUenden Merkmalen, nicht nach der Handlungsweise 
oder der Ansicht des Erkrankten zu beantworten ist und daß danach der von 
der Beklagten hervorgehobenen Tatsache der bis zum 26. November 1907 torfge- 
setsten voUen Arbeit sleistung eine ausschlaggebende Bedeutung nicht zukommt. 


Ein Im gesandheltllchen Interesse erlassenes pollielllebes Verbot 
Ist betreffs Unterstellnng von Antomobilen nnsnllsslg. Urteil des preu¬ 
ßischen Oberverwaltnngsgerichts (I. Senats) vom 19. März 1909 
(Rep. Nr. 1. B. 48. 07). 

Nach § 10 II. 17 A. L. R. hat die Polizei nur die zur Erreichung ihrer 
Zwecke nötigen Anstalten zu treffen. Eine polizeUiche Verfügung, die im 
gesnndheitspolizeilichen Interesse das Verbot aasspricht, ,die auf einem 
Grundstücke errichteten BauUehkeiten zur UntersteUung von Antomobilen und 
das Grundstück selbst zn Automobllzweoken zu benutzen oder benntzen zn 
lassen'*, geht zu weit. _ 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.« Könlgpreloli Premmmmia. 

^ Anreehnvng der dreijährigen Torbereitnngszeit zur kreisirztllehen 
Prßfkng als penslonsfibige Dienstzeit* Erlaß des Ministers der nsw. 
Medisinal*Angelegenheitea vom 20. Februar 1910 — M Nr. 702II 
— an sämtUche Herren Regierungspräsidenten.*) 

Nach § 8 Abs. 2 der unter dem 24. Juni v. Js. erlassenen, mittels Rnnd- 
verfügung vom gleichen Tage mitgeteilten neuen Prüfungsordnung für Kreis¬ 
ärzte ist Voraussetzung für die Zuiassung zur Prüfung, daß der Kandidat 
nach Erlangung der Approbation als Arzt eine mbdestens dreijährige praktische 
fa^technische Beschäftigung nachgewiesen hat 

Diese Bestimmung hat gemäß § 14 Nr. 4 des Gesetses vom 27. März 
1872 (GesetzsammL 8.272) zur Folge, daß in Znkunft bei Pensioniernng der 


') Betreffs der Anrechnung der Vorbereltnngsseit bei den zur Zelt im 
Amte beliadliehea Kreisärzten s. die heuMge Hauptnummer unter Tages* 
aaehriohten. 
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Kreisftrzte, die ihre Prfifang nach der neuen Prftfungsordnung abgelegt haben, 
aufier der im Staatsdienste zugebracbten Dienstzeit ein dreijähriger Zeitraum 
als pensionsfähige Dienstzeit in Anrechnung zu bringen ist. 

Ich ersuche ergebenst, dies gefälligst in geeigneter Weise zur Kenntnis 
der beteiligten Kreise zu bringen. 




jr Uebersleht über die Tätigkeit der Kreisärzte. Erlaß des Ministers 
^er usw. Medizinalangelegenheiten vom 22. Februar 1910 — 
M Nr. 8274 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Nachdem in Abschnitt XII unter al des Formulars XI zu § 117 der 
neuen Dienstanweisung fUr die Kreisärzte die Punkte anfgeltthrt sind, die bei 
der Uebersicht über die Tätigkeit des Berichterstatters zu berücksichtigen 
sind, kommt die nach meinem Erlaß vom 28. April 1903 — M 1118 — rorzu« 
legende Oebersicbt in Wegfall. _ 


r n 


Bakteriologische Unterznchnng der Leiehenteile bei Yerdacht der 
Yergiftang durch Nahrungsmittel oder sonst rerdächtiger Stoffe. Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 25. Ja¬ 
nuar 1910 — M. Nr. 2721 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nach § 91 der 8 traf Prozeßordnung ist, wenn der Verdacht einer Ver¬ 
giftung Torliegt, die Untersuchung der in der Leiche oder sonst gefundenen 
verdächtigen Stoffe durch einen Chemiker oder durch eine ihr solche Unter¬ 
suchungen bestehende Fachbehörde vorzunehmen. 

Bisher sind mit der Ausführung solcher Untersuchungen fast nur 
Chemiker beauftragt worden, ohne Unterschied, ob es sich um eine gewöhnliche 
Vergiftung handelte oder um eine Nahrungsmittelvergiftung, bei der vielfach 
nur die bakteriologische Untersuchung und auch diese nur, sofern sie frttbzeitig 
vorgenommen wird, ein Ergebnis hinsichtlich der Todesursache zu liefern 
geeignet ist. 

Ich ersuche deshalb, die Kreisärzte in Ergänzung des § 21 der Vor¬ 
schriften für das Verfahren der Gericbtsärzte bei den gerichtlichen Unter¬ 
suchungen menschlicher Leichen vom 4. Januar 1905 — Min.-Bl. f. Med.-Ang. 
8 . 68 — dahin mit Anweisung zu versehen, daß bei dem Verdacht einer Ver¬ 
giftung durch Nahrungsmittel außer der chemischen und mikroskopischen Unter¬ 
suchung der Leichenteile auch die bakteriologische Untersuchung in Erwägung 
zu ziehen und erforderlichenfalls zu veranlassen ist. Auch ist in solchen 
Fällen auf eine an die Obduktion unmittelbar anschließende Untersuchung der 
Leichenteile zu dringen. 

Die in Betracht kommenden Gerichtsbehörden werden von dem Herrn 
Justizminister entsprechend verständigt werden. 


EiDfähruHg der obligatorischenLelchenichan. Erlaß der Minister 
dfes Innern und der usw. Medizinalangelegenbeiten vom 12. Ja¬ 
nuar 1910 — M. d. Ion. II d Nr. 8509, M. d. g. Ang. M. Nr. 6008 — an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Aas den Berichten, die aut den Erlaß vom 16. Juli 1907 — M. d. I. 
II a Nr. 5708, M. d. g. A. M Nr. 6178/06 — eingegangen sind, haben wir mit 
Befriedigung ersehen, daß die Einführung der Zwangsleichenschau durch 
PoUzeiverordnung wiederum wesentliche Fortschritte gemacht hat. 

Wie aus der beiliegenden Uebersicht hervorgeht, war am 1. Januar 1909 
die Zwangsleichenschau in 8 Regierungsbezirken und im Landespoliseibesirk 
Berlin sowie in je einem Regierungsbezirk für alle Gemeinden über 1000 Ein¬ 
wohner und fflr alle Orte, an denen Aerzte ansässig sind, für den ganzen 
Umfang des Bezirks durch Polizeiverordnung eingeftthrt; in einem weiteren 
Regierangsbesirk wurden in den Städten und vielfach auch in Landgemeinden 
regelmäßig Todesbescheinigungen beigebracht, ohne daß eine PoUzeiverordnung 
bestand. In den übrigen Regierungsbezirken bestanden PoUzeiverordnungen 
ttber Zwangsleichenschau in 49 Stadt- und Landkreisen, 897 Städten, 5 Bflrger- 
moistereien, 28 Amtsbezirken und 293 Landgemeinden; außerdem wurden, ohne 
daß eine PoUzeiverordnung bestand, in 9 Städten Todesbescheinigungen regel¬ 
mäßig beigebracht. FUr den Bereich der ganzen Bheinprovinz sowie fftr 
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ublreiohe Kreiae, StSdte nnd Laadgemeiadäi dsd die Verbuidliuigen ftber 
die Einltthning der Zwugeleiebenscban noch niobt ebgeeobloseen. 

ln der Mehrsahl der Berichte wird berrorgeboben, dnfl eich die Zwangs* 
leiehenschan, die mit wenigen Ansnabmen Ton Aerzten ansgelibt wurde, be* 
währt hat. Obwohl in mehreren Landkreisen und in einer großen Anzahl von 
Landgemeinden die Leichenschau neu elngeftthrt wurde, haben sich bei der 
Dorchfahmng kaum Schwierigkeiten ergeben. Ueber zu hohe Kosten der 
Leichenschau wurde im allgemeinen nicht geklagt. Wesentlich ist die Kosten* 
frage dadurch erleichtert worden, daß mit den Aerztekammern oder Aerzte* 
yereinen Verträge abgeschlossen wurden, in denen für die Ausführung der 
efaiselnen Leichenschau Pauschalsummen festgesetzt wurden; hierbei wurde 
auch in einigen Fällen für die ersten Jahre des Bestehens der Leichenschau 
ein geringerer Betrag vorgesehen, um eine Gewöhnung an dieselbe zu 
erleichtern. In nachahmenswerter Weise haben zahlreiche Gemeinden die 
Kosten der Leichenschau übernommen, andere zahlen den Aerzten jährlich für 
die Ausübung der Leichenschau Pauschalsummen. Wieder in anderen Ge* 
meinden ist die Sache so geordnet, daß die Gemeinden die Gebühr für die 
Leiehenschan den Aerzten entrichten, sie von den zur Zahlung Verpflichteten 
aber später wieder einziehen. 

Mehrfach hat man die Angehörigen von Verstorbenen eine kostenfreie 
Krankheitsbescheinigung von dem behandelnden Arzt beibringen lassen nnd nur 
in Fällen, bei denen eine ärztliche Behandlung vor dem Tode nicht stattfand, 
die Leichenschau angeordnet. In verschiedenen Kreisen erhielt der Kreisarzt 
regelmäßig ein Verzeichnis der Sterbefälle, bei denen eine Krankheits* 
bescheinignng nicht beigebracbt war. Wo wegen örtlicher Verhältnisse die 
Anordnung der Leichenschau nicht angängig erschien, ist' mehrfach bestimmt 
worden, daß die Standesämter dem Kreisarzt in regelmäßigen Zwischenräumen 
die Todesbescheinigungen mit den Angaben der Angehörigen einreichen, um 
ihm in geeigneten Fällen Nachfragen zu ermöglichen. Dies erscheint zweck* 
mäßig, da hierdurch über das Auftreten übertragbarer Krankheiten Aufklärung 
geschafft werden kann. 

Euer pp. ersuchen wir ergebenst, die Angelegenheit gefälligst auch 
ferner hu Auge zu behalten nnd zum 1. März 1912 über die Jahre 1909, 
1910 und 1911 unter Beifügung einer Gesamtübersicht der Kreise, Städte usw., 
für welche die Leichenschau durch Polizeiverordnung eingeführt ist, zu be* 
richten; die seit 1908 neu hinsngetretenen Orte nnd Kreise sind hierbei dnrdi 
rote Tinte besonders zu bezeichnen. 


Bezeichnung des hochwertigen (600 fachen) DIphtherleheUsemmB 
"nnd dessen Verkanfspreis in den Apotheken« Erlasse des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom Iß.November 1909 (a) 
— M. Nr. 18429 — nnd 20. Januar 1910 (b) — M. Nr. 2781 — an sämt* 
liehe Herren Begiernngspräsidenten. 

a) üntor Bezugnahme auf den Erlaß vom 11. März 1902 (Min.>Bl. f. Med.- 
Ang. S. 108) genehmige ich, daß von den Höchster Farbwerken für die Füllungen 
von hochwertigem (öOOfachem) Diphtherieheilsernm mit einem Gehalt von 
mehr als 8000 Immnnisierungseinheiten Umhüllungen oder Etikettes in folgender 
Farbe zu wählen sind: 

bei 8000 bis 8999 Immnnisierungseinheiten blau, 

, 4000 „ 5999 „ weiß mit gelbem Qnerstreifen, 

, 6000 „ 7999 „ weiß mit grünem Qoerstreifen, 

, 8000 und mehr „ weiß mit rotem Querstreifen. 

Die Preise des Serums einschließlich Verpackung setze ich unter Bezug* 
nähme auf den Erlaß vom 24.November 1904 (Min.*Bl. f. Med.>Ang. 8. 428) fest: 
für 6 ccm mit 8000 Einheiten auf 6,50 M. 

, 8 , , 4000 , , 8,65 , 

,12 ,, 6000 , , 12 65 , 

, 16 8000 , , 17,05 , 

Von der Festsetzung von Verkaufspreisen für die Apotheken sehe ich 
ab, da ich nach Ihrem Berichte annehme, daß Serum in vorstdienden Füllungen 
nur an Kliniken pp. abgegeben werden soll. 

b) Im Anschlüsse an den Erlaß vomllß. November 1909 — M. 18429 — 
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teile leb die Verkeiilspreise der Apotheken für boohirerUgee (SOOfnohee) 
Diphtberiehdlaemm wie folgt feit: 

Fttiiongen mit 8000 ImmanidenugeeinhdteB 7,76 M. 

» - 4000 , 10,00 . 

. . «000 . 14 ^ , 

« « 8000 „ 19,00 , 

Eaere pp. enache ich ergebenst, die Apotheker hierron ud ton dem 
Erlnsse vom 16. November v. J. gei&Uigst in benncbricbtigen. 


^ Oehelmmlttelgegen MenstmatlonestSrnngen. Erlnfi des Ministers 
der nsw. Medizinilnngeiegenbeiten vom 16. Jnnunr 1910 — M. 
Nr. 9286 — an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

In Tagesseitangen and Zeitschriften werden in den letsten Jahren 
Mittel gegen Menstraatlonsstdrangen unter den verschiedensten Namen in 
immer steigender Zahl angekttndigt and angepriesen. Beigeschlossen lasse ich 
Earer pp. eine Uebersicht des Ergebnisses der Untersacbong einer Beihe 
solcher Mittel in der Nahrangsmitteiantersaobangsanstalt beim hiesigen Polisei« 
präsidiam zagehen. Es ergibt sich aas diesen and anderen, fii der ein¬ 
schlägigen Literatur mitgeteilten Befanden, daß die Mittel die ihnen in den 
Anieigen beigelegten Wirkungen nicht haben kOonen and daß ihr Wert den 
fttr^sie geforderten hohen Preisen darcbaas nicht entspricht 

Euere pp. wollen gefälligst, falls aach im dortigen Bezirk Mittel der 

f enannten Art angepriesen werden, das Pablikam in geeigneter Welse vor 
em Ankauf warnen and aaf die Zeitungen und Zeitschriften, soweit davon 
Erfolg za erhoffen ist, einwirken lassen, daß sie weiteren Anzeigen der Mittd 
die Aufnahme verweigern. Ich ersuche ferner, zu prhfen, inwieweit ein Ein¬ 
schreiten gegen die solche Mittel anzeigenden und feilbaltenden Personen auf 
Grund der gemäß Erlaß vom 28. Juli 1902 — M. 16921 — (Med. Min.-Bl. 
S. 241) erlassenen Poliseiverordnung und der Kaiserlichen Verordnung vom 
22 . Oktober 1901 (ebenda 8.278) angebracht ist, und das danach Erforderliche 
zu veranlassen. 

Ye»«lclmla 

der in der hiesigen staatlichen Anstalt zur Untersuchung 
von Na',hrnngs- und Genußmitteln untersuchten Menstruatios- 

mitteL 

Nr. 1. Menstmationspulver „Geisha“ von Ernst Walter in Halle bestand 
ans gepulverten römischen Kamillen. 

Nr. 2. Mesembryanthemum von Lindekuh in Berlin besteht aus einem 
Gmnenge von gepulverten römischen und gewöhnlichen Kamillen. 

Nr. 8. Menstruationspuiver „Ohne Sorge* besteht aus gepulverter 
gewöhnlicher Kamille. 

Nr.4. Menstmationspulver Pobli (Versandhaus Geosheta hi Berlin) 
besteht aus gepulverten römischen Kamillen. 

Nr. 6. Menstraationstropfen von B.M011erin Berlin stellen ein Destillat 
aus aromatischen Vegetabilien dar. Der Geruch ließ vorwiegend ZimmtOl und 
BosmarinOl erkennen. 

Nr. 6. Menstmationspulver „Mimosa* ist ein Gemenge ans gepulverten 
römischen nnd gewöhnlichen Kamillen. 

Nr. 7. Menstmationspulver „Glftckauf“ besteht aus gepulverten 
römischen Kamillen. 

Nr. 7. Menstrustionstee „Beginn* (Badekränter) enthält Kakaoschalen, 
Lavendelblflten, Kalmuswurzel, Kamillenblfiten, Bosmarinblätter, Eukalyptus- 
biätter, Walnaßblätter, Bitterkieeblätter, Birkenblätter, Senfmehl nnd 
Alaunpulver. 

Nr. 9. Menstrnatlonstropfen „Geisha* ist ein alkoholhaltiges Destillat 
ans aromatisehen Vegetabilien. Der Gemch ließ Nelken, Zimmt nnd Baldrian 
erkennen. 

Nr. 10. Menstmationstropfen „Franenlob* erwies sich als ein Gemisch 
ans verschiedenen Tinkturen, dessen Hauptbestandtdl äpfelsaure Eisen¬ 
tinktur war. 

Nr. 11. Menstraationstropfen „Favorit* ist ein alkoholhaltigen Destillat 
aus Baldrianwursel, Zimmt und Nelken. 

Nr. 12. Menstmationspulver „Fortuna* von Frau Buxtinat in BerUn 
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s!ad ibgeteQte Palyer vira Je 1 g Qeiiiclit, die ädä eiaem Ö«ffiei)ge Voä etwe 
gleichen Teilen dftfrBn, tfyrftie osd Schwefel bestebes. 

13, MenatxaniiQi^Ueplea «Htmon** der yi&cd>Ootnpegote in 
B«rüo*3ch3ttebeig eind ein elhQbQlhftltiges Pestill»! ave atoataliecheft 
VegeWbiUee, da» Torvieheod hach KraaHemics« lieöht. 

|ifvl4, HdBatmawhet^^^ »Plto“ der Ylaep>C(OGi«ngnle M 
Berlin'^SicbSfleberg beflSeh^ «b#>ialie ao8 eineia. yofwiegieod nach XreneeiBlhae 
riechenden Deatliiat.' 

lör yea F> id er leer in Berlin war ^deisUsch 

leU Men»t?hailQh«pnlf]er;;w0ei9hn‘‘iVeTgl. 

Nt. 16, KegatierV'^leQ fttr Pertcdensiöcn&gedt besiehen ao^ ' einem 
{Gemisch r«n Ipfelsaojrer Eiseniinktftr ttnö : - 

Kr 1?, Begniiertable^teif sind en&'ZlBiaitpaiyer ind Jj^lelsanreni Eiaeh* 
exttakt hereeetelU. . - i . 

Kt. 18. Petlodenmitiel veh Pr Pitedfi k n in Beriia iet IdenUeeb mit 
dem Mittel Meeembr/ünth^om deeselben fierateilc» (Yergi. Nr, 3), 

Jfr 19,' Menstottöl^fea der ^tehftoeberg 

alad Ideoiidch mit den ▼öh dar gieiehen Mimk recitiebenen Mitteln »Mlmosa*' 
und .^Cito“ {Vergf. Nr. 13 und 14). 

Üti 20. MenaitraatioBspalver ^Japanol** beeteht an» gephlfetten römischen 
.KamUIeo, ^ ■ '-'r' 

Nr, 31. MensUaationetropfen „Fertcna* ton B, M ela k er Id Beijiid 
beeteben onecheinend lediglich an» ebem Genüadi von Zimmtünklitr and 
■ Wasaer. / ' . V’/'\ ^ 

K^ 2'2. Mensti^atin^^ „Ftebar“ von'A. Bleich rhdet 'in Bfirlin 

beateht aiu geachaltteaen tOmiachon Kamillen. 

' 3. S'ftrMtwutiam 

Anietgepftieifal hei anatcekenden Kmakbeiten« Laadespoliaei' 
Terordnnog yom 20. Beaember ldOO« 

Auf Orand 3ea Ge^etces fom 13. Janaar, 1875 — Bcg.-Bl. S. 9 — wird 
fOr den Pmfang der Fdnientttmer Waldeck tuid PFraeal bietmlt fnlgeAdo» 
aBgeocdnet'i' ^^ 

§ 1, den io dem g 1 dea Beichageaölaea, betr, die BekSmpfn&g 

gemeeogefdhrlieber Krstikhelteev Tohr 80. Jaai 1900 (Beichagea.-Bt 3. 306 ff.) 
aafdefhbrten Fallen der Aaaeigepfiichc^^^'^ Aoekata (Pepr»), . 
(aalatjbchet), Fleckfieber (Fleckt.Gelbfieber, Feat iPflentaUaeber BenietH! 
peat}, FeckeB (Blattern) üit |ed« Efkraakdng and jeder Todeetall an: 
Typhös (Gnterlelbetfpbd^ivhbeHragbttror Genicbatarr«, 'Kindbetifiebet (Wooheo* 
beti-, Paerpetalficb^J, Beta» Bbcklatlfiebefi sowie jwlor F*ii, Welchetr den 
Fetdacbt einer dieser Sraekhelteh rdebifertigt, der Ittr den AafeDthaltaert 
de» Erkrinkie& ddet den Sterh^^ atutfindigen PeUneibehbfde (Oftabtirget^ 
mMater) iimethaSb ^erimdaw nach erlangter Kenatni» anaaseigea. 

^ 2. lu Gemlßhe'it der Bestimm § 1 ist nnch jede Etkrafikong 

and jeder fedcataU an: PIpliberie, SdrnerkraokheU (Tracbem, Granalewe), 
ttbertragbareit Eohr, SöhatiiMi spiasdet Einde<libm%ag StUlab^nnd, TeUwot 
sowie ToUwat »etdS<diGge TierA 

gUUng, Pnseres^ ^et AeblkopflöberkslM^ Eehald BnalllM nnnbgewiesen atsi^ 
sowie jeder Wnhntuigawecbsel tdnea soleh^ Tniterkoldaen 

§ 8, ^5or Anaetge sind VorpSichtet^ der angenegehe Arot, 9. der 
BnasbaltiugsTotsiandy B. sonai mit: ^ : Pfieg« des 

Erkraekten beecb&tkigte 4, dejijenlgev - ^ Wohnang ndW Be»- 

b»BSBDg der Brktnfikcdg8k edet Todeslul h»t, oder nne dessen 

Wohoaeg hder BehnBaang der ToberktB^^ 

Pie YnrpfiJcbtnng aer^ ^ 0^ Nr. 2 bla # genaonteii Penenen tritt not 
dson ein, krnnn ein frtther geoancter yorpfitchteter sieht rorbanden iai 
" För KrnnkheltS' nad TodealäUe^ welche, meb i^ bffenÜicheB Ertnken*, 

:l:hA9ßi>'*Ä '--Äi»i»ljteB MelgBCBv' 1^ der Voraiebfcr der 
Stelle''damit, oeaoftragte Person aoi' 

^ 4 , So dfB Aus«i^;a, mit Aoenabme derjWigen dber den WebiMUigST 
Waeksnl sina Meidekarten nach dem narhstebead fthgMrockteO; 

wskhe cos den OrtapoUceibehfirden (Bllrgermi^sterhl 
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Torr&tig za hzlteo sind. Die Aerzte haben diese Karten, von welchen ihnen 
ebe Anzahl im voraos dorch die OrtspolizeibehOrden Terabfolgt werden wird, 
dgenhändig aoszafhUen. Die übrigen anzeigepflichiigen Personen brauchen 
die Anzeige and die Angaben, welcne für «Ue alsdann von der Ortspolizei- 
behOrde aoszafüilende Meldekarte erforderlich sind, nnr mündlich za machen. 

^ Anzeigen über den Wohnnngswechsel Taberkalöäer genügt in allen 
Füllen die mündliche Mitteilong an die OitspolizeibehOrde. 

§ 6. Wer den Bestimmongen dieser Verordnung znwiderhandelt, wird 
mit einer Ckldstrafe bis za 30 Mark oder mit Terbältnismäßiger Halt bestraft. 

§ 6. Diese Polizeirerordnung tritt am 1. Januar 1910 in Kraft. Mit 
dem gleichen Tage treten die Landespolizoirerordnung. betr. die Anzeigepflicht 
bei ansteckenden Krankheiten, Tom 28. September 1897 (Beg.>BL 8. 47) and 
die Verordnung, betr. die Anzeigepflicht bei der Kinderlähmung, vom 18. Oktober 
1909 (Beg.'BL S. 75) außer Wirkung. 

Die Bestimmungen der Anweisung zur Verhütung der Verbreitong über« 
tragbarer Krankheiten durch die Schalen Yom 1. Februar 1909 (Beg.«BL 8.28 ff.) 
werden durch diese Polizeiverordnung nicht berührt. 

Master sar Meldekarte. 

Anzeige 
eines Falles Ton 

1. Aussatz (Lepra) oder Aussatzverdacht. — 2. Cholera (asiatische) oder 
Choleraverdacht. — 8. Diphtherie (Bachenbriune). — 4. Fleckfleber (Fleck« 
typhös) oder Fleckfleberverdacht. — 5. Fleisch«, Fisch« oder Wurstvergiftung. 

— 6. Gelbfieber oder Qelbfieberverdacht. — 7. Genickstarre, übertragbare, oder 
Genickstarreverdacht. — 8. Kindbetifieber (Wochenbett« — Puerperalfieber) 
oder Kindbettfieberverdacht. — 9. Kinderlähmung, spinale. — 10. KOrnerkrank« 
heit (Granulöse, Trachom). — 11. Lungen« und Kehlkopf tuberkulöse, sobald 
Bazillen nachgewiesen sind. — 12. Milzbrand. — 18. Pest (orientalische Beulen« 
pest) oder Pestverdacht. — 14. Pocken (Blattern) oder Pockenverdacht. — 
16. Botz oder Botzverdacht. — 16. Bückfallfieber oder Bückfallfieberverdacht. 

— 17. Bahr, übertragbare (Dysenterie). — 18. Scharlach (Scharlacbfieber). 

19. Tollwut (Lyssa) sowie Bißverletzung durch tolle oder der Tollwut ver« 
dfichtige Tiere. — 20. Trichinose. — 21. Typhus (Cnterleibstyphas) oder 

Typhusverdacht. 

(Das Zutreffende ist zu unterstreichen.) 

Ort der Erkrankung:. 

Wohnung (Straße, Hausnummer, Stockwerk):. 

Des Erkrawen 

Familienname:.Vorname:. 

Geschlecht: männlich, weiblich. (Zutreffendes ist zu unterstreichen.) 

Alter:. 

Stand oder Gewerbe:*). 

Stelle der Beschäftigung:*). 

Tag der Erkrankung:. 

Tag des Todes: . 

Sind schulpflichtige Kinder in dem^Hausstande vorhanden?. 

Welche Schale besuchen sie?. 

Name und Wohnort des behandelnden Arztes:. 

Bemerkungen (insbesondere auch ob, wann und woher zugereist):. 

.. den . .ten.19 . . 


(Unterschrift.) 

(Vorderseite.) 

An 


die Ortspolizeibehßrde ^ 


Frei durch AblQe. Nr. 10 
Kreisamt. 


*) Bei Kindern unter 15 Jahren bezieht sieh die Angabe auf die Eitern. 

Bedaktion: Geh.Med.«Bat ProL Dr.Bapmuad,Beg.-u.Med.-BntinMlndenL W. 
J. a 0. SraM, HWM^ Sitte.!. nnd.Ste.«L.a«ftMh4rMhwil taainin. 
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Durch Bernfhng eines bestimmten Arstes bei einer Krnnkenlusse 
flbersebreitet die höhere Tenraltnngsbebörde nicht Ihre Im | Ö6a des 
KrankenTerBicheniDgBgesetses gegebene Befognisse; sie hat dann aber 
auch den Tertrag mit diesen Arzt abinsehllessen nnd darf diesen Abschlnss 
nicht durch die erstinstanzliche Anfslohtsbehörde der Krankenkasse be¬ 
wirken lassen. Urteil des Prenß. OberTerwaltangBgerichts 
(UL Senats) yom 19. April 1909. 


Das Fehlen einer Anklageschrift begründet aneh Im Falle des | S 
Abs. 4 des Ehrengerlchtsgesetses einen wesentlichen Mangel des Ter- 
fahrens. Urteil des prenß. ärztlichen Ebrengerlchtshofes Tom 
8 . Jnnl 1909. 


Ein Arzt, der einen Rechtsanwalt beanftragt, ln einer Kassenarst- 
angelegenhelt seine Rechte gegenüber der Ter^sgskonunlsslon wahrsn- 
nehmen, macht sich nicht ehrengerichtlich strafbar. Beschlnß des 
prenß. ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 24. Angnst 1909. 


Annahme einer Kassenarztstelle nnter Brach des Ehrenworts. Be¬ 
schloß des prenß. ärztlichen Ehrengerichtsholes Tom 14. De¬ 
zember 1908. 

Im yorliegenden Falle steht es lest, daß der Angeschnldigte, indem er 
die Kassenarztstelle in N. annahm, sein Ehrenwort brach. Es mag, wie es 
anch seitens des Ehrengerichts geschehen ist, angenommen werden, daß der 
Angeschnldigte in einer Notlage gehandelt hat. Anderseits fällt es doch anf, 
daß er schon reichlich zwei Monate nach der Unterschrift des Verpflichtnngs- 
scbeins, der erst vom 21. Angnst 1907 datiert, der unter Verpfändung seines 
Ehrenworts flbernommenen Verpflichtung untren geworden ist. Wenn er den 
Schein nnterschrieb und sein Ehrenwort gab, so mußte er anch dem Ehrenwort 
entsprechend handeln. Die Tatsache, daß er einmal das gegebene Ehrenwort 
gebrochen hat, bleibt bestehen nnd der Ehrengerichtshof war deshalb nicht 
in der Lage, die Beschwerde als nnbegrttndet anznerkennen. Anch das Straf¬ 
maß erscheint angemessen. 


Gewissenhafte Ansübang der ftrztllchen Bemfstätlgkelt bei Gelegen¬ 
heit der Geburtshilfe. Beschlnß des prenß. ärztlichen Ehren¬ 
gerichtshofes Yom 24. August 1908. 

Was zunächst den Vorwurf anlangt, der Angeschnldigte habe durch 
rohe nnd nn geschickte Manipulationen die Verletzung der Oebärmntter und 
der Scheide bewirkt, so steht fest, daß die Operation nnter den obwaltenden 
Umständen (enges Becken, Abfluß des Fruchtwassers, morsches Uterusgewebe) 
eine so schwierige war, daß ein gleiches Unglück anch den geübtesten 
Gebartshelfer hätte treffen können, ^e Verschuldung des Angeklagten würde 
nur für den Fall in Frage kommen, daß er die Wendung hei noch nicht 
genügend erweitertem Muttermunde und die Extraktion zu schnell nach 
erfolgter Wendung Torgenommen haben sollte. Der Angeschnldigte gibt so, 
daß er die Extraktion der Wendung schon nach 5 Minuten folgen ließ, erklärt 
dies aber völlig ausreichend damit, daß während dieser 6 Minuten der hervor¬ 
ragende Kindesteil sich stark zyanotisch verfärbte, nnd demnach bei län gw em 
Zn warten des Leben des Kindes dringend gefährdet erscheinen mußte. Wenn 
der Muttermund auffallend starr nnd hart war, wie der Angeschnldigte das 
ferner zngibt, so konnte die Sorge für das kindUche Leben, namentlich wenn 
etwa die Herztöne schwach geworden sein sollten, dem Geburtshelfer sehr 
wohl nnd mit vollem Rechte Veranlassung geben, die Wendung dennoch vor- 
znnehmen. Er rechnete eben darauf, daß in solchen Fällen die mütterlidien 
Teile nicht selten nacbgeben, statt, wie hier, za zerreißen. Eia gewisses 
Risiko bringt fast jede größere geburtshilfliche Operation mit sich. 

Wenn dem Angeschnldigten alsdann znm Vorwurf gemacht wird, daß 
er, obgleich er seiner dgenen Anssage nach eine Verletzung der Wöctoerin 



Becbtspreobnng and Medizinal-GeBetsgebong. 


47 


«rkannt batte, eine innerliche Gntersacbong derselben nicht yorgenommen vnd 
nicht einmal den Versncb gemacht habe, einer Verblatnng von der Wunde 
aus durch chirurgische MaSnahmen yorzubeugen, so wird durch die Aussage 
der ihm keineswegs freundlich gesinnten Hebamme bezeug^ daß eine stärkere 
Blutung weder nach der Geburt des Kindes, noch nach der 80 bis 45 Minuten 
darauf erfolgten Ausstoflung der Nachgeburt an konstatieren war. Der Ange- 
schuldigte konnte also, zumal die gute Beschaffenheit des Pulses dem Verdachte 
auf innere Blutung widersprach, sehr wohl des Glaubens sein, daß eine schwere, 
ehimrgisches Eingreifen erfordernde Verletzung nicht yorliege, und wenn er 
dieses Glaubens war, so durfte ihm die manuelle innerliche Untersuchung der 
eben erst so schwer Entbundenen nicht nur unnötig, sondern sogar nicht 
unbedenklich erscheinen. Bei seinem Besuche am Abend war die Temperatur 
der Wöchnerin auf 88,5** gestiegen, die Pulszahl betrag 120, der Leib war 
anfgetrieben und bei leisester Berttbrung ungemein schmerzhaft, unstillbares 
Erbrechen hatte sich eingestellt, kurz alles deutete darauf bin, daß bereits 
sepUsche Infektion eingetreten sei. Ob zu dieser Zeit die starke Blutung, 
welche die Hebamme am nächsten Morgen konstatiert haben will, bereits 
begonnen hatte, kann dahingestellt bleiben, denn nunmehr, nach eingetretener 
Sepsis, wäre der tötliche Ausgang mit höchster Wahrscheinlichkeit selbst dann 


unyermeidlich gewesen, wenn es der chirurgischen Kunst des Angeschuldigten 

S slungen wäre, die Blutung durch Tamponade der Scheide, oder Naht des 
isses zu stillen, Operationen Übrigens, die selbst bei größter Uebung und 
Erfahrung des Operateurs unter den yorüegenden Umständen kaum ausführbar 
gewesen wären und selbst in dem höchst unwahrscheinlichen Falle yollen 
Gelingens den Tod der Frau schwerlich abzuwenden yermocht hätten. 

Die yorgeschriebene Anzeige aus dem Gesetze yom 25. August 1905 
hätte der An geschuldigte ohne Zweifel erstatten müssen, nachdem er die 
septische Infektion der Wöchnerin festgestellt hatte. Es erscheint dem Ebrea> 

J erichtshofe zu weitgehend, gegen den Angeschuldigten wegen Nichterstattung 
er Anzeige in diesem einen Falle sofort mit den Strafen des Ehrengerichts* 
gesetzes yorzugehen, zumal keine Umstände festgestellt sind, welche auf eine 
böswillige oder grob fahrlässige Unterlassung schließen lassen. 

Die Beschwerde des Vertreters der Anklage war daher zurOckzuweisen 
und Aber die Kosten gemäß § 46 des Gesetzes yom 25. Noyember 1899 zu 
entscheiden. 


Ein Consiltnrlns, der die Weiterhehaadlung des Kranken, bei dem 
er ngetogen worden, ohne Znstlmmnng des erstbehandeln den Arztes Aber- 
nimmt, yerstßsst gegen die Pflichten des ärztlichen Standes. Es begrflndet 
hierbei keinen Unterschied, ob die Anregung zur Znzlehnng des Consillarins 
yon dem behandelnden Arzte oder dem Kranken auxgegangen. Urteil des 
preuß. ärztlichen Ehrengerichtshofes yom 7. Juni 1909. 

Der Ehrengerichtshof hat wiederholt ausgesprochen, daß yom Stand¬ 
punkte der ehrengerichtlichen Beurteilung aus keine Bedenken bestehen, die 
Behandlung eines bisher in der Behandlung eines anderen Arztes befindlichen 
Patienten zu übernehmen, daß aber der die Behandlung übernehmende Arzt 
yerpflicÜet ist, den erstbehandelnden Arzt yon der Uebernahme der Behandlung 
sofort zu benachrichtigen. Das Ehrengericht hat geglaubt, im vorliegenden 
Falle von diesem Grundsätze eine Ausnahme zuznlassen, indem nach seinen 
Ausführungen ein allgemein anerkannter ärztlicher Brauch und die ärztliche 
Sitte bestehe, daß ein als Coosiliarias zugezogener Arzt unter keinen Um¬ 
ständen ohne Einverständnis des erstbehandelnden Arztes die Weiterbehandlung 
eines Kranken übernehmen darf, bei dem er als Consiliarius tätig gewesen ist. 
Der Ehrengerichtshof kann dieser Auffassung des Ehrengerichts nur beitreten. 
Das besondere Vertrauensverhältnis, in das der Consiliarius zu dem behan¬ 
delnden Arzte tritt, verbietet es, daß er, von außergewöhnlichen Umständen 
abgesehen, an Stelle des behandelnden Arztes die Weiterbehandlung des 
Patienten ühernimmt. Keinen Unterschied begründet es hierbei, ob die An¬ 
regung zur Zuziehung des Consiliarius von dem behandelnden Arzte oder dem 
Patienten ansgegangen ist. Diese Auffassung über das Verhlltnis zwischen 
bduuid^dem Ant und Consiliarius hat auch in der Aerzteschaft allgemeine 
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Anerkennnng and Qeltang getänden. Daraas ergibt sich, daß die Debemabme 
der Weiterbehandlang seitens des Consiliarias an Stelle des behandelnden 
Arztes nar anter der Voranssetzang der Zastioimang des letzteren für znlässig 
erachtet werden kann. Weil der Angescbnldigte ohne die Znstimmang des 
bis dahin behandelnden Arztes die Bebandlang übernommen hat, ist er ehren« 
gerichtlich bestraft, nicht weil er den behandelnden Arzt nicht benachrichtigt 
hat. Alle auf diese Benachrichligang bezüglichen Anslührnngen des An« 
gescbaldigten sind hiernach nnwesentlich. 

Die Berafnng war hiernach, znmal gegen den Angesehaldigten anter 
Berücksichtigang aller mildernden Omstände aaf die geringste Strue erkannt 
ist, zaiückzawetoen. _ 


Abftllige Beurteilung der Behandlungswelse des erstbehaudehideu 
Arstes* Urteil des ärztlichen preafi. Ehrengerichtsholes yom 
7. .Inli 1909. 

Der Angescbnldigte behandelte einen früher in der Behandlung des 
Dr. X. befindlichen Patienten. Er stellte eine wesentlich von derjenigen des 
Dr. X. abweichende Diagnose and erklärte dem Patienten, die von Dr. X. vor« 
genommene Röntgen-Ontersachong wäre nicht nötig gewesen. Das Ehren¬ 
gericht hat angenommen, daß diese Anschanang des Angesehaldigten richtig 
gewesen, and daß er berechtigt gewesen ist, die von Dr. X. versachte Be« 
handlang einer scharfen Kritik za unterziehen. Das Ehrengericht aber bat 
den Angesehaldigten bestraft, weil er in seiner Kritik der voranfgegangenen 
Bebandlang soweit gegangen ist, dem Patienten gegenüber die, wenn auch 
nicht genaa wörtlich, so doch im Sinne nach zagestandene Aeaßerang zu ton: 
„Das wollen Aerzte sein, das scheint ja aaf die reinste Baaernfängerei hin- 
auszalanfen“. — In der Berafangsreebtfertieang führt der Angescbnldigte 
ans, er könne unmöglich annehmen, daß Dr. X. einen so klaren Fall, wie er 
▼orgelegen habe, verkannt habe. Er habe die Pflicht gehabt, einen Kranken, 
welcher durch nnlaatere Machenschaften eines Arztes gesundheitlich and finan¬ 
ziell geschädigt werde, in verständlicher Form über seine Lage zu anterrichten. 
Die Aasdrncks weise hätte für diesen Fall gar nicht schroff gonng sein können 
und der Ansdrack „Baaernfängerei“ habe den Nagel aaf den Kopf getroffen. 
Gegen Aerzte, welche einen derartigen nnlaateren Wettbetrieb trieben, be¬ 
ständen seiner Ansiebt nach keine kollegialen Verpflichtnngen und weil solcher 
Arzt von ihm richtig gekennzeichnet sei, könne er nicht ehrengerichtlich be¬ 
straft werden. 

Der Angescbnldigte verkennt auch in seiner Bernfangsrechtfertiguag, 
daß der Arzt jedem Standesgenossen gegenüber, so lange dieser approbierter 
Arzt ist, znr Erfüllnng der im aUgemeinen Standesinteresse gegründeten Pflicht 
der Kollegiaiität verbanden ist. Diesen Grandsatz hat der Ehrengerichtshof 
in ständiger Bechtsprechnng aofgestellt. 

Der Ehrengerichtsbof hat ferner zu den Pflichten der Kollegialität stets 
diejenige gerechnet, daß ein Arzt, weicher die Bebandlang eines früher von 
einem anderen Arzt behandelten Patienten übernimmt, sich dem Patienten 
gegenüber nicht über die Behandlnngsweise des erstbehandelnden Arstes In 
abfälliger Weise äußern soll. Das Ehrengericht bat die vom Angesehaldigten 
geübte Kritik der Behandlnngsweise des Dr. X. noch in sehr weitem Umfang 
als berechtigt anerkannt and der Ehrengerichtsbof ist an diese dem Ange« 
schaldigten günstige Bearteilang der Handlungsweise des Angeschnldigteu 
gebunden. Das Ehrengericht bat aber die über die Grenzen eines vielleicht 
berechtigten und sachUchen Kritik weit hinaosgebende Aenßernng des Ange« 
schaldigten, welche die Behandlnngsweise des Dr. X. mit „Baaernfängerei* 
vergleicht, mit zatreffenden und einer Ergänzang oder Abänderung nicht be¬ 
dürftigen Gründen verurteilt. Unter keinen Umständen durfte der Angeschul- 
digte sich za persönlichen Beleidigangen gegen Kollegen einem Patienten 
gegenüber hinreißen lassen and auf diese Weise den eigenen Stand einem 
Laien gegenüber entwürdigen and herabsetsen. Dieses Verhaltens wegen ist 
der Angeschaldigte mit Recht ans § 8 dos Gesetzes vom 25. November 1899 
bestraft worden. 

Aach das Strafmaß ist angemessen. Eine Herabsetzung der Strafe 
^%nn schon deshalb nicht iu Frage kommen, weil der Angesohuldigte w^en 
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^er ihnlichen VerfeUang im Jahre 1908 mit einer Warnung Torbeetraft ist- 
Dagegen hat der Ehrengeriehtshof Ton einer VeröffentUehang der Entscheidnng 
abgesehen, da die Oeffentlichkeit mit dem Fall nicht besch&ftigt gewesen and 
da Interesse daran, ihn in die Oeffentlichkeit an bringen, nicht ersichtlich ist. 


Zniiehang eines angebllcken Karpfasehen zar Fertftthrnag der 
Narkose bei der Eatbtndang. Beschlaß des irztliohen Ehren* 
gerichtshofes vom 8. Jnni 1909. 

Dafi K. Earpfnschor ist, ist von dem Ehrengericht nicht festgestellt. Die 
glaubhaften Angaben des Anneschnldigten, dafi er sich, als er die HUfeleistnng 
einer snverlässigen Persönlichkeit bei der Narkose in Anspruch nahm, in einer 
Notlage befand, wie sie bei der T&tigkeit eines Landarztes in entlegener 
G^end sehr wohl eintreten kann, sind nicht widerlegt. Jedenfalls reichen 
die Feststellungen nicht aus, um den Angeschuldigten wegen seines Verhaltens 
bei der Entbindung ehrengerichtlich zu bestrafen. Die Hebamme E. ist als 
Zeugin bisher nicht vernommen; die vom Amtsvorseher anfgenommene Ver¬ 
handlung kann als Zeugenaussage nicht gelten. Von ihrer Vernehmung kann 
abgesehen werden, da eine ehrengerichtUch strafbare Verfehlung des Ange* 
schuldigten nach den obigen Ausführungen jedenfalls nicht vorUrirt. 

& rechtfertige sich demnach die kostenlose (§ 46 des Ehrengerichts¬ 
gesetzes) Freisprechung des Angeklagten. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Kenlflnrelofa Prenaunon. 

^ Zulassung von Frauen zur Prflfang als Nabrangsmltteleheniiker. 
^.■^rlafi des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
" 7. Februar 1910. — M. 8923 UI II. — an sämtliche Herren Vorsitzende 
der Prflfungskommissionen für Nahrangsmittelchemiker. 

Mitteilung eines Erlasses vom 29. Dezember 1909, der bestimmt, dafi 
zu den Prüfungen als Nahrangsmittelchemiker auch Frauen zuznlassen sind, 
sofern sie die durch die Prüfungsvorschriften vom 22. Februar 1894 — Zentr.- 
BL für die ges. Ünt-Verw. 1895 8. 483 — geforderten Nachweise erbringen. 


Notwendigkeit und Wert der Zahnpflege. Erlafi des Ministers 
der usw. Medizinalang.elegenheiten vom 8. Februar 1908. — 
DIII Nr. 4744/08. M. — an die Eöniglichen Provinzialschalkollegien. 

Dem pp. lasse ich . . Exemplare der von dem Deutschen Zentrslkomitee 
für Zahnpflege in den Schalen heraasgegebenen Schrift: ^Notwendigkeit und 
Wert der Zahnpflege* mit der Veranlassung zngehen, die Anlagen an die 
Seminare und staatlichen Präparandenanstalten zu verteilen und für die 
Inventarisierung Sorge zu tragen. Der Einreichung einer Inventarisations- 
beschebignng bedarf es nicht. 

Die S^rift ist in erster Linie bei der Anleitung der Zöglinge zu einer 
sachgemäßen Pflege ihrer Zähne zu benutzen. In den Seminaren ist sie 
anfierdem in geeignet erscheinender Weise bei dem in Eiasse III lehrplaa- 
mäfiig zu erteilenden Unterrichte über Ban und Leben des menschlichen 
Eörpors zu berücksichtigen, damit die Zöglinge ausreichend vorgebildet werden, 
um später als Lehrer die ihnen anvertrauten Schüler zu der bedeutsamen 
Pflege der Zähne saebgemäfi anznleiten. 

Ich setze dabei als selbstverständlich voraus, dafi die Zöglinge der 
Präparandenanstalten und der Seminare überall angehalten werden, auf die 
Belnlichkeit ihres Mundes und ihrer Zähne sorgfältig zu achten, und dafi in 
allen Lehrerbildungsanstalten geeignete Vorkehrungen getroffen sind, die eine 
ordnnngsmäfiige Reinigung des Mundes und der Zähne ermöglichen. Wo sie 
etwa noch nicht vorhanden sein sollten, ist für ihre schleunige Einrichtung 
zu sorgen. _ 
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OrvBiBitie ftr die Elariektiuf ud des Betrieb Tee Klederlaft« 
#er KÖBlgllehenImpfuMtalten In Apotbekea. Erlaß des Minietere der 
■ sw. MedisinalangelegeDkeiten Tom 23. Jannar 1910. 

Nach AnhOmog der Vorsteher der Königlichen Impfanstaltea habe ich 
im EiaTerstindnis mit dem Herrn Minister des Innern die dem Erlaß nom 
28. Februar 1900 — M. d. g. A. — M. 18827 ü. II ü. III A., H. d. Inn. II a 
798II — beigegebenen ^Ornndsätze Ihr die Einrichtong Ton Niederlagen der 
Königlichen Anstalten zur Qewinnnng tierischen Impfstoffes und ihr deren 
Betrieb* aufgehoben. An Stelle derselben erlasse Ich die beifolgenden 


.Grnnds&tse fflr die Einrichtung und den Betrieb Ton Niederlagen der 
Königlichen Impfanstalten in Apotheken* 


mit der Bestimmung, daß sie sofort in Kraft treten und auch auf solche Apo* 
theken, welche aus außerpreußiscben staatlichen oder aus priraten Anstalten 
nur Gewinnung tierischen Impfstoffes bezogenen Impfstoff Tortrelben, fortan 
Anwendung zu finden haben. 


Qrnndsitze für die Einrichtung und den Betrieb ron Nieder« 

lag en der Königlichen Impfanstalten in Apotheken. 

1. Niederlagen der Königlichen Impfanstalten kOnnen in allen Apotheken 
eingerichtet werden, die einen bezüglichen Antrag an die sostfindige Impf* 
anstalt richten. 

2. In den Apotheken ist der Impfstoff Tor Licht geschützt kühl anfsu- 
bewahren. Impfstoff welcher Ton der Impfanstalt Tor mehr als drri Monaten 
hergestellt worden ist, darf an die Apotheken nicht mehr abgegeben 
werden. 

3. Die Impfanstalten haben die einzelnen Impfstoffgefiße ln einer 
Packung zu liefern, welche so Torsehlossen ist, daß sie nicht ohne Zerreißen 
oder Zerbrechen des Verschlusses geOffaet werden kann. Auf der Packung 
selbst müssen angegeben sein: 

a^ Name der Impfanstalt, 

b) die Nummer des Versandbnehes, 

c) der Tag der Abnahme des Impntoffes, 

d) der Tag, bis zu welchem der Impfstoff Terkanft werden darf, 

M die Zahl der in der Packung entbalteaen Impfstoff - Portionen, 

f) der Preis, für den die Lymphe Ton den Apotheken abzugeben ist. 

Auch eine Gebrauchsanweisung und eine zur Mitteilung über die Wirk* 
samkeit der Lymphe seitens des impfenden Arztes an die Impfanstalt bestimmte 
Postkarte müssen in der Packung enthalten sein. 

4. Die Apotheken haben den Impfstoff nur auf Irztliches Erfordern und 
ln der Originalpackung der Impfanstalt abzugeben. 

Sie haben ein Geschäftsbuch zu führen, welches folgende Spalten enthUt: 

al Laufende Nummer, 

b) Datum des Empfanges der Packung ans der Impfanstalt, 

e) Zahl der in der Packung enthaltenen Impfstoff • Portionen, 

d) Tag der Herstellnng des Impfstoffs in der Anstalt, 

e) Tag, bis zu welchem der Impfstoff Ton der Apotheke abgegeben werden 
darf, 

8 Datum des Verkaufs, 

Name des yerordnenden Arztes. 

6 . Apotheken, welche eine Impfstoff* Niederlage riner Königlichen Impf* 
anstalt übernommen haben, dürfen keinen Impfstoff ans einer anderen Bezugs* 
quelle vertreiben. Sie dürfen den ans der Königlichen Impfanstalt besogenen 
Impfstoff, abgesehen von anderen Apotheken, nicht an Wiederverkäufer ab* 
geben. Auch haben sie sieh jeglicher Beklame mit dem Impfstoff zn ent¬ 
halten. Dagegen ist es ihnen gestattet, den Aerzten ihres Vertriebsbezirks 
durch einen Anshang in der Apotheke oder in sonst geeigneter Weise anzu* 
zeigen, daß ihnen eine amtliche Niederlage einer Königlichen Impfanstalt 
übertragen seL 

6 . Die Apotheken haben an die Konischen Lnpfanstalten für eine 
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PackoBg sn einer Portion 25, für eine solche za 5 Portionen 60 Pfg. za ent* 
richten. Sie dürfen eine Pnckang za 1 Portion für 60 PIg., eine solche za 
6 Portionen für 1 M. yerkaafen. Eine Zarttcknahme nicht yerkaaften Impf* 
Stoffes seitens der Königlichen Impfanstalten findet nicht statt. 

7. Die Impfstoff* Niederlagen sind yon den Apotheken *Be8iehtigangs* 
Kommissionen gelegentlich der yorgesehriebenen Apotheken *Be8ichtigangea 
and yon den Kreis&rzten gelegentlich der j&hrlichen Apotheken*Masterangen 
Mner Besiebtigong za onterziehen. 

Terkehr mit Fletseh« Polizeiyerordnang des KOnigl. Be* 
gierangsprfisidenten za Oppeln yom 9. Dezember 1909. 

§ 1. Nachstehende Yorschriften gelten fftr den Verkehr mit Fleisch, 
das zar gewerbsmäfiigen Verwendong and zam Genosse fftr Menschen 
bestimmt ist. 

Aasgenommen yon den Vorschriften dieser Polizeiyerordnang sind ganze 
Schinken, Speckseiten and Wftrste im geräacherten Zostande, DOrr* and 
Baachfieisch in ganzen Stücken, geschmolzenes Talg, g^etrocknete and gesalzene 
Dftrme, Fieischkonseryen in Büchsen, Wild im Fell, Qefiftgel and Fische. 

S 2. Der Transport yon Fleisch aaf offener Strafie darf, sofern es sieh 
nicht am die BefOrderang yon Fleisch yon den Transportwagen in die Lftden, 
Arbeite* oder Aafbewahrangsräame der Fleischer handelt, nur io sauberen 
BehUtern erfolgen. Sind diese nicht dicht geschlossen, so ist das Fleisch mit 
r^en, weißen Leinentftchern yollständig za umhüllen. Die zar BefOrderang 
yon Fleisch dienenden Wagenkasten müssen innen mit Zinkblech oder yer* 
zinntem Eisenblech aasgeschlagen sein. Bei Wagen, die lediglich zam Trans* 
port yon Fleisch dienen (sog. Berliner Wagen), kann die Biechanskleidang 
fehlen. Die Wagenkasten müssen dann jedoch ans glatt gehobelten and 
gespandeten, dicht aneinander gefügten Brettern bestehen, die mit einem gut 
dopenden Anstrich yon bleifreier, weißer oder weißgraaer Lackfarbe yersehen 
lind. Bleohaoskleidang and Anstrich sind stets in einwandsfreiem und 
saaberem Zostande zu erhalten. 

In dem zam Transport yon Fleisch dienenden Behältnisse dürfen 
Menschen, lebende Tiere, Felle and solche Gegenstände, die aaf das Fleisch 
einen angünstigen Einfioß aoszaüben yermOgen, insbesondere gebraachte Wäsche, 
Kleider and ^ahe, scharf oder übelriechende Sachen gleichzeitig mit dem 
Fleisdi nicht befördert werden. Von Pferden gezogene Transpoitwagen müssen 
yor dem Wagenkasten einen erhöhten Sitz für den Wagenführer haben. 

Personen, die Fleisch ohne ümhüUang anf den Bücken oder anf den 
Schultern tragen, haben hierbei Kappen aas reiner weißer oder weißgraaer 
Leinwand anzalegen, die das Kopfhaar ordentlich bedecken. 

§ 8. Die Aafbewahrang yon Fleisch hat so za erfolgen, daß hierbei 
jede Veranreinigang des Fleisches yermieden wird. Das LaMm yon Fleisch 
anf der Erde, dem Pfiaster oder dem Faßboden ist yerboten. Die zam Lagern 
yon Fleisch benatzten Gestelle müssen mindestens 30 cm über dem Boden 
erhöht sein. 

In Bäamen, in denen Fleisch aofbewahrt oder yerkaaft wird, darf Tabak 
nicht geraacht werden. Das Halten yon Händen and Katzen in diesen 
Bäamen ist yerboten. 

§ 4. Das Feilhalten yon Fleisch aaf offener Stra^ an offenen Türen 
und Fenstern oder in offenen Haosfiaren ist untersagt. Eine Ausnahme hieryoa 
bildet das aaf Märkten, bei Öffentlichen Festen and ähnlichen Gelegenheiten 
zum Verkaof gestellte Fleisch. Letzteres darf jedoch nor an den yon der 
Polizeibehörde hieran bestimmten Stellen and in yollständig überdachten Ver* 
kaafsständen feilgehalten werden. 

Sowohl das in Läden als aach das aaf Märkten, bei Öffentlichen Festen 
and ähnlichen Gelegenheiten feilgehaltene Fleisch darf nicht an solchen 
Stellen aasgelegt oder aasgehändigt werden, an denen es einer Berührang mit 
den Kleidern, Kopfbedeckongen oder Haaren der kaafenden oder yorüber* 
gehenden Personen aosgesetzt ist. In den Verkaofsläden darf das Fieisdi 
mcht an Türpfosten oder anmittelbar an der Wand aafgehängt werden. Die 
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som Aafhiagea Ton Fldsch b«Btimmtea Haken mflssen in einem Abstande Ton 
mindestens 15 cm Ton der Wand angebracht sein. 

Hackfleisch darf anr unter Qlas-, Ponellaa- oder Qazeglocken oder in 
geschlossen au haltenden Schränken anfbewahrt werden. 

Die Verkanfstischef auf denen das feilgehaltene Fleisch nur Auslage 
uelangt, sind stets sauber au halten, die auf den Märkten benutaten hölaemen 
Tische nach jedesmaligei Benutaung mit heißer Sodalange und Seife gründlich 
an reinigen. 

§ 6. Personen, die mit ansteckenden Krankheiten, nässenden Hantans* 
Schlägen, Geschwüren oder eiternden, offenen Wunden an Händen, Armen oder 
Gesiebt behaftet sind, dürfen Fleisch nicht berühren und aur Berührung von 
Fleisch auch nicht augelassen werden. Verkäufer und Verkäuferinnen müssen 
mit einer reinen weißen leinenen Scbürae bekleidet sein, dorch welche der 
vordere Teil des Bumpfes und der Oberschenkel mindestens bis aum Knie 
bedeckt wird. 

Vor erfolgtem Kauf ist dem kaufenden Publikum das Berühren des 
ansgelegten Fleisches nicht gestattet. Eine Tafel mit euer entsprechenden 
Warnung ist über dem Verkanfstisch deutlich sichtbar anzabriogen. 

§ 6. Zawiderhandlungen gegen diese Polizeiverordnung werden, falls 
nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe nicht ver- 
wirlrt ist, mit Geldstrafe bis zu 60 Mark bestraft, an deren Stelle im ünver- 
mOgensfalle entsprechende Haft tritt. 

§ 7. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1910 in Kraft. 


B. Köiziflfretoli SaohBen. 

Eturlehtung eiues freiwilligen irstllehen 8onn> und Felertagsdienates« 
Erlaß des Ministers des Innernvom 15. Februar 1910 an simt* 
liehe Kreisbanptmannschaften. 

Da es erfahrnngsgemäß an Sonn- und Feiertagen hänflg schwierig ist, 
schnelle ärztliche Hilfe an erlangen, so ist in Dresden und Leipzig ein frei¬ 
williger ärztlicher Sonn- und Feiertagsdienst in der Weise ein¬ 
gerichtet worden, daß die Aerzte sich der Eeibe nach heimisch halten und daß 
än Jeder, der des ärztlichen Beistandes bedarf, den Namen und die Wohnung 
des diensttuenden Arztes sowohl in den Wohnungen der Aerste, als auch atu 
den Woblfahrtspolisei-Inspektionen erfahren kann. Diese Einrichtung hat 
nicht nur den allgemeinen Beifall der Bevölkerung gefunden, sondern 
hat sieh auch als eine Wohltat für die Aerzte selbst erwiesen, die 
infolgedessen eine bessere Sonntags- und Nachtruhe genießen können. 

Da es sieh empfehlen dürfte, eine derartige Einrichtung auch in anderen 
Städten und nach Befinden auch in größeren Landgemeinden, in denen mehrere 
Aerzte wohnen, zu treffen, so wollen die Kreisbanptmannschaften in den ihnen 
geeignet erscheinenden Orten das Notige anregen und auf die in Frage 
kommenden Behörden, sowie ärstlichen Besirksvereinen in beratender Weiae 
ein wirken. 


O* Bönlflprelola Wikrttemtzergr* 

AentUehe Gebthreuordnauf. (Entfenuug der Nachgeburt durch 
lassere Haadgriffe). Bescheid des Ministeriums des Innern 
vom 14. Februar 1910. 

Aus der Entstehungsgeschichte der Ziffer 190 a der Gebührenordnung 
für Aerste vom 25. März 1899 geht hervor, daß die Berechnung einer besonderen 
Gebühr für die Entfernung der Nachgeburt durch äußere Haadgriffe nicht zu¬ 
lässig ist, wenn der Arzt die Geburt geleitet hat. 


Iledaktlon: Geh.Med.-Bat Prof. Dr.Bapmuad, Beg.- u. Med.-Bat In Minden L W 

;r. CL 0. Brus, HmogL llthi. FIntL Hdfbm^taiMktrtl la.lUadai« 




EeGhtspreclmiig und Iffedizinal- 

totzgebung. 

Beilage sur SSeitsohrift ÜLr Medizinal-Beamte. 

Nr. 7. 5. April. 1910. 


Rechtsprechung. 

Die einmalige Ablehnnng der Teilnahme an einem Fortblldnagsknrsns 
< nnd das »»kaum geoBgende** Ergebnln einer Nacbprttfang Tor dem Krelearat 
genBgt neck niebt nur Entalebnog des PrhfuDgsxeDgnlssee nie Hebamme. 
Urteil des prenfl. ObexTerwaltnngsgericbts yom8.Märs 1909. 

ZorBeknahme des Hebammenprflraoggsengnisses wegen Terlnstes 
der Cnbeseboltentaelt ln gesehleetatilcber Besiebnng. Urteil des prenfi. 
Oberrerwaltungsgericbts vom 29. April 1909. 

Der Qerichts&of bat zwar Wiederholt anerkannt, daß ein bekannt ge* 
wordener GescblecbtsTerkehr mit ihrem Verlobten eine Hebamme nicht unter 
aUen Umständen als geschlechtlich bescholten erscheinen lasse, sofern die all* 
gemeinen Lebensyerhältnisse, in welchen sie steht, eine andere Beorteilong 
gestatten. Das ist hier nicht der Fall, da es sich hier um einen lange aus* 
gedehnten Qeschlechtsyerkehr der Beklagten mit zwei aufeinanderfolgenden 
Verlobten bandelt. Es kommt erschwerend hinzu, daß die ernste Absicht, die 
Ehe miteinander einz^ehen, bei den Beteiligten offensichtlich nicht vorhanden 
gewesen ist. Dieses Verhalten der Beklagten läßt sie als geschlechtlich be* 
schölten erscheinen, und hieran wird auch durch den Umstand, daß sie sieh 
nunmehr mit einem anderen Manne yerheiratet hat, nichts geändert. 

Danaeh ist die Vorentscheidung au bestätigen. 

y ZurBeknabme des H<»bammeoprBrnngMengnl8ses w^en nnbegrfln* 
^.^ter, yorschrlftswldrlger LSsnng der Nacbgebart. Urteil des preuß. 
Obeiyerwaitungsgerichts yom 10. Juni 1909. 

Mit dem Vorderrichter ist auf Grund teils des eigenen Zugeständnisses 
der M., teils der im gerichtlichen Ermittelungsyerfahren erhobenen Beweise 
ihr erwiesen zu erachten, daß die M. bei der yon ihr am 8. Dezember 1907 
bewirkten Entbindung einer Ehefrau in grbblicher Weise gegen die Vor¬ 
schriften der §§ 440, 441 des Hebammenlemrbnches verstoßen hat. Denn sie 
hat damals, ohne daß ein genügender Grund Vorgelegen hätte, die gefährliche 
Operation der LOsnng der Nachgeburt selbst yorgenommen nnd bei deren Aus* 
Itthrung die in den angezogenen Paragraphen gegebene Anweisung sowohl 
hinsichtlich der Lagerung der Gebärenden wie hinsichtlich der Deänfektion 
nicht befolgt. 

Ferner muß auf Grund teils wiederum der eigenen Angaben der M., 
teils des Inhaltes der Akten über das gerichtliche Ermittelungsyerfahren für 
dargetan angesehen werden, daß die M. dem behandelnden Arzte nnd dem 
Krwarzte anfänglich unwahre Angaben über den von ihr yorgenommenen Ein¬ 
griff gemacht hat. Auch hierin liegt eine schwere Verletzung ihrer Berufspflichten. 

Die der Beklagten hiernach zur Last fallenden Verfehlungen sind aber 
so schwere, daß sie die Annahme rechtfertigen, die Beklagte entbehre der¬ 
jenigen Eigenschaften, die bei der Erteilung des Prttfnngszengnisses voraus* 
gesetzt werden mußten (§ 53 Gew.-O.). Was sie in der Bernfongsschrilt vor- 
bringt, vermag ihr Verhidten nicht zu rechtfertigen. 

Demgemäß war die Vorentscheidung zu bestätigen. 


Eatsiehung des Hebammenprflfaagsiengnisses wegen UniuverUUsIg- 
kelt bei Kindbettlleber nnd fahrläwiger TBtnng sweler WBehberlnnen. 
Urteil des preuß. Oberverwaitnngsgerichts vom 14 Juni 1909. 
Dem Bezirksausschuß ist darin beizutreten, daß die Beklagte sich hi 
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boliem MnBe in Uurem Beruf« onraTerltaig gezeigt hzt. Ee iit die« in dem 
Ontnehten des Dr. 8., von welchem die BdcUgte eine Abschrift erhalten hnt, 
klnrgelegt. Die Beklagte bestreitet auch in der Berofongsschrift nicht die 
ihr zur Last gelegten Verfehlungen, sie wendet gegen die UrteUsgrttnde des 
Vorderrichters nur ein, daß ihre Verfehlungen durch schwierige persönliche 
Vertiltnisse, welche bei ihr Torl^^es, durch mißrerstandene Andegung 
tortlieher und kreis&rztlicber Anordnungen und ihr DnTcrmOgen, die um 
ihre BUfe Bittenden abzuweisen, herbeigeftthrt seien, und daß sie im 
flWIgen 19 Jahre hindurch als Hebamme einwandfrei t&tig gewesen sei. Nach 
imn tsingehenden gedachten Gutachten ist jedoch das Verhalten der Beklagten 
in den EntbindungsfäUen der 4 Ehefrauen, welches den Tod zweier Frauen 
▼emrsachte, ein so unzurerl&ssiges gewesen — unterlassene Anzeigen beim 
Kreisarzt ron Kindbettfieberfällen oder Verdacht solchen Fiebers, Behandeln 
anderer Frauen trotz Kindbettfiebers in der. Praxis der Beklagtes, Tamponierda 
ffltt unstsrilisierter Watte, unterlassene Desinfektion nsw. —, daß die Toa der 
Beklagten Totgeftthrten ümst&nde nicht Ins Gewicht fallen können, vielmehr 
Im Offeatlichea Interesse das der Beklagten erteilte Zeugnis surtkekzunehmea 
ist — Danach war die Vorentscheidung zu bestfitigen. 


Zarleknahme des Prftflnngszeugnlsses als Hebamme wegen Beihttfe 
sar Abtreibung. Urteil des preuß. Oberverwaltuagsgerlchts 
vom 20. September 1909. 

Der Gerichtshof ist nach erneuter eingehender Prüfung der Feststellung 
des Strafrichters beigetreten, wonach die Hebamme P. durch 2 selbsUadige 
Handlungen den Täterinnen W. bezw. Sch. zur Begehung des Verbrechens der 
Tersudhten Abtreibung durch Bat und Tat wissentlich Hilfe geleistet hat. 
&hoa in erster Instanz hatte die Beklagte, was sie jetzt wiederholt, vorge* 
bsaeht, daß sie in dem Falle W. sich für berechtigt gehalten habe, der Schwaa- 

i eren zu helfen, da eine Geburt für sie mit Lebensgefahr vorbunden gewesen. 

Üt Hecht hat schon der Vorderrichter diesen Einwand für unbeachtlich er« 
Kllrt; denn die Beklagte mußte als Hebamme mit langjähriger Praxis wissen 
und wußte es auch, daß sie zu Ein^ffen der hier Torliegenden Art nur auf 
Grund ärztlicher Ermächtigung befugt war, und daß sie ohne solche ihre 
Pflichten in unentschuldbarer Weise verletzte und eine strafbare Handlung 
beging. Die Beklagte bat sich in der Berufung nodi auf das Zeugnis des 
D^. med. So. berufen, der bekunden soll, daß die Frau W. so sohwichlieh ge> 
wesen sei, daß eine Geburt zum Tode geführt hätte. Aus dem schon ange« 
führten Grunde ist aber eine solche Bekundung ohne Belang. 

Die Behauptung der Beklagten, daß für den Fall Sd. die Zeugin L. 
■unglaubwürdig sei, ist für die Beurteilung der Sachlage ganz ohne Bedeutung. 
Denn der Strafrichter hat deren Zeugnis ausgeschieden und ist ohne es gldeb- 
■wohl SU seiner Entscheidung gelangt, welcher der Gerichtshof durchaus bei« 
tritt. Aus den Straftaten der Bekla^^en geht hiernach zweifellos hervor, daß 
sie der Zuverlässigkeit in ihrem Berufe ermangelt. Auf die sonstigen, in 
dtna Vorerkenntnisse erwähnten Pflichtverletzungen braucht deshalb nichts* 
'gegangen su werden. 

Die Vorentscheidung muß hiernach bestätigt werden. 


MMlizlnal - Betttzgabuiio. 

A.. KDulgprelada PrevauNMen« 

/ Frflfing des Beve-Tuberkulins. Erlaß des Ministers der nsw. 
''^Medisinalangelegenheiten vom 1. März 1910 — M. Nr.lßSSSUIK <— 
an slüitliohe Herren Begiemngspräsidenten. 

Aus besonderem Anlasse ist die Frage erörtert worden, ob das Bove- 
Ttberknlin in gleicher ]17eiae wie das Alt*iSiberknlin nach Koch der staat¬ 
lichen Aufsicht und Prüfung unterliegt. Die Frage ist su bejahen, da das 
Bovo-Tuberkulin nur eine Abart des Alt-Tuberku&s darstellt, bdem es vou 
Ebdertuberkelbaslllen gewonnen wird, und da es sich au^ hbsichtlich der 
Wirkung -auf den Tierkörper von ihm b nichb unterscheidet. Die Prüfung 
■wIHl unter enbprechender Anwendung der Bestimmungen des Erlassss vom 
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24. Ifftn 19020 — M. 6981 UI — dnieh du Königliche Institnt iiir eaqpeii- 
meatdie Therapie in Frankfurt a. M. aoegeftthrt. 

Bw. Hoehwohlgeboren pp. erenche ich ergebeut.' die ApothAen ge* 
fUligat an benachrichttgen und du unst noch Erforderliche ra Teruluee». 

^ Ansgestaltnng der NahrnngemlttelkotttroUe. Erlafi der Minister 
’^er nsw. Medisinalangelegenheiten, Ittr Landwirtschaft, 
Oeminen n. Forsten, des Innern n. fttrHandel n. Gewerbe rom 
2. Mhrz 1910 - M. d. g. A. M. Nr. 7900/09, M. i L. I. A. lUe Nr. 144 
U. Ang., H. d. I. II a Nr. 301, M. t H. Ilb Nr. 1789 — an slmtliehe Herren 
BegierangsprSsidenten. 

Entsprechend den in anserem Erluse an die Herren Oberprisidenten 
vom 20. September 1905,*) «- M. d. g. A. M. 7451 I, M. d. I. Ha 6591, M. f. 
H. n. G. II b 8001, M. f. L. D. n. F. I Aa 5884 — gewiesenen BicbtUnien ist 
ainmehr fut im gesamten Staatsgebiete eine geregelte polizeilicbe Nahrangs* 
mittelkoatroUe darchgefOhrt. Fttr eine regelmäSIge Entnahme Ton Nabrangs¬ 
mittelproben darch die Polizeibehörden zar chemischen üntersachnng and rar 
die Aasftthrnng der üntersachnng dieser Proben in öffentlichen Untersachangs* 
anstalten oder diesen in ihrem Wesen gleich za erachtenden sonbtigen Labora¬ 
torien ist Sorge getragen worden. Bllckstiadig ist die Nahrangsmittelkontrolle 
nar noch in Tereinzelten Landstrichen, wo die örtlichen Verhiltnisse besondere 
Schwierigkeiten darboten; indes ist nach hier in allern&ohster Zeit eine be¬ 
friedigende Begelang za erwarten. 

Weitere Aafgabe maß es nan sein, die Nahrangsmittelkontrolle nach 
Art, Umfang and Wirksamkeit genaa im Aage za halten and sie in den 
Einaelheiten so za gestalten, daß sie ihren Zweck, gesondheitliche and wirt¬ 
schaftliche l^hädigangen des Volkes darch Mißst&nde im Nahrangsmittelverkehr 
na Terhttten, zwar in möglichst yoUkommener Weise, jedoch nach mit aller 
tanBchen Bftcksicht aof die Interessen der zur AosfOhrang and Ooldong der 
Kontrolle Verpflichteten erreicht. 

Demgemäß ersachen wir ergebenst, der Aasftthrnng der Nahrangsmittel- 
kontroUe nach fernerhin besondere Anfmerksamkeit zazawenden and die nach 
Lage der Dinge nötigen Anordnangen fttr den weiteren Aubaa za treffen. 

Dabei bedürfen insbesondere folgende Punkte aligemeinM Beachtong: 

1. Umfang der Kontrolle. 

Der Umfang der Kontrolle ist in Anlehnnng an die Verschlige in 
anserem oben angeführten Erlaß yon 20. September 1905 fut allgemein m der 
Weise festgesetzt worden, daß anf eine bestimmte Einwohnerzahl eine be¬ 
stimmte Mindestzahl yon Proben alljährlich zar üntersachnng gebracht werdmi 
lolL Diese ZaU ist in den einzelnen Proyiazen and Begiernngs^zirken y«r- 
schleden hoch bemessen worden. Eine derartige Verschiedenheit ist erklärlich 
and berechtigt, da zwischen den einzelnen Landesteilen Unterschiede in dar 
Art der Beyölkerang and des Nahrangsmittelhandels yorliegen, denen Beehnong 
getragen werden maß. Wir haben gegen die ans yorgetragenen Zahlen fttr 
die Probeentnahmen nach aas dem Grande keine Bedennen erhoben, wett rie 
im Vergleich za den in anderen Bandesstaaten yorgeschriebenen im allgemeinen 
als Bdurig gelten können. Sie im ganzen herabznsetzen, wird daher weder 
notwendig noch angängig sein. 

Anders steht es mit der Frage, ob die Berechnong der Probensahl na^ 
der Kopfzahl auch darchgehends den richtigen Maßstab fttr die Verteilong 
der Proben abgibt Zwar ist schon überall ein Unterschied zwischen städtischer 
and ländlicher Beyölkerang in der Weise gemacht worden, daß in den Städten 
and meist nach in denjenigen nichtstädtischen Ortschaften, deren Beyölkerongs- 
sahl eine gewisse Höhe ttbersteigt, aaf eine geringere Kopfzahl eine Probe¬ 
entnahme erfolgen soll als aaf dem Lande. Aber diese antersohiedliehe Be- 
handlang erscheint noch nicht aasreichend. Es bedarf der Prttfnng, ob in 
größeren Städten angesichts ihres entwickelteren and yielseitigeren Nahrongs- 
mfttelyerkehrs die Kontrolle nicht noch Ober das jetzige Maß hinaas yerstärkt 
werden sollte, während sie in kleineren Ortschaften yielleicht eher yerrisgert 
werden konnte. Anf dem Lande yollends kann die schematische Verteilang 

*) Siehe Bdlage Beehtsprechnng; Jahrg. 1902, 8. 105. 

*) Siehe Beilage Becht^reehang, Jahrg. 1905, S. 216. 
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der Probenzahlen nach der BeTdlkeniagaziirer auf die ebselaea Gemeinden 
and Oatebeziike zn ünzntr&glicbkeiten and Hirten ffthren. Es maß hier be* 
rttckcicbtigt werden, daß die zn kontrollierenden Hahrangemittelbandlangen 
nicht gleichmäßig verteilt zu sein pflegen und daß die Bevdlkernng oft einen 
Teil ihres Bedarfes nicht an ihrem Wohnorte, sondern ans benachbarten Flecken, 
Kirohd&rfem asw. bezieht. Demgemäß wird aal dem Lande nicht sowohl die 
Seelenzatil der einzelnen Gemeinden and Gatsbezirke, als Tielmehr die Yer* 
teilang der Nabrangsmittelhandlangen aal die einzelnen Ortschaften eine 
braachbare Unterlage für die Berechnnng der za entnehmenden Proben geben. 
Am besten dürften die Landräte nach ihrer Kenntnis der Örtlichen VerhäTtnlsse 
in der Lage sein, die Unter Verteilung der in ihrem Kreis za entnehmenden 
Gesamtprobenzahl aal die einzelnen Gemeinden osw. anznordnen. Ob die einst* 
weilen vorgesohriebenen Zahlen für die in einzeln^ Kreisen zar Untersachang 
zu bringenden Proben späterhin za erhoben oder za erniedrigen sind, maß 
die Erlahrnng über die Ergebnisse der Untersachang dieser Proben lehren. 
Jedenfalls maß daran festgebalten werden, daß keine Teile des Staatsgebietes, 
nach rein ländliche Gegenden nicht, der Nahraogsmittelkontrolle entbehren. 
Ueberall flndet heatzatage Kauf von Nahrnngsmitteln durch die Bevölkerung 
statt, z. B. von Kolonialwaren allerlei Art. Erfabmngsgemäß sacht sich aber 
der anreelle Teil des Handels zam Absatz minderwertiger oder gefälschter 
Waren mit Vorliebe solcho Gegenden aas, in denen die Nahrangsmittelkontrolle 
fehlt oder nar oberflächlich ist. 

Eine Sondtrsteliang nehmen die Ortschaften mit starker Indastrie* 
entwicklang ein. Für sie ist, da sie Überwiegend auf Nahrnngsmittelzafahr 
angewiesen sind and selbst wenig oder gar nicht Nahrangsmittel erzeugen, 
eine umfangreichere Kontrolle nOtig als für nicht indastrielle Orte von gleiäer 
Einwohnerzahl. Ebenso ist auch in Orten, die als Sommerfrischen, Kar* and 
Badeorte eine Bolle spielen, ferner in Orten mit starkem Beiseverkehr, mit 
regelmäßigen großen Märkten ond endlich in Wallfahrtsorten die Kontrolle 
anfassender zu gestalten, als sie nach der Seelenzahl der Einwohnerschaft zu 
bemessen wäre. 

2. Kosten der Nahrnngsmittelkontrolle. 

Die wesentlichsten Kosten der Niärangsmittelkontrolle erwachsen aas 
der Vornahme der chemischen Untersachangen. Die Aofwendnngen fflr die 
Entnahme der Proben, deren Kaufpreis und die Kosten fflr die Versendung 
der Proben znm Ort der Untersachang fallen daneben nicht ins Gewidit. Non 
sind bereits fast allgemein von den mit der Untersachang der Proben befaßten 
flffentUcben und ihnen gleicbstehenden Untersachangsämtern den Polizeiver* 
waltongen Bauschsätze fflr die einzelnen Untersachangen zagebilligt worden. 
Sie belaufen sich in der Begel auf einen Betrag zwischen 4 und 6 Mark fflr 
die Untersachang; nur fflr V^ein- und andere umfangreichere Untersachongea 
pflegen höhere Sätze berechnet za werden. 

Wenn sieh auch die vereinbarten Sätze vielfach in angemessenen Grennen 
halten mögen, so maß es doch Sorge der Aofsicbtsbehördea sein, die Kosten 
der Untersochangen fflr die Polizeibehörden noch weiter zn verrugern. Ob 
dies möglich ist, wird sich an der Hand der Abrechnungen und Haashaltspll^e 
der Untersachnngsanstalten beurteilen lassen, die, soweit derartige nicht 
staatliche Anstalten der Aufsicht der Begierangsinstanz anterstehen, za diesem 
Behnfe alljährlich einzafordern, za prüfen und gegebenenfalls zur Unterlage 
von Verbandlangen wegen Herabsetzung der Untersachangskosten zn machen 
sind. Die Herren Oberpräsidenten werden ersucht werden, hinsichtlich der 
von Verbänden, die ihrer Aufsicht unterliegen, betriebenen Untersachangs* 
anstalten alljährlich die gleiche Prflfang vorzunehmen, während bei den 
Staatsanstalten, in denen zur Zeit Nahrangsmittelontersachongen fflr polizei* 
liehe Zwecke aasgefflhrt werden dürfen, wir unsererseits wie bisher auf 
möglichste Herabsetzung der Untersachangskosten bedacht sein werden. 
Grandsätzlich moß davon aasgegangen werden, daß die als öffentlich im Sinne 
von § 17 des Nabrongsmittelgesetzes anerkannten Uotersachnngsanstalten fflr 
die sie anterhaltenden Gemeinden and sonstigen Verbände nicht Einnahme* 
quellen darstellen sollen, sondern nar sich selbst erhalten dürfen. Dabei ist 
za beachten, daß auch die in den Anstalten vorgenommenen Üntersachangea 
fflr die eigenen Zwecke der sie anterhaltenden Verbände in die Abrechnongea 
der Anstalten mit angemessener Werthöhe eiazosetzen sind. 
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Daß eine Verbilligong der ünteraachiugen nicht aaf Kosten ihrer 
Oxttndlichkeit eingeitihrt werden darf, bedarf wohl keiner weiteren ErSrternng. 

In einer Reihe von Fällen sind statt der einzelnen Polizeiverwaltnngen 
die Kreise mit den Ontersachangsämtern in ein Vertragsverhältnis getreten, indem 
sie die Zshinng der Untersnchnng^gebtthren flbemehmen and diese entweder 
aas dafür bereitgestellten Kreismitteln begleichen oder aof die Polizeiver- 
waltangen des leises am Schlösse des Bechnongsjahres amlegen. Dieses 
Verfahren erscheint zweckmäßig and nachahmenswert. 

Bemerkt sei noch, daß kein Anlaß vorliegt, bei gerichtlicher Verfolgong 
von Verfehlangen gegen die Nahrangsmittelgesetze den Verarteilten nnr die 
vertragsmäßige Baasägebtthr für die üntersnchangen, die von den Unter« 
sachangsämtern den Polizeibehörden ja nar ais Darchschnittssatz in Anbetracht 
der größeren Zahl für sie anszaführender Untersachangen in Bechnang gestellt 
wird, aaf Omnd von § 16 des Nahrangsmittelgesetzes (Ergänanngsgesetz vom 
29. Jani 1887, B. G. Bl. S. 276) zar Last za legen. Es empfiehlt sich viel« 
mehr, in solchen Fällen entsprechend dem § 2 Abs. 3 des mit onserem ein¬ 
gangs erwähnten Erlaß vom September 1905 bekannt gegebenen Vertrages 
aas dem Begierangsbezirk Gambinnen za verfahren. 

8. Entnahme der Proben. 

Eine sachgemäße Aaswahl der zar Untersnchang za liefernden Proben 
ist Vorbedingong für eine erfolgreiche Nahrongsmittelkontrolle. Es liegt anf 
der Hand, daß die Aaswahl am zweckmäßigsten darch die Nahrangsmittel« 
Chemiker der üntersacbangsanstalten selbst erfolgt. Welche Erfolge ein 
solches Vorgehen gegenüber der Probenentnahme darch Polizeibeamte herbei« 
zaführen vermag, zeigen einige in den Berichten über „das Gesundheitswesen 
des preußischen Staates* für die Jahre 1906 and 1907 im Abschnitt Nahrangs« 
and Genaßmittel mitgeteilte Zahlen über die Hohe der Beanstandnngen bei 
beiden Arten der Probenahme. Es sollten daher, wo es irgend angängig ist, 
überall die Untersachangsanstalten and hre Angestdlten mit der Probenaas« 
wähl betraut werden. Am Sitze der ünt ersachangsanstalt dürfte dies 
unschwer darchzaftthien sein. Wenn in übrigen, wie gewöhnlich, die za hohen 
Kosten das Hindernis abgeben, so ist zu bemerken, daß die Beisekosten der 
Chemiker sich dann verringern, wenn sie die Probenentnabmen gelegentlich 
sonstiger Reisen, z. B. zar Revision von Weinhandlongen, Drogenhandlangen, 
Selterwasserfabriken, aasführen können. 

Wo die Entnahme der Proben durch Organe der Polizeibehörden erfolgen 
maß, ist dahin za wirken, daß die in Betracht kommenden Beamten eine 
besondere ünterweisang für ihre Tätigkeit erhalten. Diese wird, wie es in 
mehreren Bezirken bereits geschehen ist, zweckmäßig am Sitze der Unter« 
sachongsanstalt von einem Nabrangsmittelchemiker erteilt. Es genügt in der 
B^el ein Tag, am praktisch and theoretisch das für die Probenaaswahl 
Wichtige zu lehren. Aach Belehrangen durch die Chemiker gelegentlich 
ihrer sonstigen Bevisionsreisen, ferner Unterweisungen bei den dienstlichen 
Versammlongen der Gendarmen haben sich in einigen Bezirken als nützlich 
erwiesen. Polizeibehörden, denen mehrere Ezekativbeamte zur Verlügang 
stehen, werden anzaweisen sein, daß sie regelmäßig die gleichen Beamten mit 
der Beschafiang der Untersnehangsproben beauftragen. 

Die meisten Untersachangsämter haben den Polizeibehörden gedruckte 
Anweisungen für die Probeentnahme mit Belehrangen über die wichtigsten 
Verhältnisse, aaf die es bei der Auswahl der Proben ankommt, übergeben. 
Diese Anweisangen kOnnen bei richtiger Fassang neben einer mündlichen 
Belehrung der Polizeibeamten nützlich wirken. In Anbetracht der Verschieden« 
heit der Verhältnisse in den einzelnen Landesteilen sehen wir davon ab, eine 
gleichmäßige Fassung für diese Belehrangen vorzaschreiben oder za empfehlen, 
ersuchen jedoch, die im dortigen Bezirk gebraachten Anweisangen einer 
Durchsicht auf ihre Zweckmäßigkeit za unterziehen, Es maß beispielsweise 
vermieden werden, daß, wie es in mehreren ans vorgelegten Anweisongen der 
Fall ist, auch die Einlieferang von solchen Proben an das Untersachnngsamt 
verlangt wird, bei denen schon ohne chemische Untersnchang ein Beanstan« 
dangsgrand gegeben ist, wie z. B. verschimmeltes Brot and dergleichen. 

Ob neben der Probenahme darch Chemiker and Polizeibeamte geheime. 
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Alttale TOI Waren an ÜBterraehannaweckeB dveh VertraaenpersoBea 
aigeaeigt dBd, mifi Baoh deB OrtlieheB yerbUtBiBsea eBtscbiedeB weiM. 

Wbb die Art der MabroBgunittel asw., tob deaea Proben inr Unter- 
•aeboBg BU bringen sind, anbelaagt, so sind darüber ram Teil tob den Anl- 
skbtsbebOrdea BeatimmnageB erlassen, sam Teil fordern die ÜBtersncboBga* 
BBstsltea bestimmte Waren tob den PoUzeiferwaitaBgen eia. Wir baltan 
beide Arten der Anordanngen im allgemeinen für riebUg, müobten aber den 
PolineiTerwaltangen das Beobt gewahrt wissen, daß sie anob nach ihrem 
Ermessen den Ortlicben Verbiltaissen entspreobend Proben anderer Waren, 
als der aageforderten, eiasenden dürfen. 

Herrorgeboben sei noch, daß die Nabrnagsmittelkontrdle womOi^eh 
das ganne Jabr über wirksam sein soll, die Entnahme tob Preben also an 
Tersebiedenen Zeiten, natürlich onTorbergeaehen, und da, we sie nnr ln 
geringem Umfange stattbat, jedenfalls zu alljührUeb wechselnden Zetten 
erfolgen maß. 

4. Verfolgnag der Verfeblangen. 

Wenn die Feststellongen ergeben, daß objektiT der Tatbestand dnea 
Verstoßes gegen die Nahrangsmittelgesetze Torliegt, so ist sorgfUtig absn- 
wlgen, ob nach den Umstünden des Falles nar eine Belehrong oder Ver> 
wamong des betreffenden Qowerbetreibenden oder aber seine gerichtliche 
StrafTerfolgBBg angezeigt erscheint, and ferner, ob in letzterem Falle die 
Verfolgung sieb gegen den Händler, bei dem die gesetzwidrige Ware gefanden 
worden ist, oder gegen dessen Lieferer wird rieten müssen. In der Begel 
wird sich bereits ans dem Qatachtea der Untersacbongsaastalt ein Anhalt fiu 
den elnzaseblagenden Weg entnehmen lassen. 

Abzaseben sein wird im aligemeinea tob der Verh&agnng tob PoHsel- 
strafen an Stelle gerlcbtlieber Bestrafangen, da bei Polizostmen die Ein- 
slehang der Untersachongskosten tob den Bestraften nach Lage des Qesetzea 
zieht möglich ist. 

5. Beaafsichtignag der UBtersaebangsanstalton. 

Einen gewissen Haßstab für die Bearteilang der Lelstaagea eher Offeat- 
Uehen Untersnohangsanstalt liefert der Aasfall der aaf Qrand ihrer Qntachten 
anhlagig gemachten gerichtlichen Verfahren. Daneben empflehlt es sich jedoch, 
TM Zeit zu Zeit die der dortigen Aabicht ontersteheadea aichtsiaatychM 
Offentlicben Untersacbongsaastalten bezüglich ihrer allgemeinen EiarichtangM 
und ihrer Untersnehangstitigkeit einer Besichtigung onteraiehM au lassen. 
Mit deren Vornahme ist der Begierungs- und Mediziaalrat oder der irstUehn 
Hilfbarbeiter bei der Begierung zu beauftragen, tob denen der eine oder dar 
andere, wie wir aanebmen, auch sonst bei der Bearbeitung aller Angelten- 
heiten der Nahrn^smittelkontrolle als Dezernent oder Kodezernent regelmißig 
beteiligt wird, wegen der etwaigen Zoziehnag der Kreisärzte au den Be» 
sIchtigaBgeB der Uatersnchungsanstalten sei auf die Bestimmungen der Dienst* 
anweisaBg für die Kreisärzte Tom 1. September 1909 im § 78 TerwiesM. Fatts 
MS besonderen Umständen die Beteiligung eines chemischen SachTerständigM 
bei der Besichtigung einer Untersnohnngsanstalt geboten erscheint, ist oIb 
Mtsprechender Antrag an mich, den Minister der Mäisinalangelegeaheiten, au 
richten. Die Herren Oberpräsidenten werden Teranlaßt werden, BesichtigUBgen 
derjeaigM Anstalten zu Teraalassea, die tob ihrer Aufsicht unterstehendM 
VerUaden unterhalten werden. Hinsichtlich der BeaufsichtigaBg der staat¬ 
lichen, für polizeiliche NahrungsmittelantersnehaBgea zur Verfügung geetelltsn 
Anstalten bleibt es bei den bisherigen Anordnungen. 

Die jährliche Berichterstattnag der Öffentlichen und der sonstigen für 
die Nahrungsmittelkontrolle tätigen UatersnehnagsanstaltM über ihre Arbeits- 
lebtnnun hat nach Maßgabe der Erlasse Tom 6. September 1902, M. d. g. A. 
M. 7181, M. d. L lla 6200, M. L L. 1 Aa 6329, M. f. H. 11b 6676, und Tom 
84. September 1906, M. d. g. A. M. 7646, M. f. L. 1 Ae 6606, M. d. 1. lla 7591, 
M. f. H. 11b 8506, auch fernerhin zu erfolgen, ln Zukunft, und zwar erstmdig 
bei dem für das Kalenderjahr 1909 au erstattenden Berichte, ist jedoch eine 
Annbe darüber heiaufügen, wieriele tob den überhaupt ausgeführten Unter- 
MchungM TM Nahrungsmitteln. Oenuflmittela und mbrauehsgegenständM 
fW die Zwe<dro der pdizeiliehM MahrungsnrittelkoBtrelle TorgenommM werdM 
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■lad aad wie ikh diese Ziffer ra der vorgesohriebeBea Miadestaehl yoa Probe* 
eataabaiea fttr die poliaeiliebe Koatrolle yerbUt. 

Die Jabreabericbte der Unkeraacbaagsaastalten sind ia der Begiemaga* 
iasUaa daranfbia an prttfen, ob sieb ans ibrem Inbalte VeraalassiiBg au 
Wetenngea Itir die weitere Ausgestaltaag der Nabrungsmittelkontrolle ergibt. 
Aladaaa aiad sie mit einem Begldtbericbte über etwaige wichtige Beobaebtangen 
and VerSaderangen, die abgeseben yon den in den Berichten der üntersaebann« 
aastaltea geschilderten, auf dem Gebiete der NabrangsmittelkontroUe im Be* 
zichtsjabre sich ergeben haben, an mich, den Minister der Medizinalangelegea* 
beiten, dareb die Hand des zast&ndigea Herrn Oberpräsideatea einsareionea. 
Mit Bttebsieht aal die in letater Zeit erstatteten yersebiedenen Einzelbericbte 
kann diese besondere Beriebterstattang bei Einreicbnng der Jahresberichte der 
Uatersaehangsanstalten ttber das Kalenderjahr 1909 noch anterbleiben, <»11« 
nicht wichtige, noch nicht berichtete Neaerangen inewiseben eiagetretea oder 
aaf Grand äeses Erlasses yeranlaflt sein sollten. Dagegen ersache ich, der 
Minister der Medüdnalangelegeabeitea, mir zam 1. AprÜ 1910 eine üeberriebt 
über die sämtlichen, im dortigen Bezirk belogenen, für Zwecke der poliaei- 
liehen Nahrangsmittelkoatrolle tätigen Ontersachangsanstaltea nach beili^ea* 
dem Master *) zar Ergänzang der ^esseitigen Akten einzareichea. Einer mU- 
aaaeige ans deajenigen Begierangsbezirken, in denen keine öffeatUebea Unter* 
nchnngsanstaltea yorbanden sind, bedarf es nicht. 

6. Meaerricbtang yon Öffentlichen üntersacbnagsanstalten. 

Wie bisher behalten wir, die Minister des Innern and der Mediziaal* 
aagelegenbeiten, aas die Entscheidnng ttber Anträge aaf Anerkeaanng yoa 
Uniersaohnngsanstalten als Öffentliche im Sinne yon § 17 des Nahrangsmittel* 
gesetzes, aome ttber Verändemngen in der Zaständigkeit der bestehenden Aa* 
stalten yor. Wir bemerken dazu, daB die Zahl der yorhandenen Anstalten 
Mareiohend groß erscheint and daß daher die Anerkennang weiterer Anstalten 
-als Öffentliche, abgesehen yon denen, ttber die zarzeit noch Erwinngea 
adbwebea, aar bei Nachweis eines driMeaden Bedttrfnissee fttr die Daroh- 
fldirnag der NabrangsmittelkontroUe in Frage kommen kann. 


B» Könlgfrelola WttrttemlrePip. 

Uatecbrlagaag yon Geisteskranken. Erlaß des Ministeriams 
d-ea laaiern yom 6. Febrnar 1910 an das K. MedizinalkoUegiam, die 
K. Kreisregierangen, die LandarmeabehOrdea, die Direktionea der K. Beil* 
aastaltea, m K. Oberämter and die K. Oberamtspbysikate, sowie die Gemeinde* 
hehOrden. 

Die wttrttembergischen Staatsirrenaastalten sind andaaernd ttberfttUt. Die 
im Spätherbst d. J. in Anssicht stehende Inbetriebnahme der in Wianeatal im 
Ban begriffenen neaea Anstaltsgebäade wird nar yorttbergeheade Abhille 
.hringoi. Da die gegenwärtige nngttnstige Lage der Staatsflnaazen es in ab* 
■diharer Zeit nicht gestatten wird, den fttr die Geisteskranken fttrsorgepflieh- 
tigen Angehörigen and Armenyerbändea eine weitere StaatsirrenMmtalt aar 
Beaatsaag berat aa stellen, maß beizeiten aaf andere Weise geholfen weadaa. 
Es kommen hidttr awei Maßnahmen in Betracht: 

1. die Entlastnng der Staatsirrenaastalten yoa aolohen Kraaken, Aie jdeht 
mehr der Irrenaastaltspflege bedürfen; 

2. die Erweiterang mancher Örtlichen and Bezirksirrengelasse. 

1. Nach $ 80 des Statnts der Staatsirrenanstalten yom 90. März 1899 
(Beg.*Bl. S. 849) müssen bei drohender üeberfttUnng der Anstalten oder eia* 
aelaer AbteUnagen derselben and daraas erwachsender VersOgemng der Aaf* 
nidtme Kranke, die der Irrenpflege nicht mehr anbedingt bedürfen, entlasaea 
werden. Wenn dieselben ganz oder zam größeren Teil ans OffentUchea Kassea 
aaterhalten werden, so ist zam Zweck ihrer anderweitigen Unterbringang (Pa* 
milienpflege. Kranken*, Siechen* and Armeaanstalten) das Oberamt aad das 
Oberamtsphysikat am ihre Mitwirkoag anzngehea. 

In Aaweadnng dieser Bestimmaagen naben die Direktioaea der Staat* 


Maater~nieht abgedmekt. 
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Uehea IrreoMutaltea solebe io den letzteren tob Orts* oder LandarmenTerbladen 
nntergebmehte Kranke, die auch in andere Pflege gegeben werden konnten, 
den zuständigen Oberämtern zu bezeichnen. 

Die Oberämter haben bei den farsorgepflichtigen Armenrerbänden nn 
erbeben, ob nnd wie sie für etwa anderweitige geeignete OnterbringuBjg der 
betreffenden Kranken zu sorgen Termögen. Darüber, ob die Torgeschriebene 
Unterbringungsart den nach Lage der Verhältnisse zu stellenden Anfordernngen 
genügt, ist der Oberamtsarzt und nötigenfalls auch die Direktion der Hdl* 
anstalt, in welcher der Kranke sich bisher beflodet, zu hören. Außerdem ist 
TOB den Oberämtern bei den Ortsarmenrerbänden zu erheben, ob sich in ihren 
Gemeinden sonst noch pflegeanstaltsbedürftige Kranke beflnden, deren Unter¬ 
bringung in einer Anstalt Tersucht, aber wegen Platzmangels in den Torhan* 
denen Anstalten nicht möglich war. Ein Verzeichnis sämtlicher pflegeanstaits* 
bedürftiger Kranker, für die keine geeignete Unterkunft gefunden werdm 
kann, ist sodann Ton jedem Oberamt der Torgesetzten Kreisregierung Torzu- 
legen. Die Kreisregierung hat eine Zusammenstellung dieser Verzeichnisse 
der Landarmenbehörde mitzuteilen und gegebenenfalls gemäß Art. 26 des 
Württ. Ansführuagsgesetzes zum Unterstützungswohnsitzgesetz Tom 17. April 
1878 das Weitere zu Teranlassen. 

Die Erhebungen nnd die Mitteilung der Zusammenstellung an die Land* 
armenbehörden sind so zu beschleunigen, daß die Landarmenbehörden bis zur 
Btatsberatung im Besitz der Zusammenstellung sind. Die Kreisregiernngen 
haben eine Abschrift der Zusammenstellong und einen Bericht über die ge¬ 
troffene Verfügung dem Ministerium Torzulegen. 

Um die Entlastung der Irrenanstalten Ton solchen Kranken, die der 
Irrenanstaltspflege nicht mehr bedürfen, möglichst zu beschleunigen, ist das . 
Verpflegnngsgeld für diese Kranke mit Wirkung Tom 1. April d. J. an anf * 
den ordentuchen Verpflegungssatz Ton 600 M., der immer noch unter den 
Selbstkosten des Staates bleibt, zu erhöben. Das Medizbalkoll^iam hat sieh 
Ton den Anstalten darüber berichten za lassen, bei wie Tielen banken diese 
Erhöhung auf 1. April d. J. Platz gegriffen hat, und dem Ministerium eine 
Zusammenstellung hierüber Torzulegen. 

2. Bezüglich der örtlichen nnd Bezirks-Irrengelasse haben die ange- 
stellten Erhebungen ergeben, daß sie öfters, insbesondere in manchen mitt¬ 
leren Städten, den an sie zu stellenden Anfordernngen weder der Zahl noch 
der Einrichtung nach genügen. Es gehört zu den Aufgaben der Örtlichen 
Polizei- nnd ArmenTerwaltnng, dafür zu sorgen, daß wenigstens in jeder Ober¬ 
amtsstadt die für die Torübergehende Uaterbringnng tob Geisteskranken er¬ 
forderlichen Einrichtungen Torbanden sind, ln Tielen Fällen plötzlich anftre- 
tender GMstesstörnngea genügt die Torübergehende Unterbringung in dnem 
Gemeinde- oder Bezirksirrengelaß den Bedürfnissen. So wurden im Jahre 1908 
Ton 924 Geisteskranken nur 86 nnmittdbar in eine Irrenanstalt Terhracht, 
682 wurden zunächst in den städtischen oder Bezirksirrenräumen behandelt. Von 
da ans wurden nur 238 ln eine Heilanstalt überführt, während 868 als s^ 
nesen oder gebessert entlassen werden konnten. Die Aufnahme in ein städü- 
sches oder ein Bezirksirrengelaß liegt auch im Interesse des späteren Fort¬ 
kommens Tider Kranken, weil ihnen, wenn sie nach kurzer Zdt wieder ent* 
lauen werden können, beim Suchen einer Erwerbsgelegenheit nicht mit dem 
Vorurteil begegnet wird, mit dem solche Personen, die einmal, wenn auch nur 
Torübergehend, in einer Irrenanstalt untergebracht waren, häufig zu kämpfen 
haben. 

Die K. Kreisregiernngen habmi im Benehmen mit dem K. Mediainal- 
kolleginm, das die in Betracht kommenden Erhebungen bereits angestdlt hat, 
darauf hinzuwirken, daß in jedem Oberamt die für die Torübergehende Unter- 
bringuBg tob Geisteskranken erforderlichen Einrichtungen getroffen werdoi. 

Wünschenswert ist es. daß wenigstens an den größeren Krankenhänsem 
mit mehreren Betten für Geisteskranke unter den Pflegepersonen eine in der 
Irrenpflege ansgebildete dch beflodet, nnd daß einer der Aerste am Kranken- 
hanse eine Zeit lang an einer Irrenanstalt tätig war. 


Bedaktloa: Geh. Med.-Bat ProL Dr. Bapmnn d, Beg.- u. Med.-Bat in Minden L W, 

i. a d. Braaa, BmoffL 8l«ka.«. Tlntl. 8«h.-L. RolboohSroQksMi Is MlaSw. 
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Rechtsprechung. 

Die Oeaelimfgwig inr Errichtung einer Prlrntlrrennnstalt kann anf 
Gmnd des | 80 Abs. Id der Gew.«0. Bttcksicht anf die Nachbarschaft 
versagt werden» wenn dadnrch den geistig angestrei^ten Umwohnern die 
erforderliche Erholnng beeintrichtigt nnd hlerans erhebliche Nachteile 
and defahren fftr die Besltser oder Bewohner der benachbarten drnnd* 
sticke entstehen kOnnen nnd swar nicht nnr desnndheitsgefShrdnngen» 
sondern aneh TermSgensnachteil dnrch Wertmindernng der drnndstttcke. 
Urteil des prenß. Oberverwalinngsgerichts (III. 8.) vom 26. März 
1909. 


Ortegesetdlehe Bestimmnngen, wonach gewerbliche Anlagen» die 
mit Ranch-, Clerachs- oder Lärmbelistlgnngen fOr die Naehbarsehaft ver- 
bnnden sind» in bestimmten Ortstellen nicht sollen errichtet werden 
dürfen, finden nnr anf solche Anlagen Anwendnng» die schon ihrer Natnr 
nach, nicht aber anf solche» die nnr bei rfickslchtsloser Ansilbnng des 
betr. dewerbes Belistlgnngen ffir die Nachbarschaft ersengen. Urteil 
des Skchsischen OberTerwaltnngsgeiiohts (I. 8.) vom 28. Ja¬ 
nuar 1909. 


DlaohjlonwnndpnlTer ist als kosmetisches Mittel dem freien Yer- 
kehr überlassen; sein Fellhalten rerstüsst aneh nicht gegen das Farben- 
geseti vom 5. Juli 1887, da es kein Blei» sondern pnlrerlstertes Blei¬ 
pflaster entkült.*) Urteil des Kammergerichts (L8tr.-8en.) vom 
17. Febrnar 1910. 


Wanen rind nicht als Krankheiten nnd demmfolge Warten- nnd 
Insekteastlfte nicht als Heilmittel beiw. Aetsstlfte im Sinne der Kalser- 
.liehen Yerordnnng antnsehen. 

Bel der Abgabe von Stoffen, die wie Webers Alpenkrüntertee oder 
Lelssners Tabletten» nicht bloss als Yorbengnngs-» sondern rorsngsweise 
als Heilmittel verwendet werden, genflgt inr Yernrteilnng der dolns even- 
tnalls» also wenn der Terkünfer, bei Anwendnng der schuldigen Sorg¬ 
falt annehmen musste, dass der Klnfer das Mittel als Heilmittel ge- 
branehea wollte. Urteil des Kammergerichts (L Str.-Sen.) vom 
14. Febrnar 1910. 


*) Durch Urteil vom 17. Jnai 1909 (s. Beilage zn Nr. 16 dieser Zeit- 
schrUt, 1909. Seite 121) hat , das Kammergericht im Gegensatz zn dem obigen 
Urteil eatscldedea, daß der'Terkanl von bleihaltigem Wnadpuder unter das 
Farbengesetz füllt. In obigem Urteil ist ein solcher Verstoß nicht angenommen, 
weil der zngeaogene Sachverständige, Prof. Dr. Jnckenack, sein Qntachten 
dahin abgegeben hatte, daß pulverisiertes Bleipflaster znr Verwendung 
komme, nnd bei der Herstellung von Bleipflaster ans der Verbindung von Blei 
nnd Fettsäure ein chemisches Salz entstehe, also ein neuer Stoff, in dem die 
(Imndstoffe durch gegenseitige Verbindung anfgegangen seien. Nach dem 
Farbengesotz sei aber nnr eine „direkte* Verwendung von Blei zur Herstellung 
von kosmetischen Mitteln verboten. 
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Medlziiial - Gesetzgebung. 

Al, TKÖmliprelolz PreiUMien« 

GenehBlfiuif T«a Nebenftmtern pp. roa Krelsmediilaalbeamtea. 
Erlaß des Mi^aisters der asw. Medizinalangelegeaheitea yom 
8. ]C&rz^91^ — M. Nt. 916322 A — an s&mtlicEe Herren Begieraags* 
priddenten. 

Dorch AUerhOchsten Erlaß vom 26. Angast 1909 — Gesetzsamml. S. 784 — 
sind in Ablndernng der Bestimmnngen unter Nr. 1 bis 3 der Kabinettsorder 
Tom 18. Joli 1889 — Gesetzsamml. 8. 206 — die Zentralbehörden erm&cbtlgt 
worden, ln* geeigneten Fällen die Entscheidang Ober jederzeit widerri^cbe 
Genebmignngen sor üebemahme bestimmter Nebenämter and Neben¬ 
beschäftigungen durch die Angehörigen bestimmter Beamtenklassea und ^e 
Befugnis zum Widerruf solcher Genehmigungen den Provinzialbehörden zu 
flbertragen. 

Demzufolge bestimme ich hiermit, daß hinsichtlich solcher Nebenämter 
oder* Nebenbeschäftigungen von Ereismedizinalbeamten, deren Genehmigung 
nach § 27 der Dienstanweisung für die Kreisärzte bisher allgemein der 
Zentralbehörde yorbehalten war und zu deren üebemahme seitens eines 
bestimmt benannten Beamten die Zentralbehörde bereits einmal die Genehmigung 
erteilt hat, im liüle des Personenwechsels fortan die Herren Begiemn^ 
Präsidenten und der Herr Polizeipräsident in Beriin selbstständig Ober die 
aaderweite Erteilung der widerruflichen Genehmigung für den Amtsnachfolger 
beflnden, soweit die Voraussetzungen der erstmaligen Genehmigung unrer- 
ändert bleiben. 

Von den hiernach erteilten Genehmigungen ist mir zum 1. Oktober 
jeden Jahres Mitteilung zu machen. 

Benutzung des Torgesehriebenea Masters sa den Zengalssen fflr Ape- 
thekergehilfen. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalange¬ 
legenheiten yom 22. März 1910 — M.Nr. 17205 — an sämtliche Herren 
Begierungspräsidenten. 

Nach § 35 Absatz 8 der PrOfunnordnung fOr Apotheker yom 18. Mai 
1904 hat der Kandidat während der naim der purmaaentischen PrOfung abzu- 
leistenden zweijährigen Gehilfenzeit seine praktischen Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu yertiefen und fortznbilden, sowie auch 
ausreichendes Verständnis fflr die Aufgaben und Pflichten 
des Apothekerberufs zu zeigen. Der Nachweis, daß diese Erfordernisse 
erfflllt sind, ist durch ein Zeugnis zu erbringen, das yon dem Apotheker, der 
die Ausbildung geleitet hat, nach dem der Prflfungsordnung beigegebenen 
Master 4 auszustellen und yon dem zuständigen Kreisärzte zu beglaubigen ist 

Trotzdem ich in meinem Erlasse yom 14. September 1907 — M. 
Nr. 19118 — ersucht hatte, die Apotheker des Bezirks darauf hinzuweisen, 
daß sie bei der Ausstellung solcher Zeugnisse sich genau an das rotgp- 
sohriebene Master zu halten hätten, auch ue Kreisärzte zu yeranlassen, &ß 
sie bei der Beglaubigung Zeugnisse, die dem Master nicht entsprechen, zurflck- 
weisea, oder deren Er^nznng yerlangen möchten, werden immer noch in 
großer Zahl Zeugnisse yorgelegt. die nicht yorschriftsmäßig sind. 

Ich ersuche daher mederholt die beteiligten Personen und besonders 
die Kreisärzte im Sinne des yorstehendea Erlasses mit entsprechender EröAung 
zu yersehea. 

Ebenso sind die Kreisärzte darauf hinzuweisen, daß die genannten 
Zeugnisse bei der Beglaubigung einen Stempel yon 3 Mark (yor dem 1. Juli 
1909 betrug derselbe 1 Mark 50 Pfg.) erfordern (Erlaß yom nl. Mai 1907 — 
Mb. d. g. Ang. M. Nr. 17055, Fb.-Mb. lU Nr. 8466 —). Die Stempelmarkea 
sbd sdtens der Krebärzte zu yerwendea. 

B. Könlgfx^lolz Bdijrem. 

Hnndhahnng des Zflehtigugsrechts an den Volksschulen. Mini- 
sterialentschließug des Ministeriums des Inn^*rnf|yom 20. Fe¬ 
bruar 1910 an die Königl. Begierungea, Kammern*des Innern. 

Die Erlassung neuer Vorschriften Aber die Handhabung des Zflchtigungs- 
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rechtes an den Volksschnlen mußte im Hinblicke anl die beTorstrehende Ab> 
ftndemng der Beichsstrafprozeßordnong und des Eeichsstrafgesetsbnches (yor- 
exst zorftckgestellt werden. Hiernach haben die einschlSpgen Vorschriften 
bis auf weiteres in Qdtnng zu bleiben. 

Die K. Begierangen werden angewiesen anf tunUchste EinschrSnknag 
der körperlichen Zflcbtigong and auf Verhütung yon üeberschreitnngen des 
Zttchtigugsrechtes in den Volksschiüen fortgesetzt nachdrücklich hinzawirken. 
Za diesem Zwecke werden die E. Begierangen, Kammern des Innern, ermtchtigt, 
Lehrpersonen, welche wegen der üeberschreitong des Zttchtignngsrechtes 
disziplinär bestraft oder gerichtlich yerarteilt worden sind, die Befognis znr 
Aasttbang des Zttchtigangsrechts anf bestinunte oder unbestimmte Zeit zu 
entziehen. Im Falle der Aaßerachtlassong eines solchen Verbotes ist mit 
strengen Diszip^arstrafen einznschreiten. 

Den E. Begierangen, Kammern des Innern, wird weiter anheimgegeben, 
allgemein oder für einzelne Lehrerkategorien oder für einzelne Lehrpersonen 
die Führung eines Strafrerzeichnisses anzuordnen, in welches jede yollzogene 
Züchtigung nebst kurzer Begründung ihrer Notwendigkeit für jeden Schultag 
einsutragen ist, und mit der Kontrolle dieser Strafyerzeicbnisse die Kreis-, 
Distrikts- nnd Ortsschuliospektoren zu betrauen. 

Die Landesschalkommission erblickt ein wirksames Mittel zur Vermeidung 
yon Fehlgriffen in der Ausübung des Züchtigungsrechtes sowie zur allmählichen 
Verdräns^g der körperlichen Züchtigung aus der Volksschule darin, daß die 
Sdialaauichtsbeamten und das Lehrpersonal der Volksschulen die nachstehend 
abgedruckten „Pädagogischen Merksätze über die Anwendung der körperlichen 
Züchtigung* sich zu eigen machen. 

Die E. Begierangen werden beauftragt, für zuyerlässige Bekanntgabe 
dieser Merksätze an die Organe der distriktiyen und der örtUchen Schouaf- 
sicht, dann an das gesamte yorhandene und künftig neu zugehende VoUa- 
schuÜehrpersonal Sorge zu tragen. 

Die Vorstände der Offentliehen und der priyaten Lehrer- und Lehrerinnen- 
Bildungsanstalten sind auf die yorstehende Bekanntmachung und auf die 
Merksätze zur entsprechenden Beachtung beim Unterrichte in der Erziehungs- 
nnd ünterrichtslehre hinzuweisen. 

Pädagogische Merksätze über die Anwendung der 
körperlichen Züchtigung. 

1. Zweck dieser Merksätze ist, die körperliche Züchtigung aus der 
Schale allmählich zu yerdrängen. 

2. Das Becht der körperlichen Züchtigung soll dem Lehrer nicht ge¬ 
nommen werden. 

8. Ehrensache des Lehrers muß es sein, die Anwendung der Körperstrafe 
in seiner Schule auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

4. Mißbrauch des Züchtigungsrechtes yerrät mangelhafte pädagogische 
DurchbUdung. 

6. Die Körperstrafe ist kein geeignetes Mittel zur Beförderung des 
Lernens. 

6. Sie soll nie angewendet werden, ohne daß zuyor der etwaige Einfluß 
häuslicher oder physiologischer Verhältiusse auf das Verhalten des Schülers 
gewürdigt worden ist. 

7. Die Körperstrafe darf in ihrer Anwendung weder die Qesundheit 
des Schülers schlugen, noch seine Ehre antasten, noch die Schamhaftigkeit 
yerletzen. 

8. Ueberschreitung des Zücbtigungsrechts führt'nicht selten yor die 
Schranken des Gerichts, auch wenn sie nur im Eifer, in Aufregung oder in 
Entrüstung geschehen ist. 

Der Lehrer soll darum zum Schatze nicht ^tnur der Schüler, sondern 
auch seiner eigenen prädagogischen Würde alles beachten, was das Handeln 
im Affekt erschwert. Insbesondere empflehlt es sich, immer in angemessener 
Entfernung yom Schüler zu bleiben. 

9. Die wirksamsten Mittel, die Anlässe znr Anwendung yon Strafen zu 
yermindern, sind gewissenhafte Vorbereitung, anregender Unterricht, strenge 
Selbstzucht. 
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O. Köiiliprel<dz Wftirttem1>erip. 

Bekinpftug tberlragliarer Krankheltea. Verordnang des Mi* 
nisterinms dez Innern Tom 9. Febrnar 1910. 

Anf Grnnd von § 327 des Beidisstrafgesetzbncks, sowie tob Art. 25, 
Ziff. 8 and 4, Art. 82, Ziff. 5 nnd Art. 61 des LandespoliaeistrateesetBes Tom 
27. Dezember 1871 (Beg.-BL S. 891, 4. Jnli 1898 (Beg.>BL S. 149) wird nach« 
stellendes yerfflgt: 

Erster Abschnitt. 

Anzeige, Listenltthrnng nnd Berichterstattung. 

§ 1. Anßer den Krankheiten, bei welchen auf Grund reiehsgesetzlicher 
Bestinunnngen (zu vergl. § 1 des Beichsgesetzes yom 30. Jnli 1900, betreffend 
die Bekämpfnng gemeingefährlicher Krankheiten, Beichs^Gesetzbl. S. 306, nnd 
die Bekanntmachnng des Beichakanzlers vom 28. September 1909, Belchs* 
Gesetzbl. 8. 933), die Anzeigepflicht besteht — Aussatz (Lepra), asiatische 
Cholera, Fleckfleber (Flecktypbns), Gelbfleber, Pest (orienta^che Benlenpest), 
Pocken (Blattern) nnd Milzbrand — wird auch bei den nachstehend auf* 
geführten Krankheiten die Anzcigepflicht festgesetzt, nämlich bei: 

1. Diphtherie (Halsbräune, editer Croup), 

2. Fleisch-, Wurst-, Fisch-, Käse- nnd IkOnseryeBTergiftung, 

8. Frieaelfleber, 

4. übertragbarer Genickstarre, 

5. Kindbettfleber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 

6. Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom), 

7. Botz, 

8. Bückfallfieber (Febris recurrens), 

9. übertragbarer Bnhr (Dysenterie), 

10. Scharlach, 

11. Tollwut (Lyssa), sowie Biflyerletznngen durch tolle oder der Tollwut 
yerdächtige Tiere, 

12. Trichinose, 

18. T^bns (ünterleibstyphns, einschließlich des Paratyphus, gastrischem 
Fieber, Nerven-, Schlämfieber nnd dergl.), 

14. Warmkrankheit (Anchylostomiasis). 

Demgemäß ist jeder Fall der Erkrankung oder des Todes an einer der yor- 
bezeiohneten Krankheiten (Abs. 1 Ziff. 1—14) der für den Aufenthalt des Erkrank¬ 
ten oder den Sterbeort zuständigen OrtspolizeibehOrde nnyerzüglich anznzeigen. 

Wechselt der Erkrankte die Wohnnng oder den Aufenthaltsort, so ist 
dies unverzüglich nach erlangter Kenntnis bei der Ortspolizeibehörde, und zwar 
bei einem Wechsel des Aufenthaltsortes auch bei derjenigen des neuen Auf¬ 
enthaltsortes zur Anzeige zu bringen. 

§ 2. Auch bloße VerdachtfUle sind anzuzeigen bei: 

Kindbettfleber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 

Botz, 

Bückfallfieber, 

Tollwut (Lyssa), 

Trahus (Unterleibstyphus, einschließlich des Paratyphus, gastrischem 
Fieber, Nerven-, Schleimfleber nnd dergl.). 

§ 8. Jeder Wohnungswechsel einer an vorgeschrittener oder offener 
Lungen- oder Kehlkopftnberknlose erkrankten Person nnd jeder Todesfall an 
Lungen- oder Kehlkopftnberknlose ist der für den AnfenthiJtsort des Er¬ 
krankten oder den Sterbeort anständigen OrtspolizeibehOrde nnyerzügUch an- 
znzeigen. Dieselbe Anzeigepflioht besteht für diejenigen Fälle, in welchen 
Kranke mit offener Langen- oder Kehlkopftnberknlose Dire Umgebung infolge 
enger oder sonst unzureichender Wohnnngsverhältnisse gefährden. 

§ 4. Zar Anzeige sind verpflichtet: 

a) bd Verdachts- oder ErkrankungsfäUen, sowie bd Wohnnngsweohsd: 

1. der behandelnde Arzt, 

2. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten gewerbs- 
oder berufsmäßig beschäftigte Person, 

8. der Hanshaltungsvorstand, 

4. derjenige, in dessen Wohnnng oder Behausung der Verdachts- oder 
Erkranknngsfall dch erdgnet hat, 

b) bei Todesfällen: der Ldchenschaner. 
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Die Verpflichtnng der unter Bnohstnbe n Ziff. 8 bii 4 gennnntea Per* 
lonen tritt nur denn ein, wenn ein in einer yomnsgebenden Zufer genannter 
Yerpflicbteter nicht Torbanden ist. 

§ 5. Bei Krankbeits* und Todeslilien, die sieb in Öffentlichen Kranken-, 
Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ihnlicben Anstalten ereignen, ist der 
Vorsteber der Anstedt oder die von der anständigen Stelle damit beanltrarte 
Person anssdiliefillch snr Erstattung der ^zeige yerpfliebtet; das gleiche s^t, 
wenn die Krankheit bereits bei der Einlieiemng der betreffenden Person in 
die Anstalt besteht und die Anzeige nicht schon yorher anderweitig erstattet ist. 

Aul Schiffen gilt als der zur Erstattung der Anzeige yerp^chtete Haus- 
baltungsvorstand der Schiffer oder dessen Stwyertreter. 

§ 6. Die Anzeige kann mflndlich oder schriltlich erstattet werden. Bei 
mflndlicber Anzeige ist yon der OrtspolizeibebOrde ein Vordruck nach Anlage I 
auszulflllen. Die schriftliche Anzeigte gilt mit Aufgabe zur Post als erstattet. 

§ 7. Die OrtspolizeibebOrde hat, sobald sie yon einem Falle der Er¬ 
krankung oder des Todes an einer der in § 1, Ziff. 1 bis 14 erwähnten Krank¬ 
heiten, bei Kindbettfieber, Botz, Bflcklallfieber, Tollwut und Typhus auch yon 
dem Uoflen Verdacht (§ 2) erstmals Kenntnis erhält, den Oberamtsarzt und 
gleichzeitig auch das Ooeramt alsbald, bei Fleisch- usw. Vergiftung, Friesel¬ 
fleber, Genickstarre, Kindbettfleber und Trichinose auf kflrzestem Wege (tele¬ 
graphisch, mit Fernsprecher oder durch besonderen Boten) zu benachrichtigen. 
Erfolgt die Mitteilnng durch den Fernsprecher, so hat sofort auch noch die 
schriftliche Benachrichtigung stattzufinden. Wenn die Anzeige an die Orts- 
nolizeibehOrde durch einen Arzt erfolgt ist, so ist dem Oberamtsarzt auch der 
Name dieses Arztes mitsuteilen. 

Die Anzeigen über Tuberkulose (§ 8) sind yon der OrtspolizeibebOrde 
nur an den Oberamtsarzt einzusenden. Im Falle der Gefährdung der Um¬ 
gebung infolge ungünstiger Wohnun^yerhältnisse (§ 3, Satz 2) ist jedoch 
gleichzeitig ewe Abschrift dieser Anzeige auch der Leitung des Bezirkswobl- 
tätigkeitsyereins oder der Tuberkulosefflrsorgestelle mitzuteilen. 

Der Oberamtsarzt hat auf Grund der bei ihm eingehenden Anzeigen Aber 
jede Krmikheit, hinsichtlich welcher die Anzeigepflicht besteht, eine besondere 
Liste nach dem Master der Anlage 2 (nicht mitabgedruckt), für Scharlach und 
Diphtherie nur eine Uebersicht nach dem Master der Anlage 2 a (nicht mil- 
abgedruckt) fortlaufend zu führen. Nach erfolgtem Eintrag sind die Anzeigen 
zurückzusenden. 

Bei gehäuftem (epidemischem) Auftreten einer der in § 1, Ziff. 1 bis 14 
genannten Krankheiten ist yom Oberamt dem Ministerium des Innern und 
gleichzeitig anch dem MedizinalkoUegium sofort Bericht zu erstatten. Weiter¬ 
hin sind den genannten Stellen, bis die Seuche erloschen ist oder nur noch 
yereinzelte Krankheitsfälle anftreten, Wochennachweisnngen über die neu an- 
gezeigten Fälle unter gleichzeitiger Angabe der Gesamtzahl der bisherigen 
Fälle yorzulegen. 

Zweiter Abschnitt. 

Ermittelung der Krankheit. 

§ 8. Der Oberamtsarzt hat nach Empfang der Anzeige, soweit dies 
nach den für die einzelnen Krankheiten anfgestellten Anleitungen angezei^ 
ist, an Ort und Stelle Emdttelungen über die Art, den Stand und die ürsacne 
der Krankheit yorzunehmen. 

In Notfällen und in der eigenen Praxis kann der Oberamtsarzt die Er¬ 
mittelung anch yomehmen, ohne daß ihm eine Nachricht yon der Polizei¬ 
behörde zagegangen ist. 

Dem MedizinalkoUegium bleibt yorbehalten, besondere Sachyerstindige 
zur Vornahme yon Ermittelungen und zur Beratung fär die Erlassung yon 
Schutsmafiregeln an Ort und SteUe zu entsenden. 

§ 9. Der Oberamtsarzt hat, beyor er seine Ermittelnngen yornimmt, 
wenn der Erkrankte sich in ärztUcher Behandlung befindet, mit dem be¬ 
handelnden Arzt Rücksprache zu nehmen. Sofern letztere genügenden Anfschlufl 
nicht gewährt, hat er den Kranken persOnUch zu besuemen. Von seiner Ab¬ 
sicht, den Kranken anfsnsnehen, hat er den behandelnden Arzt so zeitig in 
Kenntnis sn setzen, daß dieser, falls er hierauf Wert legt, mit dem Oberamts¬ 
arzt in der Wohnung des Krauen sich einznflnden yermag. 

§ 10. Dem Oberamtsarzt ist, soweit er es zur FeststeUung der Krank- 
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beit fftr erloiderlich and ohne Schidigong des Kranken Ihr zolSssig hält, der 
Zutritt 2 En den Kranken oder znr Leiche and die Yomahme der za den £r- 
mittelangen über die Krankheit erforderlichen üntersachonnn za gestatten. 

Die sämtlichen in den §§ 4 and 5 aofgef&hrten Personen sind ver¬ 
pflichtet, Aber alle für die Entstehong and den Yerlaof der Krankheit, sowie 
fflr die Gefahr der Verbreitung wichtigen Umstände dem Oberamtsarzt and 
der Polizeibehörde auf Befragen Aoskuiut za erteilen. 

§ 11. Beteiligt sich der behandelqde Arzt auf Ersachen des Oberamts¬ 
arztes bei den örtlichen Ermittelangen im einzelnen, so wird ihm hierfflr neben 
den taxmäßigen Beisegebfihren eine Entschädigung in der Höhe des niedersten 
Satzes der ärztlichen Gebtthrenordnong fflr eine Beratung mit einem anderen 
Arzt gewährt. 

Der Oberamtsarzt hat den behandelnden Arzt sofort nach Abschlafl der 
Ermittelangen zur Einreichung seines Kostenzettels an das Oberemt zu ver¬ 
anlassen. Später als ein halbes Jahr nach der Dienstleistung ebkommende 
Kostenzettel werden nicht berflcksichtigt. 

§ 12. Ueber das Ergebnis der Ermittelongen, insbesondere darflber, ob 
die Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Aasbrachs begrflndet ist, 
hat der Oberamtsarzt der Ortspolizeibehörde xuverzflglich Mitteilang za machen. 
Dabei sind derselben auch die Schatzmaflregeln za bezeichnen, welche dem 
Oberamtsarzt notwendig erscheinen. Gleiche Mitteilang ist auch dem Obersmt 

zu flbergeben. Dritter Abschnitt. 

Schatzmaßregeln. 

§ 18. Zar Verhfltang der Weiterverbreitong der in § 1 Zlff. 1 bis 14 
and § 8 genannten Krankheiten sind erforderlichenfalls die geeigneten polizei¬ 
lichen Schatzmaßregeln anzaordnen, bezflglich deren die in einem besonderen 
Erlaß fflr jede einzelne Krankheit gegebenen Anleitungen nebst Desinfektlons- 
anweisnng za beachten sind. 


Danei hat sich der Oberamtsarzt bei seinen Anträgen and die Polizei¬ 
behörde bei ihren Anordnungen and Vorkehrungen aal diejenigen Maßregeln 
zu beschränken, welche nach Lage des Falles aasreichrad erscheinen, am eine 
Weiterverbreitung der Krankheit za verhflten. Bel aer Auswahl der Maß¬ 
regeln ist einerseits nichts za unterlassen, was zur Verhfltang der Ansbreitang 
der Krankheit notwendig ist, anderseits aber dafür Sorge zu tragen, daß lücht 
durch Anwendung einer nach Lage des Falles zu weitgehenden Maßregel un¬ 
nötig in die persönlichen and wirtschaftlichen Verhältnisse der BevOUiemng 
eingegriffen wird oder vermeidbare Kosten entstehen. 

Vielfach wird es sich empfehlen, die Betroffenen zanächst zur frei¬ 
willigen Aosfflhrang der erforderlichen Maßnahmen zu bestimmen. 


Werden im Verlanfe einer Epidemie weitere als die zanächst getroffenen 
Maßregeln notwendig oder fällt die Notwendigkeit der getroffenen Maßregeln 
weg, so hat der Oberamtsarzt alsbald entsprechenden Antrag an die Ortspoluei- 

MM« lu iMle.. AbMiudtt. 


Verfahren und Kosten. 


S 14. Zar Anordnung, Leitung and üeberwaohong der poUzMlichen 
Schatzmaßregeln ist die Ortspolizeibehörde zaständig; das Verbot oder die Be¬ 
schränkung der Ansammlung größerer Menschenmengen, sowie die Schließnng 
von Pensionaten oder ähnli<men Anstalten kommt jedoch dem Oberunt zu. Die 
Polizeibehörden haben ihre Anordnangen unter tunlichster Berflcksichtigong 
der Anträge des Oberamtsarztes za treffen. 

Beschwerden gegen die polizeilichen Anordnangen ist in der Regel die 
aafschiebende Wirkung abzaerzennen. 

Ueber die angeordneten Schatzmaßregeln hat die Ortspolizeibehörde 
dem Oberamt alsbald Bericht za erstatten. Hält letzteres die getroffenen 
Maßregeln fflr angenflgend oder fflr za weitgehend, so kann es, wenn die Orts- 
polizeibehörde einer Aafforderung zur Abändemng nicht nachkommt, oder in 
Fällen, in welchen die Aafforderung eine nachteilige Verzögerung zur Folge 
haben würde, nach ohne solche Aofforderong die gebotenen Märegeln an SteUe 
der Gemeindebehörde treffen (Art. 194 letzter Absatz der Gemwideordanng). 

Das Oberamt kann die Anordnung, Leitung and Ueberwadiang der 
Schatzmaßregeln nachprflfen lassen. Diese Nachpruang geschieht durch den 
Oberamtsarzt. 
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Die Anlhebnng der Sehutzmaßregeln darf ent nach Anhörung des Ober* 
amtsarates erfolgen, die Aufhebung der Absonderung und der fortlaufenden 
Desinfektion bei Typhus und Buhr erst nach erfolgter Zustimmung des mit 
der Kontrolle beauftragten Laboratoriums des Medizinalkollegiums. Die Schluß* 
desinfektion hat ent w ToUzogen zu gelten, wenn von dem sie yornehmenden 
Deshifektor der Ortspolizeibehörde eine Bescheinigung ttber den Vollzug der 
Deshifektion rorgelegt ist. 

§ 15. Die Kosten der Ermittelnngen zur Feststellung der Krankheit, 
sowie die Kosten der Anordnung, Leitung und Ueberwachung der Schutzmaß* 
res^ werden insoweit Ton der Staatskasse bestritten, als sie durch die Tätig* 
kdt des Oberamtsarztes yerunacht sind. Auf die Staatskasse werden ferner 
ttbernommen die Belohnung der behandelnden Aerzte für die Mitwirkung bei 
den Ermittelungen des Oberamtsarztes (§ 11) und fttr amtlich angeordnete 
Einsendungen yon bakteriologischen Untersuchungsobjekten. Die Kosten* 
rechaungen sind yierteljäbrlich durch das Oberamt dem Medizinalkollegium 
zur Herbeiführung der Zahlungsanweisung yorznlegen. Die Kosten der Ent* 
Sendung besonderer Sachyerständigen werden ebenfalls yon der Staatskasse 
getragen, wie auch die Kosten für die Beschaffung der an die Beyölkerung 
und Aerzte zu yerteilenden Belehrungen. Die bakteriologische Untersuchung 
des auf amtliche Anordnung eingesandten üntersuchungsmaterials durch das 
hygienische Laboratorium des Medizinalkollegiums erfolgt unentgeltlieh. Die 
durch die Sehutzmaßregeln entstehenden Kosten sind, soweit hiezu nicht ein 
Dritter, insbesondere eine Krankenkasse yerpflichtet ist, yon den Betroffenen 
sdlwt zu tragen. Sind diese hiezu nicht imstande, so fallen sie gemäß Art. 167 
der Oemeindeordnung als örtliche Polizeikosten der Gemeinde zur Last. 

Denjenigen Gemeinden, welche durch die ihnen hienach obliegenden Lei* 
stuagen in einem ihre Kräfte übersteigenden Maße in Anspruch genommen werden, 
können auf Ansuchen besondere Beihilfen ans Staatsmitteln gewährt werden, 

§ 16. Den Amtskörperschaften wird empfohlen, die yon ihnen gemäß 
§ 28 des Beichsseuchengesetzes zur Bekämpfung der gemeingefährlichen 
Krankheiten getroffenen oder ihnen yon anderer Seite zur Verfügung gestellten 
Einrichtungen den Gemeinden ihres Bezirkes und den Bezirkseinwohnern auch 
für die Bekämpfung der sonstigen übertragbaren Krankheiten gegen eine 
tarifmäßige Entschädigung zu überlassen. Die Kosten der Dasinfekuon sollten 
auf die Amtskörperschaft oder die Gemeinde, wenigstens bei Unbemittelten, 
ganz übernommen werden. 

Fünfter Abschnitt. 

Sch lußbest immun gen. 

ß 17. Zum Zwecke der Ausbildung yon Desinfektoren ist bei dem Medi* 
zinalkolie^um eine Desinfektorenschule dngerichtet. Die ünterrichtserteilung 
erfolgt unentgeltlich. Diejenigen Personen, welche den Unterricht mit Erfolg 
besuät haben, erhalten einen Befähigungsausweis. Dieser gilt auf die Dauer 
yon fünf Jahreg. Nach Ablauf dieser Zeit haben die Desinfektoren einen 
TFiederholungskurs mitzumachen, wenn sie sich einen neuen Befähigungsausweis 
erwerben woflen. 

Den yon Gemeinden und öffentlichen Körj^erschaften schon bisher ange- 
stellten Desinfektoren kann der erstmalige Befähigungsausweis auch ohne Tal* 
nähme an einem Unterrichtskurs erteilt werden, wenn sie durch Ablegung einer 
Prüfung yor dem Unterrichtsleiter den Besitz genügender Kenntnisse naehweisen. 

§ 18. In großen und mittleren Städten, die einen für den ärztlichen 
Staats^enst befähigten Arzt im Hauptamt angestellt haben, kommen die nach 
Maßgabe der yorstehenden Bestimmungen und der für die einzelnen Krank* 
hdten ergehenden Anleitungen dem Oberamtsarzt zustehenden Befugnisse mit 
Ausnahme der Nachprüfung der angeordneten Sehutzmaßregeln (§ 14, Abs. 4) 
dem Stadtarzt zu, sofern ihm yon sefaier Anstellungsbehörde auch die hienach 
dem Oberamtsarzt obliegenden Pflichten ausdrücklioi übertragen werden. 

In diesem Fall fult die Benachrichtigung des Oberamts und des Ober* 
amtsarztes über den Ausbruch der Krankheit (§ 7, Aba. 1), über das Ergebnis 
der Ermittelungen (§ 12) und über die beantragten und angeordneten Schutz¬ 
maßregeln (i 12 und § 14 Abs. 3) bei einem yereinzelten Auftreten einer der 
in Bede stwenden Krankheiten weg, wogegen bei einem gehäuften (epidemi* 
sehen) Auftreten derselben dem Oberamt und dem Oberamtsarzt sofort Bericht 
über die Art, den Stand und die Ursache der Krankheit, sowie über die 
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K troffenen Schntsmaßregeln in entattnn ist, ueb sind den geuBBten StelleB 
I mm ErlOscbea der Mnobe Wocbennacbweiae ttber die biuer OBd die nen 
BBgeieigten FUle mitznteileB. 

§ 19. VeistebeBde BestimmoBgeB finden keine AnweBdoBg, iBSOweit dBTOB 
1. dem iktireB Heere ugehOrende Militfirpersonen, 

2. Personea, welche b nmit&riscben Dienstgebänden nntergebnobt sind, 

8. marschierende oder aal dem Transport befindliche MilitIrpersoaeB and 
Tmppeateile des Heeres, sowie die Ansrttstnngs- and QebraochsgegeB- 
stiade derselben, 

4. aasschliefilicb tob der Hilit&rYerwaltong benatste Grandstttcke and Bin- 
rlohtOBgeB betroffen würden. 

Für die Aaslegnng der Begriffe ,militirisehe Dienstgebfiade oiw.* sind 
die Bestinunangea des Ministerialerlasses ?om 10. Deiember 1909 (Amtsblatt 
S. 466) maßgebend. 

§ 20. Die gegenwirtige Verffigong tritt am 1. Mai 1910 in Kraft 
Gleichieitig treten die BesUmmangen der Veriflgong des Ministerinms des 
iBBern Tom 14. Oktober 1880, betreffend die mediziniscb-poliieilicheB Maßregeln 
bei den der anmittelbaren Fürsorge des Staats onterliegeBden Krankheiten 
(Beg.-BL 8.484), vom 5. Febrnar 1872, betr. die Anzeigepflicht beim Aosbraeh 
▼OB ansteckenden Krankheiten onter Menschen and Tieren (Beg.>BL S. 62), 
soweit sie noch in Geltung standen, sowie der Erlaß des MinisterioBM des 
Innem Tom 29. Oktober 1888, betreffend die Anzeige Tom Ansbrach ansteckender 
KrankheiteB (Amtsblatt 8. 297), außer Wirkong. 


Anlage I. 


Anzeige eines Falles to'b 


1. Aussatz (Lepra) oder AassatzTerdacht — 2. Cholera (asiatischer) oder 
CholeraTerdacht. — 8. Diphtherie (Halsbrlune, echter Croup). — 4. Fleiseh«, 
Wurst», Fisch», KIse» und Konserrenrergiftung. — 6. Fleckfieber (Flecktyphus) 
oder Fleckfieberferdacht. — 6. Frieselfieber. — 7. GMbfieber oder Gelbfieberrer- 
daoht. — 8. Genickstarre, übertragbarer. — 9. Kindbettfieber (Wochenbett», 
Paerperalfieber) oder V erda^t dieser &ankheit.—10. Kfimerkrankheit (Granulöse, 
Trachom). — 11. Milzbrand oder Milsbrandyerdacbt. — 12. Pest (orientalischer 
Beolenpest) oder Pestverdacht — 18. Pocken (Blattern) oder PockenTerdaeht. — 
14. Botz oder Botzrerdacbt. —16. Bückfallfieber (Febris recorrens) oder Büokiall» 
fieberrerdaeht — 16. Bohr, übertragbarer (D^enterie). — 17. 8charlaeh. — 
IB Tollwut (Lyssa) und Tollwutrerdacht, sowie Bißverletsung durch ein tolles 
oder toUwutTerdfichtiges Tier. — 19. Trichinose. — 20. Tuberkulose (Lungen» 
und Kehlkopftuberkulose, a) Todesfall, b) Wohnungswechsel, c) ungünstige 
WohnongsTerhUtnisse). — 21. l^phus (ünterleibstyphus einschließliai Para- 
typhus, gastrischem Fieber, Nerreaschleimfieber u. dergl.). — 22. Wnrmkrank» 
heit (Aachylostomisius). (Das zutreffende ist m unterstreichen.) 


Ort der Erkrankong: 

Wohnung (Straße, Hausnammer, Stockwerk): 

Bnf» und Familiennahme des Erkrankten: 

(}eaohleeht: minnlich, weiblich. (Zutreffendes ist zu unterstreichen.) 
FamUienstand: ledig, verheiratet, verwitwet. (Zutreffendes ist m nnterstreiehen.) 
Alter: 

Beruf oder Gewerbe: 

Stelle der Beschlft^^ong: 

Tag der Erkrankung: 

Tag des Beginns der firztliehen Behandlung: 

Tag des Todes: 

Sind scbiüpfiichtige Kinder in dem Hausstand vorhanden und welche Schule 
besuchen sie? 

Name und Wohnort des behandelnden Arztes: 

Bemerkungen (insbesondere auch ob, wann und woher mgerdst, ob Nahrungn» 
mittel ans dem Haushalt verkauft werden, Beziehungen zu efnem andern 
Erkrankungsfall usw.): 

Ist der Kranke in ein Krankenhaus verbracht worden f 
., den.19. 


Bedakuon: Geh.Med.-iiatProLDr.MapmuBd,Beg.-a.Med.»ltat in Minden t W. 

J. 0.0. nimm«, Hw—g i. SI s S i. ■. FImII. S«h.»Ii. HelbzaMnMfctNl |a MMsa. 
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JELÖnlgtrdotm PrenwseB&a 

Bestehtlfutr gewerblieher Aiüi^eii durch die Krebtrite gelefent* 
lieh der Ortobesleht^ugen. Erlafi des Ministers der nsw. Medi- 
ainnlangelegenhelten rom 14. Hirn 1910 — M. Nr. 448 — an 
den Herrn Begiemngsprisidenten in B. und sämtlichen übrigen Herren Begie- 
rongsprlsidenten anr Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Oer Aallaasnng £ir. pp. trete ich darin bei, dafi die Kreisärate, sofern 
sie bei den Ortsbesichtignngen (§ 69 der Dienstanweisung) audi gewerbliche 
Anlagen einer Besichtigung unteraiehen wollen, gemäß § 18 der Dienstan¬ 
weisung sich Torher mit dem anständigen Gewerbeanlsichtsbeamten ins Be¬ 
nehmen an setaen haben. Eine Einschränkung dahingehend, daß die Ereis- 
ärate nur dann berechtigt wären, mit den Ortsbesichtigungen eine Besich¬ 
tigung gewerblicher Anlagen au yerbinden, wenn ihnen bestimmte saniUUe 
luiSstände des Betriebes dieser Anlagen bekannt geworden sind, ist durch 
den § 69 der Dienstanweisung nicht beabsichtigt. 


^ Etnrelehung der ron den Krankenanstalten aUJibrlleh ndtntellendeii 
statistischen Uebersiehten and Tabelienformulare an den Beglemngsprisl- 
denten dnreh die Kreisärate. Erlaß des Ministers der nsw. Mediai- 
nalangeleg^enheiten yom 8. April 1910 — M. Nr.805 — an sämt¬ 
liche Herren Begiemngspräsidenten. 

Zur Behebung entstandener Zweifel weise ich darauf hin, daß die gemäß 
dem Bnnderlaß yom 22. Dezember 19081) (Min.-Bl. t Med.-AngeL 1909, 8.64) 
yon den Krankenanstalten alljährlich mitznteilenden statistischen Ueber- 
siehten und Tabelienformulare gemäß § 101 der Dienstanweisung für die 
Elreisärste yon diesen nach Kenntnisnahme an den Begiemngspräsidenten ein- 
aureichen sind. 

Bw. pp. ersuche ich ergebenst, den Kreisäraten des Beairks aur Nach- 
achtung hieryon Kenntnis au geben, und ferner dafür Sorge au tragen, daß 
die geeamten Zäh^apiere nach dortiger Kenntnisnahme bis aum 1. Mba d. Js. 
dem KOnigUchen Statistischen Landesamt hier übersandt werden. 


Naehwelanng der yerhnndenen äffentliehen and Prlynthelinnstnlten. 
Erlaß des Ministers der nsw. Mediainalangelegenheiten yom 
11. Mära 1910 — M. Nr. 6248 -< an sämtliche Herren Begiemngspräai- 
denten (a) und die Herren Oberpräsidenten (b). 

a) Zur Verminderung des Scbreibwerlu bestimme ich das folgende: 

Der Bnnderlaß yom 2. März 1900 — M. Nr. 6897 —, wonach alle drei 
Jahre bis zum 1. Mära über die Veränderungen und den Bestand an Friyat- 
Kranken- und Entbindungsanstalten zu berichten war, wird aufgehoben. 

An Stelle dieser ^richte ist mir künftig alle fünf Jchre eine Nach- 
Weisung der in dem dortigen Begiernngsbezirk (Landespoliaeibezirk) yorhan- 
deaen Öffentlichen und Priyat-Heilanstalten und zwar nicht nur der allge¬ 
meinen, sondern auch der Spezialanstalten, einschließlich der Lungenhml- 
stätten und Sanatorien nach dem Stande am Schlüsse des jeweiligen Volks¬ 
zählungsjahres bis zum 16. März des folgenden Jahres, zuerst also bis zum 
16. März 1911, alsdann 1916 usw. unter Zugrundeleguns des beigefügten 
Musters eiazurrichen. Eines Begleitberichtes bedarf es nicht. 


*) S. Beilage Bechtsprechnng n. Medizinalgesetzgebnag; 1909, S. 28. 




70 


Beohtsprechang und Medizinal-Gesetzgebung 


Die ZaweisQog nenerrichteter PriTatanstalten fflr Gelsteskianke, Epi* 
lepUsche oder Idioten an die Besachskommission erfolgt wie bisher. 

Treten besondere Yoikonunnisse bei den gedachten Anstalten [im Lavfe 
der Beriohtsperiode ein, so ist mir in jedem Einseilalle darüber sa berichten. 

Der Banderlaß vom 23. April 1880 — 1A 2895 IL d. L / M. 1986 IC. 
d. g. A. —f wonach namentliche Listen der im Laufe des Jahres erOibieten and 
Angegangenen Heilanstalten am Jahiesschlosse an das KSniglich St at is t is e h e 
Landesamt — nicht mir, wie es fälschlicherweise mehrfach ge« 
schehen ist — einsareichen sind, wird durch diese Verfügung nicht berührt. 

b) Abschrift erhalten Euere pp. zur Kenntnisnahme mit dem ergebensten 
Ersuchen, die entsprechenden Angaben für die Euerer pp. Aufsicht unterstellten 
Heil* pp. Anstalten den zuständigen Begierungspräsidenten zur Auftiahme ln 
die Bwrksnachweisung gefälligst rechtzAtig übermitteln zu lassen. 

Nnchveleaag 


der im Begiemngsbezirk ....... am Schlosse des Jahres 19 . . tot« 

handenen Öffentlichen und PriTatanstalten jeder Art*), insbeaondere der 
allgemAnen Krankenhäuser*), der Irren*, Idioten-.*) Augenheil* nnd Ent¬ 
bindungsanstalten, sowie der Hospitäler und Siechwänser. der Krflppel- 
heime, der Taubstummen- und Blindenanstalten, der Hebaaunemehr- 
institute usw. 


Der Begiemngsprisident. 
.... Hr. .... 


den 


ürschriftlich 


dem Herrn EQnister der geistlichen, ünterriehts- 
und Medizinal-AngelegennAten 
in 


Berlin 


TorgAegt. 


% 

• 
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Ort der 
AnstAt 
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Män¬ 

ner 

uor 

a Air 

Frau¬ 

en 

2. 
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mal 

9. 

10. 












BntsehUge an Aente für die Bekinipfhng der nkiten epldemlnehen 
KlnderUUunnng. Erlaß des Ministers der usw. Medlninalnnge- 
legenheiten vom 16. März 1910 — M. 104651 Ang. — an sämtuBhe 
Herren Begierungspräsidenten.*) 

Ew. pp. übersende ich hierneben ergebenst ein Exemplar der im Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamte ausgearbAteten n^tsAüäge an Aerzte für die Be¬ 
kämpfung der akuten epidemischen Kinderlähmung* mit dem Ersuchen, soweit 
eitorderlleh, in geeignAer Weise für die Bekanntgabe der BatsAüäge zu 
sorgen. WAtere Exemplare können von hier ans nicht geiiefert werden. 

Die Batschläge sind bA der Verlagsbachhandlnng Ton Julius Springer, 
Beriin M. 24, Monb0oaplats 8, erschienen und werden zum Preise Ton 16 PL 
für das Exemplar portofrA abgegeben. BA Entnahme Ton 60 Exemplaren tritt 
eine Ermäßigung auf 12 Pfenmg, bA Abnahme Ton 100 Exemplaren Ane 
solche auf 10 Pf. ein. 


*) Ausschließlich der im BeAtze des Staates befindlichen UATerAtfts- 
kliniken, GamisoAasarAten nnd der Krankenabteilungen der GAängnisse. 

*) Einschließlich der HeilanstAten für Brustkranke (Lungenheflstätten usw.). 
^ Einschließlich der AnstAten für Epileptiker, S^wachAnAge und 
Nerrenkranke (auch WasserheilanstAten, Anstalten für Morphinmsüchtiips, 
Trunksüchtige n. dergl.). 

*) GlAche Erlme And in den anderen Bundesstaaten ergangen; im 
KOnigrAch Bajem s. B. unter dem 1. Mär d. J. 
















Rechtspreebang and Medizinal - Gesetzgebung. 


71 


RSitMhllge an Aerste für die Bekianpfang der aknten 
epldemleolien KinderlMunnng (Poliomyelitis acuta infantum). 

Bearbeitet im Kaiserlichen Gesundheitsamt. 

Während die zerebrale und spinale Kinderlähmung in Deutschland 
früher anscheinend nur in vereinzelten Fällen beobachtet wurde, ist sie in 
neuerer Zeit an verschiedenen Orten in epidemischer Form aufgetreten. Die 
dabei gemachten Wahrnehmungen bestätigen die Vermutung, diä es sich um 
eiue ttnertragbare Krankheit handeit. Dafür sprechen, abgesehen von der 
seuchenhaften Ausbreitung, die Häufung der Fälle in einer und derselben 
Familie oder Behausung und der Umstand, daß bereits mit Erfolg üebertra* 
gungsversuche auf Tiere (Kaninchen und Affen) ansgeführt worden sind. Auch 
sind nicht selten Verschleppungen der Krankheit von Person zu Person durch 
den menschlichen Verkehr beobachtet worden. 

Da die Krankheit meist beklagenswerte Folgeerscheinungen in Gestalt 
von andauernden Lähmungen Unterläßt oder znweUen selbst mit dem Tode 
endet, so erscheint es geboten, Maßnahmen zu ergreifen, um einer gefUir- 
drohendea Ausbreitung Einhalt zu tun. Allerdings ist der Krankheitserreger 
noch unbekannt, und es feUen auch sichere Anhaltspunkte darüber, auf wel¬ 
chem Wege er in den menschlichen KOrper eindringt. Jedoch ist zu hoffen, 
daß unter tätiger Mitwirkung der prakuschon Aerzte die Kenntnis von dem 
Wesen der Krankheit und ihrer Verbreitunnweise sich erweitern wird, und 
daraus weitere Anregungen für eine möglichst wirksame Gestaltung der Be- 
kämpfungsmaßnahmen sich ergeben werden. 

Da sich dem Arzte bisher verhUtnismäßig selten die Gelegenheit zur 
Beobachtung der Krankheit geboten hat, ja viele Aerzte überhaupt nicht in 
der Lage waren, die Krankheit aus eigener Anschauung kennen zu lernen, 
sei im nachstehehenden kurz zusammengefaßt, was sich nach dem gegenwär¬ 
tigen Stande der wissenschaftlichen Forschungen und praktischen EiiaUungen 
über das Wesen der Krankheit und ihre Bekämpfung sagen läßt. 

Die Poliomyelitis befällt hauptsächlich Kinder im zweiten bis vierten 
Lebensjahre, kommt aber mitunter auch im Säuglingsalter und bei Erwach¬ 
senen vor; sie beginnt meist nach Art einer aknten Infektionskrankheit mit 
plötzlichem Steigen der Körpertemperatur, selbst bis zur Höhe von 40 n. 41* 
^akutes Stadium). Gleichzeitig treten in der Mehrzahl der Fälle Erschei- 
nungen im Bereiche des Magens und Darmes auf, die sich in starken Durch¬ 
fällen, selten in Stuhlverstopfung äußern. Manchmal wird auch Erbrechen 
beobachtet. Bisweilen beginnt die Krankheit unter den Erscheinungen einer 
fieberhaften Halsentzündung. Die Magen-Darmerscheinungen sowie die Hals¬ 
entzündung sind zuweilen zu gleicher Zeit bei mehreren Personen desselben 
Haushalts zu beobachten. Die erkrankten Kinder zeigen meist wenig Eßlust, 
sind ungewöhnlich reizbar und schreien bei der leisesten Berührung. Die 
Wirbelsäule, der Nacken und die Beine sind bei Druck schmerzempfindlich. 
In einzelnen Fällen treten Zuckungen ün Gesicht oder sogar allgemeine Krämpfe 
auf. Im Anschluß an die mit ai&allend starker Schweißabsonderung einher¬ 
gehenden Allgemeinerscheinungen werden nach wenigen Tagen die für die 
Poliomyelitis besonders charakteristischen Lähmunp^serscheinungen wahrnehmbar 
(Stadium der Lähmungen). Zu Anfang zeigt sich meist eine Lähmung 
der Halsmuskeln, so daß der Kopf haltlos nach der Seite oder nach hinten 
ftUt. Manchmal entstehen auch Lähmungen der Bücken- oder Bauchmuskeln 
und verhindern den Kranken, sich aufzurichten und aufrecht zu sitzen. Mit¬ 
unter sind alle Gliedmaßen bewegungslos; zuweilen erstreckt sich die Lähmung 
allein auf die unteren Gliedmaßen oder nur auf einen Arm oder ein Bein. 
Das Bewußtsein bleibt meist, selbst in der Zeit der schweren Lähmungs- 
erscheinungen, ungetrübt; nur mitunter treten Benommenheit verschiedenen 
Grades sowie Beiserscheinungen und Lähmungen im Gebiete der Himnerven 
(Schielen, Augenzittem, Facialislähmungen, Schling- und Sprechbeschwerden) 
auf und lassen eine Beteiligung des GeUras erkennen. 

Fast niemals bleiben die Lähmungen in derjenigen Ausdehnung, die sie 
beim Beginne ersehen lassen, bestehen; vielmehr schränken sie sieh nach und 
nach auf bestimmte Muskelgruppen ein, die dann dauernd gelähmt bleiben 
(Stadium der Bückbildung). Am Üuflgsten bleibt eine Lähmung zurück 
hl eiuem der beiden Beine (besonders im Peroneusgebiet), seltener im Arm 
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oder in einselnen Armmnskeln. Zuweilen bleiben beide Beine gelihmt, oder 
sttgleiob dn Arm oder ein Bein, sei es nnl derselben Sdte, sei es krenzweise 
(stntion&res Stadinm). Die gel&bmten Moskeln yerlnllen nllmihlieh 
einer scblnffen Atrophie und bieten dann aosgesMocbene Entartnngsreaktion. 
Die Selmenreflexe sind aufgehoben, während £e Hantrefleze erhalten bleiben. 
Die Hantsensibilität erweist sich als ungestört. Im Laufe der Jahre zeigen 
die gelähmten Qliedmaflen vermindertes Wachstum, ihre Einochen bleiben 
dann wesenüich kttrzer als diejenigen auf der anderen EOrperseite. Häufig 
sind auch erhebliche Formveränderungen an den Gelenken erkennbar. 

l^i manchen Erkrankungsformen treten im Gegensätze zu den ge> 
schilderten die fieberhaften AUgemeinerscheinungen in den Vordergrund, 
während die Lähmungen ganz ansbleiben oder rasch znrttckgehen. Die Todes¬ 
fälle im akuten Stadinm sind meist bedingt durch Atmnngslähmnng. 

Die Sterblichkeit belief sich bei der im Jahre 1909 im rheinisch- 
westfälisdien IndusM^ebiet beobachteten Epidemie auf etwa 15 vom Hundert 
der Erkrankten. 

Bei der Leichenöffnung sieht man regelmäßig eine geringe Ent¬ 
zündung der weichen Hirnhaut (Leptomeningitis) und mikroskopisch kleine 
Entzündungsherde im Bückenmark (MyeliUs disseminata), wobei die Herde in 
ihrer Anordnung und Verbreitung an gewisse Gefäfigebiete gebunden sind. 
Auch in anderen Teilen des zentralen Nervensystems (in dem Kleinhirn, der 
Brücke, dem Großhirn) trifft man 'gewöhnlich Entzündungsherde an. Bei den 
infolge Atmangslähmnng tödlich verlaufenen Fällen findet man Veränderungen 
des verlängerten Marks im Atmungszentrnm. Im übrigen sind im Dünn- und 
Dickdarm nicht selten ausgedehnte katarrhalische Veränderungen vorhanden * 
auch findet man mitunter eine Schwellung der Pey er sehen Haufen, der 
GekrOsdrüsen und der Milz. Ist der Tod erst in dem stationären Stadinm der 
&ankheit, Monate oder Jahre nach dem akuten erfolgt, so sind deutliche 
Veränderungen einer oder beider Hälften des Bückenmarks mit hochgradiger 
Schrumpfung der VorderhOmer und Schwund der motorischen GanglienzeUen 
wahrzunehmen. 

Anzeigeerstattung. In denjenigen Gebieten, wo die Poliomyelitis 
in gefahrdrohender Weise auftritt, ist neuerdings für diese Krankheit die 
Anzeigepfilcht angeordnet worden. Sobald der behandelnde Arzt einen solchen 
Erkrankungsfall klinisch festgestellt hat, ist er daher verpflichtet, an die 
zuständige Behörde eine Anzeige zu erstatten. Aber auch dort, wo eine 
solche Anzeigepflicht nicht besteht, wird der behandelnde Arzt gut daran 
tun, unverzüglich der Behörde eine Mitteilung zu machen, damit die zur Ver¬ 
hütung der Weiter Verbreitung der Krankheit geeigneten amtlichen Maßnahmen 
getroffan werden können. 

Unbeschadet der lediglich dem Ermessen des behandelnden Arztes zu 
überlassenden Maßregeln für die Behandlung des Kranken sowie der von den 
zuständigen Behörden zu treffenden peUz^chen Anordnungen kommen für 
die Verhütung der Weiterverbreitung der Krankheit die na^tehenden Mafl- 
■ahmen in Betracht: 

Absonderung des Kranken. Die Kranken sind für die Dauer 
des akuten Stadiums emer Absonderung, soweit sie durchführbar ist, zu unter¬ 
werfen. Wenn auch der Erreger der Rankheit noch nicht bekannt ist, so ist 
es doch im Hinblick auf die festgestellte Möglichkeit einer Uebertragung und 
die schweren Folgen der Kranueit ein Gebot der Vorsicht, frische Fälle 
abznsondem. Wo eine wirksame Absonderung in der Behausung des Kranken 
nicht möglich ist, empfiehlt es sich, die Ueberfühmng in ein geeignetes 
Krankmihaus im Einverständnis mit den Angehörigen zu veranlassen. 

Verkehrsbeschränkung für schulpflichtige Personen. 
Zur Verhütung der Weiterverbreitung empfiehlt es sich auch, jugendliche 
Personen ans Behausungen, in denen ^e solche Erkrankung vorgekommen ist, 
ebenfalls für die Dauer des akuten Stadiums von dem Schu- und ünterriehta- 
besuche femzuhalten. 

Desinfektion. Da mit der Möglichkeit gerechnet werden muß, daß 
der Erreger der Krankheit in den Auss^eidungen der Verdanungswege ent¬ 
halten ist, so ist es dringend notwendig, daß wenigstens während des akuten 
Stadiums eine Desinfektion stattflndet Diese hat sich auf die Darmeatleeraagen, 
das Erbrochene, den Nasen- und RachenscUeim, ferner auf den Ham sowie 
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aa( solche Gegenstinde za erstrecken, die mit diesen Aasscheidangen in Berfthrong 

J ekommen sind, insbesondere naf die Leib- and BettwSsche. Aach die ron 
en Kranken zaletzt getragenen Kleidnngsstttcke sind za desinfizieren. Die 
Aasffihrang der Desinfektion erfolgt zweckmäßig nach desjenigen Verfahren, 
welche darch die landesrechtlichen Dednlektionsanweisnngen ailgemefn für 
Infektionskrankheiten vorgeschrieben sind. 


Bekämpfang der Steehmfieken. Erlafi des Mini>ters der asw. 
Hedizinalangelegenheiten Tom 21. April 1910 — M. Nr. 614II — 
an sämtliche Herren Regierangspräsidenten. 

Ew. pp. übersende ich in der Anlage ergebenst Abschrift eines Berichtes, 
welchen der Direktor des Institats für Infektionskrankheiten über die Be- 
kämpfang der Müokenplage an mich erstattet hat, zar gefälligen Kenntnis¬ 
nahme and geeignet erscheinenden weiteren Verasdassong. Die aoszttgliche 
Mitteilang in der Tagespresse dürfte sich empfehlen. 

Bericht. 

Die Bekämpfang der Stechmücken ist yon dem Abteilongsleiter am 
Institut, Prof. Dr. Schilling, sowohl experimentell im Laboratorium, als 
auch in der Praxis in Angriff genommen worden. 

Für die Vernichtang der Mückenbrat im Wasser, z. B. der zahlreichen 
Tümpel und kleinen Seen in der Umgebung von Berlin kommen das Begießen 
mit Petroleum, sowie kostspielige Drainagierangsarbeiten nicht in Frage. 
Dagegen hat eine andere Maßregel mehr Aassiiät auf Erfolg, das Ist die 
Vermehrung der natürlichen Feinde der Mückenbrat. Deshalb hat Professor 
Schilling Versuche gemacht, welche yon den in solchen Tümpeln yor- 
konunenden Tieren sich yon Mückenlaryen nähren. Es bat sich heransgestellt, 
daß Schwimmkäfer (Dyticas-, Nepa- and Notonecta-Arten) and Stichlinge 
(Gastrosteos) die besten Laryenyertilger sind. Aber auch die kleinen Wasser- 
salamander (Triton tacniatns) and die Laryen der Libellen fressen yiele Laryen. 
Es ist also zu empfehlen, diese Mückenfeinde zu schonen and sie in Tümpeln, 
wo sie nicht yorkommen, einzosetzen. 

Gerade während des Winters sollte diese Maßregel am energischsten 
betrieben werden; denn der Winter, der in der norddeutschen Tiefenene nur 
Torübergehend die Wasserfiächen mit Eis bedeckt, tOtet die darin enthaltenen 
Mückenlaryen nicht ab: im März 1910 sind bei Finkenkrag bei Spandau 
massenbaft Laryen yon Oalex za finden gewesen. 

Die bei weitem für unsere Verhältnisse wirksamste Art, die Mücken zu 
bekämpfen, besteht darin, die überwinterten Moskitos za yemichten. Mit 
I^ntersanfang fiüchten die Mücken in Keller, Gewächshäuser, Schuppen, Ställe 
Remisen a. ä. and sitzen dort in einer Art Winterschlaf an Wänden und 
Deeken. Diese Mücken (meist Weibchen) können durch den Baach yon gutem 
reinem Insektenpolyer bei richtiger Anwendung nicht nur betäubt, sondern 
auch abgetötet werden. 

Nach diesen Gesichtspunkten hat auf Anregung des Professors 
Schilling der Kommunalyerein Westend seit bereits 4 Jahren^ ebe Be¬ 
kämpfang der Mückenplage organisiert. Im Verlaufe des Winters werden 
alle Keller osw. mit Insektenpolyer aasgeräuchert. Im Sommer werden in die 
Springbrunnen Stichlinge eingesetzt; alle überflüssigen Wasserbehälter werden 
beseiUgt oder sagedeekt. Es ist in der Villenkolonie bereits eine deutliche 
Abnahme der Mü<menplage zu konstatieren gewesen. 


Tertellnng yon Merkblittern über die Schädlichkeit des Alkohol- 
geausses für das Kindesalter. Erlaß des Ministers der usw. Medizinal- 
angelegenheiten yom 29. März 1910 — M. Nr. 567 UIII A*— an 
sämtliche Herren Regierangspräsidenten. 

Aus den auf meinen Erlaß yom 3. März y. J. — M. 6447 UIII A') — 
eiagegangenen Berichte gebt hervor, daß die Anregnng znr Verteilung von 
Merkblättern über die Sdiädlicbkeit des Alkoholgennsses für das Kindewter 
bei Gelegenheit der öffentlichen Impfungen im allgemdnen bei den Kreisen 


*) Siehe Beilage zu Nr. 8 dieser Zeitschrift; 1909, S. 55. 
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and lelbaUadigen Stadtgemeiadea auf Iraditbaren Bodea gafallea iat. 
geaamt sind weit ttber 2 MiUionea MerkbUttar beaehallt and lom grOfilaB 
Talle baraita im Jahre 1909 Terteilt wordea. Aoßer dea Naehaehaatanaiaaa 


dar dffeatlichea Impfnagea aiad anch zahlreiche aadere Gtelegeaheitaa za ihrer 
yarbrattoag beaatzt wordea. So haben z. 6. die Kreia&rzta bei den Toa ihaaa 
Torgaaonimaaea Scholbeaichti^gea die Merkblätter yerteilt nad ihren Inhalt 
arllatert, auch bei den Kreizlehrerkonfereazea Ober ihren Inhalt VortrlM 
gehalten. Die Lehrer haben eine Besprechang der Merkblätter beim Uaterrieht 
oder bei dea Schaleatlaasangen rorgenommaa, auch wohl das Einkleben dar 
Blätter in die Schalbttcher Torgeschrieban. Von anderen hier und da benatntan 
yarbraitaagamSgliehkeiten aina za nennen die Verteilang darch die Hebamman 
an die ron ihnen Entbandenen, durch die Standesämter bd (Tebartaaameldaagan 
and Trauongea, durch die mit der Darchftthrang der ArbeitarTar8icheraafs> 

S aatza befaßten Behörden bei der Aosstellang und dem Umtaosohe tmi 
T alidenTorsicherangS'Qaittangskartea, durch die Outa- und Fabrikarerw 
waitungen bei den Lohnzahlungen, durch die Geistlichen an Konßrmaadan, 
endlich der Abdruck der Merkblätter in Zeitungen und yolkakaleadem. 

Die Aufnahme der Belehrung wird, Ton Ausnahmefällen abgeaahea, 
ailgemein ala gttnatig bezeichnet Daß durchgreifende Erfolge Ton dnar 
einmaligen Verteilang nicht zu erwarten aind, war yorauazuaehen. Erfreulicher- 
waiae hat aich die ttberwiegende Zahl der Kreise und Gemeinden zur Wieder¬ 
holung der Verteilung bereit finden lassen. Wo dies nicht der Fi^ ist, oder 
eine Verteilang ttberhaupt noch nicht yorgenommen worden lat, ersuche iÄ, 
auf die NfttzUchkeit der Maßnahme hinzaweisen. Der Ver^ g^ßSB den 
Iflßbrauoh geistiger Getränke, in Berlin W. 15, Uhlandstrafle 146, ist weiterhin 
bereit, Merkblätter zum Preise yon 2 Mark fttr 1000 Stftck unter Ansatz yon 
Verpackunnkosten zu liefern. Inwieweit auch eine Verteilung yon Merk¬ 
blättern, die die Gemeingefährlichkeit des Alkoholgenussea überhaupt, nidit 
nur für das Kindesalter, schildern, anzuregen sein wird, überlasse ich dem 
dortigen Ermessen. 

Indem ich ergebenst ersuche, auch im Jahre 1911 erneut auf eine Ver¬ 
teilang der Merkblätter hinzuwirken, sehe ich einem gefälligen Berhdite über 
die Enolge bis zum 1. Januar 1912 entgegen. 


Abgabe yon Lymphe an die Apotheken. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalanuelegenheiten yom 22. März 1910 — M. 
Nr. 10646— an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Im Anschlnß an den Erlaß yom 81. Januar d. J. — M. 12517/09 —i) 
ersuche ich Euere pp. ergebenst, den Vorsteher der dortigen Impfanslalt (bei 
Merseburg den Vorsteher der Impfanstalt in Halle a. S.) anzuweisen, an Apo¬ 
theken, welche eine Impfstoffniederlage übernommen haben, mit Bücksioht auf 
Ziffer 2 der nGrondsätze für die Einrichtung und den Betrieb yon Nieder¬ 
lagen der KOaigUchen Impfsnstalten in Apoueken* immer möglichst Irls ehe 
Lymphe an yerabfolgen. _ 


Slehentellang der Hebammen für den Fall der Inyalldltlt und den 
Altera. Erlaß des Ministers der usw. Medisinalangelegenhelten 
Tom 24. März 1910 — M. Nr. 6706 — an sämtliche Herren Eegiemngs- 
präsidanten. 

In dem Banderlaß yom 8. Mai 1908 — 
daß für die Sicbersteilung der Hebammen für 
dea Alters die staatliche Inyalidenyersicherang, die den Fall der dauernden 
InyaUdität berttckaiehtigt, im besonderen deshalb nicht in Betracht kommt, 
weil die Bemfsinyslidität der Hebammen in den meisten Fällen nicht mit der 

S esetzlichenVInyalidität susammenfällt. Hierzu wird erläuternd bemerkt, daß 
le freiwillige Versicherung nach § 14 des Inyalidenyersichemngsgeaetaas 
zwar keine ausreichende Versorgung der Hebammen für die Fälle der nicht 
mit InyaUdität im Sinne des genannten Gesetzes yerbundenen Bernfsinyaliditit 
darsteUt, daß sie aber als Zascbußyersieheruag neben der Versicherung b(M 
den Berofskassen der Hebammen nützUch und wertyoU ist und daher em¬ 
pfohlen werden kann. 

*) Siehe Beilago zu Nr. 6 dieser Zeitschrift; 2910, 8. tO. 


N. Nr. 6646 — ist aasgeführt, 
den Fall der InyaUdität und 
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Euere pp. erraehe ich ergebeut, gefllligst sa Terenleeeen, deB die 
Kreieftrste and der Begierangs* and Medi^nlrat die in Oemifiheit den ge- 
nnnnten Erlnaaee za bewirkenden Hinweifle nof die bestehenden besenderen 
BernfsTemioherangskaasen kttnftig im Sinne dieser Erltaternng erg&nsen. 


/ Eegeos^tlge Zolusong der ln der NIhe der Orensen der Bondee- 
Staaten wohnhaften Hebammen inr Aasflbnng Ihres Gewerbes In den be- 
noebbarten Bnndesstaaten. Erlnfl des Ministers der nsw. Medizinal« 
Angelegenheiten Tom 80. März 1910 — M. Nr.5727 — an sämtliche 
Herren Mgierangspräsidenten and den Herrn Landesdirektor in Arolsen. 

Zaiolge des Beschlasses des Bondesrnts Tom 8. März 1910 wird der 
BoaderloB Tom 80. Joni 1887 — M. 5112 —, betr. die gegenseitiM Zolasaang 
der in der Nähe der Grenzen der Bandesstaaten wohnhaften Hebammen zor 
Aasflbnng ihres Gewerbes in den benoohborten Bandesstaaten, hiermit dahin 
ergänzt, dofi diesen Hebammen im Falle der Verletznng der nach dem ge* 
nannten Erlofi (Abs. 1 Satz 2) ihnen obliegenden Verpflichtongen Ton der 
höheren VerwoltnngsbehOrde des benachbarten Staates die Befagnts zor 1er* 
neren Aosflbong ihrer Berolstätigkeit in diesem Staate entzogen werden kann. 

Eaere pp. ersache ich ergebenst, wegen der Bekanntgabe dieser Zosatz- 
bestlmmnng noch MoSgabe des Erlasses yom 80. Jnni 1887 das Geeignete za 
Teronlassen. 


B. Bsa^rem. 

Die Terhuidlangen der Aerstekommem ün Jahre 1909. Bescheid 
des Ministeriams des Innern yom 1.Aprill910. 

Aal die yerhondlongen der Aerstekommem Bayerns vom 2. Noyemher 
1909 ergeht noch Einyerni^e des KOnigl. Obermedhdaolaasschassea noch* 
stehender Bescheid: 

L Die Aerstekommem haben sich in ihrer Sitsnng mit der Bemtang 
dner Standesordnnng Iflr die Aerzte Bayerns beschälügt. 

Aal Grand des Ergebnisses der Beratongen haben die Ton den Aerzte* 
kommem in den verstärkten Obermedizinolaasschoß gewählten Vertreter ehie 
gemeinsame Stondesordnong festgesetzt. Der geschäftsfflhrende AosschnS 
sämtHcher Kammern hat mit Ebgabe vom 2. Jonoor 1910 den festgesetzten 
Entwarf dem Ministeriom als Nachtrag sa den Protokollen and onter Bezog* 
no^e aal einen Beschloß der 8 Aerztekammera onterbreitet, wonach an ue 
Stontsregiemng die Bitte gestellt werden soll, die Anlnahme dieser Standes* 
or^ong in die Geschältsoranong der Aerztekommern and der ärztlichen Be- 
sirluverefaie gatznheißen. 

Aas den vorgelegten Protokollen Aber die Sitzong der 8 Aerstekommem 
vom 2. November 1909 geht nicht hervor, daß die sämtlichen 8 Aerstekommem 
flbereinstimmend einen Beschloß mit dem von dem ständigen Aasschaß der 
nritteUrftskLschen Aerstekommer angegebenen Inhalte gefaßt and ihre Ver* 
tteUr zom verstärkten Obermedislnalsnsschaß mit der endgflltigen Festsetsong 
einer Stondesordnong betroat hoben. 

Gleichwohl hot dos Stoatsmlnisteriom des Innern den K. Obermedisinal* 
oassehoß Aber die Stondesordnong gatochtlioh einvemommen, am dem Wansche 
noA einer Stellangnohme des Ministeriams so der Stondesordnong, der gleleh* 
mäßig bei lülen Aerstekommem za bestehen schdnt, sa entsprecnen. 

Der E. Obermedizinalaasschaß hot die Stondesordnong in der von den 
8 Vertrotem beschlossenen Fossong mit der Aenderong gatgeheißen, daß die 
ZtSm 1 and 82 des Entwarfes gestrichen and in Ziffer 25 statt des Wortes 
«dflrlen* die Worte „sollen in der Begel* gesetzt werden. 

Dos Stoatsmlnisteriam des Innern tritt diesem Gutachten bei and erhebt 
sonach keine Erinnerang dagegen, wenn die Stondesordnong in der von dem 
IL Obermedizinalaassohaß begotochteten Fossong bis oiH weiteres and zor 
Erprobung von den Aerstekommem and den ärztlichen Besirksvereinen als 
Orondlage. Iflr die Beehtspreehong im ehrengerichtlichen Verfahren ge* 
nommen wird. 
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IL Mit der Beratong des tob dem ärztlichen'Besirksyerein Mflachen 
aiugearbeiteteB Entwurfes einer neuen ärztlichen Gebührenordnang 
haben sich 6 Aerztekammem befafit. 

Das Staatsministerium des Innern kann zu der Frage einer Aendemng 
der bayerischen Gebührenordnung erst dann StelluB|' nehmen, wenn feetsteht, 
daß die zurzdt schwebenden Verhandlungen über die Schaffung einer einhdt* 
liehen ärztlichen Gebührenordnung für das ganze Reich zu keinem Ergebnis 
gefiUirt haben. 

lU. Der Antrag der niederbayerisehen Aerztekammer, es mochten an 
den drei LandesuniTersitäten Lehrstühle für Gewerbehygiene, Ar- 
beiteryersicherung und überhaupt für soziale Medizin errichtet werden, 
wurde dem K. Staatsministerium für Kirchen- nnd Schnlangelegenheiten zur 
zuständigen Würdigung hinübergegeben. Im übrteen wird bemerkt, daS auf 
sämtlichen drei üniyersitäten Vorlesungmi über das bezeichnete Gebiet zum 
Teil schon jetzt, zum Teil vom Sommersemester 1910 ab, gehalten werden. 

IV. Von dem Ton einigen Kammern angenommenen Antrag des ärzt¬ 
lichen Besdrksyereins Südfranken auf Bekämpfunu der Tuberkulose hi 
den Schulen wurde gleichfalls dem K. Staatsministerinm des Innern für 
Kirchen- und Scdbulangelegenheiten Kenntnis gegeben. 

Der von fast sämtlichen Aerztekammem unterstützte Antrag des ärzt¬ 
lichen BezirksTereins Nürnberg auf Mitwirkung der ärztlichen Bezirksrereine 
im Kampfe gegen die Tuberkulose verdient tuschst Berücksichtigung. 

V. Der schon wiederholt gestellte Antrag auf Erhöhung der Leichen- 
schaugebühren wurde neuerdings von den ärztlichen BezirksTereinen Mühl¬ 
dorf und NeuOtting wieder eingebracht, dann aber von allen Aerztekammem 
unterstützt. 

Das Staatsministerium des Innern konnte ans der Begründung des An¬ 
trags keinen ausreichenden Anlaß nehmen, um von dem bisher eingenommenen 
ablehnenden Standpunkt abzngehen. 

Im übrigen wird bei ^er Revision der oberpolizeilichen Vorschriften 
über die Leichenschau vom SO. November 1886 der Antrag einer weiteren 
Würdigung unterstellt werden. 

VI. Dem vom ärztlichen Bezirksverein München ausgehenden Anträge, 
das Staatsministerium des Innern wolle an die Rektoren der Granasien nnd 
Realgymnasien eine Instruktion ergehen lassen, am Schlüsse des Jahres die 
Schüler der Oberklassen angesichts der Krisis im ärztlichen Berufe über die 
Gefahren dieser Berufswahl anfzuklären, wurde von 6 Kammern zugestimmt. 

Den Aerztekammem wird anheimgegeben, ihrerseits eine Warnung vor 
dem Stn^nm der Medizin auf geeignete Weise in die Wege zu leiten. 

Vn. Der Antrag der Kammer von Mittellranken über den bahn- 
kassenärztlichen Dienst wurde dem Staatsministerinm für Verkehrs- 
angelegenhdten zur zuständigen Würdigung übermittelt. 

VIIL Der Antrag des Bezirksvereins Schweinfurt die Kammer mOge 
sich dahin verwenden, daß für sämtliche (nicht beamtete) Aerzte, welche zu 
gerichtUdieB Sektionen beigezogen werden, eine Unfaliversichernng von Staatn- 
wegen eingeführt werde, wurde bereits von der Aerztekammer von Oberbayen 
bei den Verhandlungen vom Jahre 1907 gestellt 

Das Staatsministerinm der Justiz hat diesen Antrag geprüft und ist zu 
dem Ergebnis gekommen, daß aus grundsätzlichen Erwägungen über das Maß 
dessen, was nach § 64 der Strafproseßordnung, der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständige und der Verordnung vom 17. November 190^ 
Gebühren für ärztliche Dienstleistungen bei BebSrden betreffend, für die 
Dienste von Sachverständigen aus der Staatskasse zu leisten ist, nicht hinaus- 
gegangen werden kann. 

IX. Auf eine Anfrage der oberbayerischen Aerztekammer wird erOffiiet, 
daß das Staatsministerium des Innern bm der Stellungnahme zu der Reichs- 
versicherungsordnung für die Beratung im Bundesrat auch Aerzte 
g^Ort hat 

Redaktfam: Geh.Med.-Bat ProL Dr.Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in MindenL W. 
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behSrden. Erlaß dee Ministers der nsw. Medizinalangelegea- 
beiten Tom 8. März 1910 — M. Nr. 16822 A — an sbntlidie Herren 
Begiemngsprisidenten. 

Darch AllerhOshsten Erlaß vom 25. Aagast 1809 — Oes.>Samial. 8.784 
— sind in Abänderung der Besthnmongen unter Nr. 1—8 der Kabinettsorder 
vom 13. Juli 1839 — GesetzsammL S. 205 — die ZentralbehOrdmi ermächtigt 
worden, in geeigneten Fällen die Entscheidung ttber jederzeit widermlUf^ 
Qenehinigungen zur üebemabme bestimmter Nebenämter oder Nebenbesdbäf* 
tigungen durch die Angehörigen bestimmter Beamtenklassen und die Befugnis 
zum Widerruf solcher Genehmigungen den Provinzialbehörden zu übertragen. 

Demzufolge bestimme ich hiermit, daß hinsichtlich solcher Nebenämter 
oder Nebenbeschäftigungen von Kreismedizinalbeamten, deren Genehmigung 
nach § 27 der Dienstanweisung für die Kreisärzte bisher allgemein der Zen¬ 
tralbehörde Vorbehalten war und zu deren Uebernahme seitens eines bestimmt 
benannten Beamten die Zentralbehörde bereits einmal die Genehmigung erteilt 
hat, im Falle des Personenwechsels fortan die Herren Begiemngsprwdeaten 
und der Herr Polizeipiäsldent in Berlin selbständig über die anderweite Ertei¬ 
lung der widerruflichen Genehmigung für den Amtsnachfolger befinden, soweit 
die Voraussetzungen der erstmaligen Genehmigung unverändert bleiben. 

Von den hiernach erteilten Genehmigungen ist mir bis zum 1. Oktober 
jeden Jahres Mitteilung zu machen. 

Kosten fBr Nachrevlslonen der Apotheken. Erlaß des Ministers 
>€er usw. Medizinalangelegenheiten vom 14. April 1910 — 
M. Nr. 5940 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Zur Frage der BechtsglUtigkeit des § 24 Abs. 1 der Anweisung fttr die 
amtliche Besichtigung der Apotheken leitet das Oberverwaltnngsgerieht in 
seiner Eitscheidung vom 5. November 1908 den Satz, daß vorliegendenfalls 
die Bildung eines Gewohnheitsrechtes ausgeschlossen sei, aus der Natur der 
Apothekenrevisionskosten als Polizeikosten her. Diese Erwägung trifft aber 
nur zu gegenüber einer unmittelbaren Forderung der Kosten vom revi¬ 
dierten Apotheker, nicht aber gegenüber einer Begreßnahme gegen Um. 
Daß die Bevisionskosien als Polkeikosten zunächst dem Träger der Poli¬ 
zeikosten obliegen, ist anzuerkennen. Daher können die Bevisionskommissare 
ihre Aniprttche nur gegen diesen Träger geltend machen. Damit ist aber 
noch nichts darüber entschieden, ob diesem nicht ein Erstattungsansprueh 
gegen den revidierten Apotheker zusteht 

Polizeiliche Verffigungen, durch welche die Kosten ffir Nachrevisionea 
dem revidierten Apothekenvorstande auferlegt werden, sind nach der Beoht- 
sprecbung des Oberverwaltungsgerichts allerdings nicht zulässig. Die Bttck- 
forderung erstatteter Berisionskosten im Wege der condictio in debiti würde 
aber nur dann begründet sein, wenn auch ein Erstattungsansprueh im vor¬ 
gedachten Sinne nicht bestände. 

Ob nicht ein solcher gewohnheitsrechtlich besteht, würde das ordentliche 
Gericht selbständig zu prüfen haben. Das hierzu erforderliche Material gibt 
das mit Erlaß vom 25. Mai 1907 übersandte Bechtsgutachten an die Hai^ 

B. Oiromail&eirzogftiun Hemsen. 

Tarif zum Gesetz über den Urknndenstempel 28. Mlrz 1910. Be¬ 
kanntmachung des Ministers des Innern (Abt. für öffenti. Gesund¬ 
heitswesen) vom29. April 1910 — an sämtliche Kreisgesundheitsämter nsw. 

Wir geben Ihnen nachstehend Kenntnis von denjenigen StempdsibMn, 
die nach dem Tarif zum ürkundenstempelgesetz vom 1. April lfd. Js. an ln 
Ansatz kommen, soweit sie für Sie von Interesse sind: 

No. Gegenstand Betrag d. Stempels 


4 Approbationsscheiae für Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte und 

Apotheker. 10,00 M. 

14 Beerdigung, Gestattung der Anlegung und Banutzung 

von Begräbnisstätten außerhalb der öffenti. Friedhöfe 10—800,00 „ 

15 Befähiguagsoachweis für gepr. Nahmngzmittel-Chemiker 10,00 « 

25 Doktordiplome und akademische Würden 

Doktordiplome. 20,00 „ 
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OMehmlgaBg znr Fttbraag einer Ton einer Ton anfier- 
dentschen Hochschule verUehenen akadem. Würde . . 

28 Eingabeetempel .. 

85 Erlaubnizerteilangea (Eonzeszionen, Genehmigungen nsw. 
der Behörden in gewerbepolizeilichen etc. Angelegen* 
beiten) 

I. Erteilung der Eonzezsion: 

1. zu einer ärztlichen Notapotheke oder einer Dis« 

penzieranstalt. 

2. SU einer Filialapotheke. 

3. zu einer Apotheke. 

II. Gestattung der Verlegung einer Apotheke in ein 

anderes Haus oder in eine andere Gemeinde . . . 

III. Genehmigung der Verpachtung einer Apotheke und 
und der Bestellung eines Verwalters einer solchen 

IV. Genehmigung zum Handd mit Giiten. 

V. Erlaubnis: 

1. von ünternehmem von PriTat-Eranken-, Priyat« 
Entbindungs- und PriTat-Irrenanstalten (§ 80 der 
Gewerbeordnung) ist für die erstmalige Eonzession, 
ferner für die Genehmigung yon Erweiterungen 
solcher Anstalten ein Stempel in Hohe von . . 
zu entrichten. 

Für Fristbewilligungen im Sinne des § 49, Abs. 2, 
8 der Gewerbeordnung beträgt der Stempel ein 
Fünftel des ursprünglichen Satzes. 

10. zum Eleinhandel mit Branntwein oder Spiritus . . 
45 Charaktererteilung (ausschließlich des Charakters als 

Geb. Eommerzienrat oder Eommerzienrat). 

Befreit sind: 

1. im Staatsdienst angestellte Personen, 

2. solche Personen, denen durch den Grofiherzog 
.bei der Charaktererteilnng der Stempel er* 

lassen wird. 

48 Erankenpfleger und Erankenpflegerinnen. 

- ' - Ausweis für staatlich anerkannte Erankenpfleger und 
Erankenpflegerinnen. 


200,00 M. 
1,60 , 


10 -60,00 , 
100-800,00 , 
800—8000,00 , 

50-600,00 , 

60-300,00 „ 

20—100,00 , 


10-200,00 , 


40-100,00 „ 
60-1000,00 „ 


3,00 , 


O. Freie Hanmestadt Ham1>ars'. 

Terpfliehtung der Aerzte zur Anzeige Ton ansteckenden Krankheiten. 
Verordnung des Medizinalkollegiums yom 17.März 1910. 

Ünter Aufhebung des Abschnittes I der Verordnung des Medizinal* 
koUegiums, betreffend die Verpflichtung der Aerzte zur Anzeige ansteckender 
Krankheiten usw., vom 81. Dezember 1094 verordnet das MediziBalkolleginm 
auf Grund des § 8, Ziffer 4 und unter Hinweis auf § 9 der Aerzteordnung 
vom 21. Dezember 1894: 

§ 1. Die Aerzte haben dem Medizinalamt alle ihnen vorkommenden 
.FVle der folgenden Erankhdten: 

Aussatz, Cholera, Fleckfleb^r (Flecktyphus), Gelbfleber, Mflzhrand, Pest, 
Pocken, . . 

und den Verdacht einer dieser Krankheiten 
unverzüglich zu melden. 

§ 2. Die Aerzte haben dem Medisinalamt alle ihnen vorkommenden 
Fälle der folgenden Krankheiten innerhalb von 24 Stunden nach Kennt¬ 
nis gu melden: 

Abdominaltyphus, Diphtherie, epidemische Genickstarre, frische spinale 
Kinderlähmung, Keuchhusten, ESrnerkrankheit (Trachom), Masun, Mumps, 
MabrungsmittMvergiftung, Pemphigus, Botz, Bückfallfleber, Bohr, Schar* 
tecb, Tollwut, Triäinose, flaberhafte Erkrankung im Wochenbett. 

§ 3. Die Aerzte haben dem Medizinalamt diejemgen ihnen vorkommenden 
•Fälle voa Taberkulose und soastigea ansteckenden Krankheiten anzuzeigen, 
d!» Penoaen betreffen, die im Nahrummittelgewerbe tätig sied und dabei 
ihre ümgebung erheblich gefährden. Ferner sind aUe Fälle von Tuberkulose 
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zu meldez, in denen der Arzt eine Desinfektion, z. B. bei Wobnnngsweehsel, 
Ifli nötig bllt. 

§ 4. Die Anzeigepflicht der Aerzte erstreckt sieb nicht nur auf die 
FUle, in denen der Arzt die Bebnndlang des Kranken ttbemonunen bat, sondern 
auch auf solche, in denen er den Kranken in ein Krankenhaus gesandt bat. 
Aach die beamteten Aerzte sind zor Anzeige der nach Maßgabe dieser Ver¬ 
ordnung zu meldenden Krankheiten verpflichtet. 

§ 6. Fflr die Meldungen ist das unten abgedruckte Muster zu benutzen. 

§ 6. Die ausgefttllten Meldescheine sind unfrankiert an das Medizinal- 
amt eiasusenden. Meldescheine kOnnen von den Aerstea unentgeltlich im 
Medizinalamt in En^fang genommen werden. 

§ 7. Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1910 in Kraft. 

Anzeige einer ansteckenden Krankheit 

Aussatz — Cholera — Fleckfieber (Flecktyphus) — 
Gelbfieber — Milzbrand — Pest — Pocken oder 
Verdacht einer dieser Krankheiten. 

Abdominaltyphus — Diphtherie — Epidemische 
Genickstarre — Frische spinale Kinderlähmung 
— Keuchhusten — KOrnerkrankheit (Trachom) — 
Masern — Mumps — NabrungsmittelTergif tung — 
Pemphigus — Botz — Bflckfallfieber — Bubr — 
Scharlach — Tollwnt — Trichinose — Fieber¬ 
hafte Erkrankung im Wochenbett. 

Tuberkulose und sonstige ansteckende Kraakheitea bei 
Kranken, die im Nabrungsmittelgewerbe tätig sind nnd dabei 
ihre ümgebnng erheblich gefährden. Ferner sind alle Fälle 
von Tuberkulose zu melden, in denen der Arzt eine Des¬ 
infektion, z. B. bei Wohnungswechsel, fflr nOtig hält. 


A. unverzflg- 
ilcn anzu¬ 
zeigen. 

B. innerhalb 
24 StnnOen 

nacnKenni- 
nis anzu¬ 
zeigen. 

C. 


Name der Krankheit:. 

Vor- nnd Zuname des Kranken:. 

Alter: .... Männlich — weiblich; unverheiratet — verheiratet; 

Wohnung:. 

Staad oder Gewerbe des Kranken oder seiner Eltern:. 

Stelle der Beschäftigung:... 

Tag der Erkrankung:. 

(Bei erkrankten SchnlUndem) Angabe der besuchten Schule nnd Schulklasse: 


• •••••••••••••• 

Ist der Erkrankte in der Wohnung räumlich abgesondert P. 

Fkdet Nabrongsmittelverkanf (einschließlich Milchverkanf) aus dem Haus¬ 
halt statt?. 


Tag der Entbindung: 
Hebamme: .... 


Bei fieberhafter Erkrankung 
im Wochenbett und Pem¬ 
phigus neonatorum 

Buiehung zu anderen Fällen:. 

Bemerkungen (insbesondere auch ob, wann nnd woher zugereist): 
(Ort).. den. 


Arzt. 


Anmerkung: Unter „Stand* ist näheres aazugeben, z. B. nicht nur 
Arbeiter, sondern Kaiarbeiter, Arbeiter auf Schiffen, Maurer nsw., nicht nur 
Ehefrau, Kind, sondern Schiffers-, Kaufmanns-Frau, -Tochter, -Sohin nsw. 

Unter „Alter* ist bei Kindern unter 1 Jahr das Alter nach Monaten 
ansngeben. 

Unter „Wohnung* ist Straße, Nr., Keller, Etage, Vorderhaus, Unter¬ 
haus nsw., bei Schiffen der Name nnd die Liegestelle des Schiffes, bei Kähnen 
auch die Nummer anzngeben. 


Bedaktion: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. B a p m n a d, Beg«- n. Med.-Bat in Minden i. W. 

J. C. €• Brttmt» H«rBOgi« 8 Mm« i. F. Bch-L,« Hofbmohdridiml ta Xiadtae 
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die Bechtmäßigkeit der Anordnong und Anfordernng der Aafdchtsbekdrde 
nicht. Ans eben dieser Erw&gnng ist weiter abznweisen der Angriff, den die 
Klägerin mit dem Gegenstände der fraglichen Beyisionen und dem dadurch 
angeblich bedingten Mangel an Sachkunde auf Seiten des Kreisarztes zu be* 

S rttnden sucht. Wenn auch die Kontrolle des ordnungsmäßigen Zustandes 
er Ddnger* und Abortgruben Sache der Baupolizei is^ so beschränkt dch 
deren Aufgabe doch nicht darauf, zu ttberwachen, daß jene Graben in einem 
bautechniscb einwandfreien Zustande erhalten werden. Und zumal da, wo, wie 
hier, die ortspolizeilichen Zuständigkeiten in der Hand einer Behörde, der 
städtischen Polizeiverwidtung, Tereinigt sind, hat diese bei der Kontrolle der 
Gruben alle flberhaupt in Betracht kommenden Gesichtspunkte, darunter auch 
diejenigen der in erster Linie beteiiigten Gesundheitspolisei, wahnu« 
n^men. Ob behufs Sicherung dieser Interessen ein hinreichender Anlaß zur 
Beiordnung des Kreisarztes vorlag, der Übrigens nach §§ 69, 70,76 der Dienst¬ 
anweisung vom 23. März 1901 (vergl. auch die entsprechenden Bestimmungen 
und § 84 a der nunmehr geltenden Dienstanweisung vom 1. September 1909) 
gerade auch zur üeberwachung der hygienisch einwandfreien Beschaffenheit 
.der Aborte und Dttngerstätten berufen war und ist, sowie ob seine Teilnahme 
an den Bevisionen zu einem sachlich verwertbaren Ergebnis geführt hat, das 
betrifft überall nur die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit seiner Beiordnung. 
Ausstellungen nach dieser Richtung hin wären im Beschwerdewege gegen die 
Anordnung und Feststellung der Anfordernng geltend zu machen gewesen, 
können aber, nachdem dies unterblieb n ist, nicht nunmehr im Verwaltnngs- 
streitverfahren zum Austrage gebrachv werden. 

Hiernach kommen für die sachliche Entscheidung nur die Fragen in 
Betracht, ob der Regierungspräsident berechtigt war, die Teilnahme des Kreis¬ 
arztes an den fraglichen Revisionen anznordnen, und ob und wieweit die Stadt 
als Trägerin der Kosten der Örtlichen Polizeiverwaltnng für die Kosten dieser 
Teilnahme anfznkommen hat. Die Befugnis des Regierungspräsidenten aur 
Beiordnung des Kreisarztes will die Klägerin anscheinend selbst nicht in Ab¬ 
rede stellen, und sie kann auch einem begründeten Bedenken nicht unterliegen. 
Sie folgt aus dem in ständiger Rechtsprechung anerkannten Rechte der Auf* 
Sichtsbehörde, die Handhabung der den nachgeordneten Polizeibehörden anver- 
trauten Polizeiverwaltnng zu überwachen und diese Behörden mit Anweisung 
zu versehen (vergl. § 4 des mehrgenannten Gesetzes vom 11. März 1850, § 50, 
Abs. 8 des Landesverwaltungsgesetzes). Für die Frage, wer die Kosten der 
so befugterweise angeordneten Zuziehung des Kreisarztes zu tragen hat, ist 
entscheidend, welchem Zwecke die Teilnahme des Kreisarztes an den Revisionea 
dienen solite und gedient hat. Demgegenüber macht die Sllägerin zur Ab¬ 
wendung der Kostonpflicht geltend, die Zuziehung des Kreisarztes sei nicht 
von der Ortspoliseiverwaltung aus eigener Entscuießung veranlaßt, sondern 
vom Regierungspräsidenten — und zwar zum Zwecke seiner Information — 
angeordnet worden; überdies habe sich die Teilnahme des Kreisarztes lediglich 
im Rahmen der fälligen allgemeinen Ortsbesichtigung gehalten und mindestens 
gleichzeitig der Erledigung dieser gedient. Was zunächst den letzteren Ein¬ 
wand anlangt, so ist es richtig, daß zu der Zeit, als die der streitigen Liqui¬ 
dation zugrunde liegenden Revisionen stattfanden, auch die nach § 69 der 
Dienstanweisung für die Kreisärzte fällige periodische Ortsbesichtigiug erledigt 
worden ist, und es trifft weiter zu, daß die Kosten derartiger Ortsbesichtigungen 
der Staatskasse zur Last fallen. Die periodische Ortsbesichtigung urnfsSt alle 
für das Öffentliche Gesundheitswesen wichtigen Verhältnisse und Iwrichtnngea; 
sie soll dem Kreisärzte die Kenntnis der allgemeinen hygienischen Znsttode 
in seinem Amtsbezirke verschaffen und erhalten und ihn in die Lage versetzen, 
den Aufsichtsbehörden (Landrat, Regierungspräsident) Vorschläge wegen Ab¬ 
stellung hygienischer Mißstände zu machen, die jenen Behörden als Grundlage 
entsprechender Anordnungen an die Gemeinden und OrtspolizeibehOrden an 
dienen haben. Die Besichtigungen gehen damit über den Rahmen der Wahrung 
Örtlicher sanitätspolizeilicher Interessen hinaus und sind vielmehr für all¬ 
gemeine staatliche Interessen und Zwecke dieser Art bestimmt, deren Befriedi¬ 
gung Sache des Staates ist. Es ist denn auch bei Gelegenheit der Beratung 
des Kreisarztgesetzes vom 16. September 1899, auf die noch zurückzukommen 
bleibt, anerkannt worden, daß die Kosten allgemeiner Informationsreisen des 
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Kidsarztas — nnd xa den letzteren geboren gerade die zu Erledigung der 
periodisdien Ortsbesiebtignngen erforderlichen Beisen — der Staatskasse zur 
Last lallen. Mit der periodischen Ortsbesichtigong haben aber die fraglichen 
Bevisionen, soweit sie für die Zwangsetatisierung in Betracht konunen, nichts 
als ein rein äußerliches zeitliches Zusammentreffen gemein gehabt. Die 
Anordnung der letzteren führt auf die Verfügung des Begierungspräsidenten 
Tom 6 . Februar 1907 zurück. In dieser wurde, nachdem die behufs Beseitigung 
der Tjphusgefahr in Z. eingeleiteten Verhandlungen wegen Einrichtung einer 
Kanalisation zu einem Ergebnisse nicht geführt hatten, unter anderem ange¬ 
ordnet, daß die einzelnen Hausbesitzer, welche Schling- und Sickergruben auf 
den Höfen hätten, zur Herstellung von Tollkommen dichten Behältern in 
genügender GrOße für die Aufnahme aller Schmutzwässer anznhalten seien. 
Diese Auflage sollte die PoUzeiverwaltung in jedem einzelnen Falle unter 
Zuziehung des Kreisarztes feststellen und sodann erlassen. Gleichzeitig erhielt 
der Kreisarzt unter Mitteilung dieser Anordnung die Anweisung, sich die 
Beseitigung der hygienischen Mißstände in Z. besonders angelegen sein zu 
lassen nnd, falls er weitergehende Vorschläge zu machen habe, entsprechend 
zu berichten. Die PolizeiTerwaltung fragte demnächst an, ob, da den Haus¬ 
besitzern bereits im Jahre 1904 gelegentlich der damaligen Ortsbesichtiguni; 
die Einrichtung dichter Dünger* und Abortgruben aufgegeben worden sei, 
nunmehr doch neben diesen Gruben die Anlegung besonderer Gruben für die 
Aufnahme von Hausabwässern verlangt werden solle. Der Begierungspräsident 
erwiderte hierauf, wenn auf den Höfen undurchlässige und grunddicht abge¬ 
schlossene Dünger- und Abortgroben vorhanden seien, erübrige sich die Anlage 
eines zweiten Behälters zur Aufnahme von Schmntzwässem. Er setze aber 
voraus, daß bei den Kontrollen, die er anzuordnen beabsichtige, diese Gruben 
auch den gestellten Anforderungen vollkommen entsprächen, nnd die Polizfd- 
verwaltung daher hierauf ihr besonderes Augenmerk richte. Im Anschlüsse 
hieran erging dann die Verfügiug vom 19. Oktober 1907, mit folgender 
Anordnung: 

„Die Kontrolle über vorschriftsmäßige Anlage von Dünger- nnd Abort- 
grnben auf den einzelnen Höfen hat seitens der Polizeiverwaltnng unter 
Zuziehung des Königlichen Kreisarztes, der mit entsprechender Anweisung 
versehen ist, zu erfolgen, nnd ist unverzüglich hiermit zu beginnen. Heber 
das Ergebnis der Kontrolle sehe ich einem Berichte längstens in zwei 
Monaten entgegen.** 

Abschrift dieser Verfügung erhielt der Kreisarzt zur Nachachtung im 
Anschlüsse an die Verfügung vom 6. Februar 1907. Nach Eingang der Ver¬ 
fügung vereinbarte die Polizeiverwaltnng mit dem Kreisärzte, daß die 
Bevisionen der Gruben am 21., 25 , 27., 29. November und am 3., 5., 7., 9., 
11., 13., 16., 18., 20. Dezember je von 10 Uhr vormittags bis 2 Uhr nach¬ 
mittags stattfinden solle, nnd benachrichtigte hiervon auch die Mitglieder der 
Gesnndheitskommission, indem sie diese zur Teilnahme an der Besichtigung 
der Dünger- nnd Abortgrnben einlad. Bei der Mitteilung hiervon äußerte sich 
der Kreisarzt dahin, daß die Bevisionen auf Kosten der Stadt zu erfolgen 
hätten und dies auch dann, wenn den Besichtigungsterminen durch Einladung 
der Mitglieder der Gesundheitskommissionen der Charakter von Sitzungen 
dieser Kommission gegeben werde. Die Polizeiverwaltung protestierte gegen 
diese Annahme mit der Ausführung, in den Verfüi^gen des Begierungs- 
präsidenten sei keine Bede davon, daß sie bezw. die Stadt die Kosten der 
Bevision tragen solle, sonst würde sie auch dagegen Beschwerde erhoben haben. 
Demnächst fanden die Bevisionen an den festgesetzen Tagen mit geringen 
unwesentlichen Abweichungen nnd zwar zum Teil in Verbindung mit der 
Ortsbesichtigong, statt. Diese war bereits am 23. Januar 1907 vom Begierungs- 
präsidenten planmäßig genehmigt und die generelle Einladung der Beteiligten, 
darunter auch der Gesundheitskommlssion, hierzu seitens des Kreisarztes am 
25. Juli ergangen. Nach der amtlichen Auskunft des letzteren haben zur 
Erledigung derselben am 28. März, 9. August, 26. August, 19. September, 
27. November, 8. Dezember, 11. Dezember, 16. Dezember 1907, 4. Januar, 
11. Januar und 26. Februar 1908 örtliche Besichtigungen stattgefunden. Mit 
Bücksicht darauf, daß die streitigen Bevisionen am 87. November, 3., 11. nnd 
16. Dezember mit jenen Besichtigungen sasammenfielen bezw. im Bahmen 
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derselben erfolgten, sind die dorcb die Teilnahme des* Kreisarztes fhr diese 
Bevisionstage erwachsenen Kosten der Stadt flberhanpt nicht in Bechnnng 
gmteUt worden. Die der Zwangsetatisierung zugrunde liegende Liquidation 
nmlaßt nur den 21., 2ö., 29. November und den 6., 7., 10., 13., 18., 19., 20., 
28. Dezember, und an diesen Tagen sind nach der Aiukunft des Kreisarztes 
lediglich Bevisionen der Dung- und Abortgruben zur Erledigung der vom 
Begierungspräsidenten angeordneten Kontrolle Torgenommen worden. 

Ans diesem Verlaufe der Angelegenheit ergibt sich zunächst soviel, dafi 
die Bevisionen, soweit sie der Stadt in Bechnung gestellt sind, nicht mit der 
periodischen Ortsbesichtigung sachlich zusammenflelen. Ganz abgesehen davon, 
dafi die Kontrolle der Dung- und Abortgruben völlig unabhängig von der 
f^gen Ortsbesichtigung angeordnet war — der Umstand, daß die Polizeiver¬ 
waltung die Mitglieder der Gesundheitskommlssion auch zur TeUnahme an 
der Kontrolle eblud, ist ohne Bedeutung — ging sie auch nach Inhalt und 
Zweck Aber den Bahmen der Ortsbesichtigung wesentlich hinaus. Die letztere 
hat die Feststellung der allgemeinen hygienischen Verhältnisse des Ortes zum 
Gegenstände (vergl. auch das Formular VU für die Besichtigungsverbandlung), 
sie hat sich nach § 69 Abs. 4 der Dienstanweisung auf alle fflr das Offentli<me 
Gesundheitswesen wichtigen Verhältnisse und Einrichtungen zu erstrecken. 
Wenn nun auch diese Feststellung, soweit dabei die Beseitigung der Abfall¬ 
stoffe in Betracht kommt, die Besichtigung einer mehr oder minder großen 
Zahl von einzelnen Anlagen, insbesondere von Dung- und Abortgruben 
erheisdien mag, so geht dies doch nicht so weit, daß es als Aufgabe der 
Ortsbesichtigung anzuerkennen wäre, jede einzelne derartige Grube aiü die 
Einwandfreiheit ihres Zustandes zu prüfen. Gerade das aber war die Aufgabe 
der vom Begierungspräsidenten angeordneten besonderen Kontrolle. Wdter 
verfolgt die Ortsbesichtigung unter anderem den Zweck, dem Kreisärzte und 
durch Um den Aufsichtsbehörden die erforderliche Information für Anordnungen 
zur AbsteUung von sanitären Mißständen und entsprechende Anweisung der 
örtlichen Behörden zu verschaffen. Die KontroUe der Gruben dagegen war 
wesentlich und in erster Linie dazu bestimmt, die Ortspolizeibehörde vor die 
Frage zu steUen, ob und inwieweit etwa der Zustand der einzelnen Gruben 
zu einem poUzoilichen Vorgehen gegen die Eigentümer Anlaß geben möchte. 
Zn diesem Behufe soUte die Polizeiverwaltnng selbst sich der KontroUe 
unterziehen, und der Kreisarzt war ihr hierbei als amtlich berufener Sachver¬ 
ständiger beigeordnet (vergl. §§ 14, 34 der DienstanweisnngJ. Wenn daneben 
die Verwertung der durch die TeUnahme an der KontroUe erlangten Infor¬ 
mationen des Kreisarztes zu eventueUen Vorschlägen für den Begiemngs- 
präsidenten Vorbehalten bUeb, so ändert das nichts darin, daß seine Funktion 
in erster Linie die eines sachverständigen Beirates der OrtspoUzeibehOrde war. 
Zur Beiordnung eines solchen war der Begierungspräsident, wie oben dargetan, 
durchaus befugt. Die mit der Zuziehung eines derartigen Beirates verbundenen 
Kosten bUden nach der bereits erwälmten Bechtspreehnng des Gerichtshofs 
solche des ortspolizeiUchen Dienstbetriebes und werden keineswegs dadurch, 
daß ^e Zuziehung auf Anordnung der Aufsichtsbehörde erfolgt, zu solchen 
der Aufsichtsfflhmng. Die Kosten des ortspoUzeUichen Dienstbetriebes faUcn 
aber nach § 3 des Gesetzes vom 11. März 1^0 der Klägerin zur Last. 

Nun wUl diese allerdbgs, unter Berufung auf den Umstand, daß der 
Kreisarzt die zur TeUnahme an der KontroUe erforderlichen Beisen im Auf¬ 
träge des Begierungspräsidenten ausgeführt habe, anscheinend die in § 1 Abs. 6 
des Kreisarztgesetzes vom 16. September 1899 enthaltene Bestimmung, der- 
zufolge die Kosten der im Aufträge des Begierungspräsidenten oder des 
Landrats ausgeffihrten Beisen der Staatskasse zar Last faUen, zu ihren 
Gunsten in Ansprach nehmen. Allein auch diese Bestimmung steht ihr nicht 
zur Seite; denn dieselbe hat keineswegs die Bedeutung, daß damit unter¬ 
schiedslos der Staatskasse die Kosten aller Beisen der Kreisärzte, wenn sie 
nur auf Veranlassung des Begierungspräsidenten oder des Landrats aasgeführt 
sind, zur Last gelegt wären. Dor Entwarf des Gesetzes enthielt nichts 
darüber, wer die Kosten der aus der Tätigkeit des Kreisarztes erwachsenden 
Beisen zu tragen haben sollte. In der Begründang war lediglich unter Hhi- 
weis auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 9. März 1872 (Gesetzsammlung 
Seite 265) bemerkt, welche Gebtthrnisse dem Kreisärzte zoständen, je nachdem 
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seine Verrichtang im allgemeinen staatlichen Interesse, oder im PriTatinteresse 
Dritter oder endlich für solche ortspolizeiiichen Interessen stattfinde, deren 
Befriedignng den Gemeinden gesetzlich obliege. Angeregt wurde die Frage 
der Eostenlast bei der zweiten Beratung des Gesetzentwurf im Abgeordneten¬ 
hause Ton den Abgeordneten Winckler. Dieser wollte lestgestellt sehen, daß 
alle Beisekosten des Kreisarztes, soweit sie nicht infolge Ersuchens Ton 
Gemeinden nnd PriTsten entständen, der Staatskasse zur Last lallen sollten 
Der Begiemngskommissar erklärte darauf, daß die Kosten allgemeiner Infor¬ 
mationsreisen wie solcher Beisen, die der Kreisarzt im besonderen Aufträge 
des Landrats zu dessen Information ausfflhre, Ton der Staatskasse, dageeen 
die durch besonderen Auftrag ron Kommunen oder Priratpersonen erirachsendea 
Beisekosten von den Auftraggebern zu tragen seien. In der dritten Beratung 
des Gesetzentwurfes stellte dann der genannte Abgeordnete den Antrag, |der 
demnächst als Absatz 6 in § 1 des Gesetzes ttbemommen wurde. Bei der 
Beratung dieses Antrags stellten die Vertreter der Staatsregierung sich auf 
den Standpunkt, daß die Gemeinden, ohne Bttcksicht darauf, von wem der 
Auftrag zur Beise des Kreisarztes erteilt werde, die Kosten zu tragen hätten, 
wenn die Beise in ortspolizeilichen Angelegenheiten yeranlaßt sei, nnd daß 
der Fiskus nur dann sie zu tragen habe, wenn es sich um eine landespolizei¬ 
liche Angelegenheit handle. Demgegenüber legten die Befürworter des 
Antrags ^wicht darauf, daß die Gemeinden yor solchen Kosten geschtttat 
werden sollten, die durch Beisen des Kreisarztes zum Zwecke der Information 
des Landrats oder des Begierungspräsidenten entständen. Dabei wurde gleich¬ 
zeitig betont, daß die yorges(^agene Begelung keineswegs im Widerspruch 
mit den ttber die Tragung der Kosten der Polizeiyerwaltung allgemein be¬ 
stehenden Grundsätzen treten solle. Im Herrenhanse ist die Frage dann nicht 
weiter erörtert worden. 

Diese Entstehungsgeschichte der Übrigens in § 6 des inzwischen ergangenen 
Gebflhrengesetzes yom 14. Juli 1909 (G.-S. 8. 6^) aufrecht erhaltenen Be¬ 
stimmung ergibt nichts, was zu gunsten der Klägerin yerwertet werden könnte. 
Allerdings mögen der Wortlaut des in das Gesetz flbergegangenen Antrags 
nnd 'einzelne bei- dessen Beratung gefallene Aeußemngen geeignet sein, der 
Annahme Vorschub zu leisten, daß über die Kostenlast lediglich die Person 
des Auftraggebers entscheide, und daß danach die Kosten iQler Beisen, die 
der Kreisarzt im Aufträge des Landrats oder des Begierungspräsidenten unter¬ 
nimmt, ohne Bttcksicht auf Anlaß und Zweck der einzelnen Beise der Staats¬ 
kasse zur Last fielen, wie denn auch diese Auffassung in der kommentierten 
Teztausgabe des Kreisarztgesetzes yon y. Hippel Seite 26 in der Tat yer- 
treten wird. Es darf indessen nicht übersehen werden, daß nach der aus¬ 
drücklich bekundeten Tendenz des Antrags die ttber die Verteilung der 
Polizeikosten bestehenden Grundsätze nicht durchbrochen nnd nur die Ge¬ 
meinden yor der Anfbttrdung neuer, durch diese Grundsätze nicht bedingter 
Lasten geschützt werden sollten. Von solcher Anfbttrdung kann da keine 
Bede sein, wo die Zuziehung des Kreisarztes als Beirat für die örtliche Polizei¬ 
yerwaltung erfolgt. Denn die Kosten der örtlichen Polizeiyerwaltung fallen 
nach § 8 des Polizeiyerwaltnngsgesetzes yom 11. März 1860 der Gemeinde 
zur Last, nnd zu diesen Kosten gehören, wie bereits erwähnt, auch diejenigen, 
welche durch die Zuziehung eines derartigen Beirates yemrsacht werden. 
Wenngleich der Kreisarzt nach seiner Dienstanweisung im Bahmen seiner 
durch das allgemeine staatliche Interesse an der Verbesserung der hygienischen 
Zustände bestimmten Obliegenheiten unter anderem auch die Aufgabe hat, 
Dünger- und Abortgruben örtlichen Besichtigungen zu unterziehen und wegen 
Abstellung yorgcfundener Mißstände den zuständigen Behörden Vorschläge zu 
machen, so schließt das doch, wie bereits oben dargetan ist, nicht ans, daß 
er unabhängig hieryon entstehendenfalls im ortspolizeilichen Interesse mit der 
Feststellung und Begutachtung polizeilicher Mißstände befaßt wird. Für Fälle 
solcher Art bewendet es nach wie yor dabei, daß die Kosten der erforderlichen 
Beisen yon der Gemeiede gemäß § 3 a. a. 0. zu tragen sind. Wie dies dann 
gilt, wenn die Zuziehung des Kreisarztes ans eigener Initiative der örtlichen 
PolizeiyerwaUnng erfolgt, so hat es nicht minder in dem Falle zu gelten, 
wenn die Zuziehung auf einer Anordnung der Aufsichtsbehörde beruht; denn 
durch solche Anordnung wird die Zuziehung nicht zu einer Maßnahme, welche 
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nnmiUelbftr die Beechaffong tob GniBdlagen ffir elae tob der AufiielitBbeböide 
BB erlasaeBde EntecheidiiBg oder ABweising betrilR (TergL EatscheidaBg Tom 
23. Februar 1909), diee audi daan aicbt, weaa, wie hier, die AaldohtabdiOrde 
ridi die ElBlorderoBg tob VorechlägeB des Ereisarstee aof Gmad aeiaer bei 
der ZaiiehaBg erworbeaea EeaatBia der öriUchea VerhUtaiaae Torbehilk. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.« KOnfcrelola Preimaeiu 

Tenelehaia der MedlilBal • UBteraaehaBgaanatoltea ia PreBSsea. 
Erlaß dea MiBiatera der aaw. MediiiaalaBgelegeBheitea Tom 
14. April 1910 — M. Nr. 43621 ü. I — bb afantliche Herrea BegieruBga- 
prlaldeateB. 

Vom 1. April d. J. ab wird, Torbehaltlieh der GeBehmigoag der aot- 
weadigeB Aeaderaagea durch dea Staatahauahaltaetat 1910, eia aeuea Medi* 
abalflaterauchoBgaamt ia Daazig eiagerichtet, daa MediziaaluBteraBehoBgaamt 
ia Liegaita aufgehobea uad die biaherige MediziaalaateraBchaBgaateUe ia 
Brealau ia eia MediziaalBaterauchoagaamt umgewaadeit. Die MediziaaluBter- 
BBehuBgaateUea ia Marleawerder, Oaaabrttck, Wieabadea uad Trier gehea lait 
dem gleichea Zeitpuakte eia. Alle HedizhudBateraBchBiigBlmter wwdea aiit 
je eiaem Kreisarzt ala Vorateher uad je eiaem Kreiaaaaiateazarzte ak Aaai- 
ateatea besetzt. 

Elae Üebersicht ttber die auamehrige Verteilnag des Staatsgebietes aal 
die MediziaaluBtersBchBagsaoBtalteo, die fttr meduiaalpolizeiliche UBter> 
auohuBgea, iaabesoadere solche zur FestatellBog libertragbarer Srankheitea 
aach dem Gesetze Tom 23. August 1905 (GeaetzaauimL 8 . 273) zur Verfftguag 
stehea, ttberaeade ich aabei zur gelälUgea EeaataisBahme. 

yerzeichaiB der MediziaaluBterauehuagsaBBtaltea * 

ia Preußea. 


Ort 

Bezdchauag der Aaatalt 

Arbeitsgebiet 


EBaigsberg . . 
Gumbiaaea . . . 

Kgl. Hygieaisohes lastitut 

Beg.*Bez. EBaigsberg 


Kgl. Mediziaaluater* 
Buchuagsamt 

Beg.-Bez. GombiaaeB u. AUeasteia 

Daazig. 

Berlia. 

Kgl. Hedizinalnater* 
suchnagaamt 

Kgl. lastitut fhr lafek- 
tionskrankheitea 

Beg.-Bez. Daazig u. Karieaw 

erder 

Berlia. 

KgL bygieaiaches UniTer- 

Stadt Berlia 

:9 


sitltaiastitut 


Berlia. 

Städt. Datersncbnagaamt 
Itlr hygieuiBcbe uad ge> 
werbliche Zwecke 



Charlotteaburg 

Uaterancbungaamt bei dem 

Städte Charlotteaburg uad 



st&dtiachea Kraakea* 
hanae Weatead 

Wilmersdorf. 

'S 

ScbBaeberg. . . 

UateraBchuDgaamt bei dem 

Städte ScbBaeberg uad Bix- 



stidt. Angnata Viktoria* 
Kraakeahauae 

dort 

Berlin. 

Kgl. lastitut Itlr lafek- 
tioBskrankheitea 

Stadt Lichteaberg uad Ge- 
meiadea Boxhagea-Bum- 
melaburg uad Stralau. 

m 

hq 

Potsdam .... 

KgL Mediziaalnater- 
suchuagsamt 

Beg.-Bez. Potsdamfuad Fraakfurt 

— O-I 
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Ort. 


Stettin. 

Greilswald . . . 

Posen . 

Bromberg . . . 

BresUn. 

Breslnn. 

Bentben O./S. . 
Magdeburg. . . 

Halle a./S. . . . 

Kiel. 

Hanaofer. . . . 


OOttingen . . . 
Stade . 

Mflnster. 

Oelsenkirehen . 


Marburg . . . . 

Frankfurt a./M. 
Koblena. 

Ofisseldorf . . . 


Cöla. 

Bonn 


Bezeichnung der Anstalt. 


Arbeitsgebiet 


KgL Medizinalnnter« 
suchungsamt 

K^l. hygien. ünirersitäts- 
usUtnt 


Beg.*Bez. Stettin und Köslin. 


Beg.*Bez. Stralsund. 


KgL hynenisches Institut 
KgL Medisindunter* 
suchungsstelle 
K|L hygien. Universitits* 
institut 

KgL Mediiiaalunter- 
suchungsamt 


KgL hygienisehes Institut 
KgL Medizinalunter« 
suchungsamt 
KuL hygien. UniTersitlts- 
Institut 

KgL hygien. Uniyersitftts« 
institnt 


Beg.~Bez. Posen. 

Beg.’Bez. Bromberg. 

Stadtkreis Breslau. 

Beg.'Bez. Breslau (mit Ausnahme 
des Stadtkreis Breslau) und Beg.« 
Bez. Liegaitz. 

Beg.-Bez. Oppeln. 

Beg.'Bez. lugdeburg. 

Beg.«Bez. Merseburg und Erfurt 


Beg.-Bez. Sddeswig. 


KgL Medizinalunter- 
Buchungsamt 


Beg.-Bez. Hannover und Aurioh 
und vom Beg.-Bez. Lttnebnrg die 
Kreise Bergdorf, Celle, FaUing- 
bostel, Gifhorn, Isenhagen und 
Soltan. 


Kffl. Dniversitfitsinstitut 
f. med. Chemie u. Hygiene 
KgL Medizinalunter- 
suchnngsamt 


KgL Medizinalunter- 
suchungsamt 


Institnt fttr Hygiene und 
Bakteriologie I 


KgL ünirersltitsinstitnt 
fhr Hygiene u. experi¬ 
mentelle Therapie 

Vorbehalten. 

KgL Medizinalunter- 
Buchnngsamt 

Kgl. Mediziaalunter- 
snchungsamt 


StSdt. Untersuchungsamt 

Kgl. hygien. üniversitSts- 
Institnt 


Beg.-Bez. Hildesheim. 


Beg.-Bez. Stade n. vom Beg.-Bez. 
Lüneburg die E^reise Bleckede, 
Dannenberg, Harburg, Lüchow, 
Lüneburg, Uelzen und Winsen. 

Beg.-Bez. Münster (mit Ausnahme 
von Stadt- und Landkreis Beck- 
lingbausen) n. Beg.-Bez. Minden 
und Osnabrück. 

Beg.-Bez. Arnsberg und vom Beg.- 
Bez. Münster Stadt- und Land¬ 
kreis Becklingbausen, vom Beg.- 
Bez. Düsseldorf die ^eise Din^ 
laken, Duisburg, Stadt- u. Land¬ 
kreis Essen, Stadt- n. Landkreis 
Mülheim und Oberhausen. 

Beg.-Bez. Cassel. 


Stadt- u. Landkreis Frankfurt a. M. 

Beg.-Bez. Koblenz und Beg.-Bez. 
Wiesbaden mit Ausnahme von 
Stadt- u. Landkreis Frankfurt a. M. 

Beg.-Bez. Düsseldorf (mit Aus¬ 
nahme der Kreise Dinslaken, 
Duisburg, Stadt- u. Landkreis 
Essen, Stadt- u. Landkreis Mül¬ 
heim und Oberhausen) und Beg.- 
Bez. Aachen. 

Stadt- u. Landkreis COln u. Stadt¬ 
kreis Mülheim (Bhdn). 

Beg.-Bez. Cöln (mit Ausnahme 
von Stadt- und Landkreis Ooln 
und Stadtkreis Mülhcdm (Bhein). 
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Eeclitsprechimg und ledizinal- 

Cresetzgebnng. 

Beilage aur Zeitsöhrlft ülr Medizinal - Beamte. 

Nr. 12. SO. Juni. 1910. 

Rechtsprechung. 

Der ftntllehe Saehrerständlge ist nicht rerpfllehtety dem Gericht 
die fOr ein schriftliches Gutachten aufgeirendete Zeit anzugeben. Be- 
schluA des Oberlandesgerichts Breslau rom 2.Februar 1910. 

Das Landgericht Breslau verlangte Darlegung der besonderen Schwierig¬ 
keiten. Nachdem dies gegeben worden war, kam ein Schreiben des Gerichts, 
da6 „Ton dem gesetzlidien Erfordernisse um Angabe der Ittr das Gutachten 
verwendeten Zeit nicht abgesehen werden könne**. Der Arzt lehnte es ab, 
diese anzugeben. Die Berechtigung für die Höhe der Gebtthr ergebe sich 
ohne weiteres aus dem Inhalte des Gutachtens, für die Bewertung einer 
wissenschaftlichen Leistung stelle die aufgewendete Zeit kein geeignetes Maß 
dar, er könne sich auch nicht darauf einlassen, mit der Uhr in der Hand fmt- 
zustellen, wieviel Stunden und Minuten er zum Aktenstudium, zur Unter¬ 
suchung, zum Nachdenken und zur Niederschrift gebrauche. Der Bescheid 
lautete: „Nachdem Sie die Angabe der für die Erstattung Ihres Gutachtens 
verwendeten Zelt abgelehnt haben, wird die Zubilligung von Sachverständigen- 
gebtthren abgelehnt**. Das Oberlandesgericht Breslau trat dagegen durch Be¬ 
schluß vom 2. Februar 1910 der Auffassung des Arztes bei. 

Die Bestimmung, daß eine Ueberscbreitung der Mindestgebtthr zu be¬ 
gründen sei, sei ledigUch eine Ordnungsvorschrift, um dem Gerichte eine zu¬ 
treffende Beurteilung zu erleichtern. Ihre Nichtbeachtung ziehe aber nicht 
den Verlust des Anspruches auf Gebühren nach sich. Der Beschwerdeführer 
sei der Vorschrift des Gesetzes ausreichend nachgekommen, die besonderen 
Umstände des Falles ergäben sich hier ohne weiteres ans dem Inhalte des 
Gutachtens selbst und ans seinem Umfange, der für die aufgewendete Zeit 
einen genügenden Maßstab gewähre. 


Bereohnnng der Gebühr für ein vom Schiedsgericht erfordertes 
sehrlftllches ürztllches Gutachten nach dem prensslsehen Gesetze vom 
14. Juli 1909. Besondere Gebühr für Vorbesnehe. Beschluß des 
Beichsversichernngsamts vom 4. Januar 1910. 

Das Schiedsgericht hat seiner Entscheidung gemäß § 18 Abs. 4 der 
Schiedsgerichtsordnnng in Verbindung mit § 13 der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständige das preußische Gesetz vom 9. März 1872 zugrunde 
gelegt Dieses Gesetz ist aber inzwischen durch das neue preußische Gesetz, 
betreffend die Gebühr der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 (G.-S. S. 625) 
ersetzt worden. Das neue Gesetz kommt für alle Verrichtungen in Betracht, 
die an dem Tage seines Inkrafttretens, dem 4. August 1909 oder später vor¬ 
genommen werden, oder die bei früherem Beginn erst am 4. August 1909 oder 
später beendet werden. Es gilt zwar in erster Linie für die Kreisärzte, wenn 
sie eine amtliche oder gerichtsärztliche Tätigkeit ausüben; nach seinem } 12 
aber auch für andere beamtete oder nichtbeamtete Aerztc, wenn sie zu jenen 
Verrichtungen amtlich aufgefoidert werden. 

Nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes vom 14. Juli 1909 und A Ziffer 13 seines 
Tarifs beträgt die Gebühr für ein schriftliches, ausführliches, wissenschaftlich 
begründetes Gutachten 10 bis 30 Mark. In dieser Gebühr ist die Vergütung 
für eine Akteneinsicht mit einbegriffen, nicht dagegen die Gebühr für 
empfangene oder gemachte Vorbesnehe; vielmehr dürfen für jede Untersuchung 
in der Wohnung des Arztes oder, falls dieser Anstaltsarzt ist, in der Anstalt 
8 Mark und für jede Untersuchung außerhalb der Anstalt 5 Mark besonders 
berechnet werden (zu vergleichen A Ziffer 17 Aba. 1 Ziffer 8 des Tarifs). 
Die Höhe der Gebühr ist, sofern der Tarif einen Mindest* und Höchstbetrag 
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Tordehty iuierbtlb der festgesetzten Grenzen nnch den besonderen Umstinden 
des eÄnMnen Felles, insbesondere nnch der Brschaffenhelt nnd Schwierigkeit 
der Leistnng sowie dem Zeitenfwende za berechnen (zn yergleichen Ziffer 2 
Abs. 1 der ellgemeinen Bestimmongen des Teiils). 

Des in Frege kommende Gatechten ist eaf Grand elftegiger Beobechtong 
der Verletzten ln der Klinik erstattet worden. Za seiner Vorbereitang het 
es ferner des Stadlams omfengrelcher Akten and einer Darchlenchtong mit 
BOntgenstrehlen bedurft. 

Hiemech het des Beichsyersicherongsemt den yon dem Beschwerdeführer 
für des Gatechten, einsehliefiUch der Vorbereitnngserbeiten, geforderten Betreg 
yon 24 Merk für nicht zn hoch bemessen erechtet. 


A«eh bei Entnttnng schriftlicher Gntechten Ist eine besondere Ge* 
btihr für empfangene Verbesnehe znlissig. Entscheidnng des 
Beiehsyersichernngsemtes yom SO.Mirz 1910. 

Die im Verfehren yor dem Beichs-Yersicbernngsemte zngezogenen irzt- 
lichen Sechyerstindlgen heben, sofern sie in Preußen wohnen, ihre Gebühren 
noch dem Preußischen Gesetze, betreffend die Gebühren der Medizinelbeemtc», 
yom 14. Jnli 1909 (Gesetz •Semmlong 8.625) zu berechnen (za yergleichen 
§ 89, Abs. 8 der Keiserlicben Verordnung, betreffend den Geschäftsgang und 
des Verfehren des Beichs'Versichemngsemts, yom 19. Oktober 1900, Beichs* 
GesetzMett Seite 988, in Verbindang mit § 18 der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sechyerständige, Beichs «Gesetzblatt 1S98, Seite 689). 

Noch § 8, Abs. 1 des Gesetzes nnd A, Ziffer 18 seines Tarifs beträgt 
die Gebühr für „ein schriftliches, eusltthrliches, wissenschaftlich begründetes 
Gutachten" 10 bis 80 H. In dieser Gebühr für des Gutachten ist die Ver¬ 
gütung für eine Akteneinsiebt mit einbegriffen, nicht dagegen die Gebühr für 
empfangene oder gemachte Vorbesuche; yielmehr dürfen für jede Untersuchung 
in der Wohnung des Arztes oder, felis dieser Ansteltserzt ist, in der Anstalt 
8 H. besonders berechnet werden (zu yergleichen A, Ziffer 17, Abs. 1 nnd A, 
Ziffer 8 des Tarifs). 

Die Hobe der Gebühr ist, sofern der Tarif einen Mindest- und Höchst- 
betrog yorsieht, innerhalb der festgesetzten Grenzen „noch den besonderen 
Umständen des einzelnen Felles, insbesondere nach der Beschaffenheit und 
Schwierigkeit der Leistung, sowie dem Zelteufwende" zu berechnen. »Wird 
mehr eis der Mindestsatz einer Gebühr beansprucht, so ist dies in der Ge- 
bührenberechnung unter Angabe der besonderen UmsUüide des einzelnen Felles 
näher zu begründen" (Ziffer 2, Abs. 1 und 2 der allgemeinen Bestimmungen 
des Tarifs). 

De Ew. Hochwohlgeboren wesentlich mehr eis den Mindestsatz der Ge¬ 
bühren beanspruchen, indem Sie für des Gutachten und für eine Untersuchung 
in der Wohnung insgesamt 20 Merk berechnen, so werden Sie unter Bflckgebe 
der Kostenrechnung ergebenst ersucht, die Ueberschreitung des Mindestsatzes 
gefälligst entsprechend der obigen Vorschrift in der Gebübrenberechnung noch 
näher zu begründen. 

Die auf Grund der Beichs-Gewerbeordnung erlassene preußische Ge¬ 
bührenordnung für approbierte Aerzte und Zahnärzte yom 16. Mai 1896, welche 
ledi^^ch die Vergütung der ärztlichen Mühewaltung in der Prlyetprezis 
regelt. Ist auf die im Verfahren yor dem Beichs-Versichernngsomte znge¬ 
zogenen Aerzte nicht anwendbar. 


Für die nneh dem Preizslschen Lnndesseuehengesetz yom 28. Aigusl 
1906 nntetgepfllehtlfen übertragbaren Kmnkbeiten besteht keine Anzeige- 

8 flieht bei ?erdnebt auf dos Forhandenseln einer solchen. Urteil des 
lemmergerichts (I. Str.-Sen.) yom 25. April 1910. 

Die Worte „noch erlangter Kenntnis" in § 1 des Gesetzes yom 28. August 
1905 ergeben, daß der Anzeigepflichtige die Anzeige nur dann zu erstatten 
braucht, wenn er weiß, daß es sich um eine der in § 1 aufgefübrten Krank¬ 
heiten handelt und trotzdem die Anzeige yorsätzlich oder fahrlässig unterläßt, 
daß er sich dagegen bei Unkenntnb ueser Tatsache durch Unterlassung der 
Anzeige auch dann nicht strafbar macht, wenn er die Unkenntnis durch Fohr- 
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lassigkeit Tcrschaldet hat. OaB unter „Kenntnis“ wirklich^ wie der Wortlant 
ergibt, die Kenntnis von dem Vorhandensein einer dieser Krankheiten und 
nicht jede Kenntnis yon Umständen za verstehen ist, die dem Anzeigepflichtigen 
den Verdacht oder den Schloß aal das Vorhandensein einer dieser KranÜieiten 
nahelegen, ergibt ein Vergleich mit § 1 des Beichsgesetzes, betreffend die 
Bekämpfang gemeingefährlicher Krankheiten, vom 80. Jani 1900, das im § 1 
anordnet, daß auch jeder Fall, der den Verdacht einer der dort aolgeffthrten 
Krankheiten erweckt, der Polizeibehörde ansozeigon ist, während eine solche 
Bestimmang dem preußischen Gesetze fehlt. Deshalb ist der bloße Verdacht 
der in diesem Gesetze aafgefflhrten Krankheiten nicht anzeigepflichtig, sondern 
nnr die Kenntnis davon, daß eine dieser Krankheiten vorliegt. Bieses ans 
dem Wortlaute und Sinne des preußischen Gesetzes und der Vergleichung mit 
dem Beidurechte folgende Ergennis wird auch durch die Entstehungsgeschichte 
gerechtfertigt. 


Znrileluialune der äritUehen Approbation. Entscheidung des 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsholes (2. Senats) vom 
12. Januar 1910. 

Mit der Aberkennung der Ehrenrechte sind die gesetzlichen Voraus* 
Setzungen für die Zulässigkeit der Approbation erfflllt. Ob die kgl. Begierung 
nach den besonderen Umständen des Falles Veranlassung gehabt hätte, von 
der Zurücknahme der Approbation abzusehen, ist als eine Frage des Ermessens 
der Verwaltungsbehörden gemäß Art. 18 Abs. 1 Ziff. 8 des Gesetzes vom 
8. August 1878 der Würdigung durch den kgL Verwaltnngsgerichtshof entrückt 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Kömlgprelolz Prensmenu 

Uebertmgbaro Genickstarre in Prenssen Im Jahre 1909. Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 28.Mai 
1910 — M. Nr. 10720 — an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Zahl der Fälle. Im Jahre 1909 gelangten 1080 Erkrankungen an Ge* 
nickstarre zur amtlichen Kenntnis gegen 1382 im Jahre 1908. In 73 Fällen 
ergab der weitere Verlauf der Erkrankung, die bakteriologische Untersuchung 
oder die Leichenöffnung, daß die übertragbare Genickstarre nicht vorlag; es 
handelte sich hierbei in 24 Fällen um eine tuberkulöse, in 15 um eine dar<^ 
Pneumokokken verursachte Hirnhautentzündung; 9 mal war diese durch ander* 
weitige Krankheitserreger hervorgerufen worden. Als sonstige Krankheiten, 
die den Verdacht auf übertragbare Genickstarre erweckt hatten, sind zu 
nennen die spinale Kinderlähmung, Gehimblutungen und Geschwülste, Mittd* 
ohrerkrankungen, Mandelentzündung, Lungenentzündung und Lungenabszeß, 
urämische Erscheinungen bei chronischer Nierenentzündung, Magenerkrankungen, 
Dysmenorrhoe und akute Infektionskrankheiten wie Scharlach und Influenza. 
In 22 Fällen blieb die Diagnose zweifelhaft Mit Einschluß dieser Fälle wurden 
im Jahre 1909 957 (1908: 1284) Erkrankungen beobachtet, bei denen es sich 
mit größerer oder geringerer Wahrscheinlichkeit um die übertragbare Genick* 
starre handelte. 


Oertllehe Terbreltiing. Die Verteilung der Erkrankungen auf die ein* 
seinen Provinzen war in den Jahren 1904 bis 1909 folgende: 

1909190819071906 19051904 19091908 1907190619051 904. 


Ostpreußen 48 
West- 

21 

20 

18 

28 

16 

Schleswig- 

Holstdn 

14 

28 

74 

15 

21 

8 

preußen 

8 

6 

8 

7 

26 

12 

Hannover 

28 

28 

68 

33 

28 

11 

Brandenb. 

59 

66 

98 

61 

84 

14 

Westfalen 245 

828 1059 263 

70 

8 

Pommern 

25 

76 

22 

60 

14 

6 

Hessen* 







Posen. . 

23 

74 

119 

174 

37 

2 

Nassau 

23 

16 

26 

25 

26 

10 

Schlesien 

et _t_ 

93 177 

4031011 8317 

26 

rk 

Bheinprov. 382 

459 

692 840 

66 

12 


Staat 957 1284 25912029 8764 118 
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Die Zahl der Erkrankungen in den dnzelnen Begierungsbezirken 

war 

190919081907 1906 19061904 19091908 19071906 19051904 


Königsberg 40 

20 

12 

9 



Schleswig 

14 

28 

74 

15 

21 

8 

Gumbinnen 

2 

— 

3 

7 

17j 

6 

Hannoyer 

5 

8 

10 

2 

— 

3 

Allenstein 

6 

1 

6 

2 

bJ 


HUdesheim 

8 

— 

4 

6 

6 

— 

Danzig . 

— 

1 

— 

— 


7 

Lüneburg 

6 

4 

28 

17 

6 

5 

Marien- 







Stade. . 

9 

9 

11 

4 

9 

— 

Werder 

8 

5 

3 

7 

26 

6 

Osnabrück 

— 

— 

— 

1 

2 

2 

Berlin . 

41 

24 

58 

31 

84 

5 

Aurich . 

5 

7 

10 

8 

5 

1 

Potsdam. 

9 

20 

23 

25 

39 

8 

Münster . 

81 

48 

230 

85 

18 

4 

Frankfurt 

9 

22 

12 

6 

11 

1 

Minden . 

17 

8 

4 

5 

4 

1 

Stettin . 

18 

65 

9 

13 

8 

2 

Arnsberg 197 

272 

825 

228 

48 

3 

KOt^ 

4 

11 

18 

47 

6 

4 

Cassel . 

9 

4 

7 

14 

17 

3 

Stralsund 

8 

— 


— 

— 

— 

Wiesbaden 

14 

12 

19 

11 

9 

7 

Posen 

17 

68 

116 

167 

86 

1 

Koblenz . 

10 

18 

18 

1 

6 

4 

Bromberg 

6 

6 

3 

7 

1 

1 

Düsseldorf 810 280 

607 

320 

40 

8 

Breslau . 

18 

41 

81 

174 

146 

1 

COln . , 

88 

92 

108 

7 

8 

2 

Liegnltz. 

3 

9 

28 

26 

22 

4 

Trier . . 

9 

47 

89 

2 

7 

8 

Onneln . 

72 127 

294 

8118149 

21 

Aacdien . 

15 

27 

20 

10 

6 

— 

lu«debiiig 7 

8 

16 

15 

88 

2 

Sigmaringen— 

— 

— 

— 

5 

— 

Meraebnrg 

6 

2 

1 

6 

9 

1 

Staat 9571284 2591 2029 8764 

118 

Erfurt 

1 

— 

— 

1 

— 

— 









Die Zahl der Erkrankungen hat somit im Vergleich zum Vorjahre um 
etwa ‘/« abgenommen. Zugenommen hat sie in 13 Begierungsbezirken, am 
erheblichsten in den Beg.>Bez. Düsseldorf, wo sie von 280 auf 810 ge^ 
stiegen ist, Königsberg, wo die Zahl der Qenickstarroerkrankungen seit 
1904 sich stetig, im letzten Jahre auf das Doppelte des Vorjahres, Termehit 
hat, im Landespolizeibezirk Berlin und im Beg.-Bez. Minden. Geringer ist 
die Zunahme in den Beg.-Bez. Ailenstein, Merseburg, Lüneburg, 
Cassel und Wiesbaden; in den Beg.-Bez. Gumbinnen, Stralsund, 
Erfurt und Hildesheim, die im Jahre 1908 von der Seuche reischont 

S eblieben waren, traten vereuzelte Genickstarreerkrankungen anf. — Von 
en 957 Erkrankungen fielen 310 = 82,4 t. H. gegen 21,8 im Jahre 1908 auf 
den Beg.-Bez. Düsseldorf, 197 = 20,6 (1908 : 21,2) t. H. auf den Beg.-Bez. 
Arnsberg and 72 = 7,5 (1908: 9,9) T. H. auf den Beg.-Bez. Oppeln. 
Es folgen dann der Landespolizeibezirk Berlin mit 41 = 4,3 y. H. und der 
Beg.-Bez. Königsberg mit 40 = 4,2 y. H. alier Erkrankungen. 

Zeitliche Verteilung. Auf die einzelnen Monate yerteilen sich die 
Erkrankungen folgendermaten: 

19091908 1907 1906 19051904 19091908 1907 19061905 1904 


Januar 

85 

110 

149 

216 

139 

11 

August . 28 

58 

122 

51 

72 

9 

Februar 

82 

199 

260 

813 

320 

11 

September 36 

36 

102 

43 

44 

5 

Mira . 

187 

206 

862 

370 

759 

11 

Oktober . 20 

45 

120 

61 

47 

3 

April . 

207 

286 

467 

403 1010 

14 

Norember 31 

42 

64 

56 

60 

17 

Mai . 

148 

167 

425 

258 

776 

8 

Dezember 82 

44 

67 

51 

72 

15 

Juni . 

55 

78 

801 

122 

889 

9 

unbestimmt— 

— 

8 


2 

_ 

Juli . 

46 

63 

154 

85 

124 

5 








Jahr 957 1284 2591 2029 3764 118 


ln den einzelnen Jahreszeiten betrug die Zahl der Erkrankungen: 

1909 1908 1907 1906 1906 1904 


Frühjahr: März, 

April, 

Mai . . 

542 

609 1254 

1081 

2546 

33 

Sommer: Juni, 

Juli, 

August . 

129 

199 

677 

258 

536 

23 

Herbst: September, 

Oktober, 

November 

87 

123 

286 

160 

151 

25 

Winter: Dezember, 

Januar, 

Februar. 

199 

353 

466 

580 

531 

37 


Die Verteilung der Erkrankungslälle auf die einzelnen Jahreszeiten ist 
demnach etwa die gleiche wie im Jahre 1908, nur macht sich das Ueberwiegen 
des Frühjahrs in der Zahl der Erkrankungen noch stärker bemerkbar; auf 
dieses trafen 56,6 y. H., d. h. mehr als die Hälfte aller Erkrankungen; die 
zweithöchste Zahl fällt auf den Winter mit 20,8 y. H., es folgen der Sommer mit 
13,5 und der Herbst mit 9,1 y. H. 
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Gesehlecht and Alter der Erkrankten. Von den Erkrankten waren 
im Jahre: männlichen Geschlechts: 

1909 1908 1907 1906 

664 = 58,9 V. H.; 738 = 67,6 y. H.; 1477 = 67,1 y. H.; 1078 * 53,2 y. H.; 

1905 1904 
1906 = 64 y. H.; 67 *= 66,8 y. H. 

weiblichen Geschlechts: 

1909 1908 1907 1906 

393 = 41,1 y.H.; 644 = 42,4 y.H.; 1112 = 42,9 y. H.; 951 = 46,8 y. H.; 

1906 1904 
1666 = 46 y. H.; 51 = 43,2 y. H. 

Noch mehr wie in den Vorjahren ttberwiegt demnach das männliche 
Geschlecht. 

Von den 967 Erkrankten waren alt: 

0— 1 Jahre: 92s=9,6y.H.6—10Jahre: 221 = 23,1 y.H. 31—40 Jahre: 39 = 4,1 y.H. 

1— 2 , : 79= 8,8 , 11—16 . : 117 = 12,2 , 41-60 , :37 = 3,9 , 

2- 3 , : 70 =7,3 , 16-20 „ : 92= 9i6 , 61-60 , : 12 = 1,3 , 

3- 4 , : 60 = 6,8 , 21—25 , : 68 = 6,5 , 61-70 „ : 8 = 0,3 , 

4— 5 „ : 61=6,4 , 26—80 , : 29 = 3,0 , unbekannt : 2. 

Die Beteiligung des Eindesalters an den Erkrankungen hat wiederum 
etwas abgenommen; es standen im Alter bis zu 5 Jahren 1909 : 37,8y. H.; 1908: 
42,9y.H.; 1907 : 48,4 y.H.; im Alter bis zu 16Jahren 1909 : 73,1 y. H.; 1908: 
76,0y.H.; 1907 : 79,7y. H. der Erkrankten. 

Ansgang der Erkrankungen. Am Ende des Jahres 1909 befanden sich 
noch 10 yon den 967 Erkrankten in Behandlung; in 947 Fällen waridemnach di« 
Krankheit zum Abschluß gekommen. Von diesen 947 Erkrankten waren 499 
= 62,69 y.H. gestorben. In den Vorjahren war die Sterblichkeit 1908 : 56,2, 
1907 : 62,47, 1906 : 68,3, 1905 : 67,2 und 1904 : 69,9y.H. Es hat demnach 1909 
die Sterblichkeit im Vergleich zu dem Vorjahr wiederum erheblich abgenommen. 
Bemerkenswert ist, daß die Sterblickeit in den Bezirken, in denen die größte 
Zahl yon Erkrankungen yorkam, yerhältnismäßig gering war; sie betrug im 
Beg.-Bez. Dttsseldorl nur 42,6, im Beg.>Bez. Arnsberg nur 46,2 y.H. 
Man wird wohl nicht fehlgehen, dies auf eine größere Vertrautheit der Aerzte 
mit der Behandlung der Krankheit und insbesondere auf eine yermehrte An¬ 
wendung des Genickstarreseroms zurttckzuftthren. 

Bei 292 der Gestorbenen ist sowohl der Tag der Erkrankung als der 


des Todes anj 

regeben; bei diesen erfolgte der Tod am: 


1. Tage 6 mal 

1 8. Tage 10 mall 

15. Tage 

6 mal 

22. Tage 2mal 

iml.Mon.246mal 

2. » 28 , 

9. , 

7 . 

16. , 

4 , 

23. , 6 , 

n 2. 9 33 ^ 

3. , 26 , 

10. , 

7 . 

17. , 

1 , 

24. „ 8 . 

» 3. , 11 , 

4. , 22 . 

11. » 

6 „ 

18. , 

2 , 

25. , 0 , 

- 4. , 2 , 

ö. , 34 , 

12. , 

3 , 

19. „ 

4 , 

26. , 0 , 


6. . 21 , 

13. » 

B , 

20. , 

3 „ 

27. . 2 , 


7. , 22, 

14. , 

6 . 

21. . 

4 . 

28. , 4 , 



in der 


l.Wochel68mal|2.Woche44mal|3.Woche28mal|4.Woche 16mal| zus. 292 mal. 

Von 292 Gestorbenen starben demnach in der 1. Woche nach der Erkrankung 
158 = 64,1 (1908 : 50,3) y. H.; in der zweiten Woche 44 = 15,1 (1908: 14,4) 
y. H.; in der dritten Woche 23 = 7,9 (1908; 13,1) y. H. und in der yierten Woche 
16 = 5,6 (1908 : 6,9) y. H. ln den ersten drei Wochen erfolgte der Tod 225 
mal, d. L in 77,1 y. H. der TodesfäUo, 1908 in 77,8,1907 in 73,1,1906 in 73,8,1905 
in 78,1, 1904 in 93,8y.H. Nach Ablauf der yierten Krankheitswocbe trat nur 
in 51 Fällen, d. i. 17.5 y. H., der Tod ein, nach dem 3. Monat nur in 2 Fällen 
= 0,7 y. H. (1908 : 2.8 y. H). 

Dauernde Gesundheitsstärungen behielten yon den 448 Genesenen, 
soweit die Angaben darüber yorliegen, 24 zurück = 5,4 y. H. Bei diesen 
Störungen handelt es sich in 2 Fällen um leichtere Schwerhörigkeit, in 1 um 
einseitige und in 8 um beiderseitige Taubheit; bei 1 Person blieb auf einem, 
bei 3 auf beiden Augen Blindheit zurück. Einmal machte sich nach Ablauf 
der Krankheit geistige Schwäche, Vergeßlichkeit und neryöse Beizbarkeit be¬ 
merkbar. Zweimal zeigten sich Mnskellähmungen und eine Schwäche der 
Beine. Eine Militärperson war nach Heilung der Genickstarre dauernd zum 
Militärdienst untauglich und in einem Falle nahm die Krankheit ihren Aus¬ 
gang in chronisches Siechtum. 
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Bakteriologische Uatersnehnngen. In fast allen Begiernngsbezirken 
worde in allen FÜlen, in denen es sich ermöglichen ließ, die naktetiologische 
Untersnchong zur Sichernng der Diagnose hinzagezogen. Das üntersachongs- 
maleriai bildete in der Mehrzahl der Fälle, bei denen Angaben hierüber gemalt 
sind, die Zerebrospinalflüssigkeit, seltener begnügte man sich mit der Einsen- 
dong yon Nasenrachenschleim. Vielfach worden mehrere yerschiedenartige 
Proben zor üntersochong eingesandt. Die Ünteraochong der Zerebrospinal- 
flttssigkeit anl Menigokokken flel in 180 Fällen mikroskopisch oder knltnrell 
positiy, nor in 64, bei denen nach den klinischen Erscheinungen die übertrag¬ 
bare Genickstarre yorlag, negatiy ans. ln 15 Fällen konnte nachgewieson 
werden, daß die Erankbeltsersäeinongen durch Pneumokokken bedingt wurden. 
Die Prüfung des Blutserums auf Agglntinationsfähigkeit yon Meningokokken 
zeigte 22 mal ein positiyes, 11 mal ein negatiyes Ergebnis. Im Nasenrachen- 
scUeim Kranker wurden in 15 Fällen Meningokokken nachgewiesen; 21 mal 
gelang dies nicht. Bei Gesunden wurden, soweit hierüber Angaben juemacht 
sind, im Bachenschleim in 74 Fällen Genickstarreerreger gefunden. & fielen 
ferner 452 Untersuchungen, bei denen das Ontersuchnngsmaterial nicht genannt 
ist, positiy, 41 negatiy ans. ln 50 Fällen sicherte die Leichenöffnung die 
Diagnose. Nur in 158 Fälien wurde die Diagnose lediglich auf Grund der 
Erankheitserscheinnngen gestellt; yielfach handelte es sich hierbei um Per¬ 
sonen, die bei AnsteUnng der Ermittelungen bereits gestorben oder auch 
schon beerdigt waren. Die meisten bakteriologischen Feststellungen wurden, 
wie im yorjiüir,in den Beg.-Bez. Düsseldorf (318) nnd Arnsberg (179) ge¬ 
macht; yerhältnismäßig selten wurde im Vergleich zur Zahl der Erkrankungen 
im Beg.-Bez. Oppeln eine bakteriologische Untersuchung yorgenommen. 

Bei 214 der 957 Erkrankten ist angegeben, daß eine Behandlung mit 
Genickstarreantiserum erfolgte. Obgleich diese Behandlung oft erst spät 
einsetzte, trat doch der Tod nur bei 66 Personen = 80,9 y. H. (1908 : 38.1) 
ein. Von den übrigen 743 Erkrankten, bei denen Angaben Über die Art der 
Behandlung fehlen, starben 433 => 58,3 y. H. 

Desinfektlonswezeii in Preussen. Desinfektoren-Schulen. Bund- 
erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 
17. Mai 1910 — M.Nr. 1032911 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Aus den Berichten, die auf den Erlaß yom 31. März 1909 — M. 5522/09 
— eingegangen sind, geht heryor, daß das Desinfektlonswesen auch im Jahre 
1908 weitere Fortschritte gemacht hat. Nach der beigefttgten Nachweisung 1') 
sind nunmehr 8071 staatlich geprüfte Desinfektoren (gegen 2953 in dar yorigen 
Nachweisung). 1171 (gegen 1133) im öffentlichen Gebrauch stehende Dampf - nnd 
3194 (gegen 2959) Formaldehyd-Desinfektionsapparate yorhanden. In 
den staawchen Desinfektorenschulen sind während des Jahres 1908, wie die Nach- 
weisnng 2^) zeigt, 51 yollständige Desinfektoren-Ausbildungskurse für 
477 Teilnehmer, yon denen 473, darunter 69 Krankenschwestern, die Schlußprüfung 
mit Erfolg ablegten, abgehalten worden. Ferner fanden 87 abgekürzte Lehr- 
kurse statt, die yon 631 KrankonschWestern sowie Krankenpflegern und 
Pflegerinnen mit Erfolg besucht wurden. 

Die Dauer und der Lehrplan der Ausbildungskurse blieb im allgo* 
meinen gegen das Vorjahr unyerändert, nur wurden in allen Desinfektorenschulen 
die Des&fektoren in der Ausführung der Wohnnngsdesinfektion nach dem Autan- 
und dem Ealinmpermanganat-Formaldehyd-Verfahren sowie in der Entnahme 
nnd Versendung yon Proben zur bakteriologischen Untersuchung unterwiesen. 
Besondere Aufmerksamkeit wurde dor praktischen Ausbildung geschenkt Die 
Krankenpflegepersonen wurden meist nur in der fortlaufenden Desinfektion am 
Krankenoette nnd in der Entnahme nnd Versendung yon Untersnehnngs- 
material unterrichtet. 

Der Bildungsgrad und die Befähigung der Schüler gab nur in ganz 
yereinzelten Fällen zu Klagen Anlaß; gelegentlich wurden Personen, die das 
Alter yon 45 Jahren bereits überschritten hatten, als Desinfektoren ansgebildet, 
weil sich für den betreffenden Desinfoktionsbezirk keine jüngere geeignete 
Person zur Ausbildung gemeldet hatte. 

Die Nachprüfungen der Desinfektoren durch die Kreisärzte fielen meis 
zufriedenstellend ans. Nur im Landespolizeibesirk Berlin wiesen die Desinfek- 

1) Siehe Anmerkiug *) und **) auf Seite 95. 
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torea mehrütch so dttrfüge theorstisehe Kenntnisse nnf, dnB in Aosslcht 
genommen wurde, die theoretische Aosbildang künftighin in einem Unter* 
sachnngsamt na erteilen and nar die praktische ünterweisang den Vorstehern 
der Desinfektionsanstalten zu belassen. 

Im Jahre 1908 wurden, wie aus der üebersicht 2 herrorgeht, 11 Wieder- 


*) Nachweisung der Desinfektoren und Desinfektions* 
_apparate._ 


Beg.-Bez. 

Staat* 

lieh 

ge- 

prUte 

Desin¬ 

fek¬ 

toren*) 

im öffei 
Gebrau( 
hei 

Dampf- 

Desinf« 

appar 

itlichen 
>be Ste¬ 
ide 

Formal- 

dehyd* 

sktions* 

ate.*) 

Beg.-Bez. 

staat¬ 

lich 

gc- 

Nüfte 

Desin¬ 

fek¬ 

toren*) 

im öffei 
Gebrani 
hei 

Dampf* 

Desinfe 

appar 

itlichen 
die Ste¬ 
ide 

Formal¬ 

dehyd* 

ktions* 

ate.*) 

Königsberg . 

48») 

41 

71 

Schleswig . . 

111 


144 

Gumbinnen . 

23 

16«) 

86 

Hannover . . 

44 

10 

61 

Allenstein. . 

86 

26®) 

86 

HUdesheim . 

68 

30 

68 

Danzig.... 

86 

24«) 

86 

Lüneburg . . 

69 

12 

60 

Marienwerder 

68 

16*) 

68 

Stade. 

88 

13 

89 

Berlin .... 

106 

14 

81 

Osnabrück . . 

42 

88 

82 

Potsdam . . . 

181 

66 

148 

Aurich .... 

11 

12 

16 

Frankfurt . . 

96 

88 

109 

Münster . . . 

77 

67 

86 

Stettin .... 

66 

86 

67 

Minden.... 

96 

28 

88 

Köslin .... 

43 

16 

49 

Arnsberg . . 

208 

74 

171 

StraLsund . . 

22 

4 

28 

Cassel .... 

80 

18 

70 

Posen .... 

109 

61 

113 

Wiesbaden. . 

86 

29 

170 

Bromberg . . 

70 

24 

62 

Koblenz ... 

62 

7 

63 

Breslau ... 

117 

62 

123 

Düsseldorf. . 

200 

109 

226 

Liegnitz . . . 

103 

87 

104 

Cöln. 

116«) 

28 

164 

Onueln. . . . 

208 

68 

196 

Trier. 

114 

28 

87 

Mugdeburg . 

91 

41 

106 

Aachen. . . . 

87 

18 

106 

Merseburg. . 

121 

80 

98 

1 Sigma* 




Erfurt .... 

62 

11 

68 

1 ringen . . 

7 

8 

6 

Zusammen 

Öü7l 

1171 

8194 


*) In den meisten Bezirken ist außer den ang^ebenen Desinfektoren noch 
eine Anzahl in der Desinfektion aasgebildeter Kranken*, Gemeinde* nsw. 
Schwestern yorhanden. *) Die in Krankenhäusern usw. vorhandenen Desinfek* 
tlonsapparate, die bei Bedarf auch zum öffentlichen Gebrauche zur Verfügung 
stehen, sind zum Teil mitgezählt, zum Teil nicht berücksichtigt. ') Im Kreise 
Mohrungen außerdem 26 Desinfektionsaufseher. *) Davon 2 in Cboierabaracken. 
*) Außerdem 1 in Kontrollstation Ulowo. ”) Außerdem 7 in Cholerabaracken. 

Außerdem 8 in Cholerabaracken. Außerdem in Cöln 60 Hilfsdesinfektoren 
von der städtischen Straßenreinigung. 

**) Nach dieser Nachweisung betrug die Zahl der im Jahre 1908 in mit 
Desinfektorenscbulen verbundenen Instituten aasgebildeten Desinfektoren: 
Hygienisches Institut in Königsberg: 16 (davon Teilnehmer aus den Beg.*Bez. 
Königsberg 6, Gumbinnen 1, Allenstein 10); Bakteriologisches üntersuchungsamt 
der Stadt Danzig: 8 (Beg.*Bez. Danzig 2, Marienwerder 6); Medizinalnnter- 
sachnngsamt in Potsdam: 42 (Potsdam 32, Frankfurt 10, außerdem 21 Kranken* 
Schwestern); Hygienisches Institut der Universität in Greifswald: 12 (Beg.- 
Bez. Stettin 4, Stralsund 1, Köslin 7); Hygienisches Institut in Posen: 18 Beg.- 
Bez. Posen 11, Bromberg 7), Hygienisches Institut der Universität in Breslau: 
69 (Beg.'Bez. Breslau 21, Liegnitz 16, Oppeln 24, außerdem 192 Kranken* 
Schwestern); Hygienisches Institut der Unirersität in Halle a. 8.: 62 (Beg.* 
Bez. Magdeburg 29, Merseburg 20, Erfurt 2, Beuß j. L. 2, außerdem 18 Kranken* 
Schwestern), Hygienisches Institut der Universität in Kiel: 13 (Beg.*Bez. 
Schleswig 13, außerdem 20 Krankenschwestern); Medizinalantersn^angsamt 
in Hannover: 18 (Beg.*6ez. Hannover 8, Lüneburg 6, Stade 4, außerdem 18 
Krankenschwestern); Hygienisches Institut der Universität in Göttingen: 28 
(Beg.*Bez. Osnabrück 12, Hildesheim 8, Minden 2, Aurich 1); Medizinalnnter* 
sachnngsamt in Münster: 16 (Beg.*Bez. Münster 6, Minden 11, außerdem 41 
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holnagikarsa Ifli 121 DesinlektoreB abgeludtea. Die Dauer dieser Korse 
beteog fast ftberail 3 Tage ansscUießlich des Beisetages. Io dieses Knrseo 
wordeo die Desiafektorea aebea der Wiederholoag des bei der AosbUdaag 
Erieratea ia den aeaerm Desiafektionsverlahrea und der Eataahoie tob Uater* 
soeboagsprobeo oaterriebtei. ln mebreren Fällen erwiesea sieb bei diesea 
Korsen «Ue praktiseben oad tbeoreiischen Keaatnisse einzelner Desiafektorea 
als so gerbig, daß sie fOr ibr Amt angeeignet ersebienea. 

&e wirtsebaftliebe Lage der Desinfektoren bat sieb nicht oawe* 
seatllcb gebessert; die Zahl der gegen feste Bezfige and mit Pensieasbereebdgaag 
aaoestelltea Desinfektoren bat sieb yermebit, doch ist noch immer die Mehr« 
zaU der Desinfektoren lediglich aaf Glebttbren angewiesen. Es ist daher sa 
begrüßen, daß in yielen Kreiaen and Demeiadea QebttbrenordaaageB erlassen 
sind, and daß an einzelnen Stellen die Gebflbren für die Desinfektoren tob 
der OrtspolizeiTerwaltang Torschoßweise gezahlt and dann Ton den zor Zabloag 
Verpflichteten eingezogen werden. 

Die Versicherong der Desinfektoren gegen Unfall, Krankheit and 
InTalidität ist in den meisten Orten darebgeftibrt worden oder wird Torbereitet, 
soweit die Desinfektoren nicht pensionsbereebtigt sind oder infolge ihrer 
Haaptbeschäftigang einer Krankenkasse and der Unfall- oder InTaliditätsrer- 
sicherong angeboren. Im Kreise Montjoie sind die Desinfektoren aacb gegen 
Haftpflicht Tersichert. 

Die Zahl der Desinlektoien and Desinfektionsapparate wird jetzt in der 
überwiegenden Mehrzahl der Bezirke als aosreicbend bezeiebnet; im Begierongs- 
besirk Liegnitz soll sogarfür manche Desinfektoren ein Mangd an Bo* 
schäftigang bestehen. 

Die Darebführang der Desinfektion warde in fast allen Begierongs- 
bezirken in der Mehrzahl der Kreise and kreisfreien Städte darch PoliieiTer- 
ordaangen and Dieastanweisongen für die Desinfektoren geregelt. 

Von den neaeren Formaldebyd-DesinfektionsTerfahren warde in einzelnen 
Kreisen fast aller Bezirke das AatanTerfahren angewendet Die Erfahrnngen 
hiermit werden trotz höherer Kosten meist als gat bezeichnet; insbesondere 
bewährte es sich bei der Wohnangsdesinfektion in Gegenden ndt schwierigen 
TransportTerhältnissen and bei kleinen, feaergefäbrlichen Bäomea. 

Die Zahl der angestellten Desinfektionen hat in erfrealicher 
Weise zogenonunen; es ist dies besonders dem Umstande za Tetdanken, daß die 
meisten Kreise oder Gemeinden die Tragang der Kosten nicht nar bei Unbe¬ 
mittelten, sondern nach bei Personen bis za einem bestimmten HOchstein- 
kommen oder auch in allen Fällen ganz oder zam Teil übernonunon haben. 
Insbesondere ist herrorzoheben, daß sich in allen Begierongsbezirken zahlreiche 
Gemeinden and Kreise zor kostenfreien Desinfektion beim Wohnongswechsel 
TOB Kranken mit Torgeschrittener Taberkalose bereit erklärt haben. 

Im Interesse einer wirksamen Seachenbekämpfang kann nar empfohlen 
werden, daß die Aasführang der Desinfektionen in immer weiterem Umfange 
auf Öffentliche Kosten'geschehen mOge. 

£w. pp. ersache ich ergebenst, das Dosinfektionswesen gefälligst aach 
fernerhin nach Kräften za fOrdom and mir über die Fortschritte in den Jahren 
1909 and 1910 anter Beifügang einer Uebersiebt über Ort and Zahl der im 
Bezirke Torhandenen staatlich geprüften Desinfektoren and der im Öffentlichen 
Gebraach stehenden Desinfektionsapparate zom 1. Jani 1911 za beriohtea. 

Krankenschwestern); lostitat für Hygiene and Bakteriologie in GelsenkircbeB: 
47 (Beg.-Bez. Arnsberg 80, Münster 10, Düsseldorf 7, aoßerdem 16 Kranken¬ 
schwestern and 7 Krankenpfleger); Hygienisches Institnt der Unirersität ln 
Marbarg 10 (Beg.-Bez. Cassel 10); Institat für exj>erimentelle Therapie in 
Frankfart a. M.: 10 (Beg.-Bez. Wiesbaden 9, Sigmaringen 1); Medisdnalnnter- 
sachangsamt in Koblenz: 7 (Beg.-Bez. Koblenz 7, aaßerdem 24 Kranken¬ 
schwestern); MedizinalantersachangBamt in Düsseldorf: 41 (Beg.-Bez. Düssel¬ 
dorf 41, aaßerdem 61 Krankenschwestern); Bakteriologisches Untersachangs- 
amt der Stadt COln: 25 (Beg.-Bez. COln 12, Aachen 13, aaßerdem 95 Kranken¬ 
schwestern and Krankenpflegerinnen); Medizinalantersachangsstelle in Trier: 
10 (Beg.-Bez. Trier 16, aaßerdem 92 Krankenschwestern); die Gesamtzahl 
betrag 473 Desinfektoren and 631 Krankenschwestern. _ 

Bedaktion: Geh. MeA-Bat Prof. Dr. Bapm an d, Beg.- o. Med.-Bat in Minden L W. 

J. 0, C. BrnoA, HAnofl. Blohi« F. Bdi-U. HofbvekdnMkerBi la Mbidaa« 




Eechtsprechung und Medizmal- 

&esetzgel)ung. 

Beilage aur IZteitsohrift iür Mediainal-Beamte. 

Nr. 13. 5. Juli. 1910. 


Rechtsprechung. 

r Begriff der „Prlratkraiikenengtali<< (eastwirt imd Badebesitier, der 
dem Ton einem Natarhellknodtgen (auf dessen Beebnnng) behandelten 
Kranken bei sieh Wobnvng und BSder sowie durch seine Bediensteten 
die erforderUehe Pflege gewährt). Urteil des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts (Str.>8.) Tom IS.März 1909. 

Unter einer Priyatkrankenanstalt ist eine aal eine gewisse Dauer he* 
rechnete Einrichtung zu Tcrstehen, die unter Darbietung der erforderlichen 
Biumlichkeiteu der Aufnahme von Kranken auf längere Zeit behufs deren 
Heilbehandlung und Pflege zu dienen bestimmt ist; ob die Anstalt im grOfieren 
oder kleineren Umfange betrieben wird, ist gleichgültig. 

Nach den Feststellungen der Strafkanuner standen in der Anstalt des 
Angeklagten yier eingerichtete Zimmer zur Aufnahme von Kranken bereit. 
In diese wurden nach und nach eine größere Anzahl von zu längerem Auf¬ 
enthalte bleibenden Patienten auf genommen; diese gebrauchten dort die Ton 
dem „Heilkundigen* N. ihnen verordneten Heilmittel, besonders auch Bäder, 
und wurden von N. und einer bei dem Angeklagten bediensteten Masseuse 
massiert. Durch das Personal des Angeklagten wurde den Patienten die 
erforderliche Pflege zuteil; sie erhieiten yom Angeklagten die Beköstigung. 
Hiernach liegt eine Priyatkrankenanstalt yor. Der Angeklagte war der Unter¬ 
nehmer dieser Anstalt. Die Aufnahme der Kranken erfolgte in seinen Bäumen, 
die Pflege und Beköstigung, teilweise auch die Heilbehandlung (durch Massage) 
wurde yon ihm mit ffilfe seines Personals gewährt. Die Anstalt wurde auf 
den Namen und die Bechnung des Angeklagten betrieben; dieser handelte 
dabei gewerbsmäßig, d. i. in der Absicht, ans der fortgesetzten diesbezflglichen 
Tätigkeit Gewinn zu ziehen. Der Angeklagte sorgte auch dafür, daß die bei 
ihm aufgenommenen, gepflegten und yerköstigten Kranken yon einem „Heil¬ 
kundigen* behandelt wurden und daß dieser den Gebrauch der yerordneten 
Heilmittel überwachte. 

Es kann keinen wesentlichen Unterschied machen, ob der „Heilkundige* 
seine Tätigkeit in der Anstalt des Angeklagten auf Grund eines zwischen 
diesem und ihm abgeschlossenen förmlichen Dienstyertrags entfaltete und ob 
er yon dem Angeklagten für seine Tätigkeit entlohnt wurde, oder ob N. auf 
Grund formlosen Einyerständnisses zwischen ihm und dem Angeklagten als 
Heilkundiger den in der Anstalt Wohnung, Pflege und Verköstigung ge¬ 
nießenden Kranken Heildienste widmete und £e Entlohnung hierfür unmittelbar 
yon ihnen forderte und erhielt. Jedenfalls hat der Angeklagte — und nur 
darauf kommt es an — für die Heilbehandlung der bei ihm aufgenommenen 
und yerpflegten Kranken dadurch Sorge getragen, daß er sich mit dem „HeU- 
kundigen* N. ins Benehmen setzte und diesen dafür zu gewinnen wußte, die 
Behandlung der Kranken und die Anwendung der yon ihm yerordneten Mittel 
in der Anstalt zu überwachen. Daß der Unternehmer einer Priyatkranken- 
anstait neben der Verwaltung der Anstalt auch die technische, d. h. heil¬ 
kundige Leitung in eigener Person übernehme, ist nicht erforderlich. Er kann 
diesen Zweig der GesamÜeitungstätigkeit auch einem anderen, der nicht not¬ 
wendig approbierter Arzt zu sein braucht, übertragen. 




Vcrpfliehtung der Gemeinden zur Herstellung einer Wasserleitung 
ans gesundheitlichen Bflekslchten. Entscheidung des Bayerischen 
Verwaltnngsgerichtshofes (2. Senats) yom 29. September 1909. 
ffinsichtlich dor hier normierten gesetzlichen Voraussetzung für die 
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ZuUssigkeit einer AuDnge zur Herstellung eber dem allgemeinen Gebranch 
dienenden Einrichtung fttr Versorgung mit Trink- oder Wirtscbaftswasser, 
daS uämlieh diese zum Schutze gegen Übertragbare Krankheiten erforderlich 
sein müsse, ist fttr den vorliegenden Fall folgendes zu bemeiken. 

Daß der Typhus, eine übertragbare Krankheit, in N. endemisch ist, muß 
nach den vorliegenden irztlichen Gutachten mit Ettcksicht auf das wiederholte 
Auftreten desselben nach längeren oder kürzeren Pansen als feststehend ange¬ 
nommen werden. Einverständnis der wissenschaftlichen Kreise besteht darttber, 
daß den Einrichtungen, welche der Wasserversorgung dieneu, fttr die Senchen- 
gefahr eine große Bedeutung beiznmessen ist, daß die Herstellung solcher 
vervollkommneter Einrichtungen eines der wirksamsten Schutzmittel gegen 
die Seuchen bildet, sowie daß in zahlreichen Fällen der nnwiderlegUche 
Nachweis geftthrt ist, daß an Orten mit zweckmäßigen Einrichtungen dieser 
Art der Typhus wesentlich znrttckgeht oder verschwbdet. 

Oer Schutz, den eine zweckmäßige Wasserversorgung gegen ttbertrag- 
bare Krankheiten gewährt, besteht nicht nur darin, daß ein Entstehen dieser 
Krankheiten hintangehalten wird, sondern ebensosehr darin, daß die Weiter- 
verbreitnn^ derselben durch das Wasser tunlichst ausgeschlossen wird. 

Es ist somit — im Cbgensatz zur Beschwerde — eine genttgende 
Wasserversorgung nicht schon dann anzunehmen, wenn sie nicht die Ursache 
des Auftretens des Typhus war, sondern erst dann, wenn sie einen aus¬ 
reichenden Schutz gegen die Weiterverbreitung dessellton gewährt. 

ln diesem Sinne kann die derzeitige Wasserversorgung in N. als 
genügend nicht erachtet werden. Bichtig ist, daß in dem Wasser der ttffent- 
fichen Brunnen in N. TyphnsbazUien nicht gefunden wurden; es läßt sich dies 
jedoch mit der Zeit der Entnahme von Wasserproben und mit der geringen 
Zahl der Untersuchungen zwanglos erklären. Dagegen hat das Vorfinden von 
Verunreinigungen und von Bestandteilen, die dem gesunden Wasser fremd 
sind, in ^gen der öffentL Brunnen den Beweis geliefert, daß Oberfiächen- 
wasser in diese Brunnen gelangt, daß die Bmnnenwände nicht dicht genug 
sind, um seitliche Znfittsse ans nahen Abortgrnben ausznschließen und daß 
auch ihre Untergrundverhältnisse zum Teil sehr bedenklich sind. Da mit dem 
Obeifiächenwasser, den seitlichen Znfittssen und durch den Untergrund zur 
Zeit einer Epidemie naturgemäß auch TyphnsbazUien in jene Brunnen gelangen 
können, so ist damit auch der — in der Beschwerde vermißte — Beweis 
erbracht, daß die jetzige Wasserversorgung von N. einen ausreichenden Schutz 
gegen die Weiterverbreitnng des Typhus nicht bietet. Hiernach sind aber 
anä die gesetzUchen Voraussetzungen des § 85 Abs. 2 a. 0. fttr die Zulässig¬ 
keit der hier in Frage stehenden Auflage erfttUt. 

In der Beschwerde wird nun weiter diese gesetzliche Zulässigkeit unter 
Hinweis auf Satz 1 des § 85 Abs. 2 a. 0. mit der Behauptung bestritten, daß 
die HersteUnng einer Wasserversorgung erst dann verlangt werden dürfe, 
wenn die Gemeinde sich ihrer primären Verpfiichtung zur ^Beseitigung der 
Vorgefundenen Mißstände* entziehe. Auch diese Einweudung ist nicht be¬ 
gründet. _ 


Erwerbsunflhlgkelt ist aueh dann anzunehmeni wenn ein Erkrankter 
swar seine Erwerbstitlgkelt fortgesets^ dies Jedoch nur unter Gefahr 
einer Verschlimmerung seiner Krankheit getan hat. Entscheidung 
des Preußischen Oberverwaltungsgerichts vom 12./15. Fe¬ 
bruar 1909. 


Erteilt ein Kassenvorsltsender) wenn auch unter Ueberscbreltnng 
der Ihm mstehenden Befognlsse, an Stelle des inständigen Kassenvorstandes 
einem Versicherten die Erlaubnis) sich von einem Nichtkassenarst be¬ 
handeln SU lassen) so ergibt sich die Berechtigung des Versicherten auf 
Uebernahme der Arit- und Apothekerkosten auf die Kasse aus dem 
Gesichtspunkte des ))drlngenden Falb**. Entscheidung des Badischen 
Verwaltungsgerichtshofes vom 25.Mai 1909. 
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Ein die Inanspraeluabme eines Nlehtkassenantes reehtferttgender 
yydrlngender Fall<< kann aaeh Im Laufe einer Krankheit elntreten (s* B. 
bet Entstehung heftiger SehmeraeU) die sofortige tntUehe Hilfe 
erheischen). 

Die terplllohtnng der Krankenkasse inr Tragung der Kosten des 
ingesogenen Nlehtkassenantes besieht sieh jedoeh auch ln dringenden 
Fällen ln der Hegel nur auf den ersten ärstUehen Eingriff, nmfssst 
dagegen nicht die sog. Naehbehandlnng. Urteil des EgL Sächsischen 
OberTerwaltnngsgeiiohts in Dresden (1. Sen.) rom 10. Juli 1909. 


Künstliche Gebisse sind, selbst wenn sie als Heilmittel (behufs 
Behebung oder Linderung eines Magenleidens) lu dienen bestimmt sind, 
als „ähnliche Heilmittel** im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 KrTG. doch nur 
dann in erachten, wenn deren Beschaffung den Betrag ron 20 Mark nicht 
besw. nicht erheblich übersteigt. Fehlt diese Yoranssetsnng, so besteht 
für die Krankenkasse auch keine Znsehnsspllicht (bis lum Betrage Ton 
20Mark). Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgeriehts 
holes (8. Senats) Tom 81. Januar 1910. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.» Könlgpweloli Prenmmen. 

^ Nachweis der Studierenden der Zahlhellknnde, die sieh im Besitio 
^es Belfeiengnlsses einer Oberrealschnle befinden, Über die erforderlichen 
Kenntnisse in der lateinischen Sprache. Erlafi des Ministers der 
nsw. Medizinalangelegenheiten yom lO.Mai 1910 —M.Nr. 17262 
ü. 1. ü. II — an sämtliche Herren Universitätskuratoren. 

Zur Behebung von Zweifeln über die Auslegung des § 6 Abs. 3 der 
Prfilungsordnnng für Zahnärzte vom 15. März 1909 Min.'BL S. 156 — weise 
ich darauf hin, dafi von den Studierenden der Zahnheilknnde, die sich im Be¬ 
sitze des Beifezeugnisses einer Oberrealschnle befinden, der Nachweis über 
die erforderlichen Kenntnisse in der lateinischen Sprache erst bei der Zu¬ 
lassung zur zahnärztlichen Vorprüfung zu erbringen, dieser Nadiweis also 
nicht Voransbedingung für den Beginn des Studiums ist. 

Ich ersuche ergebenst, die Immatriknlationskommission nnd den Vor¬ 
sitzenden der ärztlichen Prüfungskommission hiervon in Kenntnits su setzen. 


Verwendung von sogenannten Normalbrief Umschlägen. Erlafi des 
.^*^Ministers der nsw. Medizinalangelegenheiten vom 10. Hai 
1910 — A. Nr. 442 B. — an die nachgeordneten Behörden. 
yW J)or Herr Staatssekretär des Bcdchspostamts hat es im Interesse der 

leichteren Abwickelung des Briefverkahrs als sehr erwünscht bezeichnet, wenn 
auch die Behörden dazu übergehen würden, bei ihrem Schriftwechsel in allen 
geeigneten Fällen sogenannte Normalbriefumschläge zu verwenden. Diese 
15,5 cm langen nnd 12,5 cm breiten Umschläge werden namentlich dann mit 
Vorteil benutzt werden können, wenn es sich um die Versendung von Schreiben 
nsw. auf Papier in Quartformat handelt, das bei doppeltem Zusammenlegen 
in die bezelchneten Umschläge pafit. 

Dem geäußerten Wunsche ist nach Möglichkeit sn entsprechen. 



Beschaffung uud Prüfung vou Papier in amtlichea Zweekeu. B n n d • 
erlaß des Finanzministers, des Ministers des Innern und des 
Ministers für Landwirtschaft nsw. vom 15. April 1910. 

Aus diesem Erlafi interessieren die Medizinaibeamten folgende Bestim¬ 


mungen: 

1. Sämtlichen den Begierungen nsw. nachgeordneten Dienststellen nnd 
einzeln stehenden Beamten (Landräten, Lokalban^amten, Qewerbeinspektions- 
beamten, Kreisschnlinspektoren, Katasterämtem, Ereiskassen, Oberförstern, 
Forstkassen nsw.) kann — sofern sie es wünschen — ihr Bedarf an 
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Knailebapier 8a und 4a, Briefpapier 8a and 4a, Konieptnapiei 8b and 4b 
nad, eofem noch andere Sorten Normalpapiere Torritig gehelten werden, anch 
der Bedarf an diesen Sorten ans den Beständen derBegiernng asw. 
gegen Zahlnng der Selbstkosten (in die die Prttfnngsgebtthr nicht einzurechnen 
ut) mit einem Preisanfschlag von 10 y. H. geliefert werden, üm ein be> 
sonder es Abzählen und Verpacken des Papieres zu rermeiden, ist dieses nur 
in V* Biespaketen von jeder gewflnschten Sorte abzngeben. Die Frachtkosten 
für die Uebersendnng des Papers an solche Dienststefien und einzeln stehende 
Beamte, die das Papier ans der ihnen gewährten Dienstanfwandsentschädigung 
zu bezahlen haben, fallen den Empfängern zur Last. Die Kosten fflr das 
gelieferte Papier sind seitens der Empfänger ohne besondere Anfferdemng 
alsbald bei der Begierungshauptkasse oner einer Spezialkasse einznzablen. 

2. Erklärt sich der Lieferant der Königlichen Begierung usw. bereit, 
das Papier zn den mit der Begierung nsw. vereinbarten Preisen auch an die 
ihr nawgeordneten Behörden nsw. zn liefern, so haben letztere, falls sie 
von dem Anerbieten Gebrauch zu machen wünschen, dies der 
Begierung usw. anznzeigen, das Papier aber nicht ^ der Begierung, sondern 
nnmttelbar bei dem Lieferanten zu beatmen, auch den Preis des Papiers — 
ohne Aufschlag — unmittelbar an den Lieferanten zu entriditen. 


^ Bestlnunuagen fftr eine fortlaufende Statistik der HilabrandHUe 
unter Menschen. Erlaß der Minister für Landwirtschaft 
Domänen und Forsten, der Minister für Handel und Gewerbe 
und der Minister der nsw. Medizinalangelegenheiten vom 
25. April 1910 — HI. 8554/09 M. f. LA. HLe 7611 iT L L., M. 18889/09 
M. d. g. A. — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

ln der Anlage übersenden wir die Bestimmungen für eine fortlaufende 
Statistik der Milzbrandfälle unter Menschen, die auf Grund der Bekannt- 
nutchung vom 28. September v. Js., betreffend die Anzeigepflicht bei Erkran¬ 
kungen und TodesfÜlen von Milzbrand (B.-G.-BL S. 933, Min.-BL 1910 S. 142), 
vom Bundearat erlassen worden sind. Za ihrer Ausführung bemerken wir 
folgendes: 

Als Polizeibehörde im Sinne der Bestimmungen ist die OrtspolizeibehOrde 
anzusehen. Diese ha^ sobald bei ihr die Anzeige über eine Brnankung oder 
einen Todesfall an Milzbrand oder über eine Erkranknng oder einen Todesfall, 
die den Verdacht des Milzbrandes erwecken, eingeht, unverzüglich dn 
Erhebnngsformular anzulegen, in Uun die Nummer 1 bla 4 auszufüllen und es 
dem beamteten Arzt mit dem Ersuchen zu übersenden, die Nummern 5 bis 8 
und 26 auszufüllen und sich zwecks Ausfüllung der Nummern 9 bis 25 mit 
dem zuständigen Gewerbeinspektor und, falls es sich nm einen, in einer Tier¬ 
haltung hervorgerufenen Milzbrand handelt, zwecks Ausfüllang der Ziffer 24 
mit dem beamteten Tierarzt in Verbindung zn setzen. Gleichzeitig hat die 
OrtspolizeibehOrde dem Gewerbeinspektor oder wenn es sieh um einen Milz- 
brandfall ans einer Tierhaltung handelt, dem beamteten Tierarzt Mitteilung 
an machen, am besten durch Uebersendung einer Abschrift des von ihr ans¬ 
gefüllten Formulars. Sobald die Eintragnngen in das Erhebungsformnlar 
vollständig bewirkt sind, ist dieses an die OrtspolizeibeihOrde zurückzusenden. 

Die OrtspolizeibehOrde hat die Vollständigkeit der Ausfüllung festzu¬ 
stellen und sodann das Erhebungsformnlar in doppelter Ausfertigung dem 
Begierungspräsidenten einzureichen. Die Nachprüfung der Statistik liegt dem 
Begierungs- nad Medizinairat und dem Begiemngs- und Gewerberat ob. Bel 
Milzbrandfällen in einer Tierhandlung ist an il» auch der Veteriaärrat zu 
beteiligen. 

Wir ersuchen, die Bestimmungen alsbald zur Kenntnis der in Betracht 
kommenden Behörden zu bringen. Außerdem wollen Sie dafür Sorge tragen, 
daß für die seit dem 1. Januar d. Js. vorgekommenen Fälle, soweit dies 
möglich ist, die vorgeschriebenen Erhebungsformulare noch nadtträgllch aua- 
gefüllt werden. 

Die Erhebungsformulare sind in Carl Hejmanns Verlag, Berlin, Mauer- 
Straße 44, vonätig. 
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Best Immun gen 

fttr eine fortlaafende Statletlk der MllebrendfiUe unter Mentoben« 

1. Vom 1. Januar 1910 ab findet eine fortlaufende statistuehe Anfaahme 
der Erkrankungen und Todesfälle an Milzbrand bei Menschen statt. 

2. Die statistische Aufnahme geschieht auf Qinnd der bei den zuständigen 
Polizeibehörden eingelanfenen Anzeigen ttber Erkrankungen und Todesfälle an 
Milzbrand oder Mlubrandrerdacht. Sie erfolgt mittels Erhebungsformulars 
nach dem beiliegenden Muster. 

Auf die w milzbrandTerdächtig gemeldeten Fälle hat sie sich nur 
insoweit zu erstrecken, als diese sich nach dem Ergebnis der Ermittelungen 
oder der bakteriologischen Untersuchung oder nach dem weiteren Krankhdts* 
Torlauf als wirkliche Milzbran^Mle erweisen. Um dies festzustellen, hat der 
beamtete Arzt in jedem Falle von Milzbrand oder MilzbrandTerdacht das 
Ermittelungsrerfahren in entsprechender Anwendung des § 6 des Gesetzes yom 
90. Juni 1900 (Reichs*GesetzbL S. 806) einzuleiten und das Ergebnis der 
Ermittelung unverzttglich der zuständigen Polizeibehörde mitzuteilen. 

3. Fftr jeden Erkrankungs* oder Todesfall, bei dem Milzbrand als fest* 
gestellt angesehen wird, hat die zuständige Polizeibehörde ein Erhebnngs* 
formular alsbald anznlegen und die darin unter Ziffer 1 bis 4 Torgesehenen 
Angaben einzutragen. Die Fragen unter Ziffer 1 bis einschließlich 8 und 
Ziffer 26 sind im Einvernehmen mit dem behandelnden Arzte durch den 
beamteten Arzt zu beantworten, welchem zu diesem Zwecke das Ethebungs* 
formular von der zuständigen Polizeibehörde unverzttglich zuzustellen ist. 

Die Fragen unter Ziffer 9 bis 23 und unter Ziffer 25 werden durch den 
zuständigen Gewerbe-Aufsichtsbeamten im Einvernehmen mit dem beamteten 
Arzte beantwortet, ebenso die Fragen unter Ziffer 24, soweit sie sich nicht 
auf einen in einer Tierhaltung hervorgernfenen Milzbrandfall beziehen, in 
letzterem Falle erfolgt die Beantwortung durch den beamteten Tierarzt im 
Einvernehmen mit dem beamteten Arzte. Dem Gewerbe-Aufsichtsbeamten ist 
deshalb seitens der zuständigen Polizeibehörde von jedem zur Anzeige gelangten 
Milzbrandfalle, soweit er seiner Ermittelung und Begutachtung unterliegt, 
unverzttglich Kenntnis zu geben, dem beamteten Tierarzt desgleichen von 
allen zu Ziffer 24 gehörenden Fällen. 

Nr. 5—7 der Bestimmungen stimmen mit Nr. 6—8 der fttr Württemberg 
erlassenen, in der zu Nr. 24, S. 215 abgedruckten Verordnung ttberein; dasselbe 
gilt betreib des Erhebungsformulars (s. ebenda 8. 215 and 216). 


/-■ 

ans 


Torsehriftswidrlge Entzfehnng von ErstlmpfpfUehtlgen. Erlaß des 
l^inisters der nsw. Medizinalangelegenheiten vom 27. Mai 1910 
M. Nr. 11228 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Einem im 2. Hefte des 13. Bandes der „Medizinalstatische Mitteilungen 
dem Kaiserlichen Gesundheitsamte“ veröffentlichten Berichte ttber die 
Ergebnisse der Impfungen und Wiederimpfungen fttr das Jahr 1907 ist eine 
kartographische DarsteUnng, betreffend die vorschriftswidrigen Entziehungen 
der Erstimp^chtigen im Durchschnitt der Jahre 1903 bis 1907, beigefttgt, 
ans der sich ergibt, daß die Durchltthrung der Impfung nicht in allen Ver¬ 
waltungsbezirken mit der wttnschenswerten Gleicmäßigkeit erfolgt. Mehr 
als 3 bis 5 V. H. Erstimpfiichtige wurden vorschriftswidrig der Impfung 
entzogen in den Regierungsbezirken Gumbinnen, Marienwerder, Breslau, 
Huinover, Cassel, C0& und Trier. Das nngttnstigste Verhältnis mit ttber 
10 V. H. Entziehungen zeigt der Regierungsbezirk Magdeburg. 

Ich ersuche ergebenst, die mit dem Vollzüge des Impfgesetzes betrauten 
Behörden gefälligst anzuweisen, mit Nachdruck auf die Erfttllung der Impf¬ 
pflicht hinzuwirken. _ 


/i 


Prüfung von Personen) welche die Genehmigung zum Handel mit 
Giften nachsnchen« Erlaß der Minister des Innern, fttr Handel nsw. 
und der usw. Medizinalangelegenheiten vom 1. Juni 1910 — 
M. d. I. U e 1244, M. f. H. U b 5765, M. d. g. A. M. 6867 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 
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Die Pittfongszengnizse ttber die Befihigiing zum Handel mit Giften 
eollen gem&ß § 49 der PrenSiBChen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 den 
EonzesBionsbehOrden eine Unterlage zur Prüfung der Zuverlässigkeit des In- 
kaberz in Beziehung auf den Giithandel gewähren. Hierzu ist ein Piülnngs* 
Zeugnis jedes Kreisarztes der Monarchie geeignet. Anderseits mufi den Kon- 
zessionsbehOrden überlassen bleiben, darüber zu entscheiden, ob im Einzelfaile 
ein ihnen vorgelegtes Prüfnngszeugnis zum Nachweis der Zuverlässigkeit aus¬ 
reicht, oder ob — z. B. wegen Ablaufes eines langen Zeitraumes seit der 
Prüfung, ohne daß der Inhaber inzwischen einen Giithandel betrieben — die 
Beibringiug eines anderen Zeugnisses erforderlich erscheint. 



Beslmmnngen über die Abgabe des Tetannshellsemms (Serum nntf- 
tetanlonm) in den Apotheken. Erlaß des Ministers der usw. Medi- 
zinalangelegenheiten vom 10. Mai 1910 — M. Nr. 10781 — an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nachdem bei der bisherigen Anwendung ein erheblicher Schutzwert des 
Tetanus (Wundstarrkrampf)'Hmlserums festgestellt nnd der Gebrauch des 
Mittels immer mehr in Aufnahme gekommen &t, werden nach Anhörung von 
Sachverständigen die beifolgenden „Bestimmungen über die Abgabe des Te- 
tanusheilsernms (Serum antitetanicum) in den Apotheken** erlassen. Mit der 
staatlichen Prüfung des Serums, daß zurzeit von den Farbwerken vorm. 
Meister, Lucius & Brüning in Höchst a. M. nnd dem Behtingwerk 
in Marburg (Bez. Cassel) hergestellt wird, habe ich das Königliche Institut 
für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. beauftragt. 

Ew. p. p. ersuche ich ergebenst, die nachgeordneten Behörden nnd die 
Apothekenvorstände des Bezirks hiervon zur weiteren Veranlassung g^äUigst 
zu benachrichtigen. 


Bestimmungen. 


Tetannsheilsernm darf nur abgegeben werden, nachdem es staatlich 
geprüft nnd zum Verkauf zngelassen ist. Die Abgabe erfolgt nur auf Ver¬ 
ordnung eines Arztes oder Tierarztes. 

Das Serum wird ln flüssiger nnd in fester Form entweder in Fläschchen, 
die mit einem Gummi- oder Korkstopfen verschlossen sind, oder in znge- 
schmolzenen Glasampnllen abgegeben. 

Die Gefäße und Verpackung tragen eine Aufschrift, die Angaben über 
die Fabrikationsstätte, über den Inhalt des Gefäßes 

a) in Antitoxin-Einheiten, 

b) in com bezw. g nnd über den Antitoxingehalt von 1 com bezw. 0,1 oder 
1,0 g, sowie die KontroUnummer enthalten. 


Der Verschluß der Fläschchen nnd die GlasampuUen sind staatlich 
plombiert. Auf der einen Saite der Plombe beflndet sieh ein Stempelzeiohen 
der amtlichen Prüfnngsstelle, auf der anderen Seite der Plombe eine Zahl, 
die die im Gesamtinhalte vorhandenen Antitoxin - Einheiten angibt. 

Flüssiges Tetannsheilsernm ist gelblich, es ist klar oder enthält höch¬ 
stens einen geringen Bodensatz nnd besitzt den Geruch des Konservierungs¬ 
mittels. Serum mit starker bleibender Trübung oder stärkerem Bodensatz 
darf nicht abgegeben werden. 

Festes Tetanusbeilserum soll gelbliche mehr oder minder durchschei¬ 
nende Plättchen oder ein gelblich weißes Pulver darstellen, das keinerlei 
antiseptische oder sonstige Zusätze erhalten hat und in Vakuumröhrchen auf- 
bewabrt wird. Es soll sieh binnen einer halben Stunde in der zehnfadien 
Menge Wasser zu einer in Farbe nnd Aussehen dem flüssigen Serum ent¬ 
sprechenden Flüssigkeit auflösen. Die Lösung muß his auf kleine Eiwdi^ 
flöckchen klar sein. 

4faches Serum antitetanicum muß in 1 com mindestens 4 A.E. 
in 1 g mindestens 40 A. E. enthtiten. 

6faches Serum antitotanicum muß in 1 ccm mindestens 6A.E., 
in 1 g mindestens 60 A. E. enthalten. 

Es können auch höherwertige Sera hergesteUt und in den Handel ge¬ 
bracht werden, welche gleichfalls der staatlichen Prüfung unterliegen. 
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Dm Tetonnsheilsenun ist ktüil, aber Irostlrei and vor licht gesehfltst 
snfsabewahreii. 


Seram antitetanicnm kommt in 6 FOlInngen in den HandeL 

FflUang I enthält 20 A. E., entsprechend 6 ccm eines 4 fachen flüssigen 
bezw. 0,5 g eines 40fachen festen Serams; 

FüUnng 11 enthält 100 A. E., entsprechend 25 ccm eines 4 lachen flüssigen 
bezw. 2,5 g eines 40fachen festen Serams; 

Füllnng III enthält 200 A. E., entsprechend 60 ccm eines 4 fachen flüssigen 
bezw. 5 g eines 40fachen festen Serams; 

Füllung IV enthält 400 A. E., entsprechend 100 ccm eines 4fachen flüssigen 
bezw. 10 g eines 40fachen festen Serams; 

Füllnng I D enthält 20 A. £., entsprechend 8'/« ccm eines 6 fachen flüssigen 
oder Vt S eines 60 fachen festen Serams oder Terhäitnismäfiig geringeren 
Mengen eines mehr als 6 fachen flüssigen bezw. eines mehr als 60 fachen 
festen Serams; 

Füllnng II D enthält 100 A. E., entsprechend 16*/* ccm eines 6 fachen flüssigen 
bezw. IVt g eines 60 lachen festen Semms oder yerhältnismäfiig geringeren 
Mengen eines mehr als 6 fachen flüssigen bezw. eines mehr als 60 fachen 
festen Serams; 


fl 

M 

ff 


Der Yerkanfspreis ist bei dem flüssigen and festen Secam derselbe and 
beträgt 

für die Füllang I seitens der Fabrikationsstätten 1,00, in den Apotheken 1,60 M.; 

j» n m » ^ " 

.111,. , 8,40, , , 11,00 . 

» IV . . . 16,80, . . 20,00 . 

> »ID.» . I|30, . . 2.00 . 

. .UH» . n 0,60, . . 8,00 . 

Tetanasseram einer bestimmten EontroUnammer, dessen Einziehong 
verfügt warde, darf nicht mehr abgegeben werden. 

Für Sera, deren Einziehong angeordnet ist, wird seitens der betreffenden 
Fabrikationsstätte nnentgeltlich Ersatz geleistet, wenn die vorhandenen Fläsch« 
chen dieser KontroUnanuner portofrei der Fabrik eingesandt werden. 


B. Köizlfl^elola Staohsen. 

Fieber «Thermometer. Bekanntmachang des Ministerinms 
des Innern vom 10. Mai 1910. 

Vom 1. Jali d. J. ab dürfen in Öffentlichen Krankenanstalten, von 
beamteten Aerzten and Hebammen im Königreich Sachsen nar noch amtlich 
geprüfte Fieber>Thermometer benützt werden. 


O. F&rmtentaiii Sclaa'iuii'biiir|g>Z^ppe. 

Besehaffenheit and Benatzong von Wöhningen. Polizeiver« 
ordnnngvom 3. Jnni 1910. 

Auf Qrand des § 6 des Gesetzes über die Polizei«Yerwaitang vom 
22. Mai 1882 wird für die Städte Bückebarg and Stadthagen nadistehende 
Polizei'Verordnong erlMsen: 

§ 1. Niemand darf ohne vorherige Genehmignng der OrtspolizeibehOrde 
in eue Wohnung — selbst als Eigentümer oder Nntzongsberechtigter — ein« 
ziehen, oder eise Familie zur Miete oder Aftermiete anftiehmen, sobald diese 
Wohnung polizeilich als zam Bewohnen ungeeignet (§ 2) oder als überfüllt 
oder nnzareichend (§ 3) bezeichnet worden ist. 

§ 2. Als zam Bewohnen nngeeignet kOnnen von der OrtspolizeibehOrde 
diejenigen Wohnangen bezeichnet werden, die nachstehenden Anforderongen 
nicht entsprechen. 

1. Sämtliche Wohn- and Schlafräame müssen trocken sein. 

2. Alle Wohn- and Schlafräame müssen darch zam Oeffoen eingerichtete 
Fenster von aasreichender GrOfle nnd zweckentsprechender Lage nnmittelbar 
Licht nnd Loft von anßen erhalten. Schlafräame müssen verschlieflbar sein. 
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8. Alle Wohn» and Schlafi&ome mflflsen yollstindig verpatzte oder mit 
Holz verkleidete oder in gleichartiger Weise hergestellte Winde haben. 

Haben Wohn« and Schlalriame abgeschrigte Decken, so sind nach 
diese voUstSndig zn verpatzen, oder mit Holz, Gipsdielen oder dergleichen za 
verkleiden. 

4. Der Fafiboden der Wohn- and Schlafräame mnfi dorch gate and 
daaerhafte Holzdielang oder anderweite zweckmäßige Vorrichtnng (Estrich, 
Plattenbeleg osw.) vom Erdboden getrennt sein, sofern nicht dorch geeignete 
Yorkehrangen die Erdfeachtigkeit genhgend ferngehalten wird. 

Bäume, deren Faßboden an irgend einer Stelle tiefer als 0,60 m unter 
der Erdoberfläche liegen, dflrfen als Schlafräame nicht benutzt werden. Aus- 
nahmen sind bei Häusern an Bergabhängen zolässig, wenn weniptens eine 
Seite des Gebindes bis anter dem Erdgeschoßfaßboden freiliegt. 

6. Die Schlafräame and die Eflchen (Koch- and Wohnkflchen) dflrfen 
nicht mit Aborten — außer Spfllklosetts — oder mit Bäumen, in denen flbel- 
riechende Abfälle, Mflll usw. gelagert werden, desgleichen Schlafräame nidit 
mit Yorratskellern in unmittelbarer Verbindung stenen. 

Die ümfassangswände der zum Wohnen dienenden Gebäudeteile mflssen 
von Dflngerstätten oder Jauchegraben misdestens 1 m entfernt liegen. 

6. Bei jedem Hause muß mindestens ein anmittelbar zngänglicher, ver¬ 
schließbarer, allen Bewohnern des Hauses zur Benutzung freistehender Abort 
vorhanden sein. Bei größeren Wohnhäusern ist, soweit als die örtlichen 
Verhältnisse es gestatten, der Regel nach fflr jede Wohnung ein Abort za 
fordern. 

7. Eine genflgende Versorgung der Bewohner mit einwandfreiem Wasser 
maß vorhanden sein, ebenso eine ordnunpmäßige Anlage zar unschädlichen 
Abfflhrong der Hausabwässer. Falls Wasserleitung und Abflußkanäle vor¬ 
handen sind, ist der Anschluß an diese erforderlich. 

8. Entspricht eine Wohnung nicht den vorstehenden Vorschriften unter 
Ziffer 1—7, so ist der Eigentflmer des Haoses oder sein Vertreter zur Ab¬ 
stellung der Mängel durch polizeiliche Verfflgong aufsufordem. Kommt er 
dieser Aufforderung nicht nach, so ist die Wohnung als zom Bewohnen un¬ 
geeignet zu bezeichnen. 

§ 8. Als flberfflllt oder unzureichend können von der OrtspolizeibehOrde 
diejenigen Wohnungen bezeichnet werden, die nachstehenden Anforderungen 
nicht entsprechen. 

1. Die Schlafräume einer jeden Wohnung mflssen fflr jede zur Haus- 
haltung gehörige, Aber 10 Jahre alte Person mindestens 10 cbm Luftraum und 
8 qm Grundfläche, fflr jedes Blind unter 10 Jahren mindestens 6 cbm Luftraum 
und 2 qm Grundfläche enthalten. 

l^der, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bleiben 
außer Betracht. 

2. Jedes Ehepaar muß fflr sich und die noch nicht vierzehnjährigen 
Kinder zusammen ehien besonderen Schlafraum oder doch einen besonderen 
Abschlag im Schlafraum haben; im flbrigen mflssen die Aber 14 Jahre alten 
Personen nach Geschlechtern getrennt in besonderen Bäumen oder Abschlägen 
schlafen können. Die Abschläge mflssen bis zur Decke reichen. 

§ 4. Abweichungen von den vorstehend in den §§ 2 und 8 aufge- 
stellten Anforderungen kann die Ortspoliaei in besonders gearteten Fällen 
gestatten. 

Unberflhrt bleiben polizeiliche Verordnungen, die Aber das Mindestmaß 
des in dieser Polizeiverordnung Verlangten hSiausgehen. Die bestehenden 
Befugnisse der Polisel, auch ans anderen als den voranfgefflhrten Grflnden 
die Benutzung einer Wohnung zu untersagen, bleiben gleichfalls unberflhrt. 

§ 6. Jede Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung wird mit Geld¬ 
strafe bis zn sechzig Mark, im UnvermOgensfidle mit verhUtnismäßiger Haft 
qestraft. 

§ 6. Diese Polizeiverordnung tritt am 1. Oktober 1910 in Kraft 


Redaktion: Geh.Med.-BatProt Dr.Bapmund,Beg.-u.Med.-BatinMindenLW. 
S. a O. nnu,H«wgt Mahl. n. nnd. B«h.-L. HomnflhSiMkmi m matai. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

Könliprelob Prensaen. 

^ ernndsStie für die Srztllche Leitung Ton Krankenanstalten. Erlaß 
jCs Ministers der usw. Medizinalangelegenlieiten yom 2. Juni 
1910 — M. Nr. 5784 Q. I, G. II — an sämtliche Herren Rogiernngspräsidenten. 

Der Banderlaß Tom 12. Oktober 1908 — M. 8048 G. 1, G. 11 — hat za 
Mißverständnissen Veraniassang gegeben. Ich bemerke'deshalb folgendes: 

1. Mit dem Grandsatz, daß in jeder Krankenanstalt eine verantwortliche 
ärztliche Lmtnng für den allgemeinen Krankendienst und fttr die gesand- 
heitlichen Maßnahmen vorhanden sein soll, ist nicht beabsichtigt, in die 
Hanshaits- and Wirtschaftsftlhrang der Anstalt einzagreifen. Deshalb ist 
nichts dagegen einzuwenden, daß die Hanshaits* und Wirtschaftsltthrang der 
von dem Vorstand, Besitzer oder Unternehmer der Krankenanstalt daza 
bestellten Persänlichkeit (Oberin, Verwaltangsdirektor, Inspektor nsw.) ver¬ 
bleibt Doch erscheint es erforderlich, dieser sotrobl, wie dem leitendem Arzte 
eine ausreichende Selbständigkeit in ihrem Tätigkeitsbereich za gewährleisten. 

2. Der Erlaß vom 12. Oktober 1908 hat aach nicht beabsichtigt aaf die 
klösterliche Ordnang oder die darch Stiftangssatzangen [lestgelegte Eigenart 
der Anstalt abändernd einzawirken. Von einer |Einwirkang damn, daß der 
leitende Arzt im Verein mit dar Oberin die Verteilang |des Pflegepersonals 
und Versetzungen auf andere Abteilungen anordnet, wird daher ttberall da 
abzasehen sein, wo die Verfassung der Anstalt dies Recht der Oberin allein 
vorbehält. Im Interesse der Krankenfttrsorge maß jedochlWert darauf gelegt 
werden, daß darch den Wechsel des Pflegepersonals die Versorgung der 
Kranken nicht leidet, and daß sich deshalb die Oberin vor*der Anordnung des 
Wechsels mit dem leitenden Arzte ins BenehmenTsetzt. 

3. Der Grandsatz, daß in allen größeren Öffentlichen Krankenanstalten 

auch für die Krankenbehandlang ein Arzt an leitender Stelle stehen soll, 
schließt nicht aus, daß die Kranken der I. und II. Klasse solcherf Anstalten 
mit Genehmigang des Vorstandes sich von einem anderen Arzte ihres Vertrauens 
behandeln lassen kOnnen. Aber auch für diese Fälle 'wird vorauszusetzen 
sein, daß der leitende Arzt (Ziffer 1) fttr die Hygiene des Hauses und fttr die 
Aasbildang und üeberwachang des Pflegepersonals .beim Krankendienst ver¬ 
antwortlich und zuständig ist. _ 


Nr. 10205, Min. fttr Landw. pp. II Nr. 5878, Min. d. lan.^|IId 1760 — an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Es ist von sachverständiger Seite mehrfach in Anregung gebracht 
worden, das Königliche Staatsministeriam mOge auf Grund der §§ 5, 7 und 
11 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfang Übertragbarer Kranläeiten, vom 
28. August 1905 (G. S. S. 373) die in den §§ 1 bis 4, 5 Absatz 1 und § 8 
des Gesetzes enthaltenen Bestimmungen über die Anzeigepflich^ die Er¬ 
mittelung und die Schutzmaßrogeln in allen Orten, die Fremde zum'Gebrauche 
ihrer natürlichen oder künstlichen Kurmittel einladen oder zulassen — Kur¬ 


oder Badeorten, — fttr die Zeit der Kur- oder Badesaison auf Keuchhusten 
oder Masern ansdehnen, wenn und solange diese Krankheiten dort in epi¬ 
demischer Verbreitung auftreten. 

Eine generelle Anordnung dieser Maßregel erscheint gesetzlich nicht 
zulässig. 
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Damit jedoch den nnlengbaren .Gefahren, welche der Aasbroch einer 
der beiden genannteb Krankheiten in einem Kor* oder Badeorte' fflr die 
Einderwelt im Gefolge hat, womöglich vorgebeagt, jedenfalls aber rechtzeitig 
tatkräftig entgegen'; getreten''; werden möge, ersachen wir Eare Hochwobl- 
geboren ergebenst, gefälligst Vorsorge za treffen, daß Sie von dem Aasbroch 
▼on Eeachhasten and Masern in einem der in Ihrem Bezirk belegenen Knr- 
oder Badeort stets umgehend nnterrichtet werden, am für den Fall, daß eine 
dieser beiden Krankheiten in; einem Kar- oder Badeorte epidemische Ver- 
breitang erlangt, onTerzüglicbl gegebenenfalls telegraphisch, bei mir, dem 
Minister der geistlidien, ünterrichts- .'and Medizinal-Angelegenheiten, ^die 
Aosdehnong der Anzeigepflicht osw. aof die betreffende Krankheit fflr den 
betreffenden Ort za'beantragen. _ 


f Wledermweiidang ’Ton gebraaehten Korken. Erlaß der ,Mi¬ 
nister des Innern, fflr Handel nnd Gewerbe nnd der osw. 
Medizinalangelegenheiten vom 23. Mai 1910 — M. d. Inn. Ild 
Nr. 1046, M. f. H. u. G. II b Nr. 4042 III Nr. 8414, M. d. g. A. M. 
Nr. 5491 — an sämtliche Herren Bogierangepräsidenten. 

Ermittelangen Aber die Fabrikation und den Vertrieb} von "Altkorken, 
d. 8. schon einmal gebraaehten and amgesehnittonen Korken, haben ergeben, 
daß das Umschneiden Ton Altkorken in nicht geringem Umfange flblich za sein 
scheint. Meist sind es andarchbohrte Faß- nnd Flaschenkorke, die nen bear¬ 
beitet werden, seltener durchbohrte Korke. Als Bezagsqaellen fflr gebranchte 
Korke werden in der Hegel Braaoreien, Weinhandlnngen, Hotels nsw., doch 
auch Brockensammlangen und Krankenhäaser angegeben, ja es ist sogar der 
Nachweis erbracht worden, daß die MflllTerwertangsgesellschaft einer dentschen 
Großstadt die im HaasmflU vorhandenen alten Korke planmäßig sammeln läßt 
nnd Kolkfabrikanten zam Kaafo anbietet. Der Handel mit am geschnittenen 
Korken yerläaft aach nicht darchwog anter Bezeichnang der Ware als „Alt- 
korken.“ Verwendang findet die anfgearbeitete Ware meist für den Verschloß 
von Gefäßen mit technisch za yerwendendem Inhalte (Tinte, Petroleum, Benzin, 
Lack osw.), aber anscheinend auch in nicht nnerheblichem Umfange für Nah¬ 
rangs- nnd Genaßmittel gef äße (Wein, Bier, Branntwein, Mineralwasser nsw). 
Die Beinigang der alten Korken vor der Wiederverarbeitung erfolgt, wenn flber- 
bsapt, so in der Hauptsache durch Dampf oder heißes Wasser, außerdem durch 
Behandlang mit Schwefelsäure, schwefliger Säure, Oxalsäure, Eaa de Javelle. 

Wenn auch t gegen die Verwendang von Altkorken, selbst in der 
Nahrangsmittelindastrie, vom hygienischen Standpunkte nicht in jedem Falle 
Bedenken za erheben sind, namentlich wenn es sich um nicht angebohrte 
Faßkorke ans Brauereien und um Tiragekorke, die gehörig gereinigt sind, 
handelt, so muß die Wiederverwendung von Flaschenkorken, besonders von 
durchbohrten, welche aus Gasthäusern, Krankenhäusern, ferner aus Broeken- 
sammlangen oder Hausmüll stammen, vom gesundheitlichen Standponkte ans 
doch als unbedingt unzulässig angesehen werden. 

Euer p. p. ersachen wir ergebenst, die Aafmerksamkeit der Medizinal« 
und der Gewerbepolizeibeamten und der mit der Nahrangsmittelkontrolle 
befaßten öffentlichen Untersuchungsanstalten auf den Ursprung und die Be¬ 
schaffenheit der im Handel befindlichen Korke zu lenken. Es empfiehlt si(^ 
auch auf die Krankenhausverwaltungen oinzuwirken, daß sie gebrauchte 
Korke nur an solche technische Betriebe, die eine spätere Verwendang der 
Ware in der Nahrungsmittelindustrie aasschließen, wie z. B. Fabriken von 
Korksteinon, Isoliermaterialion und Linoleum, abgeben. ln gleicher Weise ist 
zu versuchen, eine Einwirkung auf die städtischen Verwätungen und auf 
Wirtschaftsgenossenschaften in Grundbesitzerbroisen hinsichtlich der Korken 
ans Straßenkehricht oder Hausmüll, sowie auf die Veranstalter von Brocken¬ 
sammlangen hinsichtlich der Korken aus solchen Sammelvorräten anszuflben- 
Ob neben diesen Maßnahmen eine Belehrung der Bevölkerung durch Zeitungs¬ 
artikel nach den Verhältnissen des Bezirks Nutzen verspricht, wollen wir dem 
dortigen Ermessen überlassen. Jedenfalls ist hierbei Bedacht darauf zu 
nehmen, daß nicht durch eine zweideutige Fassung der Zeitungsartikel und 
nötige Beunruhigung in das Publikum getragen wird. 

Die Medizinalbeamten sind zu veranlassen, in ihren Jahresberichten Aber 
auffällige Wahrnehmungen auf dem vorliegende Gebiete zu berltÄten. 
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/ Beang tou Diphtherie•Heilsermn. Erlaß des Ministers der 
^sw. Medizinalangelegenheiten vom 80. Mai 1910 — M. Nr. 10793 
— an sämtliche Herren Begierongspräsidenten. 

Erankenhansapotheken, in denen ein approbierter Apotheker tätig ist, 
sind Ittr ihren Arzneibezng nicht auf die Veimittelang gewerblicher Apotheken 
angewiesen (vergl. § 50 Abs. 3 der Apotheken-Betriebsordnnng vom 18. Febraar 
1902). Nar Kliniken, die mit solchen Apotheken ansgestattet sind, hat der 
Erlaß vom 16. November 1909 — M. 13429 — im Ange. 


B. Köiil|gx*eiola Saohflieii. 

Zur Taherknlose*Bekämpfung. Bekanntmachnng des Mi> 
nisteriams des Innern vom 27. Mai 1910 an die Kr^ und Amts- 
hanptmannschaften. 

Das Ministeriom des Innern hat mit Befriedigung beobachtet, wie an 
mehreren Stellen des Landes mit vielversprechendem,^^ wachsendem Erfolg die 
Wege beschritten worden sind, auf denen die Tuberknlose allmälich 
wirksam wird bekämpft werden können. Es erachtet es aber angesichts der 
schweren nnd großen Schäden, die der Volks Wohlfahrt ans dieser Seuche täg* 
lieh nen erwachsen, für dringend nötig, daß nicht nur stellenweise, sondern 
Überall im Lande der Kampf energischer anfgenommen und von den Kreis* 
lud Amtshanptlenten planmäßig geleitet wird. 

(Jm bierza eine feste Grundlage zu gewinnen, ist es vor allen Dingen 
nötig, die zurzeit nur erst vereinzelt existierenden Fttrsorgestellen der* 
artig zu vermehren nnd auszubanen, daß eine jede Stadt-^nnd Landgemeinde 
dem Arbeitsgebiete einer Fhrsorgestelle zugeteilt wird, die ohne größere 
Schwierigkeit erreicht werden kann. 

Die Amtshauptleute werden sich zu diesem Zwecke mit solchen Aerzten, 
Industriellen, Geistlichen, Krsmkenkassenvorsitzenden, Bürgermeistern, Gemeinde- 
Vorständen oder sonstigen Personen, bei denen sie ein Interesse fttr die Sache 
voraussetzen dürfen oder von denen sie glauben, daß sie sich fttr die Be¬ 
kämpfung der Tuberknlose werden erwärmen lassen, zu besprechen haben, um 
sich fttr ihren Bezirk ein Bild zu machen, wieviel Ansknnftsstellen nötig, wo 
sie am zweckmäßigsten hinzulegen sein werden, ob sich die Gründung eines 
selbständigen Vereins empfiehlt oder ob die Fttrsorgestelle einem bereits be¬ 
stehenden lokalen Verein (z. B. einem Albertzweigverein oder Frauenverein, 
gemeinnützigen Verein, Verein fttr öffentliche Gesundheitspflege) anvertraut 
werden kann. 

Das Ministerium will die Einrichtung und Organisation ganz dem prak¬ 
tischen und taktvollen Ermessen des einzelnen Amtshauptmanns überlassen, 
erwartet aber, daß die Angelegenheit nach Möglichkeit gefördert, und daß in 
jedem Bezirke die Organisation bis Ende des Jahres vollendet wird. 

Die nächstliegende Aufgabe der Fttrsorgestellen wird darin zu bestehen 
haben, daß den Leuten, welche die Fttrsorgestelle aufsuchen, nicht bloß Aus¬ 
kunft und Bat gegeben, sondern auch nach Maßgabe der zur Verfügung 
stehenden Mittel durch MUchmarken, durch Betten, Decken, Spnckflaschen 
oder Spucktöpfe, durch Vermittelung gesünderer Wohnung oder Gewährung 
eines Beitrages zu den Umzugskosten oder durch ähnliche Zuwendungen Hilfe 
geleistet wird, daß weiter die Ausknnftsstelle ihre Vermittelung eintreten 
läßt, um Tuberkulöse, die dessen zu ihrer Heilung oder wenigstens zeitweisen 
Besserung ihres Zustandes bedürfen, in geeignete Anstalten unterzubringen. 

Die Lösung dieser Aufgaben wird freilich erhebliche finanzielle Mittel 
erfordern, aber es wird dem Amtsbauptmann eines jeden Bezirks nicht schwer 
fallen, diese Mittel durch einen Appell an die gemeinnützige Gesinnung wohl¬ 
habender Privatleute, aus Beiträgen der Krankenkassen, der Landesversiche¬ 
rungsanstalt, sowie der Stadt- und Landgemeinden des Bezirks zusammen- 
zubringen. Die Fttrsorgestellen werden aber auch nötigenfalls dauernd ans 
Bezirksmitteln unterstützt werden dürfen, da sie zweifellos als Bezirksangelegen- 
heit im Sinne von § 20 unter 1 des Gesetzes, die Bildung von l^sirks- 
verbänden usw. betr., vom 21. April 1878 zu gelten haben. 

Das Ministerium sieht zum 1. Oktober d. J. einer Anzeige darüber ent¬ 
gegen, wo Fttrsorgestellen zur Bekämpfung der Tuberknlose bereits bes t e h e n 
und an welchen Orten sie im Entstehen begriffen sind. 
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O. Köniiprelola 

ZnlasBiiDg TOD in der Nähe der wflrttembeigieehen Clrenie wohn* 
haften« einem anderen dentschen Bnndesstaat angehSrlgen Hebammen 
aor Ansflbnng ihrer Berufstätigkeit ln Württemberg. Yerlttgung des 
Ministeriums des Innern vom 17. Mai 1910. 

Anf Grund von Bundesratsbeschlttssen vom 5. Mai 1887 und yom 

3. März 1910, betreffend die gegenseitige Zalassung der in der Nähe der 
Grenzen wohnhaften Hebammen zur Austtbung ihrer Berufstätigkeit in den 
einzelnen Bundesstaaten« wird unter Aufhebung der Verfügung des Mini¬ 
steriums des Innern vom 19. August 1887 (Beg. Bl. S. 825) nachstehendes 
yerfttgt: 

1. Hebammen, welche das Prttfongszengais einer nach den Landes¬ 
gesetzen eines benachbarten deutschen Bundesstaats zur Erteilung dieses 
Zeugnisses zuständigen Behörde erworben haben, sind, wenn sie in diesem 
Staate in der Nähe der württembergischen Grenze wohnhaft sind, befng^ ihre 
Berufstätigkeit in den in der Nähe der Grenze gelegenen württembergischen 
Orten in gleichem Masse, wie ihnen dies an ihrem Wohnsitze gestattet ist, 
auszuüben. 

2. Die in Ziff. 1 bezeiohneten Hebammen yerlieren die Befugnis zur 
Ausübung des Berufs in Württemberg, wenn sie sich in Württemberg dauernd 
niedcrlassen oder daselbst einen Wohnsitz begründen. Diese Bestimmung gilt 
jedoch nicht für die in Bayern geprüften Hebammen (zu yergl. die Bekannt¬ 
machung des Ministeriums des Innern vom 23. Oktober 1894, betreffend eine 
Vereinbarung mit der Königlich Bayerischen Begieruug bezüglich der gegen¬ 
seitigen Anerkennung der Prüfungszeugnisse für Hebammen, Beg. Bl. 8. 308.) 

3. Hebammen, die nach Maßgabe der Bestimmung in Ziff. 1 ihr Gewerbe 
in Württemberg ansüben, sind hierbei den in Württemberg geltenden Gesetzen 
und Verwaltungsyorechriften unterworfen. 

Insbesondere haben sie 

a) sich der Verabreichung yon Arzneimitteln an Schwangere und WSchnerinnen, 
soweit die Hebammen hiezu nicht nach den in Württemberg geltenden 
Vorschriften ermächtigt sind, zu enthalten; 

b) über die in Württemberg besorgten Geburten für jedes Kalenderjahr 
ein Tagebuch nach den für die württembergischen Hebammen bestehenden 
Vorschriften zu führen und solches je bis zum 15. Januar des folgenden 
Jahres dem Oberamtsarzt desjenigen Oberamtsbezirks, in welchem sie die 
Präzis ansüben, yorznlegen. üebt die Hebamme ihre Berufstätigkeit in 
mehreren württembergischen Gren^oberämtem aus, so hat sie für jedes 
dieser Oberämter ein besonderes Tagebuch zu führen und yorznlegen; 

c) Fälle von Abtreibung oder TOtnng der Leibesfrucht, welche bei Ansflbnng 
ihres Berufs zur Kenntnis der Hebammen kommen, sofort dem zu* 
ständigen württembergischen Ortsvorsteher anzuzeigen; 

d) die Behandlung der Schwangeren und Gebärenden nach den Desinfektions- 
yorschriften der württembergischen Dienstanweisungen für Hebammen 
yerzunehmen; 

e) die Vorschriften über die Anzeigepflicht bei Kindbettfleber und Verdacht 
desselben (zu yergl. die §§ 1 und 2 der Verfügung des Ministeriums des 
Innern yom 9. Februar 1910, betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, Beg.-Bl. S. 84, und § 1 der für Kindbettfleber ergangenen 
Anleitung, Amtsblatt des Ministeriums des Innern yon 1910 S. 65) zu 
beachten. 

4. Verletzt eine der in Ziff. 1 bezeichneten Hebammen die in Ziff. 8 
erwähnte Verpflichtung, so kann ihr yon der zuständigen Kreisregiemng die 
Befngnis zur ferneren Ausübung ihrer Berufstätigkeit in Württemberg ent¬ 
zogen werden. 

5. Die Oberämter und Oberamtsärzte der Grenzbezirke werden ange¬ 
wiesen, über die Einhaltung der yorstehenden Bestimmungen zu wachen und 
die in Betracht kommenden außerwürttemborgischen Grenzhebammen anf die 
neue Verfügung unter Zustellnng eines Auszugs ans den für die Bekämpfung 
des Kindbettfiebers maßgebenden neuen Vorschriften (oben Ziff. 8 Buchstabe e) 
hinznweisen. 

Bedaktion: Oeb.Med.-Bat ProL Dr.Bapmnnd, Beg.- n. Med.-Bat in MindenLW. 

J.O.O.Bnaa,BmosLU«aa.n. glMl. S<a.-It. ■elkvahSfaekanl In lOaSM. 
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Rechtsprechung. 

f YerpütehtoBg einer Gemeinde znr Kanallalemng eines effenen 
Grabens. Urteil des Eönigl. prenS. OberTeiwaltungsgerichts 
Tom 9. April 1910. 

Die Klägerin (Stadtgemeinde S.) rügt zunächst bei der angefochtenen Ver« 
Ittgnng den Mangel der erforderlichen Bestimmtheit, der durch den Hinweis auf 
die künftige Bestimmung durch eine andere polizeiliche Instanz nicht ersetzt 
werden könne. Diese Böge ist nicht begründet. Verlangt wird, „die Kanalisation 
des Schloßgrabens zu bewirken“. Dieser Fassung gegenüber konnte die 
Klägerin nicht im Zweifel darüber sein, was sie tun soUte. Denn es ist damit 
klar zum Ausdruck gebracht, daß sie den Schloßgraben in einen Kanal yer* 
wandeln, d. h. das Wasser in einer Bohrleitung, gleich den übrigen, durch 
das Kanalnetz der Stadt aufgenommenen Abwässern, ableiten sollte. Wie die 
Ausführung dieser klaren Auflage im einzelnen zu geschehen hatte, mußte 
der Klägerin überlassen bleiben, um sie nicht in der Wahl der für sie zweck¬ 
mäßigsten Art der Erfüllung der Auflage zu beschränken. Daß die Ausführung 
nach den Vorschriften des geltenden Baurechts zu erfolgen hatte, war selbst¬ 
verständlich und bedurfte keiner näheren Darlegung. Wenn der Votderrichter 
ansführt, daß die angeordnete Kanalanlage nach der Baupoliseiordnung von S. 
vom 26. Oktober 1906 der baupolizeilichen Genehmigung bedürfe, und daß die 
Baupolizei bei der Prüfung die gesamten öffentlichen Interessen wahrzunehmen 
habe, so verweist er da^t nur auf das geltende Baurecht. Die baupolizei¬ 
liche Prüfung und Genehmigung des von der Üägerin anfzustellenden Projekts 
unterliegt den Bestimmungen des örtlichen Baurechts und berührt die Frage, 
ob b der angefochtenen Verfügung genügend klar zum Ausdruck gekommen 
ist, was von der Klägerin verlangt wird, überhaupt nicht. 

Die Klägerin erhebt ferner den Binwand, daß die angefochtene Ver¬ 
fügung etwas Unmögliches von ihr verlange, weil sie nicht Eigentümerin des 
Schloßgrabens und nicht in der Lage sei, die Eigentümer zu zwingen, an 
ihrem j^gentum Handlungen eines Dritten zu dulden. Eine unmittelbar bevor¬ 
stehende dringende Gefahr, die nach der Entscheidung des Oberverwaltungs¬ 
gerichts Band 24 S. 198/99 den Eigentümer znr Duldung eines solchen ^- 
gtib in sein Eigentum zwinge, liege nicht vor. Diese Ausführungen sind 
nicht zutreffend. Der Schloßgraben führt auf etwa zwei Drittel seiner Länge 
zwischen dem zum Schloß gehörigen Schloßgarten und den Grundstücken der 
KLstraße, in seinem letzten Dritjbel zwischen Privatgrundstücken der EL- und 
F.8traße hindurch. Wer Eigentümer des Grabens ist, und ob etwa das 
Eigentum der Anlieger bis zur Mitte des Grabens reicht, hat sich bisher nicht 
feststellen lassen. Insbesondere ist auch nicht ersichtlich, daß Klägerin als 
Eigentümerin ^eses Grabens in Frage kommen könne. Daraus folgt aber 
no^ nicht die Unmöglichkeit, der polizeilichen Anordnung nachznkommen. 
Ist die Klägerin kraft öffentlichen Bechts zu der angesonnenen Leistung ver¬ 
pflichtet, so hat sie die Anlage auch auf ihr nicht gehörigem Terrain nach 
eventueller Auseinandersetzung mit dom Eigentümer auszuführen. Gelingt 
ihr diese Auseinandersetzung nicht durch Vereinbarung, so steht ihr der Weg 

der Enteignung offen.Im übrigen ist nach Lage der Sache nicht zu 

erwarten, daß ans den ungeklärten Eigentumsverhältnissen der Klägerin lei 
Aiuführnng der Kanalisation Schwierigkeiten entstehen könnten, da die in 
erster Linie in Betracht kommenden Adjazenten selbst die Kanalisierung 
dringend wünschten. 

Es bleibt demnach zu prüfen, ob eine Verpflichtung der Klägerin znr 
Erfüllung der ihr gemachten Auflage besteht. Nicht zutreffend ist die An- 
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nähme des Yorderrichters, daß eine solche Yerpflichtong doich die Yorsehrilt 
in § 10 Titel 17, Teil II des Allgemeinen Landrechts in Yerbindnng mit § 8 
des Gesetzes über die Polizeiverwaltnng vom 11. März 1850 begründet sei. 
Denn aus der Yerpflichtnng der Gemeinde, nach § 8 des Gesetzes über die 
Folizeiyerwaltnng vom 11. März 1850 die Kosten der örtlichen PolizeiTerwaltnng 
zn tragen, folgt noch nicht ihre Yerpflichtong, daß sie selbsttätig diejenigen 
Anstalten herstelle oder ln bestimmter Weise gestalte, deren es nach § 10 
Titel 17, Teil II des Allg. Landrechts zur Sicherheit des gemeinen Wesens 
bedarf. Eine Yerpflichtong der Gemeinde zor selbstständigen HersteUong 
solcher Anstalten setzt das Bestehen eines besonderen 0£fentlich>rechtlichen 
Grondes voraos. Fehlt es an einem solchen, so folgt ans § 10, Titel 17, Teil II 
des Allgemeinen Landrechts in Yerbindnng mit § 8 des Polizeiyerwaltongs- 
gesetzes nnr, daß die Polizei, wenn sie in Ermangelnng eines Drittyerpflichteten 
die erforderlichen Anstalten selbst zn treffen hat, sich allein wegen der 
dadnrch entstehenden Kosten an die zn deren Tragnng nach § 8 a. a. 0. yer- 
pflichtete Gemeinde halten kann. Diese Yerpflichtnng der Gemeinde kann 
aber nicht im Wege der polizeilichen Yerfttgnng, sondern nnr dnrch Anord» 
nnngen der AnfsichtsbehOrde geltend gemacht werden. Die angefochtene 
polizeiliche Yerfflgnng hätte sich demnacm anch dann nicht anf § 10, Titel 17, 
Teil II des Allgemeinen Landrechts in Yerbindnng mit § 8 des Gesetzes über 
die Polizeiyerwaltnngen stützen können, wenn sie nnr die Anfordernng der 
für die Kanalisation des Schloßgrabens notwendigen Kosten znm Gegenstand 
gehabt hätte. Sie ist nnr haltbar, wenn die Kiägerin ans einem besonderen 
^chtsgrnnde znr selbsttätigen Herstellnng der yerla^en Kanalisation yer- 
pflichtet ist. Eine solche Yerpflichtnng miu aber anf Grnnd des § 86 Abs. 2 
Satz 2 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfnng gemeingefährlicher 
Krankheiten (Beichsgesetzblatt Seite 806) für yorliegend erachtet werden. 
Nach dieser YorschrUt können die Gemeinden nach Maßgabe ihrer Leistnngs« 
fihigkeit jederzeit angehalten werden, Einrichtnngen der in Abs. 1 a. a. 0. 
bezdchneten Art herznstellen, sofern dieselben znm Schntze gegen übertrag¬ 
bare Krankheiten erforderlich sind. Daß zn den Einrichtnngen für Fortschaffnng 
der Abfallstoffe im Sinne des Absatzes 1 a. a. 0. sowohl Anlagen znr Abfnhr 
nnd Ablagernng der Hansabfälle, wie znr Wegschaffnng der Fualien gehören, 
geht ans der Begrttndnng des Gesetzentwnrfes heryor. Yoranssetznng für 
äe Yerpflichtnng der Gemeinde znr Herstellnng solcher, dem allgemeinen 
Gebranche dienender Einrichtnngen, zn denen die yerlangte Kanalisiernng des 
Schloßgrabens ohne Zweifel zn rechnen ist, ist nach § 85 Abs. 2 des Beichs¬ 
gesetzes, daß sie znm Schntze gegen übertragbare Krankheiten erforderlich 
sind. Welche Krankheiten darnnter zn yerstehen sind, sagt das Beichsgeteta 
nicht, es ergibt sich dies aber ans dem Prenßischen Gesetz, betreffend ^e 
Bekämpfnng übertragbarer Krankheiten, yom 28. Angnst 1904 (Gesetzsanun- 
Inng Seite 878), anf dessen künftigen Erlaß bereits in der Begrttndnng zn § 46 
des Beichsgesetzentwnrfs hingewiesen worden war nnd das nach der nrsprüng- 
liehen Ueberschrift des in der 1. Session des Ab^ordnetenhanses für 1904 
dngebrachten Entwnrfs als Ansführnngsgesetz znm Beichsgesetz gelten sollte. 
Ferner heißt es in der Begrttndnng zn § 84 des Beiohsgesetzentwnrfes, der 
mit dem jetzigen § 85 des Gesetzes bis anf den Znsatz ,nach Maßgabe ihrer 
Leistnngsfähigkeil" gleichlantend ist: 

„Im übrigen ist heryorznheben, daß die Bestimmnng in § 84 Abs. 2 
sich nicht nnr anf den Schntz gegen gemeingefährliäe B^ankhdten 
(§ 1 Abs. 1), sondern gegen übertragbare Krankheiten überhanpt besieht* 
Hiernach bedarf es znr Anwendnng des § 85 Abs. 2 Satz 2 des Beichs¬ 
gesetzes des Nachweises, daß die yerlangte Kanalisiernng znm Schntze gegen 
die in dem § 1 des Beichsgesetzes yom 80. Jnni 1900 nnd des Prenßisuen 
Gesetzes yom 28. Angnst 1905 anf geführten Krankheiten erforderlich ist Diesen 
Nachweis hat der Gerichtshof Mr geführt erachtet. Nach dem in seinen 
tatsächlichen Grnndlagen nicht angefochtenen Gntachten des Begiernngs- nnd 
Medizinalrats yom 9. April 1905 ist als festgestellt anznnehmen, daß in den 
Schloßgraben in sehr erheblicher Menge Abgänge ans Bedürfnisanstalten, 
Küchen nnd Pferdeställen gelangen nnd ihn stark yernnreinigen. Daß eine 
offene Abführnng dieser Substanzen direkt Anlaß zn Schädigungen der mensdi- 
liehen Gesundheit geben kann, nnd daß infolgedessen anch die Gefahr einer 
Weitet Verbreitung übertragbarer Krankheiten nahe liegt, kann einesa be- 
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grttndefcm Zweifel nicht unterliegen. Denn es ist niemals aasgeschlossen, daß 
Keime ansteckender Krankheiten mit den menschlichen AbgSngen, die der 
Graben aalnimmt, dorthin gelangen and daß das infizierte, in einem offenen, 
leicht zagfinglichen Graben abfließende Wasser wieder an den menschlichen 
Körper herankommt Diese Gefahr ist hier eine beträchtliche, da sich der 
Graben inmitten einer großen Stadt befindet and daher sowohl die Gelegenheit 
nar Aofnahme der Krankheitskeime vielfach geboten, wie deren Weiterver* 
breitang darch das enge Znsammenleben einer großen Menschenmenge sehr 
begttosügt wird. Bestätigt wird das anch darch die Angabe im Gatachten 
des Begierangs* and Medizinalrats, wonach im Jahre 1866 die Umgebang 
dieses Grabens ein sehr hohes Kontingent za den Choleralällen gestellt hat. 
Maß demnach fttr erwiesen angesehen werden, daß der Schloßgraben in seinem 
jetzigen Zastande eine Gefahr der Weiterverbreitong Übertragbarer Krank¬ 
heiten bildet, so ist weiter za prttlen, ob zum Schatze dagegen seine Kanalisation 
erforderlich erscheint. Dafür kommt in Betracht, daß eine Aofnahme der 
Abwässer der jetzt nach dem Schloßgraben entwässernden Hinterhäoser der 
KLstraße darch den Straßenkanal wegen ihrer tiefen Lage nicht möglich ist. 
Kann dieser Anschlaß nicht bewirkt werden, so ist nach die Yerhinderong der 
Mnffihrang von Abgängen ans menschlichen Wohnnngen in den Schloßgraben, 
solange er noch offen an einem ganzen Häuserblock vorbeiführt, nicht möglich. 
Denn durch die Anlegung von Sammelgraben oder andere Maßnahmen — 
Toraosgesetzt, daß solche auf den in Betracht kommenden Grandstücken aas- 
führbar wären — kann nach bei schärfster polizeilicher Kontrolle nicht aas- 
geschlossen werden, daß onter diesen Verhältnissen eine Veranrebigang nnd 
erentaelle Versenchung des Grabens and seiner Umgebang darch menschliche 
Abgänge stattfindet. Diese Gefahr der Yerbreitong von übertragbaren Krank¬ 
heiten kann daher nar darch Kanalisierong des Grabens behafs seiner Weiter- 
verwendong zar anschädlichen Abführang der Schmatzwässer aas den 
angrenzenden Haasgrandstücken beseitigt werden. Zar Aasführong dieser 
Kanalisation können die Eigentümer nicht heran gezogen werden. Denn die 
allgemeine Pflicht des Eigentümers, sein Grandstück in einem solchen Znstand 
za erhalten, bezw. derart amzagestalten, daß polizeilich za schützende 
Interessen nicht gefährdet werden, fällt — abgesehen davon, daß sie die Pflicht 
za Einrichtangen, die dem allgemeinen Gebrauche dienen, nicht begreift — 
dort fort, wo die öffentlich-rechtlichen Pflichten darch spezielle Bechtsnormen 
anderweit geregelt sind. Das trifft hier za. Unbestritten dient der Schloß- 
grabon, wenn auch die in dem Gutachten des Begierangs- and Medizinalrats 
bezeichneten Abwässer in ihn gelangen, der Abf&mng der Tage8-(Meteor-) 
Wässer sämtlicher an ihm gelegener Grundstücke. Er dient also nicht allein 
dem Zweck, Wirtschaftswässer abzoführen, sondern ist ein Graben, durch 
welchen das Wasser seinen ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf hat, fällt 
sonach onter die Vorschrift in § 100 Titel 8 Teu I des Allgemeinen Landrechts 
and § 10 des Yorflatedikts vom 15. November 1811. Demgemäß kann von 
dem Eigentümer aas Gründen des öffentlichen Bechts seitens der Polizei — 
auch zur Abwendung gesundheitlicher Nachteile — in Beziehung auf die 
Beschaffenheit des Grabens nicht ein Mehreres gefordert werden, als Unter¬ 
haltung desselben und Bäamnng, wozu die Kanalisierung keinesfalls gehört. 
Die Ausführongen der Klägerin im Schriftsatz vom 4. April 1910 über die 
Nichtanwendbarkeit des Yoäatedikts and die dort angeführten Entscheidungen 
treffen auf die Bäomong von Gräben gemäß § 10 des Yorflatedikts nicht za, 
sondern gelten nur, wie auch aas den angezogenen Entscheidnngen erhellt, 
für das Verfahren wegen Beschaffang der Yorflat gemäß §§ 11 ff. a. a. 0. 
Kommen die Eigentümer sonach für die Aasführong der Kanidisation nicht in 
Frage, so bleibt allefai die durch § 85 Abs. 2 Satz 2 des Beichsgesetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten begründete Ver¬ 
pflichtung der Klägerin bestehen. Ihre Leistungsfähigkeit steht, da die 
Arbeiten nach der anbestrittenen Angabe der städtischen Polizeiverwaltang 
im Yorprozesse voraussichtlich nicht mehr als 4000—5000 Mark Kosten ver¬ 
ursachen werden, außer Zweifel, ist auch in diesem Verfahren nicht mehr 
bestritten worden. Die angefochtene polizeiliche Yerfügang stützt sich daher 
mit Becht auf § 85 des genannten Gesetzes und entbehrt nicht der tatsäch¬ 
lichen Yoraassetsnngen, die za ihrem Erlaß berechtigten. Hiernach war die 
sie aufrecht erhaltende Yorentscheidang za bestätigen. 
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AnstavMh tob Nachiiehten Aber Auftreten ansteekender Krankheiten 
den Grenibeilrken. Dentack'Belgisches Abkommen rom 
27./29. Mai 1910. 

Dnrch Noten d. d. Berlin den 26. nnd 29. Mai 1910 ist awiacben der 
Kaiserlich Dentschen Begieinog and der Königlich Belgischen Begierong in 
Ergänzung des Abkommens vom 7./18. August 1907, betreffend den Austausch 
Ton Nachrichten ttber das Auftreten ansteckender Krankheiten unter Menschen 
in den deutsch-belgischen Grenzbezirken (Zentralblatt für das Deutsche Beich 
1908, S. 86, Minist.-Blatt 1907, S. 444) yereinbart worden, daß der Nachrichten- 
austausch auf die Fälle der übertragbaren Genickstarre anszudehnen ist, und 
daß diese Fälle den in Gruppe a des Abschnitts I des Abkommens anlgeftthrten 
Fällen von ansteckenden Krankheiten gleich zu behandeln sind. Der Nach- 
richtenaustausch soll die Genickstarre-Yerdachtsfälle umfassen, soweit sie zur 
Kenntnis der Begierong gelangen. 


^ BeschAftigung ron Arbeltorinnen in Meiereien (Molkereien) und 
netriebensnr Sterlllslernng Ton Milch. Bekanntmachung des Beichs- 
kanzlers vom 4. Juni 1910. 

Auf Grund der § 189 a, § 154 Abs. 3 der Geweibeordnun|; hat der 
Bundesrat die nachstehenden Bestimmungen über die Beschäftigung von 
Arbeiterinnen in denjenigen Meiereien (Molkereien) und Betrieben zur Sterili¬ 
sierung yon Milch, in welchen in der Begel mindestens zehn Arbeiter beschäftigt 
werden, oder durch elementare Kraft (Dampf, Wasser, Gas, Luft, Elektrizität 
usw.) bewegte Triebwerke nicht bloß yorübergehend zur Verwendung kommen, 
erlassen: 

I. In Meiereien (Molkereien) nnd Betrieben zur Sterilisierung yon Milch 
dürfen für die Besch^tigung yon Arbeiterinnen über sechzehn Jdire die 
Bestimmungen im § 137 Abs. 1 der Gewerbeordnung und unter Ziffer 5 Abs. 1 
der Bekanntmachung yom 18. Juli 1900 (Beichs-GesetzbL S. 566 mit folgenden 
Maßgaben außer Anwendung bleiben: 

1. die Arbeitsstunden müssen zwischen yier ühr morgens und neun Uhr 
abends liegen; 

2. denjenigen Arbeiterinnen, welche Abends nach acht Uhr beschäftigt 
werden, ist anstelle der nach § 137 Abs. 8 der Gewerbeordnung und nara 
Ziffer 5 Abs. 3 der Bekanntmawung yom 13. Juli 1900 (Beichs-Gesetzbl. 
S. 566) zu gewährenden Panse um Mittag eine mindestens dreistündige 
Panse zu gewähren. 

II. In Meiereien (Molkereien) nnd Betrieben zur Sterilisierung yon Milch, 
die yon der unter I gesrährten Ausnahme Gebrauch machen, muß an einer in 
die Augen fallenden Stelle eine Tafel ausgebängt werden, die in deutlicher 
Schrift die yorstehenden Bestimmungen wiedergibt. 

Die Vorschriften im § 188 Abs. 2 Satz 2 der Gewerbeordnung nnd unter 
Ziffer 6 Abs. 2 der Bekanntmachung yom 18. Juli 1900 (Beichs-Gesetzbl. 8.566) 
bleiben unberührt. 

UI. Die yorstehenden Bestimmungen haben für zehn Jahre Gültigkeit. 
Sie treten am 1. Juli 1910 in Kraft und an Stelle der durch die Bekannt¬ 
machung des Beichskanzlers yom 10. Juni 1904 (Beichs-Gesetzbl. S. 217) yer- 
kündeten Bestimmungen. _ 



B. Köml^rrelola Premmmen« 

Gobilhreii für die Beslchttgung yon Begrlbnlsplltzen. Erlaß der 
Minister der usw. Medizinalangelegenheiten und des Innern 
yom 4. Juli 1900 — M. d. g. A. M. 1491GI, Min. d. Inn. lld 1928 — an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Durch Banderlaß vom 10. September 1889 — Min.-BL f. d. 1. V., S. 168 — 
ist bestimmt worden, daß in dem Verfahren für die staatliche Genehmigug 
zur Anlegung yon öffentlichen Begräbnisplätzen es Sache der staatlichen Ver¬ 
waltungsbehörden sei, das smtsärztliche Gutachten hierzu herbeisuführen nnd 
die hierfür erwachsenden Kosten zu tragen. Wie die Vorgänge zu diesem 
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Erlaue ergeben, iat die EntBcheldong im wesentliohen mit Bttoksiebt auf den 
Wortlant des § 1 des Gesetzes vom 8. Mftrz 1872 (G.*S. S. 265) getroffen 
worden, der den Staat von der Eostenpflicbt fttr medizinal- and sanitätspolizei¬ 
liche Yerriehtongen der beamteten Aerzte nur Ittr die Fälle befreite, in denen 
die Verrichtang im Priratinteresse oder fttr solche ortspolizeilichen Interessen 
erfolgte, deren Befriedigung den Gemeinden obliegt. Das jetzt gütige Gesetz, 
betr. die Gebühren der Medizinalbeamten vom 14. Jali 1909 (G.-S. S. 626) 
bestimmt in den § 2 Mr. 2 and 6 aber allgemeiner, daß die Gebühren and 
and Beisekosten der Kreisärzte Ton den Beteiligten za tragen seien, in deren 
Interesse die Verrichtangen erfolgen. Die Beschränkang anf Priyatinteressen 
ist hier fallen gelassen. Damit ist die Yoraossetzong beseitigt, aof Grund 
deren der vorerwähnte Erlaß ergangen ist. Die nunmehr erforderliche erneute 
Prüfung führt zu folgendem Ergebnis: 

Der § 76411 11 A. L. B. schützt das polizeiliche Interesse bei der 
Anlegung von Begräbnisplätzen erschöpfend. Das Gesetz verbietet die An¬ 
legung ohne polizeiliche Genehmigung schlechthin. Wenn jemand einen 
Begräbnisplatz anlegen will, so liegt die Herbeiführung der polizeilichen 
Genehmigung in seinem Interesse, nicht in dem der Polizeibehörde. Der Antrag¬ 
steller imd daher die Unterlagen beizubringen haben, von denen die polizei¬ 
liche Entscheidung abhängig ist. Das Yerhlltnis der Eirebengemeinden znr 
staatlichen Aufsichtsbehörde (Art. 24 Nr. 6 des Gesetzes vom 8. Juni 1876 
— G.-S. S. 125 —, § 50 Nr. 5 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 — G.-8. 8. 241) 
ist nach denselben Gesichtspunkten zu beurteUen. 

Unter Aufhebung des Erlasses vom 10. September 1889 ersueben wir 
Euer pp. daher, künftighin die Genehmigung zur Anlegung von Begräbnis¬ 
plätzen von der Beibringung eines Zeugnisses des Kreisarztes über die 
Geeinetheit des Grundstücks abhängig zu machen, Sich dagegen Selbst der 
Beauftragung des Kreisarztes in diesen Fällen zu enthalten. 


r Beanfslchtignng des Impfgeschäfts. Erlaß des Ministers der 
nsw. Medizinalangelegenheüen vom 1. Juli 1910 — M. Nr. 11466 

— an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Der Erlaß vom 28. Februar 1900 — M. d. g. A. M. 18 827. UII. UIIIA 

— enthält über die Beaufsichtigung des Impfgeschäftes die Bestimmung: 

nDie Beaufsichtigung der Impfärzte ist einem beamteten Arzte zu über¬ 
tragen. Dieselbe kann von dem Kreisphysikus aasgeführt werden, sofern er 
nicht selbst Impfarzt ist. In solchem Kreise ist der Begierungs- und 
Medizinalrat mit diesem Dienstgesebäft zu betrauen. Im übrigen ist es nicht 
ausgeschlossen, daß der Begierungs- und Medizinalrat auch Bevisionen der¬ 
jenigen Impftermine vomimmt, welche schon seitens des Kreisphysikus beauf¬ 
sichtigt werden.“ 

Durch § 87 Abs. 1 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 23. Mai 
1901 ist die Beaufsichtigung der Impfärzte ausdrückiieh den Kreisärzten 
Vorbehalten worden: „Das Impfgeschäft unterliegt der technischen Beauf¬ 
sichtigung durch deu Kreisarzt, soweit es nicht, weU er selbst Impfarzt ist, 
der unmittelbaren Aufsicht des Begierungs- und Medizinalrats untersteht.“ 

§ 87 Abs. 1 der neuen Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 
1. September 1909 bringt dies noch schärfer zum Ausdruck: „Das Impfgesohäft 
unterliegt der technischen Beaufsichtigung durch den Ereisarzt und nur in 
denjenigen Bezirken, in welchen er selbst Impfarst ist, derjenigen des Begie- 
mngs- und Medizinalrats.“ 

Hierdurch hat jedoch, wie ich znr Behebung bervorgetretener Zweifel 
feststelle, dem Begierungs- und Medizinalrat nicht das Becht und die Pflicht 
verschränkt werden sollen, sich gelegentlich durch Augenschein davon zu 
überzeugen, wie die Kreisärzte seines Bezirks die Beaufsichtigung der Impf¬ 
ärzte ihres Kreises ansüben. Er ist aber gehalten, bei derartigen Bevisionen 
von Impfterminen den zuständigen Ereisarzt hinzusnziehen. 


Massnahmen znr Bekämpfung der ans Bnssland drohenden Cholera- 
gefahr Im Etsenbahnverkehr. Erlaß des Ministers der Öffentlichen 
Arbeiten vom 29. Juni 1910 — Min. d. öffentl. Arb. II C. t. 99 — an 
die Herren Eisenbabnkommissare und die Herren Begierungspräsidenten. 

Mit Bücksicht auf die Gefidir des i^dringens der asiatischen Cholera 
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TOB Bnfthuid ber, bestimme lob ha EhiTeniebmeB mit; den beteiligtOB Psworts 
gemifi § 19 der Anweisung rar Bekämpfong ansteckender ErankbeiteB im 
EisenbahnTeikebr, daß die in den §§ 7 bis 18 daselbst erwUmten Yorsebriften 
über die gegen die Einscbleppang und Verbreitung der Cholera zu ergreileaden 
Maßnabmen fflr die in den FroTinzen Ost« und Westpreußen, Posen, 
Soblesien, Pommern und Brandenburg gelegenen EisenbabastreokeB 
der Direktionsbezirke Königsberg i. Pr., Danzig, Bromberg, Posen, Breslan, 
Kattowitz, Stettin, Berlb, Altona, Hannoyer, Magdeburg und HsUe a. 8. bis 
auf weiteres wieder in Kraft treten. 

FQr den Aber Berlin in westlicher Biehtung binausgehenden Verkehr 
genügt es einstweilen, wenn das Personal der erfabrungsgem&ß yoa rustischen 
Beisenden benutzten FernzOge zur Aufmerksamkeit auf den Oesundbeitszustaad 
der Beisenden und zur sorgfältigsten Beinhaltung der Aborte angebalten wird. 
Die Beisenden an der Grenze ärztlich überwachen zu lassen, wie es im § 8 
der obengenannten Anweisung yorgeseben ist, wird yorerst nirat beabsichtigt. 
Im übrigen yerweise ich auf die im Erlaß yom 10. August y. Js. —11 C t ^8 
— beryorgehobenen, besonders wichtigen Punkte, £e nacbstebend wieder 
aufgefübrt sind: 

1. Vor Antritt einer Eisenbabnfabrt an der Cbdera erkrankte oder 
ihrer yerdäcbtige Personen dü^en nach § 11 E.V.O. nur dann und zwar in 
einem abgeschlossenen Wagenabteil mit besonderem Abort befördert werden, 
wenn der für die Zugangsstation zuständige beamtete Arzt die Zulässigkeit 
der Beförderung besuieuigt. In der Anlage 2 der Anweisung sind die als 
beamtete Aerzte geltenden Aerzte und Medisinalbeamten zusammengestellt. 

Dagegen ist es nicht zulässig, an der Cholera erkrankte Personen 
dnfaeh yon der Weiterfabrt auszuschließen, yielmebr ist mit ihnen ledigUob 
nach § 10 der Anweisung zu yerfabren. 

2. Das Verzeichnis der yon den Begierungspräsidenten b^ 
zeichneten Arzt« und Krankenübergabestationen ist, nach der geographischen 
BeUienfolge der ßtationen im Direktionsbezirke geordnet, jedem Führer eines 
zur Personenbeförderung dienenden Zuges zu übergeben (§ 7>). 

8. Die Zugführer der zur Personenbeförderung dienenden Züge und das 
ßtationspersonal der Krankenübergabestationen sind mit bezug auf § 10* 
anzuweisen, die dort yorgeschriebenen telegraphischen Benachriratignagen so 
rechtzeitig zu bewirken, daß die Ueberführung der Erkrankten unmittelbar 
yom Zuge aus in das Krankenhaus — also ohne Aufenthalt auf dem Bahnhof 
und in dessen Bäumlichkeiten — gewährleistet wird. 

4. Zu § 8. Weitere als die bisher yerfügbar gemachten üntersuchnngn- 
räume auf den 8tationen sind yon den Bisenbahnyerwaltungea auf ihre 
Kosten nicht einzurichten. Es steht jedoch nichts entgegen, die gemäß 
§10* der Anweisung herbeizuf Ahrende Feststellung der Krankheit durch einen 
Arzt, namentlich a^ solchen 8tationen, auf denen ein üntersuchungsranm 
nicht yorhanden ist, während des Aufenthalts des Zuges auf der ßtation in 
dem Wagen selbst yornehmen zu lassen, in dem der betreffende Beisende sich be« 
findet, nachdem Mitreisende aus dem Abteil entfernt und in einem anderen Abteil 
abgesondert yon den übrigen Beisenden untergebracht worden sind (§ 10). 


Aufnahme geisteskranker Auslinder in Inllndisehe Anstalten. Erlaß 
der Minister der Justiz, der usw. Medizinalangelegenheitea 
und des Innern yom 6. Juli 1910 — Justiz M. 1 Nr. 5172, Min. d. g. 
Ang. M. Nr. 6487 und Min. d. In. Ila Nr. 1686 — an sämtliche Herren Be« 
gierungspräsidenten. 

Im Anschluß an den Bunderlaß yom 24. Dezember 1909 — Just. M. 1. 
5548, Min.«BL f. Med. pp. Ang., M. d. I. Ila 2585, M. d. g. A. M. 9841. 1910, 
8. 78/74 —, weisen wir darauf hin, daß die Anzeigen über die Auuahme 

J eisteskranker Ausländer in inländische Anstalten für Geisteskranke und über 
eren Ausscheiden ans solchen Anstalten außer dem Namen der Anstalt, Ort, 
Datum und Unterschrift nur Angaben enthalten dürfen, die sich auf die 

I ersOnlichen Verhältnisse der Kranken beziehen und durch das yorgeschriebene 
[oster zur Anzeige zugelassen sind. Auch sind die Anz^en stets mit 
Begleitbericht einzureichen. 

Ew. Exzellenz ersuchen wir ergebenst, das hiernach Erforderliche 
gefälligst zu yeranlassen. 
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^ AubUteif dM PflegeperaoBftls d«B dlfoiitlleheA InstalteB fOr 
Geisteskmke. ErlaB des Ministers der nsw. Medisinslange« 
legenkeiten vom 29. Juni 1910 — M. 7147/0911 — an simtlicbe Herren 
Oberprisidenten. 

Die knsbildang des Pflegepersonals in den öffentlichen Anstalten für 
Geisteskranke durch ünterrichtsknrse, Vortr&ge nsw. erfolgt aUgemein, wenn» 
gleich im einseinen in Umfang des Stoffes, Htnflgkeit des Unterrichts, in 
AbschloB durch eine Prflfong nnd in Wiederholnngs- oder gehobenen Enrsen 
wesentliche Unterschiede bestehen. 

Die Bedürfnisse weichen je nach den örtlichen nnd sonstigen Verh&lt* 
nissen der Anstalten sehr Ton einander ab. Es ist deshalb eine gleichmifiige 
Begelnng des Unterrichts nsw. nicht angezeigt. Jedoch wird es als erwüns^t 
angesehen, einen Teil der Stellen, Insbesondere die der Oberpfleger oder des 
in gehobenen Stellnngen t&tigen Pflegepersonals mit Personen an besetzen, 
die staatlich als Erauenpfleger anerkannt sind. 

Soweit seitens der Prorinzialverwaltnng bestimmte Vorschlige eingehen, 
die es erleichtern sollen, dies Ziel zn erreichen, wollen Ew. pp. diese 
AenBernngen bis znm 81. März k. Js. an mich gelangen lassen. 

Die Verwendang yon Pflegepersonal, das in öffentlichen Anstalten für 
Geisteskranke aosgebiidet wnrde, ln der hänslichen Pflege psychisch Eranker 
ist keine ansgeddnte. Die Eenntnin über diese Personen würde gefördert, 
wenn in den ärztlichen Zeugnissen über die Leistung pp. des Pflegepersonals, 
das ans dem Dienste öffentlicher Anstalten austritt, um anderwärts, sei es in 
Priyatanstalten, sei es bei häuslicher Behandlung psychisch Eranke zu pflegen, 
eine besondere Bemerkung darüber gemacht würde, ob eine Ausbildung durch 
einen geregelten Unterri<ätsknrsns erfolgt sei. 

Ew. pp. ersuche ich ganz ergebenst, die Aufmerksamkeit der Ihrer 
Aufsicht unterstehenden öffentlichen Anstalten gefälligst hierauf zu richten. 


^ Wandtafeln fir den Unterricht ln den Krankenpflegesehnlen. ErlaB 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 6. Juli 
1910 — Min. d. g. A. M. Nr. 6796 — an sämtiiche Herren Begierungs» 
Präsidenten. 

In dem Verlag yon August Hirschfeld, Berlin NW. 7, Unter den 
Lbden 68, sind die in dem Vorwort zur ersten Auflage des Erankenpflege» 
Idirbuchs bereits angekündigten Wandtafeln zum Demonstrieren beim Unter« 
ri(At in den Erankenpflegeschulen soeben erschienen. Die Tafeln enthalten 
auf je 1 Blatt in der GröBe yon 80/110 cm die dem amtlichen Lehrbuch am 
SchluB eingefügten Abbildungen I bis V in erheblicher Vergrößerung. Der 
Verkaufspreis eines yollständigen Exemplars (5 Tafeln) beträgt 20 Mark; bei 
unmittelbarem Bezüge yon dem Verlag erhalten die Erankenpflegeschulen das 
Exemplar zu dem ermäßigen Preise yon 16 Mark. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, den Leitern der staatlich anerkannten 
Erankenpflegeschulen des dortigen Bezirks hieryon Eenntnis zu geben nnd 
die Bescuaffnng der Tafeln als Lehrmittel für den Unterricht empfehlend in 
Anregung zu bringen. _ 

Gmndzflge über die Begelung des Verkehrs mit Arsnelndtteln 
Msserhalb der Apotheken. ErlaB des Ministers der usw. Medizinal¬ 
angelegenheiten yom 12. Juli 1910 — M. Nr. 5840 — an sämtliche 
Herren Begierungspräsidenten. 

Die durch meinen ErlaB yom 18. Januar d. Js. — M. 8696 — bekannt 
gegebenen abgeänderten aGrundzüge über die Begelnng des Verkehrs mit 
Arzneimitteln auBerhsIb der Apotheken* enthalten unter Nr. 1, Abs. 3, Satz 2 
die Vorschrift, daß in den Bäumen der Drogenhandlnngen, abgesehen yon 
Warenproben, nur Waren yorhanden sein dürfen, die feilgehalten werden. Der 
Zweck dieser Bestimmung ist der, die oft yorgebrachte nnd schwer zn wider¬ 
legende Ausrede der Drogenhändler nnmöguch zn machen, daß yorrätig 
gefundene, nicht dem freien Verkehr überlassene Waren nur znm eigenen 
Gebrauch oder zur Herstellung yon kosmetischen Mitteln, technischen Artikeln 
oder dergl. bestimmt seien, nicht aber feilgehalten oder yerkanft würden. 
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Gegen diese nene Voisclirift ist von Seiten der Drogisten sowohl in 
ihrer Fachpresse, wie aach in mttndUchen nnd schriftlichen Yorstellnngen, 
lebhafter Einspmch erhoben worden. Soweit sich die Einwendnngen daranl 
erstrecken, daß die Vorschrift, die den Drogisten durch die Kaiserliche Ver¬ 
ordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, yom 22. Oktober 1901 
gegebenen Betriebsrechte einschrinke, sind sie unzutreffend, da eine solche 
Binschränkung tats&chlich nicht stattfindet, yielmehr die Bestimmungen der 
Kaiserlichen Verordnung yollinhaltlich bestehen bleiben. Von geringer Bedeu¬ 
tung ist auch die Klage, daß die nene Vorschrift das Halten yon Beagentien 
zur Untersuchung yon Waren in den Drogenhandlnngen erschwere. Abgesehen 
dayon, daß die Untersnchnng yon Waren mit Hilfe chemischer Beagentien in 
den Drogenhandlnngen eine Ausnahme bilden dürfte, kommen Arzneimittel 
des Verzeichnisses B der Kaiserlichen Verordnung — and nur für diese ist 
das Feilhalten und der Verkauf außer für den Großhandel nsw. allgemein 
untersagt — als Beagentien so gut wie gar nicht in Betracht. Dagegen liegt 
eine gewisse Erschwerung des Betriebes der Drogenhandlnngen allerdings 
insofern yor, als künftig Mittel des Verzeichnisses B, die zur Herstellung 
erlaubter Mittel dienen — wie z. B. Besorzin, Chinin zu Haarwassern, Acidum 
lacticum zu Hühnerangenmitteln, Salol für Mundwlsser, Chloroform und Kalium 
jodatum zu technischen Zwecken —, als solche nicht mehr yorritig gehalten 
werden dürfen, weil sie sonst als feilgehalten anzusehen sind, yielmehr für 
die Herstellung der erlaubten Präparate yon Fall zu Fall beschafft und sofort 
yerbraucht werden müssen. 

Es wäre mir erwünscht, zu erfahren, ob nach den dort hinsichtlich des 
Drogenhandels yorliegenden Erfahrungen die gekennzeichneten Erschwerungen 
im Drogengeschäftsbetrieb als so bedeutend anzusehen sind, daß sie einen 
Verzicht auf die neue Vorschrift und den unleugbar sehr großen Gewinn, den 
diese für die Beseitigung nicht freigegebener, fraglos sehr oft yorschriftswldrig 
abgegebener Mittel ans den Drogenhandlnngen zur Folge haben wird, etwa 
als notwendig oder auch nur als angezeigt erscheinen lassen. 

Ferner richten sich die Vorstellungen der Drogenhändler gegen die 
Bestimmnng unter Nr. 10 der Grnndzüge, daß diese auf Geschäfte, die •aus¬ 
schließlich Großhandel* betreiben, keine Anwendung finden. Die Drogenhändler 
wünschen die Streichung des Wortes •ausschließlich*. Da yiele Drogen- 
geschälte neben einen nmangreichen Kleinhandel mit Drogen im allgemeinen 
angeblich auch Großhandel mit einzelnen Fabrikaten, besonders kosmetischen 
Mitteln, treiben, dürfte die Erfüllung dieses Wunsches bedenklich sein. 

Endlich ist yon Seiten der Drogenhändler der Vorschlag gemacht 
worden, daß zur polizeilichen Besichtigung der Drogenhandinngen us Sach- 
yerständiger in erster Linie nicht Apotheker, sondern yereidigte Nahrnngs- 
mittelchemiker zuzuziehen sein mochten. 

Ew. Hochwohlgeboren pp. ersuche ich ergebenst um eine gefällige 
Aeußerung zu den yorstehenden Fragen binnen 4 Wochen. 


B. Köialipreloli Saobmen. 

Sonntagsruhe in den Apotheken betreffend. Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern yom 9. März 1910. 

Der Minister des Innern will yersuchsweise und unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs genehmigen, daß in Orten mit mehreren, nicht weit 
yoneinander entfernten Apotheken diese Apotheken abwechselnd in der Nacht, 
^e auf einen Sonn- oder Feiertag folgt, geschlossen werden dürfen. 

Die in Frage kommenden MedizinalbehOrden — in den Städten mit 
reyidierter Stidteordnung die Stadträte, im übrigen die Amtshanptmannschaften — 
haben darüber zu befioden, ob die Apotheken nahe genug liegen, um diese 
Schließung unbedenklich erscheinen zu lassen, und haben anzuoranen, wie das 
Publikum darüber, welche Apotheke geOffnet ist, auf möglichst augenfällige 
Weise in Kenntnis zu setzen ist. 


Bedaktion: Geh.Med.-Bat Prof. Dr.Bapmund, Bog.- u. Med.-Bat in Mindeni. W. 

0.0. Bnuit, HffrsofL SAoIm. Fiftll. 8«h«-L. Im IIIii4*» 
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Beilage gnr Zeitsolirift für Mediginal-Beamte. 

Nr. 16. 20. August. 1910. 

Rechtsprechung. 

Abhalteii ron Sprechstuden eines nnswSrtlgen Arstes am Wohnorte 
eines anderen Arstes. Urteil des Badischen Aeratliehen Ehren- 
gerichtshois vom 16. März 1910. 

Der ärztliche Ehrengerichtshol steht grundsätzlich auf dem Standpunkte, 
daß die Abhaltung von Sprechstunden seitens eines auswärtigen Arztes an 
dem Wohnorte eines anderen Arztes und in dessen nächster, iQglich als 
Praxisbereich bezeichenbarer Umgebung einen ehrengerichtlich zu ahnenden 
Verstoß gegen die ärztlichen Standespflichten darstefit, weil dadurch seitens 
des Arztes der Kreis seiner Berufstätigkeit Überschritten wird, dessen Mittel¬ 
punkt er selbst durch die Wahl seiner Niederlassung bestimmt hat, und dessen 
Umlang nur dann Aber den Ort seiner Niederlassung hinausgehend andere 
Ortschaften ergreift, soweit diese nicht ihrerseits den selbständigen, durch 
Niederlassung begründeten Mittelpunkt der Tätigkeit eines anderen ärztlichen 
Berufsgenossen bilden. Es ist aber nicht zu verkennen, daß besondere Örtliche 
Verhältnisse eine Ausnahme gerechtfertigt erscheinen lassen können. Zwar 
kann die Zulässigkeit einer solchen Ausnahme nicht ohne weiteres daraus 
allein abgeleitet werden, daß es sich um eine nicht öffentliche, fflr das allge¬ 
meine Publikum nicht angekttndigte, sondern nur um die Abhaltung einer 
Sprechstunde im Dienste einer Krankenkasse handelt. Es müssen vielmehr 
auch dann noch die in Betracht kommenden Verhältnisse einer eingehenden 
Prüfung im einzelnen unterzogen werden. 


Ein Zahnarzt darf sich nicht als „Spozlalarat für Mundkrankhelten<* 
hozelchnen, anderseits aber auch ein Arzt nicht als ,,Zabnarst*<. Urteil 
des Kammergerichts (1. Str.-S.) vom 25. November 1909. 

Der Angeklagte war approbiert, aber nur als Zahnarzt. Er durfte sich 
daher nur einen dieser Approbation entsprechenden Titel beilegen, nicht aber 
auch einen Titel, der den Anschein erwecken konnte, als ob er als Vollarzt 
approbiert sei. Ohne Bechtsirrtum hat die Strafkammer angenommen, daß nach 
den Anschauungen des Verkehrs unter einem Spezialarzt etai Arzt zu verstehen 
ist, der seinen Beruf kraft besonderer Erfahrung und Ausbildung nur auf 
einem bestimmten Gebiete der medizinischen Wissenschaft ausübt. Als appro¬ 
bierter Zahnarzt war der Angeklagte nicht auch für die Behandlung allge¬ 
meiner Krankheiten, insbesondere der Mundkrankheiten, zu denen Skorbut, 
Mundkrebs ete. gehören, approbiert. Nach der Bek. vom 6. Juli 1889, betr. 
die Prüfung der Zahnärzte (Z.-Bl. 8. 417), erstreckt sich auch die Prüfung 
der Zahnärzte nicht auf dieses Gebiet. Der Angeklagte war daher auf dem 
Gebiete der Mundkrankheiten nicht eine geprüfte Medizinalperson. Er kann 
sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, daß er als approbierter Zahnarzt 
die Behandlung von Zahnkrankheiten und den Zahnersatz tatsächlich als seine 
Spezialität ansgeübt hat. Die Strafkammer irrt rechtlich nicht, wenn sie die 
von dem Angeklagten gewählte Bezeichnung in ihrem Zusammenhang gewür¬ 
digt und aus der Verbfaidung, in der sich der Angeklagte als Spezialarzt so¬ 
wohl für Mund-, wie für Zahnkrankheiten bezeichnet hat, den Schluß gezogen 
hat, daß er den Glauben erweckt habe, er sei auch als Vollarzt approbiert 
So wenig, wie der approbierte Vollarzt sich als Zahnarzt bezeichnen darf, da 
hierzu eine besondere Approbation erforderlich ist, ebensowenig darf sich der 
approbierte Zahnarzt eine Bezeichnung beilegen, die allein oder in ihrer Ge¬ 
samtheit den Eindruck erweckt, als ob er approbierter VoUarzt sei, der die 
Behandlung der Zahn- und Mundkrankheiten zu seinem Spezialfach erwählt 
habe. 
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Der fieniUB einer Unfallpenslen der Reichs« nnd StsatsbesmteB Ist 
nnsbhXnglg tod der Fortdauer des BeamteaTerbältnisses. Ein BeaHtery 
der ln einem relehsgesetsUcb der UnfaUrersiobernng unterliegenden Be¬ 
triebe beseblftlgt war und Infolge eines im Dienste erlittenen Betriebs- 
nnfalls gans oder teilweise erwerbsunfähig geworden ist, steht daher ein 
Recht anf Unfallpension nach Massgabe des GesetseS) betr. die Fflrsorge 
für Beamte infolge Ton BetrlebsnnfUlen, auch dann su» wenn er nach dem 
Unfälle wegen anderweitiger Terletanng seiner Dienstpflicht oder wegen 
onwürdigen Yerhaltens durch rechtskräftiges Urteil der Disslpllnar- 
behSrde aus dem Dienste entlassen^ oder durch das Urteil eines Straf¬ 
gerichts) weil er in einer Strafe Temrteilt worden ist, die den Yerlnst 
des Amtes Ton Rechts wegen mr Folge hat, seines Amtes rerlnstlg ge¬ 
gangen Isti Urteil des Reichsgerichts (IlL Z.-S.) vom 19. Ok¬ 
tober 1909. 


Bestrafung eines Knrpfhschers wegen Betrugs. Urteil des Reichs¬ 
gerichts (Str.-S.) Tom 6. Juni 1910. 

Dar Heilkundige G. war Tom Landgericht Cassel wegen Betruges su 
einer Gelängsnisstrafe von 9 Monaten yerurteilt, tob der Anklage aber Ireige- 
sprochen worden, durch falsche Behandlung auch eine Körperrerletsung seiner 
Patienten herbeigeftthrt zu haben. Unter Anklage standen 64 Betmgslälle, 
deren eingehende Erörterung G. beantragte. Das Gericht begnügte sich 
aber im wesentlichen, an der Hand eines typischen Falles das ^trügerische 
der Heilmethode festznstellen. Aul Grund eines 14 tägigen Lehrknrsus bei 
einem Heilkundigen, dem G. die augenblickliche Genesung seiner schwer er- 
loruikten Frau danken wUl, iühlte auch G. die Kraft in sich, Wnnderer- 
folge in KrankheitstiUlen herbeiznlühren. Er bereiste die Gegend von 
Cassel und Hsunov. Münden nnd pries sieh den Leuten an, auf Grund 
einer langjährigen Praxis in königlichen Kliniken in Krankheitsfällen aller 
Art angenblicUichen Heilerfolg zu sichern. Die Methode des G. bestand 
na^ dem Gutachten yon Sachyerständigen weder in Magnetismus noch 
in Hypnotismus oder Spiritismus, sondern in dem Verfahren, dafi G. nach 
langem yerzückten Anstarren eines Gegenstandes plötzlich mit den Fingern 
schnalzte und behauptete, die Kranken fühlten nun keinen Schmerz mehr. 
Für solche systemlose Methode bekam G. 60 Pf. bis 2 Mark; seine Häupteln- 
nähme bestand aber in dem ErlOse yon Tee, den er seinen Kunden yerordnete 
nnd sich mit 1—10 Mark das Packet bezahlea liefi. Das Landgericht yerur- 
teilte G., weil er durch unwahre Anpreisungen seiner wunderwfikenden Heil¬ 
methode die Patienten getäuscht nnd zu seinem Vorttile yermOgensrechtlich 
geschädigt habe, ln seiner Beyision yor dem Reichsgericht bdianptete G., 
er sei in seiner Verteidigung gesetzwidrig beschränkt worden durch Ablehnung 
seines Beweisantrages, dnrmi Vernehmung zahlreicher Zeugen festznstellen, 
daß diese .nachdem* gesund geworden seien. Das Reichsgericht yerwarf die 
Reyision. G. habe in seinen Patienten den Glauben erwe<mt nnd unterhalten, 
er besitze die Fähigkeit, zu heilen. Seine Heilmethode habe in einem Nichts 
bestanden und sei nngeeinet gewesen. Kranke zu heilen. Der yon ihm ge¬ 
stellte Beweisantrag, die Kranken seien .nachdem* wieder gesund geworden, 
kOnue nicht beweisea, daß die durch ihn gesnud geworden säen. Die Ableh- 
nong des Antrages sei deshalb zu recht erfolgt. 


Der Nnme des Bezeptars muss auf den Rezepten yoUstindlg wieder- 
fg^eben werden) er braucht aber nicht handsehriftlleh ausgefllhrt za 
sein) sondern kann auch mit einem Stempel oder ln anderer Welse er¬ 
folgen. Urteil des Kammergerichts (Str.-8.) in Berlin yom 
27. Juni 1910. 

Die Bestimmung, daß der .ausgeschriebene* Name des Verfertigers anf 
dem Rezepte zu yermerken ist, bedeutet nach ihrem klaren Wortlaute und Sinn 
weiter nichts, als daß der Name yollstäodig, also nicht abgekürzt, wieder¬ 
gegeben werden solL üeber die Herstellungsart des Vermerks, also darüber, 
ob dieser in anderer Weise, etwa durch Maschinenschrift, Druck oder Stem- 
pelung l^wirkt werden darf, sagt das Wort .ausgeschrieben* nichts. Es kann 
auch der Reyision nicht zugegebeu werden, daß durch den handschrifHehen 
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Vermerk die PenOnliehkelt de« Anfertigen mit ndflerer Sicherheit festge- 
Btellt werden kann, nie darch Stempelung. Der bestimmt nicht, daS der 
Anfertiger seinen Namen eigenh&ndig su schreiben habe. 




Ein Apotheker kann bei gerichtlichen Yorladingea die Kesten fOr 
ie erforderliche Tertretung nicht rerlnngen) wenn die Annahme des 
Vertreters freiwillig erfolgt Ist, nm eine Ihm dureh seine Abwesenheit 
drohende Erwerbselnbnsse abinwenden, sondern nur dann, wenn er durch 
Vorschriften des Sffentllcheh Hechts dam geswnngen Is^ also wenn er 
keinen Gehftlfen hält« Urteil des Oberlandesgerichts in Hamm 
(VIII. Z.-S.) Tom 14. Juni 1910_ 


f dei 


Spiritus Sinapis destlllatns und Liquor Ammonll anis« destUl. 
Islnd dem Verkauf in Apotheken rorbehaltene Heilmittel; Destillate sind 
dem freien Verkehr nur dann Überlassen, wenn dnrch die Destillation 
eine wesentliche Veränderung des durch Mischen gewonnenen Präparats 
herbelgefährt wird. Urteile des Oberlandesgerichts (Str.*8.) in 
Kiel vom 6. Februar 1910 und des Oberlandesgerichts (Str.*S.) 
in Hamburg vom 11. Juni 1910. 



Magenregulator (Essentia arom. amar. ad llqnorem parandum splri* 
nosnm domestlcnm) Ist keine Blschofessens und darf als Heilmittel nicht 
ausserhalb der Apotheken verkauft werden. Urteile des Obersten 
Landesgerichts in Mflnchen vom 19. Juni und 21. Septem* 
ber 1909. 


Alexandrinertee darf als Heilmittel nur ln Apotheken fellgehalten 
und verkauft werden. Urteil des Kammergerichts (Str.*S.) in Berlin 
V^m 24. Januar 1910. 


Alpenkräntertee und Lelssners Tabletten sind als Heilmittel dem 
freien Verkehr nicht überlassen. Eine Vemrtellnag Ist auch auf Omnd 
,4de8 dolus eventnalls Billässlg. Urteil des Kammergerichts (I. Str.-S.) 
/ in Berlin vom 11. Juni 1910. 


./■ Syra'Blntweln Ist nicht als Heilmittel im Sinne des § 867 Kr. 8 
^f-Str.>H.*B. und der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 an* 
^msehen. Urteil des Kammergerichts (Str.*8.) vom 20. Sep* 
tember 1909. 

Unter Arzneimittel im Sinne der Kaiserlichen Verordnung und Arznei 
im Sinne des § 867 Nr. 8 B.*Str.*0.*B. sind nur solche Zubereitungen des Ver^ 
zeiehniss A zu verstehen, die arzneilichen Charakter haben, in der medizinischen 
Wissenschaft und im Verkehr als Arzneimittel betrachtet und als solche in 
den Apotheken geführt werden. Nur solche Zubereitungen sind, wenn sie als 
Heilmittel feilgebalten und verkauft werden, den Apotheken Vorbehalten; 
während Zubereitungen, bei denen dies nicht zutrifft, die nicht als Heilmittel, 
sondern in erster Linie als Mittel zu anderen Zwecken, insbesondere als Nah* 
rungs*, Stärkungs* oder Qenußnüttel betrachtet werden, selbst dann nicht als 
Arzneimittel ansusehen sind, wenn sie als solche oder als Heilmittel ange* 
priesen, feilgehalten oder verkauft werden. 




„Hairgrower<< Ist als Mittel gegen Kahlkäpflgkelt als ein dem 
^relen Verkehr nicht überlassenes Heilmittel und nicht als Cosmetlenm 
aamsehen. Urteil des Kammergerichts (8tr.*S.) in Berlin vom 
21. Oktober 1909. 


Xfü 


Zinksalbe Ist stets als Heilmittel und nicht als Cosmetlenm an* 
usehen; der Verkauf ausserhalb der Apotheken Ist nur zum Oebrauche 
für Tiere gestattet. Urteil des Oberlandesgerichts (8tr.*S.) in 
COln vom 8. Oktober 1909. 
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Bbenmasaa ist als Salbe anrasebea nad demrafolge sein Yerbaaf 
yMB Heilmittel gegen Bbenmatismns den Apotbeken rorbebalten. Urteil 
^ des Kammergericbts (Str.-S.) in Berlin yom 18. Jannar 1910. 


^ Grane Salbe Ist anr dann dem freien Yerkebr entsogea, wenn sie 
Heilmittel) d. b. als Mittel gegen Krankbeiten dienen soll. Das Be- 
baftetseln mit Filiiansen ist jedoeh nar dann als Krankbeit aniaseben) 
^ wenn dareb diese eine Hantkrankbeit berrorgerafen ist. Urteil des 
Eammergericbts (Str.>S.) in Berlin vom 81. M&rs 1910. 


YerU (ein Warmmittel ans Arekannss and YanlUeehokolade) gehSrt 
weder la den trockenen Gemengen, noeb in den Tabletten, sondern sn den 
> in Tafelform bergestellten Znbereltnagen, die dem fireien Yerkebr Über¬ 
lassen sind. Urteil des Oberlandesgericbts (8tr.-S.) in Dflssel- 
dorl Tom 11. Jani 1910. 


Elsenprlparate (i. B. LSsnngen ans Eisensnbstanien) dBrfen als 
^MSttel gegen Blelebsacbt aasserbalb der Apotheken weder feilgehalten 
nochTerkanft werden. Urteil des Eammergericbts (Str.-S.) inBerlln 
Tom 85. April 1910. _ 


Lingna-Mentboltabletten sind nicht als »PastUen,, im Sinne der 
jiM^erllcben Yerordnnng Tom 28. Oktober 1901 (Yen. A, ZliL 9) ansa- 
. sehen and demrafolge dem freien Yerkebr überlassen. Urteil des Ober¬ 
landesgerichts (Str.-S.) in Düsseldorf vom 25. Jani 1910. • 


Omega-Schaapftaback ist ein trockenes Gemenge and daher sein 
^rkaaf als Heilmittel gegen Scbnapfon den Apotbeken rorbebalten. 
Urteil des Eammergericbts (Str.-S.) in Berlin rom 7. Fe- 
braar 1910. 


Die üffentllehe Ankündigang ron Belehels Doppel-FalnexpeUer ist 
.«▼erboten, da es anerbebllch ist, ob das Mittel nar Pain-Expeller oder 
^ Doppel-PalnexpeUer genannt wird. Urteil des Eammergericbts 
(Str.-S.) in Berlin rom 25. April 1910. 




Die Ankündigang ron Poadre Zenento als Heilmittel gegen Trank- 
ncht ist rerboten, da Poadre Zenento sich ln der Haaptsache ron Cosa- 
palrer nicht anterscheldet Urteil des Eammergericbts Str.-S.) 
in Berlin vom 28. Juli 1910. 


Begriff des Grossbandeis. Urteil des Obersten Landesge- 
^^ebts (Str.-S.) in München rom 19. Jani 1908. 

Ein wesentliches Merkmal des Qroflhandels, and swar ancb des QroB- 
handeln mit Arzneien, ist darin zn erblicken, daß im Zwischenhandel and 
nicht anmittelbar an Eonsnmenten zur Befriedignng ihres Gebraachsbedürl- 
nlsses rerkanlt wird. Verkanlt ein Qroßbändier seine Waren in kleinen, 
dem Bedürfnisse des E&nfers angepaßten Mengen anmittelbar znr Oebraachs- 
rerwendang, so betreibt er neben seinem Oroßbandelgesoh&fte den Eleinbaadel 
and nnterll^ den für den Eleinbandel maßgebenden Yorsdiriften. 


Erfolglose Schadenersatsklage wegen Abgabe eines angünstigen 
Gatachtens über ein Gebelmmittel (Dioeat). Urteil des Beicbsgeriobts 
rom 4. Mai 1910. 

Das Oberlandesgericbt hUt es darch die amtliche Anskonft des Prisi- 
denten des Eaiserl. Gesnndheitsamts für widerlegt, daß die Mitglieder des 
Boichsgesnndheitsrates lediglich im Vertranen auf das Gatachten des Beklagten 
du DJoeat in die Liste der Geheimmittel anfgenommen bitten. stellt aal 
Grand dieur Anskonft bedenkenfrei fest, daß du DJoeat ron dem EOalgL 
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sächsischen LandesmedizinalkoUeginm in die sächsische OeheimmitteUiste nol* 
genonunen war und da6 fast alle Bandesstaaten damit einverstanden waren, es 
auch in die fttr das Beich zu vereinbarende Liste anfznnebmen. Später erst 
wurde der Ansschoß des Beiehsgesundheitsrates zu einem Gutachten auigefordert. 
Hier war der Beklagte als Beferent und eia pharmazeutisch gebildetes Mitglied 
als Korreferent tätig, beide haben sich fttr die Aufnahme in das Verzeicbrus A 
ausgesprochen, und der Ausschuß, in dem sich mehrere hervorragende 
Universitätskliniker mit eigenen Erfahrungen auf dem Gebiete der Diabetes- 
behandlung befanden, stimmte ihnen mit ttberwiegender Hehrheit zu, während 
die Aufnahme in die Liste B nicht angenommen wurde. Der ursädüidie 
Zusammenhang (zwischen dem Gutachten und der Aufnahme des Mittels in 
die Geheimmittelliste) fehlt aber auch dann, wenn man unterstellt, die zu¬ 
stimmende Mehrheit sei zu ihrem Votum nur durch das Bef erat des Beklagten 
bewogen worden. Die verbttndeten Begierungen haben nämlich, wie das Ober¬ 
landesgericht weiter feststellt, keineswegs ohne weiteres dem Gutachten des 
Beichsgesundheitsrates entsprochen, sondern der Beicbskanzler hat zunächst 
die gefaßten Bescblttsse den Herstellern der betreffenden Mittel mitgeteilt und 
ihnen Gelegenheit zur Aeußerung gegeben. Hiervon hat die Klägerin Gebrauch 

g emacht. Ihre Einwendungen sind ebenso wie die anderer Fabrikanten von 
^eheimmitteln den Bundesregierungen sowie den Mitgliedern der zuständigen 
Ausschttsse des Bandesrates mit den amtlicherseits aasgearbeiteten Gegenein- 
wendungen mitgeteilt, und nun erst hat der Bandesrat am 23. Mai 1^3 das 
Geheimmittelverzeichnis festgestellt, das sodann von den Einzelstaaten amtlich 
verkttndet worden ist. Bei dieser Sachlage ist das Berufungsgericht ohne 
Bechtsirrtum zu der Feststellung gelangt, es sei nicht erwiesen, welche Grttnde 
fttr die Beschlußfassung des Bandesrates maßgebend gewesen sind, völlig 
beweislos aber sei die Behauptung geblieben, daß das Gutachten des Beklagten 
durchschlagend gewesen seL 


Die TerwaltnngsbehSrden sind zu Warnungen gegen Geheimmittel 
nnd Gehelmmlttelfabrikanten befugt und daher bei Schadenersatzklagen 
der Konflikt begründet. Urteil des Preuß. Oberverwaltungs- 
gerichts (I. Sen.) vom 17. Juni 1910. 

Die Begierungspräsidenten sind an sich zu einer „Warnung“, wie sie 
hier in Frage steht, befugt.*) Der § 7 der Begierungs-Instrution vom 
23. Oktober 1817 bestimmt: „Die Begierungen — jetzt die Begierungspräsi- 
denten — mttssen eitrigst darauf bedacht sein, nicht allein allem vorzubeugen 
und alles zu entfernen, was dem Staate und seinen Bürgern Gefahr und Nadi- 
teil bringen kann, sondern auch das gemeine Wohl derselben möglichst zu 
fördern und zu erhöhen.“ Hiernach sind die Begierungspräsidenten befugt, 
den gesundheitspollzeilichen Verkehr mit Arzneimitteln zu überwachen. 
Anderseits kann eine Schädigung des Publikums durch den Vertrieb von 
Mitteln dadurch ertrachsen, daß es sich mit Bttcksicht auf ihren Gebrauch 
abhalten läßt, sich rechtzeitig in ärztliche Behandlune zu begeben. Es fragt 
sich daher, ob der beklagte Begierungspräsident Grund zu der Annahme hatte, 
daß das Antidiabetikum nicht die verheißene spezißsche Heilwirkung gegen 


*) Der Begierungspräsident zu Erfurt hatte unter der Ueherschrift 
„Warnung“ folgende Bekanntmachung erlassen: „Von der „Sania*-Gte8ell8chaft 
mit beschränkter Haftung, Fabrik chemisch-pharmazeutischer Präparate in 
Erfurt — jetzt in Kötsschenbroda — wird unter der Bezeichnung „Bauers 
Antidiabetikum“ ein angebliches Heilmittel fttr Zuckerkranke vertrieben. Nach 
dem Ergebnis der von dem öffentlichen Nahrungsmittel-Üntersuchaagsamt der 
Stadt Erfurt angestellten chemischen Prüfung stellt das Mittel eine chemisch¬ 
braune Fittssigkeit dar, die durch Abkochung von Chinarinde erhalten wird 
und eine Beimischung von Salizylsäure und bitteren Pflanzenextrakten, wie 
Enzian, Kalmus usw., ferner von erheblichen Mengen Kochsalz erhalten hat. 
Eine spezifische Wirkung hat dieses Mittel nicht, dessen Wert sich auf etwa 
80 Pfg. stellt, während es fttr 6,50 Mark verkauft wird. Da die Käufer durch 
die Höhe des Verkaufspreises erheblich benachteiligt werden, wird vor dem 
Ankauf des Mittels gewarnt.“ Wegen dieser Bekanntmachung hatte die „Sania* 
gegen den Begierungspräsidenten Klage auf Schadenersatz angestrengt. 
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Znokerkrankheit habe. Diese Friue moft bejaht werden. Die von dem 
BegiernngeprSeidenten erlassene Mwarnnng* ist in ihrem Wortlaut tod dem 
Medizinalrat der Begiemng lestgestellt worden. Er ist aber nach § 47 der 
Instruktion von 1817 der geborene Berater der Begiemngspr&sidenten in allen 
die Qesondheits- nnd Medizinalpolisei betreffenden Sachen. Der beklagte 
Begiemngspräsident war nicht verpflichtet, nicht einmai befugt, weitere Sach¬ 
verständige zu hOren, bevor er vor dem Eaol nnd Gebrauch von „Bauers 
Antidiabetikum“ warnte. Somit hat er mit seiner Bekanntmachnng seine 
amüicben Beffignisse nicht überschritten. — Die Vorschriften über den Ver¬ 
kehr mit Geheimmitteln nnd ähnlichen Arsneimitteln fflhren anßerdem in 
Anlage A unter Nummer auf: Antidiabetikum Bauers. 


Geuehmigung snm Gifthandel. Als „landesgesetsUohe Yorsdirlften** 
Aber den Gifthandel (| 84 Abs. 8, | 166 Abs. 1 Gew.-Ord.) haben nicht 
nur die sur Zelt des Inkraftretens der B.-G.-0. massgebend gewesenen) 
sondern auch die später erlassenen landesrechtlichen Torschriften sn 
gelten. 

Aneh ein mit einem anderweiten Gewerbebetriebe (hier Kolonlal- 
warengeschäft) verbundener Glftbsmdel Ist als selbstständiger (nnd ste¬ 
hender)) die Anwendung des § 147 Nr. 1 Gew.'Ord. rechtfertigender Ge¬ 
werbebetrieb an erachten. Entscheidung des Prenfl. Oberverwal¬ 
tungsgerichts (III. S.) vom 20. Januar 1910. 


Bel der Genehmigung gewerblicher Anlagen Ist ein allgemeiner 
Vorbehalt weiterer erschwerender Bedingungen) falls sich später Uebel- 
stände bjglenischer Art heransstellen sollten) nnr ln solchen Fällen sn- 
lässtg) in denen die genehmigende Behärde beim Mangel ausreichender 
Erfahrnngen eine Sicherheit nicht sofort dafflr gewinnen kanU) ob die 
innäohst vorgeschriebenen Bedingungen genügen) nm die bestehenden 
Interessen hinlänglich za schützen) und welche Mittel hierfür eventuell 
ansnwenden sind. Urteil des Oldenburgischen Oberverwal- 
tnugsgerichts vom 10. März 1910. 


Versagung der Genehmigung zum Arbeiten nnd Verkehr mit Krank¬ 
heitserregern. Urteil des Prenfl. Oberverwaltnngsgerichts 
(UI. Sen.) vom 6. Juni 1910. 

ln den Vorschriften des Bnndesrats über das Arbeiten nnd den Verkehr 
mit Krankheitserregern, ausgenommen Pesterreger, vom 4. Hai 1904 findet 
sidi die Bestimmnng: Wer mit anderen als den im § 1 bezeicbneten Erregern 
von Krankheiten, die anl Menschen übertragbar sind, oder von TierkrankheUen, 
die der Anzeigepflicht nnterliegen, oder mit Material, das solche Erreger 
enthält, arbeiten will, bedarf dazu der polizeilichen Erlaubnis, die nur für 
geeignete Bänme und nur nach Ausweis der erforderlichen wissenschaftlichen 
Ausbildung erteilt werden darf. Die Bnndesratsvorschriften vom 4. Mai 1904 
enthalten in § 1 nur die Mindestanforderungen für die Genehmigung sn 
Arbeiten mit Krankheitserregern. Wenn die Polizeibehörde weitergehende 
Anforderungen stellt, so ist dies ihre Sache; sie darf sich dabei allerdings nnr 
von polizeilichen Erwägungen leiten lassen. Im vorliegenden Falle ist die 
Behörde aber bei Anwendung ihres Ermessens auf polizeilichem Gebiete ge¬ 
blieben.') Eine weitere Prüfung — also eine Prüfung in der Richtung, ob 


1) Dem Kläger wurde bis auf weiteres die Erlaubnis sur Herstelluug von 
Botlaufkulturen erteilt. Als er später die Genehmigung zum Arbeiten mit 
BotlanfbazUlen in einem von ihm selbst eingerichteten Laboratorium nach- 
suchte, versagte sie der Polizeipräsident. Er erhob hiergegen Beschwerde 
nnd focht den sie abweisenden Bescheid des Oberpräsidenten mit der Klage 
an, indem er behauptete, dafl einer geeigneten Persönlichkeit bei dem Vor¬ 
handensein geeigneter Bänme die Genehmigung zum Arbeiten mit Krankheits- 
erregem erteilt werden müsse. Die Klage wurde vom Oberpräsidenten abge- 
wiesan mit der Begründung: „Im § 2 der Bnndesratsvorschriften vom 4. Mai 
1904 ist eine Verpflichtung der Behörde zur Erteilung der erwähnten Erlaubnis 
unter bestimmten Voraussetzungen nicht festgesetzt, vielmehr ist die Zulässig- 
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die VersagiiDg der Genehmigiuig zum Arbeiten mit KmUieitseiregem ancb 
angemessen und zweckm&ßig ist — steht dem Verwaltangsrichter nicht za. 


Sehadenersats wegen StSrnng der Nachtruhe durch ttbermlssfges 
Quaken der FrSsohe. Urteil des Reichsgerichts (I. Z.«S.) Tom 
27. April 1910. 

Der Besitzer eines Sanatoriums hatte gegen die Pichterin eines in der 
unmittelbaren Nähe seines Besitztnms liegenden Teiches geklagt, weil sich in 
diesem die FrOsche infolge nngentigender Reinigung nnd Ansschlammnog so 
vermehrt hatten, daß sie znr Sommerzeit durch übermäßiges Quaken die Nacht* 
ruhe der Bewohner des Sanatoriums erheblich stOrten. Diese Störung sollte 
so erheblich sein, daß nicht nur das Sanatorium von den Patienten verlassen 
werde, sondern sogar das Ettchenpersonal wegen mangelnder Nachtruhe den 
Dienst gekündigt habe. Der Kläger wurde mit seiner Klage in I. u. II. Instanz 
abgewiesen, weU die Beklagte nicht als Störerin angesehen werden könne, da 
sich die Beeinträchtigung durch das übermäßige Quaken der Frösche lediglich 
als ein schädliches Ein wirken von Natnrgewalten darstelle; Beseitigung der 
dadurch bedingten Störungen könne von einem Dritten nur dann verlangt 
werden, wenn er dnrch schuldhaftes Verhalten seinerseits die störenden Ein« 
Wirkungen erst ermögliche oder ihm zur Verhinderung solcher Störungen eine 
allgemeine Rechtspflicht obliege. Eine solche Rechtspflicht liege der Beklagten 
nicht ob. In der Revisiotuverhandlung vor dem Reichsgericht behauptete der 
Kläger, aus dem Sinne der gesetzlichen Bestimmungen, die das Nachbarrecht 
regelten, ergebe sich in allen Fidlen für den Verfügungsberechtigten die 
Pflicht, sein Grundstück so zu unterhalten, daß Beeinträchti^ng des Nachbar¬ 
grundstücks vermieden blieben. ]& würde daher nur dem Sinne des Gesetzes 
entsprechen, dem Nachbar eine allgemeine Rechtspflicht zum Handeln überall 
da aufznerlegen, wo er schädliche Einwirkungen, auch die von Natnrkräften 
hervorgerufenen, verhindern könne. Das Reichsgericht erkannte diesen Revi* 
sionsgrund als berechtigt an and wies die Sache zur nochmaligen Entschei¬ 
dung an die Vorinstanz znrück. Es entspreche mit Recht dem Sinne der 
gesetzlichen Bestimmnngen, auch ohne formulierte Gesetzespflicht dem Eigen¬ 
tümer eines Grundstücks eine allgemeine Rechtspflicht zum Handeln dann auf- 
znerlegen, wenn es sich darum handle, schädliche, dnrch Naturereignisse her- 
vorgerufene Beeinträchtigungen zu verhindern, wenn dies ohne besonderen 
Na<äteil für ihn auf seinem Grundstücke geschehen könne. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Könlgp-eloli Prensmeza. 

Untersnehnngsmaterlal bei Lnpnskranken und znr Terlmpfong des¬ 
selben auf Meerschweinchen. R.-Erlaß des Ministers der usw. Medi¬ 
zinalangelegenheiten vom 26. Juli 1910 — M. d. g. A. M. Nr. 11669 
— an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Euer pp. übersende ich in der Anlage ergebenst Abschrift eines Gesuches 
der Lupus-Kommission des Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung der 
Tuberkulose sowie 12 Stück einer von Robert Koch entworfenen Anweisung 


keit der ErteUung in gewisser Weise beschränkt, sonst aber das freie Ermessen 
der Behörde bei der Versagung nicht eingeengt. Selbst wenn die erforderliche 
wissenschaftliche Ausbildung als vorhanden angenommen werden müßte, würden 
auch andere Erwägungen, die die Zuverlässigkeits- und die Bedürfnisfrage 
ferner allgemeine hygienische Rücksichten zum Gegenstände haben, die Polizei¬ 
behörde bestimmen können, ^e Erteilung der Erlaubnis abzulehnen. Daß hier 
von der Polizeibehörde nicht nur derartige Erwägungen angestellt worden 
sind, sondern daß vielmehr in dieser Hinsicht eine eingehende Prüfung statt- 
gefunden hat, daß demnach ihre Entscheidung auf objektiven polizeilichen 
Motiven nnd nicht etwa auf Willkür beruht, wird nach dem dem Gericht 
unterbreiteten Material nicht zweifelhaft sein können; denn in ihm wird dem 
Kläger n. a. entgegengehalten, daß auf seine Abgabe von Rotlaufkulturen ein 
Seuchenausbranch zurückzuführen sei. 
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xar Entnahme Ton üntersachnngsmnterial bei Lnpnekranken zur gefSUigen 
Kenntnisnahme nnd mit dem Ersuchen, den dortigen beamteten Aerzten hiervon 
Kenntnis zn geben and ihnen anheimzageben, im Interesse der Forschung den 
Wunsch des verstorbenen großen Geiehrten zu erlfUlen und in geeigneten 
Fällen Untersuchongsmaterial zu entnehmen und auf Meerschweinchen zu 
verimpfen. Die Versuchstiere mochten sie dann alsbald nach der Impfung dem 
Institut fttr Infektionskrankheiten in Berlin N. 89, FOhrerstraße 2, einsenden. 
Die Kosten fttr die Beschaffung der Tiere werden von der Lupus-Kommission 
des Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkulose, Berlin W. 9, 
Königin-Augustastraße Nr. 11, getragen und sind bei dieser direkt zu 
liquidieren. 

Ajavelsong 

zur Entnahme von Qntersuchungsmaterial bei Lupuskranken 
und zur Verimpfung desselben auf Meerschweinchen. 

Es ist beabsichtigt, an einer möglichst großen Zahl von Lupusfälien 
festzustellen, ob die Erkrankung auf einer Infektion mit humanen oder bovinen 
Tuberkelbazillen beruht. Hierzu ist die Zflchtung des betreffenden Tuberkel- 
bazillenstammes in Beinkultur erforderlich. Da eine direkte Züchtung der 
Tuberkelbazillen aus lupOsem Gewebe wegen ihrer äußerst spärlichen ZaU 
sdten gelingt, so muß eine Anreicherung der Tuberkelbazillen im Meer¬ 
schweinchenkörper der Beinzttchtung vor aasgehen. Die Verimpfung des ent¬ 
nommenen üntersuchungsmaterials auf Meerschweinchen geschieht zweckmäßig 
am Orte der Materialentnahme möglichst bald nach derselben, weil bei einer 
längeren Verzögerung zwischen Entnahme und Verimpfung der Erfolg der 
Impfung unsicherer wird. 

Als üntersuchungsmaterial eignen sich nur solche Stellen des Lupus, 
welche klinisch ein Fortschreiten der Erkrankung in Gestalt Irischer 
Knötchen erkennen lassen; unbehnndelte Fälle bieten die beste Gewähr 
fttr das Gelingen der Züchtung. Bei alten Lupusfälien, die schon vielfach 
vorbehandelt sind, ist darauf zu achten, ob neben den lupOsen Krankheits¬ 
herden an sichtbaren KOrperstellen, welche den Kranken in die ärztliche 
Behandlung geführt haben, noch weitere lupöse Herde am übrigen Körper 
(Bumpf und Extremitäten) vorhanden sind, weiche oft vom Kranken unbeachtet 
und deshalb auch unbehandelt bleiben. 

In jedem Falle sind hiernach ans möglichst frisch erkrankten und 
möglichst unbehandeltem lupösen Gewebe Stückchen vom Bande zu 
exddieren. Die Größe und Zahl der zu exzidierenden Hautstückchen wird 
sich nach dem klinischen Bilde des Falles zu richten haben. Je größer das 
exzidierte Hautstttck bzw. die Zahl der exzidierten Hautstttcke ist, um so 
sicherer kann auf ein positives Besultat bei der Verimpfung des Materials auf 
Meerschweinchen gerechnet werden. Bei der Entnahme des Materials ist 
jedenfalls stets darauf Bedacht zu nehmen, daß es zur Verimpfung auf 
mindestens zwei Meerschweinchen aasreicht; so daß auf jedes Meerschweinchen 
ein nahezu hanfkomgroßes Stückchen kommt; womöglich sind aber 3—4 Meer¬ 
schweinchen zu impfen. 

Bei Kranken mit lupösen Herden an mehreren Körperstellen ist möglichst 
von jedem Krankheitsherd Untersuchongsmaterial getrennt zu entnehmen 
und getrennt auf mindestens je zwei Meerschweinchen zu verimpfen. 

Bei gleichzeitiger Verimpfung von Material mehrerer Kranken oder 
mehrerer Krankheitsherde desselben Kranken ist für eine sichere Unter¬ 
scheidung der geimpften Meerschweinchen (z. B. durch unterschiedliche Färbung 
mit Karbolfuchsin an Kopf, Nacken, Bücken oder Extremitäten) Sorge 
zu trn^. 

Die Verimpfung geschieht in folgender Weise: In der Mitte der Banch- 
fläche des Meerschweinchens werden die Haare in markstttckgroßer Ausdehnung 
kurz abgeschnitten; hier wird nach Abreiben mit Alkohol mit der ^ere ein 
kleiner ISinschnitt in die Haut gemacht, durch den die Branchen der Schere 
oder einer Pinzette unter die Haut geschoben werden; in die so entstandene 
Hnuttasche wird das Untersuehungsmaterial mittels Pinzette ebgeftthrt. 

Die Hautwunde wird mit Kollodium verschlossen. Beobachtung pein¬ 
lichster Asepsis ist dringend erforderlich; besonders ist zu beachten, oaß bei 
der Verimpfung mehrerer Untersnchungsproben bei jedem neuen Mnterinl die 
Instrumente gewechseU werden müssen. 
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Die geimpften Meerschweinchen werden nnmittelbsr nach der Impfung 
dem Institut für Infektionskrankheiten, Berlin N. 89, Führer Straße 2, ein- 
gesandt. 

Der Sendung ist beiznfttgen ein Bericht, enthaltend kurze Angaben ttber 
Name, Alter, Gesddecht, Beruf des Kranken, ttber Sitz, Alter, klinisches Bild 
des Lopus, ttber Torausgegangene Behandlungen, Ansteckungsquelle, ander* 
wellige tuberkulüse Krankheitsherde, sowie ein Protokoll ttber die Tier- 


Oebrauch amtlieh geprüfter Fieberthermometer. Bunderlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenbeiten yom 19. Juli 
1910 — Min. d. g. A. M. Nr. 6281 — an sämtliche Herren Begierungs- 
prisidenten. 

ln der ttberwiegenden Mehrzahl der Berichte auf den Bunderlaß rom 
18. Oktober 1907 — M. 7782 — ist anerkannt worden, daß es im Hinblick 
auf die zu erwartenden Vorteile auf dem Gebiete der Krankenpflege und der 
Seuchenbebandiung namentlich bei der Behandlung yon Typhus und Kindbett* 
fleber erwAnscbt sei, daß auf den Gebrauch amtlich geprüfter Fiebertbermo* 
meter bedacht genommen werde. Nachdem inzwischen die Gebtthr für die 
Prttfung ärztlicher Thermometer auf den mäßigen Betrag yon 60 Pfg. für das 
Stttck herabgesetzt worden ist, sind die yon einigen Begierungspräsidenten 
geäußerten Bedenken gegen den Erlaß entsprechender Anordnungen fortgefallen. 
Euere pp. ersuche ich daher ergebenst, darauf hinzuwirken, daß in den 
Krankenanstalten und seitens der beamteten Aerzte und der Hebammen kttnftig 
allgpgieinen nur noch amtlich geprüfte Fieberthermometer yerwendet werden. 

f* - 

jf Anleitung zur Fßrdemng des SfTentlleheii Badewesens. Bunderlaß 
/ des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 11. Juli 
1910 — Min. d. g. A. M. Nr. 5833 — an sämtliche Herren Begierungs* 
Präsidenten. 

Mit bezug auf die zu dem Erlasse yom 14. Februar 1907 — M. 5269 — 
erstatteten Berichte ttbersende ich die beifolgende nunmehr festgestellte 
„Anleitung zur Forderung des öffentlichen Badewesens". 

Ich ersuche ergebenst, bei Maßnahmen einschlägiger Art betreffend das 
öffentliche Badewesen und bei der Beaufsichtigung der im dortigen Bezirk 
bestehenden öffentlichen Anlagen usw. diese Anleitung unter Berttcksichtigung 
der besonderen Verhältnisse des Bezirks tunlichst zu beachten, wobei ich auf 
die Bestimmungen des § 85 Abs. 1 der Reichs-Gewerbeordnung und des § 107 
der Dienstanweisung für die Kreisärzte aufmerksam mache. 

Auch ersuche ich, auf die kommunalen Körperschaften des Bezirks 
(Kreise, Gemeinden), sowie auf die lieiwilligen Wohlfahrtsorganisationen in 
dem Sinne einznwirken, daß sie bei ihren Bestrebungen nach den in der 
Anleitung gegebenen Anregungen yerfahren und dem Badewesen diejenige 
Aufmerksamkeit zuteil werden lassen, die es bei seiner Bedeutung fttr <fie 
öffentliche Gesundheit yerdient. 

Zugleich wollen Ew. pp. die Medizbalbeamten des dortigen Bezirks 
yeranlassen, auf die Förderung des öffentlichen Badewesens im Sinne der 
Anleitung hinzuwirken. Es empflehlt sich, daß die Polizeibehörden bei der 
Prüfung yon Anträgen auf Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung yon 
Badeanstaltsanlagen ein Gutachten des Kreisarztes ttber die hygienischen 
Eigenschaften des Badegrundstttcks und der projektierten Anlagen einholen. 

Von den hiernach erlassenen Verordnungen ttber das öffentliche Bade¬ 
wesen wollen Ew. pp. mir einen Abdruck einreichen. 

Anleitung anr Forderung des öfFentllolien Bsdewesens. 

A. Im Allgemeinen. 

I. Das Baden im Freien. 

Fttr das Baden im Freien sind Flüsse oder sonstige Wasserläule und 
geeignete stehende Gewässer, wie Seen und Teiche, nutzbar zu machen. Not¬ 
wendige Voraussetzungen sind hier, daß das Wasser auch in Zeiten großer 
Trockenheit in ausreichender Menge zur Verfügung steht und daß es zu 
keinem gesundheitlichen Bedenken Anlaß gibt. Namentlich darf das Bade- 



wtmn ZoflSoe aidit TerurdBigt wcrdea. Widtig id es, «ne 

8€kwimmgtlegembeit ra scbaifea, ni dea Badeadea dieae geraade Leibaa* 
ftbaag, ufwit der Jogead die &leraaag des Schwimiaeas sa eradglickea. 
Fcraer ist es zweekmdSig, die Badeaasuutea mit eiacm Lolt- aad Soaaabade 
n TmUadea oder weaigsteas mit eiaigea Tora* oad Spieigeräta sa Teisehea. 

IL Das Bades ia geseklosseaea Bänmea. 

Wo die Aalage tob Baden im Freies aicht aasfabrbar ist, empfeUt 
es mch, Badegel^eabehea in geschiossenea Biomea zu scbaffea. Dampfe, 
ieochte, oageatgead belichtete oad sciiledit löltbare Bäame siad zam Bades 
ugeeigaet. 

Die eiafachste Form des Bades im geschlosseaea Baume ist das Brasse« 
bad. Euricbtoag and Betrieb erfordern so geringe Mittel, daß es selbst mit 
Sdle oad Haadtoch zn sehr niedriges Preisen abgegeben werden kann. Wo 
es sich am das Baden einer größeren Zahl ron Personen handelt, bildet das 
Braosebad da, wo Schwimmbäder nicht zur Verfftgong stehen, die gegebene 
BadeforoL Hier kommao zonächst Scholbraosebäder in Betracht. Aach fSr 
Pensionen and Erziehongsanstalten ist die Anlage tob Braosebäden 
empfehlenswert. 

Braasebäder lassen sich ferner im Anschluß an gewerbliche Betriebe 
mit Dampfkesselanlage ohne besondere Schwierigkeiten oder Kosten einrichtea. 
Zahlreiche Arbeitgeber sind bereits mit gutem Beispiel Torangegangen. Die 
Fabrikbraosebäder sind zwar in erster Lime für die Fabrikarbeiter Stimmt; 
ia Tiefen Fällen sind sie jedoch nach für andere Oxtsangesessene gegen billiges 
Entgelt zar Verfügung gestellt worden. 

Wenn die Besitzer tob Dampfkesselanlagen nicht geneigt sind, die 
Hersteliong Ton einfachen Badeeinriebtungen seilwt za übernehmen, so werden 
sie sich doch häafig bereit finden lassen, den für die Erwärmung des Bade« 
Wassers oder der Baderäame erforderlichen Dampf oder das Tom Oel befreite 
Kondensationswasser abzugeben. Das letztere eignet sich jedoch zu Bade- 
zwecken nar, wenn es gerachfrei' ist. Aach beim Bau Ton Arbeiterwohn- 
hAusem sollte der Beschaffang Ton Badeeinnchtnngen in ausreichender Weise 
Bechnung getragen werden, wie dies in dem Domänenbetrieb dea Preußischen 
Staates bereits in die Wege geleitet ist. Es läßt sich dies im Anschluß an 
eine gemeinschaftliche Waschküche für mehrere Häaser unter Benutzong des¬ 
selben Warmwasserbereiters ohne große Mehrkosten erreichen. 

Da der weibliche Teil der BevOlkeraog erfahrungsgemäß Wannenbäder 
lieber benntzt als B.ausebäder, so empfiehlt es sich, mit der Anlage tob 
Braasebädern zur öffentlichen Benatzong nach die Anlage von Wannenbädern 
za Terbbden. 

Sind die Gemeinden zar Beschaffang Ton Badegelegenheiten aas öffeat- 
Uchen Mitteln nicht imstande, so sollten sie wenigstens alle Bestrebungen 
nach dieser Bichtang, namentlich aber die Bildang und Tätigkeit gem^- 
ntttziger Vereine zur Begründung Ton Volksbädem zur üeberlassang eines 
geeigneten Baagrandstttckes oder durch Hergabe Ton Kapital zu geringem 
Zinsfuß oder durch (Tebernabme der Bürgschaft für Darlehn aas der Landes- 
Tersicherongsanstalt oder darch regelmäßige Zuschüsse unterstützen. Eline 
wirksame Förderang wird dem öffentlichen Badewesen schon durch kostenlose 
Lieferang des Wassers aus einer Torhandenen Wasserleitang zuteil werden. 
Aach können die Gemeinden zu den Kosten für die Benutzang der Badeein- 
richtang seitens der minder bemittelten Volksklassen oder der Schulkinder 
Beihilfen gewähren oder die Kosten in diesen Fällen ganz übernehmen. Aaf 
diese Weise lassen sich nach die Badeanstalten, wel^e nicht im Besitz der 
Gemeinden oder Ton Vereinen sind, als Volksbäder nutzbar machen. 

Wie bei allen Zweigen der Wohlfahrtspflege müssen auch hierbei 
Behörden and Vereine Hand in Hand gehen; besonders können die beamteten 
Aerste erfolgreich mitwirken, indem sie fortgesetzt auf die großen Vorzüge 
einer regelmäßigen körperlichen Beinigung hinweisen and durch Belehrung 
und Aafklärang der BeTÖlkerang das Interesse für die Beschaffung Ton Volks¬ 
bädern wachrufen. Wo beratende Körperschaften für gesundheitliche Ange¬ 
legenheiten (Gesandheitokommissionen) Torbanden sind, bieten deren Sitzungen 
die beste Gelegenheit, für das öffentliche Badewesen einzutreten. 
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B. Besondere Masenalunen fflr die Badeanstalten« 

L Badeanstalten im Freien. 

Floß* und sonstige Bade- und Schwimmanstalten im Freien sbd möglichst 
oberhalb des Ortes, jedenfalls aber so anznlegen, daß das Badewasser keine 
unreinen Znflttsse erhalt. Bei Wasserläolen mit Schiffsverkehr sind periodische 
bakteriologische PrOlnngen des Badewassers vorznnehmen. üm den znm Baden 
benutzten Teil des Gewässers von fremden Gegenständen and grOberen Ver- 
nnreinignngen frei zu halten, soll das Badewasser durch ein bis nahe auf den 
Boden reichendes Gitter abgegrenzt sein. Der für Schwimmer bestimmte Teil 
ist von dem für Nichtschwimmer bestimmten Badegebiete in geeigneter Weise 
abzugrenzen. 

üm Verletzungen der Badenden zu vermeiden, soll der Boden frei sein 
von Steinen und scharfen Gegenständen. Aach müssen die Lanfbretter, um 
sie splitterfrei zu erhalten, and das Aasgleiten za verhüten, gehörig abgo- 
kantet, höchstens 15 cm breit and qaer zam Schritt gelegt sein, zwischen ihnen 
müssen Fagen von mindestens 1 cm Weite gelassen werden, am das Abfließen 
des Wassers za erleichtern. Aoßerdem ist es zweckmäßig, die Bretter des 
Faßbodens mit Oelfarbenanstrich za versehen and sie mit dünnen Eokosläafem 
oder anderen geeigneten Stoffen za belegen. Zam Einsteigen in das Wasser 
sind Treppen und Leitern anzabringen. Sprangbretter dürfen nar über einer 
Wassertiefe von mindestens 8 m angebracht werden. 

Axukleidehallen oder eine genügende Anzahl von verschließbaren Aus- 
kleidezellen sind vorzasehen, ebenso ein Baam zam Aafbewabien der Bado¬ 
wäsche and ein Platz zam Trocknen. Zam begaemen Ablesen der Lnft- 
temperator sind Thermometer aofzahängen. Aach sind Tafeln mit der jeweiligen 
Temperatarangabe aafznstellen sowie Vorkehrangen für die sichere Auf¬ 
bewahrung von Wertgegenständen zu treffen. 

Aborte und Pissoire müssen vorhanden sein. Die Abwässer und Fäkalien 
dürfen nicht in das Gewässer geleitet werden. 

Aaf die Bereithaltnng der zur Bettang Veronglückter erforderlichen 
Apparate, Boot, Stangen, Bettangsleine, Gürtel, Wiederbelebangsmittel, Ver¬ 
bandkasten asw. ist Bedacht za nehmen. Es ist dafür za sorgen, daß nnter 
dem Badepersonal mindestens eine des Schwimmens und Tanchens kandige, 
tunlichst als Schwimmlehrer, jedenfalls aber in der ersten Hilfeleistang aas¬ 
gebildete Person vorhanden ist. Eine Anleitang zar Wiederbelebong Ertrunkener 
oder Scheintoter wird in Plakatform deutlich und lesbar an geeigneten Stellen 
anzabringen sein. 

II. Wannen-, Brause- und Hallenbäder, 
a. Allgemein. 

In erster Linie ist eine gate Wasserversorgang und gute Entwässerung 
sicher zu stellen. Ist eine Wasserleitung am Orte vorhanden, so ist, sofern 
der Preis des Wassers hinreichend niedrig ist, der Anschluß an diese zweck¬ 
mäßig. Sonst müssen für große Anstalten mindestens zwei, für kleinere ein 
Brunnen angelegt werden, dessen hinreichende Ergiebigkeit vor dem Bau 
festznstellen ist. In der Begel soll das Wasser ans dem Bronnen durch eine 
Maschine auf die erforderliche Höhe gehoben werden. Handbetrieb ist nur 
für ganz kleine Badeanstalten zolässig. Ist das Wasser so eisenhaltig, daß 
Eisenschlamm rasch und stark nach der Förderung aosfällt, so ist es unmittel¬ 
bar nach der Hebang za enteisenen. 

Es ist dahin za wirken, daß jede Anstalt, bei Anstalten mit Abteilungen 
für männliche and weibliche Personen, jede Abteilung einen hellen, hinreichend 
großen, heizbaren und gut za lüftenden Warteraam hat. Eine ausreichende 
Trinkwasserversorgang, Aborte, Pissoire, Mttllbebälter, Wäschevorratsräame, 
auch eine Wäscherei, Wäschetrockenräame sind vorzasehen, sofern die Wäsche 
nicht an einer anderen Stelle außerhalb der Badeanstalt gewaschen und 
getrocknet wird. 

Der Faßboden der Badezellen wird so zu legen sein, daß kein Wasser 
in diese treten kann; wenn irgend möglich, soll mne Fußbodenentwässemng 
vorhanden sein. 

Neaanlagen mit mehreren Abteilungen sind möglichst so einzurichten, 
daß durch Schließang einzelner Zwischentüren ein Teu der Frauenabteilung 
aach von Männern und umgekehrt benutzt werden kann. 
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b. WanaeBbider. 

1. Die Zellen sollen nicht unter 8 m Höhe nnd nicht unter 2,6 X ^0 qm 
Omndlläche und mttssen gutes Tngeslicht haben, heisbar nnd gut sn ifllten 
sein. VerbindODgstttren sn anderen Zellen sind sn yermeiden. 

Die Innenwände sind glatt nnd bis 1,6 m Höhe abwaschbar mit ans« 
gerundeten Ecken herzostellen; der Faßboden soll wasserdicht sein nnd ist 
mit einer an ein Abflaßrohr anschließenden Abfloßeiniichtong sn yersehen. 
Die Türen dürfen nicht ins Freie führen; ihr Verschloß ist so einznrichten, 
daß er yom Badewärter yon außen geöffnet werden kann. 

2. Die Badewannen können ans Zinkblech, emailliertem Gnßelsen, 
Fayence, Porzellan, Hanerwerk oder Beton, mit Kachelanskleidnng, Terrazzo, 
Knpfer, nickelplattiertem Eisen-, Stahl- oder Enpferblecb, anch Holz bestehen. 
Die Innenwandang maß glatt nnd leicht zu reinigen sein, der Boden ist etwas 
geneigt nach der Abflaßöffnnng herznstellen. Wenn der Abfluß nach einem 
Schmatzwasserkanal erfolgt, so Ist für einen sicheren Wassergetnchyerschlnß 
zu sorgen. 

Der Banminhalt der Wanne lat so zn bemessen, daß der Wasserinhalt 
nicht nnter 200 1 beträgt. Die Wannen sollen im B^en mindestens 1,26 m 
L L. lang und 0,6 m breit sein; nach oben sind sie zn erweitern. Die Wannen, 
^e nicht aas Beton oder Hanerwerk mit Aaskleidang bestehen, sind weder 
mit der Zaflaß- noch mit der Abflaßleitang fest za yerbinden, so daß sie yom 
Badepersonal leicht bei Seite gestellt werden können, nm eine gründliche 
Beinignng nnter and hinter ihnen za ermöglichen. Es maß deshalb der 
Wassereinflaß yon oben über den Band der Wanne erfolgen. Das AbflaßyenUl 
mnß in der Ebene des Wannenbodens liegen, damit über dem Ventil oder dem 
Abflaßhahn kein mit der Wanne in Verbindnng stehender Hohlranm entsteht, 
der nicht gereinigt werden kann, üeber der Wanne Ist eine Branseeinrichtnng 
für kaltes Wasser anzabringen. 

3. Für Kranke mit Haatansschlägen sollen besondere Wannen (nicht 
ans Holz) yorhanden sein nnd jedesmal nach Gebrauch desinflziert werden. 

4. In jeder Zelle soll sich ein lOOteiliges Thermometer, ein Spiegel, ein 
Stahl oder eine Bank, eine Badeyorlage, einige Kleiderhaken (an nicht 
abfärbender Wand), ein Stiefelknecht, ein bis zur Hälfte mit Wasser oder 
Sägespänen gefüllter Spacknapf, eia Nachtgeschirr sowie ein yom Badenden 
ans der Wanne leicht erreichbarer Druckknopf oder Klingelzag beflnden, durch 
welchen das Badepersonal jederzeit in die Zelle gernlen werden kann. 

c. Brausebäder. 

1. Die Zellen bestehen zweckmäßig aus einem Aaskleide- nnd einem 
Branseranm, für welchen sich eine Mindest - Grandfläche yon je 1 qm 1. L. 
empfleUt. Die Trennangswände zwischen den einzelnen Zellen müssen 
mindestens 2,26 m hoch sein. 

2. Außer der schräg za stellenden Kopfbranse Ist es zweckmäßig, eine 
Selten- and eine Unterbraase anzabringen. Alle drei sollen möglichst gleich¬ 
zeitig durch einen Zag oder dergl. ln Tätigkeit gesetzt werden können, müssen 
aber auch einzeln benutzbar sein. 

3. Im Faßboden Ist ein Faßbassin mit Ab- and Ueberlanf yorznsehen, 
dessen Wasserstand dem Badenden bis über die Knöchel reichen mnß. Daselbst 
Ist anch ein schmaler Wandsitz anzabringen, damit der Badende sich bepnem 
die Füße waschen kann. 

4. Der Faßboden, welcher reichliches Gefälle haben maß, soll einen 
Lattenrost erhalten, der leicht entfernbar ist. 

6. Die Wassermenge für ein Brausebad ist nicht nnter 801 anznnehmen. 

6. Das Braasewasser soll, wenn möglich, den Bransen mit der yorge- 
schrlebenen Temperatnr (mindestens 36 ** C.) entströmen. Darch einen einfachen 
Kaltwasserhahn soll es dem Badenden jedoch ermöglicht werden, diese 
Temperatnr nach Belieben za erniedrigen. 

7. Das Inyentar einer Zelle soll aas einer Sitzbank, einem kleinen 
Spiegel, einigen Kleiderhaken (an nicht abfärbender Wand, einem Stiefelknecht 
nnd ans einem bis zur Hälfte mit Wasser oder Sägespänen gefüllten Spnck- 
napf bestehen. 

d. Hallen-(Schwimm-)Bäder. 

1. Zar Vermeldnng des Hineinschleppens yon Straßenschmntz ln die 
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Halle sind geeineto Vorkehnuigen (darob Trennong der ioBeren Dmg&nge 
der AaskleideaeUen ton den inneren, Anlegung besonderer Foßbekleidong, 
gründliche Beinigong des Schahwerks yor dem Eintritt osw.) za treffen. 

2. Der FoSboden maß aas nicht za glattem leicht za reinigendem 
Material bestehen; die Wände sollen glatte, leicht za reinigende Flächen 
darbieten. 

8. Für eine hinreichende Zahl von möglichst verschließbaren Aaskleide- 
zellen ist za sorgen. Aach sind Yorkehrangen für die sichere Aofbewabrong 
von Wertgegenständen za treffen. 

4. Eine Anzahl Beinigongsbäder (am besten Braosebider), in Frauen- 
abteilangen auch Sitzwannen, sind vorzosehen. 

6. An den Wänden des Bassins sind Ueberläafe mit dauernder Selbst- 
reinigang oder Spacknäpfe anzabringen. 

ß. Aborte and Pissoire, die für Badende von der Bassinhalle angänglich 
sind, müssen vorhanden sein. 

ni. Betrieb der Badeanstalten. 

Die Leitang des Betriebes soll nur zaverlässigen, in der Badepllege gat 
aasgebildeten Personen übertragen werden. Aoszoschließen sind Personen, 
welche die Heilkande gewerbsmäßig aasüben, ohne dazu staatlich anerkannt 
za sein, oder dieses Gewerbe früher betrieben haben. 

& sollen nur unbescholtene und gesunde Personen als Badepersonal 
angenommen werden. 

Es empfiehlt sich auch, für den Betrieb bestimmte Vorschriften za 
geben, die durch eine Betriebsordnung dem Betriebspersonal bekannt za geben 
and von jedem Angestellten zn onterschrelben sind. 

Die Wassertemperatar der Wannen- and Braosebäder soll mindestens 
85 ‘ C., die des Hallenbades (Schwimmbassins) mindestens 20 C. betragen. 

In der ganzen Badeanstalt soll die grOßte Sauberkeit herrschen. Die 
Badewannen sind nach jedem genommenen Bade za reinigen und aaszaspülen. 
Die Wannen* und Braosezellen sind täglich mit Wasserspülung gründlich zu 
reinigen, insbesondere nach unter and Unter den Wannen. 

Das Wasser des Schwimmbassins ist möglichst täglich, mindestens aber 
2mal in der Woche za erneuern; es ist ein ständiger allmählicher Za- und 
Abfiaß vorzosehen. Der Faßboden ist täglich za reinigen. 

Kämme und Bürsten sollten überhaupt nicht in der Badeanstalt ent¬ 
liehen, sondern von den Badenden mitgebracht werden. 

Für jede Badeanstalt ist eine Badeordnong aafsostellen and in jeder 
Halle, den Warteräamen, der Schwimmhalle nsw. bequem lesbar aafzahängen. 
Sie muß wenigstens enthalten: 

1. den Preis der Bäder; 

2. die Höcbstdaaer des Aofentbaltes, einschließlich Aas- and Ankleiden (für 
Wannenbäder und Hallenbäder 45, für Braosebäder 80 Min.); 

8. eine Bestimmang, daß Personen mit ansteckenden oder ekelerregenden 
Krankheiten and Wanden die Bäder nicht benutzen dürfen, and daß 
Personen mit entstellenden Mißbildongen von Hallen- und gemeinsamen 
Braasebädern aasgeschlossen sind. 

Wünschenswert ist auch eine Bestinunong, daß jeder Badegast, der 
das Schwimmbassin eines Hallenbades benatzen will, zuvor ein Beuigangs- 
(Braase-)Bad nehmen maß. 

Wenn Badesellen, Schwimmanstalten oder Hallenbäder von Männern und 
Fraaen benatzt werden sollen, so ist zwischen die Benatzongszeiten eine 
genügende freie Zeit (*/« bis Stunde) zn legen. Während der Fraaenbade- 
zeit darf der Baderaum nar von Fraaen and Mädchen, sowie Knaben unter 
8 Jahren betreten werden, doch maß bei Schwimmbädern möglichst ein taach- 
ond sohwimmkondiger Wärter für Notfälle zur Hand sein, sofern nicht eine 
vorschriftsmäßig aasgebildete and geprüfte Schwimmlehrerin vorhanden ist. 

^ ({aellensehntsgesetz* Banderlaß der Minister für Handel und 
/bewerbe, der asw. Medizinalangelegenheiten, für Landwirt- 
Schaft, Domänen und Forsten and des Innern vom 2. Jali 1910 

. I 5066 Min. f. H. a. G., II 58791 Min. t L. pp., M. 6736 Mia. d. g. A., 
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II g 578 Min. d. L — an n&mUiche Herren Begierangaprisidenten und Ober* 
bergimter. 

Ein besonderer Fall gibt ans AnlaB, die BeschloBbebörden im Sinne den 
Qaellenscbatzgeaetses yom 14. Hai 1908 anf ihre grands&tzliche Verpflichtiing 
zor Beobachtung der Vorscbrilt unter II, 6 der Ausfflbmngsanweisnng zu 
diesem Gesetz vom 7. Nor. 1908 binzuweisen, indem wir folgendes bemerken: 

Nach der Vorschrift unter II, 6 der Ansftthrungsanweisnng haben die 
BeschlußbehSrden, sofern die Beurteilung der geologischen Verhältnisse durch 
das Oberbergamt nicht ansreicht, ein Gutachten der Geologischen Landesanstalt 
in Berlin einzuholen. Dieser Grundsatz ist allerdings nicht im Sinne einen 
absoluten Zwanges aufzufassen, vielmehr ist den BeschlufibehSrden nicht die 
Befugnis versagt, in einem einzelnen Falle ans besonderen Gründen ein 
geologisches Gutachten von einer anderen Seite einzuziehen. Für diese Aiü* 
fassung spricht insbesondere die Erwägnng, dafi unter 11 a. a. 0. zu den baren 
Auslagen des Verfahrens auch „die Gebühren der von Amts wegen zugezogenen 
Sachverständigen* gerechnet werden, „soweit es sich nicht um Beamte handelt, 
die kraft ihres Amtes Gutachten abzugeben haben*, dafi diese Bestimmung 
aber keinen rechten Sinn hätte, wenn ausschliefilich die gebührenfreien Gut* 
achten der Geologischen Landesanstalt in Betracht kämen. 

Falis aber die BeschlufibehSrden von dem Grundsatz II, 6 a. a. 0. ab¬ 
weichen, so bedarf dies einer Rechtfertigung durch schwerwiegende, in der 
Eigenart des Falles liegende Gründe. Liegen solche Gründe nicht vor, so 
mufi nicht nur im Interesse der Kostenersparnis, sondern auch im Interesse 
einer einheitlichen und autoritativen Beurteilung der geologischen Fragen 
Wert darauf gelegt werden, dafi an dem Verfahren, betr. Feststellung eines 
Quelienschutsbezirks, die Geolo^sche Landesanstalt beteiligt wird, die nach 
ihrer Sitzung zur AuskunftserteÜung und Beratung von Behürden in allen das 
Öffentliche Interesse berührenden geologischen Fragen berufen ist 


^ Tfitnng der Seklaehttlere mittels des sog. Seh&ebtBehnlttes. B.-Erlafi 
Aer Minister des Innern und der usw. Medizinalangelegenheiten 

2. April 1910 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Bei der Tötung der Schiachttiere ohne vorherige Betäubung mittels 
Durchschneidens des Halses (des sog. Schächtschnittes) werden die im Erlafi 
vom 14. Januar 1889) angegebenen Vorschriften nicht immer beachtet. Wir 
wiederholen diese Vorschriften daher im Folgenden in etwas veränderter Form 
und ersuchen ergebenst dafür Sorge zu tragen, dafi sie überall da, wo die 
erwähnte Schlachtmethode infolge eines Bedürfnisses für ihre Anwendung noch 
gestattet ist, befolgt werden. 

1. Die Tötung von Schlachttieren durch den sog. Schächtschnitt 
(Durchschneiden des Halses) ohne vorherige Betäubung darf nur durc^ be¬ 
sonders dafür zugelassene geschickte und erprobte Personen erfolgen. Diese 
sollen bereits beim Niederlegen des Tieres zugegen sein und unmittelbar darauf 
die Tötung schnell und sicher vornehmen. 

2. Das Niederlegen der Tiere ist schonend zu bewerkstelligen, bei 
grOfieren Tieren unter Anwendung von Winden oder ähnlichen Vorrichtungen. 
Winden, Seile nsw. sollen haltbar und geschmeidig sein, sodafi die Nieder- 
legung sicher und schnell erfolgen kann. 

8. Während des Niederlegens soll der Kopf des Tieres gehörig unter¬ 
stützt und geführt werden, damit er nicht auf den Boden aufschlägt. Vom 
Niederlegen an bis zum AufhOren der nach dem Halsschnitt eintretenden 
Mnskelkrämpfe mufi der Kopf festgelegt werden. 

4. In Schlachthofen sollen Totnngen von Schlachttieren in der gedachten 
Weise möglichst regelmäfiig, und zwar vom Beginn der Vorbereitungen an 
bis zur Beendigung des Ausblutens der Tiere, durch geeignete Schlachthof¬ 
angestellte überwi^t werden. 


D. Könl^prelola 

VoUzuf des Belehsgeseties über die Bekämpfung gemeingefihrlieher 
Krankheiten. Verfügung des Ministeriums des Innern vom 
28 Mai 1910. 
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Znm Vollzag des Beicbsgesetzee Tom 80. Juni 1900, betreffend die Be> 
kimpfang gemeingeliJirliGher Krankheiten (Beidu-GesetzbL S. 806), wird 
nachstehendes Terlflgt: 

Za §§ 1, 8 und 4 des Gesetzes. 

§ 1. Die in § 1 des Gesetzes Torgeschriebenen Anzeigen sind an die 
OrtspoUzeibehOrde za erstatten. 

Beim Wechsel des Aafenthaltsortes eines Erkrankten hat die Ortspolizei* 
behOrde des bisherigen Aafenthaltsortes derjenigen des nenen anverzflglich 
Mitteilang za machen. Die Pflicht der in den §§ 2 and 8 des Gesetzes er* 
w&hnten Personen, den Wechsel des Anlenthaltsorts eines Erkrankten an* 
yerzttglich der Polizeibehörde des bisherigen und des neuen Aoienthaltsorts 
zar Anzeige zn bringmi, wird hievon nicht berflhrt. 

Za den von der Ortspolizeibebörde auf Verlangen nnentgeltlich zn ver* 
abfolgeaden Meldekarten Iflr schriftliche Anzeigen (§ 4 des Gesetzes) kOnnen 
die in der Verfttgong des Ministeriams des Innern vom 9. Februar d. Js., be* 
treffend die Bekämpfung flbertragbarer Krankheiten (Beg.*Bl. 8. 84), vor* 
geschriebenen Formalare verwendet werden. 

Die schriftliche Anzeige gUt mit Aufgabe zur Post als erstattet. 

Bei mflndlicher Anzeige ist von der OrtspolizeibehOrde eine Melddcarte 
(Abs. 8) aaszofflUen and von dem Anzeigenden unterzeichnen zn lassen. 

Za §§ 6 und 7 des Gesetzes. 

§ 2. Sobald die OrtspolizeibehOrde durch die Anzeige oder auf anderem 
Wege von dem Ansbrnch oder dem Verdacht des Aoftretens einer der in § 1 
Abs. 1 des Gesetzes genannten Krankheiten Kenntnis erhält, hat sie den Ober* 
amtsarzt and gleichzeitig auch das Oberamt anf kürzestem Wege (telegraphisch, 
mit Fernsprecher oder dnrch besonderen Boten) za benachrichtigen. Dabei 
ist, wenn der Kranke sich in ärztlicher Behandlung beflndet, dem Oberamtsarzt 
zugleich auch der Name des behandelnden Arztes mitzateilen. 

Erfolgt die Benachrichtigong durch den Fernsprecher, so ist sie sofort 
schriftlich za wiederholen. 

§ 8. Anf die Benacbrichtigang seitens der OrtspolizeibehOrde (§ 2) hat 
sich der Oberamtsarzt unverzflglich an Ort und Stelle zu begeben, um die er* 
forderlichen Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache der 
Krankheit an der Hand der vom Bandesrat für die dnzelnen Krankheiten 
heraasgegebenen und im Besitz des Oberamtsarztes beflndlichen Anweisungen 
(za vergl. die Erlasse des Ministeriams des Innern vom 24. April^l904, 
Amtsbl. 8. 268, und vom 12. Jnli 1907, Amtsbl. S. 800) vorzanehmen. 

In NotfÜlen und in der eigenen Praxis hat der Oberamtsarzt diese Er* 
mittelangen auch anzustellen, ohne dafi ihm eine Nachricht von der Polizei* 
behOrde zagegangen ist. 

Dem Medizinalkollegiam bleibt Vorbehalten, besondere Sachverständige 
zar Vornahme von Ermittelangen and zar Beratung hinsichUich der erforder¬ 
lichen Schutzmaßregeln an Ort and Stelle zn entsenden. 

§ 4. ^Höhere VerwaltangsbehOrde“ im Sinne des § 6 Abs. 8 des Ge¬ 
setzes ist das Medizinalkollegiam, ^untere Verwaltungsbehörde“ das Oberamt. 

§ 6. üeber das Ergebnis der Ermittelangen, insbesondere darflber, ob 
die Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Aasbrachs begründet ist, hat 
der Oberamtsarzt der OrtspolizeibehOrde anverzüglich Mitteilung zu machen. 
Dabei sind derselben auch die Schutzmafinahmen scbriftlich zn bezeichnen, 
welche dem Oberamtsarzt anf Grund der in § 8 erwähnten Anweisungen des 
Bandesrats notwendig erscheinen. Gleiche Mitteilung hat er auch sofort dem 
Oberamt za machen. 

Gleichzeitig hat der Oberamtsarzt, wenn er die Krankheitlerstmals fest- 
gestellt bat oder den Verdacht des Aasbrachs für begründet erachtet, ebenso 
in zweifelhaften Fällen dem Medizinalkollegiam telegraphisch oder durch den 
Fernsprecher von dem Ergebnis seiner Ermittelangen Kenntnis za geben. 

Die bakteriologische endgültige Feststellnng der Cholera, der Pest and 
des Aussatzes erfolgt darch das hygienische Laboratorium des Medizinal* 
kolleginms, medizinische Abteilung, bezw. die vom Ministeriam|bestellten be¬ 
sonderen Sachverständigen. 

Vor dieser Feststellnng darf eine Öffentliche Bekanntmachnng der be¬ 
teiligten Behörden über den Aasbrach der in Abs. 8 bozeichneten Krankheiten 
nicht erfolgen. 
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8 6. Ftlr die polixeiUche Anordanog der Oefbaag eioer Lekhe ist dis 
Obersmt and in dringenden Fillen die OrtspoliseibehOrde snsündig. 

Zu §8 8, 9, 11—22 des Oesetses. 

8 7. Zar Anordnnng der in den §§ 12, 14 bis 21 des Gesetses er- 
wihnten polizeilichen Schntzmnfiregeln ist die Ortspoliseih^Oide snstindig. 
Die in 8 13 des Gesetzes vorgesehenen Anordnungen bleiben dem Ministerinm 
des Innern vorbehnlteo. 

Die Ortspolizeibehöfde hat ihre Anordnungen unter tonlichster Bertkck- 
siehtignng der Anträge des Obernmtsnrztes zu treffen. 

Sie hnt Uber die von ihr angeordneten Schntamaßregeln dem Oberamt 
alsbald Bericht zu erstatten. Hält letzteres die getroffenen MaSregeln Iftr 
nngenflgend oder für zn weitgehend, so kann es, wenn die OrtspolizeibehOrde 
einer Anffordemng zur Abändemng nicht nachkommt, oder in FUlen, in welchen 
dU Anffordernng eine nachteilige Verzögerung zur Folge haben würde, auch 
ohne solche Anuordemng die gebotenen Maßregeln an Stelle der Gemeinde¬ 
behörde treffen (Art. 194 letzter Absatz der Gemeindeordnnng). 

Das Oberamt kann die Anordnung, Leitung und Uebeiwachnng der 
Sehutsmaßregeln nachprttlen lassen. Diese Nachprüfung geschieht durch den 
Oberamtsarzt. 

Die Aufhebung der Sehutsmaßregeln darf nur nach Anhörung des Ober¬ 
amtsarztes erfolgen, der sich zuvor geeignetenfalls mit dem hymenischen 
Lateratorium des Mediziaalkollegiums, medizinische Abteilung, ins Benehmen 
zn setzen hat. 

Die Schiaßdesinfektion hat erst als vollzogen zu gelten, wenn von dem 
Desinfektor, der sie vorgeaommen hat, eine Bescheinigung über ihren Yolizng 
der OrtspolizeibehOrde vorgele^ ist. Die Schiaßdesinfektion darf nur von 
daem Desinfektor, der im Besitz eines staatlichen Befähigangsaasweises sich 
befindet, vollzogen werden. 

8 8. Wenn der Ausbruch von Pocken festgestelit ist, hat der Ober¬ 
amtsarzt die Anordnung einer außerordentlichen Öffentlichen Schntzpocken- 
impfung bei dem Oberamt zu beantragen. (§ 18 letzter Absatz des Impf- 

S esetzes vom 8. April 1874, Beichs-Gesetzbl. S. 81, und § 18 der Verffigung 
er Ministeriums des Innern vom 6. Dezember 1899, betreffrad die Vollziehung 
des Beichsimpfgesetzes, Beg.-Bl. 8. 1098). 

Die Impfung erfolgt in diesem Fall, sowie fttr diejenigen, welche sich 
gemäß 8 24 der i^weisung des Bandesrats zur Bekämpfung der Pocken frei¬ 
willig impfen lassen, unentgeltlich. Für den beamteten Arzt bildet sie dne 
ordentliche Amtsobliegenheit und es ist deshalb dne besondere Anredianng 
Uefllr sieht suläsdg. 

Zu 8 28 des Gesetzes. 

8 9. Den AmtskOrperschaften, im Stadtdirektionsbezirk Stuttgart der 
Stadtgemdnde, wird empfohlen, die zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krank- 
hdten erforderlichen Einrichtungen (Absonderungsräume fttr Ansteckungs¬ 
verdächtige, ftlr Krankbeitsverdäebtige und fflr Kranke, Desinfektionsanstalten, 
geschultes Desinfektionspersonal, Bäume zur Absonderung und Oeffnung von 
Ldchen, geeignete Beförderungsmittel für Kranke und für Ldchen und dergl.) 
schon zu seuohenfreier Zeit zu treffen, falls solche für den Bedarfsfall nicht 
sämtlichen Gemeinden des Bezirks bereits anderwdtig in gesicherter Weise 
nur Verfügung gestellt sind. Geeigneten Falles sind die bezdehneten KOrper- 
sdiaften von den Aufsichtsbehörden zur Herstellnng jener Einriditungen an« 
suhalten. Fflr den Fall des Aasbrnchs größerer Epidemien können ihnen 
eidge hiefflr bei dem MedizinalkoUegium bereit gehaltene Krankenbaracken 
zur verffigung gestellt werden. 

Zu §§ 28—84 und 87 des Gesetzes. 

8 10. Die Kosten der Ermittelungen zur Feststellung der Krankheit, 
sowie de Kosten der Anordnung, Ldtung und Ueberwachung der Schutzmaß- 
regdn werden insoweit von der Staatskasse bestritten, als de durch die Tätig¬ 
keit des Oberamtsarztes verursacht sind. Auf die Staatskasse werden ferner 
fibernommon die Belohnung der behandelnden Aerzte ffir amtlich angeordnete 
^Sendungen von bakteriologischen üntersuchungsobjekten. Die Kosten¬ 
rechnungen sind vierteljährlich durch das Oberamt dem MedizinalkoUegium 
sur Herbeiffihrung der Zahlungsanweisung vorsulegen. 
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Die Koaten der Enteendnng besondere SschTerständiner werden ebenlnUs 
Ton der Steatsknsse getragen, me nach die Kosten fOr die fiesebaffnng der 
an die BoTölkernng and Aerzte an yerteilenden Batscblfige and Belehrnngen. 
Die bakteriologiscne Untersnchnng des anf amtliche Anordnnng eingesandten 
Untersnchnngsmaterials dnrch das hygienische Laboratorinm des Mediiinai« 
koiieginms erfolgt nnenlgeltlicb. 

§ 11. Denjenigen Gemeinden, welche dnrch die ihnen anf Grund des 
Gesetzes obliegenden Leistangen in einem ihre Kräfte Übersteigenden Made in 
Anspruch genommen werden, kOnnen anf Ansuchen besondere Beihilfen aus 
Staatsmitt^ gewährt werden. 

Zn § 85 des Gesetzes. 

§ 12. Die fortlaufende Ueberwachnng der dem allgemeinen Gebranehe 
dienenden Einrichtungen für Versorgung mit Trink- nnh Wirtschaftswasser 
und fttr Fortschaffang der Abfallstoffe hat dnrch den Oberamtsarzt anläfili«^ 
der Gemeindemedizinalrisitationen zu erfolgen. 

Bei Wasserleitungen großer und mittlerer Stadtgemeinden, die das Boh- 
Wasser aus einem offenen Wasserlanf beziehen, ist dem Oberamtsarzt über das 
Ergebnis der von den Örtlichen Behörden yorzunehmenden bakteriologischen 
Wassemntersuchnngen und der BBtemachprttfungen in monatlichen Ueber- 
sichten regdmäflig Bericht zu erstatten. Bei derartigen Wasserleitungen fai 
kleineren Gemeinden ist yom Oberamt nach AnhOrnng des MedizinalkoUegiums 
und des Staatstechnikers fttr das Öffentliche Wasseryersorgungswesen ansu- 
ordnen, in welchen Zeiträumen die yorerwähnten Wassemntersnchungen und 
Filtemachprttfnngen regelmäßig stattznfinden haben. 

In Zeiten der Senchengefahr oder wenn hierzu ein besonderer Anlaß 
yorliegt, kann das MedizinalkoUeginm eine anßerordentliche Untersnchnng der 
in Abs. 1 erwähnten Einrichtungen dnrch eines seiner Mitglieder oder den 
Oberamtsarzt unter Zuziehnng des Staatstechnikers fttr das Öffentliche Wasser^ 
yersorgungswesen oder desjenigen für die Abwässerbeseitignng anor^en. 

Zn § 86 des Gesetzes. 

§ 18. Beamteter Arzt im Sinne des Gesetzes ist der Oberamtsarzt und 
sein etwa anfgestellter Stellyertreter. 

Dem Mbiisteriam bleibt yorbehalten, auch andere Aerite mit den Yer- 
riehtungen eines beamteten Arztes zu betrauen. 

Zu § 89 des Gesetzes. 

§ 14. Die durch die Bekanntmachnng des Befchskanzlers yom 22. Juli 
1902, betreffend die wechselseitige Benachrichtigung der Militär- und Polizei¬ 
behörden tlber das Auftreten übertragbarer Krankheiten (Reichs-Gesetzbl. S. 257), 
yorgeschriebenen Mitteilungen an die Militärbehörden sind yon der Ortspolizei- 
behOrde zu machen, an welche auch die Mitteilnngen der MUitärbwOrden 
ergehen werden. Militärischerseits werden die OrtspolizeibehOrden auch über 
etwaige Beurlaubungen oder Entlassungen yon solchen Unteroffizieren und 
Mannsdiaften, die im Anschluß an ein gehäuftes Auftreten einer gemein- 
jährlichen Krankheit in ihrem TmppenteU erforderlich werden oder die nadi 
dem Ueberstehen einer derartigen Krankheit noch als Träger des Ansteckungs- 
stoffes anzusehen sind, benachrichtig werden. 

Abschriften der den OrtspolkeibehOrden zugehenden Mitteilnngen sind 
yon diesen alsbald dem Oberamt yorzulegen, welches seinerseits dleseften dem 
Oberamtsarzt zur Kenntnis bringen wird. 

Die yon der OrtspolizeibehOrde an die Militärbehörden zu machenden 
Mitteilnngen sind zu richten: 

a) für die nachgenannten Gamisonorte und fttr die in einem Umkreis yon 
20 Kilometern nm sie gelegenen Orte: 

Stuttgart an das K. Gonyemement, 

Ulm und Waiblingen an den wttrtt. Kontingentsältesten in Ulm und an 
das Kaiserl. Gonyemement daselbst, 

Ludwigsbnrg an das K. Guroisonkommando, 

Gmünd, HeUbronn, Mergentheim, Tübingen und Weingarten an die 
Garnisonältesten, 

Biberacb, Calw, Ehingen, EUwangen, Esslingen, Hall, Horb, Leonberg, 
Bayensburg, BeutUngen und Bottweil an die Bealr«kommandoe; 

b) für die Orte m einem Umkreis yon 20 KUometem um den läppen- 



ttuc^ats MiufigM aa die Koanuadeatar des Trappcalfcaafplataca; 
c) ftr Orte iai ■flitimehea U^oagsgdiade aa das GeaeralkMunado. 

Koauaea aach der Lage eiaea Ortea BMhrere Oandsoaorte ia Betra^b 
•e iat die Müteflaag aa die zostiadige Idüitirbeiörde dea aic tat g el egeae a 
OaniaoBortea aa riotea. 

Ftr die Aoalegaag der Begriffe .milHiria^e Dieartgehiade aaw.* aiad 
die Bertiaaaagea im Miaiaterialerlaeaca tmi 10. Deiember 1909 (Aatsblatt 
8.460) auBgebead. 

Zo § 42 dea Oeaetxea. 

f 16. 0ie tdegrapkiaehe Beaaekriehtigaag dea KaiaerliAea Geaoad- 
bettaawtea tob deat eratea featgeatelltea Erkraakaagafall aad die Eratattaag 
der ia dea Aaweiaaagea dea Boadaarata weiter Torgeaekriebeaea Mitteilaagea 
aa dieae Behörde iat Sache dea Oberamta, daa ridi za dieaem Zwedi ateta 
tber dea Stand der Seuche aaf dem Laofeadea za erhalten hat. Gleiehlaateade 
Mitteilaagea aiad gleichzeitig mit der Post aaeh an das Miaisterium dea Innen 
aad aa daa McdUbuükoUegiam za machen. 

Die geaülB § 88, Abs. 3 der Anweisong dea Boadearata zur Bekimpfaag 
der Podcea Tom Oberamtaarzt aoazoltlleBdea PockeaziUkartea aiad Toa 
dieaem dem MedizinalkoUegiam Torzalegen and Toa letzterem bto zam 1. Fe* 
braar dea aichatfolgeadea Jahrea dem KaiaerL Qesaadheitsamt anssittelbar 
mitzateilea. 

f 16. Doreb diese Verftgong werden die MinisterialTerfflgangea Tom 
18. Juli 1900, betreffend den VolLsng des Beiehsgesetzes tber die Bekimpfaag 
gemeingefibrllcher BLrankheiten vom 30. Juni 1900 (Beg. - BL S. 609), Tom 
24. April 1904, betreffend die Bekimpfong der Pocken and der Cholera (Beg.» 
BL 8. 92), and die §§ 20 bis 23 der Ministerialferfflgong rom 28. April 1888, 
betreffend die polizeilichen Maßregeln beim Ansbnieh der Mensehenpoeken 
(Beg.-Bl. 8.287), aolgehobea. 


O. Oromoilaexrzoflftam Bleolclenbur^-Solawerin. 

Taxrenehrlftea fir Kretsinte. Großherzoglieke Verordnang 
Tom 1. Jali 1910. 

A. Allgemeine Bestimmaagen. 

1. Ftr die geschiftlichen Berichte an das Torgesetzte Ministeriom and 
aa die oberen Meduinalbehörden ohne Unterschied, ob sie tob Amtswegen oder 
auf Erfordern erstattet werden, ftr den dienstlichen Schriftwechsel mit Be* 
hOrdea, ttberhaapt ftr Geschäfte, welche den inneren Zwecken der Medizinal* 
Torwaltong dienen, beziehen die Kreisärzte, insoweit nicht ftr die einzelaea 
Geschäfte in den Tazrorschriften eine besondere Gebflhr festgesetzt worden 
ist, aoßer ihrer Besoldung keine Vergtttang. 

Ftr alle anderen amtlichen Geschäfte erhalten de YergtttaBffea na^ 
Maßgabe der TazTorschriften, insoweit nicht ftr gewisse Geschäfte ue Wahr* 
aahme tob Gebthren gesetzlich untersagt ist. 

2. Nimmt der Kreisarzt in einem Termin eine TäUgkdt Tor, ftr welche 
die TazTorschriften eine besondere Gebthr bestimmen (s. z. B. B. Ziff. 11), so 
kann er nach seiner Wahl nur die Terminsgebthr oder die Yerriehtungsgebtthr 
Torlanmn. 

Sichtet der Kreisarzt neben den Geschäften, ftr welche er Anspruch auf 
die ^aggebthr (s. B. Ziff. 17) hat, gleichzeitig Geschäfte aus, ftr welche die 
TazTorsäriften eine besondere Gebthr bestimmen, so kann er nach seiner 
Wahl nur die Taggebthr oder die besondere Yerriehtungsgebtthr Tsrlangea. 

8. Nimmt der Kreisarzt auf einer Fahrt mehrere AmtsTerrichtungea 
Tor, so hat er die Fahrkosten und das Tagegeld (B. Ziff. 18) auf die mehrere 
Amtsrerrichtangen nach dem Yerhältnis derjenigen Beträge Baeinander za 
Torteilen, wdehe bei abgesonderter Erledigung der betreffenden Geschäfte aa 
Fahrkosten und Tagegeld zu beanspruchen gewesen wären. 

4. Als Wohaort im Sinne dieser TazTorschriften Ist der featgeschloaaeae 
8tadt* oder Ortaeheftekaiaplez ensuehea. 
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6. Die Tzxyorschriften sind in bezug auf die Abwutang eines Termins 
in zlien Beziehongen auch fttr die PriyatSrzte maSgebend. Im übrigen be¬ 
stimmen sich die Entschädigung und die Vergütung der Privatärzte, welche 
von einer Öffentlichen Behörde als Sachverständige zugezogen worden sind, 
nach den Sätzen der Taxe für die Aerzte (z. Z. die Verordnung vom 11. März 1908). 

6. Nichtbeamtete Aerzte, welche innerhalb ihres Auftrags die Amts- 
Verrichtungen eines Kreisarztes wahmehmen, erhalten dafür, wenn nichts 
anderes vereinbart worden ist, diesdben Vergütungen, die dem Ereisarst 
znstehen. 

Gleiches gilt für den neben dem Geriohtsarzt zu einer Leichenöffnung 
zugezogenen Arzt mit der Maßgabe, daß der Gerichtsarzt, wenn es die üm- 
stfade gestatten, den zweiten Arzt in seinem Fuhrwerk mitzuuehmen hat, und 
der zwmte Arzt in diesem Fall keine Vergütung für Fohrkosten erhält. 

7. Innerhalb der Taxgrenzen bestimmt sich die Gebühr im einzelnen 
Fall nach den besonderen Umständen, namentlich nach der Beschaffenheit und 
Schwierigkeit der Leistung und nach dem Zeitaufwand, der erforderlich war. 

Tmd nicht nur der niedrigste Taxansatz verlangt, so ist die Hohe der 


beanspruchten Gebühr zu begründen. 

B. Die einzelnen Vergütungen. 

1. Für eine mikroskopische oder physikalische Untersuohung 

a) ' bei einfachen Untersuchungen .8—10 M. 

b) bei zeitraubenden Untersuchungen.6 -20 , 

(vergl. Ziff. 8 und 6); 

2. für eine einfache chemische oder bakteriologische Unter- 

suehung von Sekreten und Exkreten.8—10 . 

(vergl. Ziff. 6); 

8. für eine andere chemische oder bakteriologische Unter¬ 
suchung 

a) bd einfachen Untersuchungen.6-20 „ 

b) bd zdtraubenden Untersuchungen.12—40 „ 

Die Auslagen für notwendig verbrauchte Stoffe und Werk¬ 
zeuge werden in den Fällen Ziff. 1 und 8 außerdem berechnet. 

(vergL Ziff. 6); 

4. für die Untersuchung einzelner Teile des menschlichen 

Körpers, von Knochen, der Na^geburt usw..10—15 , 

(vergL Ziff. 6); 

6. für die Untersuchung des Gesundhdtszustandes eines 
Menschen, insbesondere auch seiner Diensttauglichkeit, Arbdts- 

fähigkdt, Erwerbsfähigkdt oder dergL.8-20 „ 

(vergl. Ziff. 6); 

6. für eine Leichenschau . . . .. 10 , 

In den Fäilen Ziff. 1—6 schließt die Untersuchung den Be- 

fundbericht, das voriäufige Gutachten und das Attest ein. 

7. für die Obduktion einer Ldche (mit Einschluß der AnMbe 

des technischen Befundes für das Protokoil und des vorläuflgen 
Gutachtens). 20—40 , 

8. für das begründete Gutachten über eine Obduktion (vgl. 

§ 29 der Verordnung vom 24. März 1906, BbL 1906, Nr. 16) . . 10—80 . 

der zweite Arzt, der kein vollstbidiges Separatgutaohten 

abgibt.8-10 . 

vergL Ziff. 11); 

9. für dn Gutachten über die Frage der Beförderung, Be- 

Ä g oder Wiederausgrabung von Leichen (mit Ausschluß einer 

ibesichtigung).8—10 „ 


(vergl. Ziff. 11); 

10. für ein Gutachten in Angelegenheiten der Öffentlichen 

Gesundheitspflege, der Baupolizei Mer der Qewerbepolizd (mit 
Einsohlufi der Untersuchung und der Durc^cht des Materials) . 6—20 , 

(vergl. Ziff. 11); 

11. für ein Gutachten, das nicht unter die Bestimmungen 














Beohtspreobnng and Medizinnl-GoMtzgebang. 


ln Ziffer 8 bis 10 lUlt (mit Einsehlafi der in den Ziff. 1—6 nicht 
genannten Untersachnngen vnd der Darchsicht des Materials) . . 6—10 H. 

and wenn es schwierig oder aoslühriich ist ,.10—40 , 

Die Sdireihgebfthr nach der Gerichtskostenordnong Iflr die 
Ansfertinng des schriftlichen Qatachtens wird in den Fällen 
Ziff. 8 hu 11 anßerdem berechnet. 

12. für die Untersachang and Feststellang yon ttbertrag- 
haren Krankheiten oder Hassenerkrankangen mit EinschloB der 
Anordnangen and des Berichts den Tag. 10„ 

Ist mit der üntersachnng die Obdnktion einer Leiche yer* 
hnnden, so kommt aosschliefilich der Sats in Ziff. 7 zar Anwendnng. 

18. für die Beyision 

a) eines Öffentlichen Impftermins. 10 , 

h) yon Priyatimpfnngen. 5 , 

Werden an einem Tage mehrere Beyisionen aasgeflihrt, ins¬ 
gesamt nicht mehr als . . 15 M. 

14. ffir die Visitation 

a) einer Apotheke nebst Protokolianfnabme and Visitations- 

bescheid. 25 , 

Die VergUtong fttr den Protokollführer sowie die Schreib¬ 
gebühr gemäfi der Gerichtskostenordnong für die Aosferti- 

^gen and Abschriften des Protokolls werden aaßerdem 
berechnet; 

b) einer Drogenbandlang oder Gifthandlang nebst Bescheid . . 10 , 

(Für den Besnch einer Apotheke nach § 9 der VO. yom 

14. Febrnar 1887 and für die Prüfang der Giftbücher nach 
§ 21 der V 0. yom 18. April 1895 kann keine Gebühr be- 
anspracht werden). 

15. für eine Bescheinigong, wenn keine nähere üntersachnng 

Toraofgegangen ist, and für die amtliche Bestätigang eines Zeagnisses 2—5 „ 

16. für die Abwartang eines Termins in Angelegenheiten der 

•Beehtspflege oder der Verwaltong (aach wenn es nicht zar Ver- 
handlang kommt). 6 , 

daaert die Abwartang länger als eine Stande, für jede weitere 
angefansene Stande. 2 „ 

iis Abwartang gilt aach die Wartezeit, während welcher 
der Kreisarzt für die Verhandlangen bereit sein mofi. 

Wird ein Termin onterbrochen and später als an demselben 
Tage fortgesetzt, so ist die Fortsetzong als neaer Termin za 
behandeln. 

17. für alle Amtsyerrichtangen, für welche ein eigener Ge- 

bührenansatz weder in diesen Taxyorschriften noch in Spezial- 
yerordnongen festgesetzt worden ist, eine allgemeine Taggebünr yon 10 „ 

18. Bei allen Amtsreisen erhält der Kreisarzt, wenn die 
Entfernang yon sdnem Wohnort mehr als 1 km beträgt, als Ent- 
schädigiug für Zeityersäomnis and Veroflegong ein Tagegeld yon 15 ^ 

Jeder Tag ist hierbei yon einer Mittemacht bis zar anderen 
an rechnen. 

Fahrkosten werden ihm wie dem Arzt (ygL Taxe für die 
Aernte yom 11. März 1908 B. 9 A. Abs. 1) yergütet. 

Endigt oder beginnt das Geschäft (Verrichtang oder Belse) 
während der Nachtzeit, d. h. während der Zeit yon 10 ühr abends 
bis 7 Uhr morgens, so erhält der Kreisarzt aaßerdem ein halbes 
Tagegeld, yoraosgesetzt, daß ihm nicht schon aas anderen Gründen 
(s. Abs. 2) für das Geschäft mehr als ein Tagegeld zasteht. 

19. Wenn am Wohnort des Kreisarztes die in den Ziffern 12, 

18, 14 and 17 genannten Amtsyerrichtangen notwendigerweise 
länger als 6 Standen daaern, oder aber ganz oder zam Teil in die 
Nachtzeit (s. Ziff. 18, Abs. 4) hineinfallen, so hat er dafür aal ein 
halbes Tagegeld Ansprach. 


B ed akt lon; Geh.Med.-BatProlDr.Bapmand,Beg.-a.MeiL-Bat in MindenLW. 

€l 0, InaalMSinL 8Mn.n. Sltill. Ssa.-Ib BsfbuhSiulNNl ln lOaSn. 











B>echtsprechiiiig und Ifedizinal- 

&esetzgebung. 

Beilage gnr Zeitsolirift tür Medizinal-Beamte. 

Nr. 17. 5. September. 1910. 


Rechtsprechung. 

Sehadenenatiklage g^en den Leiter einer Heilanstalt wegen nicht 
genügender Yerwahrnng der mltgebrachten Sachen eines Kranken. Urteil 
des Beichsgerichts (UL Z.-80 vom 1. April 1910. 

Der Verlagsbachhändler E. in Ch. war als angeblich gemeingefäbrUcher 
Qelsteskranker in die Prirat-Heilanstalt ihr Qemfits* and Nervenkranke des 
San.>Bats Dr. E. aafgenommen worden. Sein Portemonnaie mit Inhalt sowie 
die Schlüssel, daranter der Geldschrankschlüssel, worden ihm von den Ange¬ 
stellten der Anstalt abgenommen and seiner Ehefraa übergeben, trotzdem er 
dem widersprach. Die Entmündigang des E. warde demnächst abgelehnt, 
weil er nicht geisteskrank sei. Er behaaptete non, seine Ehelrao, von der er 
inswischen geschieden war, habe aas dem Geldschrank Wertpapiere entwendet 
and den Erlös dafür and das vorhandene Bargeld iür sich verwendet. Er 
verlangte deshalb von dem Dr. E. Erstattang dieser Samme nach Abzng des¬ 
jenigen Betrages, den er seiner Ehefraa za ihrem Unterhalte hätte gewähren 
müssen. Seine i^ge wurde vom Landgericht and vom Kammergericht Berlin 
abgewiesen, vom Beichsgericht dagegen unter nachstehender Begründung 
stattgegeben: 

Der Leiter einer Heilanstalt, welcher die Sachen der aofgenommenen 
Kranken in Verwahrung nehmen, oder, wie es bei Geisteskranken üblich ist, 
den eingelielerten Kranken abnehmen läfit, hat die Verpflichtung, sie für die 
Kranken aafzabewahren, mag er in einem unmittelbaren Vertragsverhältnis 
za dem Kranken stehen oder nicht. Es kann aus dem Umstande, dafl ein 
Dritter die Einlieferang des Kranken veranlaßt und die Kosten des Aufenthidts 
in der Anstalt trägt, nicht etwa gefolgert werden, daß diesem Dritten ein 
Becht auf die Sachen des Kranken zastehe. Dar Leiter der Anstalt kann 
daher über diese Sachen grundsätzlich nur mit Zastimmang des Kranken selbst 
oder, wenn dieser geschäftsanfähig ist, seines gesetzlichen Vertreters verfügen. 
Hierdurch wird freilich nicht aosgeschlossen, daß der Anstaltsleiter als 
anbeaaftragter Geschäftsführer des Kranken über dessen in die Anstalt ge¬ 
brachten Sachen verfügt, insbesondere Sachen vom geringem Werte den Ange¬ 
hörigen des Kranken heraasgibt. Selbst eine entgegenstehende Willens¬ 
erklärung des Kranken braucht ihn hiervon nicht zurückzuhalten, wenn dieser 
gMchäftsunfähig ist oder doch dafür gehalten werden durfte, ln weiterem 
Umfange ist dem Anstaltsleiter das Becht zuzugestehen, im Einvernehmen uüt 
dem Ehegatten des Kranken über dessen Sachen zu verfügen, nämlich soweit 
nach den Bestimmungen des Eherechts dem einen Gatten für den anderen eine 
Vertretungsmacht oder eine Verfügungsgewalt über dessen Vermögen zusteht. 
Danach wird der Ehefraa eines Kragen unbedenklich alles heraasgegeben 
werden dürfen, was diese braucht, um die häusliche Wirtschaft fortzutthren, 
um innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreises die Geschäfte des Mannes für 
diesen zu besorgen und ihn zu vertreten. Die Vertretungsbefugnis der Ehefraa 
ist aber nach § 1857 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auf Ihren häuslichen 
Wirkungskreis beschränkt. Im vorliegenden Falle wird dem Beklagten be¬ 
sonders zum Vorwurf gemacht, daß der Ehefraa des Klägers der Schlüssel zu 
seinem Geldschrank hetausgegeben worden ist. Dies war in der Tat nach 
dem zur Zeit vorliegenden Sachverhalt nicht gerechtfertigt. Ein Becht, über 
den Inhalt dieses Scnrankes zu verfügen, stand der Ehefraa des Klägers umso¬ 
weniger zu, als der Kläger Geschäftsmann war. 

War darnach die Herausgabe dieses Schlüssels nicht gerechtfertigt, so 
sind auch der Beklagte und dessen Angestellte, soweit der Sachverhalt bisher 
festgestelit ist, keineswegs von einem Verschulden freizusprechen. Es liegt 
den Leitern solcher Anstuten, wie der Beklagte sie besitzt, ob, sich jedes 
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nnbereohtlgtea Eingriffs in die Verinteensteclite der nnlgenommenen Kranken 
nn enthalten. Wollen sie die dem Kranken abgenommenen Sachen anderen 
heraosgeben, so darf dies nnr nach gewissenhafter Prttfang der 
Sachlage geschehen. Dafi eine solche PrOfong hier Torgenommen worden 
wtre, dafür fehlt bisher jeder Anhalt. DaS die Sachen des Kranken nicht 
schlechthin den Angenörigen, insbesondere der Ehefrau, heraasgegeben 
werden dürfen, darüber müssen die Leiter solcher Anstalten unterrichtet 
sein. Gerade sie müssen auch notwendig mit der Mügiichkeit rechnen, daS 
die Verhältnisse in der Familie des Geisteskranken zerrüttet sind und die 
Gefahr eines Mißbrauches gegeben ist. 


Sehndenersatsklage wegen angeblleh wlderreehtlleker Frelkelts- 
bemubung durch Dnterbringung In eine Irrenanstalt. Urteil desBeichs- 
gerichts (VI. Z.-S.) vom 26. Mai 1910. 

Die Witwe des San.« Bats Dr. B. in F. war am 80. Juni 1904 auf Ver« 
anlassung des Nerrenarztes Dr. D. in die städtische Irrenanstalt zu F. yer- 
bracht worden und hatte sich yon diesem Tage bis zum 18. Oktober 1904 
daselbst befanden. Sie behauptete nun, daß Dr. D., sowie der Direktor der 
Anstalt Dr. S. und der Anstaits«Oberarzt Dr. W. sich gegen sie durch diese 
Internierung einer yorsätziichen oder mindestens fahrlässigen Freiheitsberaubung 
schuldig gemacht hätten. Sie forderte deshalb, nachdem sie als geheilt ent« 
lassen worden war, im Elagewege Schadenersatz in Hohe yon 3000 M. — unter 
Vorbehalt weiterer Ansprüche. Alle drei Instanzen gelangten zur Klage- 
abweisong. Das Beichsgericht führte aus: 

Dem Arzte als solchem kann ein besonderes Berufsrecht zu 
Eingriffen in die körperliche Integrität oder in ^e Freiheit 
eines Kranken bezw. Geisteskranken nicht zuerkannt werden. An sieh 
muß daher die gegen den Willen des Kranken oder bei dessen Willens« 
Unfähigkeit die ohne Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters yor« 
genommene Entziehung oder Beschränkung der Freiheit als wider¬ 
rechtlich gelten. Jedoch muß auch die Berufs« und Amtsstellung des 
Arztes in Bücksicht genommen werden. Hat der ärztliche Vorstand einer 
Öffentlichen Irrenanstalt eine gegen ihren Willen der Anstalt als geisteskrank 
sageführte Person in die Anstalt aufgenommen und dort zurückbehaiten, so 
wird er einer Schadensersatzklage gegenüber zunächst nicht mehr als darzutnn 
haben, daß die durch Gesetz oder Verwaltungsyorschrift aufgestellten Voraus« 
Setzungen für die zwangsweise Internierung eines Gdsteskranken formell 
erfüllt waren. Dies gilt nun zwar nicht in gleichem Maße yon jedem anderen 
Staatlich approbierten Arzte, der einen Patienten einer Irrenanstalt überweist, 
diesen gewaltsam dorthin verbringt oder verbringen läßt. Immerhin ist auch 
diesem Arzte zur Bechtfertigung seines Eingreifens die Berofung darauf zu 
verstauen, daß triftige Gründe für ihn Vorlagen, die ein solches Vorgehen als 
erforderlich erscheinen ließen, um daß er bei Beachtung der bestehenden Vor¬ 
schriften eine — selbst gewaltsame — Unterbiingung der Kranken in die 
Irrenanstalt für zulässig und geboten erachten durfte; wobei es dann freilich 
noch auf die Zostimmung des gesetzlichen Vertreters oder der Angehörigen 
des Kranken ankommt. — Nach der Verwaltungsordnung der städtischen 
Irrenanstalt zu F. ist die Aufnahme der widerstrebenden Kranken und ihre 
Zurückbehaltung auch mit Gewalt zulässig, wenn nach dem Urteile des 
Arztes der Anstalt dringende Gefahr für die Kranken oder andere yor« 
liegt. Mit diesem „Urteile“ ist ein eigenes, aus der vorläufigen Beobachtung 
des Anstaltsarztes selbst gewonnenes Urteil gemeint, wobei er aber auch Mit- 
tcdlungen Dritter, namentlich vertrauenswürdiger Sachkundiger in Betracht 
ziehen darf. Jedenfalls ist nach der festgestellten Sachlage das Verfahren 
der Anstaltsärzte nicht als widerrechtlich zu bezeichnen. Aber auch der 
Nervenarzt Dr. D. ist nach Lage der Sache vermOge seiner ärztlichen Berufs- 
pflicht und seiner daraus erwachsenen Beziehungen au der Klägerin be¬ 
rechtigt, wenn nicht sogar verpflichtet gewesen, bei Gefahr im 
Verzüge sofort einzagreifen (sie hatte Mitte Mai bereits einen Selbstmord« 
versuch begangen und später schwere Drohungen gegen ihren Gatten aus- 
gestoßen, den sie erschießen wollte). Die weiteren Entschließungen konnte er 
dann ruhig den Anstaltsärzten überlassen. Keinesfalls kann auch ihm vorsäta- 
Uehe, rechtswidrige oder fahrlässige Freiheitsberaubung nur Lut gelegt werden. 
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AigeneBtilhidnag durch Uehertragiug reu Trippergift bei Massage- 
bebaudluBg* Klage auf Sehadenereati als berechtigt auerkaunt* Urteil 
desBeichsgerichts (III. Z.-S.) rom 21. Juni 1910. 

Bei Gelegeaheit einer Haesagebehandlang tob Stirn und Schläfe hatte 
die Beklagte in das linke Auge des Klägers dadurch Trippergift übertragen, 
daß sie Torher onterleibskranke, mit Tripper behaftete Personen behandelt 
und den Erankheitsstoff an ihrer Hand snrOckbehalten hatte. Kläger hatte 
die Sehkraft des Anges eingebttfit and forderte daher Schadenersatz, die ihm 
sowohl Tom Landgericht als Oberlandesgericht zaerkannt wurde. Die gegen 
diese Urteile ebgelegte Berision wurde vom Beichsgericht mit nachstehender 
Begründung surückgewiesen: 

Eine Fahrlässigkeit der Beklagten fiadet das Berufungsgericht in der 
Ton ihm festgestellten Tatsache, daß die Beklagte es an der bei Behandlung 
TOB Kranken absolut erforderlichen intensiTen Beinlichkeit habe fehlen lassen, 
auch selbst gamicht behauptet habe, daß sie in der tob den Ternommenen 
SaehTerständigen beschriebenen Art und Weise reinlich Terfahren sei Ln 
weiteren wird ausgeführt, daß die Beklagte, wenn sie sich der an sie zu 
stellenden hohen Anforderungen an Beinlichkeit bei ihrem Berufe bewußt 
gewesen sei, geradezu friToi gehandelt habe; sei sie sich derselben aber nicht 
bewußt gewesen, so sei ihr auch diese Unkenntnis als Verschulden anzurechnen. 
Die gegen die Annahme einer Fahrläsrigkelt gerichteten Angriffe der BeTision 
siad nicht begründet. Auch wenn die Beklagte keine Kenntnis daTon hatte, 
daß die tob ihr behandelten unterleibskranken Personen mit Gonorrhoe be* 
haftet seien, hätte sie mit der Möglichkeit rechnen und mit Bücksicht darauf 
die erforderliche Vorsicht beobachten müssen. Wäre sie sich aber anderseita 
bei Behandlung des Klägers der hinsichtlich der Beinlichkeit an sie zu 
stellenden Anforderungen nicht bewußt gewesen, so würde ihre Fahrlässig- 
kdt darin bestehen, daß sie die ihr obliegende Berufspflicht der Aufmerksam- 
keit und Sorgfalt Temachlässigt hat. Daß die Beklagte ihre Verpflichtung 
zur Beobachtung größter BeinBchkelt gekannt hat, geht sowohl ans ihren 
eigenen Aussagen, als daraus herror, daß sie einen Eursus in der Massage 
dvchgemacht ha^ jedenfalls lag es ihr ob, sich Tor Behandlung der Kranken 
die enorderliehe Kenntnis zu Torschaffen. 


Medizinal - Gesebgebung. 

Könlgfwetoli Premaimeii« 

. Staatshelhilfen zur Besehaffüng Ton Tum- und Splelgerlten) Spiel- 
plitsea usw. im Dienste der Jugendfürsorge. Banderlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten Tom 8. Juni 1910 — M.d.g.A. 
U. in. B. Nr. 6808 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Neuerdings mehren sich die Anträge Ton Veremen aller Art um Zuwen¬ 
dungen Ton Staatsmitteln zur Beschaffung Ton Turn- und Spielgeräten, tob 
Spicuplätzen pp. im Dienste der Jugendfürsorge durch gesunde Leibesübungen. 

Ich sehe darin ein erfreuliches Zeichen wachsenden Verständnisses für 
die Torliegende wichtige Aufgabe und bin nach wie Tor gern bereit, diese 
BMtrebungen nach Möglichkeit zu unterstützen. Die Terfügbaren Mittel sind 
jedoch TOrhältnismäßig gering, sodaß schon deshalb eine eingehende Prüfung 
der Anträge Tor ihrer Weitergabe an mich notwendig ist. 

Wie es in einzelnen Begierungsbezirken bereits geschieht, wird bei der 
Prüfung unter anderem regelmäßig festzustellen sein, wie der Verein sich 
bisher schon bei der körperlichen, sittlichen und Taterländischen Erziehung 
der Jagend betätigt hat und ob er in der Lage ist, die Ton ihm übernommene 
Aufgabe auch weiterhin zu erfüllen. Wichtig für die Entscheidung ist ferner, 
auf wie hoch sich die Zahl der jugendlichen Mitglieder beläuft, ob dem Verein 
nicht eine Schultumhalle oder eine andere geeignete Bäumlichkeit zur Be- 
BUtzung überwiesen werden kann und welcher Weise sich Verein, Gemeinde 
und Kreis an der Aufbringung der fraglichen Kosten zu beteiligen gedenken. 
Gelegentlich kann auch in Frage kommen, die erforderliche Beihilfe nicht dem 
Vereine, sondern der betreffenden Gemeinde mit der Auflage zu überweisen, 
die daraus zu beschaffenden Tum- und Spielgeräte auch dem Verein zur 
Benutzung zu übnlasseu. 
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Schliefilich ist es im Interesse der Sache notwendig, einer Zersplitternng 
der Kräfte tunlichst Tonnbeogen. Bei Neagrttndong ist daher das Bedttrfnis 
an prüfen, be?or die Gewährung Ton Staatsbeihilfen zur ihrer Forderung 
befttrwortet wird. 

Ew. Hoch wohlgeboren ersuche ich ergebenst, in Berichten zu Unter* 
sttttzungsgesuchen der gedachten Art die angedeuteten Gesichtspunkte, sofern 
es nicht bisher schon geschehen ist, gefälligst kttnftig zu beachten. 

/ Lelbesftbungen lnTolkssehulen. Bunderlaß des Ministers der 
usw. Medizinaiangelegenheiten Tom 13. Juni 1910 — M. d.g.A. 
U. III B. 6339. ü. III A. U. UI U. U. — an sämtliche KOnigL ProTinzialschnl- 
koliegien und Begierungen. 

Nach Anhörung der Königlichen PioTinzial*Schnlkollegien und Begie* 
rungen bestimme ich was folgt: 

L Wie bisher schon in den höheren Lehranstalten, Seminaren und 
Mittelschulen, so sind nunmehr auch auf der Mittel* und Oberstufe der Volks* 
schulen für Leibesttbungen grundsätzlich drei verbindliche Wochenstunden 
anzusetzen. 

Die Vermehrung der Tumzeit um eine Wochenstunde soll besonders 
den volkstttmlichen Uebungen, Bewegungsspielen, Tummärschen und anderen 
Leibesttbungen im Freien (Eislauf, Bodeln und dergl.) zugute kommen nach 
Maßgabe des Erlasses vom 27. Januar 1909 — U. lU. B. 40 — (Zentralblatt 
S. 241 ff.), auf dessen verständnisTolle und folgerichtige Durchftthrnng ich 
großen Wert lege. Wo seitens der Schulunterhaltungspflichtigen fttr die 
ErteUung von Schwimmunteriicht an die Schulkinder gesorgt wird, wie es in 
dankenswerter Weise schon mehrfach geschieht, kOnnen fttr die Dauer dieses 
Unterrichts hierzu auch fttr das Turnen angosetzte Stunden benutzt werden. 

Die erweiterte Tarnzeit kann aber ihren Zweck, der Steigerung unserer 
Volkskraft im Sinne des erwähnten Erlasses zu dienen, nur dann erreichen, 
wenn sie ohne Ueberlastung der Jugend eingeftthrt wird. Insonderheit darf 
die jetzige Gesamtzahl der Unterrichtsstunden in der Volksschule dadurdi 
nicht yermehrt werden. Es ist daher von der bisherigen Unterrichtszeit eine 
fttr den Deutschunterricht einschließlich Schonschreiben bestimmte Stunde 
zugunsten des Turnens abzusetzen. Damit diese Kttrzung der Stundenzahl 
ni<mt etwa eine Schädigung des fttr die Volksschule ganz besonders bedeut¬ 
samen Unterrichts im Deutschen herbeiftthre, erwarte ich, daß in allen 
Lehrfächern die Möglichkeit, die sprachliche Entwickelung, insonderheit ^e 
Fertigkeit im selbständigen mttndlichen und schriftlichen Ausdruck, durch 
zweckentsprechenden Betrieb zu fordern, noch nachdrttcklicher als bisW 
benutzt wird (rergl. Erlaß vom 81. Januar 1908 — U. III A. 8198. U. lU). Da 
die Stoffe für die deutschen Aufsätze vielfach ans den Bealien, auch ans der 
biblischen Geschichte genommen werden, so steht nichts im Wege, ihre Vor¬ 
bereitung fttr die schriftliche Bearbeitung in angemessenem Wechsel, 
nötigenfalls in der betreffenden Bealien* oder Beligionsstnnde zu erledigen. 
Endlich ist diejenige Zeit, in welcher der stundenplanmäßige Tumnnterridit 
wegen zu nngttnstiger Witterung ausfallen muß, zur Förderung des Deutschen 
zu verwenden, wenn nicht besondere Hindernisse dem entgegenstehen. 

In den Halbtagsschulen, in denen bisher nur 1—l*/t Stunde fttr verbind¬ 
lichen Turnunterricht verwendet werden konnte, wird diese Zeit auf 1'/«—ß 
Standen oder besser auf 8—4 halbe Stunden zu vermehren sein. Hierzu 
reten die nachstehend unter II aufgeftthrten täglichen Uebungen. 

Wo die besonderen Verhältnisse einer Scttule es notwendig erscheinen 
lassen, die bisherige Tarnzeit einstweilen beizubehalten, kann die Königliche 
Begierung sich als ermächtigt ansehen, die erforderliche Genehmigung zu 
erteilen. Binnen Jahresfrist erwarte ich die Einreichung einer Uebersicht 
ttber diese Fälle mit Angabe der Gründe fttr die Beibehandlung der bisherigen 
Tumzeit und mit Bezeichnung des Zeitpunktes, zu dem diese Gründe vomuz* 
siehtlich in Wegfall kommen werden. 

II. Infolge des Erlasses vom 7. Juni 1907 — U. UI B. 1167. U. U. 
U. ni. U. UI. D. M. — sind in Schulen aller Art Versuche angestelit worden, 
durch geordnete Vornabme gewisser Freiübungen nachteilige Folgen 
des anhaltenden Sitzens der Schüler und Schülerinnen nach Möglieueit 
vorzubeugen. Die Uebungen sollten die Atmung vertiefen, ^e Verdauung 
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uid den Blatamlnnf beleben, die Halinng Terbeesern helfen and so weiter, 
and waren diesen verschiedenen Zwecken entsprechend aasgew&hlt and 
nsammengestellt. 

Die damit gemachten Erfahmngen sind fast durchweg sehr erfrenlich. 
Fast ttberali ist ein gttnstiger Einflafi der üebnngen aaf die Hidtnog sowie 
die körperliche and geistige Frische and Regsamkeit der Schfller festgestellt 
worden. Qegenttber Lesern aach fttr den Erfolg der Unterrichtsarbeit 
nicht unwesentlichen Gewinne kann der verhältnismäßig sehr geringe Zeit* 
verlast nicht ins Gewicht fallen, zamal da er durch angemessene Verteilong 
auf die einzelnen Lehrstunden des betreffenden Tages noch weniger fühlbar 

{ gemacht werden kann. Vielfach geäußerten Wünschen entsprechend bestimme 
ch daher, daß in allen Schalen an den Tagen, an denen Turnunterricht oder 
Tamspiele nicht stattflnden, 5—10 Minuten lang „üebungen für das tägliche 
Tarnen* im Sinne des §24 (S. 88 ff.) der Anleitung für das Knabenturnen 
vorgenommen werden. Hiervon ist jedoch in denjenigen Schalen ganz oder 
teilweise abzusehen, in denen ihrer zweckdienlichen Ausführung persönliche, 
räumliche oder sonstige Hindernisse entgegenstehen, sofern und solange diese 
von der zuständigen Schulaufsichtsbehörde als erheblich anerkannt werden. 
Eine Uebersicht über diese Schalen mit den Angaben wie za I ist mir binnen 
Jahresfrist vorzulegen. 

Im einzelnen bemerke ich noch folgendes: 

1. Es ist im Freien za üben; im geschlossenen Baume nur nach gründ¬ 
licher Lüftung. 

2. Im Klassenzimmer sind alle Uebongen aaszascheiden, darch die 
Staub aufgewirbelt wird, üebungen im Stehen oder Liegen auf den Bänken 
sind zu vermeiden. 

3. Voranssetzung für den Erfolg ist sachgemäße Aasführong der 
üebnngen unter Anleitung za richtiger Atemführung. Sie sind hoher im 
Tarnanterricht hinreichend vorzubereiten and geläußg zu machen. 

4. Es ist nicht unmittelbar nach dem Frühstück zu üben. 

5. Die Üebungen sind nicht in den Pausen zu legen, da diese zu freier 
Bewegung and Erholung bestimmt und im Interesse der Gesundheit und 
Kräftigang der Schüler nicht zu verkürzen sind. Am zweckmäßigsten werden 
sie vor einer Pause vorgenommen, sodaß diese unmittelbar anscbließt. In 
vielen Berichten wird die Zeit nach der 8. oder 4. Lektion als besonders 
geeignet bezeichnet. 

6. Mit besonderem Eifer and Erfolg ist nach den vorgelegten Berichten 
an den Anstalten geübt worden, wo Anstaltslehrer selbst mitgeübt haben. 

III. Für alle Schulgattungen bleibt es die vornehmste Aufgabe des 
Turnanterrichts, durch einen möglichst anregenden Betrieb die Betätigung in 
gesunden Körperübungen der Jagend zum unverlierbaren Bedürfnis und za 
einer auch freiwiilig außerhalb der Pdichtstunden und über die Scholentlassong 
hinaas gern geübten Lebensgewohnheit zu machen. Die Einrichtung freier 
Spielständen oder Spielnachmittage im Sinne des Erlasses vom 27. Januar 
1909 — U. III B. 40. U. III A. U. II. — ist hiernach tunlichst zu fördern. 

Die Königliche Regierung beauftrage ich, hiernach das Erforderliche 
schleanigst za veranlassen, damit die Bestimmungen zu I und U tunlichst 
bald, spätestens aber nach den bevorstehenden Sommerferien in Kraft treten 
können. 


Beaufiiiehtigang der Fürsorgeanstalten* Randerlaß der Minister 
Ces Innern und der asw. Medizinalangelegenheiten vom 12. Mai 
1910 — M. d. I. S. Nr. 915, Min. d. g. A. M. HL A. Nr. 637 M. — an sämt¬ 
liche Herren Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten und die Königlichen Re¬ 
gierungen, Abteilungen für Kirchen- und Schulsachen. 

Durch unseren Erlaß vom 18. Dezember 1900 ist darauf hingewiesen 
worden, die ordnungsmäßige und zweckentsprechende Handhabung des Ge¬ 
setzes über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900 auf das 
sorgfältigste zu überwachen und dsiß diese üeherwachung wesentlich in der 
Hand der Herren Oberpräsidenten liege. Da die überwiegende Mehrzahl der 
Zöglinge, weiche einer Anstiütserziehung bedürftig sind, nicht in Provinzial- 
erziehungsanstaiten, sondern in sonstigen kommunalen, in kirchlichen oder 
privaten Erzidiangsanstalten vielfach mit anderen aaf öffentliche Kosten za 
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enteilenden oder ron der freien Liebest&tigkeit dort Tenorgten Jngendli c li en 
nntergebreeht worden ist, so heben bei der Beenlsichtignng dieser Anstelten 
neben den Oberprisidenten noch yerschiedene endere Behörden mitsnwirken. 
Es kommen folgende gesetzliche Vorschriften in Betrecht: 

1. Die Aufsicht Aber die Proyinzielenstelten liegt den Oberprisi¬ 
denten enf Qrond der Bestimmongen der Provinzielordnnngen and des § 20 
des Fflrsorgeerziehangsgesetzes ob. Durch den Allerhöchsten Erleß yon 
12. Mei 1897 (Gesetzsem^ 8. 227) ist dem Oberprisidenten euch die gesnnd- 
heitspolizliche Aufsicht Aber eile Proyinzieleiistelten und die Hchulenfsicht 
Aber die Proyinzielzwengserziehangsenstelten Abertregen worden. 

2. Die Abrigen Brziehungsenstelten, ohne BAcksicbt derenf, ob sie 
kommunele, kirchliche oder priyete sind, unterliegen nech § 2 Nr. 6 und § 18d 
der Begierungsinstruktion yom 28. Oktober 1817 in Verbindung mit D 11 Nr. 2 
der Allerhöchsten Eabinettsordie yom 81. Dezember 1825 der AufUeht der 
Königlichen Begierung, Abteilung lAr Kirchen- und 8ehnlwesen. 

Bei der Bezufsichtis^ng sind die Vorschriften der Allerhöchsten Kn* 
binettsordre yom 10. Juni 1834 und der 8taat8ministerteUnstraktion yom 81. De¬ 
zember 1889 zu beachten (Vergl. auch § 17 Abs. 8 des FArsorgeerziehangs- 
gesetzes und Entscb. des 0. V. G., Bd. 48, 8. 428 ff.). 

Neben den Begiernngen haben noch folgende Behörden staatliche Anf- 
sichtsbefugnisse auszuAben: 

a) wenn es sich um die yon katholischen Orden und Kongregationen gelei¬ 
teten Waisenanstalten, Bettungsanstalten, Asyle usw« handelt, der Be- 
giernngspräsident. [Artikel 6 des Gesetzes, betr. Ab&nderung der 
kirchenpolitiscben Gesetze yom 14. Juli 1880 (GesetzsammL 8. 285), Art. 18 
des Gesetzes, betr. die Ab&nderung der kirchenpolitiscben Gesetze yom 
21. Mai 1886 (Gesetzsamml. 8. 147) und Artikel 5 des Gesetzes, betr. die 
Abänderung der kirchenpolitischen Gesetze yom 29. AprU 1887 (Gesets- 
sammL 8. 127)], 

b) wenn es sich um katholisch-kirchliche Einrichtungen oder 8tiftungen 
handelt, deren Verwaltung den Kirchenyorst&nden zustebt (§ 8 Nr. 2 und 
4 des Gesetzes yom 20. Juni 1875, Gesetzsamml. 8.241), der Begier nngs 
pr&sident (Artikel 1 Nr. 8 der AUerh. Verordnung yom 80. Janna 
1893, Gesetzsamml. 8. 18), 

e) wenn es sich um katholisch‘kirchliche Einrichtungen oder 8tiftangen 
handelt, welche unter § 1 des Gesetzes yom 5. Juni 1876 (Gesetzsamml. 
8.149) fallen, der Oberpr&sident (AUerh. Verordn, yom 80. Januar 1898, 
Art. 1, Nr. 4), 

d) wenn es sich um Anstalten mit besonderer juristischer PeraOnUchkeit 
handelt, die jeweilige staatliche AnteichtsbehOrde. 

Die Aufsicht Aber den FortbUdungsunterrlcht steht in alten Anstalten 
dem Begierungspr&sidenten zu. 

üeber die unter 2 genannten Anstalten steht auch den Oberprisidenten 
ein Aufsichts- und Beyisionsrecht < zu, soweit aioh FflrsorgezOglinge in ihnen 
befinden (§ 90 F. E. G.). 

In der Lokalinstanz unterUegen die Waisenhiuser, Bettungsanstalten 
und Kleinkinderbewahranstalten in gesundhelUicher Beziehung der üeber- 
wacbung durch den Kreisarzt. Die Zwaugserziehungsanstaltender Proyinzial« 
yerb&nde hat er nur auf Grund besonderen Auftrags einer Besichtigung zu 
unterziehen (§ 94 der Dienstanweisung fAr die Kreisärzte yom 1. Septbr. 1909). 

EndUch haben die Kreisschalinspektoren das Becht, in den Erziehungs¬ 
anstalten den Unterricht zu reyidieren. 

Bei dieser großen Zahl yon Behörden, die zur Wahrnehmung der 8taats- 
aufsicht berechtigt und yerpfiichtet sind, Uegt die Gefahr einer gewissen 
BegeUosigkeit in der Handhabung dieses ^chts und einer Beunruhigung der 
Anstalten jenenfalls dann yor, wenn die Örtlichen Beyisionen yon den dazu 
Berechtigten unabhängig yon einander zu den yerschiedensten Zeiten yorge- 
nommea werden. Um äes zu yerhAten und die Beyisionen einheitlicher und 
nutzbringend zu gestalten, bestimmen wir folgendes: 

^ 1. Die Oberpräside'nten nehmen das ihnen zustehende Aufsichts- und 
Beyisionsrecht Aber die kommunalständisohen Anstalten wie bisher unter zeit- 
weiser Heranziehung der Begierungs- und Mediziaalräte und Begie- 
rungs- und Gewerbescbulr&te wahr. 
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2. Die Beriaion der übrigen Anstalten iat in der Begel von dem Eom- 
miaaar der Begiernagen nnd des Begiernngsprisidenten Torznuehmen. Befinden 
sich in aolcben Anstalten Fttrsorgezöglinge, so ist dem Oberpräsidenten yon 
der beabsichtigten Bevision Mitteiinng zn machen, damit er seinen Kommissar 
beteiligen kann. Dem Oberpräsidenten bleibt ttberlassen, die ProvinzialTer« 
widtnng zn benachrichtigen, damit auch deren Beferent der Bevision bei* 
wohnen kann. 

Die Beyirion hat regelmäßig, mindestens aber einmal im Jahre statt* 
nfinden. 

8. Die den Kreisärzten nnd Krdsschnlinspektoren obliegenden Beyi* 
sionen sind Ton diesen einmal im Jahre yorznnehmen. Sie haben, soweit nicht 
Gefahr im Verznge ist, sich selbständiger Anordnungen mbglichst zn enthalten 
nnd Aber das Ergebnis ihrer Besichtigung dem Begiernngspräsidenten bezw. der 
Königlichen Begiemng Bericht zn erstatten. Von diesen Stellen wird die Ab* 
Stellung etwaiger als begründet anerkannter Erinnerungen yeranlaßt. Sofern 
die Berichte hierzu Anlaß bieten, sind der Begiernngs* nnd Medizinalrat, 
der Begiernngs* nnd Schulrat oder der Begiernngs- nnd Gewerbe* 
schnlrat mit einer Örtlichen Nachprüfnng zn beantragen. 

4. Im Bedarfsfälle ist zur Prüfung baolicher Mängel der Anstalten der 
Kreisbaninspektor heranznzieben. 

6. Es wird sich empfehlen, die Bearbeitung der Fürsorgeerziehnngsacben, 
der Fortbildnngsschnlsachen, soweit sie dem Verwaltnngsreferenten obliegt, 
sowie der Angelegenheiten der katholischen Orden nnd Kongregationen, die 
znr Zuständigkeit des Begiernngspräsidenten gehOrt, nnd die Bearbeitung der 
Angelegenheiten der Erziehungsanstalten, die bei den zweiten Abteilungen der 
Begiernngen erfolgt,soweit angängig, in die Hand eines Dezernenten zn 
legen. Ihm würden auch die äe Fürsorge für die nicht gefährdete Jngend 
betreffenden Sachen zu überweisen sein. Ob es sich empfiehlt, demselben De* 
zementen auch die Bearbeitung der Strafanstaltssachen (Fürsorge für ent* 
lassene SträQinge) zu übertragen, bitte ich zn erwägen. 

Mit der Bearbeitung sind sowohl bei den Oberpräsidien, wie bei den 
Begiernngen Besmte zu betrauen, die möglichst bereits Erfahrungen auf dem 
Gebiete der Jugendfürsorge gesammelt haben, für dasselbe Interesse besitzen 
nnd yon denen angenommen werden kann, daß sie längere Zeit bei der Be* 
hOrde yerbleiben. 

Für die Handhabung des Anlsichtsrechts bleiben die Vorschriften des 
Fürsorgeerziehnngsgesetzes nebst Ansfühmnffsbestimmnngen nnd der Staats* 
ministerialinstruktion yom 81. Dezember 1839 maßgebend. Als leitender Ge* 
sichtspnnkt für die stets nnyermutet vorzunehmenden Beyisionen ist 
festznhalten, daß sie zwar sorgfältig nnd gründlich zn erfolgen haben, daß ihr 
Zweck aber nicht sein kann nnd darf, den Anstalten durch kleinliche Erin* 
nemngen die Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben zn erschweren, son* 
dem daß auch der Beyisor znr Forderung der yon ihm zn überwachenden 
Tätigkeit berufen ist. Alles Schematisieren ist zn yermeiden. Es darf nie* 
mals ans dem Auge gelassen werden, daß in der Vielheit nnd Verschiedenheit 
der Anstalten ein außerordentlich wertTolles Mittel liegt, um den mannigfachen 
Forderungen, die namentlich die Fürsorgeerziehung stellt, gerecht zn werden. 
Die der einzelnen Anstalt angewiesene Spezialanfgabe nnd die zn ihrer LOsnng 
angewendeten Mittel zn erkennen, mnß das Streben der Beyisoren sein. Werden 
Gesetzwidrigkeiten oder sonstige Mißstände festgestellt, so ist ihre Abstellnng 
mit Nachdruck zn fordern nnd wenn nOtig, eine ungeeignete Anstalt zn schließen. 

Sofern die Schließung einer Ordensanstalt in Frage kommt, ist yor wei¬ 
terem den Ministem des Inneren nnd der geistlichen Angelegenheiten Bericht 
zn erstatten. Die Mittel zn diesen Maßnahmen bieten die Staatsministerial* 
instraktion yon 1839 (§7) nnd der § 48 der Verordnung wegen yerbesserter 
Einrichtung der Proyinzial-Polizei- nnd FinanzbehOrden vom 26. Dezember 1808 
(Gesetzsamml. 1817, S. 282). Besondere Aufmerksamkeit ist der Handhabung 
der disziplinären Strafgewalt nnd dem Erziehnngspersonal znzn* 
wenden. In ersterer Hinsicht ist die Führung yon Strafregistern, die Zahl, Ort 
nnd Dauer der yerhängten Disziplinarstralen enthalten, zn fordern. In letzterer 
Hinsicht sind die Vorbildung nnd Brauchbarkeit der Erzieher, Lehrer und 
Leiter namentlich bei der Nengenehmignng yon Anstalten sorgsam zn prüfen 
(§ 7 der Staatsministerüüinstmktion yom 81. Dezember 1839). 
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In gldeher Weise muß der Berufongsansbildung der SohnleatUBseneB 
ebgebende Beachtung geschenkt werden. Als Anhaltspunkte fflr die Revi¬ 
sionen kann das anliegende Mnster verwendet werden, ln dem Anhang daiu 
sind einige Normalfordemngen anfgestellt, deren Erfflllnng bei den eiuMlnen 
Anstalten allmählich anznstreben ist. 

Wir erwarten, daß alle dazu bernfenen Behörden sich eine zweckent¬ 
sprechende Handhabung des Anfsichtsrechts angelegen sein lassen und durch 
vertrauensvolles Zusammenarbeiten mit den der Aufsicht unterliegenden Stellen 
dazu beitragen, der schntzbedtlrftigen Jugend die Wege zu einem geordneten 
Leben zu ebnen. 

ünbertthrt bleibt, wie wir noch besonders bemerken, das Recht der zur 
Ansftthrong der Fttrsorgegesetzes verpflichteten Kommnnalverbände, die An¬ 
stalten, Familien, Dienst- oder Lehrstellen, in denen sie FflrsorgeaSglinge 
nntergebracht haben, selbständig zu besichtigen. 

(ärandefttse fflr die Beslolitigiiiig dev BrnlAhiuigannetnlteii. 

Bei Besichtigung der Erziehungsanstalten, in denen Fflrsorgezög- 
linge untergebracht sind, ist vor allem zu prüfen, ob die Vorschrmen u 
Nr. Vb der AusführnngsbesUmmungen zum Fflrsorgeerziehungsgesetz genügt ist. 

Für die Besichtigung aller der staatlichen Aufsicht unterliegenden 
Anstalten fan einzelnen können folgende Grundsätze als Anhalt dienen: 

1. Gebäude. Die bau- uud feuerpolizeilichen Vorschriften müssen 
genau beachtet sein. 

2. BenutznngderBäume. Kellergeschosse dürfen weder als Wohn- 
und Schlafräume fflr die Zöglinge, noch als Arrestlokale benutzt werden; als 
Arbeitsränme nur ausnahmsweise und wenn sie den gewerbepolizeilichen Vor¬ 
schriften entsprechen. Waschküchen darin anznlegen, ist zu vermeiden. 

8. Wohn-, Schlaf- und Schulräume. Fflr die Zöglinge müssen 
besondere Bäume für den Aufenthalt bei Tage und besondere S^lafräume 
vorhanden sein. In den Tagränmen können die Zöglinge auch mit staubfrelea 
Arbeiten beschäftigt werden, fflr Handwerksarbeiten müssen besonnere Werk¬ 
stätten eingerichtet sein. Die Größe der Tagränme muß so bemessen sein, 
daß auf den Zögling mindestens 8 qm und 10 cbm entfallen. 

Schlafräume dflrfen in Dachgeschossen nur angelegt sein, wenn 
diese vollständig ausgebaut und feuersicher sind, die Größe muß auf min¬ 
destens 8 qm und 10 cbm für den Zögling bemessen sein. Oefen in den Schlaf- 
räumen müssen so anfgestellt sein, daß sie von außen geheizt werden und 
Kohlengase in den Schlafranm nicht entweichen lassen. 

Schulräume müssen vorhanden sein, wenn die Zöulinge Unterricht 
in der Anstalt erhalten; sie sollen den für die Volksschule Wtehenden Vor¬ 
schriften entsprechen. 

4. Nebenanlagen. Aborte liegen am zweckmäßigsten außerhalb 
des Hauptgebäudes, aber von diesem zugänglich. Zahl der Abortsitze und 
Abortstände ist nach den für die Volksschule gegebenen Vorschriften zu be¬ 
messen. In jedem Schlafsaal muß ein Abortsitz für den Gebrauch während der 
Nacht vorhanden sein. Sind Spül- und Aborte nicht vorhanden, so muß auf An¬ 
lage, Dichtung und Entleerung der Gruben besondere Sorgfalt verwendet werden. 

Wasch- und Badeeinrichtnng. Sind feststehende Waschbecken 
mit Wasserzuflaß und Abfluß vorhanden, so genügt eins für höchstens 6 Zög¬ 
linge, andernfalls soll jeder ZögUng sein eigenes Waschbecken haben. Ferner 
mu jeder Zögling sein eigenes Handtuch, Seifenstück und Lappen, Wasserglas 
zum Mundspülen, Znahnbürste und Kamm haben. 

Jede Anstalt muß mindestens eine Badewanne und soviel Brausen haben, 
daß sämtliche Zöglinge ln einem oder zwei Tagen gebadet werden können. 
Jede Woche erhält jeder Zögling mindestens ein Bad. Es ist erwünscht, daß 
die Zöglinge im Sommer Freibäder nehmen. 

5. Wirtschaftliche Anlagen. Viehställe müssen in angemessener 
Entfernung vom Hauptgebäude liegen, Düngerstellen gedichtet und soweit von 
dem Brunnen entfernt sein, dcß diese nicht verunreinigt werden. 

Ist die Anstalt nicht an die Ortswasserleitnng angescblossen, so ist eine 
Hnuswasserieitnng, deren Behälter durch Pumpen mit Handbetrieb ans den 
Anstaltsbrunnen gefüllt werden, schon mit Rücksicht auf die Feuersicherhdt 
erwünscht. 

Feld- und -Gartenland soll so ausreichend vorhanden sein, daß die ZOg- 
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lioge wenigstens für einige Standen |sm Tage im Freien besohältigt werden 
können. 

Kooli* and Wasohkttchen nebst ZabehOr soiien so eingerichtet 
sein, dafi sie namentlich iQr Mädchen som haaswirtschaftlichen Unterricht 
dienen kOnnen. 

6. Verpilegang. Fflr jede Anstalt soll eine Eostordnong eelten, 
iOr welche die der staatliehen oder Provinzial-Ersiehangsanstalten lüs Anhalt 
dienen kann. Die ZOglinge sollen 5 mal am Tage Essen bis zur Sättigung 
bekommen. Kranke oder schwädüiche Kinder erhalten besondere Kost natm 
Anordnung des Arztes. 

7. Kleidung, Lagerung. Die ZOglinge sollen doppelte Kleidung 
haben fttr Sonntag und Werktag; im Winter wärmer als im Sommer. Leib« 
Wäsche und Handtuch wird wöchentlich, Bettwäsche mindestens alle 8 Wochen 
gewechselt. 

8. Spiel- und Turnplatz. Ein ausreichend bemessener Spielplatz 
mit einfachen Turngeräten, wie sie fttr die Yolksschule ttblich sbd, muS vor¬ 
handen sein. 

9. Erziehung. AuBer dem Leiter der Anstalt soll auf etwa 10—16 
ZOglinge ein Erzieher vorhanden sein. Fttr den Unterricht gelten die Lehr- 
plue der Volksschule, oder die fttr die Fortbildnngsschulen aufsustellenden 
besonderen Lehrpläne. Die ZOglinge mttssen regelmäßig am Gottesdienst teil¬ 
nehmen, fttr Eonllrmandennnterricht oder Vorbereitung zur ersten heiligen 
Kommunion durch Geistliche maß gesorgt sein. 

10. Gesundheitspflege. Die Anstalt muß unter ärztlicher 
Ueberwachung stehen; Bäume zur Unterbringung erkrankter ZOglinge mttssen 
vorgesehen sein; es ist erwttnscht, daß von den Erziehern einer in der Kranken¬ 
pflege ausgebildet ist. 

Nledezaolurlfl Aber die Revision der Fflrsorgeernleliiingsnnntalt 

in.Kreis. 

durch die Herren. 


JL. Allgemeines. 

I. Art der Anstalt: 
(Unterhaltungspflicht, Staats-, Kom¬ 
munal-, Provinzial-, Vereinsanstalt, 
Zusammensetzung des Vorstandes.) 
IL Große der Anstalt: 

a. Aufnahmefähigkeit,' 

b. Zahl der vorhandenen ZOglinge 
ttberhanpl, 

e. der FttrsorgezOelinge. 

IIL Art der ZOglinge (zu a.und 
b. in Klammem die Zahl der Fttr- 
sorsezOglinge): 

a. dem Alter nach. Zahl der 

1) schulpflichtigen, 

2) schulentlassenen. 

b. dem Geschlecht nach. Zahl der 

1) männlichen, 

8) weiblichen. 

& der Konfession nach 
d) nach den unterzubrlngendenEom- 
munalverbänden. 

IV. Lage der Anstalt: 

V. Bei Kommnnalanstaiten. 

Ist die räumliche und sachliche Tren¬ 
nung von Landarmen- und Arbeits¬ 
häusern gewahrt P 

VL Hohe des PflegegeldesP 

B. Aenssere Besohaffenlielt oad 
Blnrlclitang der Anstalt. 

I. Baulicher Zustand, 
a. Wohn-. Schlaf- und Schulräome. 


1. Zustand der Fußboden, 
Wände, Decken, Fenster pp. 

2. Kubischer Durchschnittslult- 
ranm pro Kopf der Bewohner. 

8. Heizung und Lttftung, 

4. Ausstattung der Bäume, ins¬ 
besondere Sauberkeit. 

Behaglichkeit 

6. Isolierräume fflr ansteckende 
Kranke. 

6. Feuersicherheit. 

7. Sind die Bäume fflr männliche 
und weibliche ZOglinge ge¬ 
trennt P 

b. Wascbgelegenheit und Badeein- 
richtung. 

c. Kflchenanlagen. 

d. Aborte und Entfernung der Ab¬ 
fallstoffe. 

e. Wasserversorgung und Entwässe¬ 
rung. 

f. Spielplätze, Lage, GrOße. 
Zweckmäßigkeit pp. 

IL Landwirtschaft und Werk¬ 
stätten. 

a. Große von Garten und Feld. 

b. Viehstand. 

0. Art und Einrichtung der Werk¬ 
stätten. 

III. Betten, Kleider u. Wäsche- 
bestände. 

IV. Prflfung des Essens, 
a. Wochenspeisezettd. 
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b. Zabereitong der Speisen and Kost« 
probe. 

e. Prflfong der Torhudenen Vorrite. 

0. Innere Elnrlolitang nnd Or¬ 
ganisation der Anstalt. 

L Beamte und Angestellte der 
Anstalt. 

a. Leiter. Vorbildungen desselben. 

b. Arst nnd Geistli^er. 

c. Weiteies Ersiebnngs« nnd Anl- 
sicbtspersonal: 

1. Zahl, Geschlecht, Alter. 

2. Vorbildung pp. 

d. Wirtschaftspersonal. 

IL Organisation der Anstalt. 

a. Instruktionen allgemeiner Art an 
Beamte oder Zöglinge. 

b. Tageseinteilung im Sommer. 

im Winter. 

e. Unterricht: 

1. Volksschulnnterricht für 
schulpflichtige 
schulentlassene Zöglinge 

2. Handfertigkeit besw. Hand« 
arbeits« nnd hauswirtschaft- 
lieber Unterricht. 

d. BeschSftignng außerhalb des 
Unterrichts: 

1. in der Landwirtschaft. 

2. im Gewerbe. 

e. Freistunden: 

1. Tomen und Spielen. 

2. Singen nnd Hnsiiieren. 

1 Gottesdienst und Sbelsorge. 

g. Lektüre und deren Benutsnng. 
Ist namentlich auch gute welt¬ 
liche Lektüre in ausreichendem 
Maße TorhandenP 

h. Maßregeln sur Gesundheitspflege: 

1. ürstliche Kontrolle. 

2. Zahnpflege. 

8. Baden: fan Sommer. 

im Winter. 

L Strafen und Straflisten. 

(Strafarten, wer rerhängt sieP) 
k. Ist bei gerichtlichen Strafen 
Strafaufschub bewilligt? 

L Behandlung der Briefe. 
Fluchtversuche. 

D. Die ZOgllnge. 

L Aeußerer Eindruck, insbeson¬ 
dere: 


a. EraShrungssnstand. 
Gewichtstabellen. 

b. Kleidung nnd Beinlichkeit. 

0. Gesundheitssnstand, namentlich 
Tuberkulose. 

Ergebnisse der Prüfung im ein¬ 
zelnen, ob notwendig 

1. Trennung von den anderen 
Zöglingen, wenigstens hin¬ 
sichtlich der Schlafräume. 

2. Behandlung durch Spezial- 
ürzte, namentlich etlraige 
Untersuchung geistig anor¬ 
maler Zöglinge. 

8. Klinische Behandlung. 

4. Zus&tze zur Nahrung. 

6. Aufnahme in ein Bad. 

II. Geistige und Gemütsver¬ 
fassung der Zöglinge. 

a. Allgemebes Verhalten der Zög¬ 
linge (offen, scheu, gedrückt pp.). 

b. Wissenszustand. 

c. Mängel im einzelnen und even¬ 
tuelle Abhilfe. 

d. Ist bei den Zöglingen Familien¬ 
pflege am Platze? 
Durchschnittliche Dauer des An- 
BtaltsanfentlialtB P 

0. Wiewiel Zöglinge sind außerhalb 
der Anstalt untergebraobt? 

a. in Familienpflege, 

b. im Landwirtschafts- und Gesinde¬ 
dienst, 

c. im Handwerk 

als Lehrlinge,* 
als Gesellen, 

d. im Handel. 

e. Lohnverhältnisse (bleiben die 
Löhne hinter denen anderer Ar¬ 
beiter zurück?): 

7. Verbindung mit den Auswärtigen 
(Teilnahme an Anstaltsfesten, Be¬ 
suche, Briefe pp.). 

8. Etwaige Erfahrangen hinsiehtlioh 
der Enolge. 

9. Ans welchen Kreisen werden die 
Fürsorger genommen? 

10. Werden sie durch Besprechungen 
für ihr Amt interessiert? 

(etwa gelegentlich der Waisenrats- 
versan^ungen?) 

B. Beeondove Yorkommaleae n. 
Bemerktmgea. 


/ Ausstellung veu Leiehenplssen. Bunderlaß der Minister der 
nsw. Medizinalangelegenheiten nnd des Innern vom 81. Juli 
1910 — M. d. g. A. M. 2086, M. d. I. Ud 2162 — an sämtUche Herren 
Begiemngspräsidenten. 

Des Königs Majestät haben auf unsem Vortrag im Interesse der 
Geschäftsvereinfachung mittels AUerhöchste Ordre vom 17. Juli d. Js. zu 
genehmigen geruht, daß in Abänderung der Ordres vom 9. Juni 1888, 16. Mai 
1867 und 6. Juli 1886 die Befugnis zur Aasstellung von Leichenpässen den 
Landrätea und den Polizeiverwaltungen der Stadtkreise selbständiu übertrauen 
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wird, w&brend die anfierdem znr Erteilnng Ton Leicbenplssen ennScbtigtea 
PolizeibebSrden pp. sieb hierzu der Ton den Laadr&ten vollzogenen Blankette 
zu bedienen haben. Euere Hoebwobigeboren pp. ersuchen wir ergebenst, hier- 
naeh die in Betracht konunenden Behörden mit Anweisung zu versehen. 

B. Könlsrreloli Bayern. 

Gebthren fBr ftritllehe Dienstleistungen bei BehSrden« König¬ 
liche Verordnung vom 4. August 1910. 

1. An Stelle des § 8 Abs. 2 und des § 12 Abs. 2 der Verordnung treten 
folgende Bestimmungen: 

§ 8 Abs. 2 und 8. 

«Falls die Dienstleistung die Entfernung des Arztes von seiner Wohnung 
erfordert und der Ort der Dienstleistung nicht unter zwei Kilometer von der 
Wohnung entfernt ist, erh&lt er Entschädigung Ihr den durch den Hin- und 
BOckweg veranlaßten Zeitaufwand mit 1,50 M. bis 8 H. für jede angefangene 
halbe Stunde. Dabei wird die notwendige Wartezeit am Orte der Dienst¬ 
leistung bis zu deren Vornahme, sowie die Wartezeit von der Beendigung der 
Dienstleistung bis zum Abgänge des Beförderungsmittels, mit Ausnabme jedoch 
der Zeit von 8 ühr abends bis 8 Uhr morgens, eingerechnet. Ferner erhält 
der Arzt Ersatz der Auslagen für Benutzung von Beförderungsmitteln. Bei 
Benutzung eigener Beförderungsmitteln ist der Ersatz nach den ortsüblichen 
Preisen zu berechnen. Muß er auswärts übernachten, so werden die not¬ 
wendigen Auslagen für Nachtquartier erstattet. 

Ist der Ort der amtsärztlichen Dienstleistung weniger als zwei Kilo¬ 
meter von der Wohnung des Arztes entfernt, so wird er nur für die notwendige 
Wartezdt am Orte der Dienstleistung bis zu deren Vomal^e mit 1^ M. bis 
8 M. für jede angefangene halbe Stunde entschädigt.“ 

§ 12 Abs. 2. 

«Haben in den Fällen der §§ 8 und 9 Kassen des Staates, der Gemeinden 
oder Wohltätigkeitsstiftungen die Kosten zu tragen, so ist der niedrigste 
Betrag auszusetzen, sowdt nicht in besonderen Fällen wegen Schwierigkeit 
der Ldstung oder nach dem Maße des Zeitaufwandes ein höherer Satz gerecht¬ 
fertigt erscheint.“ 

2. Die Ziffer 8 der Gebührenordnung für amtsärztliche Dienstleistungen 
erhält folgende Fassung: 

«Ziff. 8 a. Untersuchungen und Beobachtungen zum Zwecke der Erstattung 
eines Gutachtens 6 bis 20 M. 

b. Studium von Akten zum Zwecke der Erstattung eines Gut¬ 
achtens 5 bis 50 M. 

c. Wissenschaftlich begründetes Gutachten über Personen oder 
Sachen 10 bis 50 M., bei Gutachten über den Geisteszustand 
einer Person 10 bis 100 M.“ 

AblSsnng von Apotheken, die üebemahme des Apothekenan¬ 
wesens und die Barzahlung der AblSsungs- und Abfindungssumme. 
Erlaß des Königlichen Staatsministeriums des Innern vom 
28. Juli 1910. 

Beim Uebergange persönlicher Apothekenkonzessionen, die in einem dem 
Apotheker gehörigen Anwesen betrieben werden, ist seit der Ministerial¬ 
entschließung vom 29. Juni 1900, Nr. 14394, ausnahmslos dem Konzessions- 
empfänger die Auflage gemacht worden, neben der Einrichtung und den Vor¬ 
räten sowie dem Apothekengeschäfte auch das Anwesen abzulOsen. 

Diese Auflage beruht auf Erwägungen der Billigkeit gegenüber den 
absiehenden Apothekern; auch liegt es im allgemeinen gesundheitspoliseiliohen 
Interesse, daß eine Apotheke möglichst im eigenen Hause des Apothekers 
betrieben werde. 

Ferner hat sich das Staatsministeriam des Innern ans Anlaß einer 
Anfrage schon im Jahre 1903 dahin ausgesprodien, daß ein abziehender 
Apotheker nicht gezwungen werden kOnne, dem Nachfolger Kredit einzu- 
räumen, daß also mangels anderweitiger Einigung die AblOsungs- und 
Abfindangssumme bar erlegt werden müsse. 

Dieser Ausspruch hat sdne Grundlage in der Erwägung, daß es für die 
lastansen. welche die AblOsungs- und Abfindungssumme feststellen, eine 
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nnldsbare Aufgabe wäre, auch Uber die EinzelheUeB der Zahlungsbedingungeu 
zu entachdden, und dafi es fQglich dem Konzessionsempiinger anheimgeetellt 
werden kann, einen etwa nStigen Kredit, den er nicht Ton dem Besitzyorgäuger 
erhält, sich anderswo zu verschaffen. 

Der bezeichnete Ausspruch ist für die abziehenden Apotheker aufier« 
ordentlich günstig; denn er enthebt sie völlig der Sorgen, die ans der 
Stundung des Kaufpreises oder eines Teiles davon dann entstehen müßten, 
wenn die Kreditfähigkeit oder die Kreditwürdigkeit des Käufers nicht außer 
Zweifel stehen. Leider ist indessen dieser Ausspruch wiederholt mißbraucht 
worden. Es ist vorgekommen, daß der abziehende Apotheker den Nachfolger 
durch Androhung der Barzahlnngsfordernng zu bewegen suchte, in einen 
höheren, alsdann teilweise gestundeten Kaufpreis einzuwilligen oder aber 
durch Verzicht auf die Konzession einem leistungswilligeren ^werber Platz 
zu machen. 

Die Folge war eine Eingabe des Verbandes konditionierender Apotheker 
für das Dentsäe Beich vom 7. April 1908, in der gebeten wurde, die Auflage 
der Anwesensübernahme und der Barzahlang einznschränken. 

Geber diese Eingabe wurden Gatachten der Apothekerkammem, der 
Kreismedizinalansschüsse und der Begiernngen, Kammern des Innern, einver¬ 
langt; auch wurde der KOnigL Obermedizinalausschuß einvernommen. 

Im Einklänge mit dem Gutachten des KOnigl. Obermedizinalausschusses 
wird nunmehr folgendes eröffnet: 

Die Auflage, das Apothekenanwesen abzulOsen, muß als Begel aufrecht 
erhalten bleiben, und zwar ans den schon angegebenen Gründen. 

Das Gleiche gilt von der Zulässigkeit des Anspruchs auf Barzahlung 
der AblOsnngs- und Abfindungssumme, und zwar ebenfalls aus den bereits 
erwähnten Gründen. Einem Mißbranch in dieser Eichtung muß jedoch entgegen- 
getreten werden. Dies hätte am einfachsten dadurch zu geschehen, daß ^ 
Nichtzustandekommen einer Ablösung, das aus einer mifibräachlicheB Bar- 
zahlungsforderung entsteht, dem abziehenden Apotheker zur Last gelegt und 
daß alsdann hieraus die entsprechende Folgerung gezogen wird. 

Schon jetzt wird nämlich bei jedem einzelnen Streitfall in dem Bescheide, 
der die AblOsnngs- und Abfindungssumme festsetzt, eine angemessene Frist 
für die notarielle Verlautbarung vorgesteckt und zugleich bestimmt, daß die 
Bedingung der Ablösung und Abfindung ganz oder teilweise zurückgenommeu 
werde, fafls die Verlautbarung infolge Verschuldens des abzidienden Apothekers 
unterbleibe. 

Man setze nun den Fall, der abziehende Apotheker fordere von seinem 
Nachfolger die Barzahlung der AblOsungs- und Abfindungssumme, obwohl er 
vorher bei Einwilligung in einen höheren Kaufpreis diesen ganz oder teil¬ 
weise gestundet hätte, und es komme infolge dieser Forderung die notaridle 
Verlautbarung nicht zustande. Alsdann bestände kein Zweifel, daß die Ver¬ 
weigerung der Stundung der AblOsnngs- und Abfindungssumme, die ja vorher 
trotz einer höheren Belastung des Käufers stattgefunden hätte, nicht auf 
den Mangel der Kreditfähigkeit oder Kreditwürdigkeit dos Nachfolgers, sondern 
lediglich auf die mißbräuchliche Absicht der Bereicherung znrückznführen ist. 

In solchem Falle wäre daher das Nichtzustandekommen der notariellen 
Verlautbarung dem Verschulden des abziehenden Apothekers znzuschreiben 
und der Konzessionsnachfolger durch instanziellen Bescheid von der Auflage 
der Ablösung und Abfindung je nach der Einzelgestaltnng des Falles ganz 
oder teilweise zu entbinden. Damit würde dem erwähnten Mißbrauch in aus¬ 
reichender und sachentsprechender Weise entgegengetreten werden. 

Die KOnigL Begierungen werden angewiesen, hiernach zu verfahren. 


O. Könlfprelola Wiirttemtreirflf» 

Bekimpfbng der Gesehleehtskrankhelten. Erlaß des Ministeriums 
des Innern an dieOberämter und die Oberamtsphysikate sowie 
an die OrtspolizeibehOrden vom 18. Juli 1910. 

Wenn auch in Württemberg die Geschlechtskrankheiten eine nicht ganz 
so große Ausbreitung als in anderen Teilen des Beiches erlangt haben, so 
muß es doch als eine feststehende Tatsache angesehen werden, daß dieselben 
auch bei uns eine große Gefahr für das Offenüiche Wohl bilden. Dies ^t 
besonders von den großen Städten und deren Umgebung, ferner von den 
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Standorten der Trnppen; aber auch in kleineren Städten nnd ländlichen 
Beairken ist es eine ^cht der Behörden, ihr Adgenmerk auf die Bekämpfong 
der Qeschlechtskrankheiten za richten. 

Sie kann sich nicht in der Art der sonst üblichen Seachenbekämpfong 
ToUziehen; denn die Orandlage dieser — der Zwang zar Anzeige der 
Erkrankonnfälle — kann bei den Qeschlechtskrankheiten nicht in Betracht 
kommen. Bei diesen maß die Haaptwaffe in der Bekämpfong der £rankheits> 
Ursachen and in der Heilung des Erkrankten gesehen werden. Weiß der 
Erkrankte, daß der Arzt, welcher ihn heilen soll, zar Anzeige verpflichtet ist, 
so wird er vorziehen, sich nicht der sachkandigen Behandiang anzavertrauen. 

Bei der Bekämpfong der Krankheitsarsadien spielt die Aufklärung über 
die Gefahren der Erkrankong an solchen die erste Bolle. 

Die Deutsche Gesellschaft zar Bekämpfong der Geschlechtskrankheiten 
hat eia Merkblatt heraosgegeben, dessen Verbreitong in den in Betracht 
kommenden Kreisen tonlichst ontersttttzt werden sollte. 

Ferner läßt sich die Belehrong weiter Volkskreise dadurch fördern, daß 
in Vereinen und Versammlongen leichtverständliche Vorträge über diesen Stoff 
von sachverständigen Aerztcn gehalten werden. Die Vorstände der größeren 
Krankenkassen sollten veranlaßt werden, solche Vorträge für ihre Mitglieder 
halten za lassen. Ebenso würden sich kaafmännische Vereine und Beamten¬ 
vereine auf eine Anregung wohl leicht za einer solchen Veranstaltang bereit 
Anden lassen. Es maß dagegen gewarnt werden vor Vorträgen berufsmäßiger 
Wanderredner aof diesem Gebiete, deren Endzweck zomeist lediglich die Ver- 
breitang von häoflg ganz unwirksamen and darum gefährlichen Schatzmittela 
ist. Je nachdem kann geradezu ein Verbot solcher Vorträge notwendig werden. 

Sehr wichtig erscheint ferner, daß auch die Hebammen, welche bereits 
in der Landesbebammenscbale in der Erkenntnis der Geschlechtskrankheiten 
unterwiesen werden, bei den Hebammenwiederholungskarsen durch den Ober¬ 
amtsarzt aal die Gefahr der Geschlechtskrankheiten für die Volksgesondheit 
hingewiesen und ermahnt werden, daß sie den Frauen, bei welchen sie Ver¬ 
dacht auf geschlechtliche Erkrankung haben, den Rat geben, sich alsbald an 
einen Arzt zu wenden. 

Besondere Aufmerksamkeit ist ferner dem Schlafgängerwesen zu widmen, 
da dieses nicht selten zu außerehelichem QeschlechtsverKehr und damit aut 
Ausbreitung von Geschlechtskrankheiten Anlaß gibt. 

Auch der Kampf gegen den Alkoholismus dient mittelbar der Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten; es sollten daher auch aus diesem 
Gesichtspunkt die Bestrebungen der den Alkobolismus bekämpfenden Vereine 
tunlichst gefördert werden. 

Gegen sogenannte Animierkneipen ist mit Strenge einzuschreiten. 

Neben diesen der Vorbeugong dienenden Maßnahmen ist die besondere 
Aufmerksamkeit darauf zu richten, daß den Erkrankten die Möglichkeit 
gegeben werde, baldigst sachverständige Hilfe zo bekommen. Dies erfolgt bei 
Krankenkassenmitgliedern, oder sonstigen Erkrankten, welche in beschränkten 
Wobnungsverhälinissen leben, am besten im Krankenhaose. Da in Württem¬ 
berg eine große Anzahl geeigneter Krankenhäuser vorhanden ist, so ist den 
Kassenvorständen zu empfehlen, bei geschlechtskranken Mitgliedern von der 
Einweisung in ein Krankenhaus nur aus ganz besonderen Gründen abzusehen. 

Auch ist darauf hinzuwirken, daß bei keinem Krankenhaose, wenn es 
nicht ganz besonderen Zwecken dient, eine Satzungsbestimmung bestehe, 
wonach Geschlechtskranke von der Aufnahme ausgeschlossen sind. 

Die Geschlechtskranken sind in den Krankenhäusern abgesondert, im 
übrigen aber ebenso gut wie die anderen Kranken unterznbringen. 

Bei unbemittelten Geschlechtskranken, die nicht Mitglieder einer 
Krankenkasse sind, ist auf die Gemeindevertretung einzuwirken, daß diese im 
Interesse des öffentlichen Wohles die Absonderung nnd die Heilung der 
Erkrankten dadurch fördert, daß sie die Krankenhauskosten bis zur Wieder- 
herstelluog ganz oder doch zu einem Teil übernimmt. 

Die Zeitungsherausgeber sind zu ersuchen, Anzeigen von Nichtärzten, 
welche Anpreisungen betreffs Heilung von Geschlechtskrankheiten enthalten, 
oder von Aerzten, welche sich zur brieflichen Behandiang solcher Krankheiten 
empfehlen, nicht in ihre Blätter aufzunehmen, da durch derartige Anpreisungen 
die Erkrankten nicht selten davon abgehalten werden, sich in sachkunuge 
äntlichi Behandiang au begeben. 
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Die gefibrliohete Quelle der Verbreitung der Geschleehtekrunkheitea iit 
die Prositution. Mit Ausnahme der gießen StSdte und großen Truppenstaad- 
orte wird die gewerbsmäßige Unzucht Überall durch polizeiliches Einschreiten 
leicht entdeckt und unterdrflckt werden können. Da sie die gefährlichste 
Quelle der Uebertragnng der Geschlechtskrankheiten darstellt, so haben die 
^zirksbehOrden die OrtspoliseibehOrden zu tatkräftigem Einschreiten gegen 
jede der gewerbsmäßigen Unzucht yerdächtige Person anzuhalten. Anderseits 
Ist jedoch nicht außer acht zu lassen, daß solchen Personen die Bttckkehr sn 
einem geordneten Lebenswandel tunlichst zu erleichtern ist; insbesondere wird 
bei M&derjährigen im Zusammenwirken mit den Eltern, Vormundschafts- 
behOrden, der Öffentlichen Armenpflege sowie mit gemeinnfltzigen Vereinen 
und Anstalten eine Fflrsorgetätlgkeit in erster Beihe in Betracht kommen (zu 
yergL auch den Ministerialerlaß yom 22. Noyember 1908, betr. die Abrflgug 
yon Uebertretungen jugendlicher Personen durch die Polizeibehörden, iSntiH 
bUtt S. 840). 

Geschlechtskranke Personen, welche trotz Kenntnis ihres Zustandes 
durch Geschlechtsyerkehr eine Ansteckung yerursachen, sind wegen ihres 
nnyerantwortlichen und gemeinfährlichen Verhaltens (Vergehen g^en §§ 228 ff., 
280 8t.G.B.) zur Anzeige zu bringen, wenn der gesetzliche Tatbestand irgend 
erweisbar ist. 


D. Weie HcmHieaita,<lt Ilaml>iur|g. 

Tersorgungskasse Hamburger Hebammen. Gesetz yom 16. Juni 

1910. 

Name, Mitgliedschaft, Zweck. § 1. Es wird eine yon der 
Behörde für das Versicherungswesen zu yerwaltende Versorgungskasse Ham« 
burger Hebammen eln^richtet. 

Mitglieder der Kasse sind alle im hambnrgischeu Staatsgebiete durch 
Erteilung des Prflfungszeugnisses zugelassenen Hebammen. Die Mitgliedschaft 
entsteht für die bereits zugelassenen Hebammen mit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes, im Ubriuen mit der Zulassung. 

§ 2. Zweck der Kasse ist, den Hebammen, die in den Buhestand yer> 
setzt sind, eine Bente oder eine Unterstützung (§ 6 Absatz 2) sn gewähren. 

Beaten und Unterstützungen, g 8. Die Versetzung Mner 
Hebamme in den Buhestand erfolgt: 

1. wenn die Hebamme durch Alter, Krankheit oder andere Gebrechen 
nur Ausübung ihres Berufes dauernd unfähig geworden ist, oder 

2. wenn die Hebamme das 66. Lebensjahr yoUendet hat und die Ver> 
Setzung in den Buhestand beantragt. 

Die in den Buhestand yersetste Hebamme hat ihr Prüfungssengnis 
aurückzugeben. 

Vor der Versetzung in den Buhestand ist die Hebamme, soweit tnalidi, 
sn hOren. Eine Hebamme, welche sich mit der Versetzung in den Buhestand 
nicht eiayerstanden erklärt oder sich weigert, für den Fall der Versetzung in 
den Buhestand ihr Prüfungzeugnis znrü<^ugeben, kann nur nach yorherlger 
Entziehung des Prüfungsseugnisses in den B^estand yersetzt werden. 

Ueber die Versetzung in den Buhestand entscheidet der Verwaltungs« 
phTsikns. 

§ 4. Jede in den Buhestand yersetzte Hebamme, die mindestens 6 Jahre 
im hamburgischen Staatsgebiete in ihrem Berufe tätig gewesen ist, hat An* 
Spruch auf eine fortlaufende jährliche Bente. Diese Bente beträgt 800 Mark 
und steigt mit jedem yom Beginn des 6. Jahres angeleisteten Beitrag der 
Hebanune (§g 10 bis 12) um 12 Pfg. bis zum HOchstbetrage yon 600 Mark, 
soweit nicht die Voraussetzungen des § 12 yorliegen. 

Die Feststellung der Hohe der Benten erfolgt durch den Verwaltnnn* 
phpslkus, der auch darüber zn entscheiden hat, ob und inwieweit ein Zut* 
abschnitt. In dem eine Hebamme ihren Beruf nach ihrer Zulassung im 
hamburgischen Staatsgebiet nicht ansgeübt hat, in Anrechnung gebracht 
werden soll. 

§ 5. Denjenigen Hebammen, welche bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bereits zugelassen sind, wird die Zeit, während welcher sie ihren Beruf im 
hamburgisohen Staatsgebiet ansgeübt haben, bis zur Dauer yon höchstens 
6 Jahren angerechnet * 
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§ 6. Wird eine Hebunme nach kürzerer als ffln^ährlger BemfettÜgkeit 
infolge einer Krankheit oder KOrperbeechädignng, die sie sieh bei Ausübung 
des Berufes oder in Veranlassung desselben ohne eigenes grobes Verschulden 
sugezogen hat« dauernd unfähig, ihren Beruf aussuttben, und gemäß § 8 in 
den Buhestand versetzt, so ist ihr eine fortlaufende jährliche Bente zu 
gewähren, deren Höhe nach billigem Ermessen festgesetzt wird. 

Wird außer den im vorhergehenden Absatz behandelten Fällen eine 
Hebamme in den ersten 5 Jahren ihrer Berufstätigkeit ohne ihr Verschulden 
dauernd unfähig, ihren Beruf auszuüben, und gemäß § 3 in den Buhestand 
versetzt, so kann ihr bei vorhandener Bedürftigkeit, und sofern besondere 
BilUgkeitsgründe es gerechtfertigt erscheinen lassen, eine einmalige oder auf 
jederzeitigen Widerru eine wiederkehrende Unterstützung gewährt werden, 
deren Höhe nach billigem Ermessen festgesetzt wird. 

üeber die Bente (Absatz 1) und die Unterstützung (Absatz 8) entscheidet 
das Medisinalkollegium. Die Bente sowie die Unterstützung dürfen den 
Betrag von 800 Mark jährlich nicht übersteigen. 

§ 7. Der Beginn der Bente und der wiederkehrenden Unterstützung 
ist stets auf den Aiäang eines Monats festzusetzen. 

Die Bente und die wiederkehrende Unterstützung wird monatlich im 
voraus gezahlt, zum letzten Male zu Beginn desjenigen Monats, ln welchem 
die Hebamme stirbt, oder in welchem ihr die Bente entzogen oder die wieder¬ 
kehrende Unterstützung widerrufen wird. 

Der monatliche Betrag der Bente wird auf volle 6 Pfennig nach oben 
abgerundet 

§ 8. Wird einer Hebamme wegen pflichtwidrigen Verhaltens das 
Prüfungszeugnls entzogen, so steht ihr ein Aupruch an die Versorgungskasse 
nicht zu. 

Wird eine Hebamme wegen eines vor ihrer Versetzung in den Buhe¬ 
stand in Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung ihres Berues begangenen 
Verbrechens oder solchen Vergehens, wegen dessen auf Verlust der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte erkannt werden kann, verurteilt, so kann ihr — geeigneten- 
fails unter Bttckerstattung der Hälfte der gezahlten Beiträge ohne Zinsen — 
die etwa bewilligte Bente durch Entscheidung des Medizlnalkollegiums ent¬ 
zogen werden. 

Die Entziehung der Bente hat einzutreten, wenn eine in den Buhestand 
versetzte Hebamme gegen Entgelt oder gewohnheitsmäßig geburtshilfliche 
TäUgkeit ausübt. 

Der Verwaltungsphyslkus kann verfügen, daß das Becht auf den Bezug 
der Bente und der wiederkehrenden Unterstützung für die Zeit ruht, während 
welcher eine Hebamme, die eine Bente oder eine wiederkehrende Unterstützung 
bezieht, nicht Im Deutschen Beiche ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Aufbringung der Mittel. §9. Die für die Leistungen der Kasse 
erforderllohen Mittel werden beschafft: 

a) ans den Beiträgen der Hebammen (§§ 10 bis 12), 

b) aus den Beiträgen des Staates (§ 14), 

e) ans Strafgeldern (§ 17), 

d) ans etwaigen Zuwendungen Dritter. 

§ 10. Die Beiträge der Hebammen setzen sich zusammen aus Pflicht- 
bdträgen und freiwilligen Beiträgen. 

§ 11. Der Pflichtbeitrag beträgt 60 Pfg. 

Jede Hebamme hat jährlich so viel Pmchtbeiträge zu leisten, wie sie 
Entbindungen in dem betreffenden Jahre geleitet hat, jedoch mtodestens 26 
und höchstens 160. 

Die Beitragsjahre werden vom Tage der Zulassung an gerechnet. 

Die Pflichtbeiträge sind monatlich nachzahlbar zu entrichten und werden 
von der Behörde für das Versicherungswesen auf Grund dnes der letzteren 
vom Medizinalamt allmonatlich mitzuteilenden Verzeichnisses der von den 
einzelnen Hebammen ansgeführten Entbindungen eingezogen. 

§ 12. Die Hebammen haben das Becht, behufs Steigerung der Bente 
neben den Pflichtbeiträgen vom Beginn des 6. Beitragsjahres anäi freiwillige 
Beiträge zu zahlen. Die Höhe der letzteren beträgt, soweit sie zusammen 
mit den Pflichtbeiträgen innerhalb eines Jahres die Zw von 160 nicht über¬ 
steigen, 60 Pfg., darüber hinaus 1,60 Mark. Durch Zahlung jedes freiwilligen 
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Beitragea im Betrage yon 1,60 Hark steigt die Beate aal jeden Fall am 
12 Pfg., einerlei ob der Betrag yon 600 Mark erreicht ist oder nicht, jedoch 
nicht über 900 Hark. 

§ 18. Jede Hebamme ist, nachdem sie yom Beginn des 6. Beitragsjahres 
an gerechnet 2500 Beiträge yon 60 Pfg. geleistet hat, yon weiteren Pflicht* 
beiträgen befreit and kann nur noch freiwillige Beiträge yon 1,60 Hark leisten. 

Die Zeit, welche den bei Inkrafttreten dieses Qosetzes bereits zogelasseaen 
Hebammen gemäß § 6 angerechnet wird, gilt ais Beitragszeit. 

§ 14. Nach Ablauf eines jeden Knienderrierteijahres hat die Yer- 
sorgangskasse eine Zosammensteilung der fdr das abgelaufene Vierteljahr yon 
den Hebammen eingegangenen Pflicht* and freiwiiiigen Beiträge yon 60 Pfg. 
der Finanzdeputation einzareichen, welche daraafhin ihrerseits den doppelten 
Betrag ais Beitrag des Staates durch die Haaptstaatskasse der Versorgnngs* 
kasse ttberweist. 

Beichen die Bestände der Kasse nicht aus, um die fällig werdenden 
Aasgaben zu decken, so sind die erforderlichen Vorschüsse aus Öffentlichen 
Mitteln zu leisten and demnächst seitens der Versorgungskasse za erstatten. 

Der Staat übernimmt die Qewäbr für die Erfüllung der Kassenleistangen. 

Beitragserstattung. § 16. Gibt eine Hebamme, ohne in den 
Buhestand yersetzt zu sein, ihren Beruf auf, so werden ihr die yon ihr 
gezahlten freiwiiiigen Beiträge von 1,60 Hark and die Hälfte der Beiträge 
yon 60 Pfg. ohne Zinsen zarückerstattet. 

Stirbt eine Habamme yor Zaerkennung einer Bente nnd hinterläflt 
eheliche oder den ehelichen rechtlich gleichgestellte Kinder anter .l6 Jahrra, 
so werden diesen die yon ihr gezahlten freiwilligen Beiträge yon 1,60 Hark 
ohne Zinsen zarückerstattet. 

Straf bestimmangen. §16. Jede Hebamme hat sich den irztliehen 
Untersachungen, weiche der Verwaltangsphysikus anordnet, am festzasteUen, 
ob sie zur Aosübung ihres Berufes dauernd unfähig geworden ist, bei Ver¬ 
meidung einer yom Verwaltangsphysikus für jeden einzelnen Fall bis na 
20 Hark festzusetzenden Geldstrafe za onterwerfen. Wird die angeordnete 
üntersachang trotz zweimaliger Aoffordorang yerweigert, so kann das Hediziaal- 
kollegiam den Verlast aller aus diesem Gesetze etwa herzuleitenden Ansprüche 
der Hebamme nnd ihrer Kinder verfügen. 

§ 17. Die Beiträge and die aof Grand dieses Gesetzes erlassenen Geld¬ 
strafen sind, falls die Hebammen mit der Zahlung im Versage sind, im Ver- 
waltangswege einzoziehen. 4 

&e Geldstrafen fließen in die Versorgungskasse. 

Bescheide and Beruf ang. §18. Alle Verfügangen, Festsetzungen 
und Entscheidungen des Hedisinalkoliegiums and des Verwaltongsphysikos 
sind den Hebammen durch schriftlichen Bescheid mitzuteiien. 

Gegen die Bescheide des Verwaltangsphysikus steht der Hebamme das 
Bechtsmittei der Berufung an das Medizinalkoilegium zu. Die Berafang ist 
bei Vermeidung des Verlustes des Bechtsmittels innerhalb eines Monats nach 
der Zustellung des Bescheides schriftlich oder zu Protokoll beim Medizinalamt 
anzamelden. Im Berufungsverfahren hat der Verwaltangsphysikus weder 
Beferat- noch Stimmrecht. 

Verwaltung. §19. Die Versorgungskasse hat Bechtsfähigkeit. 

Die gerichtliche and außergeriohtUche Vertretung derselben erfolgt 
daroh den Präses der Behürde für das Versicherungswesen. 

Der Verwaltangsphysikus hat der Behörde für das Versicherangswesen 
yon jeder für den Beginn, die Höbe oder den Fortfall einer Beate oder Unter¬ 
stützung maßgebenden Verfügung, Festsetzung oder Entscheidung Hitteilaag 
SU machen. 

§ 20, Die Vermögenslage der Kasse ist in Abständen yon höchstens 
10 Jahren nach yersioherangstecbnischen Graadsätsen za prüfen. 

§ 21. Dieses Gesetz tritt an einem yom Senat zuibeetimmeadea Tage 
in Kraft.') 

') Die Inkrafttretong des Gesetzes ist laut Bekanntmachung des Senats 
yom 16. Juni 1910 am 1. Juli 1910 erfolgt. 

Bedaktion: Geb. Hed.*Bat ProLDr.Bapmund, Beg.* a.Hed.-Bat in Minden LW. 

C. G. Bronii Henofl. Sieht, b. F. Sch.-L. Hofbochdrackerel in Hindtii. 




S.eclitsprechii]ig und Hüedizinal- 

Cfesetzgebung. 

Beilage ssur Zeitsolirift tür Medizinal-Beamte. 

Nr. 18. 20. September. 1910. 

Rechtsprechung. 

Sehadenerflatiklage eines Arites wegen eines dnreh in spBter Ans« 
wetehnng eines Wagens bedingten Unfalls. Urteil des Beichsgericbts 
(71. Z.*S.) Tom 20. Januar 1910. 

Der prakt. Arzt B. in V. fahr eines Tages mit seinem vom Kutscher 
gelenkten Einspänner in scharfem Tempo von V. nach B. Ihm entgegen kam 
der Bauer B. mit einem Leiterwagen, der ebenfalls im Trab fuhr. Als der 
Kutscher auf eine Entfernung von etwa 105 m des Leiterwagens ansichtig 
wurde, gab er zweimal Peitschenzeichen, damit der Bauer, der auf der Mitte 
der Strade fuhr, nach rechts aueweiche. Dieser behielt jedoch seine Fahrt* 
richtung bei, obwohl er die Chaise wahrgenommen hatte. Auf eine Entfernung 
Ton 40 m gab der Kutscher ein drittes Peitschenzeichen, ienkte sein Pferd 
nach rechts gegen das Straßenbankett und zog die Zügel scharf an, damit das¬ 
selbe Schritt laufe oder stehen bleibe. Das Pferd war jedoch unruhig ge¬ 
worden und folgte dem Kutscher nicht, sondern lief im Trab weiter. Der 
Bauer begann erst, als er 5—6 m von dem Arzt entfernt war, seine Pferde 
nach rechts zu lenken. Der Kutscher des Arztes kam hart an dem Leiter¬ 
wagen Torttber, die Chaise fuhr jedoch mit dem hinteren Bade auf einen auf 
dem Straßenbankett liegenden Steinhaufen auf. Sie fiel um nnd der Arzt 
wurde am rechten Arm schwer verletzt. Er machte nun den Bauer, der 
außerdem wegen fahrlässiger Körperverletzung Terurteilt wurde, für den 
Schaden verantwortlich und erreichte beim Landgericht auch die Verurteilung 
im vollen Umfange. Vom Oberlandesgericht Stuttgart wurde jedoch der An¬ 
spruch nur zu */• gerechtfertigt erklärt. Beide Parteien riefen dagegen 
das Beichsgericht an, das dem Berufungsgericht mit folgender Begründung 
beipfiichtete: 

Der Unfall ist durch grobe Fahrlässigkeit des beklagten Bauern ent¬ 
standen, weil dieser nicht rechtzeitig nach rechts aasgewichen ist. Es mag 
zwar sein, daß die beiden Gefährte ohne Schaden an einander vorbeigekommen 
wären, wenn das Pferd des Arztes ruhig geblieben wäre und dem Kutscher 
gefolgt hätte. Der Arzt hat indes die Unruhe des Pferdes dem Beklagten 
gegenüber nicht zu verantworten; denn sie ist gerade dadurch hervorgerufen 
worden, daß der Beklagte nicht aasgewichen, sondern dem Pferd direkt ent- 
gegengefahren ist. Ist aber für das wUikürliche Tun des Tieres, wodurch 
dem Tierhalter Schaden zugefügt wurde, ein Dritter aus schuldvoller Hand¬ 
lang verantwortlich, so ist im Verhältnis zwischen dem verletzten Tierhalter 
und dem Dritten, der Dritte — hier der Beklagte — allein zum Ersatz 
des Schadens verpfitcbtet. Deshalb also, weil der Kläger durch sein eigenes 
Tier beschädigt wurde, kann der Beklagte nicht den Schaden auf ihn abwmzen. 
Was nun die Frage des Mitverschuldens des Arztes — um deswillen 
die Klage um Vs abgewiesen wurde — und dessen Bevision anlangt, so ist 
die Anschauung des Berufungsgerichts freilich bedenklich, daß der Kläger — 
ein Landarzt — im allgemeinen verpfiichtet gewesen sei, auf der Lan&traße 
seinen sonst verlässigen Kutscher, bloß weil er erst 20 Jahre alt war, ständig 
zu überwachen. Es kommt hierauf aber nichts an, da das Urteil des Ober¬ 
landesgerichts durch folgendes getragen wird: 

Bei einer so schmalen Straße (5,80 m mit einer Fahrbahn von 8,70 m) 
bleibt zwischen sich begegnenden Fuhrwerken, auch wenn sie bis zum äußer¬ 
sten Band der Fahrbahn aasweichen, nur ein so enger Baum übrig, daß, falls 
beide im Trab fahren, die Gefahr eines Unfalls bei einem Zusammentreffen 
sehr nahe gerückt wird. Der Arzt hätte daher allerdings, zumal er wahr¬ 
nehmen konnte, daß der entgegenkommende Leiterwagen weder Fahrtrichtung 
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nocb Gangart änderte, bei Beobachtung der nach der besonderen Sachlage 
gebotenen erhöhten Sorgfalt seinen Kutscher zeitiger als dieser es schließ* 
lieh zu tun versuchte, anweisen müssen , im Schritt zu fahren. 
Bann wäre der Unfall nicht vorgekommen, wie das Oberlandesgericht mit Becht 
annimmt. 


Die Forderung eines besonderen Honorars von Kassenkranken seitens 
eines Kassenarztes bedeutet eine schwere Terletsnng der ärztlichen 
Standesplllebt. Urteil des Badischen ärztlichen Ehrengerichts¬ 
hofes vom 22. Oktober 1909. 


Entgegennahme von Bestellungen auf Arzneimittel im Umherzlehen 
ist dem Handel im Umherziehen glelohsuaehten und daher verboten. Ur¬ 
teil des Eammergerichts in Berlin (Ferien-Sen.) vom 20. Au¬ 
gust 1910. _ 


Alpenkräntertee und Herbraehttee sind dem freien Terkehr nicht 
äherlassen; Abführmittel sind keine Torbengnngs«) sondern Heilmittel; 
denn Yerstopfnng Ist eine Krankheit. Urteil des Oberlandesgerichts 
(Str.*S.) in Breslau vom 7. Juni 1910. 


Medizinal • Gesetzgebung. 

^ iLm Könf^relolk Premamieis. 

Uebertragung von Typhus durch Butter oder Käse. Bund erlaß 
Ves Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 27. Juli 
1910 — M. Nr. 11768 — an sämtliche Herren Begiernngspiäsidenten. 

Eine Typhusepidemie, welche auf die Milch eines Gutes zurttckgeführt 
werden mußte, hatte zu der Anordnung Veranlassung gegeben, die aä dem 
Oute vorhandene Butter 10 Minuten lang auf 100** C. erhitzen nnd die vor¬ 
handenen Harzkäse vernichten zu lassen. Ich habe daraufhin den Herrn Di¬ 
rektor des Instituts für Infektionskrankheiten ersucht zu berichten, ob Fälle 
bekannt geworden sind, in denen Typhus durch Butter oder Käse verbreitet 
worden ist, und selbst einige Versuche über die Haltbarkeit von Typhns- 
bazillen in Butter bezw. Kl^e anstellen zu lassen. 

Abschrift des von den genannten Gelehrten erstatteten Berichtes lasse 
ich Euerer pp. in der Anlage zur gefälligen Kenntnisnahme nnd geeignet er¬ 
scheinenden weiteren Veranlassung ergebenst zngehen. 

Bericht deo Herrn Direktors des Instituts für Infektions¬ 
krankheiten. 

Euer Exzellenz 

berichte ich gehorsamst, daß Verbffentlichungen über sicher festgesteUto 
Uebortragungen von Typhus durch Butter oder Käse in der hier bekannten 
Literatur nicht enthalten sind. Auch die ausführlichen Publikationen von 
Schlegtendal (Vierteljahrsschrift für öffentliche Qesundheitspflege 1900), 
Eick er (Zeitschrift für Medizinalbeamte 1901) nnd Be bla (Klinisches Jahr¬ 
buch 1908, Bd. X) über die Beziehungen der Sammelmolkereien zum Typhus 
erwähnen keinen derartigen Fall. Immerhin glauben Palmer nnd Bembold 
(Württembergisches med. Korrespondenzblatt, 1902, Nr. 89 und 40) von ihnen 
beobachtete Typhnsepidemien auf Käsereien znrückfübren zu müssen; ebenso 
vermutet DOnltz (Festschrift zum 60. Geburtstage von Bobert Koch 1903), 
daß in einigen von ihm beobachteten Typbnsfällen die Infektionsquelle in 
Butter oder Käse zu suchen sei. 

Während seiner Teilnahme an der Typhnsbekämpfnng hat der derzeitige 
Abteilungsvorsteher im Institut für Infektionskrankheiten Prof. Br. Lentz 
auf die Möglichkeit einer Uebertragung des Typhus durch Butter und Käse 
stets sein ganz besonderes Aagenmerk gerichtet nnd ist bemüht gewesen, in 
Fällen, in denen er die Entstehung von Typhus auf den Genuß von Milch zn- 
rückfübren oder in denen Milch ans typhnsinfizierten Häusern in Molkereien 
geliefert war, durch mündliche nnd schriftliche Nachfrage festzustelisn, ob 
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darsh die Batter oder den Käse, die oft anl größere Eatfernnngen yersandt 
worden, Typhus yerarsacht worden sei. Aach nicht einen einzigen derartigen 
Fall hat er feststellen können and nach aas den Berichten anderer Teilnehmer 
an der Typhasbekämpfong sind ihm derartige Fälle nicht bekannt geworden. 

Theoretisch ist zar Frage noch folgendes za bemerken : 

Nach den Untersachangen yon Heim (Arbeiten aas dem Kaiserlichen 
Qesandheitsamt Nr. 5) and nach denen yon Brack (Deutsche mediz. Wochen* 
Schrift, 1908, Nr. 26) halten sich Typhasbazillen in künstlich infizierter Batter 
21 bezw. 27 Tage lang lebensfähig; sie gehen nach beim Zentrifugieren der 
Milch nach Brack zam größten Teil in den zar Batterbereitong yerwandten 
Bahm über. 

In den durch Labzosats aas der Milch gewonnenen Qaark (Sflßmilch* 
käse) gehen nach Heims Untersachangen die der Milch zagesetzten Typhos- 
bazUlen ebenfalls ttber, werden hier aber durch die alsbald sich bildende Säore 
schnell vernichtet, so daß sie nur bis zam 8. Tage, später, zamal wenn der 
eigentliche Käse - Beifangsprozeß begonnen hat, nicht mehr nachzaweisen sind. 

Wir mttssen also mit der Möglichkeit rechnen, daß Typhasbazillen sich 
in S&ßrahmbatter and Süßmilch-Quark, sofern in ihnen die Säurebildong durch 
geeignete Maßnahmen hintangehalten wird, einige Zeit lebensfähig erhalten. 

Ganz anders liegen dagegen die VerhältnUse bezüglich der Saaerrahm- 
batter and des Saaermilchgaarks. In saarer Milch bezw. aas dieser gewon* 
nenem Qaark gehen Typhasbazillen nach Untersachangen yon Heim (L c.) 
und Bassenge (Deatsche mod. Wochenschrift; 1908, Nr. 88 and 89), mit 
denen sich schon vor Jahren von Prof. Dr. Lentz angestellte, nicht veröffent* 
lichte Untersachangen vollständig decken, aaßerordentlich schnell zagrande 
and sind schon za der» Zeit, zu der Milch spontan gerinnt, nicht mehr in ihr 
nachweisbar. Nach Bassenge genttgt schon die 2tstttndige Einwirkung 
eines Säuregehalts der Milch yon 0,8—0,4" (Soxhlet), am Typhasbazillen 
mit Sicherheit abzatöten. 

Von Saaerrahmbatter and Sauermilchpaark, sowie von aasgereiftem 
Käse ist also eine Typhasrerbreitong nach dem Ausfälle der experimentellen 
Untersachangen nicht za befürchten. 

Für die Bereitung yon Sttßrahmbatter and Sttßmilchqaaik wird ei sich 
empfehlen, mehr and mehr aal die Verwendong pastearisierter Milch hinza* 
wirken, zamal nach den Untersachangen yon Bass enge (1. c) sowie von 
Kolle, Kutscher, Meinicke and Friedei (Klinisches Jahrbach 1904, 
Bd. 18) schon die 5 Minaten lange Einwirkong einer Temperatar yon 60" C. 
genügt, am in Milch Typhasbazillen abzatöten, and das Pasteurisieren weder 
der Bereitung noch dem Geschmack der in Frage stehenden Prodakte irgend 
welchen Eintrag tat. 

Nicht unerwähnt darf aber hierbei bleiben, daß die z. Zt. in vielen 
Molkereien bonatzten Pastearisierapparate nnzaverlässig arbeiten und darchaas 
nicht gewährleisten, daß die sie passierende Milch aach tatsächlich aof die 
angegebene Temperatar (gewöhnlich 80") erhitzt wird. Za wünschen ist, daß 
die in den Molkereien vorhandenen bezw. von ihnen nea beschafften Apparate 
darch Sachverständige nach jener Bichtang geprüft werden. 

Ueber die Haltbarkeit von Typhasbazillen in Batter and Käse sollen 
noch weitere Untersachangen angestellt werden. 

Berlin, den 9. Jali 1910. 

Der Direktor: (gez.) Dr. Gaffky, Geh. Ober - Med.-Bat. 


Uebersicht über die Im Jahre 1909 ln Prenssen zur amtliehen 
Kenntnis gelangten Bissverletzangen dareb tolle oder der Tollwut vor« 
dächtige Tiere. Banderlaß des Ministers der asw. Medizinalen* 
gelegenheiton vom 28. Juli 1910 — M. d. g. A. M. Nr. 10961 — an 
sämtliche Herren Begierangspräsidenten. 

Euerer pp. Übersende ich in der Anlage ergebenst eine Uebersicht über 
die im Jahre 1909 amtlich gemeldeten Fälle von Bißverletzongen durch tolle 
und toliwatverdächtige Tiere, die aal Grand der mir eingesandten Berichte 
zasanunengestellt ist, zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Gleichzeitig ersache ich ergebenst bei den Berichten auf Vollständigkeit 
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der Angaben gemiA den Erlassen vom 4. MSrz 1908 — M. Nr. 18182 — und 
Tom 5.^ptember 1908 — M. Nr. 12028 — zu achten. 

In die Berichte sind auch diejenigen Personen anlzonehmen, die von toll* 
watkranken Menschen verletzt worden, nnd diejenigen, die sich, ohne gebissen 
oder gekratzt worden zu sein, der Gefahr einet Infektion durch kranke Tiere 
oder Menschen aasgesetzt and deshalb einer Schatzimpfang unterzogen hatten. 

Bei Todesfällen ist in jedem Falle anzageben, ob eine örtliche Be* 
handlang unmittelbar nach der Verletzung erfolgte nnd welcher Art diese 
war, ob der Tod an Tollwat oder an einer anderen Krankheit erfolgte, und 
in welcher Weise das Vorliegen von Tollwat festgestellt wurde, insbesondere 
ob Leichenteile mikroskopisch oder durch den Tierversuch im Institut Ittr 
Infektionskrankheiten in Berlin oder im Hygienischen üniversitätsinstitat in 
Breslau untersucht wurden. 

TJebersiolit Aber die im Jahre 1909 ln Preunaen sar amtlichen 
Kenntnis gelangten BlnsTerletanngen durch tolle oder der Toll¬ 
wut Terdftohtige Tiere. 

Im Jahre 1909 wurden in Preußen 406 Verletzungen von Menschen 
durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere amtlich gemeldet Es ist 
diese Zahl erheblich höher als die des Vorjahres und die höchste in den 
letzten 7 Jahren. Die Zahl der Verletzungen war in den Vorjahren: 

1902 : 260; 1908 : 807; 1904: 866; 1906: 874; 1906: 367; 1907 : 406; 1908 : 295 

Von den 406 Verletzten ist bei 22 das Geschlecht nicht angegeben; 
von den ftbrigen waren 262 = 68,2 v. H. männlichen, 122 = 81,8 v. H. weib¬ 
lichen Geschlechts. 

Im Alter von 1— 2 Jahren standen 4 Personen. 


91 

2— 8 

B 

11 

3 


99 

3— 4 

91 

B 

13 


99 

4— 6 

B 

B 

16 



6—10 

91 

fl 

74 


9 ) 

11—16 

B 

B 

76 


B 

16—20 

B 

B 

41 


w 

21—80 

B 

B 

42 


9 * 

31-40 

B 

B 

54 


9 ) 

41-60 

B 

B 

29 


B 

61—60 

B 

B 

17 


• 

61—70 

B 

B 

9 


B 

Ober 70 

B 

B 

2 


Das Alter ist nicht angegeben bei. 

• • 

27 



Zusammen 406 Personen. 

Von 899 Verletzungen, bei denen die Zeit angegeben ist, fielen auf den 
Monat: 


Januar . 

. 42 

Mai . . 

. 81 

September . 

81 

Februar . 

. 86 

Juni . . 

. 88 

Oktober . . 

17 

März . . 

. 29 

Juli . . 

. 41 

November . 

19 

April . . 

. 80 

August . 

. 61 

Dezember . 

84 


Somit ereigneten sich in der wärmeren Jahreszeit (April bis September) 
222 Fälle, in der kUteren (Januar bis März und Oktober bis Dezember) 177 
Fälle. Auch im Jahre 1909 ist also die Zahl der Verletzungen im Sommer¬ 
halbjahr größer als in den kühleren Monaten, was jedoch nidit fflr alle Be¬ 
zirke zutrifft; so fallen im Beg.-Bez. Trier von 29 Verletzungen 26 auf den 
Dezember und nur 4 auf den August. 

Auf die einzelnen Provinzen verteilen sich im Jahre 1909 (1908) 
die Fälle folgendermaßen: 

Schlesien .... 188 (124) Brandenburg. . 2 (8) 

Ostpreußen ... 98 (61) Pommern ... 2 (—) 

iUrnnprovinz . . 64 (6) Westfalen . . — ( 7) 

Posen. 56 (68) Sachsen ... — ( 5) 

Westpreußen . . 41 (28) Hannover ... — (8) 

Hessen - Nassau. . 10 (—) zusammen 406 (295) 







Beohtspreohnng and Hedizinnl-GeBetsgebang. 157 


In den 8 (9) betroffenen Provinzen wurden 1909 (1908) in 18 (16) 

Be- 

ffierungsbezirken verletzt: 









Oppeln . . . mit 

75’) (61) Menschen in 

13 

(11) 

Kreisen durch 38 (20) Tiere 

Allenstein . . „ 

65») (21) 

fl 

ff 

8 

(6) 

ff 

ff 

21 (10) 

19 

Breslau . . . „ 

89 

(58) 

fl 

19 

6 

(14) 

fl 

ff 

13 (28) 

ff 

Marienwerder . „ 

87 

(28) 

11 

ff 

10 

(7) 

ff 

fl 

81 (14) 

19 

Posen . . . „ 

84 

(40) 

II 

ff 

8 

(14) 

ff 

fl 

22 (80) 

fl 

Coblenz . . . „ 

29 

(-) 

fl 

11 

8 

(-) 

fl 

m 

14 (-) 

fl 

Trier . . . . „ 

29 

(-) 

II 

fl 

6 

(-) 

fl 

9 

7 (-) 

ff 

Gambinnen . . „ 

28 

(16) 

fl 

fl 

9 

(7) 

ff 

ff 

20 (12) 

fl 

Bromberg . . „ 

22 

(28) 

fl 

fl 

6 

(6) 

ff 

ff 

15 (12) 

fl 

Liegnitz . . . „ 

19 

(16) 

n 

fl 

8 

(6) 

fl 

ff 

9 (8) 

19 

Königsberg . . , 

16 

(14) 

fl 

ff 

3 

(6) 

fl 

19 

6 (6) 

99 

Wiesbaden . . , 

10 

(-) 

fl 

fl 

2 

(-) 

f) 

fl 

4 (-) 

ff 

Danzig . . „ 

4 

(-) 

fl 

fl 

4 

(-) 

ff 

fl 

4(-) 

ff 

Düsseldorf . . , 

8 

(8) 

fl 

ff 

2 

(2) 

ff 

fl 

2 (2) 

19 

COln . . . . , 

3 

(8) 

ff 

II 

1 

(2) 

ff 

ff 

2 (2) 

ff 

Stettin . . . „ 

2 

(-) 

ff 

19 

1 

(-) 

fl 

fl 

1 (-) 

fl 

Berlin. . . . „ 

1 

(8) 

ff 

ff 

1 

(2) 

ff 

fl 

1 (8) 

99 

Potsdam . . , 

1 

(-) 

fl 

ff 

1 

(-) 

ff 

fl 

1 (-) 

11 

Arnsberg . . „ 

—■ 

(7) 

fl 

fl 

— 

(1) 

ff 

ff 

- (8) 

99 

Erfurt . . . , 

— 

(4) 

ff 

fl 

— 

(2) 

ff 

ff 

- (2) 

fl 

Hildesheim . . , 

— 

(8) 

9 

19 

— 

(1) 

fl 

19 

- (2) 

fl 

Magdeburg „ 

— 

(l) 

9 

fl 

— 

(1) 

ff 

n 

- (1 

9 


zasammen 406 (295) Menscben in 96 (86) Kreisen doroh 206(155) Tiere 


In 30 von diesen 96 Kreisen wurde nnr je 1 Fall gemeldet, in 12 Kreisen 
2 Fälle, in 15 Kreisen 8, in 10 Kreisen 4, in-6 Kreisen 5, in 8 Kreisen 6, in 
6 Kreisen 7, in 2 Kreisen 8, in je 1 Kreis 9 and 10, in 2 Kreisen 15 (Kreis 
Jarotschin, Beg.'Bez. Posen and Kreis Frankenstein, Beg.-Bez. Breslaa), 
in je 1 Kreis 18 (Kreis Pleß, Beg.>Bez. Oppeln), 21 (Kreis Tost*01eiwitz, 
Beg.-Bez. Oppeln), 22 (Kreis Tri er-Land) and 26 Fälle (Kreis Osterode, 
Beg.-Bez. Allenstein). 

Bei einem Vergleick mit dem Vorjahre ergibt sich eine Zunahme der 
Fälle in den Provinzen Schlesien, Ostpreafien and Westpreafien, 
soivle in der Bheinprovinz and in Hessen-Nassau and Pommern; 
eine Abnahme ist in der Provinz Posen und Brandenburg festznstellen; 
verschont blieben die Provinzen Sachsen, Hannover and Westfalen. 
Die Znnahme ist am erheblichsten in den Beg.-Bez. Allenstein, Trier, 
Coblenz, Oppeln and Qambinnen. Vergleicht man die 4 Östlichen 
Grenzprovinzen mit den Übrigen Provinzen des Staates, so tritt in diesem' 
Jahre ihre Ueberlegenheit hinsichtlich der Zahl der Verletzungen und der be¬ 
fallenen Kreise zwar etwas weniger als im Vorjahre hervor, die Zahl der 
Tiere, die die Verletzangen hervorgerafen hatten, ist jedoch verhältnismäfiig 
noch hoher geworden, fii Preaßen and in den 4 Provinzen Ostpreußen, West- 
preaßen, Posen and Schlesien worden 1909 (1908, 1907) verletzt: 

in Preußen 

406(295 ; 405) Personen in 96(86; 115) Kreisen durch 206 (156; 282) Tiere. 

in den Östlichen Provinzen 

328(271; 296) Personen in 75(75 ; 81) Kreisen durch 174 (140; 178) , 

im Vergleich za Preaßen v. H. 

80,8 (91,86; 78,09) Pers- in 78,1 (87,21; 70,44 Kreisen durch 84,6 (80,98; 74,57) , 
ln den Östlichen Provinzen sind wiederam diejenigen Begierungsbezirke 
besonders stark beteiligt, die die rassische Grenze in weiterer Aasdehnung 
bertlhren. Die Verietsangen wurden durch 204 Tiere zugefttgt, außerdem 
zogen sich bei der Pflege zweier toll watkranker Menschen 19 Personen Ver¬ 
letzangen zu. Unter den 204 Tieren beflnden sich 190 Hunde, 6 Katzen, 8 


*) Darunter eine Wärterin, die von einem tollwutkranken Mädchen ge¬ 
kratzt wurde. 

>) Darunter 18 Personen, die mit einem tollwatkranken Menschen in 
Berührung kamen. 
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Pferde, 4 Binder, 1 Ochse nnd 1 Kob. Die Hände verletzten 864, die Katzen 
8, die Pferde 5, die Binder 8 Personen, der Ochs and die Kuh je 1. 

Es wurde verletzt: 

Je 1 Mensch von 119 Händen, 8 Katzen, 2 Pferden, 2 Bindern, 

1 Ochsen, 1 Knh, 1 Menschen = 129 F&Ue 

„ 2 Menschen „ 88 „ ,1 Katze, 1 Bind.= 70 „ 

„ 8 a a » 1 1 Katze, 1 Pferd.= 89 „ 

»4a »12» *1 Bind.■ 


^ V 

1 Hand 
1 Menschen 


zosammen 406 F&Ue 

Der Sitz and die Art der Verletzang geht aas folgender üeber- 
sicht hervor: 

Am Kopf oder Hals wurden gebissen.28 Personen 

» » » » » gekraut. 1 Person 

An den oberen Oliedmaßen wurden gebissen.178 Personen 

» • » » » gekraut. 2 , 

, a » » » beleckt. 8 . 

a » a » gelangte Blat in Haatwanden bei 10 , 

» » » » », Speidel a » » ■ 

a n unteren „ wurden gebissen.122 , 

» » » » » gekratzt. 2 , 

Am Bumpf wurden gebissen. 6 Personen 

An mehreren Stellen des Körpers wurden gebissen.28 , 

» » » » » » gekraUt • • • • • 2 a 

Stelle der BifiveileUung nicht angegeben bei.11 a 

, , Kratz a » » .. 1 Person 

Are und Olt der VerleUung nicht angegeben bei .22 Personen 

zusammen 406 Personen 


Von diesen 406 Personen wurden 826 durch Tiere verleUt, bei denen 
die Obduktion Tollwutverdacht ergab oder doch nicht gegen das Bestehen 
von Tollwatverdacht sprach; in 2 Fällen konnte durch die Beobachtung des 
lebenden Tieres der Tollwatverdacht beseitigt werden; in 41 Fällen liegen 
keinerlei FesUtellangen vor, da das betreffende Tier entlaufen war; in 87 
Fällen konnte durch die Erkrankung der verletzten Person oder gleichzeitig 
gebissener Tiere der Verdacht, dafi die Verletzung von einem toUwutkranken 
^ere herrOhrte, bestätigt werden. 

ElUe Einsendung des Kopfes des Tieres zur üntersuchung fand, soweit 
Angaben hierüber gemacht sind, bei 269 Fällen statt; bei den übrigen Fällen 
geht es teils aus den Berichten nicht mit Sicherheit hervor, ob Leichenteile 
des Tieres, soweit solche Vorlagen, eingesandt wurden, teils unterblieb die 
Einsendung. Von diesen 269 FUlen gelug in 216 teils durch mikroskopische 
Untersuchung, teils durch den Tierversuch der Nachweis, daß Tollwut vorlag 
und zwar iu 112 Fällen im Institut für Infektionskrankheiten in Berlin, in 
108 Fällen im Hygienischen Universitätsinstitut in Breslau. Bei 9 Fällen 
konnte eine Untersuchung wegen vorgeschrittener Fäulnis des Untersuchungs* 
materials nicht stattfinden, in 29 Fällen konnte der Tollwatverdacht durch 
die Untersuchung nicht bestätigt werden, in 6 Fällen wurde das Vorliegen 
von Tollwut verneint. 

Es wurden somit 262 Menschen von sicher toUwutkranken Tieren ter« 
letzt, 8 von sicher nicht toUwutkranken Tieren; bei 146 Verletzten wurde, 
sowdt dies aus den Berichten hervorgeht, nicht sicher nachgewiesen, ob bei 
dem Tier Tollwut Vorgelegen batte oder nicht. 

Von den 204 Tieren (wenn man von den beiden toUwutkranken Menschen, 
die andere Personen verletzten, absieht), gelangten 164 zur Obduktion. Ob* 
wohl der Befund hierbei häufig vöUig nentiv war, wurde doch in der Begel 
der ToUwutverdacht aufrecht erhalten. Von 125 Tieren wurde, soweit An* 
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gaben hierttber Torliegen, der Kopf zar üntersacbnng eingesandt. Hierdarob 
konnte 100 mol — 56 mal im Institut fttr Infektionskrankheiten in Berlin nnd 
44 mal im Hygienischen ünirersitStsinstitnt in Breslau — nachgewiesen werden, 
daß Tollwut yorlag, in 21 Fallen konnte dies nicht mit Sicherheit festgestellt 
werden, dayon 8 mal wogen yorgeschrittener Fäulnis der Leichenteile, in 4 
Fällen sprach der Ausfall der Untersuchung gegen das Bostehen yon Tollwut. 
Bei 2 Tieren konnte auf Grund der Beobachtung durch den Ereistierarzt der 
Toliwutyerdacht beseitigt werden. Bei 28 Tieren fsblt jede Feststellung, da 
sie entlaufen waren; bei 10 Tieren konnte durch die Erkrankung gebissener 
Menschen oder Tiere der Beweis erbracht werden, daß Tollwut yorgelegen 
hatte. Es handelte sich somit bei 110 Tieren sicher um Tollwut, bei 6 sicher 
nicht um Tollwut, bei 88 blieb die Diagnose zweifelhaft. 

Von den 406 Verletzten unterzogen sich 874 der Schutzimpfung nach 
Pasteur, daß sind 92,1 y. H., mithin yerhältnismäßig weniger als in den 
beiden letzten Jahren, wenn auch mehr als in den Jahren yor 1907. Es 
ließen sich nämlich yon den Menschen, die durch tollwutkranke Tiere yerletzt 
worden waren, nach Pastenr impfen im Jahre: 


1898 . 

. 29,0 y. H. 

1904 . 

. 91,7 

1899 . 

. 80,6 , 

1905 . 

. 87,8 

1900 . 

. 82,3 , 

1906 . 

. 91,7 

1901 . 

• 78,1 » 

1907 . 

. 94,8 

1902 . 

. 90,8 , 

1908 . 

. 94,6 

1903 . 

. 91,5 „ 

1909 . 

. 92,1 


Von 6 Personen, die yon sicher nicht toUwutkranken Tieren yerletzt 
worden waren, ließen sich 3 nicht impfen, yon 252, bei denen die Tollwut des 
yerletzenden Tieres nachgewiesen war, 22. 

Der Impfung unterzogen sich 203 (1908 : 91) Personen im Institut fttr 
Infektionskranshciten in Berlin, 171 (1908: 185) im Hygienischen Universitäts- 
Institut in Breslau. Nach Breslau wandten sich, yon 8 Personen des Beg.- 
Bez. Bromberg abgesehen, alle Personen aus den Proyinzen Schlesien nnd 
Posen, nach Berlin alie übrigen Personen, die sich der Impfung unterziehen 
wollten. 

Von allen Behandelten ließen sich 


1906: 24,0 y. H. in Breslau, 76,0 y. H. in Berlin 

1907 : 65,8 „ , , ,34,2 , „ , 

1908 : 66,8 „ , , , 82 6 , „ , 

1909 : 45,7 „ , , ,54,8 , „ „ 

impfen. 

Bemerkenswert ist, daß in je 1 Fall im Beg.-Bez. Gumbinnen und 
Coblenz yon zusammen 11 Personen die Impfung augensdieinlich deshalb 
abgelehnt wurde, weil der Obduktionsbefund nicht auf Tollwut hinwies; bei 
der gloichwohi yorgenommenen mikroskopischen Untersuchung konnte jedoch 
festgestellt werden, daß Tollwut yorlag. Im Beg.-Bez. Liegnitz behandelte 
ein Kurpfuscher 4 yon eiuem toUwutkranken Hunde gebissene Menschen mit 
einem „HeUmittel"; er wurde zu einer Geldstrafe yerurteUt. 


Im ganzen erkrankten und starben 10 Personen an ToUwut, yon denen 
sich 8 der Schutzimpfung nach Pasteur unterzogen hatten, davon 5 in Berlin 
nnd 8 in Breslau: 1. Am 18. April war ein 38jähriger Hann inBiessallen, 
Beg.-Bez. Allenstein, yon einem Hunde im Gesicht nnd an der rechten Hand 
gebissen worden; der Hund entlief. Die Impfung nach Pastenr wurde yom 
20. AprU bis 10. Mai in Berlin yorgenommen; am 21. Juli zeigten sich Kopf¬ 
schmerzen nnd Mattigkeit sowie Luftmangel nnd Schlnckbeschwerden beim 
Trinken. Die Erscheinungen yerschlimmerten sich am 24. Juli, gegen Abend 
stellte sich große Unruhe und Angst ein; der Kranke Uef im Hemd auf die 
Straße, schlug in mehreren Häusern die Fensterscheiben ein und yerletzte 
zahlreiche Menschen, bis er festgenommen wurde. Am nächsten Vormittag 
starb er während der Ueberftthrung in eine Anstalt. Die Sektion nnterblieb. 
18 Personen, die der Verstorbene yerletzt hatte oder die sonst mit ihm in 
Berohrung gekommen waren, unterzogen sich der Schutzimpfung. — 2. und 8. 
Am 12. Januar wurden in Thorn, Beg.-Bez. Marienwerder, 2 Knaben yon 
einem Hunde ins Gesicht, der eine auch in die linke Hand, gebissen. Bei dem 
Hunde wurde Tollwut festgestellt. Die Kinder wurden yom 14. bezw. 16. Januar 
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bis 5. Februar im Institut l&r iDfektionskraukheiten iu Berlin behandelt. Der 
eine Knabe erkrankte am 15. Februar an Tollwut, der andere am 16., der Tod 
trat am 16. bezw. 18. Februar ein. Die LeichenOffonng und die mikroskopische 
üntersuchung bestätigte bei beiden Knaben die Diagnose Tollwnt. — 4. Am 
21. Oktober wurde in Grttnthal, Beg.*Bez. Bromberg, eine 22jährige Frau 
Ton einem Hunde, bei dem Tollwut festgestellt wurde, in die Finger der linken 
Hand gebissen. Trotz Schntzimpfung ;trat nach etwa 8 Wochen der Tod ein. 
— 6. Am 10. Juni wurde in Ludwigslust, Beg.*Bez. Bromberg, ein 
7jähriges Mädchen Ton einem nachgewiesenermaßen tollen Hunde mehrfach 
ins Gesicht und in den rechten Zeigefinger gebissen; yom 12. bis 25. Juli 
wurde es in Breslau geimpft, doch erkrankte es am 30. August an Tollwnt 
und starb am folgenden T^e. — 6. Am 17. August wurde Bobrownik, 
Beg.'Bez. Oppeln, ein 8 jähriges Mädchen am linken Unterschenkel sowie 
mehrfach an der rechten Hand von einem tollwutverdächtigen Hunde gebissen. 
Vom 18. August bis 11. September wurde es in Breslau nach Pasteur behandelt. 
Jedoch bereits am 12. September zeigten sich die ersten Krankheitserscheinaogen 
und am 14. September trat der Tod ein. Der Tierversuch bestätigte die 
Diagnose Tollwut. — 7. Am 19. August wurde in Beudelstarz, Beg.-Bea. 
Coblens, ein 4jähriger Knabe von einem sicher tollwutkranken Hunde in die 
linke Wange gebissen. Trotzdem das Kind vom 22. Anrast bis zum 
12. September im Institut ftlr Infektionskrankheiten in Berlin behandelt worden 
war, trat am 27. September der Tod unter Erscheinungen, die den Verdacht 
auf Tollwnt erweckten, ein. — 8. Am 18. April wurde in Petryhof, Kreis 
Zell, Beg.'Bez. Coblenz, ein 6jähriger Knabe von einem tollen Hunde in den 
Hals gebissen; die Behandlung erfolgte zunächst nur lokal, erst vom 15. Mai 
bis zum 4. Juni nach dem Pasteurschen Verfahren in Berlin. Bereits auf der 
Heimreise erkrankte jedoch der Knabe unter den Erscheinungen an Tollwut, 
er starb am 6. Juni. In allen diesen Fällen handelte es sich um z. T. mehr¬ 
fache Verletzungen an sehr nervenreichen Stellen des Körpers, wie im Gesicht 
und Hals oder an den Fingern; mehrfach erkrankten die Geimpften kurz nach 
Abschluß der Schutzimpfung. Ferner erkrankten und starben noch 2 nicht 
nach dem Pasteurschen Verfahren behandelte Personen an Tollwnt. — 9. An¬ 
fang Juni wurde in Leippe, Beg.-Bez. Liegnitz, eine 66jährige Frau von 
einem toUwutverdächtigen Hunde in die rechte Hand gebissen. Eine Behand¬ 
lung fand nicht statt; der Tod an Tollwnt trat am 26. August ein. — 10. Am 
14. August wurde in Beuthen, Beg.-Bez. Oppeln, einem 14jährigen Mädchen 
von einem Hunde eine unbedeutende Bißverletznng an der rechten Wange 
zngefflgt. Die Wunde wurde nur mit Umschlägen von essigsaurer Tonerde- 
lOsnng behandelt. Das Mädchen erkrankte am 14. und starb am 16. September. 
Die mikroskopische Untersuchung des Gehirns ergab, daß Tollwut vorlag. 

Der Ausgang der Verletzungen bei Geimpften und nicht Geimpften ist 
somit folgender: 

geimpft wurden 874 Personen, davon starben 8 = 2,18 *’/o 
nicht n , 82 „ , „ starben 2 = 6,25 „ 


Im Jahre 1908 starben von 279 Schutzgeimpften 2 = 0,67 v. H. 
1907 ,, 882 , 2 = 0,62 

1906 842 , 4 = 1,14 

1906 „ , 828 „ 3 = 0,93 

1904 , , 380 , 6 = 1,6 

1903 ,, 281 , 4 = 1,42 


Das Ergebnis der Schutzimpfung ist somit in diesem Jahre ungtlnstiger 
als in den 6 vorhergehenden Jahren. 

Aehnlidies zeigt sich, wenn man den Ausgang der Bißverletzung nur 
bei den Personen berücksichtigt, die von sicher tollwutkranken Tieren gebissen 
wurden: 


Es starben 1909 von 230 schutzgeimpften Personen 8 = 8,48 v. H. 

, 1908 , 190 . , 2 = 1,05 , 

, 1907 , 266 . , 2 = 0,76 , 

, 1906 , 236 , „ 4 = 1,69 , 

Von 22 Personen, die von sicher tollwutkranken Tieren gebissen wurden, 
sich jedoch nicht impfen ließen, starben 2 = 9,1 v. H. 



Rechtsprechung und Medizinal-Gesetzgebang. 


161 


Prenssisehe Laadesieiitrale fOr SlagllBgssehiiti. BanderlaB der 
Minister der nsw. Medizinalangelegenheiten und des Innern 
vom 18. Juli 1910 — M. d. g. A. M. Nr. 1746 and M. d. I. IIe Nr. 1688 — 
an sämtliche Herren Begierangspräsidenten. 

Um die vielen nebeneinander laofenden Bestrebungen aoi dem Gebiete 
der 8äagling8farsorge in Preoßen bei vollständiger Wahrung der Selbst^dig* 
keit der Uber die ganze Monarchie sich verteilenden Einzelorganisationen hi 
einheitliche Bahnen zu lenken und zu einem wirksamen Ganzen zusammen- 
zutassen, ist zu Anfang d. Js. die nPreufiische Landeszentrale für Säuglings- 
schutz“ gegründet worden. Ihre nächstliegenden* Aufgaben sind insbesondere 
die Forderung des Solbststillens durch Aufklärung aller Volkskreise, namentlich 
der arbeitenden und weniger bemittelten Klassen über den außerordentlichen 
Wert der natttrlichon Ernährung, der Nachweis einwandfreier Milchbezugs* 
quellen und Bat- und Aaskunftserteilung über Säuglingsschutzmafinahmen von 
Gemeinden, Vereinen, großen industrieUen und anderen Betrieben. Von den 
weiterhin zu ergreifenden Maßregeln der Landeszentrale kommen in Frage die 
Emführung einer dauernden MilchkontroUe, die Verschaffung billiger Unter¬ 
kunft für obdachlose oder in ungttnstigen hygienischen Verhältnissen lebende 
Wöchnerinnen und Säuglinge sowie die Einriditung einer Stellenvermittelung 
für Ammon und Säuglingspflegerinnen u. a. Die nahen Beziehungen, welche 
die Landeszeutrale für Säuglingsschutz zu dem Kaiserin Auguste Victoria-Haus 
zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deutschen Beiche hat, werden 
ihr bei Durchführung der gesteckten Ziele aufs beste zu statten kommen. 

Ein wichtiges Hilfsmittel zur Verbreitung gesunder Anschauungen Uber 
die richtige Ernährung und Pflege von Matter und Kind soll die von der 
Preußischen Landeszentrale fflr Säuglingsschutz heraasgegebene Zeitschrift 
nUnser Weg“ sein, deren erste Nummer am 1. Juli d. Js. in dem Verlag von 
Elsner und Dr. Salomon, Verlagsgesellschaft m. b. H. in Berlin S. 42, 
Oranienstraße 142, erschienen ist und von dem Verlag, durch die Post und im 
Buchhandel bezogen werden kann. Probenammern werden von der Landes¬ 
zentrale noch besonders dorthin übermittelt werden. Die von hervorragenden 
Mitarbeitern unterstützte Zeitschrift bringt anregende Unterhaltung mit Auf¬ 
sätzen und Batschlägen über die Säuglings- und Kleinkinderpflege, Gesund¬ 
heitspflege in der Familie usw. und ist geeignet, in weitesten Kreisen als 
VoÜrsblatt im guten Sinne zu wirken. 

Unter Hinweis auf die Erlasse vom 14. Januar 1905 — la 2481, vom 
10. Februar 1905 — M. 10878 — und vom 16. Juni, 4. Dezember 1908 — 
Min. d. Inn. Ub 2688 u. 6651, Min. d. g. pp. Ang. M. 9601/07 und 9680 — 
ersuchen wir Ew. pp. ergebenst, die unterstellten Organe, die durch ihre 
berufliche Tätigkeit oder in sonstiger Weise die Säuglingsschutzbestrebungen 
zu fördern in der Lage sind, auf dio „Preußische Landeszentrale für Säuglings- 
schütz“ und deren Zeitschrift „Unser Weg* in geeigneter Weise empfehlend 
aufmorksam zu machen. 

Werbenummern, Denkschrift und Satzung der Zentrale werden von der 
Geschäftsstelle — Berlin W. 9, Potsdamerstr. 184 A Seitenflügel, — in jeder 
gewünschten Zahl gerne zur Verfügung gestellt Anmeldungen zum Beitritt 
nimmt der Schatzmeister der Zentrale, Kommerzienrat Cohrs hier W. 9, 
Lenndstraße 4, entgegen. Mitgliedern wird „Unser Weg“ unentgeltlich ge¬ 
liefert. SammelbesteUungen für Nichtmitglieder wird die Zentrale bei dem 
Verlage unter wesentlicher Ermäßigung des sonstigen Bezugspreises von 
jährlich 6 Mark vermitteln, um durch außerordentliche Billigkeit des Bezugs 
Massenbeatellangen zu erzielen. 


B. Basten. 

Irrenfflrsorge. Gesetz vom 26. Juni 1910 und Ausführungs¬ 
verordnung vom 80. Juni 1910. 

a. Ctoseta vom S6. Jnnl 1010. 

§ 1. Voraussetzungen der Unterbringung in Irrenan¬ 
stalten. (1.) Ein Geisteskranker darf ohne oder gegen seinen Willen in 
einer Irrenanstalt untergebracht werden, wenn das zuständige Bezirksamt 
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(§ 6) die Unterbringung aal Antrag für etattbaft erklärt (§§ 2 bie 4) oder von 
Amte wegen anordnet (§ 5). 

(2) Ale Geisteskranke im Sinne dieses Geeelses gelten auch die 
Geistesschwachen. 

§2. Antragsberechtigte. Berechtigt zur Stellung des Antrages sind 

1. bei minderjährigen und entmündigten Kranken der gesetzliche Vertreter; 

2. bei Tolljäbrigen nicht entmündigten Kranken die Eltern und Vor* 
eitern, Nachkommen, Ehegatten und Geschwister; 

3. beim Fehlen oder bei Verhinderung der in Ziffer 1 und 2 bezeicbneten 
Antragsberechtigten die mit. der Fürsorge für den Kranken belasten Behörden, 
sonstigen öffentlichen Organe, Verwandten oder Verschwägerten; 

4. bei Geisteskranken, die im armenreohtlichen Sinne hilfsbedürftig sind, 
der unterstützungspflichtige Armenverband; 

5. bei Zwangszöglingen das die Zwangserziehung leitende Bezirksamt; 

6. bei Straf- und üntersachungsgefangenen sowie bei Insassen des 
polizeilichen Arbeitshauses die zuständige Behörde; 

7. bei aktiven MUitärpersonen die vorgesetze Militärbehörde. 

§8. Aerztliches Zeugnis. (1.) Der Antrag wird nur zagelassen, 
wenn die Geisteskrankheit und die Notwendigkeit der Anstaltslürsorge von 
einem im Deutschen Reich approbierten Arzt auf Grund einer nicht länger 
als zwei Wochen zurückliegenden persönlichen Untersuchung des Kranken 
bezeugt sind. 

(2.) Im Fall der Uebernahme eines Kranken aus dem Reichsaasland 
genügt das Zeugnis eines Arztes an einer ausländischen öffentlichen Irrenanstalt 
oder eines sonstigen beamteten Arztes. 

§4. Stattbalterklärung. (1.) Das Bezirksamt prüft den Antrag 
und erklärt, wenn es dabei kein Bedenken findet, die Unterbringung für statthalt. 

(2.) Die Statthafterklärung gilt als polizeiliche Verfügung im Sinne 
des § 4 Abs. 2 Ziffer 1 des Verwaitangsrechtspfiegegesetzes. Gegen dieselbe 
steht das Recht der Klage dem volljähriuen Kranken selbst, sofern er nicht 
geschäftsunfähig ist, sowie den in § 2 Ziffer 1, 2 nnd 4 genannten Antrags¬ 
berechtigten zu. Die Notfrist (§ 41 Ziffer 1 des Verwaltungsrechtspfiegegesetzes) 
beginnt mit der Eröffnung der bezirksamtlicben Verfügung, für Kiagebereohtigte, 
an die eine Eröffnung nicht erfolgte, mit der Unterbringung. 

§ 5. Unterbringung auf bezirksamtliche Anordnung. 
(1.) Von Amtswegen kann das Bezirksamt die Unterbringung in einer Irren¬ 
anstalt, auch wenn kein Antrag (§ 2) vorliegt, hinsichtlich solcher Geistes¬ 
kranker anordnen, die für sich selbst oder andere Personen oder für das 
Eigentum gefährlich oder für die öffentliche Sittlichkeit anstößig oder in Bezug 
auf Aufsicht, Schutz, Verpfiegung oder ärztlichen Beistand verwahrlost oder 
gefährdet sind. Diese Anordnung darf nur ergehen, wenn die Geisteskrankheit, 
die Notwendigkeit der Anstaltsfürsorge und das Vorliegen einer der in Satz 1 
erwähnten Voraussetzungen auf Grund unmittelbar vorhergegangener persön¬ 
licher Untersuchung von dem für den Aufenthaltsort des Kranken zuständigen 
Besirksarzt oder dem Vorstand einer öffentlichen Irrenanstalt, bei Strafge¬ 
fangenen von dem Gefängnisarst, bestätigt sind. 

(2.) Die Unterbringung von Amtswegen findet nur in einer der öffentlichen 
Irrenanstalten des Landes statt. 

(8.) Die Klage gegen die Anordnung des Bezirksamts ({ 4 Abs. 1 
Ziffer 1 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes) steht den in § 4 Abs. 2 Satz 2 
geuaanten Personen zu. Die Notfrist beginnt mit dem in Sata 2 daselbst be* 
zeichneten Zeitpunkte. 

§6. Zuständiges Bezirksamt. Zuständig zur Statthafterklärung 
oder Anordnung der Unterbringung ist das Bezirksamt des Wohnsitzes den 
Kranken; in Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes Ist das Bezirksamt 
des Aufenthaltsortes des Kranken, beim Fehlen eines Wohnsitzes nnd Auf¬ 
enthaltsortes im Großherzogtum das Bezirksamt des Anstaltsortes und im 
Falle der Uebernahme eines Geisteskranken in das Großherzogtum das Bezirks¬ 
amt zuständig, welches die Uebernahme vermittelt. 

g 7. Fürsorgliche Unterbringung im Dringlichkeits- 
Verfahren. (1.) ln dringenden Fällen kann die sofortige fürsorgliche 
Unterbringung eines Geisteskranken in einer Irrenanstalt ohne Antrag eines 
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Antragsbereohtigtea nnd ohne bezirksamtliohe Statthafterklftinng (§ 4) oder 
Anordnung (§ 5) erfolgen, wenn die Geisteskrankheit und die Notwen^gkeit 
der sofortigen Anfaahme znm Zweck der Heilnng des Kranken oder znr Ver- 
meidong Ton Gefahren für den Kranken selbst oder für andere Personen oder 
für das Eigentam oder für die öffentliche Sittlichkeit von dem für den Anf* 
enthaltsort des Kranken zuständigen Bezirksarzt anf Grand unmittelbar vorher* 
gegangener persönlicher Untersuchung des Kranken bestätigt werden. 

(2.) Das bezirksärztliche Zeugnis (Abs. 1) kann ersetzt werden durch 
das Zeugnis eines Arztes der öffentlichen Irrenanstalt, in welche die Aufnahme 
erfolgen soll, bei Straf* und üntersnchnngsgefangenen durch das Zeugnis des 
Gefängnisarztes und bei Militärpersonen durch das Zeugnis des zuständigen 
Militärarztes. 

(3.) Wenn die fürsorgliche Unterbringung in einer Piivatirrenanstalt 
erfolgen soll, kann das bezirksärztliche Zeugnis ersetzt werden durch das 
Zeugnis eines Arztes der Privatirrenanstalt, sofern dieser Arzt vom Ministerium 
des Innern hierzu besonders ermächtigt ist. Jedoch ist in einem solchen Palle 
der Kranke binnen 24 Standen nach der Aufnahme vom Bezir^arzt zu unter* 
suchen und, falls dieser das Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 1 nicht 
bestätigt, sofort zu entlassen. 

(4.) Von der Aufnahme hat der Anstaltsleiter dem Bezirksamt (§ 6) 
binnen 24 Standen Mitteilung zu machen. 

(6.) Wird nicht binnen 8 Wochen nach der Aufnahme des Geisteskranken 
in der Irrenanstalt der Antrag eines nach § 2 Antragsberechtigten und die 
Statthafterklärnng oder eine bezirksamtliche Anordnung nach § 5 nachgebracht, 
so ist der fürsorglich Aufgenommene zu entlassen; falls aber nach dem pflicht* 
mäßigen Ermessen des Anstaltsleiters eine der Voraussetzungen des § 5 vor* 
liegt, ist noch vor Ablauf der Frist dem Bezirksamt (§ 6) Anzeige zu erstatten 
und bis zur Erlassung der Entschließung des Bezirksamts, die binnen einer 
Frist von längstens 8 Wochen erfolgen soll, der Kranke fürsorglich in der 
in der Anstalt zurückzuhalten. 

§ 8. Unterbringung zur Beobachtung des Geisteszu¬ 
standes. (1.) Zur Beobachtung ihres Geisteszustandes können neben den 
reichsgesetzlich geregelten Fällen in öffentlichen Irrenanstalten ohne oder gegen 
ihren Willen untergebracht werden; 

1. Zwangszöglinge und Personen, bezüglich deren das Zwangserziehungs- 
Verfahren eingeleitet ist, auf Anordnung des Vormundschaftsgeridits; 

2. Strafgefangene und Insassen des polizeilichen Arbeitshauses auf An* 
Ordnung der zuständigen Behörde; 

8. aktive Militärpersonen auf Anordnung der Vorgesetzen Militärbehörde. 

(2 ) Die Verwahrung darf in diesen Fällen die Dauer von 6 Wochen 
nicht übersteigen. 

§ 9. Entlassung. Einspruch gegen die Zurückhaltung. 
(1.) Die wegen Geisteskrankheit in Irrenanstalten untergebrachten Personen 
dürfen gegen ihren Willen nicht länger zurückgehalten werden, wenn sie als 
nicht geisteskrank erkannt werden, oder wenn nach dem pflichtgemäßen Er¬ 
messen des Anstaltsleiters Heilung eingetreten ist, oder wenn die Staithaft- 
erklärung (§ 4) oder die bezirksamtliche Anordnung (§ 6) zurückgezogen oder 
aufgehoben wird. 

(2.) Gegen die Zurückhaltung eines Geisteskranken in der Anstalt steht 
dem volljährigen Kranken selbst, sofern er nicht geschäftsunfähig ist, sowie 
den in § 2 Ziffer 1, 2 und 4 genannten Antragsberechtigten der Einspruch zu. 
Ueber den Einspruch entscheidet das Bezirksamt. Anf die gegen die bezirks* 
amtliche Verfügung nach § 4 Abs. 1 Ziffer 1 des Verwaltungsrechtspflege* 
gesetzes zulässige Klage findet § 4 Abs. 2 Satz 2 Anwendung. Die Notfrist 
beginnt mit der Eröffnung der Verfügung des Bezirksamts, für Klageberech¬ 
tigte, an die eine Eröffnung nicht erfolgte, mit der Erlassung dieser Ver¬ 
fügung. 

(8.) In den Fällen des Dringlichkeitsverfahrens (§ 7) findet Abs. 2 
ebenfalls Anwendung. 

(4.) Das Bezirksamt ist berechtigt, eine Entschließung über einen kurz 
vorher zurückgewiesenen Einspruch abzulehnen, wenn neue Tatsachen nicht 
behauptet werden können und das zu erhebende Sachverständigengutachten 
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j«de Verftoderiuig des Zastandes des Kranken seit der IrOkeren Entscheidung 
in Abrede stellt. 

§10. Entlassung bei Zurttckiiehung des Antrags. (1.) Die 
Entlassung mufi ferner erfolgen, wenn der nach § 2 gestellte Antrag anrttck- 
gezogen wird. 

(2.) Liegt jedoch in einem solchen Falle nach dem pflichtmafiigen Er¬ 
messen des Anstaltsleiters eine der Voranssetsungen des § 6 Tor, so hat der 
Anstaltsleiter unrerweilt dem Bezirksamt (§ 6) Anzeige zu erstatten, welches 
alsdann das Weitere nach § 5 za yeranlassen hat. Die Bestimmung des § 7 
Abs. 6 am Ende findet hier ebenfalls Anwendung. 

(8.) Na(Ä Maßgabe des Abs. 2 ist auch zu verfahren, wenn bei einem 
auf seinen eigenen Antrag in einer Irrenanstalt untergebrachten Kranken in 
dem Zeitpunkt, in dem er seine Entlassung verlangt, die Voraussetzungen 
des § 6 nach dem pfiicbtmäßigen Ermessen des Anstaltsleiters vorliegen. Daa 
Gleiche gilt, wenn diese Voraussetzungen bei einer zur Beobachtung ihres 
Geisteszustandes auf Grund dieses Gesetzes angewiesenen Person (§ 8) beim 
Ablauf der Beobaohtungsfrist vorliegen; die Anzeige (Abs. 2 Satz 1) hat in 
diesem Falle auch an die Behörde zu erfolgen, welche die Beobachtung ange¬ 
ordnet hat. 

§11. Unterbringung in Kranken- und Armenanstalten. 
(1.) Die Bestimmungen der §§ 1 bis 4, 9 und 10 finden auf die Unterbringung 
von Geisteskranken fii öffentlichen Kranken- und Armenanstalten entsprechende 
Anwendung. 

(2.) Jedoch dürfen in derartigen Anstalten nur solche Geisteskranke 
nicht bloß vorübergehend untergebraoht werden, die nach dem Zeugnis eines 
Beziiksarztes oder des VorstanoM einer inlftndischen öffentlichen Irrenanstidt 
der psychiatrischen Behandlung und der Unterbringnng in einer Irrenanstalt 
nicht bedürfen. 

(3.) Andere Geisteskranke dürfen in solchen Anstalten nur beim Vor¬ 
liegen der Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 vorübergehend nntergebracht 
werden, wenn und solange die Ueberfühmng in eine Irrenanstalt nicht aus¬ 
führbar ist. Das bezirke ärztliche Zeugnis kann in diesen Fällen durch das 
Zeugnis des Anstaltsarztes ersetzt werden. 

(4.) Das Gleiche (Abs. 8) gilt, wenn ein nicht wegen Geisteskrankheit 
in einer solchen Anstalt Untergebrachter nachträglich sich als geisteskrank 
erweist. 

§ 12. Vollzugsbestimmungen. Unser Ministerium des Innern 
und, soweit die psychiatrischen Kliniken berührt werden. Unser Ministerium 
der Justiz, des Kultus nnd Unterrichts sind mit dem weiteren Vollzog betraut. 

b. AueffihrimgsTerordniiiig vom 80. Juni 1910. 

A. Oeffentliche Irrenanstalten. 

I. Allgemeines. 

§ 1. Begriff der öffentlichen Irrenanstalten. Oeffentliche 
Irrenanstalten im Sinne des Irrenfürsorgegesetzes nnd dieser Verordnung sind 
die psychiatrischen Kliniken Heidelberg und Freibnrg nnd die Heil- und 
Pfiegeanstalten lUenan, Emmendingen, Pforzheim nnd Wiesloch. 

§ 2. Zweckbestimmung der öffentlichen Irrenanstalten. 
^.) Der Zireck der öffentlichen Irrenanstalten ist Heilung nnd Verpfiegnng 
Geisteskranker, Epileptischer nnd solcher sonstiger Nervenkranker, die sich 
für eine psychiatrische Behandlung eignen, sowie Beobachtung zweifelhafter 
Geisteszustände. 

(2.) Die psychiatrischen Kliniken Heidelberg nnd Freibnrg dienen zu¬ 
gleich dem wissenschaftlichen Unterricht in der Psychiatrie. 

§ 3. Aufznnehmende Personen: a) nach der Art der Er¬ 
krankung. (1.) Geisteskranke, die einer psychiatrischen Behandlung nicht 
bedürfen, sollen in den öffentlichen Irrenanstalten nur dann Aufnahme finden, 
wenn sie für sich selbst oder andere Personen oder für das Eigentum gefährlich 
oder für die öffentliche Sittlichkeit anstößig oder in Bezug auf Aufsicht, 
Schutz, Verpflegung oder ärztlichen Beistand verwahrlost oder geerdet sind. 

(2^ Personen, bei denen Geisteskrankheit nicht festgesteUt ist, dürfen 
in die öffentlichen Irrenanstalten nnr dann anfgenommen werden, wenn ihre 
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Aufnahme zur Beobachtung ihres Geisteszustandes von einer Behörde ange« 
ordnet ist (§ 8 des Gesetzes), oder wenn sie selbst unter Erfüllung der im § 12 
bezeiehneten Voraussetzungen ihre Aufnahme zum Zweck der Heilung oder 
der Beobachtung beantragen. 

(8.) Als Geisteskranke im Sinne dieser Verordnung gelten auch die 
Geistesschwachen. 

§ 4. b) nach der Staatsangehörigkeit. (1.) Aufnahme in die 
Öffentlichen Irrenanstalten finden: 

1. badische Staatsangehörige, die im Grofiherzogtum wohnen oder ans 
armen* oder yOlkerrechtUchen Gründen in das Grofiherzogtum übernommen 
werden müssen und 

2. nichtbadische, im Grofiherzogtum wohnende oder ans armen* oder 
yOlkerrechtUchen Gründen dahin zu übernehmende BeichsangehOrige oder 
BeichsausÜnder, sofern die Verpfiegnng auf Kosten des Beiches, des badischen 
Staates, eines badischen Armonyerbandes, einer Krankenanstalt, der Ver* 
sichernngsanstalt Baden oder einer sich anf das Grofiherzogtum Baden 
erstreckenden Bemfsgenossenschaft erfolgt, oder sofern die Aufnahme gemifi 
§ 5 des Gesetzes yom Bezirksamt angeordnet wird. 

(2.) Im übrigen kOnnen nichtbadische BeichsangehOrige sowie Beichs* 
auslinder, soweit Platz ist, gegen Entrichtung eines höheren Verpfiegnngssatzes 
(§§ 27, 26 Abs. 4) Aufnahme finden, sofern die Zahlung der Verpflegnngskosten 
sidiergestellt ist. 

§ 6. Aufnahmeanstalten. (1.) Für die Aufnahme frisch an 
Geistesstörung Erkrankter oder Wiedererbankter sind yorzugsweise bestimmt 
die beiden psychiatrischen Kliniken und die Heil* und Pflegeanstalt lUenau 
(Auhiahmeanstalten.) 

(2.) Nichtaufnahmefihig in diese Anstalten sind, yorbehaltlich der zu 
wissenschaftUchen oder Lehrzwecken zugelassenen Aufnahmen: 

1. Idioten, Kretinen, Blödsinnige, 

2. Epileptische, deren Leiden nicht mit Geistesstörung yerbnnden ist. 

(8.) Die Aufnahme yon geistesgestörten Epileptischen in die Aufnahme* 

anstalten kann abgelehnt werden; das Gleiche gilt bezüglich solcher Geistes* 
kranken, welche die Direktion nach der Art ihrer Erkrankung als zur Anfnahme 
in die Anfnahmeanstalt ungeeignet erklärt, ln diesen FäUen ist der Anfnahme* 
antrag mit der Statthafterklärnng oder die bezirksamUicbe Anordnung seitens 
der Direktion der Anfnahmeanstidt unter gleichzeitiger Benachrichtigung des 
Antragstellers nnyerzttglich an die Direktion der Debernabmeanstalt weiter* 
znleiten. 

§ 6. üebernahmeanstalten. Für die Aufnahme der nicht oder 
nicht mehr für die Aufnahmeanstalten geeigneten Geisteskranken, insbesondere 
solcher, deren HeUnng einen längeren Zeitraum erfordert, sowie der Epileptischen 
sind yorzugsweise bestimmt die Heil* und Pflegeanstalten Emmendingen, 
Pforzheim nnd Wiesloch (Uebernahmeanstalten). 

§ 7. Anfnahmebezirke. (1.) Für die anf Kosten des Beiches, 
des Staates, der Armenyerbände, Krankenkassen, Berufsgenossensebaften oder 
der Versichernngsanstalt Baden in den öffentlichen Irrenanstalten nnterzu* 
bringenden Geisteskranken werden folgende Anfnahmebezirke festgesetzt: 

a) für die Anfnabmeanstalten und zwar: 

1. für die psychiatrische Klinik Heidelberg die Amtsbezirke der Kreise 
Mosbach, Heidelberg nnd Mannheim nnd yom Kreis Karlsrnhe die Amtsbezirke 
Bretten, Brnchsal, Pforzheim; 

2. für die psychiatrische Klinik in Freibnrg die Amtsbezirke der Kreise 
Freibnrg, Lörrach nnd Waldshnt; 

8. für die Heil* nnd Pflegcanstalt Illenau die Amtsbezirke der Kreise 
Baden, Offenbnrg, Villingen nnd Konstanz sowie yom Kreis Karlsrnhe die 
Amtsbezirke Darlach, Ettlingen, Karlsruhe. 

b) für die Uebernahmeanstalten nnd zwar: 

1. für die Heil* and Pflegeanatalt Emmendingen die Amtsbezirke der 
Kreise Konstanz, Villingen, Waldshnt, Lörrach, Freibnrg nnd Offenbnrg; 

2. für die Heil- nnd Pflegeanstalt Wiesloch die Amtsbezirke der Kreise 
Baden, Karlsrnhe, Mannheim, Heidelberg and Mosbach. 

(2.) In die Heil- and Pflegcanstalt Pforzheim sind yorzugsweise Idioten, 
Kretinen, Blödsinnige and sieche Geisteskranke anfznnehmen. 
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§ 8. Znlässigkeit freier Wahl der Anstalt. (1.) Personen, 
deren Qeistessnstand aal Gmnd gesetalicher Vorschrift beobachtet und 
begutachtet werden soll (§ 8 des Gesetzes, § 81 Strafprozefiordnnng, § 217 
Militär • Strafgerichtsordnog, § 656 ZiTilprozeßordnnng), kOnnen in jede der 
öffentlichen Irrenanstalten anfgenommen weiden. 

(2.) Wenn die Verpflegnngskosten ans dem Vermögen des Kranken oder 
eines daza priratrechtlich Verpflichteten bestritten werden, steht dem Antrags« 
berechtigten die Wahl nnter den in § 1 erwähnten Anstalten frei. 

§ 9. Unmittelbare Aufnahme frisch Erkrankter in die 
üebernahmeanstalten. Vorbehalten bleiben Bestimmungen über die 
Bezirke, aus denen frisch Erkrankte regelmäßig in die Uebernahmeanstalten 
anfgenommen werden können; jedoch ist in diesen Fällen ebenso wie in den 
Fällen des § 8 Abs. 2 die Aufnahme frisch Erkrankter in die Uebemahme* 
anstalten nur insoweit zulässig, als dadurch die üebemahmen ans den Anf- 
nahmeanstalten nicht beeinträchtigt werden. 

§ 10. Aufsicht über die öffentlichen Irrenanstalten. 
(1.) Die unmittelbare Aufsicht führt über die psychiatrische Klinik in Heidel* 
berg die akademische Krankenhanskommission, über die psychiatrische Klinik 
in Freibnrg der Senat der Universität; die Oberaufsicht über diese Kliniken 
führt das Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts. 

(2.) Die unmittelbare Aufsicht über die Heil- und Fflegeanstalten führt 
der Verwaltnngsbof, die Oberaufsicht das Ministerium des Innern. 

(8.) Von den genannten Ministerien werden die für den Betrieb der 
Anstalten maßgebenden Hausordnungen erlassen. 

§11. Periodische Nachschau. Jede öffentliche Irrenanstalt wird 
jährlich mindestens einmal durch einen Kommissär des zuständigen Ministeriums 
unter Mitwirkung eines Medizinalreferenten einer unvermuteten Nachschau 
unterzogen, bei welcher jedem Kranken Gelegenheit zu geben ist, etwaige 
Beschwerden den Kommissären des Ministeriums vorzutragen. 

II. Verfahren bei der Aufnahme. 

§ 12. a) Aufnahme auf eigenen Antrag des Kranken. 
(1.) Volljährige Nerven- oder Geisteskranke, die nicht entmündigt sind, können 
auf ihren eigenen Antrag zum Zwecke der Heilung oder der Beobachtung in 
den öffentlichen Irrenanstalten ohne weiteres anfgenommen werden, wenn sie 
sich nach dem Ermessen der Direktion zur Aufnahme eignen nnd für die 
Erstattung der Verpflegungskosttn Sicherheit geleistet wird. 

(2.) Der Antrag des Kranken ist von der Direktion zu Protokoll zu 
nehmen; das Ergebnis der Untersuchung des.Kranken ist schriftlich fest- 
znstellen. 

(8.) Das Gleiche gilt für die Aufnahme von volljährigen Epileptischen, 
deren Leiden nicht mit Seelenstörnng verbunden ist. 

§ 18. b) Aufnahme ohne oder gegen den Willen des 
Kranken. (1.) Der Antrag eines Antragsberechtigten (§2 des Gesetzes) ist 
bei dem Bezirksamt, der Anstaltsdirektion oder dem Bürgermeisteramt schrift¬ 
lich einzuroichen oder zu Protokoll zu geben; er ist unverzüglich an das 
zuständige Bezirksamt (§ 6 des Gesetzes) abzugeben, wenn er nicht bei diesem 
gestellt wurde. 

(2.) In dem Aufnahmeantrag ist die Anstalt, in die die Aufnahme 
erfolgen soll, sowie die Verpflegungsklasse zu bezeichnen, in die der Aufzu- 
nehmende eingereiht werden soll. Auch soll der Antrag darüber Auskunft 
geben, von wem die Kosten der Verpflegung getragen werden. Hat der 
Antragsteller selbst die Kosten aus seinem Vermögen oder demjenigen des 
von ihm Vertretenen zu bezahlen, so ist von ihm ein ausdrückliches Schuld- 
verspreeben zu verlangen; bat ein anderer die Verpflegnngskosten zu tragen, 
so ist von diesem ein schriftliches Schnldversprechen oder ein schriftliches 
Schuldanerkenntnis zu erheben. 

(3.) Wenn die Verpflegongskosten nicht ans dem Vermögen des Kranken 
oder von einem sonst privatrechilich dazu Verpflichteten bestritten werden 
können, auch nicht eine Krankenkasse, Berufsgenossensebaft oder die Ver¬ 
sicherungsanstalt die Kosten übernimmt, so ist der zur Uebernahme der Ver- 
pflegungskosten verpflichtete Armenverband vom Bezirksamt über den Antrag 
und die Pflicht zur Tragung der Verpflegungskosten zu hören. 
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§ 14. (1.) Das ärztliche Zeugnis (§ 3 des Gesetzes), für dessen Be¬ 
schaffung erforderlichenfalls das Bezirksamt Sorge zu tragen hat, soll nach 
dem anliegenden Muster I') ausgestoUt werden. Ans demselben muß insbesondere 
herrorgehen, daß die persOniiehe Ontersnehung des Kranken, auf Grund deren 
das Zeugnis ausgestellt worden ist, nicht länger als zwei Wochen zurttckliegt. 
Die Vordrucke für das ärztliche Zeugnis können Yom Bezirksamt oder Bezirks¬ 
arzt erhoben werden. 

(2.) Wenn das ärztliche Zeugnis nach Ansicht des Bezirksamtes zu 
Bedenken Anlaß gibt, insbesondere weil es zu unbestimmt gehalten, nicht 
schlttssig oder der beurkundende Arzt dem Bezirksarzt gänzlich unbekannt 
ist, BO ist, ehe über die Statthaftigkeit der Aufnahme Entschließung getroffen 
wird, eine gutachtliche Aoußerung des Bezirksarztes, orforderlichenfalis auf 
Grund ▼orheriger Untersuchung des Kranken, zu erheben. 

(3.) Das Bezirksamt erhebt sodann weiter ein nach dem anliegenden 
Muster Il*)> soweit erforderlich nach Feststellung beim Gemeinde-(Stadt-)rat, 
ausgestelltes Zeugnis der Ortspolizeibehörde über die persönlichen Verhältnisse 
des Kranken; audi ist das Bezirksamt verpflichtet, alle Verhältnisse näher zu 
erörtern, die zur Entschließung ttber die Tragung der Verpflegungskosten 
nötig sind (vergleiche § 13 Absatz 2). Die Vordrucke für das ortspolizeiliche 
Zeugnis können beim Bezirksamt erhoben werden. 

(4.) Von jeder Erhebung Aber die VermOgensverhältnisse des Zahlungs¬ 
pflichtigen ist Umgang zu nehmen, wenn die Verpflegungskosten fttr mindestens 
ein Vierteljahr der Anstaltsdirektion vorausbezahlt werden oder ihr sonst 
dafür hinreichende Sicherheit gestellt wird. Sofern dies geschieht, hat die 
Anstaltsdirektion das Bezirksamt hiervon alsbald zu verständigen. 

§ 15. Bezirksamtliche Statthafterklärung. (1.) Im Falle 
der Statthafterklärung (§ 4 des Gesetzes) gibt das Bezirksamt der Direktion 
der Anstalt, in welche die Aufnahme erfolgen soll, Nachricht und ttbersendet 
ihr gleichzeitig den Aufnahmeantrag mit dem ärztlichen und ortspolizeilichen 
Zeugnis. Zugleich äußert sich das Bezirksamt darflber, wer fttr die Ver- 
pflegungskosten aufzukommen hat. Eine Abschrift des ortspolizeilichen Zeug¬ 
nisses hat das Bezirksamt bei seinen Akten zurttckzubehalten. 

(2.) Von der erfolgten Statthafterklärung ist derjenige, der den Auf¬ 
nahmeantrag gestellt hat, in Kenntnis zu setzen. 

§16. Entschließung ttber die Aufnahme. Die Direktion prüft 
die Belege, erhebt die etwa noch fehlenden Nachweise lud beschließt ttber die 
Aufnahme, die Ver^flegungsklasse und die Verpflegungskoston, soweit nicht 
die Entscheidung hierttber der Vorgesetzten Behörde Vorbehalten ist. 

§ 17. Beschleunigung der Erhebungen. (1.) Durch die Er¬ 
hebungen ttber die Vermögensverhältnisse und ttber die Kostenersatzpflicht 
darf die Einsendung des i^trags an die Anstaltsdirektlon keine Verzögerung 
erleiden. 

(2.) Alle auf die Aufnahme eines Geisteskranken in eine öffentliche 
Irrenanstalt bezüglichen Verhandlungen und Erhebungen sind von den dabei 
beteiligten Behörden und Beamten soviel als möglich zu beschleunigen. 

§18. Aufnahme auf Anordnung des Bezirksamtes. (1.) Von 
einer nach § 5 des Gesetzes erlassenen Anordnung hat das Bezirksamt der 
Anstaltsdirektion und dem zur Tragung der Verpflegungskosten Verpflichteten 
Nachricht zu geben; im übrigen Anden die §§ 14 bis 17 entsprechende 
Anwendung. 

(2.) Die Entschließung des Bezirksamts ist den in § 2 Ziffer 1 und 2 
des Gesetzes bezeichneten Personen, soweit dies ohne unverhältnismäßige 
Mtthewaltnng tunlich ist, unter Belehrung Aber die ihnen zustehenden Rechts¬ 
mittel (Klage, Rekurs) zu eröffnen. 

§19. Dringlichkeitsverfahren. (1.) Im Falle der fttrsorglichen 
Unterbringung eines Geisteskranken im Drbglichkeitsverfahren (§ 7 des 
Gesetzes) müssen die zur endgültigen Aufnahme nötigen Verhandlungen jeweils 
unverzttglich eingeleitet werden; zu diesem Zweck hat die Anstaltsdirektion 
die ttber die fürsorgliche Aufnahme erwachsenen Akten zugleich mit der in 

*) Von einem Abdruck der Muster ist Abstand genommen. 
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§ 7 Absatz 4 des Gesetzes Torgescbriebenen Anzeige von der Aufnahme binnen 
24 Standen dem zustindigen Beziiksamte (§ 6 des Gesetzes) za flbersendea. 

(2.) Das Bezirksamt wird aof die ihm zokommende Anzeige die antrags- 
berechügte Person oder Behörde hören and, sofern ein Aafnahmeantrag nidit 
gestellt werden sollte, aber die Voraossetzangen des § 5 des Gesetzes vor* 
liegen, selbst die ünterbringong anordnen. 

§ 20. Zeitpankt der Zaftthrnng. (1.) Die Zaftthrong eines 
Kranken in eine öffentliche Irrenanstalt soll aach in den F&llen des Dringlich* 
keitsrerfahrens (§ 7 des Gesetzes) nar mit Znstinunang der Direktion and 
nach vorheriger Benachricbtigang über die Ankonftszeit erfolgen, im übrigen 
aber tanlicbst bescbleanigt werden. 

(2.) Wenn die Zolührong eines einberofenen Kranken nnterbleiben oder 
l&nger als acht Tage verschoben werden mofi, so ist die Anstaltsdirektion 
hiervon nnverzüglich in Kenntnis za setzen. 

(8.) Wird die Aafnahme eines Banken nicht spätestens 14 Tage nach 
der Statthafterklärang oder der Anordnong der ünterbringong vollzogen, so 
ist von neaem ein ärztliches Zeagnis za erheben and eine bezirbamtUche Ent* 
sdüießang (§ 4 Absatz 1, § 5 Absatz 1 des Gesetzes) herbeizoführen. 

§21. Verbringang in die Anstalt. (1.) Die Verbringong in die 
Anstalt ist Sache der antragstellenden Beteiligten oder der die Aunahme 
anordnenden Behörde. 

(2.) Jedem Kranken soll ein mit dessen Verhältnissen vertranter saver* 
lässiger Begleiter, der den Anstaltsärzten Aaskonft za erteilen vermag, bei* 
gegeben werden. Dem Begleiter des Kranken soll ein behördlicher Answeis 
über den Kranken and seine eigene Person, sowie über den ihm erteilten 
Aoftrag mitgegeben werden. 

(8.) Nähere Vorschriften über die Art der Verbringang des Kranken in 
die Irrenanstalt and die Behandlang naf der Beise hat erforderlichenfalls der 
behandelnde Arzt oder der Bezirksarzt za geben. 

§ 22. Zaführang mittels polizeilichen Zwangs. (1.) Die 
Mitwirkang von Organen der Polizeibehörden oder die Anwendang poUzeUiehen 
Zwangs bei der Zaführang von Geisteskranken in öffentliche Irrenanstalten 
oder zar Zarückverbringang solcher Kranken in die Anstalt im Falle ihres 
Entweichens ist ohne Weiteres statthaft, wenn die Aafnahme in die Irren¬ 
anstalt durch das Bezirksamt angeordnet wurde (§ 5 des Gesetzes) oder wenn 
es sich am Minderjährige oder Entmündigte handelt, deren gesetzliche Ver* 
treter die Verbringang hi die Anstalt beantragt haben. 

(2.) Gegen volljährige nicht entmündigte Geisteskranke darf polizeilicher 
Zwang zam Volizag der auf Antrag eines Antragsberechtigten erfolgenden 
Aafnahme nar dann Anwendung finden, wenn seitens des Bezirksarztes nach 
persönlicher Ontersachang des Kranken bestätigt wird, daß die Voraossetzangen 
des § 5 des Gesetzes vorliegen. Aacb darf ein Kranker, bei dem diese Vor¬ 
aassetzangen nach Ansicht der Anstaitsdirektion vorliegen, im Fall der 
Entweichung aas der Aostalt mittels polizeilichen Zwangs dahin zorttckver* 
bracht werden. 

(8.) Soweit hiernach eine zwangsweise Zaführang oder Zarückverbringang 
von Geisteskranken in eine öffentliche Irrenanstalt zalässig ist, kann die 
Anstaltsdirektion aaf Ansacben von Gerichts- oder Polizeibehörden zur Unter* 
sttttzang beim Vollzog der Zaführang in besonderen Aasnahmefäilen Anstalts¬ 
personal zar Verfögang stellen. Im übrigen darf Anstaltspersonal nur zar 
Begleitung von aas der Anstalt entlassenen, nicht geheilten Pfleglingen, zar 
üeberführang in eine andere Öffentliche Irren- oder Krankenanstalt and im 
Fall der Entwelchang zar Zarückverbringang eines in der Nähe der Anstalt 
wieder ergriffenen Kranken, aasnahmswebe auch zur Abholung von Kranken 
am Bahnhof, verwendet werden. 

(4.) Die Organe der Polizeibehörden sollen zam Transport Geisteskranker 
Zivilkleidang anlegen. 

§ 28. Anzeige von der Aufnahme. (1.) Den Vollzog der Aaf¬ 
nahme hat die Anstaitsdirektion dem Antragsteller, dem nach § 6 des Gesetzes 
zoständigen Bezirksamt and dem zahlangspflichtigen Armenverband oder dem¬ 
jenigen öffentlichen Organ, das die Verpflegongskosten trägt, mitaateilen. Das 
Besuksamt hat die Anzeige dem Bezirksarzt zur Einsicht za übersenden. 
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(2.) Die in § 2 Ziffer 1 and 2 des Gesetzes gensnnten Personen hat das 
Bezirksamt, soweit dies ohne nnTerhftltnism&ßige MOhewaitang taniich ist, 
TOD der ünterbringang des Kranken nnter Beiehrnog über die ihnen znstehenden 
Beohtsmittei (Kiage, Bekors) zu yerstindigen. 

UL Behandinng nnd Verpfiegnng der Kranken in der Anstalt. 

§24. Hansordnnngen and Dienstanweisungen. DieBeband* 
lang und die Verpflegnng der Kranken wird durch die fflr jede Anstalt 
bestehende Hansordnnng (§10 Absatz 8) nnd die fttr die Anstaltsbeamten 
erlassenen Dienstweisnngen geregelt. 

§26. Arbeitstherapie. (1.) Die Kranken können an! Anordnnng 
der Direktion in einer ihren Znständen and Verhältnissen entsprechenden 
Weise beschäftigt werden. 

(2.) Fttr die geleistete Arbeit der Kranken, welche lediglich dem Heil* 
zwecke dient, kann eine Entlohnnng oder eine Ermäßignng der Verpflegnngs* 
kosten von den Zablnngspflichtigen nicht beansprucht werden. 

§26. Verpilegnngsklassen. (1.) Die selbstzahlenden Kranken 
werden nach ihren gewohnten Lebensbed&rfnissen nnd entsprechend dem Antrag 
der Antragsberechtigten in drei Verpflegnngsklassen eingereiht, welche sich 
hinsichtlich der Kost nnd Wohnung unterscheiden. Außerdem besteht bei den 
Heil* and Pflegeanstalten eine besondere Pensionärklasse, in welche diejenigen 
Kranken einznreihen sind, fttr deren Unterkunft nnd Verpflegnng weiter* 
gehende, das Maß der Verpflegnng in erster Klasse ttbersteigende Ansprttche 
erhoben werden. 

(2.) Ebenso kann in den psychiatrischen Kliniken gegen Bezahlnng einer 
höheren Vergtttnng als der fflr die erste Klasse festgesetzten (§ 27) auch 
weitergehenden Ansprttcben Becbnnng getragen werden, soweit es der Zweck 
der Anstalt gestattet. 

(8.) Die Verpflegung der Kranken, bezüglich deren die Verpflegnngs* 
kosten ans der Beichs- oder Staatskasse, von Armenverbänden, Krankenkassen, 
Bernfsgenossenschaften oder der Versicherungsanstalt bestritten werden, erfolgt 
in der Begel in der dritten Verpflegnngskasse. 

(4.) Nichtbadener sollen — abgesehen von den Fällen der ünterbringang 
auf Kosten des Beiches, des Staates, eines Armenverbandes oder Öffentlichen 
Organes — nur in die Pensionärklasse oder in die erste Verpflegnngsklasse — 
in den psychiatrischen Kliniken in die erste oder zweite Verpflegnngsklasse — 
nnd nur ausnahmsweise in eine andere Verpflegnngsklasse anfgenommen werden. 

§ 27. Kosten der Verpflegnng. (1.) Fttr die Verpflegung der 
Kranken werden Vergütungen erhoben, welchis fflr jede Verpflegnngsklasse von 
dem anständigen Hinisterinm von Zeit zu Zeit festgesetzt und Öffentlich be* 
kannt gemacht werden.*) 

(2.) Im Interesse des Unterrichts nnd der Forschung kOnnen yon den 
Direktionen der psychiatrischen Kliniken bis zu yier Kranke auf Freiplätze 
eingewiesen werden. 

(8.) Fflr nnvermOgliche Kranke haben die nach dem Unterstfltznngs* 
Wohnsitzgesetz zn deren Unterstfltznng yerpflichteten Armenyerbände einzntreten, 
wenn and soweit die Verpflegnngskosten nicht yon zahlungsfähigen dritten 
Personen oder Organen ttbernommon werden. 

(4.) Die Kosten der Verpflegnng yon nnvermOglichen Kranken, welche 
gemäß § 6 des Gesetzes zufolge Anordnung des Bezirksamts in die Anstalt 
yerbraebt worden sind, hat, sofern die Unterbringung lediglich im Öffentlichen 
Interesse erfolgt, nötigenfalls die Gemeinde gemäß §§ 58 und 59 Gemeinde- 
Ordnung zu bestreiten yorbehaltlich ihres Ersatzanspruchs an die nach bürger¬ 
lichem oder Öffentlichem Bocht zum Unterhalt des Kranken yerpflichteten 
Personen oder Organe. 


*) Zur Zeit sind maßgebend: Die Verordnung des Ministerinms der 
Justiz, des Kultus und Unterrichts vom 27. Dezember 1907, die Kosten der 
Verpflegnng yon Kranken in den psychiatrischen Kliniken in Heidelberg und 
Freibarg betreffend (Gesetzes* and Verordnnngsblatt Seite 655), nnd die Ver¬ 
ordnung des Ministerinms des Innern yom 21. Dezember 1907, die Kosten der 
Verpflegung yon Kranken in den Heil* und Pflegeanstalten betreffend (Gesetzes* 
und Verordnungsblatt Seite 656). 
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(5.) Die darch die Aafnehme eines Kranken, seine Bntlassnag und 
üeberfttlirang (§§ 37 and 89) erwachsenden Beise* and Transportkosten sind 
in gleicher Weise za behandeln, wie die Kosten der Verpflegong in der An« 
stalt; das Gleiche gilt bezttglich der Kosten für die Kleidang, falls der Kranke 
nicht im Besitz der in der Haasordnang Torgeschriebenen Kleldangssttlcke ist. 

§ 28. Verkehr mit den Kranken. Aaskanftserteilang 
ttber das Befinden der Kranken. (1.) Der Verkehr der Angehörigen 
and anderer Personen mit den in den Öffentlichen Irrenanstalten ontergebrachten 
Geisteskranken anterliegt in jedem einzelnen Falle der Genehmigung der 
Direktion. 

(2) Aaf mündliche oder schriftliche Anfragen einer berechtigten Person 
oder Behörde nach dem Befinden eines Kranken wird die Anstaltsdirektion 
Aaskonft erteilen. 

§ 29. Brief verkehr der Kranken. (1.) Ob and welche Briefe 
der in Öffentlichen Irrenanstalten nntergebrachten Kranken an ihren Be« 
stimmangsort weiter za leiten sind, unterliegt der Ensscheidong der Anstalts« 
direktion; za diesem Zweck ist sie betagt, geschlossene Briefe za Offnen. 
Der Briefwechsel des Kranken mit seinem Vormund and in den § 2 Ziffer 2 
des Gesetzes bezeichneten n&chsten Angehörigen soll in der Hegel nicht 
beschränkt werden. 

(2.) Eingaben an das zuständige Bezirksamt (§ 6 des Gesetzes) und 
an den Verwaltangsgerichtshof (§ 9 Absatz 2 Satz 8, Absatz 3, § 4 Absatz 2 
and § 5 Absatz 3 des Gestetzes) sind diesen Behörden za ttbermitteln; Be« 
Bchwerden and Bekarse gegen bezirksamtliche Entschließongen sind dem 
Bezirksamt za weiteren Behandiang za ttbersenden. In den daza geeigneten 
Fällen wird die Anstaltsdirektion eine kurze Mitteilang ttber den Zastand des 
Absenders, insbesondere darüber beifügen, ob der Kranke etwa geschäfts« 
unfähig ist. 

(3.) Wenn von einem volljährigen, nicht geschäftsanfäbigen Kranken 
gegen die Zarttckhaltang in der Anstalt Eineprach erhoben wird (§ 9 Absatz 2 
des Gesetzes), so bat das Bezirksamt nach Vornahme der erforderlichen Er« 
hebangen, woza regelmäßig nach die AnbOrang der Anstaltsdirektion nnd des 
Bezirksarztes gcbOrt, Eatscbeidang ttber den Einsprach za treffen und diese 
dem Kranken unter Belehrang ttber die ihm zastehenden Rechtsmittel (Klage, 
Bekars) darch Vermittlung der Anstaltsdirektion za eröffnen. 

§ SO. Bearlaabang der Kranken. Aas besonderen Gründen 
kann eine vorttbergehende Bearlaabang eines nicht gemäß §§ 5 and 8 des Ge« 
setzes auf Anordnung einer Behörde in die Anstalt aafgenommenen Kranken 
seitens der Anstaltsdirektion zagelassen werden. 

§31. Familienpflege, (t.) Die Anstaltsdirektionen sind ermächtigt, 
mit Zustimmung desjenigen, der den Antrag aaf Unterbringang gestellt hat, 
geeignete Kranke bei einer in der Umgebang der Anstalt wohnenden zaver« 
lässigen Familie gegen eine za vereinbarende Vergtttang in Pflege za geben. 

(2.) Der Kranke bleibt hierbei im Verbände der Anstalt, wird von dieser 
aus ärztlich behandelt and beaufsichtigt and kann ohne weiteres in die Anstalt 
zarttckversetzt werden, wenn eine Veränderang seines Zustandes oder die 
Verhältnisse der Pflegefamilie es erforderlich erscheinen lassen. 

(3.) Auf die Vergtttang (§ 27) ist die Unterbringang in Familienpflege 
ohne Einfloß. 

VI. Ausscheiden aas der Anstalt. 

1. Entlassung. 

§82. Voraassetzangen der Entlassung. (1.) Die EntlaMang 
einer in einer Öffentlichen Irrenanstalt nntergebrachten Person hat za erfolgen, 
wenn die Voraassetzangen der §§ 9 Absatz 1 und 10 Absatz 1 des Gesetzes 
vorliegen. Wird die Statthafterklärang oder die bezirksamtliche Anordnung 
anfgehoben, so hat das Bezirksamt der Anstaltsdirektion hiervon onverzttglich 
Nadiiicht zn geben. 

(2.) Personen, deren Aafnahme aaf ihren eigenen Antrag erfolgt ist 
(§ 12), mttssen alsbald entlassen werden, wenn sie die Entlassang verlangen, 
wenn Heilung erfolgt oder die Beobachtang abgeschlossen ist, wenn der Kranke 
entmündigt wird and der Vormund die Entlassang verlangt oder wenn die 
Verpflegangskosten nicht mehr sichergestellt sind. 
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(3.) Liegen jedoch in den Fällen des Torhergehenden Absatzes oder des 
§ 10 Absatz 1 des Gesetzes nach Ansicht der Anstaltsdirektion die Vorans- 
setznngen des § 6 des Gesetzes vor, so ist der Kranke bis zn der nnTerweilt 
herbeiznftthrenden Entschließung des Bezirksamts Ittrsorglich in der Anstalt 
zurttckznhalten (§ 10 Absatz 2 and 3 des Gesetzes). 

(4.) In den Fällen des § 2 Ziffer 5 bis 7 des Gesetzes ist die Entlassung 
auch nach erfolgter Genesung nur zulässig, nachdem der Behörde, welche die 
Aufnahme beantragt hatte, Gelegenheit zur AebBerung gegeben worden ist. 
Auch ist in diesen Fällen der Zeitpunkt der Entlassung der Behörde rechtzeitig 
vorher anzuzeigen, damit diese geeignetenfalls über die weitere Unterbringung 
des zu Entlassenden befinden kann. 

(6.) Wenn bei einem auf bezirksamtliche Anordnung untergebrachten 
Kranken Heilung eingetreten oder das Nichtvorhandensein geistiger Erkrankung 
festgestellt ist, so hat die Anstaltsdirektion die Zurttcknahme der bezirks¬ 
amtlichen Anordnung unverzhglich herbeizuftthren. 

(6.) Wenn bei einem auf Antrag eines Antragsberechtigten unterge- 
brachten Kranken zwar nicht Heilung, aber Besserung eingetreten ist, welche 
nach dem Urteil der Anstaltsdirektion Anataltsfttrsorge nicht mehr nOtig 
erscheinen läßt, so hat die Anstaltsdirektion dem Bezirksamt hiervon wegen 
Zurücknahme der Statthafterklärung Mitteilung zu machen. 

(7.) Auf Gesuche der in § 2 Ziffer 1, 2 und 4 des Gesetzes genannten 
Personen und Behörden um Entlassung eines Kranken findet § 29 Absatz 8 
‘ entsprechende Anwendung. 

§ 88. Anzeige von der Entlassung. Von der Entlassung hat 
die Anstaltsdirektion demjenigen, der den Antrag auf Unterbringung gestellt 
hat, dem zuständigen Bezirksamt und dem Armenverband oder Öffentlichen 
Organ, das die Verpflegungskosten trägt, Mitteilung zu machen, ebenso dem 
Bezirksamt des früheren und des künftigen Aufenthaltsorts des Kranken, 
letzterem unter Mitteilung eines kurzen Krankbeitsberichts und der etwa 
notigen Bemerkungen über die weitere Fürsorge für den Kranken. 

§34. Entweichung eines Kranken. (1.) Von der Entweichung 
eines Kranken, welcher nicht alsbald wieder ergriffen werden kann, hat die 
Anstaltsdirektion dem Bezirksamt, welches die Aufnahme für statthaft erklärt 
oder angeordnet hatte, sowie derjenigen Person oder Behörde, von welcher die 
Aufnahme beantragt oder angeordnet worden war, gegebenenfalls auch den 
durch den Kranken gefährdeten Personen unverzüglich Nachricht zu geben. 

(2.) Zugleich sind diejenigen Polizeibehörden (Bezirksamt, Bürger¬ 
meisteramt), deren Verständigung im Inteiesse der Ermittelung des Aufent¬ 
halts oder der Zurückverbringung des Kranken oder der Fürsorge für den¬ 
selben oder des Schutzes anderer Personen angezeigt erscheint, hiervon in 
Kenntnis zu setzen. 

§ 35. Beaufsichtigung der nicht in Anstaltspflege be¬ 
findlichen Geisteskranken. (1.) Die angeheilt aus den Irrenanstalten 
entlassenen und die übrigen außerhalb der Anstalten befindlichen Geisteskranken 
unterstehen der Beaufsichtigung des Bezirksarztes nach Maßgabe der Dienst¬ 
anweisung für die Bezirksärzte. 

(2.) In den dazu geeigneten Fällen werden sich die Anstaltsdirektionen 
überdies wegen der aus den Öffentlichen Irrenanstalten entlassenen Pfieglinge 
mit den Organen des Hilfsvereins für entlassene Geisteskranke ins Benehmen 
setzen. 

§ 36. Todesfälle. Stirbt ein Kranker in der Anstalt, so ist neben 
der vorgeschriebenen Anzeige an den Standesbeamten dem Vormund und den 
nächsten Angehörigen, sowie dem zuständigen Bezirksamt, ferner dem Armen¬ 
verband oder Offentiichen Organ, das die Verpflegungskosten trägt, Nachricht 
zu geben. Das Bezirksamt hat die Anzeige dem Bezirksamt zur Einsicht 
mitzuteilen. Den Angehörigen steht es frei, hinsichtlich der Beerdigung An¬ 
ordnung zu treffen, sofern Me für die Beerdigungskosten aufkommen. 

2. Ueberführung in eine andere Anstalt. 

§ 37. Ueberführung in die Uebernahmeanstalt. (1.) Wenn 
bei einem in einer Anfnahmeanstait untergebrachten Kranken die GeistesstOrnng 
einen längeren Verlauf voraussetzen läßt, und er weiterhin der psychiatrischen 
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Behnndlang oder der Verpflegong in einer Irrenznstzlt bedarf, kann die Ueber* 
ftthmng in die üebemahmeanstalt (§ 6) herbeigefttbrt werden. 

(2) Ans den psychiatrischen Kliniken kann die üeberfflhmng eines 
Geisteskranken in die Oebernahmoanstalt auch dann reranlabt werden, wenn 
die Krankheitsform des wissenschaftlichen Interesses entbehrt. 

§38. Znstimmnng des Antragsberechtigten. (1.) Zar lieber- 
ftthrnng ist die Zostimmang ^jenigrn Person oder Behörde erforderlich, auf 
deren Antrag oder Anordnnni^einer Zeit die Aufnahme erfolgte. Diese Zn- 
stimmnng kann gegebenenfalls schon bei der Anfnahme erklärt werden. 

(2.) Die Zastimmnng wird nnterstellt, wenn binnen acht Tagen nach 
erfolgter Eröffnnng nicht bei der Anstaltsdirektion Einwendung erhoben wird. 

(8.) Werden gegen die üeberfQhrnng Binwendangen erhoben, so kann 
die Anstaltsdirektion den Vormand, den nächsten Angehörigen oder den unter- 
stiitzangs pflichtigen Armenrerband zur sofortigen Abholnng des Kranken ans 
der Anstalt anffordern oder, wenn dies nicht angängig ist, weil nach der An¬ 
sicht der Anstaltsdirektion die Voranssetznngen des § 5 des Gesetzes Torliegen, 
sowie wenn der Anffordernng znr Abholnng nicht entsprochen wird, eine Ent- 
schlieBnng des Bezirksamts darüber herbeifllhren, ob die Üeberfflhmng stattfinden 
soll oder nicht. 

(4.) Von der erfolgten üeberfflhrnng hat die Direktion der üebemahme¬ 
anstalt den in § 33 genannten Behörden and Personen Mitteilung zu machen. 

§89. üeberfflhrnng in Kranken- oder Armenanstalten.. 
Geisteskranke, die weder fflr sich oder andere gefährlich noch fflr die öffentliche 
Sittlichkeit anstößig sind, können unter Beachtung der Vorschriften in § 88 
io eine Kreispflegeanstalt oder in eine sonstige geeignete Kranken- oder Armen¬ 
anstalt flberfflhrt werden, wenn der Kranke weder einer psychiatrischen 
Behandlung noch der ünterbringung in einer Irrenanstalt bedarf, und die Ver¬ 
waltung dieser Anstalt sich mit der üeberfflhrnng einTerstanden erklärt hat. 

§40. Zflrflcknahme ans Kranken- oder Armenanstalten. 
Die Zurflcknahme eines Geisteskranken, der ans einer öffentlichen Irrenanstalt 
in eine der in § 89 genannten Anstalten versetzt worden ist, hat auf Grund 
eines von dem Arzte derselben ausgestellten ärztlichen Zeugnisses, aus welchem 
die Notwendigkeit der Wiederaufnahme in die Irrenanstalt hervorgeht, ohne 
weiteres, jedoch unter Beachtung der Vorschriften der §§ 20 Abs. 1 und 23 
Abs. 1 zu erfolgen. 

B. Privatirrenanstalten. 

1. Allgemeines. 

§ 41. Aufsicht Aber die Privatirrenanstalten. (1.) Die 
privaten Irrenheil- und Pflegeanstalten unterliegen der Beaufsichtigung und 
üeberwachnng des Bezirksarztes, in dessen Dienstbezirk die Anstalt gelegen 
ist, sowie des Ministeriums des Innern. 

(2.) Sie werden jährlich mindestens einmal durch einen Kommissär des 
Ministeriums des Innern unter Mitwirkung eines Medizinalreferenten und 
regelmäßig unter Zuziehung des Bezirksarztes einer unvermuteten Nachschau 
unterzogen, bei welcher jedem Kranken Gelegenheit zu geben ist, etwaige 
Beschwerden den Kommissären des Ministeriums vorzutragen. 

§ 42. Leitung der Privatirrenanstalten. (1.) Jede Privnt- 
irrenansalt, welche znr Aufnahme von heilbaren Kranken bestimmt oder Iflr 
mehr als 60 Kranke berechnet ist, mnß einem Arzt als technischen Leiter 
unterstellt sein, der seine Wohnung in der Anstalt oder deren nächsten üm- 
gebung zu nehmen hat, und der fflr den gesamten Betrieb der Anstalt die 
Verantwortung tzägt. 

(2.) Als technische Leiter von Privatirrenanstalten und als Stellvertreter 
des Leiters dürfen nur psychiatrisch vorgebildeto Aerzte, welche eine mindestens 
zweijährige praktische Tätigkeit an einer deutschen öffentlichen Irrenanstalt 
nachzuweisen vermögen, bestellt werden, sofern nicht im einzelnen Fall vom 
Ministerium des Innern ans besonderen Gründen Nachsicht erteilt wird. 

(8.) Zu den Befugnissen und Obliegenheiten des technischen Leiters 
gehört insbesondere die Anfnahme und Entlassung der Kranken, die Anordnung 
etwa notwendig werdender Isolierungen and sonstiger Beschränkungen sowie 
Überhaupt sämtlicher therapeutischer Maßnahmen, ferner die verantwortliche 



Rechtsprechang nnd Medizinal-Gesetzgebnag. 


178 


Fdhrang der Krankengeschichten und der Torgeschriebenen Bttcher and die 
Erstattang der Torgeschriebenen Berichte. 

(4.) Zar anmittelbaren Krankenpflege and aar Beaafsicbtigang der 
Pfleglinge ist das erforderliche Warte- and Pflegepersonal za bestellen. Als 
Wärter and Wärterinnen dürfen nar zaverlässige and anbescholtene Personen 
Terwendet werden. 

§ 43. Baaliche Anlage and Elnrichtang der PriTatirren* 
anstalten. (1.) üeber die baaliche Anlage and Elnrichtang der Privat* 
Irrenanstalten sowie Aber die von den Leitern Aber die Kranken and die 
Krankenbewegang za führenden Bücher and Nachweisangen kOnnen vom 
Hinisteriom des Innern nähere Bestimmangen getroffen werden. 

(2.) Bei der Belegong der Krankenzimmer and -säle soll der von dem 
Ministeriam des Innern vorgeschriebene Mindestlaftraam für jedes Bett 
(vgl. IV Ziffer 5 and 6 der Verordnang des Mlnisteriams des Innern vom 
16. Jani 1898, betr. Anlage, Baa and Elnrichtang von üffentUchen and Privat- 
Kranken-, Entbindangs- and Irrenanstalten, Gesetzes- nnd Verordnongsblatt 
S. 848) stets eingehalten werden. 

2. Verfahren bei der Aufnahme. 

§ 44. a) Aufnahme auf eigenen Antrag des Kranken. 
(1.) Volljährige Nerven- oder Geisteskranke, die nicht entmündigt sind, kOnnen 
auf ihren eigenen Antrag zam Zwecke der Heilang oder der Beobachtung in 
eine Privatirrenanstalt ohne weiteres aafgenommen werden, wenn der Aafzn- 
nehmende 

1. eine schriftliche Erklärung abgibt, daß er in die Anstalt einzntreten 
wünscht and 

2. nach der von dem Anstaltsleiter vorzanehmenden persünlichen Unter- 
sachong, deren Ergebnis schriftlich festzostellen ist, Verständnis für seinen 
Eintritt in die Anstalt besitzt and seuem Zustand nach für die Aofnahme 
geeignet ist. 

(2.) Das Gleiche gilt für die Aufnahme von volljährigen Epileptischen, 
deren Leiden nicht mit Seelenstürong verbanden ist. 

§ 45. b) Aafnahme ohne oder gegen den Willen des 
Kranken. Im übrigen Anden auf die Aafnahme von Geisteskranken in 
Privatirrenanstalten neben den §§ 1 bis 4 des Gesetzes die §§ 18 bis 15 ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§ 46. Fürsorgliche ünterbringang im Dringlichkeits- 
verfahren. (1.) Aaf die fürsorgliche Unterbringung im Dringlichkeitsver¬ 
fahren (§ 7 des Gesetzes) findet § 19 Anwendung. 

CA) Der nach § 7 Abs. 4 des Gesetzes vom Leiter der Privatirrenanstalt 
dem zuständigen Bezirksamt (§ 6 des Gesetzes) binnen 24 Standen za machenden 
Anzeige über die fürsorgliche Aafoahme eines Geisteskranken ist die 
Bestätigung der gesetzlichen Voraussetzangen für die Aafnahme durch den 
Bezirksarzt (§ 7 Abs. 1 oder Abs. 8 Satz 2 des Gesetzes) anzaschließen. 

§ 47. Unstatthaftigkeit polizeilichen Zwangs. (1.) Eine 
Mitwirkung von Polizeiorganen oder die Anwendung polizeilichen Zwangs bei 
der Zaführang von Geisteskranken in eine Privatirrenanstalt oder zar Zarück- 
bringang in eine solche Anstalt im Falle ihres Entweichens ist nicht statthaft. 

(2.) Im Falle der Entweicbang eines Kranken aas der Anstalt ist die 
zwangsweise Zorückführang desselben darch das Anstaltspersonal nar zulässig, 
weun der Kranke noch in nnmittelbarer Nähe der Anstalt ergriffen wird. 

§ 48. Anzeige von der Aafnahme. (1.) Von jeder Aafnahme 
eines Kranken (§§ 44 bis 46) ist seitens der Anstaltsieitang dem zoständigen 
Besirksarzt (g 41 Abs. 1) innerhalb der nächsten 24 Standen unter UelMr- 
sendang sämtlicher Aafnahmebelege Mitteilang za machen. 

(2.) Falls der Besirksarzt auf Grand der Prüfung der Aafnahmebelege 
gegen die Aafnahme Bedenken bat, so hat er sich darch sofortige persönliche, 
nötigenfalls za wiederholende Untersachang dos Kranken von der Zolässigkeit 
der Aafnahme za überzeugen. Gewinnt er diese Ueberzengang nicht, so ist 
der Kranke alsbald za entlassen. Ueber das Ergebnis seiner Prüfung bat der 
Bezirksarst dem Anstaltsleiter eine Bescheinigang aaszastollen. 
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(3.) Die Aafaahmebelege sind hierauf unter Anschluß der Bescheinigung 
des Bezirksarztes (Abs. 2 Satz 8) innerhalb der nichsten 14 Tage dem zu- 
stindigen Bezirksamt (§ 6 des Gesetzes) mitzateilen. 

(4.) Von dem Voilzag der Aufaahme hat der Anstaltsleiter den gesetz¬ 
lichen Vertreter und die in § 2 Ziffer 2 des Gesetzes genannten nichsten 
Angehörigen des Kranken, soweit dies ohne unrerhaltnismißige Mflhewaltung 
tuiuich ist, zu yerstindigen. 

§ 49. Verkehr mit den Kranken undVerkehr der Kranken 
mit Behörden. (1.) Der Verkehr der Kranken mit dem gesetzlichen Ver¬ 
treter und den antragsberechtigten Angehörigen durch Briefe und Besuche 
soll nicht beschränkt werden. Ebenso sind Eingaben der Kranken an das 
Bezirksamt (§ 6 des Gesetzes), den Bezirksarzt (§ 41 Abs. 1) oder den Ver- 
waltongsgerichtshof ohne Einschränkung an diese Behörden zu ttbermitteln; 
gedchlossene Schriftstücke sind vorher nicht zu öffnen. 

(2.) Aul Gesuche der Kranken, welche einen Einspruch gegen die Zurflck- 
baltung in der Anstidt enthalten, findet § 29 Abs. 8 Anwendung. 

3. Ausscheiden aus der Anstalt. 

§ 50. Voraussetzungen der Entlassung. (1.) Die Entlassung 
aus der Anstalt muß erfolgen, wenn die Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 oder 
§ 10 Abs. 1 des Gesetzes yorliegen. Wird die Statthuterklämng aufgehoben, 
so hat das Bezirksamt dem Anstaltsleiter hiervon unverzüglich Nachricht 
zu geben. 

(2.) Personen, deren Aufnahme auf ihren eigenen Antrag erfolgt ist 
(§ 44), müssen alsbald entlassen werden, wenn sie die Entlassung verlangen, 
wenn Heilung erfolgt oder die Beobachtung abgeschlossen ist, oder wenn der 
Kranke entmündigt wird und der Vormund die Entlassung verlangt. 

(3.) Wenn jedoch in den Fällen des vorhergehenden Absatzes und des 
§ 10 Abs. 1 des Gesetzes bei dem Kranken die Voraussetzungen des § 6 des 
Gesetzes vorliegen, so hat der Anstaltsleiter dem zuständigen Bezirksamt 
unverweilt von dem Sachverhalt Mitteilung zu machen und den Kranken vor¬ 
läufig — aber höchstens auf die Dauer von 8 Wochen — in der Anstalt 
zurückzuhalten, bis entweder die Statthaftigkeit der Aufaahme erklärt oder 
die Unterbringung des Kranken in einer öffentlichen Irrenanstalt vom Bezirks¬ 
amt auf Grund des § 5 des Gesetzes angeordnet ist. 

§ 51. Beurlaubung des Kranken. (1.) Aus besonderen Gründen 
kann eine vorübergehende Beurlaubung eines Kranken vom Anstaltsleiter 
zugelassen werden. 

(2.) Die Beurlaubung und die Wiederaufnahme des Kranken nach 
Ablauf der Urlaubszeit ist dem Bezirksarzt (§ 41 Abs. 1) unverzüglich 
anzuzeigen. 

§ 52. Anzeige von der Entlassung. Von der erfolgten Ent¬ 
lassung hat der Anstaltsleiter dem Bezirksamt (§ 6 des Gesetzes) und dem in 
g 41 Abs. 1 bezeichneten Bozirksarzt Anzeige zu erstatten. 

§53. Entweichung eines Kranken. Von der Entweichung eines 
Kranken hat der Anstaltsleiter dem Angehörigen oder dem gesetzlichen Ver¬ 
treter, auf deren Antrag die Aufnahme erfolgte, sowie dem b § 49 Abs. 1 
bezeichneten Bezirksamt und Bezirksarzt, gegebenenfalls auch den durch den 
Kranken gefährdeten Personen unverzüglich Nachricht zu geben; zugleich 
sind diejenigen Polizeibehörden (Bezirksamt, Bürgermeisteramt), deren Ver¬ 
ständigung im Interesse des Kranken selbst oder zum Schutze anderer Personen 
angezeigt erscheint, in Kenntnis zu setzen. 

§54. Todesfälle. Stirbt ein Kranker in der Anstalt, so ist nach 
g 86 so verfahren; auch ist dem für den Anstaltsoit zuständigen Bezirksarzt 
Mitteilung zu machen. 

4. Besondere Bestimmungen für die Anstalten für Schwach¬ 
sinnige, Kretinen, Idioten und Epileptische. 

§55. Besondere Arten von Privatirrenanstalten. (1.) Für 
die Anstalten für Schwachsinnige, Kretinen, Idioten und Epileptische gelten 
neben den Vorschriften der §§ 1 bis 4, 7 und 9 bis 10 des Gesetzes die 
§1 45 bis 54. 
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(2.) Für die Anfoabme von voUj&brigen Epileptiscben, deren Leiden 
nicht mit SeelenstOrnng verbanden ist, gelten die Bestimmongen des § 44; 
minderjährige Epileptische dieser Art können aai Antrag ihres gesetzlichen 
Vertreters ohne Mitwirkung des Bezirksamts aofgenommcn werden. 

(3.) Für die von öffentlichen Korporationen betriebenen Anstalten fflr 
Schwachsinnige, Kretinen, Idioten und Epileptische können auch nichtärztliche 
Leiter bestellt werden, sofern der regelmäßige Besuch eines Arztes in den 
vom Ministeriam des Innern für zulässig erachteten Zeitabschnitten gesichert 
ist. In diesen Fällen können die vorgeschriebenen Bücher and Nachweisangen 
von dem nichtärztlichen Leiter nnter Aafsicht des Arztes geführt werden. 
Für den Verkehr der in diesen Ansttalten antergebrachten Kranken mit ihren 
Angehörigen and Behörden finden die Vorschriften der §§ 28 and 29 sinn¬ 
gemäße Anwendung. Aach kann die Naohschaa durch die Konunissäre des 
Ministeriums des Innern (§ 41 Abs. 2) in diesen Anstalten in zweijährigen 
Zfrischenräumen erfolgen. 

C. Aufnahme geisteskranker Personen in Kranken- und 

Armenanstalten. 

§ 66. Dauernde Unterbringung von Geisteskranken in 
öffentlichen Kranken- und Armenanstalten. (1.) Auf die nicht 
bloß vorübergehende Aufnahme eines Geisteskranken in öffentlichen Kranken- 
und Armenanstalten (Kreispflege- und Landarmenanstalten, Bezirks-, Gemeinde- 
nnd sonstige öffentliche Krankenhäuser. Pfrttndneranstalten) finden neben den 
Bestimmungen der §§ 1 bis 4, 9 und 10 des Gesetzes die §§ 46, 47, 48 und 49 
entsprechende Anwendung. 

(2.) Der dem Bezirksarzt zu erstattenden Anzeige über die Aufhahme 
des Kranken (§ 48 Abs. 1) ist das von einem Bezirksarzt oder dem Vorstand 
einer inländischen öffentlichen Irrenanstalt ansgestellte Zeugnis, daß der 
Kranke einer psychiatrischen Behandlung und Unterbringung in einer Irren¬ 
anstalt nicht bedarf (§ 11 Abs. 2 des Gesetzes), anzuschließen. 

§ 67. Vorübergehende Unterbringung von Geisteskranken 
in Kranken- und Armenanstalten. (1.) Die vorübergehende Unter¬ 
bringung eines Geisteskranken in einer öffentlichen Kranken- oder Armen¬ 
anstalt (§ 11 Abs. 3 des Gesetzes) hat der Anstaltsleiter binnen 24 Standen 
dem Bezirksarzte, in dessen Bezirk die Anstalt gelegen ist, anzuzeigen. Mit 
der Anzeige ist das in § 11 Abs. 3 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 des Gesetzes 
vorgeschriebene Zeugnis über das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
für die vorübergehende Unterbringung dem Bezirksarzt zu übersenden; der 
Bezirksarzt hat dieso Anzeige nebst dem ärztlichen Zeugnis alsbald an das 
Bezirksamt des Aufenthaltsortes weiterzngeben. 

(2.) Das Bezirksamt hat hierauf die Verhandiungen wegen Verbringung 
des Kranken in eine Irrenanstalt unverzüglich einznleiten. Die Verbringung 
des Kranken in eine Irrenanstalt bat zu erfolgen, sobald das der Ueberführung 
in die Irrenanstalt entgegenstehendo Hindernis beseitigt ist. 

(3.) Das Gleiche gilt, wenn ein nicht wegen Geisteskrankheit in einer 
solchen Anstalt Untergebrachter nachträglich sich als geisteskrank erweist. 

§ 68. Abgang eines Geisteskranken aus einer Kranken¬ 
oder Armenanstalt. Ebenso wie die Anfnahme eines Geisteskranken in 
eine Kranken- oder Armenanstalt (§§ 66 und 57) ist auch der Abgang eines 
solchen durch Austritt, Ueberführung in eine Irrenanstalt oder Ableben binnen 
24 Standen dem Bezirksarzt (§ 41 Abs. 1) anzuzeigen. 

§ 69. Militärlazarette. Auf Militärlazarette finden die Bestim¬ 
mungen der §§ 66 bis 68 keine Anwendung. 

§ 60. Unterbringung von Geisteskranken in Privat* 
krankenanstalten. In Privatkrankenanstalten, Sanatorien und dergleichen, 
die nicht zugleich als Privatirrenanstalten konzessioniert sind, dürfen Geistes¬ 
kranke auch nicht vorübergehend aufgenommen werden. 

D. Schlußbestimmungen. 

§ 61. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom 26. Juni 
1910, betr. die Irrenfürsorge, in Kraft. 
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O. EUsaiBs - K^otliriiis'eii. 

Bestellug tob GerlehtsSntoB. VerordnaBg desKaiserliehen 
StattbalterB Tom 11. Jnni 1910 — I. A. Nr. 7^5. 

1. Der § 17 der yerordnaDK des Reichskanzlers zur Anslillinuig der 
Beichsjaslizgcsetze vom 13. Jani 1879 (Gesetzbl. 8.61) wird geändert, wie lolgt: 

„Qerichtsärzte (Strafprozeßordnong § 87) sind die Kreisärzte für den 
SrUichen Bereich ihres Hanptamtes. 

Im Falle des Bedttrli^ses kSnnen vom Hinisterinm nach andere Aerzte 
als Qerichtsärzte für bestimmte Bezirke bestellt werden.* 

IL Diese Verordnong tritt am 1. Oktober 1910 in Kraft. 


Ctobllhren der Aente nnd Chemiker ln Straftnehen. Verordnang 
des Kaiserl. Statthalters vom 16. Juni 1910 — 1. A. Nr.9041. 

Aof Qrond des Oesetzes vom 13. Janaar 1878 and nach Einsicht den 
§ 18 der Qebfthrenordnang Ittr Zengen and Sachrerständige Tom 80. Jani 1878 
wird folgendes rerordnet: 

Allgemeine Bestimmangen. 

§ 1. Die Gerichtsärzte and andere als SadiTerständige zogezogene 
Aerzte, Tierärzte, Zahnärzte, sowie Chemiker erhalten fttr die Uuien tob den 
Gerichtsbehörden oder Ton den StaatspolizeibehOrden im gerichtlichen Interesse 
aafgetragenen Geschäfte in Strafsachen in Ermangelang anderweitiger Ver* 
abredang, Gebhhren nach Maßgabe der nachstehenden Tarife A, B and C. >) 
§ a. Fhr Geschäfte am Wohnorte des SachTerständigen werden weder 
Beisekosten noch Tagegelder gewährt Dasselbe gilt Ton Geschäften aoßer» 
halb des Wohnorts in geringerer Entfernang als 2 ^ometer Ton demselben. 

War der SachTorständige darch aoßergewOhnliche Umstände-genOtigt, 
sich eines Fahrwerks za bedienen, so sind die baren Aaslagen za erstatten. 

§ 8. Für Geschäfte in einer Entfernang Ton mindestens 2 Kilometern 
erhält der SachTerständige Tagegelder and Beisekosten in Gemäßheit der 
Bestimmangen der Kaiserlichen Verordnang Tom 25. Angost 1909 § 1 Ziffer V 
and § 5 mit der Einschränkong, daß Tagegelder nar insoweit in Anrechnong 

g ebracht werden dürfen, als sie die Gebühr fttr die aaf der Beine Torgenommenen 
-eschäfte übersteigen. 

§ 4. Verrichtangen, fttr welche der Tarif GebtthrensäUe nicht aoswirft, 
sind nach Maßgabe der Sätze, die fttr ähnliche Leistongen in dem Tarife 
gewährt werden, za Tergttten. 

§ 5. Die Höhe der Gebühren ist, sofern der Tarif einen Mindest* and eiaen 
Höchstbetrag Torsieht, innerhalb der festgesetzten Grenzen nach den besonderen 
Umständen des einzelnen Falles insbesondere nach der Beschaffenheit and Schwie* 
ligkeit der Leistang, sowie dem Zeitaafwande za berechnen and festzosetzen. 

Wird mehr als der Mindestsatz einer Gebühr beanspracht, so ist dies 
in der Gebtthrenberechnang anter Angabe der besonderen Umstände des 
ebselnen Falles näher za begründen. 

Beschwerden gegen die Festsetzang einer Gebtthr werden, soweit nicht 
ein anderes gesetzlich bestimmt ist (§ 17 Abs. 8 der Gebtthrenordaong fttr 
Zeagen and SachTerständige, § 146 des Gerichtskostengesetzes fttr Msaß- 
Lotbringen) darch das Ministeriam entschieden. 

§ 6. Das BegolatiT Tom 17. Janaar 1878 (Gesetzbl. 8.16) wird aalgehoben. 
Diese Verordnong tritt am 1. Joli 1910 ln Kraft. 

Die Bestimmangen des Tarif A Gebühren fttr gerichtsärztliehe 
Verichtangen and C Gebühren fttr gerichtliche Verrichtangen 
der Chemiker stimmen genau mit den fttr Prenßen geltenden Vorschriften: 
Tarif A Nr. 1—18 der Anlage I and Anlage II des Gebtthiengesetzes Tom 
14. Jali 1909 (Beilage zu Nr. 16, 1909, dieser Zeitschrift, S. 140 and folg, 
überein, sodaß Ton ihrem Abdrack hier Abstand genommen ist, ebenso an» 
Ton Tarif B (Gebtthren fttr gerichtliche Verrichtangen der Tierärzte), der 
hier nicht interessiert. Bei dem Tarif fttr gerichtsärztliehe Verrichtangen 
besteht nar insofern eine kleine Abweichung, als eine besondere Gebtthr fttr 
Wahmehmang Ton Terminen Tor dem Arbeiter*Schiedsgericht nicht Torgesehen 
ist: es kommen also dafür die sonstiuen Sätze fttr Termine in Anwendong. 


Bedaktion: Geb. Med.*Bat Prof.Dr.Bapmand, Beg.* n.Med.*Bat in Minden LW. 

J. C, 0. Bnmi, H«rgofl. Biehf. m. F. Seh.^L. Hofbaolidrtok«r«l ia Mlndaa. 
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die unter V nnd VI genannten Beamten . 1,00 M. 
die unter Vn genannten Beunten . . . 0,50 , 

Hat in den FiUen des Abs. 1 Nr. 1 einer der unter I und U genannten 
Beamten einen Diener mitgenommen, so erh&it er ffir ^esen 5 Fl für das 
Kilometer. 

Haben in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 mehrere Beamte gemeiasebaltlidi 
dasselbe Verkehrsmittel benutzt, so erhält der einzelne Beamte 30 Pf. Ihr das 
Kilometer, es sei denn, daß die Fahrkosten des einzelnen Beamten sich trotz 
der gemeinschaftlichen Benutzung des Verkehrsmittels nicht ermäßigt haben. 

§ 4. Ueber die Benutzung Ton Kleinbahnen (Straßenbahnen) and Kraft¬ 
wagen durch die Beamten bei Dienstreisen und fiber die Höbe der in diesen 
Fällen zu gewährenden Fahrkosten bestimmt das Staatsministerium das Nähere. 

§ 5. Soweit Beamte Dienstreisen mit unentgeltlich gestellten Verkehrs¬ 
mitteln ausftthren, erhalten sie, abgesehen von den bestimmungsmäßigen Ent- 
schä^gungen für Zu- und Abgang, keine Fahrkosten. Das Nähere darllber 
besümmt das Staatsministerium, das auch eine Entschädigung für Nebenkosten 
gewähren kann. 

§ 6. Die Fahrkosten werden für die Hin- nnd Badereise besonders 
berechnet. 

Hat ein Beamter Dienstgeschäfte an verschiedenen Orten unmittelbar 
nacheinander erledig, so ist der von Ort zu Ort wirklich zurftckgelegte Weg 
ungeteilt der Berec^nng der Fahrkosten zugrunde zu legen. 

Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometer 
fOr ein rolies Kilometer gerechnet. 

§ 7. FOr Geschäfte am Wohnort erhält der Beamte keine Tagegelder 
und Fahrkosten. Dies gilt auch von Geschäften außerhalb des Wohnorts in 
geringerer Entfernung als 2 km von diesem. War der Beamte durch außer¬ 
gewöhnliche Umstände genötigt, eine Fahrgelegenheit zu benutzen, oder hat 
er sonstige notwendige Unkosten wie Brücken- oder Fährgeld gehabt, so werden 
die Auslagen erstattet. 

Für einzelne Ortschaften kann der Verwaltungschef in Gemeinschaft 
mit dem Finanzmlnister bestimmen, daß den Beamten bei Geschäften außerhalb 
des Dienstgebäudes die verauslagten Fahrkosten erstattet werden. 

§ 8. Haben an Fahrkosten, einschließlich der Auslagen fttr Zn- und 
Abgänge, höhere als die bestimmungsmäßigen Beträge anfgewendet werden 
mflMen, so sind diese zu erstatten. 

Erfordert eine Dienstreise einen außergewöhnlichen Aufwand, so kann 
der Verwaltnngschef einen Znschuß oder eine Pauschvergatnng bewilligen. 
Das Gleiche gilt fttr Belsen außerhalb des Beichsgebiets. 

g 9. Fttr Beamte, denen ein Amtsbezirk ttberwiesen ist, oder die durch 
die Art ihrer Dienstgeschäfte zu häufigen oder regelmäßig wiederkehrenden 
Dienstreisen genötigt werden, kann das Staatsministerium oder der Verwal¬ 
tnngschef ln Gemeinschaft mit dem Finanzminister an Stelle der gesetzmäßigen 
Tagegelder und Fahrkosten anderweitige Beträge festsetzen. Das Gldche 
gilt fttr Dienstreisen zwischen nahe gelegenen Orten. 

§ 10. Beamte, die fttr ihre Beisen innerhalb ihres Amtsbedrks neben 
oder in ihrem Einkommen eine Panschsumme fttr Beisekosten oder fttr die 
Unterhaltung von Fahrzeug oder Pferden beziehen, erhalten Tagegelder nnd 
Fahrkosten nur dann, wenn sie außerhalb ihres Amtsbezirks Dienstgeschäfte 
erledigen nnd der Ort des Dienstgeschäfts nicht weniger als 2 km von der 
Grenze des Amtsbezirks entfernt ist. 

§ 11. Werden Beamte, die nach den §g 9, 10 eine Pauschsnmme be¬ 
ziehen, wegen Urlaubs oder sonstiger Verhinderung vertreten, so haben sie 
den Stellvertreter angemessen zu entschädigen. Die Entschädigung und die 
unter besonderen Umständen zulässigen Ausnahmen bestimmt die Vorgesetzte 
Behörde und zwar, sofern nicht allgemeine Anordnungen bestehen, nach An¬ 
hörung der beteiligen Beamten. 

§ 12. Beamte, die sich im Vorbereitungsdienste befinden, erhalten fttr 
Dienstreisen Tagegelder und Fahrkosten, wenn die Beisen nicht lediglich zum 
Zwecke ihrer Ausbildung erfolgen. Ob dies der Fall ist, entscheidet die Vor¬ 
gesetzte Behörde. 

§ 13. Der mit dem Amt verbundene Bang ist fttr die Feststellnng der 
Tagegelder und Fahrkostensätze maßgebend, auch wenn der persönliche Bang 
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des Beamten höher ist. Beamte die im Bange zwischen iwei Klassen stehen, 
erhalten die lOr die niedrigere Uasse bestimmten S&tze. ^r Beamte, denen 
eia bestimmter Bang nicht yerliehea ist, entscheidet der Verwaltnngschef in 
Gemeinschaft mit dem Finanzminister ttber die ihnen nach diesem Gesetz an 
gewährenden Sätze. 

§ 14. Für die Anspibche der Beamten anf Grand der Vorschriften ttber 
die Beisekosten der Staatsbeamten sind die Aasftthrangsbestimmnngen maß¬ 
gebend, die Tom Staatsministerinm oder, soweit die Znständigkeit des Verwal- 
tangsehefs und des Finanzministers begrttndet ist, von diesen getroffen werden. 

§ 15. Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1910 hi Kraft. 

Fttr Dienstreisen, die vor dem 1. Oktober 1910 begonnen nnd an diesem 
Tage oder später beendigt werden, sind die Tagegelder nnd Fahrkosten nach 
den bisherigen Bestimmungen za gewähren. 

§ 16. Alle diesem Gesetz entgegeastehenden Bestimmungen sind anf- 
gehoben. Wo in besonderen Vorschriften aaf die hiernach anfgehobenmi Be¬ 
stimmungen Bezug genommen wird, treten die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes an deren Stelle. 

§ 17. Die gesetzlichen und sonstigen Vorschriften, die fttr einzelne 
Dienstzweige oder Dienstgeschäfte ttber die Tagegelder und Fahrkostea der 
Beamten ergangen sind, bleiben in Kraft. Sie können durch Königliche Ver¬ 
ordnung abgeändert werden. 

Abgesehen von den Fällen des § 8 Abs. 2 dürfen aber nicht höhere 
als die im § 1 Abs. 1 und § 3 bestimmten Vergütungen gewährt werden nnd 
ist eine ttber die Vorschrift des § 6 hinausgehende Abrundung der Entfer¬ 
nungen und die Gewährung der bestimmungsmäßigen Tagegelder nnd Fabr- 
kosten bei geringerer Entfernung als 2 km nicht statthaft. 

Unter den gleichen Beschränkungen kann die Gewährung von Tage¬ 
geldern und Fahrkosten fttr einzelne Dienstzweige oder Dienstgeschäfte auch 
ferner durch Königliche Verordnung besonders geregelt werden. 

Desgleichen können die Sätzo von Tagegeldern und Fahrkosten, welche 
den in Angelegenheiten der direkten Staatssteuern berufenen Komniissioas- 
und Ausschußmitgliedern zu gewähren sind, durch Königliche Verordnung ge¬ 
ändert oder neu bestimmt werden. 

Alle Königlichen Verordnungen und allgemeinen Anordnungen des 
Staatsministerinms sowie des Verwaltungschefs ln Gemeinschaft mit dem Fi- 
nanzminister, welche auf Grund der §§ 4, 5, 9, 14, 17 dieses Gesetzes er¬ 
gangen sind, sind dem Landtage, wenn er versammelt ist, sofort, sonst bei 
seinem nächsten Zusammentritte vorsulegen. 


AnsführniigsbeBtimmniigen des Staatsminlsterlnms in den Vor¬ 
schriften ttber die Beisekosten der Staatsbeamten vom 24. September 
1910. 

Auf Grund der §§ 4, 5, 14 des Gesetzes, betreffend die Beisekosten der 
Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (GesetzsammJ. S. 160) wird unter Aufhebung 
der Aasftthrungsbestimmungen zn den Vorschriften über die Tagegelder und 
Beisekosten der Staatsbeamten vom 11. November 1903 (Gesetzsamml. S. 231) 
und der sonstigen entgegenstehenden Vorschriften folgendes bestimmt: 

I. Aueftthroag der Reise. 

S 1. Die Beamten sind verpflichtet, Dieastreisen, zu denen auch Ver¬ 
setzungsreisen rechnen, mit möglichst geringem Zeitaufwand auszultthten, 
unnötige Hin- und Herreisen an vermeiden, soweit angängig mehrere Dienst- 
^chäte bei einer Beise zn verbinden nnd überhaupt darauf bedacht zu sein, 
daß der Staatskasse möglichst geringe Kosten erwachsen. 

§ 2. Beamte, denen fttr Eisenbahnreisen innerhalb des Beichsgebiets 
ein Kilometersatz von 7 Pfennig oder mehr zusteht, sind zur Beautzung von 
Schnellzttgen verpflichtet, wenn dadurch eine im dienstlichen Interesse liegende 
Zeitersparnis erzielt oder eine Unterbrechung der Beise vermieden wird. Die 
gleiche Verpflichtung haben auch die übrigen Beamten, wenn diese Züge die 
dritte Wagenklasse führen. 

§ 8. Die Beamten sind verpflichtet, bei Dienstreisen Kleinbahnen 
(nebenbahnähnliche Kleinbahnen nnd Straßenbahnen) zu benutzen. 
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Aal die Beisen mit nebenbatnähnlichen Kleinbahnen sind die Vorschriften 
ttber die Beisen mit Eisenbahnen entsprechend anznwenden. 

Ob eine Kleinbahn eine nebenbahnähnliche ist, entscheidet die Angolw 
des Beichskorsbachs, nötigenfalls der Verwoltnngschef in Gemeinschaft mit 
dem Finanzminister. 

§ 4. Zar Beise sin^ wenn dadurch Mehrkosten yermieden werden 
können, nach Sonn* und Feierti^re za benutzen. 

§ 6. Dienstreisen mbssen in den Monaten April bis September yon 
6 Dhr morgens and in den Monaten Oktober bis März yon 7 Uhr morgens ab 
angetreten werden, wenn die Zahl der Beisetoge dadarch beeinflaßt wird; 
wird trotzdem die Beise aas besonderen Bttcksiditen za einem späteren Zeit¬ 
punkt angetreten, so ist dies in der Beisekostenrechnong zu begründen. 

§ 6. Die Weiter- oder Bttckreise hat nach beendetem Dienstgeschäfte 
noch an demselben Tage zu erfolgen, wenn dies mit den bestehenden Ver- 
bindongen möglich ist, nötigenfalls nntex Benatzang yon Lohnfohrweik. Hot 
dos Dienstgeschält oder die Hinreise nebst dem Dienstgeschäfte 7 Standen 
oder mehr in Anspruch genommen, so darf bei Beisen, die nicht besonders 
beschleunigt werden müssen, die Weiter- oder Bückieise an demselben Tsm 
unterbleiben, wenn noch ein Beiseweg yon mehr als 2 Standen zurück- 
zulegen ist. 

Ist die Weiter- oder Bückreise an demselben Tage unterblieben, ohne 
daß die Voraussetzungen des Abs. 1 yorlogmi, so ist dies in der Beisekosten- 
rechnung zu begründen. 

§ 7. Bei Bemessung der Gesomtdauer einer Beise, die mit der Eisen¬ 
bahn, dem Schiffe oder der Post angetreten oder beendet wird, gilt als Zdt- 
punkt des Antritts und der Beendigung der Zeitpunkt, in welchem dos Ver¬ 
kehrsmittel fahrplanmäßig die Station oder den Anlegeplatz des Wohnorts 
yerläüt oder erreicht. Verspätungen kommen nur in Betracht, wenn sie mehr 
als eine Stande betragen. 

Bei anderen Beisen ist für den Antritt und die Beendigung der Beise 
der Zeitpunkt maßgebend, in welchem der Beamte die Wohnung, den Dienst- 
raum nsw. yerläßt oder wieder betritt. Dos Gleiche gilt im Fiule des Abs. 1, 
wenn die Eisenbahnstation oder der Anlegeplatz 2 Kilometer oder mehr yon 
der Grenze des Wohnorts entfernt liegt. 

8 8. Zum Zwecke der Uebernacbtang darf eine Eisenbahn- oder Schifis- 
reise, die nicht außergewöhnlich beschleunig werden maß, nur unterbroiAen 
werden, wenn der Geschältsort und bei der Bückreise der Wohnort trotz 
yorschriltsmaßigen Antritts der Beise (§ 6) mit den bestehenden Verbindungen 
erst nsch einer mindestens 12stündigen Beisezeit erreicht werden kann. 

Ist bei einer Eisenbahnreise infolge der Benutzang eines Schlafwagens 
eine Ersparnis an Tagegeldern eingetreten, so wird dem Beamten der Preis 
für die Schlafwagenkarte erstattet. 

Eine Schifireise darf, auch wenn die Voraussetzung des Abs. 1 yorliegt, 
zum Zwecke der Uebernochtung nicht unterbrochen werden, wenn an Bord 
Schlafeinrichtungen für Beisende yorhonden sind oder durch eine Ausschiffung 
die Beisedauer infolge ungünstiger weiterer Beförderungsgelegenheiten wesent¬ 
lich yerlängert werden würde. 

Eine Landwegreise, die nicht außergewöhnlloh beschleunigt werden maß, 
darf zum Zwecke der üebemachtung unterbrochen werden, wenn mindestens 
76 Kilometer Landweg zurückgelegt sind. 

Wird die Beise zum Zwecke der üebemachtung unterbrochen, so gdtM 
für die Weiterreise am folgenden Tage die Bestimmungen des § 6. 

Hat ein Beamter, obwohl die Voraussetzungen der Abs. 1, 8 und 4 nicht 
gegeben waren, die Beise zum Zwecke der Üebemachtung unterbrochen, so 
hat er dies in der Beisekostenrechnong zu begründen. 

§ 9. Wird ein Beamter genötigt, aus priyaten Bücksichten oder, weil 
er erkrankt, eine Dienstreise (der die dienstliche Tätigkeit während einer 
Dienstreise zu unterbrechen, so hat er dies der yorgesetoten Behörde tunlichst 
unyerzüglich anzuzeigen. 

Durch eine Unterbrechung ans priyaten Bücksichten dürfen der Staat»' 
kosse keine Mehrkosten erwachsen. 

8 10. Eine DienstrMse und eine Urlaubsreise dürfen nur mH Zastfan- 
mung der yorgesotatea Behörde yorbnnden werden. 
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II. VoraiisMtsnng0n für die dewUirnng von Relaekoaten. 

§ 11. Beiaekosten (Tagegelder und Fahrkosten) werden gewährt, wenn 
die Entfernnng yon der Grenze des Wohnorts his znr Mitte des Oeschäitsorts 
(bei Versetznngsreisen bis znr Mitte des neuen Wohnorts) und die Entfernnng 
von der Grenze des Geschäftsorts bis znr Mitte des Wohnorts (bei Versetzongs« 
reisen yon der Grenze des nenen bis znr Mitte des bisherigen Wohnorts) 
mindestens je 2 Kilometer betragen. Werden anf einer Dienstreise mehrere 
Geschäftsorte bertthrt, so werden Boisekosten gewährt, wenn zwischen dem 
Wohnort und einem der Geschäftsorte diese Entfernungen ttber die Mitte der 
übrigen Geschäftsorte in der einen wie in der anderen Beiserichtnng mindestens 
je 2 Kilometer betragen (ygl. Beispiel 4). 

Beträgt eine dieser Entfernungen weniger als 2 Kilometer, so werden 
notwendige Unkosten wie Brücken« and Fährgeld erstattet, die Auslagen für 
die Beförderung aber nur dann, wenn der Beamte durch außergewöhnliche 
Unutände genötigt war, eine Fahrgelegenheit zu benutzen. 

■ Für die Berechnung der Entfernung (Abs. 1) ist die kürzeste fahrbare 
und in Ermangelung einer fahrbaren die kürzeste benutzbare Landwegstrecke 
und, soweit eine Landwegyerbindung nicht yorhanden ist, die Luftlinie maß« 
gehend. Die Feststellung erfolgt mit den im § 86 für Landwegstrecken 
angegebenen Hilfsmitteln. 

Der Anspruch auf Beisekosten wird im Falle des Abs. 1 nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die Entfernung bei Benutzung der Eisenbahn, Kleinbahn 
oder des Schiffes weniger als 2 Bolometer beträgt. 

§ 12. Als Wohnort gilt die hauptsächlich yon Gebäuden oder einge* 
friedigten Grundstücken ebgenommene Fläche eines Gemeinde- oder Guts« 
bezirkes, in der sich der Dienstraum (dienstlicher Wohnort) oder die Wohnung 
(tatsächlicher Wohnort) des Beamten befindet. Dabei gilt als Ortsgrenze die 
Außenlinie dieser Fläche ohne Bücksicht auf yereinzelte Ausbauten oder An« 
lagen. Eine solche Fläche gilt auch dann als einziger Ort, wenn für einzelne 
Teile besondere Ortsbezeiebnungen üblich sind. Sbd in einem Gemebde- oder 
Gutsbezirko mehrere getrennt yonebander liegende geschlossene Ortschaften 
oder geschlossene Ortsteile yorhanden, so ist jede Ortschaft oder jeder Ortsteil 
für sich als ein Ort anzusehen. Hierbei gelten die durch öffentliche Anlagen, 
Gbwässcr, Festungswerke und Bayonbeschränkungen bewirkten Unterbrechungen 
des baulichen Zusammenhanges nicht als Trennung. 

Liegt der Dienstraum oder die Wohnung des Beamten außerhalb ebes 
solchen Ortes, so sbd sie im Sinne dieser Bestimmungen ab Wohnort 
anzusehen. 

Die yorgesetzte Behörde bestimmt im Zweifelsfalle, welcher Dienstraum 
für die Bestimmung des dienstlichen Wohnorts maßgebend bt. 

§ 13. Ab Geschäftsort (Ort des Dienstgeschäits) gilt die hauptsächlich 
yon Gebäuden oder ebgefriedigten Grundstücken ebgenommene Fläche ebes 
Gemebde« oder Gatsbezirkes, in der das Dienstgeschäft ansgeftthrt wird; 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 bb 5 finden entsprechende Anwendung. In sbngemäßer 
Webe bestimmt sich der Begriff des auswärtigen Uebemachtungsotb und des 
Urbubsorts. 

Liegt die Stelle, an der das Dienstgeschäft ansgeführt wird oder das 
auswärtige Nacht« oder Urlaubsquartier sich befindet, außerhalb ebes solchen 
Ortes, so ist sie im Sinne dieser Bestimmungen ab Geschäftsort, Ueber- 
nachtungsort oder Urlaubsort anzusehen. 

§ 14. Wenn der Wohnort des Beamten ab Anfangs« oder Endpunkt 
eber Dienstrebe b Betracht kommt, bt darunter der dienstliche Wohnort zu 
yerstehen. 

Ist der tatsächliche, yom dienstlichen yerschiedene Wohnort zugleich 
Gbschäftsort oder ergibt sich unter Berücksichtigung der Bestimmnngen des § 11 
zwbchen dem Geschäftsort und dem tatsädilichen Wohnort eine gerbgere 
Entfernung ab 2 Kilometer, so bleibt der dienstliche Wohnort anßer Betracht. 
Nötigen b diesem Falle dienstliche Gründe dazu, die Beise yom dienstlichen 
Wohnort aus anzutreten, so werden die Auslagen für die Beförderung erstattet; 
eine Belegung ist nicht erforderlich. 

§ 16. Werden eine Dienstrebe und ebe Urlaubsrebe miteinander yer« 
banden, so werden Bebekosten nur für den dienstlich zurttckgelegten Teil der 
Bebe gewährt. 
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Als dienstlieh znittckgelegt ult: 

1. bei Anschlaß einer UrUnbsreue sn eine Dienstreise die Strecke ?om 
Wohnorte nnm GeschSftsort und sniflck; 

2. beim AnschlnS einer Dienstreise an eine Urlanbsreise die Strecke Tom 
ürlaabsorte zom Gesehäftsort nnd von diesem znm Wohnorte, soweit sie 
die Strecke Übersteigt, die der Beamte anch ohne das Dienstgesch&ft znr 
Bttckkehr vom ürlanb hStte znrttcklegen müssen; 

8. bei Unterbrechung des Urlaubs durch eine Dienstreise die Strecke vom 
Ürlaabsorte zom Gesehäftsort and Ton diesem zn dem Orte, an dem der 
Beamte den weiteren Urlaub yerbrlngt, die letztere Strecke aber nnr, 
soweit sie nicht grOfier ist, als die erstere; 

4. in den Fällen 2 nnd 3, wenn der Anftrag an dem Dienstgesekäft schon 
vor Antritt der Urlaabsreise erteilt and die Urlanbsreise mit Bflcksicht 
daran! eingerichtet war, die Strecke vom Wohnorte zum Gesehäftsort 
und zurück. 

Erledigt der beurlaubte Beamte im Fall 8 das Dienstgeschäft am Wohn¬ 
orte, so erhält er für den Aufenthalt dort keine Tagegelder. Erledigt er das 
Dieastgeschäft ohne Beise, zum Beispiel am Ürlaabsorte selbst oder nnter 
Berüduichtigung der Bestimmungen des § 11 in geringerer Entfernung als 
2 Kilometer von ihm, so erhält er nnr Tagegelder für die znr Erledignng des 
Dienstgesdxäits erforderliche Zeit. 

§ 16. Die Gänge eines Beamten zwischen seinem Wohnort nnd seiner 
regelmäßigen Dienststätte gelten nicht als Dlenstxeisea, auch wenn die Ent* 
iennng 2 Kilometer oder mehr beträgt. 

Anch die in Ausübung des regelmäßigen Dienstes ständig wieder¬ 
kehrenden Gänge eines Beamten gelten nicht als Dienstreisen. Die Fest* 
stellang nnd die Entscheidung darüber, ob die Znrttcklegnng einer Stredre 
als ein solcher Gang anznsehen ist, erfolgt im Zweifelsfiule durch den Ter- 
waltnngschef. 

Benutzt der Beamte in den Fällen der Abs. 1 und 2 mit Znsiimmong 
der yergesetztea BehSrde znr Beschlennignng die yorhandeaen regelmäßigen 
Fahrgelegenheiten, so werden ihm die Anslagen für die BefOrdemag erstattet; 
eine Belegung ist nicht erforderlich. 

§ 17. Wird eine Dienstreise oder die dienstliche Tätigkeit während 
einer Dienstreise durch besondere Umstände, die nicht auf priyaten Büek- 
sichten beruhen, oder durch Sonn- oder Feiertage oder durch Krankheit des 
Beamten nnterbreehen, so erhält der Beamte anch für die Zeit der Unter¬ 
brechung Tagegelder. Solche Unterbrechnngen sind in der Beisekostenrechanng 
zn begründen. 

Stehen dienstliche Gründe oder die bestehenden Verbindungen der 
Bückkehr zum Wohnorte nicht entgegen nnd ist im Falle der Erkrankung 
der Beamte anflerdem refsefähig, so werden, gleichettltlg, ob der Beamte 
znrückgereist ist oder nicht, Tagegelder für die Zeit der Unterbrechung oder 
Beisekosten für die Beise zum Wohnort nnd zurück gewährt, je nachdem es 
für die Staatskasse günstiger ist. Das Gleiche gilt unter den gleichen Vorans- 
setsungen, wenn der Beamte bei einer mehrere Tage erfordernden Diensttätig¬ 
keit täglich znm Wohnorte zurückkehren kann. Soweit in diesen Fällen 
Eisenbahnstrecken oder Schiffstrecken in Betracht kommen, wird der Vergleichs- 
berechnnng, wenn für den Beamten yerschiedene KUometersätze yorgesohen 
sind, der höhere KUometersatz zu Grande gelegt. Stellt sich dabei die Beise 
znm Wohnort nnd zurück billiger, so werden, wenn der Beamte zum Wohnorte 
tatsächlich zurückgekehrt ist, die Fahrkosten nach der Wagen- oder Schiffs¬ 
klasse, für die der Fahrpreis bezahlt ist, unter Berücksichtigung der §§ 24 fT., 
sonst nach § 26 Satz 2 gewährt. 

§ 18. Unter Zugang nnd Abgang wird die Zurttcklegung des Weges 
zn nnd yon der EisenbamiBtatfon. der Haltestelle der Kleinbahn oder dem 
Anlege- oder Liegeplatz des Schiffes an einem der in den §§ 12 und 13 b^ 
zeichneten Orte yerstanden. 

Die Znrücklegung dieses Weges gilt nicht als Zugang oder Abmg, 
wenn die Eisenbahnstation, die HaltesteUe der Kleinbahn oder der Auege- 
oder Liegeplatz des Schiffes 2 KUometer oder mehr yon der Ortsgreaze ent¬ 
fernt ist. An einem Gesehäftsort, an dem nicht übernachtet wird, gilt die 
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Zarttcklegang dieses Weges auch dann nicht als Zugang oder Abgang, wenn 
die im Satz 1 genannten Ponkte aofierhalb der Ortsgrenze liegen nnd an die 
Zorttcklegnng dieses Weges eine Landwegstrecke nnmittelbar anschlieflt. 

Ein Zugang oder Abgang ist nicht vorhanden, wenn die Beise bei 
Eisenbahnreisen unmittelbar vom Bahngebiete, bei Schiffsreiien nnmittelbar 
vom Anlege- oder Liegeplatz oder vom Ufer oder vom Gebiete der Stroaa- oder 
Hafcnanlagen aus unternommen oder dort beendet wird oder von dort ans, 
ohne daß diese Gebiete verlassen werden, fortgesetzt wird. 

§ 19. Unter unentgeltlich gestellten Verkehrsmitteln werden solche 
verstanden, deren Kosten ans staatlichen Kassen bestritten werden, nnd solche, 
die sonst dem Beamten zur unentgeltlichen Benutzung oder Mitbenutzung du- 
gerinmt werden. 

ni. Bereobnang der Reisekosten. 

1. Berechnung der Tagegelder. 

§ 20. Der Tag der Abreise nnd der Tag der Ankunft werden als 
Beisetage berechnet, unbeschadet der Pflicht des Beamten, die Beisetage 
möglichst auch zur Erledigung der Dienstgeschälte zu benutzen. 

§ 21. Tagegelder können für denselben Tag nur einmal gewährt wer¬ 
den, auch wenn märere Beisen ausgeftlhrt werden. Die ermäßigten Tage¬ 
gelder für Beisen, die an demselben Tage angetreten nnd beendet werden, 
oder die sich auf zwei Tage erstrecken nnd Innerhalb 24 Stunden beendet 
werden, sind auch dann nur einmal zu zahlen, wenn mehrere Beisen innerhalb 
dieser Zeiträume ausgefflhrt werden. 

Ist nach einer Sonderbestimmung ein geringerer Tagegeldersatz als nach 
dem Beisekostengesetze vorgesehen, so kann in den Fälmn des Abs. 1 die 
Vorgesetzte Behörde, wenn nach ihrem pflichtmäßigen Ermessen der geringere 
Tagegeldersatz nicht ausreichend erscheint, ihn bis zum Betrage der Sätze 
des Beisekostengesetzes erhöhen. 

§ 22. Bezieht ein Beamter, der vorflbergehend außerhalb seiaes Wohn¬ 
orts beschäftigt wird, die vollen Tagegelder, so erhält er bei weiteren Dienst¬ 
reisen daneben keine Tagegelder. Bezieht er für die Dauer einer derarUgea 
Beschäftigung ermäßigte Tagegelder oder eine Pauschvergtttung, so erhält er 
bei weiteren Dienstreisen daneben die gesetz- oder verordaungsmäßigen Tage¬ 
gelder unverkürzt. 

§ 23. Sind einem Beamten für die Zeit seines Aufenthalts außerhalb 
des Beichsgebiets erhöhte Tagegelder bewilligt, so erhält er für den Tag 
des üeberganges von dem Beichsgebiet in das Ausland die erhöhten, für 
den Tag der Bückkehr in das Beichsgebiet die niedrigeren Tagegelder. Er¬ 
folgt der Uebergang von dem Beichsgebiet in das Ausland nnd die Bückkehr in 
das Beichsgebiet an demselben Tage, so werden die erhöhten Tagegelder gezahlt. 

2. Berechnung der Fahrkosten. 

§ 24. Der Berechnung der Pahrkosten ist in der Begel der von dem 
Beamten tatsächlich eingeschlagene Weg zu Grunde zu legen. Der Beamte 
ist verpflichtet, denjenigen Weg zu wählen, welcher sich für die Staatskasse 
unter Berücksichtigu^ der Tagegelder als der möglichst günstige darstellt, 
mit den bestehenden Verbindungen nach dem Zwecke der Beise nnd den Um¬ 
ständen des einzelnen Falles benutzt werden konnte nnd dessen Benutzung 
auch der Verkehrssitte entspricht. Ein Umweg ist bei der Berechnung der 
Fahrkosten nur dann zu berücksichtigen, wenn durch ihn eine im dienstlichen 
Interesse liegende Zeitersparnis erzielt oder eine Unterbrechung der Beise 
vermieden ist. Zum Nachweise, daß der Umweg gemacht ist, genügt die 
Versicherung des Beamten; die Notwendigkeit des Umwegs ist in der Beise- 
kostenrechnnng zu begründen. Hat der Beamte aus anderen Gründen einen 
Umweg gemacht, so darf er ihn nicht in Bechnnng stellen. 

§ 25. Hat ein Beamter bei einer Strecke, äe mit der Eäsenbahn oder 
dem Schiffe znrückgelegt werden kann, einen anderen Weg einschlagen als 
den, welcher nach § 24 der Berechnung der Fahrkosten zu Grunde zu legen 
ist, so richtet sich der Kilometersatz nach derjenigen Wagen- oder 
klasse, für welche der Fahrpreis auf der von dmn Beamten tatsächlich zu¬ 
rückgelegten Strecke bezahlt ist. 

Ist auf dieser Strecke der F^rpreis für versddedene Wagen- oder 
Schiffsklassen bezahlt, so wird, wenn für den Beamten verschiedene ^ometer- 
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litse Torgeiehen sind, bei der Berechnuig der Fnbrkoaten der bSbere KUo- 
metersats anf die gleiche Entfemnag gew&hrt, Iflr die der höhere Fahrprda 
beaahlt ist Im fibrigen wird der niedrigere Ölometersata gewÜrt 

§ 26. Soweit ein Beamter bei einer Strecke, die mit der Eisenbahn 
oder dem Schiffe znrOckgelegt werden kann, die Eisenbahn oder das Schiff 
nicht benntst hat, bleibt die tatsächlich anrOokgelegtc Strecke aoBer Betracht 
Er erhält Fahrkosten nnr fOr die Strecke, die er mit der Eisenbahn oder dem 
Schiffe hätte znrttcklegen kOnnen, nnd zwar, wenn Itir ihn verschiedene Kilo« 
metersätze vorgesehen sind, nach dem niedrigeren EUometersatze. Nur wenn 
der Beamte dabei statt der Eisenbahn oder des Schiffes ein nnent^tlich ge« 
stelltes Verkehrsmittd benutzt hat, dessen Kosten ans staatlichen Kassen be« 
stritten werden, erhält er auch Ihr die Strecke, die er mit der Eisenbahn oder 
dem Schiffe hätte zorflcklegen kOnnen, keine Fahrkosten. 

§ 27. Soweit ein Beamter ani einer Strecke, die nicht mit der Eisen¬ 
bahn, der Kleinbahn oder dem Schiffe znrfickgelegt werden kann, ein nnent- 
geltüch gestelltes Verkehrsmittel, dessen Kosten nicht ans staatlichen Kassen 
bestritten werden, benutzt hat, erhält er fOr das Kilometer als Entschädigung 
ftlr Nebenkosten die Hälfte des im § 8 Abs. 1 Nr. 2 des Beisekostengesetzes 
vorgesehenen Fahrkostensatzes. 


Allerhöchste Anordnungen Ober die VergOtong für Beisen den ans 
Kronfideil^mmisfonds bezahUin Verkehnmltteln bleuen anberflb||ir 

HaJteB an^hfer Streck&K^ nicht miC^er Eisenhifnn, der Klein« 
babp^der deoSchijSwzarttckgele^werden^lrtfu, mehxpSnBeamte gemein« 
aenaftlic^ffasselhp^erkehrsmi^l benntz^^^d ist Verkehrsmit^pF von 
^nei^der me^men deraw^er Diens^pdise beteiUgihn Beamten dad^brigea 
‘ san^entgddichen Benvunng oder^Ültbenntzaitg^ingeränmt jpafden, sojjgF 
Maten diprBeamten^^si^lche die KeSten des y^kehrsmittels^A^^ a^nhr^ 
kostei^^ Pfenn|g'^r das KUdmeter. Djfr'Vergtttnng de^ übrigen «Mmten 
besti^t sich nach § 87. 

§ 29. Die im § 8 Abs. 8 des Beisekostengesetzes festgesetzte Ver^ 
gtttnng fOr Zugang nnd Abgang wird nnr fttr den Zugang und Abgang am 
Wohnort oder an einem auswärtigen Uebernachtnngsorte gewährt. Hierbei 
gilt als Wohnort auch der Urlaubsort. 

Erfolgt der Zn« oder Abgang im Falle des Abs. 1 mit einem unentgelt¬ 
lichen Verkehrsmittel, so wird die Vergfltnng nicht gewährt. Werden die 
Kosten dieses Verkehrsmittels nicht aus staatlichen Kassen bestritten, so wird 
als Entschädigung fttr Nebenkosten die Hälfte der im § 3 Abs. 8 des Beise« 
kostengesetzes vorgesehenen Vergütung fttr Zu- oder Abgang gewährt 

§ 80. Fttr den Zugang nnd Abgang am Geschäftsorte wird, unbeschadet 
der Bestimmung des § 87, eine Vergütung nicht gewährt. Ebenso wird, wenn 
an einem Orte mehrere Eisenbahnstationen, Haltestellen der Kleinbahn oder 
Anlege« oder Liegeplätze fttr Schiffe sich befinden, fttr den üebergang des 
Beamten von einem dieser Punkte zum anderen, unbeschadet der Bestimmung 
des § 87, eine Vergütung nicht gewährt Ob an einem Orte mehrere Eisen« 
bahnstationen oder Anlegeplätze sich befinden, entscheidet die Angabe dea 
Beicbsknrsbnchs. 


§ 31. Gilt die Zurttcklegung des im § 18 Abs. 1 bezeichneten Weges 
nach § 18 Abs. 2 nicht als Zu« oder Abgang, so werden dafür Fahikootea 
gewährt. Wenn in diesem Falle die Strecke mit der Straßenbahn aurttck« 
snlegen ist, werden die Auslagen fttr die Beförderung mit der StrafienbsJin 
erstattet (§ 82). Am Wohnort und am auswärtigen üebemaehtungsorte sind 
dabei mindestens Beträge zu gewähren, die der gesetz- oder verordnnagt« 
mäßigen Vergütung fttr Zn« oder Abgang gleichkommen. 

Ist im Falle des § 18 Abs. 8 ein Zu« oder Abgang am Wohnort oder 
am auswärtigen Uebernachtnngsorte nicht vorhanden, so können einem B^ 
amten, der fttr die Beise wegen Unentgeltlichkeit des Verkehrsmittels kdne 
Kilometervergtttnng erhält,. Auslagen bis zur Höhe der halben der im § 8 
Abs. 8 des Beisekostengesetzes vorgesehenen Vergütung fttr Zu« oder Abgang 
erstattet werden; eine Belegung ist nicht erforderlich. 

§ 82. Bei Beisen mit der 8traßenbahn werden nur die Auslagen fttr die 
^ Beförderung und bis zur Höhe der gesetz« oder verordnungsmäßigen Vergütung 
auch die Auslagen fttr Zu« und Abgang am Wohnort und am auswärtigen 
7ebemachtangsort erstattet. Eiae Belegung ist nicht erforderlich. 
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In der Beiaekoetenreohnug dnd die StreBenbahnstreeken besondere 
nnzngeben. 

§ 88. Ist fOr eine Strecke, die mit einer Kleinbahn bfttte snrttokgelegt 
werden können, ein anderes Verkebrsmittel benutzt, so wird die etwa höhere 
Entschädigung daltir gewährt, wenn nach dem Zwecke der Beise und den 
Umständen des einzelnen Falles die Benutzung der Kleinbahn der Verkehrs* 
Sitte nicht entsprochen hätte, insbesondere wenn die Benutzung der Kleinbahn 
im Interesse einer angemessenen Erledigung der Beise ungeeignet gewesen wäre. 

Als Fälle letzterer Art gelten: 

1. wenn durch die Benutzung eines anderen Verkehrsmittels als der Klein¬ 
bahn eine im dienstlichen Interesse liegende Zeitersparnis erzielt wird; 

2. wenn dadurch eine zweckmäßigere Zeiteinteilung bei der Erledigung der 
auswärtigen Dienstgeschäfte ermöglicht wird; 

8. wenn sich die Kldnbahn zur Beförderung des notwendigen Gepäcks 
nicht eignet; 

4. wenn nach der Entscheidung der Vorgesetzten Behörde die Kleinbahn mit 
Bttcksicht auf die dienstliche Stellung des Beamten nicht als ein an¬ 
gemessenes Verkehrsmittel erachtet werden kann. Ffthrt eine Kleinbahn 
mehrere Wagenklassen, so ist ihre Benutzung mit der dientlichen Stellung 
des Beamten stets vereinbar. 

Hat der Beamte die Kleinbahn nicht benutzt, so hat er die Orflnde 
dafOr in der Beisekostenrechnung anzugeben. 

§ 84. Für die Berechnung der Fahrkosten ist bei Eisenbahn- oder 
SchilFstrecken die Entfernung von Eisenbahnstation oder Anlege- oder Liege¬ 
platz des Schiffes zu Eisenbahnstation oder Anlege- oder Liegeplatz, bei Land¬ 
wegstrecken die Entfernung von Ortsmitte zu Ortsmitte maßgebend. 

Sind mehrere Eisenbahnstationen oder Anlegeplätze an einem Orte vor¬ 
handen, so ist der letzte dieser Punkte des Austrittsorts und der erste des 
Bndorts der Berechnung zagrunde zu legen. Nähere oder abweiehende Be¬ 
stimmungen fttr einzelne Orte können von dem Verwaltungschef in Gemein- 
sehaft mit dem Finanzminister erlassen werden. 

Bei der Berechnung der Fahrkosten für Landwegstreoken tritt an die 
Stelle der Ortsmitte, wenn der Anfangs- oder En^unkt der Landwegstrecke 
außerhalb eines Ortes liegt, dieser Anfangs- oder Endpunkt. 

§ 85. Fttr die Feststellung der ^tfernungen bei Eisenbahnstrecken, 
Kleinbabnstrecken und Schiffstreären sind die Angaben des Beichskursbncbs 
maßgebend. Sind bei Kleinbahnstrecken die Elntfemnngen ans dem Beicbs- 
kursbnch nicht ersichtlich, so entscheiden die von den Kleinbabnunternehmungen 
bekanntgemachten Fahrpläne oder Entfernungstafeln oder, wenn diese fehlen, 
die Auskunft der Genehmigungs- oder Aufsichtsbehörde. Bei Landwegstrecken 
werden die Angaben der Post- und Eisenbahnkarte des Deutschen Beichs zu¬ 
grunde gelegt. 

Ist die Feststellung der Entfernungen mit diesen Hilfsmitteln nicht 
möglich, so treten an ihre Stelle die amtlitäen Entfernnngskarten oder, wenn 
diese fehlen, die Bescheinigungen sachkundiger Behörden, bei Seereisen die 
Post- und Eisenbahnkarte des Deutschen Beichs oder die vom Beicbspostamte 
bearbeitete Karte der großen Postdampfschiffslinien im Weltverkehr und bei 
sonstigen Dienstreisen außerhalb des ^ichsgebiets die Bescheinigungen der 
Kaiserlichen Gesandtschaften und Konsulate. 

§ 86. Bei Beisen, die teils mit der Eisenbahn oder dem Schiffe, teils 
auf dem Landweg auszidtthren sind, werden die Eisenbahn- oder Schiffstre^en 
einerseits und die Landwegstrecken anderseits besonders berechnet und fttr 
sich abgerundet. 

§ 37. Auslagen des Beamten fttr die Beförderung von Akten, Karten, 
Geräten nsw., deren er zur Erledigung des Dienstgeschäftes beduf^ werden 
gesondert erstattet. 

Haben die bestimmungsmäßigen Fahrkosten, einschließlich der Ver¬ 
gütung fttr Zu- und Abgang, nicht ansgereicht, um die gesamten Kosten der 
Beförderung des Beamten und des zu seinem persönlichen Gebrauche be¬ 
stimmten Gepäcks zu decken, so werden ihm die Mehranslagen erstattet. Der 
Beamte hat zu diesem Zwecke seine Auslagen fttr die Beförderung nach den 
einzelnen Arten summariBch geordnet anzugeben; eine Belegung ist nicht 
erforderlich. 
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& FeBlfleissang tnderweUigBt Bdtrige an SteUo 
der BeUejccBtea. 

$ SS. Ctii FfistoHcssg asdfiiBnMtieer Beir£ge ^ Stdle der gaaeizr 
oder rerordoiwgBnafiigeQ Tigegdder II« d dee Eeirekoste»« 

ire«eiE<»i) trjuin dar^B dad aatweder fbr die aiazaloB Bd&e oder «inen 

der vBsUe 4ör geaeti* <>dsr verMdnioBgslnäätgfi^ KUc- 

mctersais oder sar einer Vm bcdden «weur ebe dio B^ekosten der 

einzebiea Bdine oder i^ea TtSitä der Bei»« Brntawonde PaBBobrergbiTteg ge* 
w&b/t wird ddM daS tdr alle «der nar fSr ttasiUnrut^^^ Bebes laaerhaib eine« 
Zeitiaatoen eine Paiiscbaomme bewifiigt wird oder daß nor dis baren Aoslagee 
erstattet werden. 

iF» YortObriBe »ad IBeleeköjsj^OBTecBöUÄj^^^^^^^ 
g 39. ^em Beamten, der eine Dienstreise anszuilibren bat, kann aai 
ieineu Antrag in den Oreneea der ibm aBStebenden Beisekdeten ein VorscbiiB 
geaahit werden. r 

jbt «in TorsobuS erbeben, so bt der Betrag imd dl« B die Um 
geaahlt bat, in der BebekeBteoxedmasg ansagebeo. . 

I 40.' Die Beb ani Orond mner besondeien 

Berecbttgag gezahlt, dbi, soweit der ^Yerwalinagsdiei nii^^^^ anderes be»'^ 
stlzaint, naeb dem aniiegmadea jlwster aaJbtiateiwo bt. Der Beamte bt (kr 
die Bicbt^kidt der fon Ibm ke 

recbj|!Bng%eran4iroitiicE 

r .IB« aiifitdndlge Di lAt die Mbbögkeit des InbaUs &r B&be> 

k<#enrechnBng gn bestätigen.' Ble erkennt damit giefdbxeittg es, da£ die 
Bebe bdtwendig tuiiä daS die Arider AnsfObrnng und die Dauer angemessen mar. 

V.. SoiDasebesilizunnageii, ; 

treten am 1, Öktobrnr 1910 in Kiait. i 
AqI liebea, die eor dem 1, Oktober angetreten und an diesem Tage 
sdsf Bpltsr beendet werden, sind sie niebt eaanwettdeB. ' 

j I 43. Bei Beben auiSerhalb des Beicbegebi^ sind diese BasUmmangea 
anzawenden, soweit niebt die besonderen YerbäiiabBe des Ansiandee bbtgegrm<^ 
Bteben. Wie wett dies zotrifft, eatsribeidet die Dienststeüe, weicbe die 
keit der BeisakostenreebnaBg bestätigt. x<. .. .' 

Bei Belsen dmr gesaadtscbaltUchen Beamten gelien diese Beiämmangen, 
soweit sinh niebt aas den tlir die Beisen dieser Beamten bestebewlea be< 
sonderen Voracbrilten ein anderea ergibt oder dsreb die besondefen Yerbllt* 
nbsc des Aastindsdienstes Abw^bangea bedbgt werden; bsbesondere äind 
die Bestimmungen, welebe sieb aut die BenuUnng von Bldübabnea nnd TOn 
onentgeltiieb geateUten Verkebnimittein b^ebeo, aidit anzawenden. 

Belseköatoareobtmaa 

Idr die ael Ofond der Verlttgong ...... .................... 

Tora ron dem linierzelcbaeten anbgetilbrte Dlenstr^^. 



') Die Anme>kangea 1—6 siehe aal der nebonatebenden Seite. 
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Bereohnnng der Tagegelder und Fahrkosten. 

I. Tagegelder, rolle, fttr.Tage, je.Hark .... 

„ ermäßigte, « , , „ .... 

, lV<lache, X mal 24 Standen, je M. 

Aaslandstagegelder , Tage, je. Mark.... 

II. Fahrkosten fär Eisenbahn, nebenbahnähnliche Kleinbahn oder 

Schiff. 

„ „ .km an je.Pf. 


Geldbetrag 

lf*ik I Pf. 


Landweg 


• • • • 


n Jt n 

n n j! 

» 71 » 


71 j! m .. 

„ „ Mitnahme eines Dieners*) 

Zagänge and Abgänge. 

III. Anslagen beiBenatzang der Straßenbahn: 

1. fttr Fahrt. 

2. „ Zngang nnd Abgang. 

8. , Mitnahme eines Dieners*) . . . 


71 n r* 

n 7) ^ 

n ff 

ft 7) 


Aal obigen Betrag habe ich einen Yorschoß von Mark aas 

der.Kasse erhalten. 

•) 

N., den . 

(Name und Dicnetatolluog des Beamten, der die Reise ausgefSlirt bat.) 

Nach den Entfernangen, den Sätzen and rechnerisch richtig (berichtigt 

.Mark.Pf.). 

N., den. 

(Name nnd Dienststellung des Rechnnngsbeamten.) 

Die Bichtigkeit wird bestätigt. 

Die.Kasse wird angewiesen, den rorstehenden Betrag 

.Mark.Pf., in Worten., za zahlen 

and bei Kapitel.Titel.des Etats fttr 19.za Terredmen. 

N., den . 

(Behörde, Unterschrift.) 

An die Kasse. 

S nittnng. 

_ ., den . 

(Unterschrift.) 


an! 


mit 


*) Die im § 1 anter I and II des Beisekostengesetzes genannten Beamten. 

’) Besondere Begrttndangen (vgl. §§ 5, 6, 8, 17, 24, 84, 37 der Aas- 
ftthrgngsbestimmangen). _ 

*) Wenn die Dienstreise an demselben Tage angetreten and beendet 
wird (§ 1 Abs. 2 des Beisekostengesetzes). 

^ Wenn die Dienstreise sich aaf 2 Tage erstreckt and innerhalb 
24 Standen beendet wird (§ 1 Abs. 8 a. a. 0.). 

') In dieser Spalte ist die bezahlte Schiffsklasse durch Beifttgong 
eines 8 za kennzeichnen. Ist die Eisenbahn, die Kleinbahn oder das Schiff 
nicht benatzt worden (§ 26 Aasf.-Best.), so ist dies durch eine Noll za kenn¬ 
zeichnen; der Beamte erhält dann den fttr ihn yorgesehenen niedrigeren 
Kilometersatz (ygl. aber § 26 Satz 3). 

*) ln dieser Spalte Ist der yoUe Kilometersatz mit y, der ermäßigte bei 
gemeinschaftlicher Fahrt (§ 8 Abs. 5 B. K. G.) mit g und die Entschädigung 
fttr Nebenkosten bei onentgeltlidiem Verkehrsmittel (§ 27 Aasf.-Best) rät n 
zu kennzeichnen. 

In dieser Spalte ist jeder Zugang und jeder Abgang besonders 
anlsuftthren. 

*) Der Za- oder Abgang mit einem nnentgeltlichen Verkehrsmittel (§ 29 
Abs. 2 Aasf.-Best) ist mit Noll oder */t za kennzeichnen, je nachdem die Kosten 
des Verkehrsmittels aas staatlichen Kassen bestritten werden oder nicht 
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Beispiele. 

I. Za §§ 11 bis 18 and § 84. 

-O 

B 

Oie Dienstreise wird ron der aoSerhelb eines Ortes liegenden 
Wohnung A des Beamten nach dem GeschäUsorte B aosgeftlhrt. Dann 
werden, da nach §§ 11 bis 18, nm den Anspruch auf ^isekosten su 
begrOnden, die Entlernang Ton der Grenze des Ortes B nach A 
2 Kilometer oder mehr betragen mufi, Beisekosten nicht gewih^ wenn 
diese Entfernung geringer ist als 2 Kilometer, auch wenn die Mitte 
Ton B 2 Kilometer oder mehr yon A entfernt ist. 


B 

Das Gleiche gilt, wenn yon dem Wohnort A ans ein Dienstge* 
schift an der auberhiJb eines Ortes liegenden Stelle B yorgonommen 
wird (§ 11 Abs. 1 und 8, § 18 Abs. 2). 



Liegt sowohl die Wohnung des Beamten als auch die Stelle des 
Dienstgesch&fis anflerhalb eines Ortes, so entscheidet die Entfernung 
zwischen diesen beiden Punkten (§ 11 Abs. 1 und 8, § 12 Abs. 2). 



e,8 km 


0,7 km 
b. A 


Do- 

/ 


oc 

0,9 km 


1,0 km 


OB 


Die Beise wird ron der außerhalb eines Ortes liegenden Woh¬ 
nung A des Beamten nach dem Geschäftsorte B und yon B nach dem 
Geschlftsorte C, yon C nach dem Geschäftsorte D und yon D nach A 
ausgefährt. 

Beisekosten werden gewährt, wenn wenigstens bei einem der 
Geschäftsorte die Entfernung yon der Ortsgrenze nach A in der einen 
wie in der anderen Beiserichtung, das heißt sowohl über die Mitte der 
yorher berührten als auch ttber die Mitte der nachher berührten Ge* 
schäftsorte, mindestens 2 Kilometer beträgt (§11 Abs. 1 Satz 2). 

In dem Beispiel a liegt diese Voraussetzung nicht bei B und D, 
wohl aber bei C yor; deshalb sind Beisekosten zu gewähren. In dem 
Beispiele b liegen diese Voraussetzungen weder bei B noch bei C noch 
bei D yor; deshalb sind keine Beisekosscn zu gewähren. 


Eiüenbfthn Landwef^ 

o- 

B 


O 

c 


Die Beise wird yom Wohnort A mit der Eisenbahn nach dem 
Orte B ausgeftthrt und yon B auf dem Landwege nach dem Geschäfts¬ 
orte C fortgesetzt 

Beisekosten werden gewährt, wenn sowohl die Entfernung yon der 
Grenze des Ortes A nach der Mitte des Ortes C als auch diejenige 
yon der Grenze des Ortes C nach der Mitte des Ortes A mindestens 
2 Kilometer beträgt (§ 11 Abs. 1 und 8). 

Die für die Hohe der Fahrkosten maßgebende Elntfernung wird, 
wenn diese Voraussetzung zutrifft, für die Eisenbahnstrecke yon Bahn¬ 
hof A bis Bahnhof B, für die Landwegstrecke Ton der Mitte des Ortes B 
nach der Mitte des Ortes C berechnet ({ 84 Abs. 1). 

Elxcnbalin Landweg 

A Bnhnbor B B B 


■O 

c 
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Der Anfaegsponkt der Landvregstrecke (Bahnhof B) liegt aofier- 
halb, die Stelle des Dienstgeschäfts C ebenfalls anflerhalb eines Ortes. 

Reisekosten werden gewährt, wenn die Entfernang yon der Grenze 
des Ortes A nach C 2 Kilometer mindestens beträgt (§ 11 Abs. 1 and 
8, § 18 Abs. 2). 

Die ffir die Höhe der Fahrkosten maß^bende Entfernung wird 
für die Eisenbahnstrecke von Bahnhof A nach Bahnhof B (§ 84 Abs. 1), 
für die Landwegstrecke von Bahnhof B nach C (§ 34 Abs. 3) berechnet. 

Wegen einer Vergütung für Abgang in B nnter Aasschloß der 
Fahrkosten für die Strecke von Bahnhof B nach der Mitte des Ortes B 
yergleiche Beispiel 9 a. 

11. Za §§ 18, 29, 80, 31, 84. (Z a g a n g a n d A b g a n g). 

7. O' ■ ■ O 

A B 

Der Bahnhof des Wohnorts A and der Bahnhol des aaswärtigen 
üebemachtangsorts B liegen innerhalb des Ortes oder in geringerer 
Eatfemang ak 2 Kilometer yon der Ortsgrenze. 

Es wird ein Zugang in A und ein Abgang in B yergtttet (§ 18 
Abs. 1, § 29 Abs. 1). 

8. O , ■ ■ . , a O 

A Bahnhof A B 

Der Bahnhof A liegt 2 Kilometer oder mehr yon der Grenze 
des Ortes A entfernt. 

Es wird in A kein Zugang yergtttet. Fttr den Weg zum Bahn¬ 
hofe werden Fahrkosten gezahlt oder die Straßenbahnanslagen erstattet. 
Ist A Wohnort oder auswärtiger Uebernachtungsort, so wird mindestens 
ein Betrag gewährt, welcher der gesetz- oder yerordnungsmäßigen Ver¬ 
gütung fttr Zugang gleichkommt (§ 18 Aba. 2 Satz 1, § 31 Abs. 1). 

Eisenbahn Landwege 

9. o— - a - o o 

A Bahnhof B B C 

Der Beamte ttbemachtet in B und setzt die Boise nach C auf 
dem Landwege fort. 

a. Der Bahnhof B liegt weniger als 2 Kilometer yon der Grenze 
des Ortes B entfernt. 

In diesem Falle wird für den Weg yom Bahnhofe B nach 
dem Orte B die Vergütung fttr Abgang gewährt (§ 18 Abs. 1, 
§ 29 Abs. 1). Die fttr die Höhe der Fahrkosten fttr den Land¬ 
weg maßgebende Entfernung wird yon der Mitte des Ortes B nach 
der Mitte des Ortes C berechnet (§ 34 Abs. 1). 

b. Der Bahnhof B liegt 2 Kilometer oder mehr yon der Grenze des 
Ortes B entfernt, ln diesem Falle wird eine Vergütung fttr Ab¬ 
gang nicht gewährt (§ 18 Abs. 2 Satz 2). Die für die Höhe der 
Fahrkosten maßgebende Entfernung wird yon dem Bahnhofe B 
ttber den Ort B nach der Mitte des Ortes C berechnet (§ 84 
Abs. 1 und 8, § 81 Abs. 1. 

Eisaabahn Landweg 

10. o-a-o ■ o 

A Bahnhof B B C 

Der Beamte ttbemachtet nicht ln B, sondern erledigt dort nur 
ein Dienstgeschäft und setzt die Beise auf dem Landwege nach C fort. 
Der Bahnhof B liegt weniger als 2 Kilometer yon der Grenze des 
Ortes B entfernt. 

In diesem Falle wird fttr den Weg yom Bahnhofe B nach dem 
Orte B keine Vergütung fttr Abgang gewährt (§ 18 Abs. 1 Satz 2). 
Die fttr die Höhe der Fahrkosten fttr den Landweg maßgebende Ent¬ 
fernung wird yon dem Bahnhöfe B ttber B nach der Mitte des Ortes C 
berechnet (§ 84 Abs. 1 und 8). 
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^duflhnnf den Betoeknstoigeraties. Banderlaft der Minister dee 
ern und der Finanzen rom 22. September 1910 aa simtliehe 
en Oberprisidenten lud BegieroagBprisideatc^ sowie an den Herrn 
Prisidenten der Miaisterial-Militär- und Bankonunission in Berlin. 

Am 1. Oktober d. J. werden gleichzeitig mit dem (besetz, betreffend die 
Beisekosten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Gesetzsamml. S. 150) die 
Ansffihningsbestimmnngea des Königlichen Staatsministeriams, die denuichst 
in der Qesetzsammlong veröffentlicht werden, in Kraft treten. Die Atuftthrongs* 
bestimmongen geben in systematischer Weise im wesentlichen den Inhalt der 
Aasldhrangsbestimmangen vom 11. November 1903 (Gesetzsammlong S. 231) 
wieder. Die hanptsäclmchsten Abweichangen sind durch das neue Beisekosten* 
gesetz veranlaßt worden. Im übrigen wird besonders auf folgendes verwiesen: 

1. In der Bezeichnong der Vergütungen für Dienstreisen ist insofern 
eine Aenderung eiagetreten, als unter Beisekosten die gesamten geseta- oder 
verordnuagsm&fiigen Vergütungen der Beamten und unter Fahrkoaten die Ver* 
gtttuag für die ^fOrderung, lüso Kilometergeider und die Vergütung für Zu* 
und Abgang, verstanden werden. 

2. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 a und b des Gesetzes ist die Hohe der 
Fahrkosten von dem gezahlten Fahrpreis abhingig. Zur Ausführung dieser 
Vorschrift dienen hauptsächlich die §§ 25, 26, 17 Abs. 2 Satz 8 und 4 der 
Ausftthrungsbestimmungen. 

3. Der Berechnung der Fahrkosten ist nach § 24 der Ausführungs¬ 
bestimmungen in der Begel der tatsächlich elngeschlageae Weg zugrunde zu 
legen. Wenn auch dabei der Beamte den für die Staatskasse möglichst 
günstigen Weg wählen soU, so soll doch nach § 24, Satz 2 aufier auf die 
bestehenden Beiseverbindungen auch auf die Verkehrssitte Bücksicht ge¬ 
nommen werden. 

4. Im § 3 Abs. 2 des Gesetzes wird die Vergütung für Zugang und 
die Vergütung für Abgang geschieden und die Gewährung der festen Ver¬ 
gütungen von 1,50 Mark etc. beschränkt auf den Zugang und den Abgang am 
Wohnort und am auswärtigen üebornachtungsort. Hierzu sind die Be¬ 
stimmungen in den §§ 18, 29 bis 82 der Ausftthrungsbestimmungen ergaben. 

5. Im § 8 Abs. 4 des Gesetzes ist das Becht, für einen Diener Oo- 
metergelder zu berechnen, auf die aktiven Staatsmiaister und die Beamten 
der ersten Bangklasse beschränkt worden. 

6. Nach § 3 Abs. 5 des Gesetzes wird der Landwegkilmnetersata bd 
gemeinschaftlicher Benutzung desselben Verkehrsmittels ermäßigt. Hierbei 
Mt § 28 der Ausfühmngsbestimmungen zu beachten. 

7. Die bisher geltende Vorschrift, daß bei Beben von nicht weniger 
ab 2 km, aber unter 8 km die Fahrkostea für 8 km zu gewähren waren, 
bt beseiUgt. 

8. Der Begriff des unentgeltlich gestellten Verkehrsmitteb (§ 6 des 
Gesetzes) bt erweitert worden (§ 19 der Ausführnngsbesümmangen). Ab¬ 
weichend von dem bisherigen Bechtszustand (G. 6, Abs. 2 der früheren Aus- 
führnagsbestimmungea) fällt darunter auch ein BefOrderungsmittei, insbesondere 
Fuhrwerk, das von privater Seite dem Beamten zur Verfügung gestellt wbd, 
ohne Unterschied, ob dies mit Bücksicht auf den Zweck der Dienstrebe oder 
auf Grund besonderer persönlicher Beziehungen erfolgt bt. Wegen der Ver¬ 
gütung für Nebenkosten (Trinkgelder etc.) wird auf die §§ 27, 28, 29 Abs. 2 
der Ausführungsbestimmungen verwiesen. 

9. Im § 10 des Gesetzes bt abweichend ron der bbherigen Vorschrift 
bestimmt, daß die dort anfgeführten pauschalierten Beamten Beiaekosten nur 
dann erhalten, wenn sie außerhalb ihres Amtsbezbks Dienstgeschäfte erledigen 
und der Ort des Dienstgeschäfts nicht weniger ab 2 km von der Grenze des 
Amtsbezirks entfernt ist. 

10. Gemäß § 17 Abs. 1 bb 8 des Gesetzes bleiben die gesetzlichen 
und sonstigen Vorsehriften, die für einzebe Dienstzweige oder Dbnstgesohäfte 
über die Tagegelder und Fahrkosten der Beamten ergangen sbd, mit der Ein¬ 
schränkung in Kraft, daß, abgesehen von den Fällen des § 8 Abs. 2 des 
Beisekostengesetzes, nicht höhere ab die im § 1 Abs. 1 und § 8 dieses Ge¬ 
setzes bestimmten Vergütungen gewährt werden dürfen und ebe über die Vor¬ 
schrift des § 6 dieses Gesetzes hbausgehende Abrundung der Entfernungen 
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oichfc statthaft ist. Aach bei diesen Sondervonchriften ist gem&fi § 8 Abs. 1 
Ni. 1 a und b des Beisekostengesetses die Höhe der Fahrkosten yon dem ge> 
zahlten Fahrpreis abhängig. 

11. Auf die den AasftthrangsbestimmiiBgen znr Erläaterang beigefflgten 
Beispiele wird besonders verwiesen. 

Schließlich ersnchen wir Ew. pp. znr Ersparnng yon Kosten ergebenst, 
anf die Ansfähriingsbestimmangen dnrch das Begiernn^amtsblatt nnr kurz 
hinznweisen, von ihrem Abdruck jedoch abzosehen. Die Beichsdruckerei ist 
yon uns ersucht worden, einen Sonderdruck von dem Gesetz und den Aus- 
Itlhmngsbestimmnngen herzustellen. Jedes Bureau hat den eigenen Bedarf 
an diesem Sonderdruck und die erforderliche Anzahl für die nachgeordneten 
Behörden dem Eassenbureau der Begierung (Miaisterialbaakommission) mitzu- 
teilen, das den gesamten Bedarf einschließlich des Bedarfs des Bezirksaus* 
Schusses und des Oberpräsidiums bei der Betriebsabteilung II der Beichs* 
druckerei spätestens bis zum 15. Oktober d. J. anzufordern hat. Nachfordemngen 
sind zu vermeiden. 

Die bisherigen Formulare an Fordeiungsnaehweisen sbd aufznbrauchen 
und, soweit erforderlich, von den Bureanbeamten zu ändern; eine Aendemng 
durch die Kanzlei wird untersagt. 


Kontrolle des Kleinhandels mit Flaschenweinen« Bunderlaß der 
Minister der usw. Medizinalangelegenheiton, fttr Handel und 
Gewerbe und fttr Landwirtschaft pp. vom 22. August 1910 — 
M. d. g. A. M. Nr. 5436, M. f. H. pp. II b. Nr. 8701, M. f. Landw. pp. Nr. 1. 
Alle 4656 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Ermittelungen, die vor einiger Zeit von hier ans vorgenommen sind, 
haben ergeben, daß vielfach Weine in Flaschen zu so niedrigen Preisen im 
Kleinhandel abgegeben werden, wie sie beim Verkauf gesetzmäßig hergestellter 
Weine unmöglich bemessen werden können. 

Nachdem inzwischen das neue Weingesetz ergangen und zu seiner 
Durchftthrung eine hauptberufliche Weinkontrolle geschaffen ist, ordnen wir 
an, daß in allen Fällen, in denen Flaschenweine zu ungewöhnlich niedrigen 
Preisen im Kleinhandel feilgeboten werden, nicht nur eine strenge Kontrolle 
der Händler zu erfolgen hat, sondern auch die Bezugsquellen innerhalb der 
Weinbaugebiete festzustellen und die dortigen Kontrollorgane zu benachrich¬ 
tigen sind, um eine scharfe Ueberwachung der liefernden Betriebe vorznnehmen. 

Ew. pp. ersnchen wir ergebenst, hiernach das Weitere gefälligst zu 
veranlassen. 


ff, Gewerbsmässige Abgabe von gesnndheltsseliädliehen oder ekel¬ 
erregenden Fitlssigkelten ln Wein«, Bier« oder Mineralwasserliasehen. 
Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
29. August 1910 — M. Nr. 6874 — an sämtliche Herren Begierungs- 
präsidenten. 

Die von Euerer pp. in den Berichten vom 2. bezw. 28. Juni d. Js. — 
lU Nr. 1926 und 11267 — angeregte Frage, ob die gewerbsmäßige Abgabe 
von gesundheitsschädlichen oder ekelerregenden Flttssigkeiten, wie Petroleum, 
Benzin, Salmiakgeist, Säuren und Laugen, in Wein-, Bier- oder Mineralwasser¬ 
flaschen für das ganze Staatsgebiet zu untersagen sei, ist vor kurzem von den 
zuständigen Staats- und Beichsbehörden eingehend erwogen worden. Dabei 
hat sich ergeben, daß zwar ein Bedürfnis nach einer al^emeinen Begelnng 
einstweilen nicht anzuerkennen ist, doch Bedenken nicht bestehen, etwaigen 
erheblichen Mißständen dnrch Bezirks- oder Provinzial-Polizeiverordnungen 
entgegenzuwirken. 

PP* ffohe ich hiernach das Erforderliche ergebenst anheim. 


Klndersangllasehen. Erlaß der Minister derusw.Medizinal- 
'angelegenheiten und fttr Handel und Gewerbe vom 25. August 
1910 — M. d. g. A. M. Nr. 2185, M. f. H. llb Nr. 9022 — an sämtUche Herren 
Begierungspräsidenten. 

In Frankreich ist durch Gesetz vom 6. April 1910 verboten, Kindersang¬ 
flaschen mit Bohr (Schlauch) zu verkaufen, feilznhalten, ausznstellen oder ein- 
znfttbron. Das Gesetz ist in den Veröffentlichniigen des Kaiserlichen Gesund- 
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hettsamts Mr. 28 Ton 1910, 8.531 abgedrnckt Ea ist die Frage aufgewoxfes 
worden, ob es nicht angeseigt wäre, auch ia Deutschland Maßregeb gcM 
den Oebrauch solcher Saugflaschen zu treffen, deren Schädlichkeit nicht he* 
zweifelt werden kann. 

Vor weiterer Entschliefiung ersuchen wir, festzustellen, inwieweit 
Kindersaugflaschen mit Bohr flberhaupt noch gebräuchlich sind, ob der Qe* 
brauch zu« oder abnimmt, welche lUßstände infolge des Gebrauchs etwa 
beobachtet worden sind, und ob und in welchem Umfange durch das Verbot 
des Gebrauchs wesentliche industrielle Interessen bertlhrt würden. 

Wir ersuchen ergebenst, hierüber sowie über die Notwendigkeit und Zweck* 
mäfligkeit eines gesetzgeberischen Eingreifens binnen zwei Monaten zu berichten. 

Merkblatt zur Bekämpfung der Sängltngssterbliehkeit. Bunderlafl 
mer Minister der usw. Medizinalangelegenbeiten und des 
Innern vom 29. August 1910 — M. d. g. A. M. Nr. 2215, Min. d. Inn. 
Ia Nr. 1800 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Ew. pp. teilen wir unter Bezugnahme auf unseren ErlaS ?om 80. Juli 
1906>) — M. d. g. A. M. Nr. 6881 U, Hin. d. Inn. Ia Nr. 1658 — ergebenst 
mit, dafl Bestellungen auf das von dem Vaterländischen Frauenrerein (Haupt* 
Terein) herausgegebene „Merkblatt zur Bekämpfung der Säuglingssterblich* 
keit“, Ton dem Mrzlich ein Neudruck mit abgeändertem Wortlaut hergestellt 
worden ist, künftig an die Buckdruckerei Norden, Berlin N. 81, Brunnen* 
Straße 58, an richten sind. In den Bezugsbedingungen ist eine Aenderung 
nicht eingetreten. Wir ersuchen ergebenst, die weitere Mitteilung hierüber 
nach Maßgabe des genannten Erlasses zu veranlassen. 

B« Könlfl^eioh Bayern. 

Verkehr mit Geheimmitteln (Warnnng vor Winters nntfirllcher Ge* 
sandheltshenteller). Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
vom 10. September 1910. 

Unter dem Namen „Natürlicher Gesundheitshersteller* wird von einer 
Firma The M. A. Winter Co. in Washington durch Agenten in Deutschland 
ein Geheimmittel vertrieben, das nach der Verordnung Über den Verkehr mit 
Geheimmitteln und ähnlichen Arzneimitteln vom 27. Juli 1907 (GVBl. S. 593) 
nur auf ärztliche Verordnung in den Apotheken abgegeben werden darf. 

Auf dieses Mittel, das im Hinblick auf die ihm zugeschriebenen Eigen* 
schäften als Universalheilmittel als gefährlich für das öffentliche Wohl be* 
zeichnet werden muß und zu einem übertrieben hohen Preis verkauft wird, 
wurde schon durch die Ministerialentschließung vom 24. Juli 1908 Nr. 16 597 auf* 
merksam gemacht. Trotz der damals erlassenen Warnungen scheint der frühere 
Zustand im Vertrieb und Absatz des Mittels fast unverändert geblieben zu sein. 

Die Firma M. A. Winter ist nach wie vor eifrig bemüht, Agenten 
für den Vertrieb ihres „Natürlichen Gesundheitsherstellers* zu gewinnen, irie 
zahlreiche Anfragen beweisen, die auch nach der Aufnahme des Mittels in die 
Anlage B der Geheimmittelliste aus den verschiedensten Tellen des Deutschen 
Beichs an das Beichsgesundheitsamt gelangt sind. In welcher Art und Weise 
die Firma vorgeht, um sich Agenturen zu verschaffen, dafür ist bezeichnend, 
daß an eine Person, die um einen Prospekt und eine Probe des Mittels gebeten 
hatte, sofort unter Zusendung von Prospekten mit dem Aufdruck des Namens 
und der Adresse des Betreffenden an diesen seitens der Firma die Bitte um 
Uebemahme einer Agentur gerichtet wurde. 

Es besteht daher Anlu, wiederholt vor diesem Mittel zu warnen und 
darauf hinznweisen, daß die Agenten sich durch diesen Vertrieb stmibnr 
machen, da das Mittel nur auf ärztliche Verordnung in den Apotheken abge¬ 
geben werden darf. 

Die DistriktsverwaltnnnbehOrden haben durch entsprechende Veröffent* 
liehnngen in der Presse vor dem Mittel zu warnen und die Polizeiorgane mit 
geeigneten Weisungen zu versehen. 

1) Siehe Beilage zu Nr. 16 der Zeitschrift, 1906, 8. 1009. 

Eedaktion: aeh.Med.*Bat Prof. Dr.Bapmund, Beg.- n. Med.-Bat in Minden L W 
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Nr. 20. 20. Oktober. 1910. 

Rechtsprechung. 

Befügnis Intlieher Tereine inm AngseUitBS ron Mltglleden.'^ Das 
AasseliUessiugBreeht Ist kein anbesehrSokteS) ln das freie Belieben der 
MltgUederTersammlang gestelltes; es müssen bei seiner Aasttbnng rlel- 
mehr die allgemeinen Mltglledschaftsreohte sowie die satinagsgemlss 
nnd durch die Standesordnnag gegebenen Yorsehriften über das Ans« 
sehliessnngSTerfabren gewahrt werden, üiteil des Beichsgerichts 
(IV. Z.*S.) vom 23. März 1910. 

Die Entscheidang hängt dayon ab, ob der Annahme des Bernfongs- 
liohters beigetreten werden kann: ein Verein dürfe, auch wenn seine Satzung 
nichts darüber enthält, ein Mitgiied nach freiem Belieben ansschlieüen; die 
AusBchließongsbefagnis beruhe auf der Autonomie des Vereins, sie entspreche 
den Bedürfnissen des Verkehrs und ohne sie könne der Verein seine Existenz 
nicht behaupten. Dies trifft zunächst auf nicht rechtsfähige Vereine 
deshalb nicht za, weil bei ihnen nach § 54 in Verbindung mit §§ 787, 723 
Abs. 1 Satz 2 B.G.B. die Zulässigkeit der Ausschließung davon abhängt, daß 
in der Person des ausznschließenden Mitgliedes ein wichtiger Grund zur 
Ausschließung entstanden ist. Es kann im gegebenen Falle davon abgesehen 
werden, zu untersuchen, ob mit der Erlangung der Bechtsfäbigkeit — mag 
sie auf einer Eintragung in das Vereinsregister oder auf staatlicher Verlei« 
bong beruhen — das Ausschließungsrecht des Vereins unter derselben gesetz¬ 
lichen Einschränkung wie vorher bestehen bleibt. Denn der Beklagte hat 
nicht behauptet, daß der Kläger ihm zur Ausschließung einen wichtigen Grund 
gegeben habe; er will ihn vielmebr lediglich durch Betätigung „der Souve 
ränität des Vereinswillens" ausgeschlossen haben, weil die Mehrheit der Mit* 
gUeder ihn nicht länger in dem Vereine habe dulden wollen. In keinem Falle* 
aber geht das bis dahin beschränkte Ausschließungsrecht des Vereins durch 
die Entstehung der Bechtsfähigkeit in ein unbeschränktes, zum freien Belieben 
der Mitgliederversammlung oder eines anderen Vereinsorgans gestelltes 
Becht über. 

Hat man bei der Gründung des Vereins oder bei einer Neuregelung 
seiner Verfassung durch die Vereinssatzung nicht für nötig befunden, der 
Vereinsversammlung oder einem anderen Organe das Becht der willkürlichen 
Ausschließung einzelner Mitglieder beizulegen, so ist es schlechterdings nicht 
verständlich, wie sich ans den Anforderungen des Verkehrs oder gar ans der 
Bücksicht auf die dem Verein zu gewährende Existenzmöglichkeit eine der¬ 
artige Bechtsfolge ergeben sollte. Gerade im Gegenteil ließe es sich als 
Begel annehmen, daß das Bestehen des Vereins aufs ernsteste gefährdet sein 
würde, wenn seine Mitglieder nicht rechtlich dagegen geschützt wären, 
daß die Zufallsmehrheit einer ordnungsmäßig berufenen Versammlung sie durch 
eine in ihr freies Belieben gestellte Ausschließung aus dem Vereine maß¬ 
regeln und dadurch in ihrem Ehrenempfinden verletzen oder auch vermögens- 
rechtlich schädigen könnte. Mit der „Autonomie* des Vereins hat die Aus¬ 
schließung eines einzelnen Mitgliedes überhaupt nichts zu tun. Will man den 
Begriff der Selbstgesetzgebung nicht sinnwidrig auf das Gebahren des Vereins ans¬ 
dehnen, so läßt sich darunter nur das Becht verstehen, sich seine Satzung und 
damit seine Verfassung, soweit sie nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruht, 
selbst zu geben (§ 25 B.G.B.). Dadurch aber, daß der Verein einem einzelnen Mit- 
gliede die Mitgliedschaft entzieht, handelt er entweder — sofern er sich dieses 
Becht satsungsgemäfl beigelegt hat — in Ausübung bestehender Bechte und 
vollführt alsdann einen ik mcht der Autonomie, sondern der Verelnsverwal- 
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tOBg oder er bricht die VerlasBang. Denn diese gewährleistet, soweit sie 
nicht einzelne Mitglieder durch Einrsamang besonderer Einzelrechte bevorzngt 
(§ 86 B.G.B.), allen anderen Mitgliedern die gleichen Mitglied* 
schaftsrechte. 

Sonderrechte darf der Verein nach § 16 ohne die Zostimmang des be* 
Yorrechtigten Mitgliedes nicht beeinträchtigen; and zwar weder darch eine 
Verwaltangsmaßregel, noch auch durch einen Akt der Selbstregelung seiner 
Verfassung. In beiden Beziehungen steht er gegenliber den allgemeinen 
Mitgiiedschaftsrechten der dnzelnen Mitglieder allerdings freier da; er kann 
also z. B. far alle Mitglieder Bestimmungen treffen, die in gleichmäßiger 
Weise die Benutzung des VereinsrermOgens (Gebrauch der Vereinsräume für 
Privatswecke, Benutzung der Vereinsbücherei etc.) gegen früher einschränken. 
Er kann jedoch nicht durch einen bloßen Verwaltungsakt einzelnen Mitglie¬ 
dern oder einer Gruppe von ihnen einen Vorzug einräumen, oder, was dem 
gleichkäme, die Hechte der anderen im Vergleich zu ihnen heruntersetzen. 
Will er dies tun, so bedui es hierzu einer Satzungsänderung, mit den dafür 
gesetzlichen (§§ 83, 71, 60—64 B.G.B.) oder satzungsgemiß (§ 40) Torge* 
schriebenen Erfordernissen. 

Muß hiernach davon aasgegangen werden, daß schon die Einzelrechte 
des Mitgliedes in dieser Weise unter dem Schatze des Gesetzes stehen und 
von dem Vereine nicht durchbrochen werden dürfen, so kann vollends keine 
Bede davon sein, daß die von den Mitgliedschaftsrechten begrifflich unter« 
sehiedene Mitgliedschaft selbst (vgl. § 88 B.G.B.), in der sich die Gesamtheit 
aller Mitgliedschaftsrechte, der Sonderrechte ebensowohl wie der allgemeinen 
Mitgliedschaftsrechte vereinigt findet, einer freien und willkürlichen Verfügung 
den Vereins oder einzelner Vereinsorgane unterworfen sei — immer voraus- 

J esetzt, daß die Satzung darüber nichts enthält. Der Verein kann deshalb 
le Schranken, die er den MitgUedschaftsrechten gegenüber einzuhalten hat, 
auch nicht in der Weise durchbrechen, daß er ein Mitglied ausschließt und 
es dadurch aller seiner Einzelrechte überhaupt entsetzt. Schon die Erwägung, 
daß nach vernünftigem Ermessen dem Odium einer willkürlichen AasschliSang 
doch hüchstens der ausgesetzt sein könnte, der sich freiwillig einer in der 
Satzung vorgesehenen so weitgehenden Machtbefugnis durch seinen Beitritt 
oder durch sein Verbleiben im Verein unterworfen hat, müßte, wenn alle 
anderen Gründe versagen — mit Notwendigkeit zu einer derartigen Gesetzes- 
auslegung hinführen. 

Es kommt aber noch ein zweiter Grund hinzu, aus dem das Berufungs- 
urteil gleichfalls aufgehoben werden müßte, wenn nicht schon der bisher erör¬ 
terte erste Grund die Aufhebung und zugleich die Wiederherstellung des 
landgerichtUchen Urteils erforderlich machte. Auch die Voraussetzung näm¬ 
lich, von der der Berufungsrichter ausgegangen ist, daß das, was die Standes¬ 
ordnung vom 7. Dezember 1888 über die Ausschiießung von Vereinsnütgliedern 
enthält, keinen Teil der Vereinssatzung bilde und daß die Vorschriften 
der Standesordnung rechtswirksam außer Kraft gesetzt worden seien, gibt zu 
erheblichen Bedenken rechtlicher Art Veranlassung. Was den Inhalt der 
Standesordnung anlangt, so würde, so lange nicht durch weitere Erörterungen 
vor dem Bichter der Tatfrage eine andere Annahme nahegelegt wird, aus 
ihren Vorschriften zu entnehmen sein, daß es zum unfreiwilUgen Ausscheiden 
eines Mitgliedes aus dem Vereine nur dann kommen sollte, wenn mit allen 
Kautelen, die in den §§ 10 ff. zugunsten des „angekiagten“ Mitgliedes torge- 
sehen waren, im schiedsgerichtlichen Verfahren die Entscheidung erging, es 
solle ,der Antrag an den Verein zur Ausschließung* gestellt werden und daß, 
sobald diese Voraussetaung erfüllt war, es nun noch der Mitgliederversamm¬ 
lung überlassen blieb, dem Ausschließungsantrage stattzugeben oder nicht. 
Haben die Bestimmungen der Standesordnung diese Bedeutung gehabt, so bil¬ 
deten sie einen Teil der Satzung; dies umsomehr, als die unter der Aufschrift 
„Satzungen* zusammengefaßten Vereinsnormen auf die Standesordnung Bezug 
nehmen. Dean was zur Satzung des Vereins gehört, bestimmt sich nicht nach 
der formellen Einreihung unter eine mit diesem Worte äußerlich ausammea- 

S efaßte Anzahl von Vereinsparagraphen, sondern nach dem Inhalte der von 
em Vereine erlassenen allgemeinen, die Vereinsverhältnisse regelnden Vor- 
^ Schriften. Diese enthalten Satzangsnormen, wenn sie die Verfassung des Vei^ 
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ebs betreffen, and zur Verftssong wiederam gehOrt jedenfalls alles, was sich 
aaf die Znsammensetaang des yereins, seinen Personenstand 
bezieht, dämm nicht nar die Bestimmnngen aber den Eintritt nnd Anssritt 
der Mitglieder (§ 68 Nr. 1 B.G.6.), sowie Ober die Entstebnng der Mitglied- 
sebaft in anderer Weise, z. B. gemäß §§ 88, 40 durch üebertragnng oder 
durch Erbfall, sondern ebenso alle Vorschriften, durch die ein unfreiwilliger 
Verlust der Mitgliedschaft Torgesehen ist. Alle diese, die Verfassung des 
Verebs betreffenden Vorschriften, auch wenn sie weder gemäß § 67 B.Q.B. 
b der Satzung enthalten seb müssen, noch auch gemäß § 58 in ihr 
enthalten seb sollen, bilden eben Teil der Satzung. Der Berulnngs- 
richter geht deshalb wiederum yon eber fabchen Voraussetzung aus, wenn 
er Scblttsse daraus zieht, daß der Vorstand des Verebs, als er diesen 
zur Ebtragung in das Verebsregister anmeldete, nicht verpflichtet gewesen 
sei, außer den „Satzungen* auch noch die Standesordnnng dem Begbterrichter 
gemäß § 69 Abs. 2 Nr, 1 einzureichen. Hat weder der Begbterrichter, noch 
auch die nach § 61 ff. zuständige Verwaltungsbehörde dies bemängelt und die 
Vorlegung der Standesordnnng verlangt, so mag dies darin seben Grand ge* 
habt haben, daß bei ebem Vereine, der so offensichtlich wie der beklagte 
Verein, gemeinnützigen Zwecken diente, auch ohne weitere Prüfung Bedenken 
öffentlich-rechtlicher Art (§ 61 Abs. 2) gegen sebe Eintragung nicht auf- 
kommen konnten. Dann aber konnten zum mbdesten sehr erhebliche Zweifel 
sich gegen die Annahme des Bernfnngsrichters ergeben, daß die unterbliebene 
Einreichung der Standesordnung die Bechtsfolge eber Befreiung von den in 
den §§ 71, 60 bb 64 B.G.B. gestellten Anforderungen an die Aendernng der 
Satzung gehabt habe und daß deshalb der Beschluß des Verebs vem 21. De¬ 
zember 1906, auch ohne b das Vereinsregbter abgetragen zu werden, Bechts* 
Wirksamkeit erlangte (§71 Abs. 1 Satz 1). 

In kebem Falle wäre die Landesgesetzgebung imstande gewesen, die 
Bestimmungen der Standesordnung über die Ausschließung von Mitgliedern 
ans dem beklagten Verebe außer Kraft zu setzen. Denn diese BesÜm- 
mungen beruhen auf der den rechbkräftigen Vereinen durch § 26 B.G.6., 
abo reicbsgesetzlich gewährlebteten Befngnb, sich ihre Verfassung 
selbst zu geben, abo auf der sogenannten Autonomie der Vereine. Für einen 
Ebgriff der Landesgesetzgebnng würde nach Artikel 82, 218 des Eb* 
führnngsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch nur dann Baum gegeben sein, 
wenn im vorliegenden Falle die Bechtsfähigkelt des beklagten Vereins nicht 
auf seiner Eintragung in das Verebsregister, sondern auf staatlicher Ver¬ 
leihung beruhte. Es kommt mithin gar nicht darauf an, ob etwa das 
badische Gesetz vom 10. Oktober 1906, die Bechtsverhältnisse des Sanitäts- 
porsonab betreffend, Vorschriften enthält, die so verstanden werden könnten, 
daß sie eber Fortgeltung der ebschlägigen Bestimmungen, die b der Standes- 
ordnung des beUagten Vereins enthalten sbd, entgegenständen, üebrlgens 
würde dies audi unbedingt zu verneben seb. 


Unfall eines Arztes bei Ausflbnng sebes Berufes im Hause des 
Kranken. Schadenersatz zur Hälfte anerkannt. Urteil des Beichs- 
gerichts (VI. Z.-S.) vom 27. Juni 1910. 

Der Arzt Dr. B. betrat am Vormittage des 12. Februar 1908 das Hans 
des Schmiedemebters L. b L., um dessen erkrankten Sohn eben ärztlichen 
Besuch abzustatten. Im Hausflur flel er in eb auf dem Fußboden be- 
flndliches nnverwahrtes Kellerloch, dessen Falltür offen stand. Durch diesen 
Sturz wurde er erheblich verletzt. Seb Schadenersatzanspruch wurde vom 
Landgericht Greibwald zur Hälfte dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, 
zur anderen Hälfte abgewiesen, weil ein mitwirkendes eigenes Verschulden 
an dem Unfälle angenommen wurde. Das Oberlandesgericht Stettb hielt den 
gesamten Anspruch für gerechtfertigt und änderte das Urteil entsprechend ab, 
während das Beichsgericht das Landgerichtsarteil wieder herstellte: 

Die Bevbion bt zum Teil für begründet zu erachten. Zwar bt dem 
Berufungsgericht darb beizutreten, daß dem Schmiedemebter eb zu dem Un¬ 
fälle des Klägers ursächliches Verschulden zur Last zu legen bt. Auch wenn 
es sich um ländliche Verhältnbse handelt, und wenn eb besonders lebhafter 
Verkehr b den Üasern des Ortes nicht stattflndet, dürfen Kellerlnken, wie 
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die U«r iB B«de itehead«, ia den Haiuflaieiif nntil ia der Nike dar Haaatir 
aieht ohae Eiarlehtaagea oder Vorkehrnagea gelassea werdea, die wihiead 
des OffeastelieBs des Luke die Siekerkeit des Verkekrs gewikrleisteB. Sseke 
des Beklagten als des Haueigentfimers war es, Anordanagea an treffea, die 
die Beaataong des Kellers dnrck die Mieter fftr dritte Persoaea aagefälulkk 
aaektea. Zutreffend kat das Berufungsgericht aagenommen, daß die Nickt- 
Terwahruug der KelierQffauag eiaea Verstoß gegea § 367 Nr. 12 Str.O.B. dai- 
steiit, der dea Beklagten nach § 823 Abs. 2 B.Q.B. für eiaea dadurch eat* 
stehenden Schaden Terantwortlich macht. 

Zn Unrecht hat aber das Berufungsgericht eia mitwirkendes eigenes 
Verschulden aa dem Uafalle ($ 251 B.Q.B.) Teraeiat. Das Bemfuags- 
gericht nimmt selbst an, es sei trotz der trüben Witterung ia dem Hausflur 
genügendes Lieht gewesen, daß der Kläger Dr. B. bei aiSmerksamem Hin¬ 
sehen hätte erkennen können, daß er eine offeastehende Kellerluke und sieht 
— wie er glaubte — eine Fußmatte vor sieh habe. Von der Vorsicht, die eia 
jeder bei dem Betreten eines fremden Hauses üben muß, ist auch der Kläger, 
der als Ortsarzt täglich eine Anzahl fremder Häuser zu betreten hat, nicht 
befreit. Gerade die trübe Witterung, die dea Hausflur rerdunkelte, mußte ika 
um so vorsichtiger machen. Auch wenn nicht dargetan ist, was der Beklagte 
behauptet, der Kläger aber bestritten hat, daß ihm das Vorhandensein solcher 
Kellerluken in D. und besonders aus seinen früheren Besuchen auch die Luke 
im Hausflur des Hauses des Beklagten bekannt gewesen sei, ist das eigene 
Verhalten des Klägers als eia schuldhaftes zu erachtea, das die Verteilung 
des Schadens zur Hälfte auf die Parteien rechtfertigt, wie sie das Landgericht 
Torgeaommea hat _ 

Ted eiaea Antea durch Blatrergiftuag lafelge lafektleu bei elaer 
an Kladbettfleber erkrankten NSchnerln« Tersieheruagannspnieh aa die 
PrlTatTersiebemngsanstalt anerkannt. Urteil des Beichsgerickts 
(VII. Z.-8.) vom 5. Juli 1910. 

Der Dr. med. G. in B., der bei der ^Bhenania* gegen Unfall versichert 
war, verstarb im Jahre 1906 an den Folgen einer Blutvergiftung, die er sich 
bei Gelegenheit der Behandlnng einer an Kindbettfieber erkrankten Frau ra¬ 
gesogen batte. Die Versicherungsgesellschaft lehnte die Zahlung der Ver¬ 
sicherungsprämie ab. Die dagegen erhobene Klage wurde in der BevisiOBS- 
Instanz vom Beichsgericht als berechtigt anerkannt: 

Die Angriffe der Bevision konnten nicht für begründet erachtet werden. 
Der Bemfungsricbter hält für erwiesen, daß der Dr. G. sich dadurch eine Blutver- 
^tung sugezogen hat, daß durch eine an seinem Nacken befindliche entsüa- 
dete Stelle der Haut giftige Substansen ia seinen KOrper eindrangea. Nack 
Annahme des Berufungsriditers ist die Uebertragung des Giftstoffes entweder 
dadurch erfolgt, daß Dr. G. selbst seinen Nacken mit den Fingern berührte 
oder dadurch, daß ihn die WOchneria bei der Vornahme einer Umbettnng mit 
den Armen um den Hals faßte. Dabei ist bemerkt, daß es auf eine Fest¬ 
stellung der bislang nicht ausreichend bezeugten Umbettnng nicht ankommea 
könne, weil immer noch die erste Alternative übrig bleibt Der Bernfuags- 
richter ist deshalb der Meinung, daß ein Unfall im Sinne dea § 2 der allge¬ 
meinen Versicbernagsbedlngungen vorliegt. Nach § 1 der Bediagnagea ist 
erforderlich, daß die Blutvergiftung ans Veranlassung einer vorhergegaagenea 
nnfreiwilligea äußeren Verletzung elngetretea ist Diese Voraussetzung liegt 
vor; denn es ist festgestellt, daß die Hautentzündung durch einen schadhaftra 
Kragen verursacht war, daß die Giftstoffe durch die verletzte Stelle in dea 
KOrper eingedmngen sbd und demnächst den Tod des Dr. G. durch Blutver¬ 
giftung herbeigeftthrt haben. Einer Angabe der näheren Umstände, unter 
welchen das Ebdringen der Giftstoffe erfolgt war, bedurfte es nicht, es ist 
deshalb auch gleichgültig, daß der Bemfungsricbter zu den beiden von ihm 
ins Auge gefaßten Möglichkeiten nicht bestimmt Stellung genommen hat. 
Nach fl 6 Abs. 3 der Bedingungen sind Verletzungen, die sich der Versicherte 
mit Mutwillen oder grobe Frarlässlgkeit zuzieht, von der Versicherung ausge¬ 
schlossen. Die beUagte Gesellschaft findet eine grobe Fahrlässigkeit den 
Dr. G. zunächst darin, daß er die verletzte SteUe nicht von vornherein ans- 
reicbend gegen Ansteckungea geschützt habe. Es konnte vielleickt sweifelkaft 
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lein, ob eine Fahrliszigkeit die rieh iiioht aiil die der BiatTergiftoag yorher- 
gegongene Verleteang, sondern nol den Eintritt der Blatyerriftnng selbst 
bezieht, ttberhnnpt unter den § 5 Abs. 8 fällt; aber wenn man die Frage auch 
bejaht, so ist doch die Annahme des Bernfangsrichters nicht zn beanstanden, 
doB es noch keine gröbliche AnSerachtlassnng der gebotenen Sorgfrit enthüt, 
wenn Dr. Q. die entfernte Qefahr der In&iernng durch Bertthrnng einer 
hinten am Nacken befindlichen Hantyerietznng nient gleich in Betracht ge* 
zogen hat. Anfierdem erblickt die beklagte Gesellschaft eine grobe Fimr* 
lässigkeit des G. darin, daß dieser, wie der Berofongsrichter wenigstens als 
mOgUch nnterstelit, die Bertthrnng seines Nockens durch die Wöchnerin ge¬ 
duldet habe. Aber auch in dieser Beziehung geben die Ansftthrnngen des 
Berufnngarichters, der das Vorliegen einer groben Fahrlässigkeit yemeint, zu 
Bedenken keinen Anlaß. Der Berufungsrichter geht daron aus, daß, als Dr. G. 
die Behandlung ttbernahm, noch nichts zu der Annahme genötigt habe, daß 
er selbst ümbettnngen der Kranken wttrde yornehmen mttssen. Sodann wird 
lortgefahren: „Wenn im Laufe der Behandlung wider Erwarten diese Maß¬ 
nahmen erforderlich wurden, so konnte sich ihnen der Arzt, auch wenn er sie 
Ittr gefahrbringend hielt, im Drange des Angenblicks nicht entziehen. Sein 
Beruf legte ihm die Pfiieht auf, der totkranken Wöchnerin Hilfe zu bringen, 
auch wenn dadurch eine im Moment nicht abzuwendende Infektionsgefahr ent¬ 
stand.* Die Beyision macht hiergegen geltend, G. habe durchaus keine Ver¬ 
anlassung gehabt, sich bei Behandlung der Wöchnerin einer persönlichen Ge¬ 
fahr auszusetzen; er habe das ümbetten der Wärterin, die dos wenigstens 
regelmäßig besorgt habe, ttberlossen können. Es ist aber nicht ersichtlich, 
inwiefern dem Berufungsrichter hier ein Rechtsirrtnm zur Lost fallen sollte; 
was die Berision yorbringt, liegt ausschließlich auf tatsächlichem Boden und 
ist deshalb nicht beachtlich. In § 10 der allgemeinen Bedingungen ist be¬ 
stimmt, daß der Versicherte den Anordnungen des zugezogenen Arztes in ollen 
Teilen Folge leisten muß. — Eine Zuwiderhandlung gegen diese Vorschrift hat 
noch § 20 zur Folge, daß die Gesellschaft yon jeder Entschädigungspfiieht 
frei wird. Die beklagte Gesellschaft hat nun behauptet und unter Beweis 
gMtellt, daß G. eine Operation der an seinem Nacken entstandenen Furunkel 
yerboten habe, obwohl sie yon Dr. I. yerlangt worden seL Die Beyision ist 
der Meinung, daß dieser Beweisantritt zu Unrecht übergangen ist. Allein 
Dr. I. hat bekundet, daß er G., der schon selbst einen Einschnitt gemacht 
hatte, nicht weiter operiert, weil der Kranke es nicht gewünscht habe. Hier¬ 
aus hat der Berufungsrichter offenbar entnommen, daß G. in der Tat eine 
Operation abgelehnt hat; denn es wird ausgeftthrt, ans seiner „Weigerung* 
erhelle klar, daß er den äußeren Emgriff fttr nutzlos gehalten, weil nach 
seiner Meinung bereits eine AUgemeininfektion eingetreten war. Der Beru- 
fungsrichter hat aber ersichtlich weiter angenommen, daß Dr. 1., der hier 
nicht einem Laien, sondern einem Kollegen gegenttberstand, den Widersprach 
des G. fttr begründet erachtet und deshalb auf seiner ursprünglichen imord- 
nung nicht weiter bestanden, sondern sie stillschweigend wieder ziuttckgenommen 
hat. Anders können die Worte, daß Dr. I. keineswegs auf eine Operation 
gedrängt habe, nicht yerstanden werden; diese Beurteilung der Sachlage 
wurde durch den yon der Beklagten gestellten Beweisantrag nicht ausge¬ 
schlossen. Eine Nichtbefolgong ärztlicher Anordnungen liegt demnach nicht yor. 


Beehtsnntnr der bei Prlyat-Unfallyeniehernngen rorgeseheneii 
,,lrstllehen Kommission«. Beschwerden (t. B. nenmsthenlsehe)) die durch 
den Unfall ansgelöst werden» sind als unmittelbare Folgen desselben nnsu- 
sehen. Urteil des Beichsgerichts (VII. Z.-S.) yom 21. Juni 1910. 

Der Hofphotograph Sch. war bei der „Nordstern* Unfall- und Alters- 
yersichernngs-Gesellschiit gegen Unfall yersichert. Er hatte dadurch einen 
Unfall erlitten, daß er yon einem Stapel Holz herabstttrzte und sich hierbei 
dos rechte Knie und den linken Fuß yerletzte. Wegen des Knieleidens mußte 
er mehrfach ärztliche Hilfe nachsuchen. Er erhob gegen die Gesellschaft auf 
Grund des Versicherungsyerhältnisses Entschädigungsansprttche. Darauf trat 
in Gemäßheit des § 12 der allgemeinen Verricherungsbedingungen der GeseU- 
scholt eine ärztliche Kommission susanunen, die ein den Ansprüchen des Ver- 
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letzten niebt gflnztiges Schiedsgntaebten abgab. Sch. Teisnchte das Gntachtea 
der Kommission im Prozeßwege anznleehtenf wnrde jedoch sowohl Tom Land- 
sericht, als tom Kammergericht in Berlin mit der Klage abgewiesen. Das 
Beichsgericht erkannte dagegen den Anspinch ans folgenden Gründen als be* 
rechtlgt an: 

Nach § 12 der allgemeinen Yersichernngsbedingangen der Beklagten 
hat n. a. über die Frage, ob die Invalidität des Versicherten als nnmittelbare 
Folge des Unfalls im Sinne des § 1 Abs. 1 der Yersichernngsbedingangen ein¬ 
getreten ist, eine Kommission von drei Mitgliedern zu entscheiden, von denen 
ja ein Mitglied von der Yersichernngsgesellschaft und dem Yersichemngs- 
nehmer gewählt wird, während als drittes Mitglied der för den ünfallsort 
anständige Kreispbysikns oder Qeiichtsarzt oder eine medizinische Antorität 
an einer öffentlichen Heilanstalt oder einer Universität bernfen wird. Der 
Anssprach der Kommission, welcher schriftlich begründet sein and sich genan 
und erschöpfend über die Frage aassprechen maß, soll für beide Teile nnbe- 
dingt endgaltig sein, so daß der Bechtsweg in dieser Beziehung keinen der¬ 
selben mehr znsteht. 

Mit diesen Bestimmungen ist, wie schon das Bemfongsgericht zutreffend 
angenommen hat, nicht die Bildung eines Schiedsgerichts im Sinne der 
§§ 1025 fg. der Ziviiprozeßordnnng, sondern die Tätigkeit einer Kommission 
von Schiedsgntachtern vorgesehen. Die Vertragsparteien wollten gewisse für 
Bechtsstreitigkeiten erhebliche Tatfragen, deren LSsnng medizinisch-fach- 
wissenschaftliche Kenntnisse und Erfahrung voranssetzt, zwecks Yermeidong 
eines nmständllchen gerichtlichen Beweis Verfahrens der Entscheidnng geeigneter 
Schiedsgntachter znweisen. Dabei wollte man einen Spruch herbeilOhren, der 
nicht willkürlich und nach freiem Belieben getroffen ist, sondern auf objektiver, 
sachverständiger Beorteilnng der vorgelegten Frage oder Fragen bemht. 
Haften dem Schiedsgntachten wesentlidie Mängel an, welche einem Sachver¬ 
ständigen bei nnparteiischer and sachgemäßer Prüfnng nicht hätten entgehen 
können, so hat die Kommission ihrer Aufgabe nicht genügt. Das Schiedsgnt- 
achten ist dann unter entsprechender Anwendung der §§ 317—319 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuches als offenbar unbillig anfechtbar. Anderseits ist auch ein 
solches Gutachten für die Parteien und den Prozeßrichter insoweit ohne 
bindende Kraft, als es über den Babmen der der Kommission gestellten Auf¬ 
gabe hinansgeht. Hervorzuheben ist hier, daß die Kommission weder unmittelbar 
über Entschädigungsansprüche des Versicherten zu entscheiden, noch auch 
eine für die Vertragsparteien and das Prozeßgericht maßgebliche Anslegnng 
der Bestimmnngen des Versicherangsvertrages zu treffen hat. Ergibt sich, 
daß die Kommission einer Versichernngsbedingung eine nnzntreffende 
Dentnng gegeben hat, so kann dies im Prozesse des Versicherten und der 
Yersichernngsgesellschaft geltend gemacht nnd vom Prozeßgerichte berück¬ 
sichtigt werden. 

Zunächst muß es nun Bedenken erregen, daß die Schiedsgutachter- 
kommission mit dem Aussprache «Wir verneinen, daß die jetzigen neurasthe- 
nischen Beschwerden für die Versicherung entschädignngspflichtig sind* 
unmittelbar über die streitige Verpfiichtnng der Beklagten znr Entschädignng 
des Klägers ein Urteil abgab. Weiterhin geht ans dem Schiedsgntachten im 
ganzen hervor, daß die Kommission ein Leiden des Klägers von irgendwie 
erheblicher Bedeutung nur in seinen nenrasthenischen Beschwerden findet, 
welche ihr aus den für glaubwürdig erachteten Angaben des Klägers erkennbar 
wurden, und daß die Kommission diese Beschwerden nicht als unmittelbare 
Folgen des Unfalls anerkennt. Hierfür werden zwei Gründe gegeben, nämlich 

1. der, daß die jetzigen ueurasthenischen Beschwerden lediglich durch 
den Unfall ausgelOst sind, 

2. der, daß sie auch insofern nicht im direkten Zusammenhang mit dem 
UnfaU stehen, als sie erst längere Zeit nach demselben anfgetreten sind. 
Dazu wird dann noch bemerkt, daß die Versicherung nach den Statuten nur 
für die direkten körperlichen Unfallfolgen hafte. Ersichtlich haben die 
Schiedsgntachter hierbei den § 1 Abs. 1 der aUgemeinen Versichernngsbedin- 
gongen der Beklagten ins Auge gefaßt, wonach sich die Versicherung auf die 
wirtschaftlichen Folgen einer — durch eine von außen her auf den Versicherten 
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meehnnuch wirkende Kraft herbeigefflhrten — EörperbesohtdJgang erstreckt, 
sofern and soweit durch dieseibe nachweislich direkt and ucht Termittelt 
durch Krankheit oder durch beim Vertragsabschluß nicht bekannt gewesene 
Abnormit&ten des Kdrpers oder durch andere ümst&nde Erwerbsunfähigkeit 
oder der Tod des Versicherten eingetreten ist. 

Diese Bestimmungen sind aber keineswegs geeignet, die oben zu 2 
wiedergegebene Erwägung der Schiedsgutachter zu rechtfertigen. Sollte der 
ünfall, von welchem der Kläger unstreitig betroffen ist, und die dadurch 
hervorgerufeneu Leiden eine Neurasthenie des Klägers verursacht haben, 
welche in den jetzt vorliegenden Beschwerden in die Erscheinung tritt, so 
wären die Neurasthenie und die neurasthenischen Beschwerden des Klägers 
unbedenklich als direkte und unmittelbare Folgen des Unfalls anzu- 
sehen. Fflr die Annahme ist in keiner Weise hinderlich, daß die Beschwerden 
erst längere Zeit nach dem ünfall aufgetreten sind. Kann aber letztere 
Tatsache für sich allein die Möglichkeit einer direkten und unmittelbaren 
Ursächlichkeit des Unfalls für die Beschwerden nicht ausscbließen, so erhellt, 
daß der unter 2 aufgeftlhrte Grund, aus welchem die Schiedsgutachter solche 
Ursächlichkeit verneinen wollen, durchaus hinfällig ist. Sollten die Gutachter 
zu dieser Begründung durch eine irrige Auslegung des § 1 Abs. 1 der idlge* 
meinen Versicherungsbedingungen gelangt sein, so ist dodi das Prozeßgerhät, 
wie oben hervorgehoben wurde, an solche Auslegung nicht gebunden . . . Das 
Berufungsgericht aber nimmt abweichend an, daß das Schiedsgutachten 
bindend feststelle, daß die jetzigen Beschwerden des Klägers nicht in 
direktem Zusammenhänge mit dem Unfälle stehen, insofern sie erst längere 
Zeit nach demselben aufgetreten sind. Diese rechtsirrige Annahme führt zur 
Aufhebung. Nun bleibt aber der vom Kläger angefochtene Grund 1 des 
Schiedsgutachtens übrig, und mit diesem hat sich das Berufungsgericht noch 
nicht beschäftigt, weil es — wie gezeigt, zu Unrecht — den Grund 2 des 
Gutachtens für durchgreifend hielt. Nach Lage des Falles bedarf aber der 
Grund 1 näherer, der Berufungsinstanz obliegender sachlicher Prüfung. Es 
fragt sich, was die Schiedsgutachter mit dem Aussprache, die neurathenischen 
Beschwerden seien lediglich durch den Unfall aasgelöst, gemeint haben. Der 
Kläger versteht den Ausspruch dahin, daß der Unfall die neurathenischen 
Beschwerden direkt verursacht habe. Mit dem Wortlaut des fraglichen 
Satzes ist diese vereinbar. Sollten die Gutachter gemeint haben, in der 
körperlichen Beschaffenheit des Klägers vor und in der Zeit, als ihn der Unfall 
betroffen habe, sei ohne eigentlich krankhafte Veranlagung eine gewisse 
Empfänglichkeit für eine erheblich nachteilige Wirkung des Unfalls und der 
dadurch hervorgerufenen Schmerzen auf das Nervensystem des Klägers begründet 
gewesen, so würde auch bei Mitberücksicbtigung des § 1 der allgemeinen Ver- 
sicherungsbedingungen dem in Bede stehenden Amsproche der Sinn beizumessen 
sdn, daß der Unfall das neurasthenische Leiden des Klägers verursacht habe. 
Indes muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß eine sachliche Erörterung 
und Prüfung unter Benutzung des Gesamtinhalts des Schiedsgutachtens oder 
auch weiterer Beweismittel das Gericht zu der Auslegung führt, die Schiedsgut- 
achter hätten mit dem fraglichen Satze den körperUchen Zustand des Klägers 
ungünstig beurteilen und sagen wollen, daß schon vor und in dem Zeit- 

{ unkte des Unfalls im Körper des Klägers eine Krankheit oder eine krank- 
afte Anlage bestanden habe, die unter Mitwirkung des Unfalls zu der. 
neurasthenischen Beschwerden geführt habe. Sollten die Schiedsgutaohtei 
angenommen haben, daß im Zeitpunkte des Unfalls im Körper des Klägers 
schon eine krankhafte Anlage vorhanden gewesen ist, welche als eine wesent¬ 
liche oder gar als die hauptsächlichste Ursache der später in die Erscheinung 
getretenen neurasthenischen Beschwerden anzusehen ist, so würde noch eine 
Auslegung des § 1 Abs. 1 der allgemeinen Versicherungsbedingungen notwendig 
werden. Krankhafte Veranlagung ist dort nicht ausdrücklich unter die Um¬ 
stände aufgeführt, deren Mitwirkung zur Erwerbsunfähigkeit des Versicherten 
eine Haftung der Versicherungsgesellschaft aasschließt. Für den hier unter¬ 
stellten Fall wäre also durch Auslegung zu ermitteln, ob nach dem Vertrags¬ 
willen der Parteien durch den Ausdruck im § 1 Abs. 1 der Versicherungs- 
bedingungen „nicht ermittelt durch Krankheit oder durch andere Umstände* 
auch krankhafte Anlage des Versicherten als mitbegriffen au gdten hat. 
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Hiernaeh war das angefocbiene Urteil anbobeben and die Sache an 
das Bemfangsgericbt znrttckzayerweisen. 


Die BefBrehtnng eines kBnftigen Aosbmehes Ton GeisteskraakheU 
wegen erblleher Belastung Ist kein Grand zur Ehesoheldnng. Urteil des 
Beichsgerichts (IV. Z.-S.) Tom 24. Februar 1910. 

Das Berafangsgericht bat der aal § 1883 B.G.6. gestützten Widerklage 
des Beklagten stattgegeben and zar Begründang aosgelübrt: Bei der Unter- 
saehnng der EUgerin and ihres Kindes seien von dem Sachverständigen Dr. 
St. allerdings keine Sparen einer geistigen Erkrankung za finden gewesen. 
Der Sachverständige bezeichne aber die Klägerin mit Bücksiebt auf die in 
ihrer Familie aalgetretenen zahlreichen Störangen der Geistes* oder Nerven¬ 
tätigkeit als ongewühnlich schwer belastet. Er gelange za dem Ergebnisse, 
bei der Klägerin müsse mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß Spormi 
geistiger Erkrankang oder abnormer Anlage hervortreten würden. Hiernach 
sei mit einer gewissen, wenn aach nicht gerade großen Wahrscheinlichkeit 
damit za rechnen, daß bei der Klägerin späterhin eine StOrang der Geistes* 
tätigkeit eintreten werde. Die hier getroffene Feststellang rechtlertigt, wie 
die Bevision mit Becht geltend macht, nicht die Anwendong des § 1833 B.G.B. 
Eine zar Zeit der Eheschließong bei der Klägerin bereits bestehende Geistes¬ 
krankheit würde allerdings eine im Sinne des § 1333 B.G.B. erhebliche per¬ 
sönliche Eigenschalt gewesen sein; eine dahingehende Feststellung ist jedoch 
nicht getroffen worden. Es ist nicht einmal lestgestellt, daß bei der Klägerin 
persönlich Zeichen einer Veranlagang zar Geisteskrankheit wahrnehmbar sind; 
es liegt nichts vor als die anbestinunte Besorgnis des künftigen Aasbruchs 
einer Geisteskrankheit in Anbetracht mehrerer in ihrer Familie vorgekommenen 
Fälle von derartigen Erkrankungen. Das ist keine persönliche Eigenschaft 
im Sinne des § 1333 B.Q.B. Selbst eine etwa darch nachberige Erkrankang 
feststelibare persönliche Veranlagang zar Geisteskrankheit stellt an and für 
sich noch nicht eine dem Wesen einer Person anhaftende Eigenschaft im Sinne 
des § 1888 B.G.B. dar. _ 


Das Zttehtlgongsrecht des Lehrers. Urteile des Beichsgerichts 
(V. Str.-S.) vom 16. November 1909 (a) and 11. Januar 1910 (b). 

a) Ein Oberlehrer an einem städtischen Progymnasiom in Westfalen 
hatte einen zehn Jahre alten Sextaner, welcher lachte, deswegen in der 
Weise gezüchtigt, daß er ihn mit beiden Händen in der Gegend der Schläfe 
an den Haaren zog. Dem Knaben wurden dabei auf beiden Seiten des Kopfes 
die Haare aaf einer Fläche von der Größe eines Zehnpfennigstückes aas¬ 
gerissen ; die kahlen Stellen waren geschwollen and gerötet. Das Landgericht 
Essen hatte den Angeklagten wegen fahrlässiger Körperverletzong verarteilt, 
and zwar in erster Linie deshalb, weil ihm nach § 21 der Diszipmiarordnaag 
für die höheren Lehranstalten der Prorinz Westfalen vom 19. AprU 1879 ein 
Züchtigangsrecht im vorliegenden Falie überhaapt nicht sagestanden habe. 
Die Bevision warde vom Bdchsgericht zarückgewiesen: 

„Für die höheren Lehranstalten Preoßens fehlt es allerdings, wie 
bereits in dem Urteiie des Beichsgerichts (II. 8tr.*Sen.) vom 2. März 1909, 
aasgeführt ist, an gesetzlichen Vorschriften über das Züchtigongsreobt 
Allein, wie in derselben Entscheidang mit Becht hervorgehoben i^d, haben 
höhere Schalen ebensogat als Volksschalen die Aafgabe, den Schülern nicht nur 
Kenntnisse beizabringen, sondern nach deren Erziehang za sittlichen Persün- 
lichkeiten za fördern, and erheischen die Berecbtigong and Verpfiichtong zur 
Erziehang and die Bücksicht aaf die Erhaltong von Ordnong in der Schals 
die Zalassong von Ordnangs- und Disziplinarstrafen. In welchem Umfangs 
hiernach den Lehrern an den höheren Unterrichtsanstalten ein Becht zosteht, 
ihre Schüler körperlich za züchtigen, ist in dem gedachten Urteile nicht all¬ 
gemein, sondern dem zar BearteUang stehenden Falle entsprechend, nor vsr^ 
neinend dahin entschieden worden, daß eine Züchtigang, wie sie damals in 
Frage kam, gegenüber Schülern der Untersekanda höherer Lehranstalten nn- 
bedlngt nicht zulässig sei Wenn Üerbei weiter daraof hingewiessn wird, 
SS sei mit den Aufgaben sinsr vsmünfUgsn Erzishang nicht ln Einklang za 
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bringen, gegen junge Leute von Bildung, die sich in reiferem Alter befinden, 
eine Strnlart anznwenden, die geeignet sei, ihr Ehrgeffthl zu ertöten, sowie 
HuB und Erbitterung gegen ihre Lehrer zu wecken, so folgt daraus, dafi der 
IL Strafsenat für die unteren Klassen audi der höheren Schulen, jedenfalls fttr 
die hier allein in Betracht kommende Sexta, für deren Scbfller die eben her- 
Torgehobenen Gesichtspnnkte nicht maßgebend sind, ein körperliches Zttchti- 
gungsrecht der Lehrer nicht fttr ausgeschlossen bat erachten wollen. Beim 
gegenwärtigen Sachverhalt braucht man jedoch nicht zu prttfen, ob dem An* 
geklagten ein Zttchtigungsrecht auf Grund gesetzlicher Vorschriften znstand, 
und ob er nicht das Zttchtigungsrecht ttberschritten hat. Denn wenn man 
auch in allen diesen Punkten zu einer dem Angeklagten gttnstigen Annahme 
gelangen sollte, so wttrde ihm doch immer der § 21 der erwähnten Disziplinär* 
Ordnung entgegenstehen, wonach körperliche Zttchtiguog selbst an Schttlem 
der drei unteren Klassen nur ausnahmsweise bei Ausbrttchen von Hoheit und 
bei offener Widersetzlichkeit zur Anwendung gebracht werden dart ln dieser 
Vorschrilt ist, selbst wenn im allgemeinen wenigstens fttr die unteren Klassen 
der höheren Schulen den Lehrern das Hecht, die Schttler körperlich zu zttch* 
tigen, gegeben wäre, eine Einschränkung dieses Hechtes fttr die Provinz West* 
falen durch die dafttr zuständige Behörde, das Provinzialkolleginm zu Httnster, 
auf Fälle gewisser Art enthalten, d. h. das Zttchtigungsrecht ist auch in den 
unteren Klassen nur bei Ausbrüchen von Hoheit und bei offener Widersetz* 
lichkeit gegeben, sonst aber ausgeschlossen. Daß eine dieser beiden Voraus* 
Setzungen Vorgelegen habe, hat der Angeklagte nicht behauptet, und ist von 
der Strafkammer ohne erkennbaren Hechtsirrtum verneint worden.* 

b) Ein VolksBchullehrer hatte einem Schttler wegen ünaufmerk* 
samkeit erst einige Ohrfeigen gegeben und ihm dann mit einem steifen Papp* 
deckel an den Kopf und schließlich erst mit dem dttnnen, hieranf mit dem 
dicken Ende des Zeigestocks auf den Kopf geschlagen. Das Gericht nahm 
an, daß infolge dieser Schläge auf den Kopf eine leichte Gehirnerschttttemng 
des gezüchtigten Knaben verursacht worden sei, und verurteilte den Ange¬ 
klagten unter Zubilligung mildernder Umstände auf Grund von § 840 St. G. B. 
(vorsätzliche Körperverletzung im Amte) zu einer Geldstrafe. Auf die He* 
Vision führte der 5. Strafsenat aus: 

„Das angefochtene Urteil beruht auf der Erwägung, daß in Preußen 
kdne landesgesetzlichen Bestimmungen über das dem Lehrer znstehende 
Zttchtigungsrecht beständen und daß der Ministerialerlaß vom 19. Januar 19(X), 
.nach welchem die allgemeine Belehrung ttber Zttchtigungsrecht erfolgt*, die 
Grenzen ziehe, innerhalb deren sich die Zttchtignngsbefngnis zu halten habe. 
Das ist, soweit es sich um die preußischen Volksschulen handelt, rechts- 
irrtttmlich. 

Wie von dem Heichsgerlcht schon wiederholt hervorgehoben wurde, ist 
fttr die Volksschulen das Zttchtigungsrecht der Lehrer gegenüber ihren Schttlem 
in den älteren Provinzen Preußens durch §§ 60, 63 A. L. H.s II. 12 und in den 
1816 hinzugekommenen Provinzen durch die fttr den vorliegenden Fall als 
alleinige Hechtsquelle maßgebende Ziffer 4 der Allerhöchsten Elabinetsorder 
vom 14. Mai 1826 gesetzlich geregelt, wonach die Schulzncht niemals bis zu 
Mißhandlungen ausgedehnt werden darf, die der Gesundheit des Kindes auch 
nur auf entfernte Art schädlich werden kOnnen. Diese Bestimmung der 
Kabinetsorder besteht, wie das Heichsgerlcht ebenfalls bereits ausgesprochen 
hat, noch jetzt in Kraft. Hiernach kommt es lediglich darauf an, ob die 
Zttchtigung so geartet war, daß eine Gesundheitsbeschädigung als unmittelbare 
oder mittelbare Folge nicht ganz unwahrscheinlich und der Züchtigende sich 
dessen entweder bewußt war oder bei Anwendung der ihm obliegenden Sorg¬ 
falt hätte bewußt werden mttssen. Darüber, ob diese Voraussetzungen zu¬ 
treffen, hat das tatrichterliche Ermessen unter Berttcksichtigung der allgemeinen 
Lebenserfahrung zu entsoheiden. Hierbei darf einerseits nicht au^r acht 
gelassen werden, daß in der Hegel jede körperliche Zttchtigung, auch eine 
mit einem Zeigestock der vom Vorderrichter beschriebenen Art vorgenommene, 
soll sie ihrem Zwecke entsprechen, bei dem Kinde körperlichen Schmerz oder 
sonstiges Mißbehagen, leichte Anschwelinngea oder Striemen hervorrufen wird, 
ohne daß damit eine auch nur entfernte Gefährdung der Gesundheit verbunden 
zu sein braucht, und ohne daß der Zttchtigeude mit einer solchen rechnen 
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mttBte. Anderseits aber wird bei der Beorteilong, ob eine (Sel&hrdnng der 
Gesondbeit Toranssasehen war, in einem Falle der vorliegenden Art nicht 
minder za berficksichtigen sein, ob die Zttohtigang sich gegen einen besonders 
empfiadlichen Teil des Körpers — hier den Kopf — richtete, and ob dadnrch 
nnd durch die Art ihrer Vornahme eine im übrigen nicht begründete Gefahr 
einer Beschddigang der Gesundheit des Schülers herbeigeftthrt und zugleieh 
für den Züchtigenden erkennbar wurde. Denn unter allen Umst&nden darf 
bloß dann, wenn der Züchtigende eine, sei es auch nur entfernte Gefährdung 
der Gesundheit des Gezüchtigten voranssehen konnte, eine Ueberschreitung 
des Zttchtigungarechts im Sinne von Ziff. 4 der Eabinetsorder vom 14. Mai 1826 
angenommen werden. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte ist daher über die Sache 
vom neuem zu verhandeln und zu entscheiden. 


Belästignng durch üble Gerflche ans einem benaehbarteii landwlrt- 
sehaftlichen Betriebe. Begriff y^Ortsfibllcbkelt". Urteil des Beiehs« 
gerichts (V. Z.-S.) vom 22. Dezember 1909. 

Der Pächter der herzoglichen Domäne war von dem Kläger verklagt 
worden, weil von der benachbarten Domäne stinkende, teils von der Viehaus* 
dünstung und den zur Verlütterung verwendeten Bübensehnitzeln, teils von 
den unreinlichen Aborten des Gehöfts ausgehende Dünste auf sein Grnndstfick 
in übermäßig belästigendem Umfange hinüberdrängen, wodurch der Mietswcvt 
der Wohnungen des Hauses erheblich verringert würde. Der Klage wurde in 
L und II. Instanz stattgegeben; das Beichsgericht hob dagegen das Bemfungs- 
urteil aus folgenden Gründen auf und wies die Sache an die Vorinstw 
zurück: 

„Der Berufungsrichter verwirft den Einwand der Ortsflblichkeit, weil, 
wie er feststelit, eine Benutzung von Grundstücken zur Landwirtschaft in 
dem Umfange, wie sie auf dem Gehöfte des Beklagten betrieben werde, ln 
derjenigen Gegend der Stadt Blankenburg, wo die Domäne liege, ungewöhn¬ 
lich sei. Das Berufungsurteil beruht jedoch auf einer zu engen Anffassnng 
des Begriffs der „örtlichen Verhältnisse" im Sinne des § 906 BGB. 
Allerdings deckt sich dieser Begriff nicht ohne weiteres mit dem der Ortschaft; 
vielmehr ist es anerkannten Bechtens, daß, sofern eine Ortschaft, insbesondere 
dne Großstadt, in ihren ebzelnen Bestandteilen eine Verschiedenheit der Be¬ 
bauung oder des Wirtschaftslebens zeigt, die betreffenden räumlichen Bezirke 
(Villen-, Fabrik-, Geschäftsviertel) bei Beurteilung der örtlichen Verhältnisse 
eine selbständige Bedeutung zu beanspruchen haben. Im vorliegenden Falle 
hat indessen der Berufungsrichter nicht bloß überhaupt hinsichtlich der Stadt 
Blankenburg, obwohl sie kaum zu den Mittelstädten zählt, besondere Stadt¬ 
gegenden unterschieden, sondern er behandelt sogar die allernächste Umgebung 

der Grundstücke der Parteien als eine besondere Cbgend. Soweit der 

bei den Akten befindliche Plan der Stadt Blankenburg erkennen läßt, gehören 
aber die in Frage kommenden Grundstücke zu dem älteren Teile der Stadt 
nnd hat dieser durchweg ein gleichmäßiges Gepräge, so daß sich innerhalb 
des hierdurch begrenzten Gebietes weitere Sonderungen nach charakteristischen 
Unterscheidungsmerkmalen nicht durchführen lassen. Uebrigens würde die 
Frage des Vorhandenseins besonderer Stadtviertel auf sich bernhen bleiben 
können, wenn etwa anzunebmea wäre, daß auch in anderen städtischen Ort¬ 
schaften des Harzes sich ein den Blankenburger Verhältnissen vergleichbarer 
landwirtschaftlicher Großbetrieb inmitten der Stadt befindet. Alsdann wäre 
entsprechend der mit der Aufstellnng der Vorschriften des § 906 BGB. er¬ 
folgten gesetzgeberischen Absicht, dieses anderweite Vorkommen gleicher Ver¬ 
hältnisse in einem fest bestimmten, wenngleich räumlich weit umfassenden Bezirk 
(dem Gebiet des Harzes)bei Entscheidung der Frage der „Ortsüblichkeit" 
mitzuberücksichtigon nnd würde sein Erwiesensein zur Folge haben, daß 
darnach das aus § 906 hergeleitete Verbietungsrecht des Klägers wegfiele. 
— Weiterhin kann von einer wesentlichen Beeinträchtigung der Beautzuag 
eines Grnndstücks dnrch Eindringen übler Gerüche ans dem Naehlnurgrund- 
stücke nicht gesprochen werden, wenn das Grundstück anderweit — durch 
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die eigenen Abortuilagen und die Anedflnztongen der Strnßengoue, wie'* der 
Beklagte behauptet hatte — derart yerstSnkert lei, dafi der ans diesen ander* 
weiten Einwirkungen sich ergebende Gesundheitszustand der GernchsTerhilt* 
nisse auf dem Grundstücke durch Hinzutreten der Gerüche auf dem Gehöfte 
nicht erheblich yeründert werde und daher nidit auf Grund des § 906 
abgewehit werden kOnne. 


Belästigung durch äble Gerüche ans einer Fell* nnd Darmhandlung 
und Häntesnrlchterel. Bel Beurteilung Ihrer Erheblichkeit kännen die 
Klagen ttberempflndlicher Personen nicht berücksichtigt werden« Urteil 
des Reichsgerichts (V. Z.-S.) yom 16. April 1910. 

Der Hotelbesitzer Sch. in G. hatte gegen den Inhaber der Fell* nnd 
Darmhandlang und Häutezuiichterei, den Kaufmann H. in G., Klage erhoben 
mit der Behauptung, in das Hotelgrandstück drängen aus dem Geschäft des 
H. im Nachbar grandstück lästige Gerüche. Er yerlangte daher in erster Linie, 
daß die Zuführung der Gerüche bei Strafe unterlassen werde, eyentuell bean¬ 
tragte er Yerurteilung zur Herstellung yon Vorrichtungen, welche die Zu¬ 
führung beseitigen. Das LG. gab dem ersten Antrag statt, dagegen wies das 
OLG. Celle, sowie die Reyisionsinstons, das Reichsgericht, die Klage ganz ab, 
dieses aus folgenden Gründen: 

Das Berufnngsgericht prüft die Menge der sieh yielfach widersprechenden 
Zeugenaussagen über die Art und Erheblichkdt der Zuführungen; es gelangt 
aber schließlich zu der üeberzeugung, daß diese namentlich nach dem & 
Noyember 1906 yoUendeten Umbau auf dem Grundstück des Beklagten als 
wesentlich beeinträchtigend für das Grundstück des Klägers nicht zu be¬ 
trachten sind. Dabei stützt es sich unter anderem auf Polizeiberichte, wonadi 
yom 17. Juli bis 19. August 1908, also gerade in der heißesten Jahreszeit, 
außer einem einmaligen Naphtalingeruch yom Beklagten herkommende Gerüche 
auf der Straße und in der Nachbarschaft nicht festgestellt worden sind, ferner 
auf die Tatsache, daß der Kläger selbst während der Zeit des Umbaues, wo 
die Geruchsentwickelung und Verbreitung eine yiel stärkere war wie jetzt, 
den früher im Hause des Beklagten innegehabten Wirtschaftsraum wieder 
mieten wollte, endlich auch auf den blühenden Geschäftsgang und nie yer- 
minderten starken Besuch der Gastwirtschaft des Klägers. Der Vorderrichter 
stellt auch ausführlich fest, daß und wie durch den Ende 1906 yoUendeten 
Umbau des Grundstücks des Beklagten durch eine 8—4 Stockwerk hohe 
Wand nsw. dieses Grundstück yOlUg nach der klägerischen Seite abgeschlossen 
ist. Zweifellos ist damit gesagt, daß, wenn die Gernchzuführungen yor 
Vollendung des Umbaues stärker gewesen sein sollten, die Gefahr der Wieder¬ 
kehr dieses früheren Uebelstandes nunmehr dauernd beseitigt ist. Die nur 
gegen die Annahme der UnwesentUchkeit der jetzigen Zuführungen gerichteten 
Reylslonsangriffe sind hinfällig. Wenn der Reyisionskläger z. B. einzelne 
Zeugenaussagen über Ekel und Uebelkelten, die die Gerüche bisweilen erregt 
hätten, zugunsten seiner gegenteUigen Meinnng heryorhebt, so stehen diesen 
yom Berufungsrichter ausführUch gewürdigten Aussagen doch yiele entgegen¬ 
gesetzte gegenüber; das BemfungsurteU bat sie auch mit seiner yoraus- 
geschickten und zutreffenden allgemeinen Bemerkung entkräftet, daß bei Be- 
nrteUung der Erheblichkeit der Beeinträchtigung nicht die Wahrnehmungen 
überempfindlicher Menschen berücksichtigt werden könnten. Auch di^ 
durch, daß das Ofbrlandesgericht die hohe und nnyerminderte Blüte des Ge¬ 
schäftes des Klägers bei der Sacbprüfung mit heranzog, hat es den ihm yon 
der Beyision yorgeworfenen Rechtsyerstoß nicht begangen. Es sollte damit 
nicht, wie die Revision als möglich andeutet, zu § 906 BGB. das Erfordernis 
einer Vermögensbeeinträchtigung aufgesteUt werden, sondern der Vorder- 
rlehter bat, was ihm freistand, den guten Geschäftsgang auf dem klägerbchen 
Grundstück nur als einen weiteren tatsächlichen Beweisbehelf dafür benutzt, 
daß die meisten der die Wirtschaft des Klägers besuchenden Gäste die be¬ 
strittenen Zuführungen überhaupt nicht oder doch nicht als wesentUch he* 
listigeade empfunden haben. 
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Abgabe ron SehwelaerpUlea ab Heil« eder ab TerbeagealtteL 
Urteil des preaß. Kammergericbts (L Str.-Sea.) Tom 19. Sep¬ 
tember 1910. 

Eine Disposition znr yerstopfnng ist noch hebe Krankheit. Fflr db 
Frage, ob Schweiserpilien ab Vorbeagnngsmittel rerabfolgt sind, kommt es 
besonders darani an, lestsnstellen, ob es üblich bt, daß gewShnliche Arbeiter 
solche teuren Pillen ab Yorbengungsmittel zu rerwenden pflegen. 


Krankheit infolge SelbstmordTenaehs bt kein nTorslfallehes'* Sieh« 
zusiehen einer Krankheit. Erkrankung infolge (nieht gewohnheltsmisslgoi') 
Trunkenheit ist keine Erkrankung durch TrunkflUUgkeit. Entscheidung 
des preuß. Oberrerwaltungsgeriohts (IlL 8.) Tom 27. Sep¬ 
tember 1909. 


ÜMlizlDal - Gesetzgebung. 

^ Au» Fremmmem. 

r Hebflhrenerdnung der Kßnigl. Tersnchs« und Prflfangsanttalt fflr 
Wasserrersergnng und Abirflsserbeseitlgung ln Berlin, gflltlg rem 1* Angnzt 
1910 ab. Erlaß der Minister der usw.MedizinasanGelegenheiten 
und der Finanzen rom 26. Juli 1910 — M. d. g. A. M. Nr. 17891, F.<M. 
I Nr. 12018 —. 

h AUgümolne Bestimmungen. 

1. Die b der Gebührenordnung festgesetzten Beträge schließmi die Ver¬ 
gütung für die bd der Untersuchung yerbrauchten Stoffe und benutzten Appa¬ 
rate, sowie für die Ausfertigung des Befundschebes mit kurzem, aus der Unter¬ 
suchung sich ergebenden ächinßurteil b sich. Darüber hbausgehende gut¬ 
achtliche Aeußerungen auf Grund des Befundes (Untersucbungsberichte) werden 
ebenso wie ausführliche Gutachten (rergl. IV) nach Maßgabe der darauf Ter- 
wendeten Zeit besonders berechnet. 

2. Im Abschnitt Ha—c sbd die Gebührensätze aufgeführt, welche 
bei Einzelbestimmungen Anwendung Anden. Fflr Ebzelbestimmungen, welche 
b der Gebührenordnung nicht vorgesehen sbd, werden die Gebühren unter 
Berücksichtigung der aufgewendeten Zeit und Materialien nach den Beträgen 
für analoge Untersuchungen festgesetzt. 

Werden zur Erledirang eines Auftrages mehr ab 8 Einzelbestimmungen 
ansgeführt, so kann eine Ermäßigung des Gesamtpreises für die Untersuchung 
von 10 Proz., bei mehr ab 5 Ebselbestimmnngnn von 15 Pros, und bd mehr 
ab 12 Ebzelbestimmungen von 20 Proz. gewährt werden. 

8. Für gewbse b sich abgeschlossene einhdtliche Analjmen. für die im 
Abschnitt ni ein Anhalt gegeben bt, wird an Stelle der Mnzelberechnung 
der bei jedem Bebpiel vermerkte abgerundete Ebhdtspreb angesetzt. Aul 
diese Ebhdtsprebe werden die vorstehend unter 2 bezdchneten Ermäßigungen 
nicht mehr gewährt 

4. An Stelle der Ebsdberechnnng kann ebe Pauscbalgebühr verebbart 
werden, wenn es sich um forüaufende Kontrollen, um Untersuchungen über 
eben längeren Zdtraum, um ebe Bebe gldchartiger Untersuchungen und 
dergl. handdt 

6. Die ab Anhalt unter III gegebenen Analysenbeispide und die Eb- 
hdbprebe kOnnen nicht für alle FUle maßgebend seb. Es bt deshalb zweck¬ 
mäßig, bei der Ebsendung ebes Untersuchungsgegenstandes zugleich Veran¬ 
lassung und Zweck des Antrages auf Dntersuchung anzngeben, di^t hiernach, 
soweit die Einzdbestimmungen vom Auftraggeber nicht angegeben sbd, von 
der Anstalt beurteilt werden kann, welche Stoffe und b wdoher Weise Üe- 
sdben an bestimmen sbd. 
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U. EtuelbwtiminuigeB. 


B) PIiysikBliseli'Oliemisehe: 


Gegenstand 

qnali- 

Mtiy 

IL 

qnanti- 

tatlT 

M. 

Gegenstand 

qnali* 

tatiy 

M. 

qnanti- 

tatiy 

M. 

Abdampfrttckstand (ge- 



Knpfer. 

2 

6 

samt). 

— 

& 

Lithinm. 

8 

12 

Acidität. 

— 

4 

Magnesia. 

2 

5 

Aenßere Baschsffenhdt 



Mangan. 

2 

6 

(Klarheit, Onrchsii^* 



Milchsänre. 

8 

6 

tigkeit, Farbe, Gernch, 



Naphthidin. 

8 

— 

Geschmack, Ungelöstes) 

2 

— 

Natron. 

5 

10 

Albnminoidstickstoff. . 

— 

6 

Phenol. 

S 

8 

Alkalinität. 

— 

4 

Phosphorsänre. . . . 

2 

5 

Alkohol, Aldehyd, Aceton 

8 

— 

Phosphorsänre (lOsllch). 

2 

5 

Anunoniak. 

2 

5 

Porenrolnmen .... 

_ 

8 

Arsen. 

5 

12 

Qaecksilber. 

3 

10 

Asche . 

— 

4 

BadioaktiTität.... 

— 

16 

Blei. 

2 

6 

Beaktion. 

2 

— 

Brom. 

8 

8 

Rhodan . 

8 

8 

Bnttorsänre ..... 

8 

6 

Sand. 

— 

5 

Chlor (als Chlorid) . . 

2 

6 

Salpetersänre (titrime* 



Chlor (frei). 

8 

8 

metrisch). 

2 

5 

Chrom. 

8 

12 

Salpetrige Sänre . . . 

2 

6 

()yaB. 

8 

8 

Sanerstoff. 

— 

6 

Chloroform. 

8 

— 

Schwefel. 

— 

10 

Eisen.. . 

2 

6 

Schwelsänre .... 

2 

5 

Eiementaranalyse. . . 

— 

40 

Schwefelwasserstoff. . 

2 

8 

Fett (Seife). 

— 

7 

Schweflige Sänre (frei 



GltthrOckstand des Ab* 



oder gebenden). . . 

2 

7 

dampfrttckstandes oder 



Spektroskopische Unter* 



der snspendierten Stoffe 

— 

4 

snchnng) ..... 

— 

10 

Härte (Utrimetrisch) 

— 

4 

Spezifisches Gewicht 

— 

4 

Hnmns. 

— 

26 

Stärke. 

— 

12 

Jod. 

8 

8 

Stickstoff. 

1 — 

6 

KaU. 

6 

10 

Strontinm. 

8 

12 

KalinmpermanganatTer* 



Saspendlerte Stoffe (ge¬ 



branch . 

— 

4 

samt) . 

— 

6 

Kalk. 

2 

6 

Teerprodnkte .... 

3 

8 

Kieselsänre. 

— 

9 

Tonerde . 

2 

6 

Kohlensänre (frei) . . 

1 

4 

Trockensnbstanz . . . 

— 

4 

Kohlensänre (gebenden) 

— 

4 

Verbrennliches*) . . . 

— 

20 

Kohlensänre (gesamt) . 

— 

6 

Verdanliebkeit . . . 

— 

16 

Knohlensänre nach 



Wasseranfsangnngsyer- 



Scheibler). 

— 

4 

mOgen. 

— 

6 

KorngrOfie dnrch Ans- 



Zink. 

5 

10 

sieben. 

— 

1*) 

Zinn. 

5 

10 

KomgrOße dnrch Schläm¬ 



Zecker. 

2 

8 

men . 

— 

6 





b) Botanische oder soologisehe üntersnchnng: 

5 M. nnd darttber, je nachdem ein grSßerei Zeitaufwand oder nmstindliche 
Knltarrerfahren notwendig sind. 

c) Bakteriologische üntersnchnng: 

6 Mark nnd darttber, je nachdem der Anlwand an Zeit nnd Material es recht* 
fertigt. 


*) Bestimmnng in drei Torschiedenen Zeitrftnmen. 

*) Fttr jede einselne KomgrOße, jedoch nicht nnter 8 Mark. 
8) Im Moll, Klärschlamm. 
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III. Beispiele rea Analjsea aetet Elnheltssltieii Q 

A. Wasser Iflr Trink- and Braneksweeke: 

1. PrSfang aal Braachbarkeit als Trink- and Wirtsehaftswasser 
bei Einselbrannen — rar Unterrackang erforderlkke Menge 2 liter 

— (Aeoßere Bescbaffenkeit, Beaktion, Salpetersiare, salpetrige Stare, 
Ammoniak, Chlor, Eisen, KaliampermanganatTerbraaek, Oesamlkirte, nd- 
kroskopisch - biologischer Befand: 26 Mark (EinkeitssaU). 

2. Prktang aal Braachbarkeit zar Speisong kleinerer zentraler Wasser- 
rersorgangsanlagen für Gemeinden osw. — zar ünterrackong 
erlorderlicbe Menge 3 Liter — (Aeafiere Beschaffenheit, Beaktion, Ge¬ 
samtmenge der saspeadierten Stoffe, Salpetersäare, salpetrige Slare, Am¬ 
moniak, Chlor, Eisen, Mangan, Kaliampermanganatrerbraaeh, Gesamtktrte, 
temporire Hirte, bleibende Hirte, freie Eoldensäare, Schwefelwasserstoff, 
mikroskopisch-biologischer Befand): 35 Mark (Binkeitssatz). 

3. Prttfang aal Braachbarkeit znr Speisong größerer zentraler Wasser- 
▼ ersorgangsanlagen mit besonderer BerOcksichtigang der Yerwea- 
dang fttr technische Zwecke — zar Untersachang erforderliche Menge 
3 Liter—(Aeoßere Beschaffenheit, Beaktion, Gesamtmenge der saspendiertea 
Stoffe, Salpeterstare, salpetrige Säore, Ammoniak, Chlor, Eisen, Mangan, 
KaliampermraganatTerbranch, Kalk, Magnesia, Gesamth&rte, temporare 
Hirte, bleibende Härte, freie Eohlensäare, Schwefelwasserstoff, mikro¬ 
skopisch-biologischer Befand): 40 Mark (Einheitssatz). 

4. Aasftthrliche Wasserantersnehang — zar üntersnehong erfor¬ 
derliche Menge 5 Liter — (Aeoßere Beschaffenheit, Beaktion, Alkalinittt, 
Gesamtmenge der sospendierten Stoffe, Salpetersäare, salpetrige Säore, 
Ammoniak, Chlor, Bisen, Mangan, KaliampermanganatTetbraach, Kalk, 
Magnesia, Gesamthärte, temporäre Härte, bleibende Härte, Schwefelsäare, 
Gesamtmenge des Abdampfrttckstandes, sein Glfihrfickstand bezw. Glth- 
rerlost, freie Kohlensäure, Schwefelwasserstoff, mikroskopisch-biologischer 
Befund): 55 Mark (Einheitssatz). 

6. Prüfung aaf Braachbarkeit als Kesselspeisewasser — rar ünter- 
sochang erforderliche Menge 3 Liter — (Aeoßere Beschaffenheit, Beaktion, 
Salpetersäare, salpetrige Säure, Ammoniak, Chlor, Eisen, Kaliampermaa- 
ganatyerbraacb, Kalk, Magnesia, Gesamthärte, temporäre Härte, bleibende 
Härte, Gesamtmenge des Abdampfrückstandes, mikroskopisch-biologischer 
Befand): 35 Mark (Einheitssatz). 

B. Oberfläehenwasser (Feststellang desBeinheitsgrades Ton Flüssen osw.): 

1. Einfachere üntersachong—zar üntersachang erforderliche Menge 
2 Liter — (Aeaßere Beschaffenheit, Beaktion, Salpetersäure, salpetrige 
Säure, Ammoniak, Chlor, Kaliampermangatyerbraach, Schwefelwasserstoff, 
mikroskopisch - biologischer Befand): 21 Mark (Einheitssatz). 

2. 'Aasf ührlichere üntersachang — zar üntersachang erforderliche 

Menge 3 Liter — (Aeaßere Beschaffenheit, Beaktion, Gesamtmenge der 
sospendierten Stoffe, ihr Glührerlast bezw. GlührOskstand, Salpetersäare, 
salpetrige Säure, Ammoniak, Chlor, Kaliampermanganatrerbraach, Saaer- 
stoff and Saaerstoffzehrang, Schwefelwasserstoff, mikroskopisch-biologischer 
Befand): 35 Mark (Einheitssatz). 

8. ümfangreiche üntersachang zwecks Feststellang auch tech¬ 
nischer ^^ronreinigangen — zar üntersachang erforderliche Menge 5 Liter 

— (Aeaßere Beschaffenheit, Beaktion, Gesamtmenge der sospendierten 
Stoffe, ihr Glührückstand bezw. Glühyerlast, Gesamtmenge des Abdampf¬ 
rückstandes, sein Glührückstand bezw. GlühTerlast, Salpetersäure, sal¬ 
petrige Säure, Ammoniak, Chlor, Kaliampermanganatverbraach, Kalk, 
Magnesia, Schwefelsäare, SäureyerbindangsrermOgen, Sauerstoff and Saner- 
stoffsehrong, Schwefelwasserstoff): 55 Mark (Einheitssatz). 

C. Abwasser: 

1. Einfachere üntersachang yon häaslichem und städtischem 
Abwasser — rar üntersachang erforderliche Menge 8 Liter — (Aeaßere 
Beschaffenheit, Beaktion, Gesamtmenge der suspendierten Stoffe, Ihr Glüh- 


') YergL 1* der Gebührenordnung. 
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rfickstand besw. QlOhTerliutj^Chlor, Eftliamperfflanguiatverbr »nch, Schwefel* 
weseeratoff, Oeeemtstlcketoff,- organischer Stickstoff, Ammoniakstickstoff, 
Nitrat* and Nitritstickstoff): 80 Mark (Einheitssatz). 

2. ümlangreiohere üntersnchnng von häuslichem und stidti* 
(Schem Abwasser — zur Untersuchung erforderliche Menge 6 Liter 
— (Aeuffere Beschaffenheit, Keaktion, Qesamtmenge der suspendierten 
Stoffe, ihr Gltthrttckstand bezw. Glühverlust, Gesamtmenge des Abdampf* 
rückstandes, sein Glührückstand bezw. Glühverlust, Chlor, Schwefel* 
Wasserstoff, Nitrat* und Nitrltstickstoff, ferner sowohl im nnfiltrierten, wie 
im filtrierten Abwasser: Gesamtstickstoff, organischer Stickstoff, Am- 
moniabtickstoff, AlbuminoidsMckstoff und Ealinmpermanganatverbranch): 
60 Mark (Einheitssatz). 

2. Untersuchung von gewerblichem Abwasser — zur Unter¬ 
suchung erforderUche Menge 4 Liter — (Aeufiere Beschaffenheit, Beak. 
tion, Acidität bezw. Alkalinität, Gesamtmenge der suspendierten Stoffe 
ihr Glührückstand bezw. Glühverlust, Gesamtmenge des Abdampfiück* 
Standes, sein Glührückstand bezw. Glühverlust, Chlor, Ealinmpermanganat¬ 
verbranch, Schwefelwasserstoff, Gesamtstickstoff, organischer Stickstoff, 
Ammoniakstickstoff, Nitrat* und Nitritstickstoff): 40 Mark (Einheitssatz). 

D. Ablallstoffe. 

1. Menschliche Ans würfe (Fäkalien) — zur Untersuchung erforder¬ 
liche Menge 8 kg — (Ammoniak, Asche, Eali, Phosphorsänre, Stickstoff, 
Trockensubstanz): 28 Mark (Einheitssatz). 

2. Mengedünger (Eompost) — zur Untersuchung erforderliche Menge 
4 kg — (Ammoniak, Asche, Eali, Phosphorsänre, Stickstoff, Trockensub¬ 
stanz): 28 Mark (Ehnheitssatz). 

8. Pondrette — zur Untersuchung erforderliche Menge 1 kg — (Ammo¬ 
niak, Asche, Eali, Phosphorsänre, Schwefelsäure, Stickstoff, Trockensub¬ 
stanz): 80 Mark (Einheitssatz). 

4. Hansmüll. 

a) Auf landwirtsaftlichem Wert — zur Untersuchung erforder¬ 
liche MenM 5 kg — (Ammoniak, Asche, Eali, Ealk, Phosphorsänre 
[gesamt], Phosphorsänre [lüslich], Stickstoff, Trockensubstanz): 84 Mark 
(Einheitssatz). 

b) Auf Brennbarkeit — zur Untersuchung erforderliche Menge 10 kg 
— (Trockensubstanz, Verbrennliches): 24 Mark. 

8. Schiachthof- und Abdeckereiabfälle — zur Untersuchung er¬ 
forderliche Menge 8 kg —. 

a) Auf Düngerüert: (Ammoniak, Asche, Eali,Phosphorsänre, Stick¬ 
stoff, Trockensubstanz): 28 Mark (Einheitssatz). 

b) Auf Fntterwert: (Asche, Fett, Ealk, Phosphorsänre, Sand, Stick¬ 
stoff, Trockensubstanz, Verdaulichkeit): 40 Mark (Einheitssatz). 

6. Elärshlamm. 

a) Auf landwirtschaftlichen Wert — zur Untersuchung erfor- 
liche Menge 8 kg — (Ammoniak, Asche, EaU, Ealk, Phosphorsänre 
[gesamt], Phosphorsäure [iOslich], Stickstoff, Trockensubstanz): 84 Mark 
(Einheitssatz). 

b) Auf Brennwert (Trockensubstanz, Verbrennliches): 24 Mark. 

K Boden — zur Untersuchung erforderliche Menge 2 kg — (Humus, EaU, 
Ealk, Phosphorsänre, Stickstoff): 42 Mark (Einheitssatz). Bei Ausführung 
der mechanischen Analyse kommen für jede einzelne EomgrOße 1 Mark 
bezw. 6 Mark zur Anrechnung (vergl. Abschnitt Ha). 

F. Filtermaterialien und Elärmitttel — Menge je nach Ausdehnung 
der Untersuchung — Filtrationsfähigkeit, EomgrOM, Wasseranfsaugnngs- 
vermOgen): Gebühr je nach Aufwand an Zeit und Material. 

IV. Gntaehteu. 

Gutachten werden nach der aufgewendeten Zeit und Arbeit in der 
Weise bezahlt, dafi für je einen Tag Arbeitsaufwand eines Sachverständigen 
80 Mark in Anrechnung gebracht werden. Für etwaige Tätigkeit an Ort und 
SteUe, welche für die Vorbereitung des Gutachtens notwendig ist, werden für 
den Sachverständigen pro Tag 20 Mark berechnet, ln letzterem FaUe sind 
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anflerdem die gesetzlichen Tagegeider und Reisekosten zn yergflten. Für die 
BenUchtnng erlordeiliche weitere üntersnchongen werden nach der Oe* 
blinrenordnang besonders berechnet. 


Desinfektionswesen in Prenssen. Desinfektoren>Sehnlett. Rand- 
erlaß des Ministers der nsw. Medizinalangelegenheiten yom 
1. Angast 1910 — M. Nr. 11502 — an sämtliche Herren Regierangs¬ 
präsidenten. 

Aas den Berichten, die aal den Erlaß yom 21. April 1910 — M. 10829 — 
eingegangen sind, geht heryor, daß das Desinfektionswesen nach im Jahre 
1909 eine weitere Aasgestaltang erfahren hat. 

Wie die beiliegende Nachweisang*) zeigt, sind in den Desinfektorenschalen 
47 meist 9tägige Earse zar Aasbiidang yon Desinfektoren abgehalten 
worden; alle 425 Teilnehmer dieser Lehrgänge bestanden die Schloßprftfong, 
sodaß ihnen das Prttfangszeagnis als staatlich geprüfte Desinfektoren erteilt 
werden konnte. 

Ferner warden in 85 abgekttrzten'Lehrgängen 614 Erankenpflege- 
personen yorwiegend in der fortlaafenden Desinfektion am Krankenbett 
aasgebildet. 

Aoßerdem fanden 26 Wiederhol^angskarse für Desinfektoren yon 
meist 8 tägiger Danei statt. 

Die Dauer and der Lehrplan der Lehrgänge weisen im allgemeinen 
gegen das Vorjahr keine Aenderangen aaf. Besonderes Gewicht wurde in 
den meisten Schalen darauf gelegt, daß die Desinfektionsschttler bei einer 
möglichst großen Anzahl yon Wobnangsdesinfektionen in der Stadt mitwirkten. 
Erwähnenswert ist, daß der Desinfektorenschale in Potsdam für Desinfektions- 
flbangen ein yoUständig aasgestattetes Zimmer zar Verfttgong steht, dessen 


*) Nach dieser Nachweisong betrag die Zahl der im Jahre 1909 in mit 
Desinfektorenschnlen yerbandenen Instituten aasgebildeten Desinfektoren: 
Hygienisches Institut der Uniyersität in Königsberg: 14 (dayon Teilnehmer aus 
den Reg.-Bez. Königsberg 9, Gumbinnen 1, Allenstein 4, außerdem 8 Kranken¬ 
schwestern); Bakteriolog&ches üntersnchongsamt der Stadt Danzig: 21 (Reg.- 
Bez. Danzig 5, Marienwerder 16); Medizinalantersachangsamt in Potsdam: 64 
(Reg.-Bez. Potsdam 51, Frankfart 18, aoßerdem 14 Krankenschwestern); Hygie¬ 
nisches Institut der Uniyersität in Greifswald: 25 (Reg.-Bez. Stettin 16, KOslin 7, 
Stralsund 2; Hygienisches Institut in Posen: 89 (Reg.-Bez. Posen 26, Bromberg 
18), Hygienisches Institut der Uniyersität in Breslaa: 65 (Reg.-Bez. Breslau 
22, Liegnitz 18, Oppeln 80, außerdem 156 Krankenschwestern, dayon 25 
Angehörige der Genossenschaft freiwilliger Krankenpfleger im Kriege); Hygie- 
nisdies Institut der Unirersität in Halle a. S.: 88 (Reg.-Bez. Magdeburg 20, 
Merseburg 14, Erfurt 4); Hygienisches Institut der Uniyersität in Kiel: 18 
(Reg.-Bez.Schleswig 18, außerdem 22 Krankenschwestern); Medizinalunter- 
Buchungsamt in Hannoyer: 8 (Reg.-Bez. Hannoyer 4, Lttneburg 1, Stade 8), 
Hygienisches Institut der Uniyersität in GOttingen: 12 (Reg.-Bez. Hildee- 
heim 6, Osnabrück 6); Medizinaluntersucbungsamt in Mflnster: 24 (Reg.- 
Bez. Münster 11, Minden 11, Osnabrück 2, außerdem 90 Franziskus- und 
Glemensschwestem); Institut für Hygiene und Bakteriologie in Gelsenkircben: 
82 (Reg.-Bez. Arnsberg 22, Münster 6, Düsseldorf 4, außerdem 5 Kranken¬ 
wärter und Krankenschwestern); Hygienisches Institut der Uniyersität in 
Marburg 8 (Reg.-Bez. Cassel 8); Institut für experimentelle Therapie in 
Frankfurt a. M.: —; Medizinalantersuchangsamt in Koblenz: 7 (Reg.-Bez. Kob¬ 
lenz 7, außerdem 40 Krankenschwestern und 7 Erankenbrüder); Medizinal- 
untersuchungsamt in Düsseldorf: 80 (Reg.-Bez. Düsseldorf 80, außerdem 86 
Krankenschwestern und Pflegerinnen, sowie 58 freiwillige Helferbnen der 
Rheinischen Frauenhilfe in Barmen); Bakteriologisches Untersuchnngsamt 
der Stadt GOln: 11 (Reg.-Bez. COln 7, Aachen 4, außerdem 84 Kranken¬ 
schwestern und Krankenpflegerinnen); Medizinaluntersuchnngsstelle in Trier: 
16 (Reg.-Bez. Trier 16, außerdem 144 Krankenschwestern, Diakonissn, 
Krankenbesucherinnen, Brüder); die Gesamtzahl betrug 425 Desinfektoren und 
614 Krankenschwestem usw. An den Wiederholungslnirsen nahmen ^ Des¬ 
infektoren teiL 
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eine Wand tapeziert ist, während je eine Wand Leimfarben, Oelfarben* und 
Kalkanstrich trägt 

Der Bildungsgrad und die Befähigung der Schüler gah nur in Ter* 
einzelten Fällen zu Klagen Anlaß. 

Bei den Wiederholungskursen ergaben sich mehrfach dadurch Schwierig¬ 
keiten, daß za ihnen Desinfektoren entsandt wurden, die das staatliche 
Prüfungszeugnis nicht besaßen oder überhaupt keinen regelrechten Lehrgang 
durchgemacht hatten. Es war meist nicht möglich, ihnen ln der Zeit Ton 
8 Tagen die notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten beizabringen. Für die 
Desinfektorenschule in COln wurde daher durch den Regierungspräsidenten in 
COln bestimmt, daß die nicht staatlich geprüften Desinfektoren an einem 
Toilständigen Lehrgang teilzunehmen und danach die Prüfung abznlegen 
hätten; wenn sie jedoch nach Ansicht des Kreisarztes nicht mehr die erforder¬ 
liche körperliche und geistige Frische besäßen, sollten sie durch geprüfte 
Desinfektoren ersetzt werden. Dies Verfahren erschebt zweckmäßig, ln 
geeigneten Fällen konnten jedoch nicht geprüfte Desbfektoren auch, wie es 
b der Desbfektorenschule b Potsdam der Fall war, b einem besonderen 
Lehrgang Ton 4—5tägiger Dauer mit gerbger Teilnehmerzahl sich die nötigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten aneignen und danach die staatliche Ptüfug 
abbgen. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, die Ausbildung Ton Desinfektoren und 
Krankenpflegepersonen b der Desbfektion auch femethb nach Kräften zu 
fordern und mir die Berichte über die Tätigkeit der Desinfektorenschnlen im 
Jahre 1910, soweit sie Ihnen unterstehen, gleichzeitig mit den Berichten auf 
den Erlaß Tom 17. Mai 1910‘) — H. 1082911 — zum 1. Juni 1911 Torznlegen. 


Gesandheitsbiiehletn. Erlaß des Ministers der usw. Medizinal- 
angelegenheiten yom 22. August 1910 — M. Nr. 2217 — an sämt¬ 
liche Herren Regierungspräsidenten. 

Mit Bezug auf den Erlaß vom 17. August 1908 — M. 2649 —. (Mb.-Bl. 
S. 818.) 

Das im Kaiserlichen Gesundheitsamte bearbeitete „Gesnndheitsbüchleb* 
enthaltend ebe gemebfaßliche Anleitung zur Gesundheitspflege ist soeben b 
einer neuen (rierzehnten) durchgesehenen, b Einzebeiten geänderten und 
ergänzten Ausgabe erschienen. 

Das Buch ist Ton der Verlagsbuchhandlung Julius Springer b 
Berlb N., Monbijouplatz Nr. 8, zu beziehen und kostet kartoniert 1 Mark, b 
Lebwand gebunden 1,25 Mark, bei gleichseitigem Bezüge Ton mindestens 
20 Exemplaren das Exemplar kartoniert 0,80 M., b Lebwand gebunden 1 Mark. 

Ich ersuche ergebenst, b geeigneter Webe auf das mit allgemeiner 
Anerkennung anfgenommene Gesundheitsbüchleb, dessen tunlichste Vemeitnng 
erwünscht bt, erneut aufmerksam zu machen. 


Zeitschrift: y,Die Mutter**. Erlaß des Ministers der usw. Me- 
dizlnalangelgenheiten Tom 8. September 1910 — M. Nr. 220611 
— an sämmtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die im Verlag von E. Stande, Berlin W. 8& Steglitzer Straße 11, 
erschebende Zeitschrift: «Die Mutter“, Zeitschrift für Verbreitung anerkannter 
Gesundheits- und Erziehnngslehren, enthält nach den ebgeholten sachver- 
stibdigen Gutachten zahlreiche belehrende Anbätze über praktbch wichtige 
Fragen der Geburtshilfe und Kbderbygiene; sie kann deshalb zur Verbreitung 
b den Familien empfohlen werden. Es kommt hinzu, daß nach eber Mitteilung 
des Verlags ein beträchtlicher Teil des Rebgewbns der Unterstütznngskasse 
des Vereins „Alteratrost“ der Verebigung deutscher Hebammen zufließt, 
welche auf diese Weise b den lebten drei Jahren nicht unerhebliche Beihilfen 
erhalten hat. 

Euere pp. ersuche ich ergehenst, die beteiligten Krebe, insbesondere 
die Krebärzte auf die Zeitschrift aufmerksam zu machen und sie zu yer- 
anlassen, die Hebammen auf „Die Mntbr“ hiaznweben, und bnen deren 


*) Siehe BeUage Nr. 12, 1910, S. 94. 
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Aoschaflong sowie ihre Veibreitnng in den Familien ihrer BernfstlUgkeit an 
empfehlen. Der Jahresabonnementsbetrag beträgt 8 Mark das Exemplar bei 
freier Znsteilnng ins Hans. _ 


^ Unterbreohnng des elnj&hrlgen Lehrgangs f ftr Krankenpflegepersonen, 
isrlaß des Ministers der nsw. Medisinalangeiegenheiten Tom 
24. Angast 1910 — M. Nr.6871 Dl — an sämtliche Herren Begiemngs» 
Präsidenten. 

Dnrch die Anslttbrangsanweisang zn den Vorschriften Ober die staatliche 
Prhfnng yon Erankenpflegepersonen yom 10. Mai 1907 ist zu § b, Nr. 6 dieser 
Vorschriften bestimmt, daß der einjährige Lehrgang, abgesehen von kürzeren 
Ferien, nicht dnrch monatelange oder längere Pansen nnterbrochen sein darf. 
Im Einverständnis mit dem Herrn Beichskanzler ändere ich diese Bestimmnng 
dahin ab, daß künftig bei einer Unterbreohnng des Lehrgangs dnrch Ferien 
oder Krankheit bis zur Qesamtdaner von zwei Monaten seitens des ärztlichen 
Leiters der Erankenpflegeschnle die Teilnahme an einem znsammcnhängenden 
Lehrgang noch bescheinigt werden darf, wenn der betreffende Schüler (die 
Schüforin) sich gnt geführt, das Versänmte nacbgeholt nnd nach dem pfli^t* 
mäßigen Ermessen des Leiters der Pflegeschale sich das Jahrespensnm des 
Unterrichts angeeignet hat. Bei einer längeren Unterbrechnng des Korsos, 
sei es, daß sie in einem Zage oder in mehreren Zeitabschnitten erfolgt ist, 
wird grnndsätzlich die Nachholnng mindestens des über zwei Monate hlaans- 
gehenden Zeitraums zn fordern sein. 

Ich ersnche ergebenst, das hiernach Erforderliche gefälligst zn veran¬ 
lassen, insbesondere auch die ärztlichen Leiter der Krankenpflegeschnlen mit 
entsprechender Mitteilung zn versehen. 



Anreehnnag der Ckhilfentitigkelt der Kandidaten der Pharmasle 
nach vollständig bestandener pbarmasentlscher Prflfong bei Bewerbungen 
mm Apothekenkonsesslonen. Erlaß des Ministers der nsw. Medi¬ 
zinalangelegenheiten vom 8. September 1910— M. Nr. 16001 U1 
— an die Herren Oberpräsidenten, abschriftlich an die Herren Begiernngs- 
Präsidenten sowie an die Herren Dniversitätsknratoren and den Herrn Direktor 
des Pharmazeutischen Instituts der Universität in Dahlen bei Steglitz. 

Nach § 35 der Prüfongsordnong für Apotheker vom 18. Mai 1904 haben 
die Kandidaten der Pharmazie nach vollständig bestandener pharmazentischer 
Prüfnng weitere zwei Jahre als Gehilfen in Apotheken sich praktisch zn be¬ 
tätigen. Da diese zweijährige praktische Tätigkeit in der Begel im Anschluß 
an die Prüfnng nnd ohne Unterbrechnng erledigt werden soll, bei Verzöge¬ 
rungen oder Unterbrechnngen also die Erlangnng der Approbation hinans- 
gesdioben and demznfolge das für die spätere Erteilnng einer Apotheken- 
konzession in Betracht kommende Approbationsalter verkürzt wird, tragen die 
Kandidaten Bedenken, vor Erlangnng der Approbation als Assistenten in 
pharmazeutische Universitätsinstitnte einzntreten. 

Eine weitere wissenschaftliche Tätigkeit der Kandidaten an diesen In¬ 
stituten alsbald nach der Prüfung liegt aber sowohl im Interesse des pharma- 
zentischen Unterrichts, wie anch im Interesse der wissensdiaftlichen Fort¬ 
bildung der Kandidaten selbst. 

Hiernach dürften die Voranssetznngen für die Anwendnng der Vorschrift 
nnter Nr. 6 des Erlasses, betreffend die Genehmignng von Apotheken-Nen- 
anlagen and die Verleihung derselben an die Bewerber, vom 18. Jnli 1840 — 
M. Nr. 8986 — (Ministerialblatt 8. 810), gegeben nnd es unbedenklich sein, 
Unterbrechungen der vorgeschriebenen zweijährigen praktischen Tätigkeit znm 
Zwecke der Assistententätigkeit an den vorerwähnten Institutionen bei Be¬ 
werbungen um Apothekenkonzessionen dem Approbationsalter Unzuzurechnen. 
Dabei würde die Assistententätigkeit jedoch nicht unbegrenzt, sondern nur bis 
zu einer Dauer von 4 Jahren zu berücksichtigen sein. 


Verkehr mit Gehelmmltteln (Wurnniig vor Wintere nntlrllehent 8e- 
sundheltshersteller). Erlaß der Minister der usw. Medizinal- 
angelegenheiten und des Innern vom 8. Oktober 1910 — M. d. 
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g. A. M. Nr. 7887, M. d. 1. Ile Nr. 2898 — an eimtliche Herren Begiernnge* 
Präsidenten. *) 

Ew. pp. setsen wir unter Bezngnnbme nn( den BnnderlsB rom 26. Angnst 
1904 — Hin. d. g. Ang. M. Nr. 8082, Min. d. Inn. II n Nr. 6342 — ergebenst 
dnron in Kenntnis, dn6 die Firma HA. Winter Co. in Wasbington D. Z. in 
Oentschland immer noch sablreicbe Agenten sncbt, am für das Ton ihr Ter* 
triebene Heilmittel nNatärlichen Qesandbeitaberstellei“ den Absatz im Beichs* 
gebiete za erweitern. In weicher Art die Firma dabei yorgeht, and wie sie 
den Vertrieb des Mittels im einzelnen geregelt hat, ist ans dem in Abschrift 
belgelOgten Bericht des Kaiserlichen Gesandheitsamtes vom 2. Angast d. J. 
zu ersehen. 

Da der Vertrieb des Mittels den bestehenden Vorschriften zawiderlialt, 
and es im Hinblick aaf die ihm zngesebriebenen Eigenschaften als Uniyersal* 
heiimittel als gefährlich für das Öffentliche Wohl bezeichnet werden maß, 
erscheint es geboten, die BevOlkernng wiederholt Tor dem Ankanf and dem 
Oebranch des Geheimmittels Öffentlich za warnen. Zweckmäßig wird es sein, 
in diesen Wamangen anzngeben, in welcher Weise die Firma das Mittel yer* 
treibt, and daran? hinzaweisen, daß die Agenten sich dardi diesen Vertrieb 
ztrafbar machen, da das Mittel nar aaf ärztliche Verordnung in Apotheken 
abgegeben werden darf. 

Wir ersaohen ergebenst, das hiernach Erforderliche gefälligst za yer* 
anlassen. 

Bericht den Kaiserlichen Gesnndheltsamts. 

Der Vertrieb des nebenbezeichneten als Uniyersalheilmittel angepriesenen 
Geheimmittels erfolgt nnter aasdrttckUch angegebener Umgehang der Apo¬ 
theken aasschließlich darch Agenten, obwohl es nach der Kaiserlichen Vor* 
ordnnng, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, yom 22. Oktober 1901, eine 
den Apotheken yorbohaltene Zabereitang (Fairer oder eine Art Pastillen) dar* 
stellt, die als Heilmittel aoßerhalb der Apotheken nicht feilgehalten oder 
yerkaaft werden darf. Wamangen, die auf Grand des Bandschreibens des 
Herrn Beicbskanzlers (Beichaamt des Innern) yom 2. Mai 1904 — III B 2047 — 
von mehreren Bandesregierangen (a. a. yen Preußen, Sohwarzbarg>Badolstadt, 
Hamburg, Lübeck; yergl. VerOff. d. Kaiserlichen Gesandheitsamts 1905, 8.49, 
903, 771, 1022) yor dem Mittel erlassen wurden, haben keinen merklichen Ein* 
floß auf seinen Absatz gehabt. Es wurde deshalb im Jahre 1907 gelegentlich 
der Beyision der Vorschriften Ober den Verkehr mit Geheimmittehi nnd ähn* 
liehen Arzneimitteln (Bandesratsbeschlaß yom 27. Jani 1907) die schärfste 
Maßregel, die zur Unterdrflekang eines Geheimmittels getroffen werden kann, 
gegen den aNatflrlichen Gesandheitshersteller* Winters zur Anwendung 
gebracht and das Mittel durch Einreihung in die Anlage B der Geheimmittel* 
yorschriften dem Bezeptzwang unterworfen. Aber trotz dieses Vorgehens ist 
der frühere Zastand im Vertrieb and Absatz des Mittels fast onyeränd^ 
geblieben. Die Firma M. A. Wi n t e r ist nach wie yor eifrig bemüht, Agenten 
für den Vertrieb ihres „Natürlichen Gesandheitsherstellers" za gewinnen, wie 
zahlreiche Anfragen beweisen, die auch nach der Aafnahme des Mittels in die 
Anlage B der Geheinunittelliste aas den verschiedensten Teilen des Deutschen 
Beiehs an das Gesandheitsamt gelangt sind. In welcher Art nnd Weise die 
Firma yorgeht, nm sich Agentaren za verschaffen, dafür ist bezeichnend, daß 
an eine Person, die am einen Prospekt and eine Probe des Mittels gebeten 
batte, sofort nnter Zusendung von Prospekten mit dem Aofdrack des Namens 
nnd der Adresse des Betreffenden an diesen seitens der Firma die Bitte nm 
üeberaahme einer Agentur gerichtet wurde. 

Durch diese Art des Vertriebs erklärt sich die Tatsache, daß dem Ge* 
snndheitsamt über den „Natürlichen Gesandheitshersteller" Winters nur eine 
Zeitungsankündigang, die wahrscheinlich von einem Agenten herrührte, b^ 
kannt geworden ist („Praktischer Wegweiser* vom 24. Janaar 1907). Dadarch, 
daß der Vertrieb dieses Mittels aasschließlich durch Agenten besorgt wird, 
ist es möglich, daß es sich der Kontrolle der die Dorchführong der Geheilm 
mittelvorschriften überwachenden Organe entzieht. Erschwert wird die Kontrole- 


>) Eine gleiche Verfügung ist auch in den anderen Bandesstaaten er* 
lassen; in Bayern unter dem 10. September 1910, s. Beilage za Nr. 19 der 
Zeitscl^t, 8. 192. 
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'ftberdiM Boch dadoreb, d»B die SeadoBgea der Unna ala Hnater obae Wert 
oder ia Brielforn, anm Teil obae Hiaweia anl die beratelleade flrma ia 
WaabiagtOB, aacb Deataeblaad Teraebicbt werdea. 

Ia Vertr.: gez. Watadorll 


Avaflbug gebnrtabllfUeber TItIgkeit dareh HlehthebamiaeD. Poli- 
seiTerordanag dea KOaigliebea Begieraagapriaideatea ia 
KSalia Tom T.September 1910. 

§ 1. Die Aasttboag der gebnrtabillliebeo Tfitigkelt iat, auch weaa aie 
aicbt gewerbBm&Sig gescbiebt, solcbea PerBoaea, welche aich aicbt im Beaitze 
eiaea HebammeaprfiroagBaengaissea (§ 30 der Beichagewetbeordanag vom 
21. Jaai 1869 — B. O. Bl. 8.246 ia der FaaBoag dea Beichageaetsea Tom 
1. Juli 1888 — B. G. Bl. 8.177 —) beftadea, nateraagt. 

Fälle der Not aiad tob dieaem Verbote anageaommea. 

§ 2. Wird eiae Nicbtbebamme zur Anaftbaag gebnrtabilflieber Tätig¬ 
keit bei eiaer Kreißeadea zagezogea (§1, Aba. 2), aohat aie aofort aacb ihrer 
Aaknaft bei der letzterea eiae Hebamme herbeisabolea oder berbeibolea za 
laaaea aad bei derea Eiatreffea ihre eigeae Tätigkeit bei der Oebäreadea eia- 
zoatellea. laaere Gateraacbaagea oad Eiagriffe aiad ihr aater allea Um- 
atäadea aateraagt. 

§ 8. Za^derbaadloagea gegea die yoratebeadea BeatbamnageB werdea, 
aofera aicbt nach dea beateheadeB Geaetzea eiae härtere Strafe yerwirkt iat, 
mit Geldatrafe bia anm Betrage yoa 60 (aecbzig) Mark oder mit eataprecheader 
Haft beatraft. 

^ ^ ^4. Dieae Polizeiyerordaaag tritt lait dem Tage ihrer Verdffeatlicbnag 


Toraebrift flr die Elaaargiug yen Leichen bei TnnsMrt ant Eiaen- 
bahnen. Erlaß der Miaiater der naw. Mediziaalaageiegea- 
beiten nad dea Inaera yom 15.September 1910 — M. d. I. Ild 2861, 
M. d. g. A. M. 2387 — aa aämtliche Herren Begierangapräaideatea. 

Bei demTranaport einer Leiche nach Oeaterreidi-Ungarn mittela Eiaen- 
babn aiad durch die mangelhafte Einaargang bezw. durch die unterlaaaeae 
VerlStung dea Metallaargea ünzuträglicbkeiten entatandea. 

Nach §44, Ziffer 8 der EÜBeabaha-Verkehraordnung (Beichageaetzblatt; 
1909, Seite 109) muß Jede Leiche in einem widerataadafähigen Metallbebälter 
luftdicht yerachloaaen und dieaer in einen bölzeraen Behälter ao feat ein- 
geaetzt aeia, daß er aich nicht darin yerachieben kann. Die luftdidite 
aehließung der Leiche wird aich aber, wie der yorliegende Spezialfall beweiat, 
ohne VerlOtUBg dea Metallbehältera nicht erzielen laaaea. 

Da die verantwortuag für die yorachriftamäßige Binaargung der Leiche 
dem Auaateller dea nach § 44, Ziffer 4 a. a. 0. der Eiaenbaha yorzolegeaden 
LelchenpaaaeB zufällt, ao erauchen wir ergebenat, die in Frage kommenden 
Amtaatellea gefälligat anzuweiaen, dafür Sorge zu tragen, daß nur yoraohrifta- 
mäßig eingeaargte Leichen zur BahnbefSrderung gelangen. 


B, JBiönigrelöbi Bajrena. 

Bakterlologlaehe üntennehnngsanatnlten. K6nlgliche Verord- 
anng yom 81. Auguat 1910. 

§1. Errichtung der Anataltea. In Verbindung mit den Hjgleai- 
aehen laatitatea der drei LandeauniTeraitätea werden in München, Erlügen 
und Würzburg Bakteriologiache UnteranchangBaBatalten errichtet. 

§2. Wirkuagakreia. Die Anataltea haben für Öffentliche Behörden 
und Anataltea, dann für approbierte Aerzte bakteriologiache DnteraachuBgen 
yorzunehmon und Gutachten hierüber zu eratattea. 

Der Örtliche Wirkuagakreia der Anatalt in München umfaßt die Kreiae 
Oberbayern, Niederbayern und Schwaben und Neuburg, jener der Anatalt ln 
Erlangen die Kreiae Oberpfalz und Begenaburg, dann Mittelfraakea, jener der 
Anatalt in Würzburg die Kreiae Pfalz, Oberfranken und Uaterfraaken nad 
Aacbaffenburg. 

§ 8. DIenatliche Unterordnung, Bezeichnung, Dieaat 
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siegeL Die Aostelteii sied dem StMteminlsteriam des Inaern oamiitelbar 
ontergeordaet and erhalten Ton dieaem eine Betriebe* and eine Dlenetordanng. 
Sie fuhren die Bezelchnang: „Königliche Bakteriologische üntersachangeanatalt 
in Httnchea — Erlangen — Wttrzbarg* nnd ein dieser Bezeichnung ent¬ 
sprechendes Dienstsiegel. 

§ 4. Besetzung. Die VorsUnde der Hygienischen Institute an den 
drei LandesuniTersititen sind im Nebenamte zugleich Vorstände der damit 
yerbundenen Bakteriologischen Untersuchungsanstalten. In dieser Eigenschaft 
fuhren sie den Titel: „Erster Direktor der E. Bakterioi. üntersucbungsanstaltea 

in.* und erhalten einen Jahresbezug, dessen Höhe das Staatsministerium 

des Innern im Benehmen mit den Staatsministerien des Innern fUr Kirchen« 
und Schulangelegenheiten, dann der Finanzen bestimmt. 

Den Anstalten werden außer den Ersten Direktoren je ein Anstaltsleiter, 
dann weitere wissenschaftlich yorgebildete nnd sonstige Beamte in der erforder¬ 
lichen Zahl beigegeben; diese Beamten sind yon dem Ersten Direktor zu yer- 
pflichten. Die Anstaltsieiter fuhren den Titel: „Zweiter Direktor der E. Bak¬ 
teriologischen üntersuchungsanstalt in.die Übrigen wissenschaftlich 

yorgebildeten Beamten den Titel: „Assistenten an der K. Bakteriologischen 
Üntersuchungsanstalt in.“ 

Die Anstaltsleiter werden in die Klasse 9 der Gehaltsordnung fUr die 
etatsmäßigen Staatsbeamten eingereiht. Die BezUge der Assistenten der 
Bakteriologischen üntersuchungsanstalten werden yom Staatsministerium des 
Innern im Benehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen festgesetzt; bei 
auswärtigen Dlenstgeschäften erhalten die Assistenten dieselbe Beisekosten- 
entschädiguog wie die Anstaltsleiter und dasselbe Tagegeld wie die Beamten 
der Klassen 10—15 der Gehaltsordnung. Von den nicht wissenschaftlich yor¬ 
gebildeten Beamten werden „die Präparatoren* in die Klasse 21, die „Diener* 
u die Klasse 28 der Gehaltsordnang fUr die etatsmäßigen Staatsbeamten 
eingereiht. 

§6. Stellyertretnn g. Die ersten Direktoren werden im Falle der 
Verhinderung durch die zweiten Direktoren und wenn auch diese yerhindert 
sind, durch die Assistenten nach der Beihenfolge des Dienstalteis, bei gleichem 
Dienstalter nach der Beihenfolge des Lebensalters yertreten; in der gleichen 
Beihenfolge yertreten die Assistenten die zweiten Direktoren bei deren Ver¬ 
hinderung. 

§ 6. Gebühren. Die Gebühren nnd sonstigen Vergütungen, die fttr 
Untersuchungen nnd Gutachten der Anstalten au entrichten sind, werden yom 
Staatsministerium des Innern im Benehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen geregelt. Sie sind an das zuständige üniyersitätsamt zu zahlen. 

§ 7. Kassen- und BechnungsfUhrung. Die Einnahmen und 
Ausgaben der Anstalten werden yon den üniyersitätsrentenämtern gegen eine 
yon den Staatsministerien des Innern beider Abteilungen im Benehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen festzusetzende Vergütung yerwaltet und 
gesondert yerbucht und yerrechnet. Die Kassen- nnd Bechnungsftthmng 
untersteht der Aufsicht nnd der Prüfung der Bechnungskammer nach den für 
das Finanzrechnungswesen maßgebenden Vorschriften. 

§ 8. Inkrafttreten. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1911 in 
Kraft, mit diesem Zeitpunkte wird die Ministerialbekanntmachung yom 19. No- 
yember 1902 aufgehoben. 

§ 9. Das Staatsministerium des Innern erläßt im |Benehmen mit den 
beteiligten Staatsministerien die erforderlichen Vollzugsyorschriften. 


Ausführungsbestlmmungen zu der yorstehendeu KSnIgllehen Ver¬ 
ordnung. Ministerial-Erlaß yom 6. September 1910 an alle K. Be- 
gierungen, Kammern des Innern, die Bezirksämter, kreuunmittelbaren Stadt¬ 
magistrate und Bezirksärzte. 

Die Ausgestaltung und Ausnützung des bakteriologischen üntersnchnngs- 
Wesens ist eine der wichtigsten Grundlagen der öffentlichen Gesundheitspflege, 
namentlich der erfolgreichen Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten. 

Da die hygienischen Institute der drei Landesunirersitäten, die nach 
der Ministerialbekanntmachung yom 19. Noyember 1902 bakteriologische Unter¬ 
suchungen für öffentliche Behörden yonehmen, nach ihren Baum- und Personal- 
yerhältnissen nicht in der Lage sind, die Untersuchungen in dem Umfange zu 






214 Bedttopreehnng and Medizin»! •Gesetxgebnnc. 

ftbernehmeo, wie es nach den Erfahrungen der Wissenschaft geboten ersehdnt, 
so wurden in dem Etat des Staatsministeriums des Innern Ihr die Finana» 
Periode 1910/1911 (Ziif. VI, J) die Mittel für die Errichtung eigener Bakterio¬ 
logischer üntersuchungsanstaiten in Verbindung mit den drei Landesunirersi- 
titen vorgesehen. 

Naädem diese Mittel die Genehmigung der beiden Kammern des Land¬ 
tags gefunden haben, wurde die Organisation der Anstalten durch die K. Ver^ 
Ordnung über die bakteriologischen üntersnchungsanstalten vom 81. August 
1910 (GVBl. 8.793) geregelt. In Ausfahrung dieser Verordnung wurde die 
Ministerialbekanntmachung vom 6. September 1910 über die Gebühren und 
sonstigen Vergtttungen für Qatersnchungen und Gutachten der Anstalten 
(M A Bl. 8.596), dann die Betriebsordnung für die Anstalten vom 6. 8eptemb«r 
1910 (MABl. 8.698) erlassen.') 

Zum Vollzüge der Verordnung wird weiter folgendes bemerkt und 
angeordnet: 

1. Die Bakteriologischen Üntersnchungsanstalten beginnen ihre Tätig¬ 
keit mit 1. Januar 1911, mit gleichem Zeitpunkte wird die den Hygienisdien 
Instituten durch die Ministerialbekanntmachung vom 19. November 1902 ttber^ 
tragene Zuständigkeit mit Ausnahme der Zuständigkeit zu Untersuchungen 
auf Pest aufgehoben. Es sind also auch mit Ausnahme dieser üntersuchnngen 
die in der Ziff. III, 5 der Ministeriaientschließong vom 9. November 1904 
(MABi. 8. 502) den Hygienischen Instituten überwiesenen üntersuchnngen und 
Feststellungen im Vollzüge des Beichsgesetzes über die Bekämpfung der 
gemeingefährlichen Krankheiten vom 1 Januar 1911 an durch die Bakterio¬ 
logischen üntersnchungsanstalten ansznftthren; mit diesem Zeitpunkte wird 
auch die mit Ministerialentschließung vom 18. Mai 1908 Nr. 11239 der bak¬ 
teriologischen üntersnehungsstation in Landau erteilte Ermächtigung, Unter¬ 
suchungen auf Typhus für das rechtsrheinischo Bayern vorzunehmen, zurück- 
genommen. 

2. Die Bakteriologischen üntersachungsanstalten haben nicht nur für 
ßffentliche Behörden und Anstalten, sondern auch für approbierte Aerzte, 
bakteriologische Untersuchungen vorzunehmen und Gutachten zu erstatten. 
Die Gebühren für die Inanspruchnahme der Anstalten wurden sehr nieder 
bemessen, um eine möglichst allgemeine Ausnützung der Bakteriologie lür die 
Zwecke der öffentlichen Gesundheitspflege und der ärztlichen Praxis zu er¬ 
möglichen. Gemeinden und Distriktsgemeinden können durch Bezahlung einer 
sehr niedrigen Bauschsumme eine weitere Ermäßigung der geringen Gebüluen 
bis auf ein Viertel erwirken. Auch öffentliche Heil* und Pflegeanstalton, die 
Träger der Arbeiterversicherung, ärztliche Vereine und approbierte Aerzte 
können sich durch Vereinbarung eine erhebliche Ermäßigung der Gebühren 
sichern.') 

8. Für die Gemeinden als Träger der örtlichen Gesundheitspolizei ist 
die Mitwirkung der Bakteriologischen üntersuchungsanstaiten, insbesondere 
bei der Bekämpfung der gemeingefährlichen und sonstigen ansteckenden 
Krankheiten, unentbehrlich; als Unternehmer von Krankenanstalten haben 
ferner die Gemeinden ein großes Interesse daran, sich der Dienstleistungen 
der Bakteriologischen Untersaohungsanstalten für die Bakteriologische Diagnose 
in Krankheitsfällen zu sichern. 

Es ist deshalb und im flnanziellen Interesse der Gemeinden dringend zu 
wünschen, daß die kreisunmittelbaren Gemeinden and für die mittelbaren Ge¬ 
meinden die Distrikte Vereinbarungen mit den Anstalten im 8inne der Ziff. II 2 
der Ministerialbekanntmachung über die Gebühren vom 6. 8eptember 1910 
(MABl. 8. 598) abschließen') und die erforderlichen Mittel bereits in den Vor¬ 
anschlägen für 1911 bereitstellen. Als Unternehmer der Krankenanstalten 
sind die Distrikte bei dem Abschlüsse solcher Vereinbarungen auch unmittelbar 


') Von einem Abdruck der Gebührenordnung ist hier Abstand 
•genommen; die Betriebsordnung ist nadistehehend (s. 8. 215) abgedmekt. 

') Bei Vorausbezahlungen von 25, 50, 75 und 100 Mark bta 
Gebühr lür eine mikroskopische (2 Mark) und '/t der Gebühr für bakteriolo¬ 
gische usw. Untersuchungen (4—10 Mark). 

*) 2 Mark lür je 1000 Einwohner. 
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beteiligt Bei den KreisgemeiBderertretaogen ist deranf za dringea, daß eie 
fttr den Abschluß einer Vereinbarong der Kreieirrenanstalten die eiforderlichen 
Mittel im Ereisvoranschlage fttr 1911 voreehen. 

4. Fttr diagnostiache Zwecke erscheint ee angezeigt, daß auch die 
Träger der Arbeiterrersicherang and die approbierten Aerzte oder fttr eie die 
irsüichen Vereine sich an ^e Bakteriologischen Dntersachangsanetalten im 
Wege der Vereinbarang anschiießen. Es ist deshalb auf den Abschlaß solcher 
Vereinbarungen hinzuwirken. 

5. Die Vorstände der Hygienischen Institute sbd ermächtigt, Verein¬ 
barungen im Sinne der Ziff. II der Ministerialbekanntmachung ttber die Ge- 
btthren vom 6. September 1910 (MABL S. 598) schon vor dem 1. Januar 1911 
mit Wirksamkeit von dem Beginne des Anstaltsbotriebes an abznschließen. 

6. Die Tätigkeit der Bakteriologischen Untersuchungsanstalt in Landau 
im Begierungsbezirke der Pfalz wird durch die Ausdehnung des Örtlichen 
Wirkungskreises der Bakteriologischen Anstalt in Wttrzburg auf den Begie- 
mngsbezirk der Pfalz vorerst nicht bertthrt. Es besteht hienach bis auf 
weiteres keine Erinnerung dagegen, daß die Anstalt in der Pfalz fttr Öffent¬ 
liche Behörden und Anstmten und fttr approbierte Aerzte in dem bisherigen 
Umfange bakteriologische üntersuchungen vornimmt und Gutachten erstattet; 
doch bleibt es den Öffentlichen Behörden und Anstalten, sowie den approbierten 
Aerzten in der Pfalz unbenommen, die Dienstleistung der Bakteiiolngischen 
Anstalt in Wttrzburg in Anspruch zu nehmen. 


Betriebsordnung der bnkterlologlsehen Untersnehungsnnstnlten. Be¬ 
kanntmachung des Staatsministeriums des Innern vom 6. Sep¬ 
tember 1910. 

§ 1. Die bakteriologischen üntersnchungsanstalten in Mttnchen, Erlangen 
und Wttrzburg haben nur auf Antrag OffenUicber Behörden und Anstalten 
und auf Antrag approbierter Aerzte bakteriologische Untersuchungen vorzu- 
nehmen und Gutachten hierttber zu erstatten — § 2 der Verordnung —. 

§ 2. Vereinbarungen im Sinne der Ziff. II 2, 8 und 4 der Ministerial¬ 
bekanntmachung ttber die Gebtthren vom 6. September 1910 (MABl. S. 598) 
sind fttr einen Zeitraum von mindestens einem Jahre abzuschließon; bei Ver¬ 
einbarungen von längerer unbestimmter Dauer ist die Kttndigung nur fttr den 
Schluß eines Kalender Vierteljahres und unter Einhaltung einer vierteljährigen 
Kttndigangsfrist zulässig. 

Bei Abschluß einer Vereinbarang sind den Bakteriologischen Unter- 
suchungeanstalten von den Distrikten und Gemeinden die Pflege- und Kranken¬ 
anstalten, fttr die Untersuchungen vorzunehmen sind, zu bezeichnen; von den 
Trägem der Arbeiterveraichorung sind die zur Krankenbehandlung bestellten 
Aerzte, von den ärztlichen Vereinen ihre Mitglieder unter Angabe des Wohn¬ 
ortes zu benennen und spätere Aenderungen fii dem Bestände der Aerzte und 
Mitglieder sofort anzuzeigen. Die Vereinbarungen sind schriftlich fttr beide 
Vertragsteile auszufertigen. 

§ 8. Der Antrag auf Vornahme einer bakteriologischen Untersuchung 
und Abgabe eines Gutachtens hat zu enthalten: 

1. Die genauo Bezeichnung des Antragstellers, der Öffentlichen BehOrde oder 
Anstalt mit Beidruck des Dienstsiegels oder des approbierten Arztes mit 
Angabe der Wohnung; 

2. die Bezugnahme auf eine etwa mit der bakteriologischen Ahstalt abge¬ 
schlossene Vereinbarung nach Ziff. II 2, 8 oder 4 der Ministerialbekannt¬ 
machung ttber die Gebtthren vom 6. September 1910 (MABl. 8. 598); 
Mitglieder ärztlicher Vereine, die an die Anstalt angeschlossen sind, haben 
auf die Vereinbarung des Vereins, Aerzte, die von angeschlossenen 
Trägem der Arbeiterrersicherang iräatellt sind, auf die Verebibarung 
dieser Träger zu verweisen; 

8. die Art des Untersuchungsstoffes; 

4. den Gegenstand der Untersuchung (mutmaßliche Erkrankung); 

5. die Art der beantrauten Untersuohang und Gutaohtensabgabe (Verweisung 
auf die entsprechende Ziffer der Gebtthrenordnusg); 
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6. den Tag and die Stande der Entnahme des Untersnchangsatoifea; 

7. bei Teilen and Ansscheidongen des menseUichen Edrpers: Tor- and 
Zaname, Geschlecht, Stand, Alter, Wohnong, Wohnort, Tag der Erkrankang, 
Tag des Todes; ist die erkrankte oder gestorbene Person bei einem an 
die Anstalt angeschlossenen Träger der ArbeiterTersicherong versichert, 
so ist dies za bemerken; 

8. die Adresse, an die, and der Weg, aal dem — ob schriltlieh oder mittels 
Telephon oder Telegraph — das Ergebnis der üntersnchnng mitgeteilt 
worden solL 

Fehlt in dem Anhänge die Angabe nach Ziff. 6, so ist die Art der 
üntersnchnng dem Ermessen der Anstalt anheimgegeben. 

Die Antragsteller haben sich tanUchst des in der Anlage I*) abge- 
drnekten Formblattes za bedienen, das den von den Anstalten aasgegebenen 
Versandvorrichtangen beigegeben, and aaßerdem bei den bakteriologischen 
Untersachangsanstalten erhältlich ist. 

Wenn die Kosten einer im Interesse der öffentlichen Gesandheitspflege 
beantragten üntersachang oder Gatachtensabgabe vom Staate za tragen sind, 
so ist dem Anträge eine hierttber von der zaständigen Distriktspolizeibebörde 
ansgestellte Bestätigong beizafttgen oder sobald als möglich nachzasenden. 

§ 4. Die zar Üntersnchnng bestimmten Stoffe können daroh die Post 
oder daroh besondere Boten bei den Anstalten 

an Wochentagen von 8 ühr vormittags mit 6 Uhr nachmittags, 
an Sonn- and Feiertagen von 10—12 ühr vormittags 
abgegeben werden. 

In besonders dringenden Fällen werden die Stoffe nach aofierhalb dieser 
Zeit zor sofortigen üntersnchnng angenommen, wenn« die Anstalten vor dem 
Eintreffen der Untersachangsstoffe nuttels Telephon oder Telegraph benach¬ 
richtigt worden sind. 

Ebenso ist bei omfangreiohen Untersachangen die Anstalt von dem 
Eintreffen der Untersachangsstoffe vorher za verständigen. 

§ 5. Bei der Entnahme, Verpackang and Entsendang der zar Unter- 
saobang bestimmten Stoffe ist die in der Anlage II *) veröffentuohte Anweisong, 
die an Stelle der mit den Ministerialbekanntmacbangen vom 19. November 
1902, 23. Jnli 1903, 80. Jali 1906 and 8. März 1909 veröffentlichten Vorschriften 
(KABL S. 604, 868, 815 and 251) tritt, genaa za beachten. 

Geeignete Gefäße and UmhtlUangen zar Verpackang and Ueberseadang 
der häafigsten Untersachangsstoffe werden in den Anatalten sowie in den 
Apotheken, die solche von den Anstalten erhalten, nebst einem Formblatte fflr 
den Untorsnchangsantrag and einer Anweisong anentgdtlioh abgegeben. 

Gefäße zur Entn^me and Uebersendong von wasserproben sind von 
Fall za Fall aas den Anstalten za beziehen. 

§ 6. Wenn es zar einwandfreien Gewinnang der Untersachangsstoffe 
(wie von Wasser) oder sonst zar Abgabe eines Gataohtens erforderlich ist, so 
entsenden die Anstalten einen geeigneten Beamten zar Entnahme des Stoffes 
oder zar Vornahme einer Ortsbesichtignng. 

Wenn die Kosten von den Beteiligten za zahlen sind — siehe Ziff. I B 
Abs. 8 Miniiiteriaibekanntmachang über die Qebttbren vom 6. September 1910 
(ICABL S. 597) — so wird vorher die Zostimmang der Antragsteller zar 
Uebernahme der Kosten eingeholt. 

§ 7. Hit der Hittciiang des Uatersachangsergebnisses wird von den 
Bakteriologischen Untersachangsanstalten gleichseitig die Bereohnong der 
Gebühren and Kosten übersandt. Die berechneten Beträge sind binnen 
längstens vier Wochen an das anständige Unlversitätsrentamt kostenfrei 
einzozahien. 


*) Wegen Mangels an Baom ist die Wiedergabe der Anlagen onter- 
blieben. 


Bedaktton: Geh.Med.-Bat Prot Dr. Bapmand, Beg.- o. Med.-Bat in Mindeni. W 
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fieditsprechtug tind Medisinal-GesetsgebmiK. 

■nr TOB Aerzien aiugeflbt würde, und daS aicbt UnbernfeBe, wie ihr BureaB« 
BBgestelter K., solche selbstSüdig ToraebaieB koBBtee. Es schriBkt aber bbbb« 
treffead diese Erwsgiuig dahia eia, daß eiae Fabrlissi^eit der Bekla^ea aar 
daaa Torliegea wflrde, weaa diese gewaßt bitte, daß solche BelicatBagea 
selbstiadig oad ohae Aawesenheit der Aerste Toraabm. Die Haftaag der Be> 
klagtea aaeb §§ 828, 881 BGB. ist aacb daaa begrttadet, weaa ihre Fidir- 
lissigkeit daiia besteht, daß sie tob der Tätigkeit des K. keiae Keaataio 
batte. Nach dem festgestelltea SacbTerbalt aad dea Ergebaissea der Beweis- 
anlaabme liegt biBreicbeader Aalaß rar Ftttfaag der Frage yor, ob aicbt die 
Beklagte bei ordaaBgsmäßiger Haadbabaag der erlorderlichea Aafsicht scboa 
Tor der hier ia Bede stebeadea Bebaadlaag des Klägers Keaatais dayoa er« 
laagt babea würde, daß K. aater Ueberscbreitaag seiaer Befagaisse sieb der 
Bebaadlaag der Eraakea selbstiadig aaterzog. Das Berafaagsgeriebt erwägt 
zwar, die Beklagte daraal yertraaea za kOaaea, daß ihre aagestelltea Aerz^ 
yor allem der Leiter der ebirargiseber Abteilaag, Dr. 0., eiae aabefagte aad 
aasachgeiaiße Beaatzaag des BSntgeaapparates za yerhiadera wissea wflrdea, 
aad sie habe diesea draer die Beaalsicbtigaag desselbea ttberlassea dtUfea, 
<due daß maa ihr daraas eiaea Vorwari mi^ea kOnae. AUeia iflr diejealge 
Bebaadlaag der Eraakea, welche E. aicbt als Gehilfe des Dr. 0. ia dessea 
oder eiaes seiaer Assisteazärzte Gegeawart, yielmebr selbstiadig oder eigea* 
miehUg yoraahm, ist die Beklagte yeraatwortlicb; sie bitte eiae solche aabe« 
fügte Tätigkeit des K. yerbietea and yerhiadera mOssea. lasoweit kaaa aaeb 
der Aaaabme des Berafaagsgeriebts aicbt beigetretea werdea, daß aar Dr. 0. 
als Gtesebiftsherr im Siaae des § 831 BGB. angesebea werdea kOaae. 


Bla yertragsmissig (dareb Beyers) ia yoraas geleistete Tendeht* 
lelstiag aaf alle Sebadeaaasprllehe, die dareb aasaehgenlsse BehuidlaBg 
eiaes Karpfasdiers eatstehea kSaaea, rerstässt aicbt g^ea die lUttea, 
seadera Ist reebtsgUtig. Urteil des Beicbsgerichts (V. Z.-ß.) yom 
18. Oktober 1910. 


Terartellaag eiaes Kirpfascbers w^a Betrags. Urteil des 
Beiebsgeriebts fStr.-S.) yom 8. Oktober 1910. 

Die yom Aageklagtea aageweadete Methode ist eia reiaes lUohts ge« 
wesea and yOllig aageeigaet, Heilerfolge za zeitigea. Dareb idlerlei Hokaa 
Pokas bat G. jedoch seiaea Kaadea gUabea machea wollea, daß seiae Mittel, 
yoa derea Wirkaagslosigkeit er selbst ttberzeagt gewesea sei, bttlfea. Dareb 
diese falsehea Yorspiegdaagea hat er sich des Betrages iasofera sebaldig 
gemacht, als er damit eiaea reehtswidrigea VermOgeasyorteil erstrebt habe. 
Bedeate scboa die Bebaadlaag mit dem ekelerregeadea Mittel (eiaea Löffel 
yoll Uria des Vaters) eiae Beeiatricbtigaag des körperlicbea Wohlbebageas 
des Kiades, so bättea die ia dem eingegebeaea Uriae eatbalteaea itzeadea 
Stoffe dem Eiade, dessea Hals iafolge der Diphtherie empfladlicber als soast 
gewesea sei, aaeb direkte kOrperli^e Sebmerzea yerarsacbea mfissea. Der 
Vater des Üades würde za dieser Bebaadlaag aie seiae Eiawilligaag gegebra 
babea, weaa er dareb dea Aageklagtea aicbt ia dea irriMa Glaabea yersetzt 
wordea wäre, das Mittel hülfe. Der prozeßrecbtlicbe Graadsatz: ae bis ia idsB 
sei darob die abermalige Verarteilaag aicbt yerletzt, da die jetzt zar Abartol« 
laag gelaagte Haadlaag aaeb der letztea Verarteilaag begaagea sei. 


Fabrllssige TStaag durch eiae Karpfascherbi Iafolge Verhlademg 
der reebtzeltigea Zazlebaag elars Arztes. Urteil des Beiebsgeriebts 
(Str.«S.) yom 80. September 1910. 

Der Kaasalsosammeohang zwischea der Haadlaag der Aageklagtea aad 
dem Tode des Kiades ist eiawaadfrei festgestellt. Die Aa^klarte bat elaaal 
die Bohaadlaag des Kiades selbst überaommea, obwohl sie sieb bewaßt sebi 
maßte, daß das yoa ihr aageweadete Mittel (Osterbergs Uaiyersaltropfea) ha 
kefaier Weise gegea die Diphtherie wirke, die yoa ihr als solche habe erkaaat 
werdea müssea. Durch dasselbe Verhaltes aber hat sie auch die Zaziebaag 
eiaes Arztes yerbiadert, bei dessea rechtzeitigem Eiagriff der Tod yenaiodea 
sola würde. Dareb Ihre Haadlaag, die sieb ^eiehseiag als Uaterlassaag dar- 
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stellt, hat die Angeklagte den Tod des Kindes sohnldhaft Terorsaobt nnd ist 
deshalb in redit bestrut. 


Das Anprefsen ron Antikonseptlonsniltteln (B*s ObstaTit D. B. d. M.) 
Ist nach | IM 5r«8 Str.-d.>B. strafbar; die Bestrafung wird dnreh Ein* 
tragnng des Wareaseiehens eines solchen Mittels auf Grand des Gesetnes 
sam Sehntse der Wareabeselehnnngen nicht ansgesohlossen. Ortelldes 
Beipbsgerichts (Str.*S.) vom 21. Dezember 1909. 


Strafbares Anpreisen ron antlkonseptlonellen Artikeln — y^Embryo* 
Cedln** nnd »Sperma-Genin** — sn nnzilchtlgem Gebraneh (| IM Abs. 1 
Nr. 8 Str.*G.>B.). Urteil des Beiobsgerichts (Str.*8.) yom 88. Fe* 
braar 1910. 

Die Angeklagten bereiten und yertreiben zwei auf den Geschlechts* 
yerkehr bestt^che Mittel „Embryo-Gedin* und „Operma* Genln*. In einer 
der Verpackong des Mittels beigegebenen Gebraachsanweisnng ist das Embryo- 
Cedin als ein nnübertroffenes Mittel zar Verhtttang der 8chwangerschaft be* 
seichnet and beztiglich des Sperma*Genin aosgelührt, daß ihm dne günstige 
Heiiwirkang bei „sexaeller Nearasthenie", Schwächung des GeschlechtstrieM, 
zasaschreiben seL Diese Gebraachsanweisongen yerbreiteten die Angeklagten 
ferner darch Uebersendang an ihre Platzyertreter and deren ünterageatea 
zam Zwecke der Beklame, und zu gleichem Zwecke sandten sie diesen lUttels* 
Personen ein in deren Geschäftsräumen aufzuhängendes Plakat mit dem Aaf* 
dracke: „Die Welträtsel ffir Damen und Herren lOst Embryo-Cedln; näheres hier*. 

Daß durch diese Drucksachen die bezeichneten Mittel dem Pablikom 
angekOndigt und angepriesen werden, ist ohne weiteres klar, and es sind des* 
halb die Angeklagten wegen Vergehens gegen § 181, Abs. 1, Nr. 8 St.*G.*B. 
mit Becht yerurtdlt, sofern die Mittel zu unzttchtigem Gebrauche bestimmt 
sind. Das aber hat die Strafkammer ohne Bechtsirrtum angenommen. Wenn 
die Beyision geltend macht, das Urteil widerrareche mit dieser Annahme doh 
selbst, da es auf Seite 6 feststelle, daß die Konzeption aus sittlich durchaos 
berechtigten Gtttnden yerhindert werden kOnne, so übersieht sie, daß an dieser 
Stelle yom ehelichen Geschlechtsyerkebr die Bede ist, während das Urteil zur 
Begründung des Schnldausspruchs anfühit, daß die Mittel stets geeignet shid, 
ao^ zum Gebrauche beim außerehelichen Verkehr za dienen, nnd erfahmags* 
gemäß häufig dazu yerwandt werden. 


Oeffentllehe, yon nicht approbierten Hellgewerbetrelbenden erlassene 
Anktndigungen. Eine solche liegt auch dann yor, wenn ln der ßffsnt- 
llehen Anzeige auf eine den Gegenständen oder Mitteln belzngebende oder 
sonst anf Verlangen aasznbändigende Drocksehrlft hingewiesen wird, ln 
weleher den Gegenständen oder Mitteln solche Wirkungen helgelegt werden. 
Urteil des preuß. Eammergerichts (1. Str.*8.) yom 7. Februar 
1910. 

Die Begründung führt zunächst aus, 'nach § 4* der Poliseiyerordnuag 
müsse die Ankündigung, um strafbar zu sein, in einer das Pnbliknm inre* 
führenden Weise erfolgt und der Ankündigende sich dessen bewußt sein. 
Dies ist nach doppelter Bichtung yerfehlt. Zunächst Ist das Bewaßtsein des 
rechtswidrigen Handelns hier, wie auch sonst für ein Znwiderhaadeln gegen 
Polizeiyorschriften nicht erforderlidi; es genügt das Vorhandensein einer 
Fahrlässigkeit. Dann aber übersieht der Angeklagte, daß die Irreführung 
durch die Art und Weise der Ankündigung ni^t ein Tatbestaadsmerkmal der 
ersten yom Landgericht allein festgestellten Altematiye des § 4 Nr. 1 bildet, 
sondern einen besonderen Tatbestand, dessen Vorhandensein das angefochteae 
Urteil nicht angenommen hat. Zu Unrecht bemängelt die Beyision ferner, 
daß die Strafkammer ihre Feststellungen auch auf das Lehrbuch') gründe. 


*) Nach dem „Lehrbuch“ des Eurpfoschers soll seine Methode unter 
anderem bei Broncbialkatarrh, Magenbeschwerdea, Masern, Bräune, Darm*, 
Lungen*, Nieren*, Milz* nnd Leberknnkheitea, Gelbsucht, Asthma, Gehüryer* 
lost, Mutteryorfall, Bohr, Bippenfell* und Gehirnentzündung und Syphflis 
wirksam aagewendet werden. 
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imen Inhalt nicht mit «agektkndigt leL Der Senat hat aUeidings Irtter an* 
genommen, daß eine Offeatuehe AnMndignng daee beatimmtea Mitteln dann 
nicht Torliege, wenn das Mittel weder b der TerOffeatliehten Aakttndignag, 
noch in einer anderen yerOffeatliehang, londem nur in einer anf Verlangen 
mftadlich oder schriftlich an erteUenden Anaknnft oder an Obergeheadea Schrift 
genannt werde. Nach dieser Ansicht würde nur der Wortlant der Aaaeige, 
wonach die Kor bei Tersehiedeaen Krankheiten, insbesondere bei rhenmatischen 
Leiden, heilbringend wirke, nicht aber der Inhalt des Lehrbnehs der Katschei* 
dnng angmnde an legen sein. Der Senat hat aber neaerdings diese A^cht 
aalgege^ nad angenommen, daß der Inhalt einer solchen erst an erteUenden 
Aasknnft oder an übergebenden Schrift dadnrch, daß das Pabliknm in der 
öffentlichen Ankündigung daranf hingewiesen wird, sachlich au etaem Bestand* 
ieU dieser Ankündi^ing wird. Bei dieser Ansicht wird TerbUebea. Dem* 
gemiß hat die Strafluunmer mit Recht auch den Inhalt des Lehrbuches b^ 
rüeksichtigt, nach welchem in der yom Angeklagten behaupteten Weise die 
verschiedensten inneren Krankheiten geheUt werden sollen. Daß hierbei der 
Vorrichtung, der Methode und dem iÖttel des Angeklagten rine über den 
wahren Wert hinansgehende Wirkung beigelegt wird, hat die Straflummer 
bedenkenfrei festgestelit. 

Die Berision bekimpft endlich die Annahme des Berufungsgerichts, daß 
die Tom Angeklagten angekündigte Methode ihrer Beschaff^eit aacn im 
Sinne des § 4 Nr. geeignet sei, Gesundheitsschädigongen herroraurufen. An* 
geklagter führt aus, daß nach den FeetsteUungen des angegriffenen ürteüs 
solch* SchSdigungen nicht durch den bestimmungsmSßigen Oebnuch, sondern 
nur durch den Mißbranch seiner Methode herbeigeführt würden. Eb bestim* 
mungsmäßlger Gebrauch müsse aber stets Torausgesetat werden, ein Mißbrauch 
bei ledern Heilmittel und bei jeder Heilmethode au Schidigungea führen. Auch 
diese Rüge geht fehl. Die Strafkammer steUt fest, daß die Vorriditung und 
und die Methode des Angeklagten gerade bei demjenigen Gebrauch, der empfohlen 
sei — bei der Verwendung mes Apparates') für eine ganae Familie — und 
bei einer Anwendung, wie sie den Umstünden nach au erwarten sei, für ge* 
eignet erachtet werden müsse, Gesundheitsschüdigungen heryoraurufen. Das 
genügt für die Anwendung des § 4 Nr. 1. Da auch die Fahrlüsaigkeit des 
Angeklagten bedeakenfrei festgesteUt ist, war seine Reyiaion zurückauweiaen. 


Die Bekanntmachungen des Belehsknnalera betr. Erglnaing der 
SnlserL Vererdnung yom ^ Oktober 1901 sind reehtsunwirksanu Urteil 
des preuß. Kammergerichts (I. Str.-8.) yom 6. Oktober 1910. 

Die Reyiaion würdis wohl begründet sein, wenn die Bekanatmaehungen 
des Reichskanalers yon 1908 und 1908 Rechtswirksamkeit hätten. Daß muß 
jedoch yerneint werden. Der § 6 Abs. 2 der Gewerbeordnung, den auch die 
Verordnung yom 22. Oktober 1901 anaieht, besagt: durch Kuserliche Verord* 
nung wird bestimmt, welche Apothekerwaren dem freien Verkehr au über* 
lassen sind. Die dem Reichskanzler in § 4 der Verordnung yon 1901 erteilte 
Ermächtigung ist daher rechtsunwirksam, da nur durch Kaiserliche Verord* 
nung die Frage des freien Verkehrs mit Arzneimitteln geregelt werden kann. 


Die Ueberlassuag der Wehnung sewie der Gesebifts* und Kensal* 
tatiensbOeher eines Arztes seitens seiner Witwe au dessen Nachfeiger 
gegen eine Geldentschldlgung Ist nleht als Terstoss gegen die guten 
Sitten anausehen and ein derartiger Tertrag rechtsgültig. Urteil des 
Oberlandesgerichts Stuttgart yom 28. Noyember 1909. 

Die in Rede stehende Vertragsbestimmung yerstößt kdaeswegs gegen 
die guten Sitten. Zunächst ist zu bemerken, daß die yom Verklagten für 
sich yerwertete Entscheidung des Reichsgerichts den Verkauf einer ärstlichen 
Prazb keineswegs und in allen Fällen für unsittlich und deshalb nichtig er* 
klärt hat. Sodann aber handelte es sich im gegenwärtigen Fall niohi um 
den .Verkauf einer Praxis* durch den betreffesMa Arzt; es fällt also yon 


') Schnepperapparat. 
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▼onheroin die in der Begel bei solchem Verkanf eine HaaptroUe spMende 
Verpflichtang des „Verklufers* weg, dem Einfer keine Eonkarreaz an madien, 
seinerseits die Praxis aafzageben, ebensowenig kann davon die Bede sein, daß 
die Klägerin darch den Vertrag gegen irgendwelche Standespflichten Terstoflea 
hätte. Klägerin ihrerseits konnte die Praxis ihres verstorbenen Mannes nicht 
lortsetzen; sie hat sie nicht „geerbt*'; sie war nar in der Lage, durch Ueber* 
lassang der Wohnnng, der Qeschäftsbflcher n. dgl. ihres Hannes es einem 
Arzt za ermöglichen oder za erleichtern, die Praxis, die der Verstorbene batte, 
mehr oder weniger an sich za ziehen. Wenn Klägerin von dieser MOgUcbkeit 
in der Weise Oebraach gemacht hat, daß sie Wohnung and Bücher gegen 
ein nicht allzahoch bemessenes Entgelt dem Beklagten überlassen hat, so ist 
darin irgend etwas Unsittliches nicht za Anden; die „Anschaung der gerecht 
und billig Denkenden* würde es vielmehr nicht verstehen, wenn z. B. die 
Erben eines beliebten, aber jang and ohne Hinterlassung eines Vermögens 
verstorbenen Arztes sich nicht auf diese Weise ebe pekuniäre Hilfe sollten 
verschaffen dürfen. Daß aber das vom Beklagten für den sogen. Verkauf der 
Praxis gewährte Entgelt — auch wenn ein solches schon im Betrag von jähr> 
lieh ein paar 100 Hark in dem Hitzins von 1500 Hark mitenthalten sein sollte 

— ein mäßiges ist, nnterliegt keinem Zweifel, wenn man die darch die ge* 
troffene Vereinbarung dem Beklagten erOffneten Chancen in Betracht zieht. 
Der Beklagte seinerseits hat ebenfalls nicht unsittlich gebandelt, wenn er für 
Benatzang der ihm gebotenen günstigen Oelegenheit die tatsächlich vereinbarte 
Gegenleistung gewährt hat. 

Han konnte daran denken, einen Verstoß gegen die guten Sitten darin 
zu sehen, daß die Klägerin die Konsultationsbüäer ihres Hannes dem Be* 
klagten überlassen hat, deren Einsicht jedem Unberufenen versagt bleiben 
mußte angesichts der darin niedergelegten Notizen über die dem Mann der 
Beklagten anvertrauten, von ihm geheim zu haltenden Mitteilungen über die 
Krankbeittverhältnisse der Patienten. Allein auch dieser Gesichtspunkt trifft 
nicht zu. Die Parteien sind selbstverständlich davon ansgegangen, daß Be* 
klagter von den fraglichen Mitteilungen nur, wenn und soweit die betr. Pa* 
tienten sich an ihn wandten, Gebrauch machen werde und dürfe; ein solcher 
Gebrauch lag aber durchaus im Interesse der Patienten, und wenn in solcher 
Weise ein Arzt einem andern Arzt — z. B. dem ihn während einer längeren 
Beise vertretennen Arzt — Einsicht in seine Bücher gewährt, so liegt darin 
kein Vertrauensmißbranch, keine Verletzung der Schweigepflicht, es muß dies 
vielmehr — auch ohne Einholung der Einwilligung aller einzelnen Patienten 

— angesichts der dem Arzt, dem die Einsicht gewährt wird, obliegenden Ver* 
pflichtung zur Verschwiegenheit als durchaus zulässig angesehen werden, ln 
gleicher Weise enthält auch die Ueberlassung der ln Bede stehenden Bücher 
durch die Klägerin an den Beklagten nichts Anstößiges, wie denn auch der 
„Verband der Aerzte Deutschlands* den Beklagten von Anfang an auf die 
Erwerbung der Bücher hingewiesen hat. 


Versagung der Genehmigung zum Betriebe einer Privatentblndnngs- 
^stalt wegen Mängel an den banliehen und sonstigen teebnlsehen Ein¬ 
richtungen. huf die blosse Erklärang^ diese Mängel beseitigen zn wollen^ 
braucht der Terwaltnugsrichter nicht einzogehen. Entscheidung des 
preuß. Oberverwaltungsgerichts (111.8.) vom 14. Februar 1910, 
Nach § 115 Abs. 3 sind die für die im Verwaltungsstreitverfahren über 
Anträge auf Erteilung einer Konzession zu Privatentbindnngsanstalten zu 
treffenden Entscheidungen die von den MedizinalaufsichtsbehOrden innerhalb 
ihrer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen allgemeinen Anordnungen über 
die gesundheitspolizeilichen Anforderungen, welche an die baulichen und son* 
stigen technischen Einrichtungen der Anstalten zn stellen sind, maßgebend. 
Dergleichen Anordnungen hat der Königliche Begierungspräsident zu P. unter 
dem 4. Dezember 1900 erlassen. Die von der Klägerin eingereichten Zeich* 
nungen ergeben aber, daß die baulichen und sonstigen technischen Einrich¬ 
tungen der von ihr geplanten Anstalt in dem Beschlüsse vom 9. Februar llk)9 
hervorgehobenen Punkten den Anordnungen des Begiernngspräsidenten nicht 
entsprechen. Auf die bloße Erklärung der Klägerin, daß sie die gerügten 
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Mlagel bMeitigen wolle, branoht der Vorderrlehter nicht einsngehen, da ei 
ihr obgelegen bitte, Uber die Art der beabsichtigten Abstellnng nibere An¬ 
gaben nn machen nnd diese dnrch Erginxnng der Zeiohnnngen nnd Pline sn 
erlintem. 


^ Die Genehnlgnng rar Anlage einer PrfTatkrankrnanstalt kann anek 
tuem Htehtarste erteilt werden, falls dieser Elnrfcbtnngen frtfft« die den 
Anstaltsbeenehern die Jederselttge Efnholung irstlleher Hilfe erwStrlleben. 
Die danerade Anstellang eines Anstaltsarstes kann nicht gefordert werden. 
Entscheidung des prenB. Oberyerwaltnngsgerichtn (IIL 8.) 
Tom 9. Denember 1909. 

Die angefochtene Entscheidung nnd der Beschlnfi tob 8. Jnli 1908 
werden offenbar yon dem Gedanken beherrscht, daB ans der mangelnden Flhlg- 
keit des Unternehmers einer Priyatkrankenanstalt, eine Krankheit richtig ra 
erkennen, eine ünnuyerlissigkeit im 8inne des § 80 a. a. 0. gefolgert nnd 
deshalb yom Kläger die dauernde Anstellnng einer rar Bebandlnng der 
Banken geeigneten ffilfskraft gefordert werden mflsse. Diese Anffassnng ist 
eine rechtsirrtflmliche. Es ergibt sich ans den hiermit in berag genommenea 
Ansfffbrnngen des Urteils des erkennenden 8enats yom 19. Januar 1898. Dort 
ist namentlich dargelegt worden, wie nicht anerkannt werden kOnne, daB die 
mangelnde Fihigkeit, eine Krankheit richtig ra erkennen, ohne weiteres auch 
die Fihigkeit in sieh scblieBe, Krankheiten der fflr die Anstaltsbehandlnng in 
Aussicht genommenen Art, nachdem sie dnrch einen dara befihigten Arst la 
ihrer Eigenart rayor erkannt worden sind, richtig ra bebandeb. 

Da hieran festrabalten ist, so unterliegt die Vorentscheldnag der Anf* 
hebnng ^8 94 Ziff. 1 des Landesyerwaltnngsgesetzes). 

Bei der eintretenden freien Beurteilung kommt folgendes in Betracht: 
Nach dem jetst yorliegenden Beweismaterial liBt sich ans dem Verhalten den 
KUgers gegenüber der Ehefrau B. eine Unsnyerlissigkeit im 8inne des $ 80 
der B. G. 0. nicht herleiten. Dieser Fall wird dnher ansscheiden mflssen, b- 
sofern nicht etwa nene ihn betreffende Bachen nacbgewiesen werden, die ge¬ 
eignet sbd, den Kliger ab nnznyerlissig hbrastellen. 

Im übrigen wird der BezirksansschnB sich unter Berüeksichtignng des 
yom Kliger erst b der gegenwärtigen Instanz Vorgebracbten nnd unter Be¬ 
achtung der im Urteil yom 10. Jannar 1908 anfgestellten Grnndsitse erneut 
darüber schlüssig machen müssen, ob die Oenehmignng erteilt werden kann. 
Wenn der Kliger, wozu er jetzt anscheinend bereit bt, Einrichtungen träfe, 
die den Anstaltsbesncbem die jederzeitige Einholung ärztlicher Hilfe ermüg- 
liehen, so würden dadurch nach dem angezogenen Erkenntnis Jedenfalls di^ 
jenigen Bedenken beseitigt werden, die der Vorderrlehter anf den Umstand 
stützt, daB dem Kläger die Fähigkeit abgebt, Krankheiten ra erkennen. Zur 
Vornahme der hiernach noch erforderlichen Verhandlungen war die 8aohe b 
die Vorinstana rarückrayerweben. 


y 


Znrtteknahme des Prilfnngszeugnbses einer Hebanme wegen der ans 
nbriiasiger TBtnng einer WSebnerin ra folgernden UnrarerlisBlgkeft. 
Bel der Naehprfifnng einer Hebamme Ist der Mangel an Kenntnissen nicht 
nnr dnrch eine Kritik der Lelstnngen nachrawelsen, sondern es mnss 
aneh ans Gang nnd Inhalt der Prüfungen ra ersehen sein, welche Fragen 
'yergelegt nnd welche Antworten gegeben wurden. Entseheidnng des 
preuB. Oberyerwaltnngsgerichts (DII.8.) yom 10.Februar 1910. 



Znrleknahme des Prlfnngssengnlsses als Hebamme wegen Unrayer- 
IBsslgkelt nnd Unkenntnb der bestehenden VorsehiiDen. Fleht genügende 
Kenntnis der deutschen Sprache Ist kein Entsehnldlgnagsgrnnd. Ent- 
Bcheidnng des prenB. Oberyerwaltnngsgeriehts (UI. Ben.) yom 
17. Febrnar 1910. 

Der Vorderrichter hat der Beklagten das Prüfnngszengnis, das sie im 
Jahre 1876 ron der Begiernng sn Oppeb erhaltmi hat, entsogen, weil die 
Krrisärzte Dr. K. nnd Dr. Sch. begutachtet haben, daB sie nidit mehr die 
erforderlichen Kenntnisse besitze. Die Bekbgte will das Ergebab der Prüfung 
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dtt genuiateB Aente oiohk geUen lusen, da lie aor der polniioben Sprache 
miehtig sei and die Prflfong in der deateohen Sprache stattgefonden habe. 

Aoegebildet ist die Beklagte in der polniechen Sprache and es ist ihr 
nach in dieser Sprache das Zeagnis aasgefertigt Sie hat deshalb daraof 
Ansprach, in der TOlnischen Sprache daraaf geprüft za werden, ob sie noch 
die erforderlichen Kenntnisse besitzt, wenn sie nar dieser Sprache mächtig ist. 
Anderseits kann sie ihre Unkenntnis mit den Vorschriften des neuen Lehr« 
bachs nicht damit entschuldigen, daß dasselbe nicht mehr in polnischer Sprache 
heraasgegeben wird and daß aach der Unterricht in den Lehranstalten nur 
noch in deatscher Sprache stattfindet. Der Beklagten iag es ob, sich mit 
Hilfe von Personen, die der deutschen Sprache mächtig sind, mit den neueren 
Vorschriften ausreichend bekannt zu machen. 

Die Kreisärzte haben indes bereits sich dahin ausgelassen, daß ihrer 
Ueberzeagang nach die Beklagte der deatschen Sprache soweit mächtig ist, 
als es zam Verständnis and zur Beantwortang der ihr gestellten Fragen 
erforderlich war. Sie haben weiter bekundet, daß sie selbst die polnische 
Sprache soweit beherrschen, am nachhelfen za kOnnen. In diesem Sinne hat 
sich auch der Direktor der Hebammenlehranstalt aaf Qrand der mit der 
Beklagten Torgenommenen Prflfang aasgesprocben. Nach der Art, wie die 
Beklagte die gestellten Fragen beantwortet hat, gelangte dieser SaohTer« 
ständige za der Ueberzeagang, daß die Beklagte nicht mehr die ffir ihren 
Beruf nötigen Kenntnisse za besitzen scheine. Er hielt es aber für mOglich, 
daß die seiner Ueberzeagang nach der deatschen Sprache vollkommen mächüge 
Beklagte ihre Kenntnisse im Fall der Teilnahme an einem sechswöchigen 
Unterricht noch aasreichend wflrde ergänzen können. 

In den Berichten wird der Beklagten zum Vorwurf gemacht, daß sie 
bei der Entbindnng der Fraa 0. am 22. Härz 1909 einen Arzt erst nach Ver¬ 
lauf von zwei Stunden zagezogen hat, obschon sie einen Nabelschnurrvorfsll 
bemerkt and der Ehemann die sofortige Zaziehong eines Arztes angeregt 
hatte. Am 24. November v. Js. hat sie die innere Untersachang der Fraa N. 
ausgeftthrt. ohne ihre Hände der Vorschrift gemäß gereinigt zn haben. Der 
Kreisarzt Medizinalrat Dr. Sch. fand ihre Hände and Nägel schmutzig und 
die Nagelbarste trocken. Die Beklagte batte darnach ihre Hände and Nägel 
nicht mit der Bürste gereinigt. Sie war aber aach nicht mit rdnem Ansag 
und weißer Schttrze bekleidet; sie batte nicht alle zar Entbindung erforder¬ 
lichen Instrumente bei sich, nach nicht Alkohol and Sablimatlösong, womit 
sie die Hände und Nägel nach voraosgegangener Waschong mit der Bürste 
za reinigen hatte. 

Die Qlaabwürdigkeit der Berichte des Kreisarztes unterliegt keinem 
Bedenken. Die in ihnen enthaltenen tatsächlichen Anführungen sind, weil 
nicht bestritten, für zngestanden za erachten. Sie ergeben, daß die Beklagte 
die in den §§ 192, 193, 194, 848, 849 des Lehrbuches gegebenen Vorsdi)riften 
nicht beachtet bat. Insbesondere maß es ihr als eine grobe LeichtfertigkMt 
angerechnet werden, daß sie die innere Untersuchung der Frau N. ausgeftthrt 
hat, ohne sieh vorher mit der vorschriftsmäßigen Bekleidung versehen und 
ohne vorher ihre Hände gehörig gereinigt za haben. Sie hat sich hiermit als 
derartig anzuverlässig für ihren Beruf erwiesen, daß sieh deshalb die Ent¬ 
ziehung des Prüfongszeagnisses und daoiit die Bestätigang der Vorentscheidong 
rechtfertigt. _ 


Ist eine Schlachterei auf Grand des § 16 B. G. 0. gewerbepollzelUch 
genehmigt, so kann Ihre fernere Benntzung nach § 61 der B. G. 0. nnr 
wegen überwiegender Nachteile and Gefahren für das Allgemeinwohl durch 
die hdhere VerwaltungsbehSrde gegen Entschädigung ontersagt werden. 
Entscheidung des preuß.Oberverwaltangsgerichts(III.S.)vom 
21. AprU 1910. _ 


Verbot das Kegelsehlebens mit Gammlkugeln nach 10 Uhr abends 
wegen gesundheltsgeflhrdender Stdraag der Naehtnbe. Berüekslebtlgnng 
nervdser Personen. Entseheidang des prenß. Oberverwaltangs- 
gerichts (III. S.) vom 28. Oktober 1909. 
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Bechtipreehong and Medizinal-Goaetsgebanff. 


Die Annahme des Vorderrichten, daß das in der Wirtschaft des EUgers 
nach 10 Uhr abends stattllndende Kegelschieben die Nachtrnhe der Anwohner 
stdre und deshalb eine Oesondheitsgefahr herrormfe, findet in dem Ergebnis 
der Beweisaafnahme, insbesondere in dem Ontachten des zuständigen Krein- 
arztes Tom 6. November 1908 eine aasreichende Grundlage. Sie verstoßt 
daher nicht gegen die klare Lage der Sache und ist somit rar die Bevisions* 
Instanz maßgebend. Trifft das aber zu, so ist es nicht rechtsirrtflmlich, wenn 
der Bezirksausschuß das mit der Klage angegriffene polizeiliche Verbot des 
Kegelschiebens nach 10 Uhr abends durch die Vorschriften des § 10 Tit. 17 
T. II des ALB. ffir gerechtfertigt erachtet. Die Bügen der Bemionsschrift 
sind verfehlt. Insoweit der Kläger dem Umstande, daß es sich um die StO* 
rang der Nachtruhe nur einer Person handeln würde, und dem § 905 des 
BGB. Einwendungen entnimmt, sind diese schon in dem oben bezeichneten 
Bevisionsurteil und in dem Erkenntnis erster Instanz widerlegt worden. Auch 
ist dort bereits hervorgehoben worden, daß der Kläger durch die ihm erteilte 
Erlaubnis zum Betriebe der Gastwirtschaft keineswegs das Becht erlangt hat, 
seine Kegelbahn in ganz unbeschränkter Weise und in einer die menschliche 
Gesundheit gefährdenden Art zu benutzen. Irrig ist ferner die Ansicht des 
Klägers, daß das Gesetz die Berücksichtigung nervOser Personen ausscblOsse; 
der Unterzeichnete Gerichtshof ist in ständiger Bechtsprechung von dem Gegen* 
teil aasgegangen. Hervorgehoben mag hier übrigens werden, daß der Sach¬ 
verständige in seinem Gutachten von „empfindlichen* Menschen spricht und 
die schädliche Wirkung des durch das Kegelschieben verursachten Geräusches 
auch gar nicht einmal auf diese beschränkt. Die Eigenschaft S.s als eines 
Luftkurortes hat der Bezirksausschuß aber nur betont, um darzutun, daß sloh 
dort tatsächlich zahlreiche erholungsbedürftige Personen aufzuhalten pflegen. 
Demgemäß war die Vorentscheidung zu bestätigen. 


Die Polizei Ist auf Gnud des | 10 Tlt. 17 T. II ALB. berechtlft, 
zur Abwendung der gesundhettsgefährllchen Terunrelntgung eines Grabens 
die Beseitigung des Anschlusses einer Sammelgrube an einen in diesen 
Graben mündenden Kanal zu verlangen. Entscheidung des preuß. 
Oherwaltungsgerichts (IX. 8.) vom 8. November 1909. 

.... Nach S 10 Tit. 17 T. I des ALB. ist es das Amt der Polizd, die 
nötigen Anstalten zur Herstellung der öffentlichen Bube, Sicherheit und Ord¬ 
nung und zur Abwendung der dem Publiko odor einzeken Mitgliedern der¬ 
selben bevorstehenden Gefahr zu treffen. Die Verfügung ist demnach auf¬ 
recht zu erhalten, wenn die Einleitung der Schmatzwässer aus der Sammel¬ 
grube des Hauses in den Kanal, von wo sie in die offene Galgenstraße ge* 
langen, eine Gefahr für die menschliche Gesundheit bildet. Unstreitig gelangen 
in diese Sammelgrabe die FikaUen der Hausbewohner, so daß das daraus durch 
den Kanal in den Galgengraben abfließende Wasser mit Fäkalien durchsetzt 
ist, auch wenn gröbere Fäkalstoffe selbst in der Grube Zurückbleiben. Ge¬ 
langen solche Fäkalabwasser in einen offenen Graben, so ist zweifellos eine 
Infektionsgefahr vorhanden, da es niemals ausgeschlossen ist, daß sie Keime 
ansteckender Krankheiten aus den menschlichen Abgängen aufnebmen und den 
anderen Personen zugänglichen offenen Graben zuführen. Diese Gefahr ist 
jedenfalls hier eine beträchtliche, da der Graben im Ortslanf einer große« 
Stadt gelegen ist. Zur Abwendung dieser gesundheitsgefährlichen Verunreinigung 
des Grabens durch Gebot der Ikseitigong des Anschlusses der Sammelgrub« 
an den Kanal war die Polizeiverwaltung ebenso berechtigt wie verpflichtet 
auch wenn dem Kläger dadurch pekuniäre Nachteil« entstehen sollten. 


Pellzeiliehes Elnsehreiten gegen den mit gesnndheitsgefUurdenden 
Anadflnstnngen verbundenen Betrieb einer Schweinemastanstnlt Ist be¬ 
rechtigt; denn die Beeinträchtigung des Genusses frischer Luft begründet 
eine pollzeilieh zu beanstandende Gefährdung der Gesundheit. Die üm- 
webner haben nicht nötig, die gesaadheltsgefährdenden Ansdünstnngen 
za dulden ind zn versuchen, eh es dnreh Gewähnnng an dieselben ge- 
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Itifea addite, enftUeherai €(MudheltB8eliIdigwig«i TomdMsgei. Eat- 
■ cheidnag dea preifl. ObarTerwaltnagigeriehtB (I. 8.) tom 
1. Oktober 1909. 

AosweuUch der Äktea der Poliseidirektioa bat die SehweiaeinaetaaBtalt 
des Kiigera Teracbiedenea Umwohaera Aalad au fortgesetztea Besehwerdea 
gegebea. Diese Besehwerdea giagea stäadig dahia, dafi aas der Äastait ia- 
teasire, ekelerregeade AasdOastoagea sieb Terbreitetea, darcb welche die üm> 
wobaer ia dem erforderliehea GeaoB frischer Loft beeiatrichtigt wttrdea. Sie 
babea aa einer fortgesetatea poliaeilichea üeberwachaag der Anstalt nad 
wiederholt an örtlichen Feststeunagen yon seiten Sachyerst&ndiger gelflhrt, 
dueh welche die Beschwerden lüs b^rlindet anerkannt worden siad. Dafi 
die Nachbarcchaft des klfigerischen Gehöftes zeitweOidi unter üblen Aas> 
dÜBStangen an leiden hat, erkennen alle Sachyerstindigen und Beamte an, 
die mit der Prttfanff der örtlichen VerhUtnisse befafit gewesen sind. Nar 
darüber gehen die Meinangen znm TeU auseinander, ob diese AnsdÜBBtangeB 
lediglich unmittelbar yon der Anstalt des Klfigers stammen oder mit aus 
den Beyisioassdi&ohteB der stfidtisehea EanaUsation herrühren. Ob diese 
letztere Annahme zutrifft, und ob auch, wie der Kläger behauptet, noch wei¬ 
tere Entwickelungsherde übler Ausdünstungen in Betracht kommen könnten, 
ist unerheblich und bedarf keiner näheren Feststellung. Für die Entscheidung 

S enügt es, dafi aa der Verbreitung der yon den Umwohnern gerügten Ans- 
ünstungen und demzufolge aa der Herbeiführung des durch diese Ausdün¬ 
stungen bewirkten poliadmdrigen Miflstandes die Anstalt des Klägers jeden¬ 
falls mitbeteiligt ist. Dafi dies in der Tat der Fall ist, unterliegt nach dem 
Ergebnisse der Mlizeiliohen Ermittelungen keüiem Bedenken. Was der Kläger 
demgegenüber als Gegenbeweis anbietet, ist zur Widerlegung dieses Ergeb¬ 
nisses idcht geeignet. Dea FeststeUungen liegen keineswegs nur Ausdünstungen 
angrunde, die durch die Duagabfuhr yerursacht waren, sondern auch solche, 
wuche den Stauungen und Buchten entströmten. Dafi durch derartige Aus¬ 
dünstungen die Umwohner erhebUch belästigt und insbesondere im Genüsse 
der frischen Luft beeinträchtigt werde^ entspricht der Natur der Sache und 
der Erfahrung des Lebens, die an den Geriditshof audi anderweit gelegeaüich 
gleichartiger Streitsachen herangetreten ist. Die örtUchen Ermittäungen, 
welche dies auch im yorUegenden FaUe bestätigen, können in ihrer Ueber- 
zengunnkraft durch gegenteilige Bekundungen yon Zeugen oder Sachyerstän- 
digea mcht ia Frage gesteUt werden. NamentUch sind dafür die yom Kläger 
yorgelegten und in Bezug genommenen Gutachten, weiche die technisch 
wandfreie Beschaffenheit des klägerischen Betriebes anerkennen, ohne Bedeu¬ 
tung. AUes dieses yermag aa der aUein entscheideBden Tatsache nichts zu 
Indem^dafi aus diesem Betriebe, wenn auch nur zeitweilig, aber doch in stän¬ 
diger Wiederholung, Ansdünstangen in die Nachbarschaft sich yerbreitea, 
wdohe dieser in onem nach dem Gutachten der berufenen amtsärztUchen 
Sachyerständigen die Gesundheit gefährdenden Maße zur Belästigung gereichen. 
Dafi die Beebträchtigung des Genusses frischer Luft ebe poUzeilidi zu be- 
aastandene Gefährdung der Gesundheit begründet, hat der Gerichtehof b 
ständiger Bechte^echung, insbesondere audi bei Anbgen der yorUegenden 
Art anerkannt. Und dafi dies im yorliegenden FaUe auch für Menschen mit 
normalem Gemehssbne zutrifft, bt nicht nur ohne weiteres ans der Natur der 
AusdÜBStUBgen zu schUefien, sondern auch aus den Gbtachtea der ärztUchen 
Sachyerständigen zu entnehmen. Die Umwohner und die zu ihrem Schutze 
berufene Polbei haben nicht nötig, die gesundheitsgefährdenden Ausdünstungen 
zu dulden und zu yersuchen, ob es durch Gewöhnung an dieselben gelbgen 
möchte, ernstlicheren GesundheiteBchädignngeB yorzubeugen. Sache des Klägers 
bt es, wb auch das Urteil des Landgerichte zu Potsdam yom 11. Januar 1907 
anerkennt, seb Grundstück und seben Betrieb b dnem derartige Gesundheite- 
^ährdungen nach MögUchkeit aussehUefieadea polbeimäfiigen Zustande zu 
halten und die zur Verhütung soldier Gefährdungen enorderlichen Vor¬ 
kehrungen zu treffen. Wenn der Kläger demgegenüber geltend macht, dafi 
die angeordnetea Vorkehrungen saohwidrig seien, da ne die sachgemäfie 
WeiterbenatzuBg seber Mastanstalt hbderten, so kann er für diesen Ebwand 
keb Gehör beanspruchen. Dafi die yon der Polizei yerlangten Mafinahmen 
geeigaet sbd — und darauf kommt es aUdn an, — die VerbreitaBg der he- 
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MiUadeteB AofdlkwtiuigM, weaa nicht TdUig ciuziuchlieBcii, lO doch aal 
«in «rtrl^liehes einiaBohrlnken, wird durch die hbereinctiinmende Begut* 
achtang der SachrereUadigen, aal deren Yorechlägen sie beruhen, außer 
Zweilei gestellt. Ob und welche Httckwirkungen ihre Durchfflhrung lür den 
Betrieb des Kligers sur Folge bat, kommt Itir das Torliegende Verfahren 
nicht in Betracht da diese Fragen lediglich das Gebiet der Notwendigkeit 
und Zweckmißigueit der poUaeUichen Auflage berühren, welche nach dlesea 
Bichtungen hin der Nadipmung durch den Verwaltungsrichter nicht unterliegt 


Bu peliielllohes Verbot der Benutsnng Ton Schnltselgmben wegeh 
gesundheltegeAhrllohen AnsdOnstungeu ist nur dann mSgUeh, wenn fest* 
steht) dass su Jeder Jahresieit eine Gesnndheltsgefahr rorllegen wflrde. 
Entscheidung des preuß. Oberrerwaltugsgerichts (IlLS.)Toni 
24. Januar 1910. 

Dem Vorderrichter ist swar ohne weiteres dahin beisutreten, daß die 
Poliseib^Orde auf Grund des § 10 Tit. 17 T. II des ALB. befugt ist, die Be* 
autsung der streitigen Gruben zur Aufbewahrung Ton Schnitzeln zu unter¬ 
sagen, wenn durch ^ese Benutzung eine Gesnndheitsgelahr für die Umwohner 
herrorgerufea wird. Es würde auch an sich nicht zu beanstanden sein und 
enthllt keinen Mangel des Verfahrens, daß der Vorderrichter seine tatsich- 
liche FeststeUuug auf eine außerhalb des Prosesses abgegebene Aeußeruag 
des Kreisarztes stützte, wenn er diese für einwandfrei und bei freier Beweis- 
Würdigung zur Feststeliuag einer drohenden Gesundheitsgefahr für ausreichend 
aasah. 

Die Polizeibehüde war aber bei ihrem Vorgehen auf solche Auflagen 
beschriiüct die notwendig sind, um die Torhaadene Gesundheitsgefahr au W 
sdtigea. Darüber hinausgehende Anordnungen darf sie nicht treffen. Sie 
konnte also im rorliegenden Falle das Verbot, die Schnitzelgraben nach dem 
1. Oktober 1909 überhaupt nicht mehr als solche zu benutzen, nur dann aus- 
nreohea, wenn feststand, daß diese Beautzung au jeder Zeit des Jahres eine 
GesuaÜeitsgefahr für die Anwohner besorgen ließ. Dies hat der Vorderrichter 
nicht festgestelit. Er konnte es auch auf Grund des Gutachtens des Erds- 
arztes nim feststelien, da dieses sich nur auf den am 30. Mai 1908 wahr- 

J genommenen Zustand bezog und sieh darüber gar nicht aasließ, ob die damals 
estgestelltea üblen Gerüche sich auch zu anderen Jahreszeiten, insbesondere 
wihrend der kllterea Monate in derselben Weise bemerkbar machten und 
sehldigead su wirken geeignet waren. 

.... Bei freier BeurteUung ist die Sache, wie sich schon aus den Tor- 
stehenden Ausführungen ergibt, nicht spruchreif. Sie muß deshalb zur noch¬ 
maligen Verhandlung und Entscheidung, und swar swechm&ßig an den Bezirks- 
anssdiußj surückTerwiesen werden. Dieser wird festsustellen haben, ob und 
aus welchen Gründen der Beklagte die Schaitzelgraben wihrend des ganzen 
Jahres für gesundheitgeflhrdend hielt, und erforderlichenfalls nach Vornahme 
der etwa noch notwendigen weiteren Ermittelungen erneut Entscheidung treffen 
und dabei berücksiehtigen müssen, daß die Aufbewahrung Ton Bübenschnitsela 
in den streitigen Gruben nur für die Zeiten untersagt werden darf, in denen 
dadurch eine GeoundhMtsgeflhrdung durch die Anwohner au besorgen bt. 


Ein allgemeinei Verbot dee Eluhringenf) Verladene usw. niehtdee* 
lallalerter Lumpen let nur dann sullsslf) wenn beetinunte Tatsaehea 
TorliegeU) die erkennen lassen) dass der Gesehiftsbetrieb su elaer 
Ctosuadheltsgefahr schon geworden ist «der dass eine solche Cbfshr be* 
Torstehi. Urteil des preuß. OberTerwaltungsgerichts (III. S.) 
Tom 24. Februar 1910. 

Es mag dem Beklagten sagegeben werden, daß Ton Lumpen, die auf 
der Straße rerladen werden, üble Gerüche ansgehen können, welche das um¬ 
wohnende Publikum erheblich belistigen, und daß die Lumpen lafektioaskebne 
enthalten können. Zu einem Ehmelureiten auf Grund des § 10 ^ 17 T. U 
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d«t ALB. iik die Polizeibehörde aber ma dann befi^ wenn bestinunte Tat- 
aaohen Torliegea, weiche erkennen laMen, dafi der Oesohiftebetrieb der KU* 
gerin za einer Qetrandheitsgelahr ihr das Pabliknm oder einzelae MitgUeder 
desselben schon geworden ist, oder daß eine solche Gefahr berorsteht. Solche 
bestimmten Tatsachen sind aber nicht Torhanden, auch nicht nach dem Gut* 
achten des Kreisarztes vom 2. Noyember 1908. Die allgemeine Annahme 
allein, daß in Zukunft dnmal von den auf der Straße TerXadenen oder Ter* 
streuten Lumpen eine Gesnndheitsgefahr drohen konnte, rermag ein polizei* 
l^es Einschreiten nicht zu begründen. Auch fehlt es an bestimmten Tat* 
Sachen dafür, daß das Verladen und Verstreuen ron Lumpen auf der Straße 
etwa die Leichtigkeit und Sicherheit des Öffentlichen Verkehrs anf dieser stOre 
(| 6 unter b) des Gesetzes über die Poliseirerwaltung Tom 11. Mira 1850). 
Das Tom Beklagten zur Beseitigung der angeblichen Gesnndheitsgefahr ge* 
wählte Mittel — Ausschlnß aller nichtdesinflzierten Lumpen Tom Geaohlfts* 
Terkehr der Klägerin Zu und Ton dem in Bede stehenden Geschäftslokale — 
geht aber auch über das erforderliche Maß hinaus, da es zweifellos in dem 
GeschäftsTerkehre größere Mengen Ton Lunten geben kann, welche Infektions* 
k^e nicht enthalten. Endlich ist es der Klägerin tatsächlich nicht möglich, 
das Hineinbrbgen und Hinaustragen Ton nicht inflsierten Lumpen zu Terhin* 
dem, wenn ihr solche zum Ankau wider ihren Willen angeboten würden; die 
polizeiliche Verfügung Teriangt somit, wie de erlassen ist, Ton der Klägerin 
auch Unmögliches. _ 


Bel einer Schule mit hOehstens 9 Kindern genügt Je ein Abort 
für Lehrer und Kinder sowie ein Pissoir. Entscheidung des prenß. 
OberTerwaltungsgerichts(VIL S.) Tom 14. Dezember 1909. 


Bei einem eine Krankheit TemnlassMiden SelhstmeriTersnehe kann 
nur tmi einer Torsätsliehen Herbeiführung der Krankheit Im Sinne 
des I 26 a Abs. 2 Nr. 2 des KrankenTersioherungsgesetses die Bede seluy 
wenn der Vorsatz des SelbsmOrders nicht allein auf die TStung sich rich¬ 
tete, sondern wenn er sich bei dem SelbstmordTersuch bewusst war oder 
bewusst sein musste, dass dieser nicht sofort zum Tode, sondern über¬ 
haupt nur oder zunächst nur zu einer Krankheit führen werde. Entschei¬ 
dung des prenß. OberTerwaltungsgerichts (III. S.) Tom 17. Ja¬ 
nuar 1910. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A« Kömlgfretola Premmmeua 

Belsekosten der Jnstiabeamten ln gerichtlichen Angelegenheiten. 
Allgemeine Verfügung des JustizministersTom27.September 
1910»). 

8.Vom 1. Oktober 1910 ab erhalten an Fahrkosten einschließlich 

der Kosten der Gepäckbeförderung: 

- a) für Wegestiecken, die auf Eisenbahnen oder Schiffen suückgelegt werden 
können, der Bichter für das Kilometer 9 Pf., wenn der Fahrpreis für die 
erste Wagenklasse gezahlt worden ist. sonst 7 Pf., sowie 1,60 M. für 
jeden Zu* oder Abgang am Wohnort oder an einem auswärtigen üeber- 
nachtun^ite; der (Terichtsschreiber für das ^ometer 7 Pf., wenn der 
Fahrpreis für die zweite Wagenklasse oder die erste SchifEiklssse bmuüilt 
worden ist, sonst 5 Pf. sowie 1 Mark für jeden Zn* oder Abgang am 
Wohnort oder an dnem auswärtigen üebemaehtnngsorte; 


») Diese Bestimmungen Anden auch auf die M edisinalbeamten in ihrer 
Tätigkeit als gerichtliche SachTerständige Anwendung; deshalb sind de hier, 
soweit de für diese Interesse haben, abgedrudkt. 



2ä8 IkditipreelraBg «ad itedirinai'deMtifetHttli 

b) fdr WagealreekeBy die «kht «af Eisenbaluie«, Kiehbahae« oder SeUflea 
sarttckgelegt werdea kSaaea, der Richter 50 Pi, der Qeileht«dffeiber 
25 Pf. fflr das Kilometer. 

Der Nachweis, ffir welche Wagea* oder Schiibklasse der Fahrpreis he* 
sahlt wordea ist, wird durch die Fentcheroag des Beamtea geftkhrt. 

4. Habea in den Torstehead sn 3b bexeichnetea F&Uen der Richter aad 
der Qerichtsschreiber dasselbe Yerkehismittel gemeinschaftlich benntst, so er- 
hUt der Richter 80 Pi ihr das Kilometer, es sei denn, daft sich die Fa^- 
kosten des Richters trotz der gemeinschaftlichen Benatzang des Verkehrs¬ 
mittels nicht ermtfiigt hat. 

5. Habea an Fahrkostea ebsehlieBUeh der Aaslagea für Za* oder Ah- 
glage höhere als die bestimmaagsmifligen Betrige aalgewendet werden missea, 
sind diese za erstatten. 

6. Die Bestimmung aber die Abmndang der EatfemaiMea auf 8 Kilo¬ 
meter (bei Reisen von 2—8 Kilometer im § 5 Abs. 2 der Verordnung ?om 
24. Dezember 1878 in der Fassung der Verordnung rom 8. Mai 1876 [0«s.-9. 
8. 1191) Torliert ihro YHrksamkeit. 


^ TeUaahme des GaralsMaratee oder raagllteatea Saaltitsonilem aa 
Men Sitzungen der HeenadheitskemmlssieaeB. Erlaß der Minister der 
Bsw. Medizinalangelegenheiten aad des Innern ?om 14. Ok¬ 
tober 1910 - M. d. g. A. M. Nr. 2459, Min. d. laa. Hd Nr. 2817 — aa 
slmtliche Herren Regiernagsprisidenten. 

Mit Rücksieht aal die WechselbeziehBBgen zwisehea dem Qesaadheits- 
zastande der ZiTilberOlkerung and der Militfapersoaea ln den OamisoBortea 
erscheint es wünschenswert, aa6 in den Standorten der (Hmisoaarzt oder der 
rangUteste Sanititsofdzier an den Sitzungen der — gemäß § 10 des Qesetses 
Tom 16. September 1899 (0.8.8.8.172) — gebildeten OesandbeitskommiBsioaea 
mit beratender Stimme teilnlmmt, damit insbesondere in Seachenfillea die 
Heeresrerwaltang Uber den Stand der Erkraakangea aad die getroffeaea Ah- 
wehrmaßaahmen rechtzeitig and zuTerlissig unterrichtet wird. 

Im Eiayemehmen mit dem Herrn Kriegsminister ersachea wir die Herren 


Regierancmräsidentea, bei den in Betracht kommenden städtischen Behörden 
and Lan«äten darauf hinzawirkea, daß tunlichst in allen Qaraisonortea, sofern 
nicht schon jetzt Vertreter der Qaraison der (j^esaadheitskommissioa als Mit¬ 
glieder angeboren, ein Ton dem Qamisonkommando absaordaeader Saaltite- 
offisier regelmäßig za dea Sitzangea dar Oemndheitskonuniasiea mit beratender 
Stimme zagezogea werde. _ 


B* Kömlgpreldz Bayern. 

Verleihaag tob ApothekenkeniessloaeB. MinisterialTorf Bgaag 
des Staatsministers des lanera Tom 20.Septemher 1910. 

Unter Bezugnahme auf Ziff. 2, Abs. U der MlmerialeBtsehließaBg Ton 
29. Jani 1900, Nr. 14894, wird folgendes erOffiaet: 

Nach der derzeitigen Rechtsttbaag werdea bei der Verleihaag Toa 
Apothekenkonzessionea die Besitzerdienstjahre regelmäßig nur zur Hälfte aa- 
gerechnet und die sog. Vorrückaagea Toa ApothekeabesiUerB erst nach zeha- 
jttrigem Besitze gestattet 

Diese Uebang bedarf insoweit der Milderang, ab etae Apothekeafthrang 
ohne ständige pharmazeutische HOfdEraft (Oehilfea oder Lehriing) ta Frage steht 

In solchen Fällen hat daher künftig ab Regel za gelten, daß db Be- 
sitserdieastjahre toU anzarechnea and die Vorrückaagea schon nach fünf¬ 
jährigem Besitze za gestatten sind. Hat eine ständige pharmaaeatbche Hflfa- 
kraft nur während eines Teiles der Dienstzeit gefehlt, so bt dio bezeiohaete 
Regel Terhältabmäßig zur Aaweadnag za bringen. 


Redaktiea: Q«h.Medw-Rat Prot Dr.Rapmaad, Reg.- o-Med^Ratin Minden LW. 

S. .0 0 . Brvat, Hmotl. SM», n. TtnU. S«a..L. HoiaiehdiMk«f«l to MMm. 




Eeclitsprechiing und Üffedizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage snr 2toit8olLrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 22. 20. November. 1910. 


Rechtsprechung. 

In HeekleBbirg.Sehwerin kann slek ela KrelfphyBlku (JetitKrels- 
ant) b«i Abgabe geriebtHftrstllcher Gntaohtea rer den Gerletatea aelaea 
AaitSHities and an dem Setairnrgerielit In Güstrow anf den Ton ihm ge- 
leisteten Diensteid berufen. Urteil des Beiohigeiichtts (lILStr.^.) 
Tom 22. Desember 1909. 


Ein einmaliger Knnstfehler eines Kassenantes ist nleht ohne 
weiteres Grand rar kÜBdlgnngslosea Entlassang. Urteil des Beichs- 
gerichtsgeriohts (III. Z.-8.) Tom 1. Februar 1910. 

Oie Leipsiger Ortskrankenkasse hatte Or. med. H. aal fünf Jahre gegen 
da Gehalt Ton j&hrilch 8000 Mark als Eassenarst angenonunen, ihm aber 
nach Ablauf eines Jahres ohne Einhaltung einer KOndigungslrist gekündigt, 
wdi er bei der Behandlung eines Kassenmitgliedes grobe Kunstlehler begangen 
habe. Dr. H. strengte darauf Klage auf Zurücknahme der Kündigung an und 
swar in beiden Instansen mit Erfolg. Die hiergegen von der Ortskrankenkasse 
eingelegte Bevlsion wies das Beichsgericht unter folgender Begründung anrüek: 

Das Berufungsgericht flodet in Uebereinstimmung mit dem Land¬ 
gericht in dem groben Knnstfehler keinen die Kündigung nach § 626 des 
Bürgerlichen Gesetsbnches rechtfertigenden Grund. Es erkennt, ebenso wie 
das Gericht, an, daß eine fehlerhafte Behandlung eines Kranken durch dnen 
Arst der Ortskrankenkasse diese snr Kündigung berechtigen kann; es Ter- 
adnt aber in der Torli^enden 8ache diese Berechtigung, wdl dem Klüger nur 
eine Verfehlung in einem Tereinselten Falle Torgeworfea werde. Hier- 
bd wird aber nicht etwa angenommen, daß grundsütsliäi eine einmalige Ver¬ 
fehlung niemals einen wichtigen Grund im 8inne des § 626 abgeben kOnae; 
Tielmehr wird aasgetührt, daß unter Umstünden sdum ein Tereinsdtes 
Verschulden des Verpflichteten das Becht des Dienstberechtigten anf sofortige 
Entlassung anslSsen kOnne, hier erscheine aber das Verschulden des Kiügers in 
einem milderen Lichte. Dar Sachstand sd nicht derart, daß der Kasse nicht 
Utte ragemntet werden können, den Klüger nicht weiter in seiner dienstlichea 
Stellung SU behalten. Insbesondere habe die Beklagte den Umstünden nach 
anch nicht su fürchten gehabt, daß ihr im Verhültnis au den Kassenmitgliedera 
ein Bechtsnachteil aus der Beibehaltung des Killers schon deshalb entstehen 
könnte, weil die Terfehlte Behandlung au ihrer Kenntnis gekommen sd. Die 
obmalige Verfehlung des Kiügers habe der Beklagten Grund su ebem 
scharfen Verwebe geben mögen; dem Klager ohne weiteres für die Zukanft 
jedes Vertrauen su entriehen, habe keb genügender Anlaß Torgdegen. 

Das Berufungsgericht hat kura die Gesichtspunkte eber möglichea 
Geführdung der Kassenmitglieder, eber Erschütterung des Vertrauens an dem 
Kassenarst and dner etwdgea Schüdigung der beklagten Ortskrankenkasse 
dareh Ansprüche ihrer Kassenmitglieder erwogen und nach der tatsüohiichea 
Lage des Fdles für unbegründet erachtet. Die Kasse hat erklürt, daß de 
sonstige Verstöße des Dr. H. nicht behaupten wolle. Das Landgericht, aad 
mit ihm das Bernfangsgericht erkennt nicht ab autreffend an, daß der Üüger 
des Zutrauens Terlustig erachtet werden müßte, wenn ihm bd eber dodi 
demlich ausgedehnten TÜtigkeit, die anf Jahre hinaus sebe gesamte berufliche 
Tütigkeit umfaßte, b ebem Falle, wenn anch ans schuldhafter Nachlfissig- 
kdt, eb Irrtum untergelaufen seL Die Kasse hat audi nicht behauptet, dra 
Ton sdten der Kassenmitglieder eb Antrag anf Entfernung des Klägers bei 
ihr geotoUt sd oder sonst ebe gegründete Besorgab Torgelegea habe, daß 
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die Kesieamitglieder od«r eia Teil deraelbea das Zotnaea za d» Kliger 
Terlorea bitten. 


Fahrliulge Titoog eloer Kraakea sdteos eloes lutea mmä «ümt 
H ebauie direh irrtlallebe liiaerilehe Darrelahoag eioea Psilaflektlaai 
■dttels (Oxysjaaat*Pastille). Urteil des Beiebsgerichts (lY. 8tr.-8.) 
Tom 8.Morember 1910. 


Za der Hosikerfraa H. la Breslaa, deren Eatbiadoag 
berorstand. worden die Hebamme Z. and der AssisteBsarst Dr. X. aas dar 
Fraaeakliaik gerufen. Dr. X., der in Begleitung eines Asosteaten ersebieaen 
war, traf sonäcbst, ehe er zar Entbinduag schritt, die nötigen Yorbereitangen. 
Er gab der Hebamme eine unverpackte gr1lnlicb*blaa auMebende Ozyzjanai* 
Pastille mit der Weisung, sie in Wasser aufzulOsen. Die auf dem reckten 
Ohre schwerhörige Frau verstand jedoch, sie solle die Pastille auf ein bischen 
Wasser der Kraäen geben und tat dieses, zumal sie die erst seit kurzem von 
der Frauenklinik zum Desinfizieren verwandte Art von Pastfllen nach dem 
Amißeren nach nicht kannte. Als die Hebamme der Kranken die Pastille, die 
sie fflr ein Mittel zur Linderung der Wehen hielt, gab, befaadea sieh der 
Arst und sein Assistent ebenfalls im Zimmer und waschen sieh. Aul eine 


Aeufleruag der Kranken, sie kOane „es* nicht herunterschlaekea, sagte der 
Arzt, in dem Glauben, die Kranke rede von dem ihr gegebenen Trinkwaaser, 
za der Hebamme, warum sie der Kranken so viel kaltes Wasser zu trinken 
^be, sah sich aber nicht nach dieser um. Erst als er nach etwa 10 Minuten 
das Desinfektionsmittel verlangte, klärte sieh die verhingnisvolle Yerwechan- 
Inng auf. Trotz aller sofort angewandten Gegenmittel starb die bedaueias> 
werte Frau bald darauf in der Klinik an den Folgen dieser Yergiftung. — 
Die Staatsanwaltschaft erhob nun gegen Dr. X. und die Hebamme beim Land- 

{ ericbt Breslau Klage wegen fahrlässiger TOtui^, die zu einer Yemrteilung 
er Angeklagten fOhrte, und zwar des Dr. X. zu einem Monat und der Hebamme 
Z. zu 2 Woäen Gefängnis. Das Landgericht nahm in seinem Urteil an, dafi 
das Yerbalten des Dr. X. pfiichtwidrig gewesen sei, da er gewußt habe, daB 
Ozyzyanat ein tödliches Gift und dies der Hebamme unbekannt gewesen seL 
Er hätte deshalb äußerst vorsichtig zu Werke gehen und sich auch bei pflicht- 
mäßiger Aufmerksamkeit bei der Aeoßerung der Kranken Uber die Schluck- 
beschwerden sofort zu ihr amwenden und den Grund ihrer Klagea aachprfllen 
mflssen. — Auch die Hebamme habe sich schuldig gemacht. Sie habe gewußt, 
daß sie auf dem rechten Ohre schwerhörig sei, und sei deshalb zu besonderer 
Yorsicbt verpflichtet gewesen. Auch hätte sie damit rechnen müssen, daß die 
ihr übergebenen Mittel Desinfektionsmittel seien, da bei jeder Entbindung 
stets derartige Mittel gebraucht würden. Beide Angeklagten hätten somit die 
Aufmerksamkeit, zu der sie vermOge Ihres Berufes oder (Gewerbes besonders 
verpflichtet seien, aus den Augen gesetzt und dadurch fahrlässigerweise den 
Tod eines Menschen (§ 222 Strafgesetzbuch) verursacht. 

Gegen dieses Urteil legten beide Angeklagten Bevisioa beim Beiehs¬ 
gericht ein. Die Hebamme behauptete, daß sie die Worte des Arztes aac^ 
ihrer Meinung richtig verstanden habe, anderseits brauche sie von diesem, 
auch wenn sie das Mittel nicht gekannt habe, keine Erklärung za fordern, 
sondern müsse im Gegenteil dem Arzte gehorchen und sei nicht berechtigt, 
ohne weiteres Mißtrauen in den Arzt zu setzen. — Der Yerteidiger des Dr. X. 

} (ab zwar zu, daß der Tod durch die Pastille hervorgerufen sä; die Yerab- 
olgung derselben sei aber lediglieh Folge eines durch die Schwerhörigkeit der 
Hebamme hervorgerufenen Irrtums, für den dem Arst keine Schuld treffe. Auch 
ein pflichtwidriges Unterlassen seinerseits kOnne darin nicht erklärt werden, 
daß er sich nicht überzeugt habe, ob seine Weisungen seitens der Hebamme 
nicht richtig verstanden säen. — Der Beiehsanwalt beantragte dagegen Yer- 
werfung der Bevision. Die Hebamme hätte sich bei ihrer Schwerhörigkeit 
sagen müssen, daß sie die Weisung des Arztes falsch verstanden haben konnte, 
und zwar sei sie dazu um so mehr verpflichtet gewesen, als sie das Mittel 
nicht gekannt habe. Außerdem habe sie durchaus nicht dem Arzte blind sa 


n rchen, sondern kOnne jederzeit Aufklärung verlangen. Ebenso habe der 
gewußt, daß es sich bei dem Desinfektionsmittel um eia schweres Gift 
haadelte and daß die Hebamme dieses nicht kannte. Er hätte demnach eat' 
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weder die Aaeftthrang seiner Anordnung selbst ttberwacben oder sieb nnebber 
Ton der saebgemifien Anslfibrong ttbersengen mttssen, da er wobl den Erfolg 
bitte voransseben kSnnen. Das Beiebsgeriebt erklfirte die Eeststellnngen des 
emtinstanzlicben Urteils als einwandfrei, insbesondere sei die grobe Fahr- 
lisi^keit des Dr. X. naobgewiesen; die Beylsion wurde infolgedessen von ihm 
Terworfen. _ 

Bestrafang eines Hellkttnsttera (Sohifers) wegen fahrllsslger 
KSrperrerletsnng. Urteil des Beiebsgoriebts (8tr.>8.) vom 
19. NoTember 1909. 

Es bandelte siob um den Sobifer H. in einem oberscblesiscben Dort 
Dieser batte einen Knaben, der sieb eine schwere Beinyerletznng zngesogen, 
in Bebandinng genommen und dadoreb die sofortige Herbeiziebong emes 
Axstes yerbindert, was zar Folge batte, dafi der Brand binzatrat. Er war 
yom Landgericbt Batibor wegen fabrlassiger KOrperyerletzong yerurteilt worden 
und batte Bevision beim Beiebsgeriebt eingelegt, das dieselbe mit folgender 
Begrttndong yerwarf: 

Ein Aoßeracbtlassen der pfliebtmißigen Sorgfalt konnte die Strafkammer 
ohne Ueberspannong der an den Angeklagten nach dem Mafie seiner persbn- 
Ueben Mnsiebt and Erfabrang and nach den Umständen des Falls za stellenden 
Anforderungen darin finden, daß er die Motter des Knaben anf die nahe 
Gefahr des Hinzatritts des Brandes nicht aufmerksam machte, daß er sie 
nicht yeranlaßte, ihren Sohn sofort in ärztliche Behandlung zu geben, und ihr 
nicht klar machte, daß die einmalige Behandlung durch ihn nicht genfigte, 
ihr Sohn yielmebr weiter in der größten Gefahr schwebte. Die Frage, welkes 
Haß yon Vorsicht im Einzelfalle yerlangt worden kann, ist wesentlich Tat* 
frage. Wenn der erste Bichter dayon aasgegangen ist, daß der Angeklagte 
seit 25 Jahren als Heilkfinstler tätig sei, sich aussebließlich mit der Heilung 
yon Brüchen und Verrenkungen befasse, hierin auch eine gewisse Erfahrung 
und Geschicklichkeit erlangt habe and deshalb bei Anwendung der Aufmerk¬ 
samkeit, zu der ihn diese Tätigkeit an sich besonders yerpfiiebtete, hätte 
erkennen müssen, daß die Verletzong des Knaben außerordentlich schwer war 
und die Gefahr yorlag, daß der Brand eintrete, so ist das rechtlich nicht za 
beanstanden. 

Auch der ursächliche Zusammenhang zwischen der Fahrlässigkeit des 
Angeklagten and den schlimmen Folgen der Verletzung ist im Urteil rechtlich 
einwandbei dargetan. Das Gericht geht dayon aus, daß durch alsbaldige 
Zaziebung eines Arztes jene Folgen, als welche es im Endergebnisse nur den 
Eintritt des Brandes in Betracht zieht, yermieden worden wären, und daß die 
Eltern des Knaben, wenn der Angeklagte sie auf die bestehende Gefahr auf¬ 
merksam gemacht hätte, sofort einen Arzt zugezogen haben würden. Das 
Verhalten des Angeklagten bat also eine wesentliche Ursache jener Folgen 

K letzt. Daß es die ausschließliche Ursache gewesen sei, wird nicht erfordert. 

r arsäcbliche Zusammenhang wird mithin nicht dadurch beseitigt, daß, wie 
der erste Bichter annimmt, auch die Matter des Knaben dadurch fahrlässig 
gebandelt and za dem Erfolge beigetragen hat, daß sie nicht sofort nach dem 
Eintritt yon Schmerzen den Arzt rief. 

Daß der Angeklagte bei Anwendung der pfiiehtmäßigen Aufmerksamkeit 
and Vorsicht den eingetretenen Erfolg ^ mögliche Folge seines Verhaltens 
yoraoweben konnte, ist gleichfalls frei yon Bechtsirrtum festgestellt. 


yoa 


Als ansnlissige Ankfindlgung yon Brandts Sebweizerplllen ist auch 
e ßfrentliebe Warnung yor der Eaebahmnng des Warenzeichens dieser 
Pillen ansaseben. Urteil des prenß. Kammergeriebts (I. Str.-S.) 
yom 27. Oktober 1910. 




Sjdrosan ist als ein dem freien Verkehr entzogenes Heilmittel 
trockne Gemenge im Sinne der Nr. d des TenelehnlsseB A der Kaiser- 
lieben Verordnung yom 22. Oktober 1901). Urteil des preaß. Kammer- 
gerichts (I. Str.-S.) yom 27. Oktober 1910. 
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Die Abgabe Ton Strycbnlninbereltuigeii (sog. GIftbroekeii) iw Ter* 
glftOB TOB Baebseag Ist den ApethekoB Bieht BBsechlfesslleh TorbehalteB« 
Urteil des prenß. Oberyoiwaltangsgexicbts (UI. 8.) yom 
12. Mai 1910. 

Der Vorderriohter bitte fon seinem Standpunkt aus, wonach der Vei^ 
trieb der Giftbrocken im Großhandel zulässig, aber im Kleinhandel unsnlisaig 
8^ die Verfügung insoweit aufrechterhalten müssen, als sie ein Verbot des 
Kleinhandels enthielt, und sie hinsichtlich des Verbotes des Großhandels aid* 
heben müssen. Er irrt aber auch darin, daß das Verbot des Kleinhandels der 
Giftbrocken außerhalb der Apotheken der Kaiserlichen Verordnung Tom 
Oktober 1901 zu entnehmen sei. Die Verordnung behält den Vertrieb tob 
Zubereitungen ans den im Verzeichnis B angegebenen Stoffen nicht allgerndn 
den Apotheken Tor, bringt Tlelmehr besonders znm Ausdruck, Ton wdchen 
l^ffen die Zubereitungen unter das Verbot des Klebbandels außerhalb der 
Apotheken fallen. Dies sind Zubereitungen von Aetbylen, therapeutische 
Organ-Präparate, Zubereitungen yon flüssigen und trockenen Heilsera zum 
Gebrauch für Menschen und yon Vasogen. In den Giftbrocken wird Strycbnia 
derart yermiseht yerabfo^, daß hierin eine Umgehung des Verbotes des Handels 
yon Strychnin als Stoff nicht gefunden werden kann. Es liegt sonach eine Zube¬ 
reitung unter Verwendung yon Strychnin yor, mit deren Vertrieb sieh die 
Kaiserliche Verordnung nicht befaßt. Wie es sich mit der Bechtsgültigkeit 
der Anordnung in § 18 Abs. 4 der Polizeiyerordnung yom 22. Februar 1906 
yerhäit, bedarf nicht der Erörterung. Denn mit dem Vorderrichter ist dem 
Kläger darin beizutreten, daß die Giftbrooken nicht unter die Ungeziefermittel 
im Sinne der Polizeiyerordnung fallen. Ihr Vertrieb im KlehihaBdel und im 
Großhandel darf dem Kläger deshalb nicht yerboten werden. 


Die UnterbringuBg eines an Granulese ErkraakteB in einem Kranken» 
bans ist nur dann als sanltitspollselllehe Massregel aninseheB, wenn sie 
lediglich zum Zwecke der Tcrhfltnng der Welteryerbreltnng einer tber- 
tmgbaren Krankheit erfolgt ist. Im anderen Falle hat bei nnrermSgeBien 
Personen der Armenrerbandy bei KrankeBkasseBmltglledern die Kranken» 
kasse die Kosten zu tragen. Entscheidung des preuß. Oberyerwal» 
tungsgerichts (III. Sen.) yom 27. Juni 1910. 

Der erkennende Senat hat in seinem Urteile yom 4. Mai 1005 des näheren 
dargelegt, daß in einem Falle der yorUegenden Art yon einer poliseilichen 
Maßregel nur dann die Bede sein kOnne, wenn die Aufnahme des an Granulöse 
Erkrankten in dn Krankenhaus auf unmittelbare Veranlassung der Polizei¬ 
behörde lediglich zum Zwecke erfolgt ist, um auf diese Weise eine wei¬ 
tere Verbreitung der ansteckenden Angenkrankheit zu yerhindem. Der Ge¬ 
richtshof ist ferner stets daron ansgegangen, daß erkrankte Kassenmitglieder 
zur Einstellung ihrer Arbeitstätigkeit berechtigt sind, wenn sie sich der erfor¬ 
derlichen Hdlbehandlnng unterwerfen wollen, und daß sie alsdann für die 
Dauer der notwendigen Behandlung in einem Krankenbanse als erwerbsunfähig 
im Sinne des Krankenyersichernnngesetses gelten. Mit diesen Grundsätzen 
hat sich der Vorderrichter in Widerspruch gesetzt. 

.... Nach den Akten des klagenden Armenrerbandes hat das an die 
Polizei gerichtete Ersuchen der Militärbehörde allerdings den äußeren Anlaß 
zur Aufnahme des N. in das städtische Krankenhaus gegeben. N. selbst hat 
sich jedoch nüt den Antrtgen der Behörden einyerstanden erklärt, damit ihm 
^e notwendige Kur und Verpflegung zuteil werde. Die genannten Akten 
ergeben ferner, daß der Verpflegte zur Zeit seiner Einweisung in das Kranken¬ 
haus hiifsl^ürftig im armenrechtlichen Sinne gewesen ist; es kann daher keinem 
Zweifel unterliegen, daß es sich um einen Akt der Öffentlichen Armenpflege ge¬ 
handelt bat. Ist das aber der Fall, so muß auch die beklagte Kasse für yer- 
pflichtet erachtet werden, dem Kläger die durch diesen Akt yemrsachten Kosten 
nach Maßgabe der Vorschriften im § 57 des Kranken-Ver8.*Ge8. zu erstatten. 
Denn der Gesamtheit der bei den Akten befindlichen ärztlichen Gutachten ist 
zu entnehmen, daß die Krankhdt des N. schon während der Zeit seiner Kassen- 
mitgliedschaft bestanden, und yon da ab bis zu seiner Aufnahme in das 
Krankenhaus uaunterbrochea in einer Hdlbehaadlung erfordernden Weise fort- 
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gedaaert hat Der Einwand der Beklagten, der Armenverband habe nicht 
Knr und Verpflegnng in einem Erankenhaase anordnen dürfen, weil eine am* 
bnlante Behandlung genügt haben würde, int nicht berechtigt. Abgesehen 
davon, dafi Dr. K. am 18. Januar 1909 die Aufnahme in ein Krankenhaus für 
notwendig erklärt hat, muß ans seinem Gutachten vom 10. August desselben 
Jahres gefolgert werden, daß der Erkrankte von seinem Augeueiden zweck* 
mäßiger weise nur in einer Krankenanstalt geheilt werden konnte. Stand dem 
N. hiernach während der Zeit vom 26. Januar bis zum 13. Februar 1909 gegen 
die Beklagte auch ein Anspruch auf Bezug von Krankengdd zu, so war die 
Kasse, welche die HOhe der Kiagefordernng nicht bestritten hat, nach dem 
Klageanträge zu verurteilen. _ 


Die lum Zwecke der Heilug von an Granulöse leidenden Personen 
entstehenden Kosten sind bei dem Torwiegen des Srtlieben Interesses an 
der Beseitigung der Krankheit als mittelbare Kosten der Srtlieben Polizei* 
Verwaltung ansnsetaen und fallen als solche, wenn die gehellten Personen 
zur Aufbringung der Kurkosten nnvermSgend sind, der Gemeinde zur 
Last. Entscheidung des preuß. Oberverwaltungsgerichts 
(I. Senats) vom 2. Juli 1909. 

In dem vorliegenden Falle bezweckte die Anordnung wegen Heilung 
der an Granulöse leidenden Personen die Beseitigung dieser ansteckenden 
Krankheit und damit die HersteUung eines polizeimäigen Zustandes. Bei 
dem Vorwiegen des Brtlichen Interesses an der Beseitigung der Krankheit 
diarakterisieren sich die zur Erreichung des Zieles aufgewendeten Kosten als 
mittelbare Kosten der Örtlichen Polizeiverwaltung. Als solche fallen sie nach 
§ 46 des Hannoverschen Landesverfassungsgesetzes vom 6. August 1840, da 
&e geheilten Personen nach der unbestritten gebliebenen Erklärung des lÄnd* 
rats zur Aufbringung der Kurkosten unvermOgend sind, der Gemeinde zur 
Last. Mit Becbt hat daher der beklagte Landrat als die zuständige Polizei* 
und KommunalaufsichtsbehOrde die Aufbringung dieser Kosten als eine der 
Gemcdnde gesetzlich obliegende Leistung durch die Verfügung vom 27. Dezember 
1907 festgesetzt. Die hiemach und gemäß § 85 des Zuständigkeitsgesetzes 
vom 1. August 1883 zulässige Zwangsetatisierungsverfügung vom 29. Januar 
1906 entspricht demzufolge dem geltenden Hechte. 


Fahrllzslge TStug einer Sehwtngeren infolge Abtreibung der 
Lelbeifmeht doreh eine Hebamme. Urteil des Beichsgerichts 
(IL 8tr.*S.) vom 1. Februar 1910. 

.... Nach den Feststellungen der Strafkammer hat die An^klagte 
durch ihren Eingriff den vorzeitigen Abgang der Leibesfrucht der Frau B. 
mit TOtungsvorsatz ausgeführt. . . . Die Fahrlässigkeit ist von dem Vorder* 
richter darin gefunden, daß sie den Eingriff in die Gebärmutter der Frau B. 
vornahm, obwohl sie wußte, daß ein solcher Ebgriff einen tödlichen Ausgang 
nehmen kann. Dies ist nicht rechtsirrtümlich. Der Eingriff erfolgte ächt 
als geburtshilfliche Maßregel, namentlich nicht zur Erhaltung des Lebens der 
Schwangeren. Hierbei verstieß die Angeklagte daher nicht gegen ein die 
Berufstätigkeit der Hebammen betreffendes Verbot, durch Eingriffe in die 
Gebärmutter einen vorzeitigen Abgang der Frucht zu bewirken, sondern nur 
gegen das allgemeine Verbot des § 218 StrGB. Indem die Angeklagte die 
strafbare und ihrer Natur nach für das Leben und die Gesundheit der Frau B. 
gefährliche Handlung vomahm, obwohl sie den Tod der Frau als mögliche 
Folge voraussehen konnte, verfuhr sie fahrlässig. Die Aufmerksamkeit, die 
sie aus den Augen setzte, war aber die von jedermann durch das Gesetz ge* 
forderte, und nicht eine solche, zu der die Angeklagte vermöge ihres Berufs 
und Gewerbes besonders verpflichtet war. — Sie hat nicht eine in ihren 
Bemfskreis fallende Handlung ohne die erforderliche Sorgfalt, sondern eine 
sdileditbin strafbare Handlung aasgeführt; die unrichtige Feststellung der 
Voraussetzungen des § 222 Abs. 2 StrGB. hat jedoch die Entscheidung nicht 
beoinflaßt. 
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Polltisehd Handlnngeii sind gemlu § 8 Abs. 8 des Ehreigerlehts- 
gesetses straffrei, sofern nleht die Form eine ehrengerlchtlleb in ahndende 
Yerfeblnag darstellt. Entscheidang des Pxenfiisehen iritllcbea 
Ebrengerichtshofs Tom 5. April 1910. 


Die Tatsache, dass ela Arit in seiner Ltqnidatlon unter die Mindest* 
sitze der Gebftbrenordanng hernstergeht. Ist fflr sieh allein keine ans- 
reichende filrnndlage fflr die Feststellnng einer Terfeklnng gegen die 
Standesehre. Entscheidang des Prenfiisohen irstlichen Ehren- 
gerlohtshofs vom 22. M.oyember 1909. 


Angriffe anf die Cleschlechtsehre einer Patientin in der Irstlleken 
Sprechstnnde. Entscheidang des Preußischen irstlichen Ehren¬ 
gerichtshofs vom 22. November 1909. 

Das Schwargericht hat, indem es den Angescholdigten nnr wegen tit- 
lieher Beleidigung der H. verurteilte, milde geurteilt. Seinen Feststälungen 
sich ansuschließen, bestand für den Elhrengeriditshof kein Bedenken. Die vor¬ 
liegenden Strafakten ergeben, daß der Angeschuldigte in vielen Fällen ver¬ 
sucht hat, der Ehre von Patientinnen an nabe zu treten. Es braucht in dieser 
Beziehung nur auf die Aussagen der Zeuginnen Sch., S., H., P., N. und E. 
Bezog genommen zu worden. Um so glaubhafter ist nach diesen Vorgängen 
das dem vorliegenden Fall zugrunde liegende Zeugnis der H., die von vorn¬ 
herein im wesentlichen die gleichen schweren Beschuldigungen gegen den An- 
gescbuldigten erhoben hat, denen dieser nur seine durchaus unglaabhafte Ver^ 
tcddigung gegenttberzustellen hat. Namentlich wird aber das Zeugnis der EL 
dadurch völlig glaubhaft, daß der Angeschuldigte nach den von den flbrigen 
Zeuginnen bekundeten Erlebnissen in seinem Sprechzimmer ein Mann ist, dem 
so gewissenloses Handeln zuzutrauen ist. 

Kann demnach mit dem Ehrengericht an der Schuld des Angescholdigten 
nicht gezweifelt werden, so erscheint auch die verhängte schwere Strafe (9000 
Hark Geldstrafe, Entziehung des aktiven und passiven Wahlrechts bei zwd 
Wahlperioden) angemessen. Der Angeschuldigte hat unter Ausnutzung der 
Abhängigkeit der Patientin vom Arzt ein bis dahin nicht bescholtenes Mädchen 
mit Gewalt zur Unzucht zu verleiten gesucht. Die schwerste E2hrenstrafe der 
Entziehung des Wahlrechts ist fflr £ese schwere Verletzung der farztlichen 
Staadesehre am Platz und ihre Verschärfuzg durch eine empfindliche Cield- 
strafe angemessen. _ 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. l>eiatmolzem Xieloh. 

Elnffibrung des neuen Deutschen Arzneibnelu. V. Ausgabe. Be- 
kanatmachnag des Beiehskanzlers vom 6. November 1910. 

Der Bandesrat hat in der Sitzung vom 8. November 1910 beschlossen, 
daß das Deutsche Arzneibuch, 6. Ausgabe, 1910 vom 1. Januar 1911 ab an 
Stelle der zurzeit in Geltung befindlichen 4. Ausgabe tritt. 

Dies wird hierdurch mit dem Bemerken zur OfFenUichen Kenntnis ge¬ 
bracht, daß das Ameibuch ln B. von Deckers Verlag (G. Schenk) zu 
Berlin erschienen und im Wege des Buchhandels zum Ladenpreis von 8,90 M. 
fflr ein broschiertes und von 5,70 M. fflr ein in Leder gebundenes Exemplar 
zu beziehen sein wird. _ 

B. KAmlgpreloli Pn*«iimm«m. 

Hemnziehung der Krelsirate zur Teilnahme am MnstemagfgeschlfL 
Erlaß des Ministers der usw. Mediziaalangelegenheiten vom 
5. November 1910 — M. Nr.2460 — an sämtliche Herren Begierungs- 
prisidenten. 

Nach § 61,1 Abs. 8 der Deutschen Wehrordnung ist zur Teilnahme 
am Musterungsgeschäft, sofern ein Militärarzt nicht vorhanden und dn Stell¬ 
vertreter nicht zu beschaffen ist, der Kreisarzt beransuziehen. Diese Be¬ 
stimmung ist durch entsprechende Ergänzung dea § 70,1 der Wehrordnung 
Auf das Aushebungsgeschift ausgedehnt worden. 
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Im Hinblick hieranf bestimme ich im EinTerstSadois mit dem Herzu 
KiiegaminiBter, dem Herrn Minister des Innern und dem Herrn Finanzminister, 
daß die Kreisärzte gegebenenfalls sich der Mitwirkong bei dem Ersatzgeschäft 
als einer yertraaensärztlichen Tätigkeit za unterziehen haben. Der § 115 der 
Dienstanweisang fOr die Kreisärzte erhält demgemäß unter lit. i folgende 
Fassung: 

,au Ersuchen der ErsatzbehSrden die Dntersuchung von Angehörigen 
Militärpflichtiger (Beklamanten) auf ihre Erwerbs* und Aufsichtsfähigkeit, 
sowie die Teihiahme am Musterungs* oder Aushebungsgeschäft (rgl. § 88 
Nr. 5 Abs. 2, § 61, 1 Abs. 8 und § 70, 1 Abs. 8 der Deutschen Wehrord* 
nung yom 22. November 1888)". 

Die Qeneralkommandos sind von dem Herrn Kriegsminister ersucht 
worden, die Hilitärrorsitzenden der Ersatz* und Oberersatzkommissionen dahin 
mit Weisung zu versehen, daß von der Befugnis der Heranziehung der Kreis* 
ärzte zum Ersatzgeschäft nur in den dringsten Fällen Gebrauch zu machen 
ist, damit die Me£zinalbeamten nicht länger, als unbedingt nötig, ihren amt* 
liehen Obliegenheiten entzogen werden. 

Die dem Kreisarzt für die Mitwirkung beim Ersatzgeschäft zukommenden 
Gebflhrnisse sind aus Militärfonds anzufordem. 


Qlasiermlttel fftr gerßsteteu Kaffee. Bund*Erlaß der Minister 
für Handel und Gewerbe, der Medizinalangelegenheiten und 
des Innern vom 27. September 1910— M. 1 H. u. G. Ub Nr. 10044, 
M. d. g. A. M. Nr. 7174, M. d. I. 11 a Nr. 2766 — an sämtliche Herren Begie- 
rungspräsidenten. 

Nach Mitteilungen aus Interessentenkreisen werden gegenwärtig vielfach 
Glasiermittel für gerösteten Kaffee angepriesen, mit deren Hilfe es möglich sein 
soll, das Gewicht des Kaffees beim Glasieren in unzulässiger Weise zu erhöhen, 
um dadurch einen geschäftlichen Gewinn zu erzielen. 

Wie durch die Untersuchung einer Probe eines neueren Glasiermittels 
festgestellt worden ist, besteht es aus arabischem Gummi und KarameL Die 
Verwendung von wässerigen Lösungen solcher und anderer Stoffe, wie z. B. 
Bftbenzucker, Stärkesirup, Dextrin, Stärke, Hflhnereiweiß und Gelatine, zum 
Glasieren des Kaffees nach erfolgter Böstun^ ist allerdings nicht neu. Nach 
einer Denkschrift des Kaiserlichen Gesundheitsamts wird, wenn diese Stoffe 
dem fertig gerösteten Kaffee zugesetzt werden, der Böstvorgang von ihnen 
nicht beei^ußt. Die Kohlehydrate bilden dann auf der Oberfläche der Kaffee¬ 
bohne (dne stark glänzende, die Eiweißstoffe eine mattgläozende farblose üm- 
hflUang, so daß unreife und schlechte Bohnen auch nach dem Glasieren er¬ 
kennbar bleiben. Der üeberzng der Kohlehydrate ist sogar geeignet, das 
Aroma zu schfltzen; ob dies auch durch die EÜweißstoffe geschieht, ist nodi 
unentschieden. Eine bedenkliche Seite dieses Verfahrens ist aber ^e sowohl 
durch den Wassergehalt, als auch durch den Gehalt an Trockensubstanz der 
angewandten Glasierlösungen hervorgerufene Beschwerung des Kaffees. Die 
Wasseraufnahme auf ein geringes Maß zu beschränken, liegt dabei in der 
Hand des Bösters, da er sowohl konzentrierte Lösungen verwenden, als auch 
durch Erwärmen des glasierten Kaffees in schwach erhitzter Trommel den 
Wasserttberschuß fast vollständig wieder entfernen kann. Durch Wägen des 
Kaffees ist der Böster ferner in der Lage, die stattgefundene Beschwerung 
zu ermitteln. 

Die yVereinbamngen zur einheitlichen Untersuchung und Beurteilung 
von Nahrangs- und Genußmitteln sowie Gebrauchsgegensttoden für das Deut¬ 
sche Beich" (Heft IIL 8. 82 und 83) erachten das Glasieren mit Lösungen der 
fraglichen Art fttr zulässig, sofern 

1. die Verwendung aller dieser .Aufbessemngsmittel" gekennzeichnet wird, 

2. der nach den zulässig erachteten Verfahren überzogene Kaffee nicht 
mehr als eines nadi dem Verfahren von Hilger abwaschbaren 
Ueberzugs enthält und 

8. eine absichtliche Erhöhung des Wassergehalts nicht stattflndet. 

Unter Berflcksichtiuug dieser Grundsätze geben die neueren Glasier- 
verfahren zu erheblichen wdenken Veranlaasung. Sie unterscheiden sich von 
den älteren Verfahren dadurch, daß die Glasierlösung nicht dem noch heißen 
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Kaffee, aondera dem gat abgektthlten Kaffee sageeetat wird. Daa mit der 
Ldaiug zngeeetzte Wasser daher nicht mehr Terdampfen, senden wird 
Tom Kaffee aofgenommen onl rerbleibt darin, da die sich bildende Gammt 
Schicht das Entweichen des Wassers yerhindert. Hierdarch wird der KiJfee 
beschwert, liefert eine höhere Aasbeate and ermtelicht die Erafelaag eines 
größeren, aber aaberecbtigten Geschiftsgewinns. ln diesem Verfahren suß 
anter Umständen eine Verfälachang im sinne des % 10 des Nahrongamittel- 
gesetzes yom 14. Mai 1879 erblickt werden. 

Wegen der Frage, ob and wie es mOglieh ist, die gerflgte Behandlnng 
des Kaffees am fertigen, gerosteten Erzeugnisse nachnweisen, ist fidgendes 
zu bemerken: 

Der gerostete Kaffee neigt an und für sieh sehr zoi Anfnahme yon 
Fenchtigkeit and ninunt deshalb beim Lagern, namentlich in feuchten Bäumen, 
nicht unerhebliche Mengen Wasser in sieh auf. Aas einem hohen Wassergehalt 
kann somit nicht ohne weiteres aaf eine Verfälschung geschlossen werden. 
Der Beweis für eine solche liegt jedoch unter Umständen yor, wenn es gelingt, 
in frisch gerosteten Kaffeesorten, die wegen der nor kurzen Lagerzeit keine 
Gelegenheit hatten, aus der Loft Fenchtigkeit anzuziehen, einen Mnorm hohen 
Wassergehalt festzastelien und gleichzeitig die Verweadang der beanstandeten 
wässerigen GlasierlOsongen naehzaweisen. 

Wir ersuchen daher ergebenst, die am Verkehr mit Kaffee betefligten 
gewerblichen Kreise in geeigneter Weise auf die Verwerflichkeit der Ver* 
fahren aafmerksam zu mi^en and die mit der Kontrolle des Mahrungsmittelo 
yerkehrs betrauten Stellen ansaweisen, aaf das Verfahren und die Firmen, 
welche derartigen Kaffee herstellen und yertreiben, ihre besondere Aufmerk* 
samkeit za richten. In geeigneten Fällen ist außerdem zu yersuehen, eine 
Bestrafung dieser Firmen herbeizufahren. 


Eine genügende Grundlage für ein hehürdllehee ElnsehrelteB zu« 
'ffehutz einer Quelle kann In der Regel erst dann als gegeben anerkannt 
werden, wenn nach Hassgabe des Qaeilensehntzgesetzcs yem 14. Hai 1906 
endgültig festgestellt Ist, dass die sehütsende C^elle als gemeinnütaig 
Isa Sinne des | 1 des Gesetzes anznsehen lat. Bekursbeseheld des 
Ministers für Handel und Gewerbe yom 29. Juli 1910. 


O* OrommlaenEog^iUBa Elemaieia. 

Verbot der Beglanblgnng der Kurpfuschern und Gehelmmittel* 
fUbrlkanten erteilten Dankschreiben« Verfügung des Ministeriums 
des Innern yom 19. September 1910 — an sämtliche Großhersogliohen 
Kreisämter. 

Es ist bekannt, daß Karpfoscher und Geheimmittelfabrikantea den Ihren 
Öffentlichen Anpreisongen beigefügten Dankschreiben angebiich geheilter 
Personen eine höhere Glaubwürdigkeit in den Augen des Pablikams dadurch 
au yerleihen suchen, daß sie die Unterschriften der Danksagenden yon Bürra- 
meistereien, Polizeibehörden und sonstigen Behörden beglaubigen lassen. Die 
Beglaabtgang erfolgt häufig in einer Form (z. B. „Beglaubigt*, „Die Biehtlg> 
keit bestätigt"), die den Anschein erwecken kann, als beziebe sich die Be* 
glaubiguag der Behörde auch auf den Inhalt des Dankschreibens. 

Eine allgemeine Verpfiiohtung der Verwaltungsbehörden, Unterschriften 
zu beglaubigen, besteht nicht, am allerwenigsten dann, wenn oie Zwecke, die 
mit den beglaubigten Schriftstücken yerfolgt werden, eine Forderung durch 
die Behörden nicht yerdienen. Gegenüber dem Treiben der Kurpfuscher und 
Geheimmitteifabrikanten ist aber aus Gründen der Volksgesundheitspfiege 
ganz besondere Vorsicht geboten. 

Wir bestimmen daher, daß die Bürgermeistereien und PoliseibehOrdmi 
künftig din Beglaubigung yon Danksagungen und Erklärungen, die angeblich 
Geheilte für Kurpfuscher und Geheimmittelfabrikanten aussteliea, gruad* 
sätzUch absulehnen haben. — Sie wollen die Ihnen unterstellten JBehOiden 
demgemäß anweisen. 


Bedaktlon: Geh. llod.*itat ProL Dr.Bapmund, Beg.*a. Med.*Batin MindenL W. 
r.O.O.BraBa,ns*tocLM«kt.«. VlnM. Ssh.*L. HoftsahCnaksrtllB BaU««. 
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Rechtsprechung. 

strafbare Anprelsaag Ton anttkoaieptteaellea Artlkehif aaeh wean 
eiese an Terhelratete Peraonen erfolgt. Urteil des Beicksgeriehts 

g . Str.-S.) Tom 24. NoTember 1910. (Sächsische Beichsgerichts* 
orrespondenz). 

Der Eaaimann B. in Mainz war Tom dortigen Landgericht an 70 Mark 
Geldstrafe yemrteilt worden, weil er an mit Kindern gesegnete Familien 
Zirkulare schickte, die seinen Prospekt Aber Frauenschatz usw. empfahlen, 
der gegen Aulforderung durch Postkarte zugeschickt werden soUte. ln diesem 
Zirkmar hatte das Qeiiät ^e Anpreisung von Gegenständen, die zu unzttchtigem 
Gebrauche bestimmt sind, an das Pnblikam erbUckt, obwohl er die Zirkulare 
nur an bestimmte Personen geschickt habe. Es seien in dem Zirkular Aati> 
konzeptionsmittel angepriesen; dafl auch andere hygienische Bedarfsartikel in 
demselben empfohlen würden, schließe die Strafbarkeit nicht ans. Auch sei 
der Kreis der Personen, an die die Zirkulare geschickt seien, durchaus kein 
geschlossener gewesen. In seiner gegen dieses Urteil beim Beichsgoricht ein¬ 
gelegten Bevision behauptete B., es liege keine Ankündigung an das 
yPublikum* im Sinne des Gesetzes vor, außerdem habe ihm das Bewußtsein 

f efehlt, daß die Gegenstände zu unzüchtigem Gebrauche verwandt werden 
honten. Das Beichsgericht verwarf indessen die Bevision, da sowohl objektiv 
wie subjektiv festgestellt sei, daß die angekündigten Gegenstände zu 
unzüchtigem Gebrauäe bestimmt seien. Auch in dem Anpreisen solcher Artikel 
an nachweislich verheiratete Leute sei eia Anpreisen zu unzüchtigem 
Gebrauche zu erblicken, da einmal die verheirateten Personen trotzdem die 
Artikel zum Verkehr außerhalb der Ehe verwenden könnten, was auch 
tatsächlich häufig der Fall sei, und anderseits im ehelichen Verkehr die An¬ 
wendung von derartigen Gummiartikeln gegebenenfalls insofern als unsittlicher 
Gebrauch angesehen werden könne, als die von der Natur gewollten Zwecke 
beseitigt und lediglich die berechtigten sinnlichen Genüsse gefördert würden, i) 

Ein Arzt, dem die Behandlung eines Patienten entzogen Ist, macht 
sieh durch die dritten Personen gegenüber gemachte Aenssernng, für 
solche Leute gebe es nur die Strafe einer gesteigerten Hoaorarforderung, 
nicht unbedingt ehrengerichtlich strafbar. Urteil des Preußischen 
ärztlichen Ehrengerichtshofs vom 8. Juni 1909. 

Nach den Angaben des Angeschuldigten in Verbindung mit der Aussage 
der Zeugin Hebamme A. ist mit dem Ehrengericht davon auszugehen, daß der 
Angeschuldigte, von dritter Seite über dn ans Anlaß seines Ausscheidens ans 
der Behandlung der Frau N. entstandenes Gerede unterrichtet, die A. zu 
diesem Zweck auf gesucht hat, von dieser Aufklärung zu fordern. Gegen 
dieses Vorgehen des Angeschuldigten ist an sich nichts einzuwenden. Daß 
bei dieser Unterredung die dem Angeschuldigten im Eröffnungsbeschluß zur 
Last gelegten Aeußemngen,*) wie sie ln der Anzeige des N. wiedergegeben 
sind, gefallen sind, ist nicht bewiesen. Die A., welche, wie sie am Schluß ihrer 

') Im gleichen Sinne hat das Beichsgericht (I. Str.-S.) kurz vorher durch 
Urteil vom 21. November 1910 in einem zweiten Falle entschieden. Hier hatte 
ein Apotheker an jeden beliebigen verheirateten und unverheirateten Besteller, also 
an eine Vielheit von Personen ohne Unterschied, auf Verlangen Speziaipreislisten 
hygienischer Bedarfsartikel gesandt, so daß deren Verwendung nicht bloß zum ehe¬ 
lichen, sondern auch zum a^erehelichen Verkehr vorausgesehen werden mußte. 

*) Der Angeschuldigte soll geäußert haben, er würde es dem N. schon 
anstreichen und diesem eine Liquidation aufstellen, als ob er dessen Frau bis 
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Aassage bekundet, von der ünterhaltnng mit dem Angeecliiildigten dem N. 
Mitteilang gemacht hat, eo daS dessen Anzeige offenbar auf diese ErzShlang 
der A. larttckzafflhren ist, hat ihre Angaben als Zengin wesentlich ein- 
schränken mttssen. Daß allerdings die Aeoßerangen, weliäe sie, insbesondere 
Aber die ErOrterong der Honorarfrage seitens des Angeschnldigten, bekundet 
hat, ti^tlose sind, kann nicht bezweifelt werden. Der Angescholdigte hätte 
aidi nicht dazn hinreißen lassen dürfen, der Frau A. gegenüber das Verhalten 
des N. und kollegiale Angelegenheiten zn erOrtem. Anderseits ist aber zu 
berücksichtigen, daß die im übrigen hier nicht zor ErOrtemng stehenden Vor- 

^ e mit dem N. den Angeschudigten lebhaft — und mit ^cht — erregt 
II and daß ihm in augenblioher erheblicher Aofregong and Unüberlegtheit, 
in der Erregung auch über das lästige Gerede, das dieser Fall zur Folge 
gehabt hat, Worte entschlüpft sind, die er bei ruhiger Ueberiegong onaos* 
gesprochen gelassen haben würde. Dem im übrigen nnbeschoitenen Ange- 
sehudigten, der dem N. gegenüber offenbar sein Bestes getan hat and dora 
dessen Verhalten nachher schwer enttäuscht ist, aus diesem Anlaß allein mit 
einer dauernd auf ihm haftenden Ehrenstrafe za belegen, ist, so wenig biiligenz- 
wert an sich die Aeoßerangen sind, nicht ausreichend za begründen. 


Beklamebaftes Annoncieren und Tersendang Ton Prospekten seltenz 
einer im Besitz eines Arztes befindlichen Prlratentblndnngsanstnlt all 
Terletzang der irstlicben Standesehre, auch wenn das Inserieren nsw. 
dnreh einen Angestellten besorgt wird* Urteil des Preußischen ärzt¬ 
lichen Ehrengerichtshofs rom 8. Jani 1909. 

Daß die Frau X. die vom Ehrengericht beanstandete Anzeige nach Be- 
rorechung mit dem Angescholdigten, im Einverständnis mit ihm and auf seine 
Kosten veröffentlicht hat, ergibt ihre Zeogenaossage. Die Aassage läßt auch 
hinreichend deutlich erkennen, daß die Entbindangsanstidt ein Unternehmen 
des Angescholdigten ist, in dessen Dienst die Frau X. steht, gegen frde 
SUtion, festes Gehalt und Vergütung für jede Entbindang and Operation. Der 
^gesehaldigte hat das Inserieren darch sie besorgen lassen, weil er wußte, 
daß er als Arzt nicht derart inserieren daifte, ohne gegen die Würde des 
ärztlichen Standes za verstoßen. Br hat aber nicht nur das Bestehen der 
Ihitbindang^anstalt anzeigen lassen. Die Anzeige verweist vielmehr auf den 
„Fraaenarzt", bei dem «diskrete Entbindang* stattfinden kOnne. Sie hat denn 
auch, wie der in der Hülle BL 76 befindliche Brief des Fräulein A. beweist, 
den Erfolg gehabt, daß sich aaf Grund dieser Anzeige Patientinnen direkt an 
den Angescholdigten wandten. Es ist durch die Anzeige, wie das Ehren¬ 
gericht zutreffend aasführt, im Publikum mindestens der Anschein erweckt 
worden, daß ein Arzt heimlich auf ein unlauteres Unternehmen aufmerksam 
mache. Anstalten für Geheimentbindungen mOgen notwendig sein und ärzt¬ 
liche Hilfe muß in ihnen zu haben sein. Der Arzt darf aber nicht solche An¬ 
stalten als seht Unternehmen anpreisen und den Eindruck erregen, daß er 
gegen hohes Entgelt neben seiner ärztlichen Leistung eine gewisse Geheim¬ 
haltung garantiere. Das Publikum sucht auf Grund solcher Annonce den Arzt 
nicht so sehr seiner ärztlichen Kunst wegen auf, sondern weil der Arzt zu- 

f leich Pensionswirt ist und heimlichen Unterschlupf gewährt. Sich derart 
em Publikum ansubieten, ist aber eines Arztes nicht würdig. Der Ange- 
sohuldigte mag, wenn er eine geburtshilfliche Anstalt unterhält, in angemessenem 
Umfange diese Anstalt anseigen. Er darf aber als Arzt nur auf ue ärztliche 
Leistung, die er anbietet, aufmerksam machen, nicht auf gewisse das Publikum 
anlockende Vorteile solcher Anstalt, zu deren Errelehung ob Arzt seine Hand 
nicht zu bieten hat _ 

Mitarbeit an einem dai Heilverfahren behandelnden Bnehe, zu 
der aneb nicht approbierte Persenen Beiträge Uefemi als Terstom 
gegen die äritUehe Standesehre. Urteil des Preußischen ärztllohen 
Ehrengerichtshofs vom ß.April 1910. 

Der Angesehuldigte hat zwar. Indem er dch auf die Bearbeitung ein¬ 
zelner Teile des P.’schen Buches ei^eß, ohne sich über den Charakter dieses 
Werkes zu uaterrichtea und nach der PersOnUchkdt der Mitarbeiter zu er- 


zu Ihrer Genesung behandelt hätte. Er soll ferner versucht haben, die Heb¬ 
amme A. zu veranlassen, auch ihrerseits ebe hohe Forderung an M. zu stellen. 
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kaaiigea, eine Handlang begangen, die sehr wohl Gegenstand einer ehren« 
geiiohtiichen Untersnchang wftrde sein können. Indessen schied die Frage, 
ob diese Handiangsweiso ehrengerichtlich h&tte beanstandet werden können, 
für die BeurteUong durch den Ehrengerichtshof aas, da er an den Eröffnangs« 
beechloß, welcher dem anhängigen Verfahren die Grensen bezeichnet, ge- 
bonden ist. Gegenstand des Eröffnongsbeschlossee — BL 8 d. A. — aber und 
allein die Anscholdigangen, 1. dafi Angeschaldigter an der Person des G. als 
Unterhändlers keinen Anstoß genommen and 2. daß er nicht alsbald Einspruch 
erhoben hat, nachdem der Prospekt za seiner Kenntnis gekommen war, in dem 
er als Mitarbeiter mit einer Beibe nicht approbierter Personen zosammen 
genannt wird. Was aber den ersten Punkt betrifft, so muß dem Angeschhal- 
digten zanächst zagatgehalten werden, daß der von G. an ihn gerichtete Briet 
niuts enthielt, was ihm diesen als Unterhändler ungeeignet hätte erscheinen 
lassen können. Der Brief betont, daß nur Aerzte Mitarbeiter seien, daß ans 
dem Bach jeder Angriff gegen die Schalmedizin and jede Polemik aasgemerzt 
werden solle. Den G. für einen Earpfoscher gehalten za haben, bestreitet 
Angeschaldigter in glaubhafter Weise, und daß er sich von der Kranken« 
behandlang jedenfalls in den letzten Jahren Töllig femgehalten hat, nimmt 
noch der Ehreagerichtshof an. Aber auch aas dem Gesichtspunkt, daß An- 
gescholdigter den G. als Feind des ärztlichen Standes hätte kennen and des« 
halb seine Person als Unterhändler hätte ablehnea müssen, erscheint die Klage 
nicht gerechtfertigt. Die Verteidigang des Angescholdigten, nach welcher er 
gerade im Gegenteil den G. als einen Mann gewürdigt habe, der den alleinigen 
Beruf der Aerzte zur Erankenbebandlung betont und auf Verdrängong des 
Kurpfäschere darch Aerzte in der Natarhellbewegang hingearbdtet habe, kann 
nicht widerlegt werden. Bezüglich des zweiten Ponktes aber unterliegt es 
nwar keinem Zweifel, daß der Angeschaldigte richtiger gehandelt hätte, wenn 
er alsbald, nachdem der Prospekt za seiner Kenntnis gekommen war, bei dem 
Verlag protestiert and seinen Einspruch in geeigneter Weise zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht hätte. Das ganz passire Verhalten des Angescholdigten 
ist nichtgza billigen. Als so schwerwiegend kann solche Unterlassung abes 
nicht angesehen werden, daß sie geeignet erscheine, den Angeschnldigtea der 
Achtung anwürdig za machen, welche der ärztliche Beruf enerdert. 

Der Angeschaldigte war daher freizusprecben. 


Ausstellung eines Attestes, ln welchem besdieinlft wird, dass dis 
Tsrgenommene Desinfektion „den sanltätspeliselllcken Tsrschrlften cit- 
spreebe", obwohl dies tatsächlich nicht der Fall war. Beschluß des 
Preußischen ärztlichen Ehrengerichtshofs Tom 22. No- 
Tomber 1909. 

Das Ehrengericht hat lediglich beanstandet, daß der Angesehnldigte 
in dem auf Verlangen der Polizeirerwaltung ausgestellten Attest bescheia^ 
hat, daß die vorgenommene Desinfektion „den sanitätspoliseilichen Vorschrlftea 
entspricht“, wägend die Desinfektion tatsächlich nicht den Vorschriften unter 
VI § 19 der Anweisang des Ministers der geistlichen, Unterrichts and Me^ 
sbalangelegenheiten zar Aasführang des Gesetzes, betreffend die Bekämpfong 
übertragbarer Krankheiten yom 28. Aagost 1905 (Beilage zu Nr. 16 des 
Ministerialblattes für Medisinalangelegenheiten von 1906) genügt habe. Ob 
die Desinfektion tatsächlich genügt hat, steht nicht zur ehrengerichüichen 
Entscheidang und die Aosführongen des Angescholdigten darüber, daß die 
Desinfektion sachgemäß und aasreichend aasgeführt sei, sind für diese Ent« 
scheldang insofern ohne Belang. Wesentlich ist lediglich, daß der Ang^ 
schuldige bescheinigt hat, daß die Torgenommene Desinfektion „den sanitäs- 
noliseilichen Vorschriften entspricht“. Da dies unstreitig nicht der Fall war, 
bitte der Angeschaldigte es auch nicht bescheinigen dürfen. 

Jedoch blieb anderseits za berücksichtigen, daß die maßgebenden Vev« 
Schriften die Worte „soweit tnnlich* enthalten, daß also Ausnahmen nickt 
gänzlich ausgeschlossen sind; ferner, daß die Desbfektion nach Anordnung, 
unter Verantwortung und zum Teil unter Aufsicht des angesehuldigten Arztes 
derartig aasgeführt ist, daß gegen ihre Wirksamkeit begründete Zw^el nickt 
wohl entstehen konnten. Der Angeschuldigte hat zwar in der Ton ihm ans« 
gestelltea Beseheinignng im Ausdrucke gefehlt und hätte richtiger gehandelt, 
wenn er bei Fassung des Attestes auf die nicht genaue Innehaltong der Vor¬ 
schriften aufmerksam gemalt hätte. Ihn des yerfdiitea Ausdrucks hallwr 
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aber aas § 8 des Geeeties yom 25. Noyember 1899 ebrengeriohtlicb (mit daer 
Wamosg) au bestrafen, liegt kein aasreichender Anlaft Tor. Der Ehren- 
geriehtshol hat daher, weil die Voraossetsongen dieser CiesetaesbMtimmaaf 
iieht Toiliegea, den Angescholdigten kostenlos freigesprochen. 


Medizinal - Geeetzgebung. 

Könl^relola Premmmen. 

Stempelplliebt der amtsarstllehen Zeagnisse f&r Führer Ton Kraft- 
^ fahrieagen. Erlafi des Finanzministers vom 12. Norember 1910 
— J. Nr. III20928 — an die KOnigl. Oberzolldirektion in Berlin, allen übrigen 
Oberzolldirektionen sowie sämtlichen Herren Begierongspräsidenten zor 
Beachtong mitgeteilt. 

Mit dem Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten and dem Herrn 
Minister des Innern bin ich darin einyerstanden, daü die yon beamteten Aerzten 
anszostellenden Zeagnisse, die dem Anträge aal Erteilung der Erlaabnis znm 
Führen eines Eraltfahrzeages nach der Anlage B.I Nr. 8 (Anweisnng über 
die Prüfung der Führer yon Eraftfahrzeagen) der Verordnung des Bnndesratee 
betr. die Begelong des Verkehrs mit Kraftlahrzengea yom 8. Febraar 1910 — 
B.O.BL 8. i^9 fg., 8.487 — beisafOgen sind, den Zeagnisstempel yon 8 Mark 
nadi der Tarifstelle 77 des Stempelsteaergesetzes yom 30. Juni 1909 erfordern. 
Von der Beibringang dieser Zea^sse, in denen za bescheinigen ist, daO der 
Antragsteller keine die Fähigkeit zar sicheren Ftthrong eines Eraftfahrzengz 
bem'nträchtigenden körperlichen Mängel hat, hingt die behördliche Zolassnng 
zor Prüfung über die Befäbigong znm Führen eines Eraltfahrzeages ab, and 
wenn auch ansaerkennen ist, di^ bei der Aasstellang der Zeugnisse insofern 
Mn öffentliches Interesse obwaltet, als die Allgemeinheit yor nnkondigen und 
antaaglichen Fahrzeaglenkern geschützt werden muO, so ist doch anderseits 
za berücksichtigen, daß die Zeagnisse dazu dienen, dem einzelnen Führer za 
einer gesicherten and in wirtschaftlicher Hinsicht yiel begehrten Lebens- 
steUung za yerhelfen. Die Erteilung der Zeagnisse erfolgt daher im Priyat- 
imteresse der Führer (za yergi. die Gründe des reicbsgerichtlichen Urteils yom 
16. Jani 1905, Eatscb. in Ziy.'S. Bd. 61 S. 117 fg., iesbes. S. 123, 124; Zentral¬ 
blatt der Abgaben- asw. Verwaltung 8. 689). Die Zeagnisse können nach 
nicht als stempelfreie Vorzengnisse fan 8inne der Befreiangsyorschrift des 
Ate. 3a der Tarifstelle 77 angesehen werden, weil nach der yorher erwähnten 
Anweisung (za VI Abs. 2, B. G. Bl. 1910, 8.440) der Führerschein nicht auf 
Grand des ärztlichen Zeagnisses, sondern auf Grund des Berichts des Sach- 
yerständigen, daß der Prüfling die Prüfung bestanden hat, aasgefertigt wird. 

^ Anerkennnng der Quellen als gemeinnttifg. Erlaß der Minister 
der asw. Medizinalangelegenheiten, für Handel und Gewerbe, 
für Land Wirtschaft nsw. nnd deslnnern yom 7. Noyember 1910 — 
M.7552, 19303, IBIb 6829/IIb 10671, Ug 850 — an den Herrn Begle- 
rangspräsidenten in N. und sämtlichen übrigen Herren Begierongspräsidenten 
zur Eenntnis mit geteilt. 

Aul den gefl. Bericht yom 15. September d. J. — IG 4837II — erwidern 
wir ergebenst, daß dem Antrag auf Anerkennung der in dem Bericht yom 

6. Jali 1910 — IC 8298 — bezeichneten Quellen als gemeinnützig im Sinne 
des § 1 des Gesetzes yom 14. Mai 1908 deshalb nicht entsprochen werden 
konnte, weil darch die beigebrachten and zarückgegebenen Unterlagen das 
Vorliegen überwiegender Gründe des öffentlichen Wohls nicht ausreichend 
dargetan war. 

Sollten Ew. pp. beabsichtigen, die Anerkennang der Gemeinnützigkdt 
für die eine oder die andere dieser Quellen erneut anzaregen, so ersacbmi 
wir ergebenst, diese, wie überhaupt künftige dahingehende Anträge hin¬ 
reichend za begründen, insbesondere nach gefälligst dafür Sorge za tragen, 
daß die Bestimmang der Ausführangsanweisong zum Quellenschutzgesetz yom 

7. Noyember 1908 Abschnitt I Ziffer 3 und mein, des Ministers der Medizinal¬ 
angelegenheiten, Banderlaß yom 3. Augost 1909 M 7991 (M.- Bl. 1 Med.-Ang 

8. 461) entsprechende Beachtung Anden. __ 

Bedaktion: Geh. Med.-Bat Prof.Dr.Bapmund, Beg.-a.Med.-Bat in Minden L W. 

J. 0.0. Brau, Hanogl. SXolw.«. rBnll. 8eb.-L. Hofbachdraektrai la lIlBdaa. 
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nnterziehendea Kranken elektrohomSopatkisclie KOrner, Losungen, Tropfen, 
Saiben and spiritaOse Einreibaogen yerscbrieben werden, — dafi der derzeitige 
Pichter Dr. D. Sommer and Winter im Wildbad wohnt and die Lebenswdae 
der ihn konsoltierenden Gäste regelt and ttberwacht. 

In Anbetracht dieser tatsächlichen Verhältnisse kann das Wildbad B. 
nicht als blofie Badeanstalt im Sinne des § 85 B Gkw. Ordn^ sondern es maß 
als Priyatkrankenanstalt im Sinne des § SO a. 0. am so mehr erachtet werden, 
als za den Bäden im gegebenen Palle noch eine besondere diätetiscbe and 
medikamentöse Heilbehandlong nach elektrohomOopathischen Grondsätzen 
hlnzntritt. 

Zafolge § 80 Abs. 1 Bachst. a B. Gew. Ordn. ist aber die Konzession za 
Torsngen, wenn Tatsachen yorliegen, die die ünzayerlässigkeit des Unter¬ 
nehmers in Beziehang aaf die Leitang oder Verwaitang der Anstalt darton. 
Die Zayerlässigkeit maß in Besag sowohl aaf die technische, wie administratiye 
Seite des üntemehmeas yorhanden sein. Mangel entsprechender Bildang 
rechtfertigt ebenso wie die sittliche Bescholtenheit die Versagong der 
Konzession. 

Die beiden Vorinstanzen haben an der Hand der yorliegenden Akten 
hinreichende Tatsachen nachgewiesen, die eine solche Unzayerlbsigkeit des 
Beschwerdeführers (Dr. D.) bezüglich seines Charakters and der Art der Heil* 
behandlang dartan, daß es an der genügenden Gewähr dafür mangelt, er 
werde nicht nach bei dem Betrieb der Kmkenanstalt eine gleiche Unzayer- 
lässigkeit an den Tag legen. . . . 


Gewerbliche Anlage znm Ansaleden yen Speisetalg (Konstbntter) 
als „Talgtehmelse"« Urteil des Beichsgeriohts yom 4. März 1910. 

. . . Unter einer „Talgschmelze“ im Sinne des § 16 ist schon der allg^ 
meinen Wortbedeatong nach, aas der doch in der Begel aach ein entsprechender 
WUle des Gesetzgebers za entnehmen ist, nicht aassehließlich eine zor 
Gewinnang yon Gewerbetalg, sondern nach eine zar Gewinnnng yon Speisetalg 
darch Aaslassen bestimmte Anlage za yeratehen, sofern es sich hierbei über* 
haapt am eine gewerbliche Anlage and demgemäß aach am einen gewerblichen 
Betrieb handelt, womit ganz anbedeatende and gelegentliche Betriebe, die 
schon aas diesem Grande gewöhnlich keine Gefahr erheblicherer BeläsUgong 
mit sich bringen, wie z. B. das Talgaaslassen in einer Hotelküche, der Begd 
nach aaszascheiden haben. Daraas, daß Betriebe der letzteren Art in der 
Begel keiner Genehmigung bedürfen mOgen, ist daher kein Grand für die 
Annahme herzolelten, daß aach die früher yom Kläger in seiner Fabrik and 
in größerem Maßstab betriebene Talgschmelze, in der nach der Feststellong 
des Berafangsgerichts 6 bis 6 Zentner Talg wöchentlich geschmolzen worden, 
nicht konzessionspflichtig gewesen seL Ueberdies weist aber aach der Zweck 
des Gesetzes bei Berückaichtigang der einschlägigen gewerblichen Verhältnisse, 
wegen deren die Talgschmelzen offenbar anter den in § 10 dt. boseichneten 
konzessionspflichtigen Anlagen mit aafgeführt sind, darauf hin, daß Talg« 
sobmelzen überbanpt, aach wenn sie nar zar Herstellang yon Speisefett be¬ 
stimmt sind, der Genehmigosg der zoständigen Behörden gemäß § 16 bedürfen, 
sofern sie nor als gewerbliche Anlagen im Sinne der obigen Aasführosgep 
anzosehen sind. Wie nämlich in Nr. 24 der für das Königreich Preoßen am 
16. Mai 1895 erlassenen, für die Kenntnis and die Bearteilang der ein¬ 
schlägigen gewerblichen Verhältnisse wichtigen „Technischen Anldtnng*, 
betreffend dis Genehmigong gewerblicher Anlagen, näher dargelegt ist, wird 
in den Talgschmdsen Talg aas rohen tierischen Fettteilen aasgdaasen and 
dabd namentlich noch soläes Fett gewonnen, das znr Herstellang yon Knnst- 
bntter dient. Beim Aosschmelzen der bei dieser Fettgewinanng znrück- 
bleibenden Griesen, noch mehr aber beim Aasschmelzen nicht frisdten Talgs 
kann srhebUehe Bellstigang eintreten, namentlich wenn das AossehmelzM 
über freiem Fsaer ln offenen Kesseln erfolgt. Insbesondere pflegen gegen 
Ende des Scbmelzyorgangs die onangrnehmsten Dünste za entweichen. Diese 
Uebelstände, die hiernach auch bei dem nar aaf Gewinnang yon Speisetalg 
(„Kanstbatter“) gerichteten Betrieb leicht eintretrn kOnnen, and die siu 
luoraas ergebende Gefahr, daß aach darch einen solchen Betrieb das Pablikom 
erheblich belästigt werde, lassen aber daraof schUeßes, daß der Gesetzgeber^ 
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iadem er in § 16 dt. den Aoadrack «Talgsohmelfe* ohne Jede SäesohiiBkiug 
gebraaehte, daranter aaeh die Qewinaiug Ton Spelsetalg bestimmten Tiüg- 
schmelaen Terstanden hat. (Wameyer, Jahrb.) 

^ Bntslebnng der Oenebmfgiug mm Handel mit Gift und üntereagnng 
des Handels mit Drogen nsw. wegen Unsnrerlässlgkelt. Urteil des 
Prenfiischen Oberrerwaltnngsgerichts vom 21. Norember 1910. 

Die Angabe des Beklagten, er habe die rorrätig gehaltenen giftigen 
Stoffe, sn deren Feilhalten ihm eine ErlanbniB nicht erteilt sei, nicht rer* 
kaufen, sondern su seinem persönlichen Qebranche benntzen wollen, ist nicht 
glaubwürdig. Aber selbst wenn man dieser Behanptung Gianben schenken 
will, bleibt immer noch die Tatsache Aber, daß er Gifte mit Gtonußmitteln und 
anderen Gegenständen zusammen anfbewahrt hat, wodurch sehr leicht ein 
ünglttck geschehen kann. Auch die Behanptung, daß in seinem Betriebe eine 
Verwechselung Ton Mitteln, die zu TerhängnisToUen Folgen hätte lOhren 
können, noch nicht rorgekommen sei, ist nicht als entscheidend anzusehen; 
denn ein Einschreiten bt bereits dann geboten, wenn die Handhabung des 
Gewerbebetriebes eine solche ist, daß dadurch eine Gefährdung von Leben 
und Gesundheit der Menschen zu besorgen ist. 


^ Kola Dniti Ist als ein Heilmittel aniusehe]^ dessen Fellhalten 
nnd Terkanf nach der Eatserllrhcn Terordnnng Tom 2a. Oktober 1901 den 
Apotheken Torbebalten Ist. Urteil des Preußischen Kammerge- 
richte (I. Str.'S.) Tom 81. Oktober 1910. 


Abfllllge Kritik der Entscheidungen der IritUehen Ehrengerichte. 
Urteil des preußischen ärztlichen Ehrengeriohtsholes rom 
21. Juni 1909. 

Das Ehrengericht hat folgende Sätze ans der genannten, bei den Akten 
befindlichen Broschttre, als deren Verfasser sich der Angesohnldigte bekennt, 
beanstandet: 

1. Seite 4, Zeile 6 t. o.: «Die erste Bedingung fflr ein jedes Urteil ist, 
daß seine Beweisfttbrung eine ttberzeugende sehi muß. Diese Bedingung ist 
hier in keiner Weise eifttllt. Das Urteil ttbemimmi die Aussage einer 
unzweifelhaft hysterischen Person, deren Aussage bei jedem wissenschaftlich 
Gebildeten schwerste Bedenken erregen muß, unbesehen nnd ungeprüft auf 
die Möglichkeit der bekundeten Tatsachen. Durch ein solches Vorgehen setzt 
sich das Urteil mit der Wissenschaft in Gegensatz nnd yerstOßt ebenso gegen 
anerkannte Grundsätze, gegen die zwingenden Gesetze der Logik, wie gegen 
die Pfiicht der Objekten Würdigung des zur Verteidigung angebotenen Beweis* 
materials.“ 

2. Ebenda Zeile 17 y. o.: «Es übernimmt aber nicht nur die Aussage 
einer Hysterischen als die einer Gesunden, es yeiwendet das Experiment, zur 
Beruhigung dieser Kranken angestellt, zum yollen Verderben des Ange* 
schuldigten nnd wandelt eine au den Bat eines älteren ärztlichen Kollegen 
zu solcher Bernhignng abgegebene schriftliche Erklärung zum yernichtenden 
Geständnis einer Sebald." 

8. Ebenda, Zeile 24 y. o. nnd Seite 6, Zeile 11 y. o.: «Gegen eine Ans* 
legnng nnd Umkehrung der Tatsachen ist der einzelne machtlos. Er ist nmso 
machtloser, wenn, wie im yorliegenden Falle, sämtliche Bechtsmiltel der 
Verteidigung beschnitten werden* .... und: «wie die besprochenen Urteile 
das angebotene Verteidignngsmaterial zu Unrecht unberücksichtigt gelassen 
haben." 

Da nu über die Bernfung des Angeschuldigten zu yerbandeln war, so 
hatte der Ehrengerichtshof nur die eingangs angeführten Telle der Broschüre 
seiner Beurteilung zu unterziehen, welche der erste Bichter gewürdigt und 
in welchen er eine Verfebinng des Angescbnldigten erblickt hat. 

Dabei hat der Ehrengerichtshof dem Urteil des Ehrengerichts nicht 
überall zu folgen yermocht. Der Ebrengerichtshof ist dayon ansgegangel^ 
daß es nicht Aufgabe der ehrengerichtlichen Bechtsprechnng ist, ln dieseiii 
Talle zu prüfen, ob eine Beleidigung im strafrechtlichen Sinne yorliegt. Dies 
SU prüfen wäre allein Aufgabe des ordentlichen Strafrichters. Die ehren- 



844 Bechtspreohimg and Hediiinol • (Jesetegebmif. 

geriehtlidie IdbUbb hat Tielmehr anf Qnud dea fftr ihr Urteil allräi maß- 
gebeadea § 8 dea Geeetaea Tom 26. Norember 1899 anaachliefilieh an prttfea, 
ob der Angeachnldigte aich dnrch sein Verhaltea der Achtoag nawtUÜg 
geaeigt hat, welche der dratliche Beml erfordert. 

Sicherlich würde diese weitgehende Folgernag ann der Veröffentlichnag 
dea Aageachnldigten an ziehen sein, wenn er tatsKcblich die ebrengcrichtlichea 
Inatanaen dea vorprozesaea ohne Grand der Pfliohtverietznng beachnldigt 
hüte, doch bat der ärztliche Ehrengerichtahol eine dahingehende Featatellnag 
nicht an treffen vermocbt. Die Behanptnng dea Angeadinldigten, daß ihm 
der Vorwnri der Pflichtverletanng fern gelegen habe, lat nicht an widerlegen. 
Schon der Untertitel der Broachfire ,ein Bild aeiner ünznlänglichkeii* und die 
Tataache, daß der Angeachnldigte in ihr ala Zweck aeiner YeiOffentlicbang 
hinatellt «die Beformbedttrftigkeit dea Geaetzea über die Ehrengerichte an 
illnatrieren“, nnteratützen die Annahme, daß ea dem Angeacbnldigten nicht 
aowohl auf eine Kritik der konkreten ehrengerichtlichen Organe, ala anf eine 
aolohe der Organisation angekommen iat. Dazn kommt, daß den weaentlidien 
Inhalt der Broachttre die aktenmäßige Daratellnng dea Verfahrens bildet nnd 
daß dnrch diese der Angeachnldigte den Lesern selber das Material an die 
Hand gegeben hat, mit dem sie den Wert seiner Kritik nachptüfen 
konnten. 

Bei Würdignng dieser Tatsachen zwingen die Tom Vorderrichter 
gerügten Bedewendnngen in der Terhältnismäßig knrzen Einleitnng. die der 
Angeachnldigte der Verbffentlicbnng der Aktenstücke yorangeachickt hat, 
nicht an der weitgehenden Anslegnng, die der Vorderrichter ihnen gegeben 
hat. Es iat nicht nnmOglich, daß der Angeachnldigte mit den Worten «das 
Urteil übernimmt die Anasage . . . nnbeaehen and nngeprflft anf die MOgÜeh- 
keit der beknndeten Tatsachen** nnr hat znm Anadrnck brbgen wollen, daß 
der Ton ihm angebotene SachTeratändigenbeweia über angebliche Unmöglichkeit 
nicht erhoben worden seL Ebensowenig schließt der Ansdrnck «wandelt 
eine .... Erklärnng znm Ternichtenden Geständnis seiner Sebald** die Ans« 
legnng ans, daß nnr ein objektirer Irrtnm des Ehrengerichts behanplet werden 
solle- Endlich enthält anch die Behanptnng, ihm seien sämtliche Becbtsmittel 
der Verteidignng beschnitten worden, an sich nicht den Vorwarf, daß dabei 
ein pflichtwidriges Verfahren eingeschlagen worden sei, nnd der hieran dem 
Angesoholdigten vom Vorderrichter gemachte Vorwurf, er habe den Lesern 
die Tatsache yerschwiegen, daß den Beweisanträgen znm Teil stattgegeben 
worden sei, trifft insofern nicht an, als er das Aktenmaterial yerOffentlieht 
hat, ans dem dies heryorgeht. 

Allein wenn auch hiernach dem Angeschnldigten geglaubt werden kann, 
daß er an die Anslegnng, welche das Eorengericht seinen Worten hat snteil 
werden lassen, nicht gedacht and die yom Ehrengericht beanstandeten 
schweren Vorwürfe nicht hat erheben wollen, so mnß dem Angeschnldigten 
doch anr Last gelegt werden, daß er jedenfalls mit der Ehre der Ehrenrichter 
im Vorprosesse leichtfertig nmgegangen ist. Er hat Worte gewählt, welche 
bei seinen Lesern im Vorprosesse leichtfertigt nmgegangen ist. Er hat Worte 

f ewählt, welche bei seinen Lesern mit Leichtigkeit den Eindruck heryormfen 
onnten nn^ wie das erstinstanzliche Urteil beweist, beryorgernfen haben, er 
wolle dea Vorwarf der Pflichtyergessenheit gegen die Ehrenrichter erheben. 
Er hat sich dabei, wie der Vorderriebter zutreffend nachweist, auch objektiy 
unrichtiger Behanptnngen über das Verfahren der ehrenrichterlichen Inatanaen 
im Vorpsoaesse schuldig gemacht. Anch eine solche Handlnngsweise erscheiat 
eines Arztes unwürdig and maß ehrengerichtliche Bestrafnng nach aich sieben. 
Doch erscheint sie Immerhin so yiel leichter, als die yom Vorderriebter ihm 
anr Last gelegte Verfehlong, den wissentlich anrichtigen Vorwnrf der Pflicht- 
yerletanng erhoben an haben, nicht antrifft nnd daher eine Herabsetanng der yon 
diesem yerhäagten Strafe auf einen Verweis angemessen erschien. 


({aUtlernnf einer Iratllehen Honorarfordemng naeh Ausstellung 
eines entsprechenden Sehnldsrhetns. Urteil des prenß. ärztlichen 
Ehrengerichtshofes yom 22.Noyember 1909. 

Die Benrteilnng des yorliegenden Tatbestandes ist yon der Beantwortung 
yerschiedener Bechtsfragen, insbesondere der Fragen abhängig, ob der An* 
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Msehaldigte als Ant efneii vsmittelbarea Aaipraeh ani Zablaog fttr seine 
irsUlohen BemUhiingen bei ünlallTexletsten gegen die Bersfagenossensohaft 
bat, ob also die Verlligang der Bernfsgenoesenschaft, welche Torberige Zablnng 
seiteas des Verletsten an den Arst Terlaagte, berechtigt war, und ob der 
Angesoholdigte eine irstliche Liquidation, über deren Betrag ihm ein Schold- 
sohein ausgestellt war, quittieren durfte. Das Ehrengericht hat die Ent* 
Scheidung der ersten Frage dahingestellt gelassen, hat aber zu Gunsten des 
Angeschudigten angenommen, daß er einen unmittelbaren Anspruch gegen die 
Beruisgenossenschalt verfolgen zu kOnnen glaubte. Daß Angeschuldigter nach 
bürgerlichem Recht quittieren konnte, wenn ihm ein Schuldschein Über eine 
Forderung ans ürztlicher Bemühung ausgestellt war, hat das Ehrengericht 
zutreffend angenommen. Die ursprüngliche, kausale Schuld ist durch Um¬ 
wandlung in eine abstrakte Schuld getilgt. An diese zu Gunsten des Ange- 
schuldigten erfolgte Beuiteilnng des BechtsveihUtiiisses war der Ehren- 
gerichtsbof gebunden. 

Entscheidendes Gewicht bat das Ehrengericht allein auf die Frage 
gelegt, ob der Angeschnldigte die Bemfsgenossenschaft in standesnnwürdiger 
Weise hat täuschen wollen. Bei Prüfung dieser Frage ist zunächst darauf 
Gewicht zu legen, in welcher Form denn die Bernfsgenossenschaft dem Ange* 
schuldigten Mitteilung von dem neuen Zahlungsmodus gemacht hat. Die 
Berufsgenossenschaft hat ihm nicht, wie dem Ebrengericht, den Zweck ihres 
Vorgehens dargelegt, sondern sie hat, wie das oben wiedergegebene Schreiben 
vorn 17. Juli 1906 zeigt, lediglich verfügt, daß in Zukunft nur gegen quittierte 
Rechnung des Arztes dem Verletzten das Honorar erstattet werde. Run mag 
sieh ja der Angeschnldigte den Zweck dieses Vorgebens haben erklären 
künnen, mitgeteilt war er ihm jedenfalls nicht. — Zn beachten ist ferner, daß 
die Verfügung der Bernfsgenossenschaft gerichtet war gegen das Publikum, 
das zu hohe ärztliche Leistungen verlangte, nicht gegen den Arzt. Daß 
Angeschuldigter etwa bestrebt gewesen wäre, seine Liquidation zu erhöben, 
ist in keinem Falle behauptet und ihm nicht zur Last gelegt. In dem ersten 
Urteil ist die Aogemessenheit der vom Angescbnldigten verfolgten Forderungen, 
die zum Teil auffällig hoch erscheinen, nirgends bemängmt. — In welcher 
Weise ferner der Angeschnldigte seine berechtigten Ansprüche verfolgte und 
gegen die seines Erachtens unberechtigte Verfügung der Bernfsgenossenschaft 
vorging, war, solange er in der Wahl des Mittels sich nicht gegen § 8 des 
Gesetzes vom 25. November 1899 vexfthlte, Sache seiner freien Eotschheßung. 
Das Recht, statt barer Zablnng sich mit Ausstellung eines Schuldscheins zu 
begnügen, kann dem Angescbnlgten nicht bestritten werden. So ungewöhnlich 
solches Vorgeben insbesondere den ländlichen Patienten gegenüber sein mag, 
so konnte es für sieh allein eine ehrengerichtliche Bestrafung des Ange- 
schuidigten nicht begründen. Es mußte dabei auch berücksichtigt werden, 
daß der Angeschuldigte es gerade in dieser Art von Praxis durchweg mit 
armen Leuten zu tun hat, die tatsächlich derartig hohe Beträge nicht sofort, 
meistens auch innerhalb der kurzen Verjährungsfrist, nicht bar zahlen können. 
Die Tatsache, daß der Angeschnldigte sich Schuldscheine der vorliegenden 
Art ansstellen ließ, allein genügte jedenfalls nicht zu seiner ehren gerichtlichen 
Verurteilung. — Wesentlich fini ferner ins Gewicht, daß der Zweck der 
Berufsgenossenschaft, den ärztlicher Hilfe Bedürftigen bezüglich der durch 
sie erwachsenden Kosten das Verantwortlichkeitsgefühl zu schärfen, bei dem 
Vorgeben des Angescbnldigten auch erreicht wurde. Der Angeschnldigte 
verschiechterte sogar die Rechtslage der Schuldner wesentlich, indem an die 
Stelle der nach den Einzelpositioeen angreifbaren ärztlichen Forderung ein 
abstraktes Scbuldversprechen auf Zahlung einer bestimmten Summe, unabhängig 
vom Schnldgrund und verzinslich mit 5*’/o trat. Darin, wie der Angeschnldigte 
diese Schuldscheine erlangt hat, und ob er deren Ausstellung im Binzelfi^e 
in standesnnwürdiger Weise erzielt bat, lag das wesentlichste Moment für die 
ehrengerichtliche Beurteilung und diese Richtung war auch der Vorunter¬ 
suchung gegeben. Das erste Urteil indessen hat in dieser Beziehung Über¬ 
haupt keine dem Angescbnldigten belastende Featstellungen getroffen, vielmehr 
seine Verfehlung ausdrücklich allein in der Täuschung der Bernfsgenossen* 
Schaft gesehen. In dieser Beziehung ließ sich aber nach obigen Ausführungen 
das erste Urteil nicht aufrecht erhalten. Der Angeschnldigte ist sehr Über¬ 
legt vorgegangen. Die Verhandlungen ergeben, daß der Angeschnldigte, 
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atohdea die Terlftmiag der BeraffgeBOMeesehaft ergeajm war, ebe raeehe 
Beaahloag ealaer Honorarforderoagea erstrebte und der Ehreagerlchtsbol bat 
aegeaommea, daß die Mittel, die der Aageecbaldigte rar Emdebug dieses 
Zweokes ia Aaweadug gebracht bat, r^tlicb sulissig ud aacb ebrea* 
geriebtlicb nicht ra beustuden sind. 

Hiemaoh war der Aageaehnldigte kosteslos (§ 46 des EhreBgeriebts- 
gesetaes) lieiraspreebea. 


Aasstellneg elaes iritllebea Attestes anter Terscbwelgaag weseat* 
lieber HoBtente* Bescblnfi des Prenßiscbea brstlicbea Ebten- 
gericbtshofs vom 22.Movember 1909. 

Die Beschwerde war als ubegrOndet rarflckraweisen ud die Ent« 
sebeldug des Ehrengerichts lediglich ra bestätigen. Mit Becht stellt du 
Ehrengericht fest, daß dem Angescbnldigtea auf Qrud der üntersncbug 
(Anfang M&rs 1908), welche der Ansstellang des inkriminierten Attestu Tor- 
augehen maßte, die Schwangerschaft der Patientin nicht verborgen bleiben 
konnte ud daß er, wenn er diese Erscheiaug in einem Attest, welchu der 
Patientin ra einem ürlanb „in abguchiedener Gegend* gerade rar Zeit der 
Entbindug verhelfen sollte, verschwieg, mindestens fahrllssig handelte. Ancb 
wenn der Angeschaldigte du Attest etwa swei Monate nach der üntersncbug 
augestellt hat, hätte er die Schwangerschaft bei sorgfältiger Üntersncbug 
erkennen müssen, da die Lehrerin D. bereits am 16. Jnll geboren hat. Der 
Ehrengericbtshof hat Fahrlässigkeit bei Ansstellang von Attesten, ramü 
von Attesten, die snm Qebranch gegenüber Behörden bestimmt sind, stets als 
buonders schwere Verfehlnng gngen die Pflicht sorgfältiger Bernfsansübug 
bestraft. Die vom Ehrengericht erkunte Strafe (200 Muk Qeidbnße) Ist 
ugemessea. 


ChitMbtllche Aeasraraag Aber den Oelstesrastead efaer Perraa abae 
veraafgegaBgeae pemflnltehe Datersaehang ledlgllcb anf Graad der Aktea 
Ist alcbt Btanduanwflrdlg. Beschluß des prenß. ärstllchen Ehren« 
gericbtshofs vom 4. April 1910. 

Die Behanptug des Angeschnldigten, daß er du im Wortlaut vor- 
liegude Gutachten anf persönlichen Wunsch du Bechtsuwalts v. H. auf 
Grund du ihm von diesem vorgelegten Aktenmaterials ausgurbeitet habe, 
ist nicht widerlegt. Die Auffassung des Ehrengerichts, daß du Gutachten 
als Gutachten rar Verwendung im Strafverfahren bestimmt gewesen sei. Ist 
nicht bewiuen. Der als Zeuge benannte Bechtsanwalt v. H. ist nicht gehOrt. 
Es kann aber einem Arste nicht verwehrt sein, seine persönliche Auffusug 
über den psychischu Zutud einu Menschen auf Grund von schriftlichu 
Belegen über dusen Verhalten in gutachtlicher Form auf Wusch eines 
Interessenten niederzalegen. In diuem Falle wünschte der guchiedene Ehe« 
mann eine Aeußerung du Arstu über du buonders in sittlicher Besiehnng 
auffällige Verhalten seiner früheren Ehefrau. Darin, daß der Angeschaldigte 
diuen Wunsch erfülite, ist keine ehrugerichtliche strafbare Verfeblug su 
erblicken. Umsoweniger, weil der Angeschnldigte mit klaren Worten im 
Gutachten noch besonders zum Ausdruck gebracht hat, daß diesu eich nur 
auf persönliche Mitteilungen und auf Handakten stütze, daß ihm Frau von A. 
persönlich nicht bekannt und daß ihm deshalb (ine ganz exakte Beantwortung 
der Frage, wie weit ihre freie Willensbestimmung ausguchlossen oder be« 
schränkt sei, unmöglich sei. Da dies wiederholt zum Ausdruck gebracht Ist, 
konnte über die Veranlauung und den bedingten Wert dieser gutachtlichen 
Aeußerung nirgendswo ein Zweifel entstehen. Eine nicht gewissenhafte 
Berufsauübnng kann hiernach dem Angeschuldigten nicht rar Last gelegt 
werdu. 

Der Angeschaldigte war daher kostenlu (§ 46 du EhrugerlchtsgeMtsu) 
freinusprechu. _ 


Ausstellung elaes »Vlploau** Aber erteilten Vaterrlcbt ln der Hatur« 
bellkUBde Ist studeswfdrlg. Beschluß des Preußischen ärstlichea 
Ehrengeriebtshofs vom 22.November 1909. 
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Die AoMtellaag des Diploms ist, wie der Asgeschnldigte anch sonst 
schon wegen Reklame bestraft ist, beseiebnend Ittr die nledrise Anffassnne 
des Angescbnldigten vom Iratlicbeu Berat. Mit Tolltönenden Worten*) wird 
die Leietnng des «Instltats** des Angescbnldigten angepriesen nnd vom An* 
geschnldigten in seiner Tielseitigen Eigenschaft als .PrtUnngskommissioB*, 
uDir^tor and Lehrer“ ein , Diplom“ aasgestellt, dessen Anpreisnagen geeignet 
sind, in Laienkreisen Irrtfimer sn erregen and Schaden an stiften. Der An* 
geschnldigte konnte als geirissenhafter Arst ein derartiges Zengnis nicht ans- 
steUen and ist, well er es getan hat, mit Recht nnd angemessen bestraft 
worden. 


Yerstisst ein Arit, der seinen Patienten empfiehlty die ren Ihm 
Terordneten Heilmittel in einer bestimmten Apotb«*ke oder Dregenhnnd- 
Inng in knnfen, gegen die Pflichten seines StandoHf Besohlnfi des 
prenS. ärstlichen Ehrengeriehtshofs vom 22.No7ember 1909. 

Der Ehrengerichtshof hat weniger Qewieht darauf gelegt, ob der 
Angeschnldigte wnfite, daS die von ihm Terordneten Aspirintabletten nach 
§ 1 (Verseichnis A Nr. 9) der Kaiserlichen Verordnnng, betreffend den Verkehr 
mit Arsneimitteln vom 22. Oktober 1901 (Reichsgesetsbiatt Seite 880) anOer- 
halb der Apotheken nicht feilgehalten oder yerkanft werden dürfen. Wesent¬ 
licher erschien ihm yielmehr die Frage, ob der Angeschnldigte als Arst eine 
bestimmte Apotheke oder Drogenhandlnng, wie geschehen, in der Wdsc 
beyorsngen durfte, daß er seinen Patienten empfahl die von ihm Terordneten 
Heilmit^ in einem bestimmten Qeschäft sn kanfen. Diese Frage ist aber sn 
yerneinen. Dafür, daß Angescbnldigter eine Scbidignog seiner Patienten bitte 
befürchten kOnnen, wenn sie nicht in einem bestimmten Geschäft kauften, hat 
der Angeschnldigte aasreichende Tatsachen nicht angeführt nnd hat es nicht 
sn recbUertigen yermocht, weshalb er sie gerade an ein Geschäft yerwies 
oder sie anm Besag yon Arsneimitteln in eine Drogenhandlang schickte. 
Solches Verfahren kann am so weniger gerechtfertigt erscheinen, als ebenso 
wie die Apotheken auch die Drogenhandiangen in ihrem Geschäftsbetriebe 
regelmäßiger medisinalamtlicher Ueberwachang anterstehen. Das Verhalten 
des Angescboldlgten erscheint geeignet, den Verdacht sa erwecken, als hätte 
er gerade einem bestimmten Geschäftsmann bestimmte geschäftliche Vorteile 
nnwenden wollen. Aas diesem Grande ist er mit Recht ehrengerichiu^ 
bestraft worden. 

Es kommt hinso, daß es schon durch das Medisinaledikt yom 27. Sep¬ 
tember 1726 und die Verordnung yom 17. Noyember 1798 (yergL Flügge: 
das Recht des Arstes, Seite 103) ontersa^ ist, die Patienten für den Besag 
yon Arsneimitteln an eine bestimmte Apotheke sa yerweisen. Die fortdanernde 
Gültigkeit dieser gesetsUchen Bestimmungen, welche auch anf Drogenband¬ 
langen entsprechende Anwendung sa finden haben, ist durch Urteil des Ober- 
yerwaltangsgerichts yom 29. Märs 1897 festgestellt. Ausnahmen für den 
Fall, daß sar Zabereitong der Arzneimittel eine besondere Gescbicklicbk^ 
erforderlich ist oder daß der Arst nach seiner Sachkenntnis glaubt, daß sie 
in dieser oder jener Apotheke nicht gleich gut angefertigt werden, sind in 
diesen Bestimmungen besonders yorbehalten und kOnnen selbstyerständlick 
auch für die ehrengerichtliche Prüfung wesentlich sein. Der Angeschnldigte 
hat aber im yorliegenden Falle in ueser Beziehung wesentliche Tatsachen 
nicht anzuführen yermocht. 

War daher die ehrengerichtliche Bestrafung des Angeschuldlgten be¬ 
gründet, so erschien doch eine Geldstrafe nicht am Platz, yielmehr nach Lage 
des Falles die mildeste Strafe der Warnung ansteichend nnd angemessen. 


la dem Diplom heißt es n. a.: ,Die Prüfnngskommission* nnd .DirekÜon 
nnd Lehrer“ — beidemal geseiohnet «Dr. K. R.“ — bescbeinigen darin, daß 
Friialein W. im „ärztlichen Elektromedizinischen physikalisch-diätetischen nnd 
biochemischen I^rinstitnt* einen Kursus durcbgemacht hat. „Da mein 
Lahrbstitnt mit einer renommierten Hellaastalt für alle akuten und chroni¬ 
schen Krankheiten yerbnndea ist*. 
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Medizinal - Geeebgebung. 

Könlg^AlOl» PrOHfllMOlla 

AboBneaieAt auf die YerSireutllehnugen des Kaiserliekeu eesuud* 
heltsamts seitens der Medlzlaalbeamten in ermässlgten Preisen« ErlaA 
des Ministers der nsw. Medlzinalangelegenheiten Tom 19.No' 
yember 1910 — M. Nr. 2779 — an sämtliclie Herren Beciernngsprisidenten. 

Nach dem Schlußsätze des Erlasses rem 15. April 1899 — H. Nr. 862 
— sollte mir zam 1. Oktober jedes Jahres ein Verzeichnis der Medizinal« 
beamten eiogereicht werden, die rom folgenden Jahre ab die VerOffentliohangen 
des Kaiserlichen Qesandheitsamtes za dem mit der Sp ringer sehen Verli^« 
bachhandlang yeieinbarten ermäßigten Preise Ton jährlich 7,75 M. za beziehen 
wünschen. 

Der Einreichung eines solchen Verzeichnisses an mich bedarf 'es künftig 
nicht mehr. Dagegen ersache ich ergebenst, die hinsichtlich der Besteller der 
gedachten VerOffantUchangen eintretenden Veränderungen alljährlich som 
1. Noyember der Verlagsbachhandlang von Jalias Springer, hier Nr. 24 
Monbijoaplatz 8, gefäUi^t unmittelbar mitznteilen. 


Anhdrnng von Saehferstlndigen ans den Kreisen des Handelsstandes 
'' nsw. bei Nnhrnngsmlttelrerfllschangen. Erlaß der Minister für Handel 
and Gewerbe, der asw. Mediainalangelegenheiten, für Land¬ 
wirtschaft und des Innern vom 1. Dezember 1910 — M. f. H. n. 
O. Ub Nr. 11281, M. d. g. A. M. Nr. 7716, M. f. Ldw. pp. I A Ule Nr. 8184, 
M. d. Inn. II d Nr. 8362 — an sämtliche Herren Begierangspräsidenten. 

Ew. Hochwohlgeboren lassen wir beifolgende Abs^rift einer Eingabe 
der Handelskammer in Odin vom 6. Oktober d. J. ergebenst zagehen, in der 
beantragt wird, daß den Nahrangsmitteiantersachungsämtein die Heranziehong 
von Sachrerständigen aas den Ereuen des HandSsstandes, des Handweru 
und der Aerzte künftig allgemein and nicht nur für sweilelhalte Fälle zur 
Pflicht gemacht wird. 

Wir bemerken hierzu ergebenst folgendes: 

Die Begatachtang der im allgemeinen Verkehr beflndlichen Nahrnn» 
mittel für die Zwecke der polizeilichen Aafsicht über den Lebensmlttelverkdir 
ist, soweit nicht für einzelne Nahrangsmittei besondere Bestimmangen gelten, 
ln erster Linie Sache der Nahrangsmitteichemiker bei den als Öffentlich aner¬ 
kannten and ihnen gleich erachteten Nahrangsmitteiantersachongsanstalten. 
Insbesondere haben die Nahrangsmittelchemiker sich za änßern, wie die von 
Urnen antersachte Ware chemisch zasammengesetzt ist, inwieweit diese Za- 
sammensetzang von den im Sinne der Nahrangsmittelchemie za steUenden 
Anforderungen abweicht and ob die angewandten Behandlangsweisen vom 
Standpankte der Nahrangsmittelchemie als einwandfrei za bezeichnen sind. 
Der Anböraog von Sachverständigen aas den Kreisen des Handels oder des 
Handwerks seitens der Polizeibehörden bedarf es, wie auch ans dem Wortlaut 
des E'iasses vom 22. Februar 1904 — M. d. g. A. M. Nr 5597, M. d. Inn. U a 
Nr. 1506, U. f. H. a. G. II b Nr. 1199 — za entnehmen ist, nur in zweifel¬ 
haften Fällen, d. h. in solchen, in denen es nicht ohne weiterns offenslchtUch 
ist, daß eine Verfälschung zam Zwecke der Täaschang in Handel and Ver¬ 
kehr vorgenommen worden ist. Dabei ist besonders darauf za achten, daß 
die zagezogenen Personen wirklich sachkandig, einwandfrei und tunlichst on- 
befangen sind. Für die Zasiehang von beamteten Aerzten und Tiertaten ln 
Fragen, die ihre Wissensgebiete betreffen, bedarf es keiner weiteren Klia- 
terongen. 

Ew. Hochwoblgeboren ersuchen wir ergebenst, gefälligst an veran¬ 
lassen, daß seitens der OffentUchen Untersacbangsanstalten, soweit es noch 
nicht der FaU sein sollte, nach diesen Gesichtspankten verfahren wird, und 
steUen entsprechende Benachriohtigang der dortigen Handelskammer anhriiw. 


Bedaktion: Gkh. Med.-Bat ProlDr.Bapmnnd, Bog.- n.Med.-Batln MindenLW. 

J. 0,0. Brau. Haraofl. Siebs, n. V. 8ek.-Ii. HofbaehSnekSNl In MIaSu. 





















